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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/61/EU 
über die Verwalter alternativer Investmentfonds 
(AIFM-Umsetzungsgesetz - AlFM-UmsG) 


A. Problem 

AIFM-Richtliiiie 

Die Richtlinie 2011/61/EU des Emopäisclieii Parlaments luid des Rates vom 
8. Jimi 201 1 über die Verwalter alternativer Investmentfonds imd zur Ändenmg 
der Richtlinien 2003/41/EG imd 2009/65/EG luid der Verordnungen (EG) 
Nr. 1060/2009 imd (EU) Nr. 1095/2010 (ABI. L 174 vom 1.7.2011, S. 1)(AIFM- 
Richtlinie) ist bis zum 22. Juli 2013 in nationales Recht imiznsetzen. Ziel der 
Richtlinie ist es. gemeinsame Anfordeningen für die Zulassung von Verwaltern 
und die Aufsicht über Veiwalter alternativer Investmentfonds (AIF) festznlegen, 
um für den Umgang mit damit zusammenhängenden Risiken für Anleger imd 
Märkte in der Union ein kohär entes Vorgehen zu gewährleisten. 

Die AJFM-Richtlinie regelt zimächst die Veiwalter von AIF für professionelle 
Anleger. Daneben steht es den Mitgliedstaaten nach der AIFM-Richtlinie frei. 
AIF auch als Anlagemöghclikeit für Piivatauleger znzulassen. Soweit die Mit- 
ghedstaateii von dieser Mögliclikeit Gebrauch machen, gelten die Vorscliriften 
der AIFM-Richtlinie als Mindeststandards. Die AIFM-Richtlinie stellt es den 
Mitghedstaaten frei, sowohl für- die Manager von Publikiuns-AIF als auch für 
die Publikiuns-AIF selbst strengere Regelungen aufzustellen. Auch im Hinblick 
auf Manager von AIF für professionelle Anleger und diese AIF räumt die 
AIFM-Richtluüe den Mitgliedstaaten das Recht ein. zusätzliche Regelimgen für' 
ilire Fondsmanager oder Fonds zu treffen bzw. beizubehalten. Zu berücksichti- 
gen ist dabei, dass diese Regelimgen nicht die Fimktionsfähigkeit des in der 
AIFM-Richtlüüe vorgesehenen EU-Passes beschränken dürfen. 

Verorduimgen über Europäische Risikokapitalfonds sowie über Eiuopäische 
Fonds fth soziales Untemeluuertiuu 

Darüber hinaus wurden auf europäischer Ebene die Verordnung (EU) Nr. 345/ 
2013 des Einopäischen Parlaments luid des Rates vom 17. April 2013 über 
Europäische Risikokapitalfonds (ABI. L 115 vom 25.4.2013, S. 1) imd die Ver- 
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ordnimg (EU) Nr. 346/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. April 2013 über Europäische Eonds für soziales Unternehmertum 
(ABI. L 115 vom 25.4.2013,8. 1 8) verabschiedet. Ziel dieser EU-Verordmmgen 
ist es, durch einen EU-einheithchen Ralmien den Kapitalfluss an kleinere imd 
mittlere Untemelimen bzw. Soziahmtenielmien zu verbessern. Da die EU-Ver- 
ordnimgen ebenfalls am 22. Juli 2013 in Kraft treten sollen, werden im nationa- 
len Recht die für die Anwendimg dieser Verordnmigen notwendigen Regehm- 
gen geschaffen. 

OGAW-Richtlinie 

Neben diesen neuen Regtilieningsmaßnahmen gibt es im hivestmentfonds- 
bereich bereits die Richtlinie 2009/65/EG des Einopäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juh 2009 zm Koordinienmg der Rechts- imd Verwaltimgsvor- 
schriften betreffend bestiimnte Oraaiüsmen für gemeinsame Anlagen in Wert- 
papieren (OGAW) (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 1) (OGAW-Richtlinie). Die 
OGAW-Richtlinie ist in der Bundesrepublik Deutschland im Investmentgesetz 
umgesetzt. 


B. Lösung 

Der Gesetzenfwurf strebt die Schaflftuig eines Kapitalanlagegesetzbuches an. in 
welches sämtliche der oben genaimten einopäischen Regulienmgsmaßnahmen 
aufgenormnen werden. 

hn neuen Kapitalanlagegesetzbuch 

- würde die AIFM-Richtlinie lungesetzt. 

- würden imter Aufhebimg des Investmentgesetzes die Regelungen zin Umset- 
zimg der OGAW-Richtlinie integrieil mid 

- würden die Regelimgen aufgenommen, die für die Anwendung der Einopä- 
ischen Verordnimg über Risikokapitalfonds luid der Einopäischen Verord- 
nimg über Europäische Fonds für soziales Untemehmeilum erforderlich sind. 

Das Kapitalanlagegesetzbuch soll sowohl die Reguhenuig der Manager von 
OGAW imd der Manager von AIF als auch die Reguhenmg der offenen imd ge- 
schlossenen Investmentfonds selbst umfassen. Es würde ein in sich geschlosse- 
nes Regelwerk im Investmentbereich. das heißt sowolil für sämthche Fonds als 
auch für ihre Manager, bilden. 

Zudem soll durch dieses Regelwerk der Aufsichts- imd Regulienmgsrahmen 
nicht Hin an die geänderten europäischen Vorgaben angepasst, sondern auch 
fortenfwickelt werden. Dadmch soll ein Beitrag zur Veiwiil^chimg des europä- 
ischen Binnenmarktes im Investmentfondsbereich geleistet werden imd gleich- 
zeitig der Anlegerschutz einen einheitlichen hohen Standard eixeichen. 

Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Ändenm- 
gen des Gesetzentwmfs: 

- Erweitenmg der Definition von semiprofessionellen Anlegern; 

- Einfühnmg einer gesetzlichen Frist für die Genehmigung von Auslagenmgen 
zur Vermindenmg von Planungsimsicherheiten für AIF-Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaften; 

- Erstreckimg der Schwellenwertregelmig der AIFM-Richtliiüe auf geschlos- 
sene Publikimis-AIF mit einem stark begrenzten Anlegerkreis mid Fondsvo- 
limiina bis maximal 5 Mio. Emo sowie auf kleine geschlossene Publikums- 
AIF, wenn diese bestiimnte Voraussetzimgen erfüllen, die eine Anwendimg 
der Schwellenwertregelimg rechtfertigen, imi sogenamite Bürgerbeteiligim- 
gen. die sich an Energieprojekten beteiligen und bei denen eine räimiliche 
Nähe der Anleger zimi Anlageobjekt besteht. Rechmmg zu tragen; 
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- Klarstelliuigen und Anpassimgeu bei den Regehmgen für gesclilossene Pu- 
blikums-Aff, msbesondere Einführung von Anlau^hasen für die Erfülhmg 
der Risikoinischung sowie der Kreditaufiialmie- und Belastiuigsgrenzen; 

- Einführung nationaler Regehi für den grenzübersclu'eitenden Vertrieb von 
EU-AIE und ausländischen AIF dinch EU-AIE-Verwalnuigsgesellschaften. 
die in ihrem Herkimftsmitghedstaat gemäß Artikel 3 der AIEM-Richtlinie re- 
gistriert sind, an professionelle imd semiprofessionelle Anleger im Inland; 

- Schafiimg von Anzeigepflichten bei der Versicherung gegen Berufshafhmgs- 
risiken sowie im Hinblick auf die finanziellen luid bemflichen Gar antien der 
alternativen VerwahrsteUe; 

- Anpassimg der Regehmgen zur Bewertimg. indem ein einlieitlicher Standard 
bei der Bewertimg von Vennögensgegenständen von Immobilien-Sondei'ver- 
mögen imd gesclüossenen Publikums- AIF vor Erwerb (Ankaufsbeweitimg) 
geschaffen imd der Bedeutimg der laufenden Bewertung bei hiuiiobilien- 
Sondervermögen (Folgebeweitimg) Rechnimg getragen wird; 

- Anpassimg der Regehmgen zin Ausgabe und Rücknahme von Anteilen an 
Inmiobihen-Sondervemiögen. so dass die Ausgabe mm börsentäglich statt le- 
diglich vier Mal pro Jalir und die Rücknahme ebenfalls - nach Ablauf einer 
zwölfinonatigen Kündigimgsfrist -börsentäghch statt lediglich zu einem fes- 
ten Termin pro Kalenderjaln inöghch ist; 

- Ändenmg verschiedener Veilriebsvorscluiften; 

- Schafflmg imd Klarstellung verschiedener Übergangsvorschriften; 

- verschiedene redaktionelle imd klarstellende Ändenmgen. Ändenmgen zur 
Anpassimg an andere Gesetze imd Verordnungen sowie redaktionelle Anpas- 
simgen auf Gnmd des späteren hikrafttretens des CRD rV-Unisetzungsgeset- 
zes (Dracksachen 17/10974, 17/11474). 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 

Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 

DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Eraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Weder dem Bimd noch den Ländern imd Kommunen entstehen umnittelbare 
Haushaltsausgaben olme Erfüllungsaufwand. 


E. Erfüllungsaufwand 

hn Hinblick auf den sog. EU-Pass mit Drittstaatenbezug gibt es insgesamt 
69 Pflichten, die Erfiilhmgsaufwand für die Wirtschaft oder die Veiwaltimg ver- 
ursachen. Die Vorscliriften zimi EU-Pass mit Drittstaatenbezug und die damit 
verbimdenen Pflichten treten jedoch erst ab dem Zeitpimkt in IGaft. der in dem 
von der Europäischen Kommission nach Artikel 67 Absatz 6 der AIFM-Richt- 
Imie zu erlassenden delegierten Rechtsakt genamit ist. Deimoch schreibt die 
AIFM-Richtlüüe vor, dass diese Vorscliriften bereits in nationales Recht imige- 
setzt werden müssen. Da heute noch nicht genau bekannt sind, ob imd waim 
diese Vorscliriften in Kraft treten, wurde für diese Pflichten auf eine Schätzmig 
verzichtet. Die Kosten werden bei Inkrafttreten der entsprechenden Vorscliriften 
bereclmet. 
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E. 1 Erfullimgsaufwand fiii' Biügerimieu imd Büiger 

Es fällt kein Erfiillimgsaufwand fiii' Bürgeiinneii imd Bürger an. 

E.2 Erfullungsaufwand fiii' die Wirtschaft 

Der Erfiillimgsaufwand der Wirtschaft beläuft sich insgesamt auf 
85,3 Mio. Emo. Dabei entfallen auf laufende Kosten 49,1 Mio. Euro, die sich 
wiederum auf 42,6 Mio. Emo aus Erfiillimgsaufwand im engeren Siime imd 
6,4 Mio. Emo aus Kosten von Infonnationspflichten verteilen. Als Einmalauf- 
waud entstehen 36,2 Mio. Euro Kosten, davon 31.3 Mio. Euro aus Erfiillimgs- 
aufwand im engeren Shme imd 4.9 Mio. Emo aus Kosten von Infonuations- 
pflichten. Die Kosten sind jeweils nach einem standardisierten Modell geschätzt. 

Durch die vom Finanzausschuss empfohlenen Ändenmgen des Gesetzentwmfs 
entsteht folgender zusätzlicher ErftiUmigsaufwand: 

- Durch die Einftihrimg einer Pilifimg der Geschäftsleitereignimg bei Regis- 
trienmg von AIF-KapitalveiAvaltimgsgesellschaften. die die Bedingimgen 
nach § 2 Absatz 4b oder Absatz 5 erfiillen. in § 44 Absatz 3 KAGB ergibt 
sich, geschätzt nach einem standardisierten Modell der BaFüi. zusätzhcher 
Erfiillimgsaufwand ftü' die Wirtschaft in Höhe von ca. 200 000 Euro. 

- Die Schaffimg von Anzeigepflichten bei der Versiclienmg gegen Benifs- 
haftimgsrisiken sowie iin Hinblick auf die finanziellen und beruflichen 
Garantien der alternativen Verwahrstelle führen zu Bmokratiekosten aus 
lufomiationspflichteu von ca. 55 000 Emo. 

- Die Anpassimg der Regehmgen zm Beweilmig von lunnobilien-Sondei'ver- 
mögen und geschlossenen Publikums-AIF führt nach einem standardisierten 
Modell der BaFin dmch die Embeziehimg eines zweiten Bewerters zir zusätz- 
lichem Erfülhmgsaufwaud für die Wirtschaft von ca. 10 Mio. Emo. Im Detail 
ergeben sich folgende Schätzimgen: 



Inhalt 

Komplexität 

Zeit 
in Min. 

Fallzahl 

Erftillungs- 

aufw'and 

gesamt 

§231 
Absatz 2 

Zweiter Bewerter 
vor Erw'erb ftir Ver- 
mögensgegenständen 
über 50 Mio. Eiu'o 

hoch 

3 730 

55 

267 635 

§249 
Absatz 1 

Zweiter Bewerter 
ftir regelmäßige Be- 
wertung 

hoch 

3 490 

1 500 

6 829 494 

§261 
Absatz 5 
mid 6 

Zweiter Bewerter 
vor Erw'erb ftü' Ver- 
mögensgegenständen 
über 50 Mio. Euro 
bei geschlossenen 
Publikimis-AIF 

hoch 

3 730 

600 

2 919 658 


10 016 787 


E.3 Erfitlhmgsaufwand der Verwaltimg 

Für die Verwalürng ergeben sich ein laufender Erfülhrngsaufwand von 
5 Mio. Emo und ein eimualiger UmsteUimgsaufwand von 4,5 Mio. Euro, 
geschätzt nach einem standardisierten Modell. 

Durch die vom Finanzausschuss empfohlenen Ändenmgen des Gesetzentwmfs 
entsteht folgender zirsätzlicher ErfitÜmigsaufwaud: 

Durch die Einfiümmg einer Prüfimg der Geschäftsleitereignung bei Registrie- 
nrug von AEF-Kapitalverwaltimgsgesellschaften. die die Bedingimgen nach § 2 
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Absatz 4b oder Absatz 5 eifullen. m § 44 Absatz 3 KAGB ergibt sich, geschätzt 
nach einem standardisierten Modell der BaFin. zusätzlicher Erftillungsaufwand 
und die Veitvalning in Höhe von ca. 200 000 Euro. 


F. Weitere Kosten 

hn Rahmen der Finanzienmg der Bimdesanstalt für Finanzdienstleistimgsauf- 
sicht (BaFin) können den Untenielimen der Finanzbranche zusätzhche Kosten 
dinch die Erhöhimg der genaimten Umlage oder durch Einbeziehung in diese 
entstehen. 

Anderen Wirtschaftsuntemelmien. insbesondere mittelständischen Untenieh- 
men imd sozialen Sichenmgssystemen. entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

Durch dieses Gesetz entstehen den Untenielunen imd Verbrauchem keine immit- 
telbaren Kosten. Auswirkimgen auf die Einzelpreise imd das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind daher nicht zu ei'warten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle bescliließen. 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/12294 in der aus der nachstehenden 
Zusanunenstellung ersichtlichen Fassung anzimehmen. 


Berlin, den 24. April 2013 
Der Finanzausschuss 

Dr. Birgit Reiueinuud Ralph Brinkhaus Dr. Carsten Sieling 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 

Dr. Thomas Gambke 
Berichterstatter 


Björn Sänger 
Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/61/EU über die 
Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFM-Umsetzungsgesetz - AlFM-UmsG) 
- Drucksache 17/12294 - 

mit den Beschlüssen des Finanzausschüsses (7. Aüsschüss) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Richtlinie 2011/61/EU über die Verwalter 
alternativer Investinentfonds 
(AIFM-Umsetzungsgesetz - AIFM-UmsG* 

Vom . . . 


Der Biuidestag hat das folgende Gesetz besclüossen: 
Inhaltsübersicht 


Artikel 1 

Kapitalaiüagegesetzbuch (KAGB) 

Artikel 2 

Aufliebmig des Iiivestmeiitgesetzes 

Artikel 3 

Äiidenmg des Kapitalaiileger-Musterverfah- 
rensgesetzes 

Artikel 4 

Ändenmg des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Artikel 5 

Ändenmg des Unterlassmigsklagengesetzes 

Artikel 6 

Ändenuig des Handelsgesetzbuchs 

Artikel 7 

Ändenmg des Einfülmmgsgesetzes zum Han- 
delsgesetzbuch 

Artikel 8 

Ändenmg des Wertpapierhandelsgesetzes 

Artücel 9 

Ändenmg des Wertpapieiprospektgesetzes 

Artikel 10 

Ändenmg des Börsengesetzes 

Artikel 11 

Ändenmg des Vermögensanlagengesetzes 

Artikel 12 

Ändenmg des Aktiengesetzes 

Artikel 13 

Ändenmg des Gesetzes über Untenielmiensbe- 
teüigungsgesellschaflen 


* Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlime 2009/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juh 2009 zur Koor- 
dmiening der Rechts- und Verwaltungsvorschriflen betreffend be- 
stünmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 
(OGAW) (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 1). der Richtlime 2011/61/ 
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über 
die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der 
Rich tlini en 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) 
Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABI. L 174 vom 1.7.2011, 
S. 1) sowie der Anpassung an die Verordnung (EU) Nr. . ./2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 2013 über Europäische 

Risikokapitalfonds (ABI. L vom ... 2013, S ) und die Verordnung 

(EU) Nr. . . ./2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom . . . 
2013 über Europäische Fonds für soziales Unternehmertum (ABI. L 
vom . . . 2013, S. . . .). 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Richtlinie 2011/61/EU über die Verwalter 
alternativer Investmentfonds 
(AIFM-Umsetzungsgesetz - AIFM-UmsG* 

Vom . . . 

Der Bimdestag hat das folgende Gesetz besclüossen: 
Inhaltsübersicht 


Artikel 1 

unverändert 

Artikel 2 

Änderung des Investmentgesetzes 

Artikel 2a 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 

Artikel 6 

unverändert 

Artikel 7 

unverändert 

Artikel 8 

unverändert 

Artikel 9 

unverändert 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 11 

unverändert 

Artikel 12 

unverändert 

Artikel 13 

unverändert 


’ Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Rich tlini e 2009/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juh 2009 zur Koor- 
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriflen betreffend be- 
stimmte Oiganismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 
(OGAW) (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 1), der Richtlime 2011/61/ 
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über 
die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der 
Richtlinien 2003/4 1/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) 
Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ÄBl. L 174 vom 1.7.2011, 
S. 1) sowie der Änpassung an die Verordnung (EU) Nr. . . ./2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 2013 über Europäische 

Risikokapitalfonds (ÄBl. L vom ... 2013, S ) und die Verordnung 

(EU) Nr. . - ./2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom . . . 
2013 über Europäische Fonds für soziales Unternehmertum (ÄBl. L 
vom - 2013, S- ...). 
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Artikel 14 
Artikel 15 
Artikel 16 

Artikel 17 
Artikel 18 
Artikel 19 

Artikel 20 

Artikel 2 1 
Artikel 22 

Artikel 23 

Artikel 24 
Artikel 25 
Artikel 26 


Ändenmg des Depotgesetzes 
Ändenuig des Strafgesetzbuchs 

Ändenuig des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
scliränkungen 

Ändenmg der Gewerbeordnmig 
Ändenuig des Kreditw'esengesetzes 

Ändenmg des Einlagensichenmgs- imd Än- 
legerentschädigmigsgesetzes 

Ändenmg des Finanzdienstleistungsaufsichts- 
gesetzes 

Ändenmg des Finanzstabilitätsgesetzes 

Ändenmg des Zahlimgsdiensteaufsichtsgeset- 
zes 

Ändenmg des Gesetzes über die Deutsche 
Bimdesbank 

Ändenmg des Pfandbriefgesetzes 
Ändenmg des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
Ändenmg des Bausparkassengesetzes 


Artikel 27 Folgeändenmgen in Rechtsverordnimgen 
Artikel 28 Inkrafttreten 


Artikel 14 
Artikel 15 
Artikel 16 


unverändert 

unverändert 

unverändert 


Artikel 17 
Artikel 18 
Artikel 19 


unverändert 

unverändert 

unverändert 


Artikel 20 unverändert 


Artikel 21 unverändert 
Artikel 22 unverändert 


Artikel 23 unverändert 


Artikel 24 unverändert 
Artikel 25 unverändert 
Artikel 26 unverändert 

Artikel 26a Änderung des Finanzkonglomerate-Auf- 
sichtsgesetzes 

Artikel 27 unverändert 
Artikel 28 unverändert 


Artikel 1 

Kapitalaulagegesetzbiich (KAGB) 

Inhaltsübersicht 


Artikel 1 

Kapitalaulagegesetzbiich (KAGB) 

Inhaltsübersicht 


Kapitel 1 Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen für Investments ermögen Allgemeine Bestimmungen für Investments ermögen 



und Verwaltungsgesellschaften 


und Verwaltungsgesellsrhaften 


Abschnitt 1 


Abschnitt 1 


Allgemeine Vorschriften 


Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Begriffsbestinmiungen 

§1 

unverändert 

§2 

Ausnalmiebestinmiimgen 

§2 

unverändert 

§3 

Bezeiclmmigsschutz 

§3 

unverändert 

§4 

Namensgebmig: Fondskategorien 

§4 

unverändert 

§5 

Zuständige Behörde; Aufsicht; Anordnimgsbefiignis 

§5 

unverändert 

§6 

Besondere Aufgaben 

§6 

unverändert 

§7 

Sofortige Vollziehbarkeit 

§7 

unverändert 

§8 

Verschwiegenlieitspflicht 

§8 

unverändert 

§9 

Zusanmienarbeit mit anderen Stellen 

§9 

unverändert 

§ 10 

Allgemeine Vorscliriften für die Zusanmienarbeit 
bei der Aufsicht 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

Besondere Vorscliriften für die Zusanmienarbeit bei 
grenzübersclireitender Verw'altimg mid grenzüber- 
sclireitendeni Vertrieb von AIF 

§11 

unverändert 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 17/13395 



Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 12 

Meldmigen der Bmidesanstalt an die Emopäische 
Kommission mid die Emopäische Wertpapier- imd 
Marktaufsichtsbehörde 

§ 12 

unverändert 

§ 13 

hifomiationsaustausch mit der Deutschen Bmides- 
bank 

§ 13 

unverändert 

§ 14 

Auskünfte mid Piüfmigen bezüglich bedeutend be- 
teiligtet' Inhabei' 

§ 14 

Auskünfte imd Piüfimgen 

§ 15 

Einsclireiten gegen mierlaubte Investmentgeschäfte 

§15 

unverändert 

§ 16 

Verfolgimg imerlaubter Investmentgeschäfte 

§ 16 

unverändert 


Abschnitt 2 


unverändert 


Verw alt ungsgesellsc haften 

Unterabsclmitt 1 
Erlaubnis 

§ 1 7 Kapitalverwaltungsgesellscliaften 

§18 Externe Kapitalverw'altungsgesellscliaften 

§19 Inliaber bedeutender Beteiligungen; Verordnimgs- 

enuäclitigung 

§ 20 Erlaubnis ziun Geschäftsbetrieb 

§21 Erlaubnisantrag füi' eine OGAW-Kapitalverw'al- 

timgsgesellschaft und Erlaubniserteihmg 

§ 22 Erlaubnisantrag füi' eine AIF-Kapitalverwaltimgs- 

gesellschaft imd Erlaubniserteihmg 

§ 23 Versagung der Erlaubnis einer Kapitalverw'altmigs- 

gesellschaft 

§ 24 Anliörung der zuständigen Stellen eines anderen 

Mitgliedstaates der Eiu'opäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtscliaftsraum; Aussetzung oder 
Besclnänkimg der Erlaubnis bei Untemelunen mit 
Sitz in einem Drittstaat 

§ 25 Kapitalanforderungen 

Unterabschnitt 2 

Allgemeine Verhaltens- imd 
Organisationspflichten 

§ 26 Allgemeine Verhaltensregehi; Verordnimgsennäch- 

tigung 

§ 27 Interessenkonflikte; Verordnungsennächtigmig 

§ 28 Allgemeine Organisationspflichten; Verordnmigs- 

enuächtigmig 

§ 29 Risikomanagement; Verordnungsennächtigung 

§ 30 Liquiditätsmanagement; Verordnungsermächtigmig 

§ 3 1 Primebroker 

§ 32 Entschädigimgseinrichtmig 

§33 Werbimg 

§ 34 Anzeigepflichten von Verwaltmigsgesellschaften 

gegenüber der Bmidesanstalt 

§35 Meldepflichten von AIF-Verw'altungsgesellschaffen 
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Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§36 Auslagerung 

§37 Vergütimgssysteme; Verordnimgsemiächtigimg 

§ 38 Jahresabscliluss. Lagebericht. Prüfimgsbericht und 

Absclilussprüfer der externen Kapitalveiwaltungs- 
gesellschaft: Verordnungsennächtigiuig 

Unterabscluütt 3 

Weitere Maßnalmteu der Aufsichtsbehörde 

§ 39 Erlöschen und Aufliebimg der Erlaubnis 

§ 40 Abbenifimg von Geschäftsleitem 

§41 Maßnaluneu bei unzureichenden Eigeimüttehi 

§ 42 Maßnaluneu bei Gefaln 

§ 43 hisolvenzantrag. Unterrichtimg der Gläubiger im 

hlsolvenz^'erfaluen 

Unterabsclmitt 4 

Pflichten für registrienuigspflichtige 
AJF-Kapitalverw'altungsgesellschaften 

§ 44 Registrierung mid Berichtspflichten 

§ 45 Erstellung imd Bekamitinachmig von Jaluesberich- 
ten 

§ 46 hilialt von Jahresabsclilüssen imd Lageberichten 

§ 47 Prüfung imd Bestätigung des Absclilussprüfers 

§ 48 Verkürzmig der handelsrechthchen Ofifenlegimgs- 

frist 


Unterabsclmitt 5 

Grenzüberschreitender Dienstleistungsverkehr 
bei OGAW-Verwfaltimgsgesellschaften 

§ 49 Zweigniederlassung imd grenzüberschreitender 

Dienstleistungsverkelu durch OGAW-Kapitalver- 
waltungsgesellschaften; Verordnungsemiächtigung 

§ 50 Besonderheiten für die Verw'altung von EU-OGAW 

durch OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaften 

§51 Inländische Zweigniederlassungen imd grenz- 

übersclireitender Dienstleistungsverkelu- von EU- 
OGAW-Verw'altmigsgesellschaften 

§ 52 Besonderheiten für die Verwaltmig inländischer 
OGAW durch EU-OGAW- Verwaltungsgesellschaf- 
ten 


Unterabscluütt 6 

Grenzübersclireitender Dienstleistmigsverkehr 
bei OGAW-Verwultimgsgesellschaffen 

§53 Veiw-altmig von EU-AIF durch AIF-Kapitalverwal- 

timgsgesellschaften 

§ 54 Zweigniederlassmig mid grenzübersclueitender 
Dienstleistungsverkelu von EU-AIF- Verwaltimgs- 
gesellschaften ün Inland 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§55 Bedingungen für AIF-Kapitalverwaltmigsgesell- 

schaften. welche ausländische AIF veiw'alten. die 
weder in den Mitgliedstaaten der Eiu'opäischen 
Union noch in den Veilragsstaaten des Abkoinuiens 
über den Europäischen Wülschaftsrauni vertrieben 
werden 

§ 56 Bestimmung der Biuidesrepublik Deutschland als 
Referenzmitgliedstaat einer ausländischen AIF- 
Verw'altungsgesellschaft 

§57 Zulässigkeit der Verw^altung von inländischen Spe- 

zial- AIF imd EU-AIF sowie des Vertriebs von AIF 
gemäß den §§ 325, 326, 333 oder 334 diuch auslän- 
dische AIF- Verw'altmigsgesellschaften 

§58 Erteüimg der Erlaubnis für eine ausländische AIF- 
Verw'alftmgsgesellschafit 

§ 59 Befreimig einer ausländischen AIF- Verw'altimgsge- 
sellschaft von Bestinummgen der Richtlinie 2011/ 

61/EU 

§ 60 Unterrichtmig der Europäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde im Hinblick auf die Erlaub- 
nis einer ausländischen AIF-Verw'altimgsgesell- 
scliaft durch die Bmidesanstalt 

§61 Änderung des Referenzmitgliedstaates einer aus- 
ländischen AIF- Veiwaltmigsgesellschaft 

§ 62 Rechtsstreitigkeiten 

§ 63 Verw'eismögliclikeiten der Bmidesanstalt an die Eu- 

ropäische Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde 

§ 64 Vergleichende Analyse der Zulassimg von und der 
Aufsicht über ausländische AIF- Verwaltungsge- 
sellschaften 

§ 65 Verwaltung von EU-AIF durch ausländische AIF- 
Verw'altmigsgesellschaften. für die die Bundesrepu- 
blik Deutscliland Referenzinitgliedstaat ist 

§ 66 Inländische Zweigniederlassimg imd grenzüber- 
schreitender Dienstleistungsverkelu' von ausländi- 
schen AIF-Verwaltimgsgesellschaften. deren Refe- 
renzmitgliedstaat nicht die Bundesrepublik 
Deutscliland ist 

§ 67 Jahresbericht für EU-AIF imd ausländische AIF 

Abschnitt 3 unverändert 

Verwahrstelle 

Unterabsclmitt 1 

Vorscliriften für OGAW-Verw'alirstellen 

§ 68 Beauftragung imd jälirliche Priifimg; Verordnimgs- 
enuächtigmig 

§ 69 Aufsicht 

§ 70 hiteressenkollision 

§ 7 1 Ausgabe imd Rücknalmie von Anteilen oder Aktien 

eines inländischen OGAW 


§72 


Verw'almmg 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§73 

Unter\’erwaluung 



§74 

Zahlimg und Liefenmg 



§75 

Zustininiungspflichtige Geschäfte 



§76 

Kontrollfiuiktion 



§77 

Hafhuig 



§78 

Geltendinachimg von Ansprüchen der Anleger; 
Verordnungsennächtigung 



§79 

Vergütimg. Aufw'endungsersatz 




Unterabscluiitt 2 




Vorscliriften für AIF-Verwahrstellen 



§80 

Beauftragung 



§81 

Verwalmmg 



§82 

Unterverwaluung 



§83 

Kontrollfiuiktion 



§84 

Zustininiungspflichtige Geschäfte 



§85 

hiteressenkolhsion 



§86 

hifomiationspflichten gegenüber der Bundesanstalt 



§87 

Anwendbaie Vorscliriften für Piiblikuuis-AIF 



§88 

Haftimg 



§89 

Geltendniachung von Ansprüchen der Anleger; 
Verordnungsemiächtigung 



§90 

Anwendbare Vorscliriften für ausländische AIF 




Abschnitt 4 


Abschnitt 4 

Offene inländische Investmentverinögen 

Offene inländische Investuientvermögen 


Unterabscluiitt 1 


unverändert 


Allgemeine Vorscliriften für offene 
inländische Investmentvemiögen 



§91 

Rechtsform 




Unterabscluiitt 2 


Unterabscluiitt 2 


Allgemeine Vorscliriften für Sondervemiögen 


Allgemeine Vorscliriften für Sondervennögen 

§92 

Sonden'emiögen 

§92 

unverändert 

§93 

Verfiigungsbefiignis. Treuliänderschaft. Sicher- 
heitsvorschriften 

§93 

unverändert 

§94 

Stimmrechtsausübmig; Verordnmigsemiächtigmig 

§94 

unverändert 

§95 

Anteilscheine 

§95 

unverändert 

§96 

Anteilklassen und Teilinvestinenh'ermögetr, Ver- 
ordnmigseruiächtigiuig 

§96 

Anteilklassen luid Teilsondeiwermögen: Verord- 
nungsemiächtigmig 

§97 

Sanuuelverwalmmg. Verlust von Anteilscheinen 

§97 

unverändert 

§98 

Rücknahme von Anteilen. Aussetzmig 

§98 

unverändert 

§99 

Kündigung und Verlust des Verwaltmigsrechts 

§99 

unverändert 

§ 100 

Abw'icklmig des Sondeivemiögens 

§ 100 

unverändert 

§ 101 

Jaliresbericht 

§ 101 

unverändert 

§ 102 

Absclilussprüfiuig 

§ 102 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 103 

Halbjaliresbericht 

§ 103 

unverändert 

§ 104 

Zwischenbericht 

§ 104 

unverändert 

§ 105 

Auflösmigs- mid Abwickhmgsbericht 

§ 105 

unverändert 

§ 106 

Verordnungsennächtigmig 

§ 106 

unverändert 

§ 107 

Veröffentlichmig der Jalires-, Halbjalires-, Zwi- 
schen-, Auflösmigs- mid Abwicklmigsberichte 

§ 107 

unverändert 


Unterabsclmitt 3 


unverändert 


Allgemeine Vorscliriften ftu' Investmeiit- 
aktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital 

§108 Rechtsform, anwendbare Vorscliriften 

§109 Aktien 

§110 Satziuig 

§ 1 1 1 Anlagebedingungen 

§112 Verwaltmig mid Anlage 

§113 Erlaiibnisantrag mid Erlaubniserteilmig bei der 
extern veiw'alteten OGAW-hivestmentaktiengesell- 
scliaft 

§114 Unterschreitmig des Anfangskapitals oder der Ei- 
geimiittel 

§ 1 1 5 Gesellscliaftskapital 

§116 Veränderliches Kapital, Rücknalmie von Aktien 

§117 Teilgesellscliaftsvemiögen; Verordnungsemiächti- 
gung 

§118 Firma mid zusätzliche Hinweise im Reclitsverkelir 

§119 Vorstand. Aufsiclitsrat 

§120 Jahresabscliluss luid Lagebericht; Verordnimgser- 
niächtigmig 

§121 Prüfimg des Jaliresabscldusses imd des Lagebe- 
richts; Verordnmigsennächtigung 

§122 Halbjalires- mid Liquidationsbericht 

§ 123 Offenlegmig mid Vorlage von Berichten 

Unterabsclmitt 4 unverändert 

Allgemeine Vorscliriften für offene 
hivestnientkonmianditgesellschaften 


§ 124 

Rechtsform, anwendbare Vorscliriften 

§ 125 

Gesellschaftsvertrag 

§ 126 

Anlagebedingungen 

§ 127 

Anleger 

§ 128 

Geschäftsfülirmig 

§ 129 

Verw'altmig mid Anlage 

§ 130 

Unterschreitmig des Anfangskapitals oder der Ei- 
geimiittel 

§ 131 

Gesellschaftsvemiögen 

§ 132 

Teilgesellscliaftsvemiögen; Verordnmigsemiächti- 
gmig 
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§133 Veränderliches Kapital. Kündigung von Konunan- 
ditanteilen 

§134 Finna luid zusätzliche Hinweise ini Rechtsverkelu: 

§135 Jaliresbericht; Verordnungsennächtigung 
§136 Abschlussprüfimg; Verordnungsennächtigiuig 
§137 Vorlage von Berichten 
§138 Auflösimg luid Liquidation 

Abschnitt 5 unverändert 

Geschlossene inländische 
Investment vermögen 

Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Vorscluiften für geschlossene 
inländische hivestmenU'ennögen 

§139 Rechtsfomi 

Unterabsclmitt 2 

Allgemeine Vorscluiften fiu hivestment- 
aktiengesellschaften mit fixem Kapital 

§140 Rechtsform, anwendbare Vorscluiften 

§141 Aktien 

§142 Satziuig 

§143 Anlagebedingungen 

§144 Verw'altmig imd Anlage 

§145 Unterschreitmig des Anfangskapitals oder der 
Eigeimüttel 

§ 146 Firma 

§147 Vorstand. Aufsichtsrat 
§148 Reclmmigslegmig 

Unterabsclmitt 3 

Allgemeine Vorscluiften für geschlossene 
Investmentkonmianditgesellschaften 

§149 Rechtsform, anwendbare Vorschriften 
§150 Gesellschaftsvertrag 
§ 1 5 1 Anlagebedingungen 

§152 Anleger 

§153 Geschäftsfüluung. Beirat 
§ 1 54 Verw'altimg mid Anlage 

§155 Unterschreitmig des Anfangskapitals oder der 
Eigeimüttel 

§156 Gesellschaftsveimögen 

§157 Firma 

§158 Jaliresbericht 

§159 Abschlussprüfimg 

§160 Offenlegmig imd Vorlage von Berichten 

§161 Auflösimg luid Liquidation 
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Kapitel 2 Kapitel 2 

PublikumsinvestmentA'ermögen Publikumsinvestment\’ermögen 

Abschnitt 1 unverändert 

Allgemeine Vorschriften für offene 
Pub 1 ikunis in ve st ment vermögen 

Uuterabscluiitt 1 
Allgemeines 

§162 Anlagebedingmigen 

§163 Genehmigimg der Anlagebedingungen 

§164 Erstellung von Verkaufsprospekt und wesentlichen 
Anlegeriiiformationen 

§165 Mindestangaben im Verkaufsprospekt 

§166 hilialt. Form luid Gestaltimg der wesentlichen An- 
legerinfomiationen; Verordnmigsennächtigiuig 

§167 hifomiation mittels eines dauerhaften Datenträgers 

§168 Bewertmig; Verordnmigsennächtigimg 

§169 Bewertmigsverfaluen 

§170 Veröffentlichung des Ausgabe- luid Rücknalmie- 
preises imd des Nettoinventarwertes 

Unterabscluütt 2 
Master-Feeder-Stnikturen 

§171 Genehmigimg des Feederfonds 

§172 Besondere Anfordenmgen an Kapitalveiwaltungs- 
gesellschaften 

§173 Verkaufsprospekt. Anlagebedingimgen. Jahresbe- 
richt 

§174 Anlagegrenzen. Anlagebescliränkmigen. Ausset- 
zung der Anteile 

§175 Vereinbanmgen bei Master-Feeder-Stnikturen 

§176 Pflichten der Kapitalverw^altungsgesellschaft imd 
der Verwalirstelle 

§ 1 77 Mitteihuigspflichten der Bimdesanstalt 

§178 Abwicklmig eines Masterfonds 

§179 Verschmelzmig oder Spaltmig des Masterfonds 

§180 Umwandlung in Feederfonds oder Ändermig des 
Masterfonds 

Unterabsclmitt 3 

Versclmielzmig von offenen 
Publikiunsinvestmentveraiögen 

§181 Gegenstand der Versclmielzmig; Versclmielzmigs- 
arten 

§ 1 82 Genehmigimg der Versclmielzmig 

§183 Versclmielzmig eines EU-OGAW auf ein OGAW- 
Sonden'eniiögen 
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§ 1 84 Versclimelzungsplan 

§185 Prüfiuig der Versclmielzung; Verordnimgsemiächti- 
gung 

§ 1 86 Verschuielzimgsiiiformationen 

§ 1 87 Rechte der Anleger 

§ 1 88 Kosten der Versclunelzung 

§189 Wirksamwerden der Versclunelzimg 

§190 Rechtsfolgen der Versclunelzung 

§191 Versclunelzimg mit hivestmentaktiengesellschaften 
mit veräiiderhchem Kapital 

Abschnitt 2 unverändert 

Investmentvermögen gemäß 
der OGAW-Richtlinie 

§192 Zulässige Vermögensgegenstände 

§193 Wertpapiere 

§194 Geldmarktinstrumente 

§195 Bankguthaben 

§196 Investmentanteile 

§197 Gesamtgrenze; Derivate; Verordnmigsennächtigung 

§198 Sonstige Anlageinstminente 

§199 Kreditaufiialune 

§ 200 Wertpapier-Dailehen. Sicherheiten 

§201 Wertpapier-Darlehensvertrag 

§ 202 Organisierte Wertpapier-Darlehenssysteme 

§ 203 Pensionsgescliäfte 

§ 204 Verw'eisung; Verordnimgsermächtigimg 

§ 205 Leen’erkäufe 

§ 206 Emittentengrenzen 

§ 207 Erw'erb von Anteilen an Investmenri eraiögen 

§ 208 Erw'eiterte Anlagegrenzen 

§ 209 Wertpapierindex-OGAW 

§210 Emitt entenbezogene Anlagegrenzen 

§ 2 1 1 Übersclueiten von Anlagegrenzen 

§212 Bewerter; Häufigkeit der Bewertmig mid Berech- 
nung 

§213 Umwandlung von inländischen OGAW 

Abschnitt 3 unverändert 

Offene inländische Publikums- AlF 

Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Vorscluiften für offene 
inländische Publikmns-AIF 

§214 Risikomischuug. Arten 

§215 Begrenziuig von Leverage durch die Bimdesanstalt 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 17- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 
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§216 Bewerter 

§ 2 1 7 Häufigkeit der Bewertung und Bereclmimg; Offen- 
legimg 

Unterabscluiitt 2 
Geinischte InvestmenH'ennögen 

§218 Gemischte hivestmentcennögen 

§219 Zulässige Vermögensgegenstände. Anlagegrenzen 

Unterabscluiitt 3 
Sonstige Investmenfi ermögen 

§ 220 Sonstige hivestmenteennögen 

§ 22 1 Zulässige Vermögensgegenstände. Anlagegrenzen. 
Kreditaufnalune 

§ 222 Mikrofinanzinstitute 

§ 223 Sonderregelungen für die Ausgabe und Rücknalmie 
von Anteilen oder Aktien 

§ 224 Angaben im Verkaufsprospekt und in den Anlage- 
bedingiuigen 

Unterabscluütt 4 
Dach-Hedgefonds 

§ 225 Dach-Hedgefonds 

§ 226 Auskunftsrecht der Bundesanstalt 

§ 227 Rücknahme 

§ 228 Verkaufsprospekt 

§ 229 Anlagebedingimgen 

Unterabscluiitt 5 
Immobilien- Sondervemiögen 

§ 230 Immobilien-Sonden’ennögen 
§ 23 1 Zulässige Vermögensgegenstände; Anlagegrenzen 
§ 232 Erbbaurechtsbestellmig 

§ 233 Vermögensgegenstände in Drittstaaten; Wälinuigs- 
risiko 

§ 234 Beteihgmig an Inunobilien-GeseUschaften 

§ 235 Anforderungen an die Immobüien-Gesellschaften 

§ 236 Erw'erb der Beteiligimg; Wertermittlung durch Ab- 
sclilussprüfer 

§ 237 Umfang der Beteiligimg; Anlagegrenzen 

§ 238 Beteihgiuigen von Inmiobilien-Gesellschaften an 
Immobilien-Gesellschaften 

§ 239 Verbot luid Eüiscluänkmig von Erw'erb luid Ver- 
äußenuig 

Darlehensgewälinuig an Inunobilien-Gesellschaf- 
ten 


§240 
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§241 

Zalilungen. Überw'achung durch die Verwalustelle 



§242 

Wirksamkeit eines Rechtsgeschäfts 



§243 

Risikomischung 



§244 

Anlaufzeit 



§245 

Treuliandverhältnis 



§246 

Verfugungsbescluänkimg 



§247 

Vennögensaufstelhuig 



§248 

Sonderregehi für die Bewertimg 



§249 

Sonderregehi für das Bewertimgsverfaluen 



§250 

Sonderregehi ftu den Bew'erter 



§251 

Sonderregehi für die Häufigkeit der Bewertimg 



§252 

Ertragsverw'endung 



§253 

Liquiditätsvorscliriften 



§254 

Kreditaufiialuiie 



§255 

Sonderregehi für die Ausgabe luid Rücknalmie von 
Anteilen 



§256 

Zusätzhche Angaben im Verkaufsprospekt imd in 
den Anlagebedingungen 



§257 

Aussetzung der Rücknalmie 



§258 

Aussetzung nach Kündigung 



§259 

Besclilüsse der Anleger 



§260 

Veräußerung imd Belasümg von Vemiögensgegen- 
ständen 




Abschnitt 4 


Abschnitt 4 

Gesc 

hlossene inländische Publikums- AIF 

Geschlossene inländische Publikums- AIF 


Unterabschnitt 1 


entfällt 


Allgemeine Vorschriften für geschlossene 
inländische Publihnns-AIF 



§261 

Zulässige Vemiögensgegenstände. Aiilagegrenzen 

§261 

unverändert 

§262 

Risikomischung 

§262 

unverändert 

§263 

Bescliränkiuig von Leverage imd Belastimg 

§263 

unverändert 

§264 

Verftigungsbescliränkung 

§264 

unverändert 

§265 

Leen'erkäufe 

§265 

unverändert 

§266 

Anlagebedingungen 

§266 

unverändert 

§267 

Genehniigimg der Anlagebeduigungen 

§267 

unverändert 

§268 

Erstellung von Verkaufsprospekt mid wesentlichen 
Anlegerinfomiationen 

§268 

unverändert 

§269 

Mindestangaben im Verkaufsprospekt 

§269 

unverändert 

§ 270 

hihalt. Fomi imd Gestaltimg der wesentlichen An- 
legerinfomiationen 

§270 

unverändert 

§271 

Bewertimg. Bewertimgsverfalu'en. Bewerter 

§271 

unverändert 

§ 272 

Häufigkeit der Bewertmig und Bereclmmig; Offen- 
legimg 

§272 

unverändert 
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Kapitels unverändert 

Inländische Spezial-AIF 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften für inländische 
Spezial-AIF 

§ 273 Anlagebedingimgen 
§ 274 Begrenzimg von Leverage 
§ 275 Belastung 
§ 276 Leeiverkäufe 

§ 277 Übertragung von Anteilen oder Aktien 
Abschnitt 2 

Vorschriften für offene 
inländische Spezial-AIF 

Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Vorscluiften für offene 
inländische Spezial-AIF 

§ 278 Bewertmig. Beweitungsverfaluen und Bewerter 
§ 279 Häufigkeit der Bewertmig. Ofifenlegimg 
§ 280 Master-Feeder-Struktmen 
§281 Versclmielzung 

Unterabscluütt 2 

Besondere Vorscliriften für allgemeine 
offene inländische Spezial-AIF 

§ 282 Anlageobjekte. Anlagegrenzen 

Unterabsclmitt 3 

Besondere Vorscliriften fili' Hedgefonds 
§ 283 Hedgefonds 

Unterabsclmitt 4 

Besondere Vorscliriften füi- offene inländische 
Spezial-AIF mit festen Anlagebedingungen 

§ 284 Anlagebedingungen. Anlagegrenzen 

Abschnitt 3 

Vorschriften für geschlossene 
inländische Spezial-AIF 

Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Vorscliriften für gesclilossene 
inländische Spezial-AIF 

§ 285 Anlageobjekte 

§ 286 Bewertung. Bewertimgsverfaliren imd Bew’erter; 

Häufigkeit der Bewertmig 
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Unterabscluiitt 2 

Besondere Vorscliriften flir AIF, die die Kontrolle über nicht 
börsemiotierte Untemelnnen und Einittenten erlangen 


§287 

Geltimgsbereich 

§ 288 

Erlangen von Kontrolle 

§ 289 

MitteUimgspflichten 

§ 290 

Offenlegimgspflicht bei Erlangen der Kontrolle 

§291 

Besondere Vorscliriften liinsichtlich des Jahresab- 
sclilusses imd des Lageberichts 

§ 292 

Zersclilagen von Untemelmien 


Kapitel 4 

Vorschriften für den Vertrieb und den Erwerb 
von Investmentvermögen 


Abschnitt 1 

Allg 

und 

emeine Vorschriften für den Vertrieb 
den Erwerb von Investmentvermögen 


§293 

Allgemeine Vorscliriften 

§294 

Auf den Vertrieb und den Erw'erb von OGAW an- 
wendbare Vorscliriften 

§295 

Auf den Vertrieb mid den Eiwerb von AIF anwend- 
bare Vorschriften 

§296 

Vereinbanmgen mit Drittstaaten zur OGAW-Kon- 
formität 


Unterabscluiitt 1 

Vorscliriften für den Vertrieb imd den Erw'erb 
von AIF in Bezug auf Privatanleger und für den 
Vertrieb und den Erw'erb von OGAW 

§ 297 

Verkaufsmiterlagen luid Hinw'eispflichten 

§ 298 

Veröffentlichmigspflichten und laufende hifomia- 
tionspflichten für EU-OGAW 

§ 299 

Veröffentlichungspflichten und laufende hifomia- 
tioiispflichten für EU-AJF und ausländische AIF 

§ 300 

Zusätzhche hifomiationspflichten bei AIF 

§301 

Sonstige VeröfFentlichmigspflichten 

§302 

Werbiuig 

§303 

Maßgebliche Sprachfassmig 

§304 

Kostenvorausbelastimg 

§305 

Widerrufsrecht 

§306 

Prospekthaftuug mid Haftung füi' die wesentlichen 
Anlegerinformationen 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Kapitel 4 

Vorschriften für den Vertrieb und den Erwerb 
von Investmentvermögen 

Abschnitt 1 

Vorschriften für den Vertrieb 
und den Erwerb von Investmentvermögen 


ETnterabsrhnitt 1 

Allgemeine Vorschriften für den Vertrieb 
und den Erw'erb von Investmenri ermögen 


§293 

unverändert 

§294 

unverändert 

§295 

unverändert 

§296 

unverändert 


Unterabscluiitt 2 


Vorscliriften fiu den Vertrieb imd den Erw'erb 
von AIF in Bezug auf Privatanleger und für den 
Vertrieb luid den Erw'erb von OGAW 

§297 

unverändert 

§ 298 

unverändert 

§ 299 

unverändert 

§300 

unverändert 

§301 

unverändert 

§302 

unverändert 

§303 

unverändert 

§304 

unverändert 

§305 

unverändert 

§306 

unverändert 
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Unterabscluiitt 2 Unterabscluiitt 3 


Vorscluiften für den Vertrieb und den Erwerb von AIF in 
Bezug auf seuiiprofessionelle imd professionelle Anleger 

Vorscliriften ftii' den Vertrieb luid den Erwerb von AIF in 
Bezug auf seuiiprofessionelle mid professionelle Anleger 

§307 

hifomiationspflichten gegenüber seiniprofessionel- 
len luid professionellen Anlegern und Haftung 

§307 

unverändert 

§308 

Sonstige Infomiationspflichten 

§308 

unverändert 


Abschnitt 2 


unverändert 


Vertriebsanzeige und 
Vertriebsuutersagung für OGAW 




Unterabscluiitt 1 




Anzeigeverfaluen beim Vertrieb 
von EU-OGAW im hiland 



§309 

Pflichten beim Vertrieb von EU-OGAW im hiland 



§310 

Anzeige ziun Vertrieb von EU-OGAW im Inland 



§311 

Untersagung und Einstellung des Vertriebs von EU- 
OGAW 




Unterabscluiitt 2 



Anzeigeverfaliren für den Vertrieb von inländischen 
OGAW in anderen Mitghedstaaten der Europäischen 
Union oder in Vertragsstaaten des Abkoniuiens 
über den Europäischen Wirtschaftsrauui 



§312 

Anzeigepflicht; Verordnimgsemiächtigung 



§313 

Veröfientlichungspflichten 




Abschnitt 3 


Abschnitt 3 

Anzeige, Einstellung und Untersagung des 
Vertriebs von AIF 

Anzeige, Einstellung und Untersagung des 
Vertriebs von AIF 

§314 

Untersagung des Veitriebs 

§314 

unverändert 

§315 

Einstellung des Veitriebs von AIF 

§315 

unverändert 


Unterabscluiitt 1 


unverändert 

Anzeigeverfaluen ftü' den Vertrieb 
von Publikuins-AJF, von EU-AIF oder 
von ausländischen AIF an Privatanleger iui Inland 



§316 

Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalverwaltmigsge- 
sellschafl beim beabsichtigten Vertrieb von inländi- 
schen Publikunis-AIF im hiland 



§317 

Zulässigkeit des Vertriebs von EU-AIF oder von 
ausländischen AIF an Privatanleger 



§318 

Verkaufsprospekt mid wesentliche Anlegerinfor- 
niationen beim Vertrieb von EU-AIF oder von aus- 
ländischen AIF an Privatanleger 



§319 

Vertretmig der Gesellschaft. Gerichtsstand beim 
Vertrieb von EU-AIF oder von ausländischen AIF 
an Privatanleger 



§320 

Anzeigepflicht beuii beabsichtigten Vertrieb von 
EU-AIF oder von ausländischen AIF an Privatanle- 
ger ini hiland 
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Unterabscluiitt 2 


Unterabscluiitt 2 


Anzeigeverfaluen füi' den Vertrieb 
von AIF an senüprofessionelle Anleger 
mid professionelle Anleger iin hiland 


Anzeigeverfaluen für den Vertrieb 
von AIF an semiprofessioiielle Anleger 
imd professionelle Anleger iin Inland 


§321 Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalveiwaltungs- 
gesellschaft beim beabsichtigten Vertrieb von 
EU-AIF oder von inländischen Spezial-AIF an 
senüprofessionelle und professionelle Anleger im 
hrland 

§ 322 Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalverwaltimgsge- 
sellschaft beim beabsichtigten Vertrieb von auslän- 
dischen AIF oder von inländischen Spezial-Feeder- 
AIF oder EU-Feeder-AIF, deren jeweiliger Master- 
AIF kein EU-AIF oder inländischer AIF ist. der von 
einer EU-AIF-Verw'altimgsgesellschaft oder einer 
AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft verw'altet wird, 
an semiprofessionelle mid professionelle Anleger 
im hiland 

§ 323 Anzeigepflicht einer EU-AIF-Ven\'altiuigsgesell- 
scliaft beim beabsichtigten Vertrieb von EU-AIF 
oder von inländischen Spezial-AIF an semiprofes- 
sionelle und professionelle Anleger im hiland 

§ 324 Anzeigepflicht einer EU-AIF-Verw'altmigsgesell- 
scliaft beim beabsichtigten Vertrieb von ausländi- 
schen AIF oder von inländischen Spezial-Feeder- 
AIF oder EU-Feeder-AIF, deren jeweiliger Master- 
AIF kein EU-AIF oder inländischer AIF ist. der von 
einer EU-AIF- Verw'altimgsgesellschaft oder einer 
AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft verw'altet w'ird. 
an senüprofessionelle mid professionelle Anleger 
im Inland 

§ 325 Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Verwal- 
tmigsgesellscliaft. deren Referenzmitgliedstaat die 
Bimdesrepublik Deutscliland ist. beim beabsichtig- 
ten Vertrieb von EU-AIF oder von inländischen 
Spezial-AIF an semiprofessionelle imd professio- 
nelle Anleger im hiland 

§ 326 Aiizeigepflicht einer ausländischen AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft. deren Referenzniitgliedstaat die 
Bimdesrepublik Deutscliland ist. beim beabsichtig- 
ten Vertrieb von ausländischen AIF an seniiprofes- 
sionelle mid professionelle Anleger im Inland 

§ 327 Anzeigepflicht einer ausländischen AJF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft. deren Referenzniitgliedstaat nicht 
die Bmidesrepublik Deutschland ist. beim beab- 
sichtigten Vertrieb von EU-AIF oder von inländi- 
schen Spezial-AIF an semiprofessioiielle und pro- 
fessionelle Anleger im hiland 

§ 328 Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft. deren Referenzniitgliedstaat nicht 
die Bmidesrepublik Deutschland ist. beim beab- 
sichtigten Vertrieb von ausländischen AIF an semi- 
professionelle mid professionelle Anleger iui hi- 
land 

§ 329 Anzeigepflicht einer EU-AIF -Verw'altmigsgesell- 
scliaft oder einer AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 


§ 321 unverändert 


§ 322 unverändert 


§ 323 unverändert 


§ 324 unverändert 


§ 325 unverändert 


§ 326 unverändert 


§ 327 unverändert 


§ 328 unverändert 


§329 unverändert 
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Schaft beim beabsichtigten Vertrieb von von ilir ver- 
walteten inländischen Spezial-Feeder-AIF oder EU- 
Eeeder-AIF, deren jeweiliger Master- AIF kein EU- 
AIE oder inländischer AIF ist. der von einer EU- 
AIF-Verw'altungsgesellschaft oder einer AIF-Kapi- 
talverwaltuugsgesellschaft verw'altet wird, oder 
ausläudischeu AIF an seiniprofessionelle imd pro- 
fessionelle Anleger im Inland 

§ 330 Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Verw'al- § 330 unverändert 
timgsgesellschaft beim beabsichtigten Vertrieb von 
von ilir verw'alteten ausländischen AIF oder EU- 
AIF an semiprofessionelle imd professionelle Anle- 
ger im hiland 


§ 330a Anzeigepflicht von EU-AIF-Venvaltnngsgesell- 
srhaften, die die Bedingnngen nach Artikel 3 Ab- 
satz 2 der Richtlinie 2011/61/EU erfüllen, beim 
beabsichtigten Vertrieb von AIF an professio- 
nelle nnd semiprofessionelle Anleger im Inland 


Unterabsclmitt 3 


unverändert 


Anzeigeverfalnen für den Vertrieb von AIF 
an professionelle Anleger in anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union mid Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtscliaftsraum 

§331 Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalveiwaltiuigsge- 
seUschaft beim Vertrieb von EU-AIF oder inländi- 
schen AIF an professionelle Anleger in anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder in 
Vertragsstaaten des Abkonuuens über den Europä- 
ischen Wirtschaftsraum; Verordmmgsemiächtigung 

§ 332 Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalveiwaltungsge- 
sellschaft beim Vertrieb von ausländischen AIF 
oder von inländischen Feeder- AIF oder EU-Feeder- 
AIF, deren jeweiliger Master-AIF kein EU-AIF 
oder inländischer AIF ist. der von einer EU-AIF- 
Verw'altungsgesellschaft oder einer AIF-Kapital- 
verw'altungsgesellschaft veiwaltet wird, an profes- 
sionelle Anleger in anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder in Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum 

§ 333 Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Verw'al- 
tiuigsgesellschaft. deren Referenzmitgliedstaat die 
Bimdesrepublik Deutscliland ist. beim Vertrieb von 
EU-AIF oder von inländischen AIF an professio- 
nelle Anleger in anderen Mitghedstaaten der Euro- 
päischen Union oder in Vertragsstaaten des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

§ 334 Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Veiw'al- 
tiuigsgesellschaft. deren Referenzmitgliedstaat die 
Bimdesrepublik Deutscliland ist. beim Vertrieb von 
ausländischen AIF an professionelle Anleger in an- 
deren Mitghedstaaten der Europäischen Union oder 
in Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsramn 

§ 335 Bescheinigimg der Bmidesanstalt 
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Unterabscluiitt 4 unverändert 

Verw'eis imd Ersuchen füi' den Vertrieb von AIF 
an seniiprofessionelle und professionelle Anleger 

§ 336 Verw'eise imd Ersuchen nach Artikel 19 der Verord- 

nung (EU) Nr. 1095/2010 

Kapitels unverändert 

Europäische Risikokapitalfonds 

§ 337 Europäische Risikokapitalfonds 

Kapitel 6 unverändert 

Europäische Fonds für soziales Unternehmertum 

§ 338 Europäische Fonds fth soziales Untenieluneitimi 

Kapitel 7 unverändert 

Straf-, Bußgeld- und Übergangsvorschriften 

Abschnitt 1 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 339 StraR'orschriften 

§ 340 Birßgeldvorscliriften 

§341 Beteiligimg der Bmidesanstalt imd Mitteihmgen in 
Strafsachen 

§ 342 Beschwerde- mid Schhchtmigsverfaliren; Verord- 
nmigsemiächtigmig 

Abschnitt 2 
Übergangs Vorschriften 

Unterabscluütt 1 

Allgemeine Übergangsvorschriften 
für AIF-Verwaltimgsgesellschaften 

§ 343 Übergangsvorschriften für inländische imd EU- 
AIF-Verw'altimgsgesellschaften 

§ 344 Übergangsvorscliriften für ausländische AIF-Ver- 
waltimgsgesellschaften 

Unterabscluiitt 2 

Besondere Übergangsvorschriften fiir offene AIF imd für 
AJF-Verw'altmigsgesellschaften. die offene AIF vens^alten 

§ 345 Übergangsvorscliriften füi' offene AIF und AIF- 
Verw'altmigsgesellschaften. die offene AIF veiwal- 
ten. die bereits nach dem hivestmentgesetz reguhert 
waren 

§ 346 Besondere Übergangsvorscliriften fth luunobilien- 
Sondeivemiögen 

§ 347 Besondere Übergaiigsvorscluiften für Altersvor- 
sorge-Sondetvemiögen 

§ 348 Besondere Übergangsvorscliriften für Gemischte 
Sonderi'emiögen imd Gemischte hivesünentaktien- 
gesellschaften 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-25- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 

§ 349 Besondere Übergangsvorscliriften fiir Sonstige 
Sonder\'emiögen luid Sonstige Investmentaktien- 
gesellschaften 

§ 350 Besondere Übergangsvorscluiften fiii' Hedgefonds 
und offene Spezial-AIF 

§ 35 1 Übergangsvorsclmften fth offene AIF imd für AIF- 

Veiw'altungsgesellschaften. die offene AIF verwal- 
ten. die nicht bereits nach dem Investmentgesetz 
reguliert waren 

§ 352 Übergangsvorsclirift zu § 127 des Investmentgeset- 
zes 

Unterabsclmitt 3 

Besondere Übergangsvorsclmften 
für AIF-Verwaltiuigsgesellschaften. die gesclilossene 
AIF verwalten, mid für gesclilossene AIF 

§ 353 Besondere Übergangsvorscliriften ftlr AIF-Verwal- 
tiuigsgesellschaften. die gesclilossene AIF verw'al- 
ten. luid für geschlossene AIF 

§ 354 Übergangsvorsclirift zu § 342 Absatz 3 

Unterabsclmitt 4 

Übergangsvorscliriften für 
OGAW-Verw'altimgsgesellschaften mid OGAW 

§ 355 Übergangsvorscliriften für OGAW-Verw'altungsge- 
seUschaften imd OGAW 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen für Investmenti'ermögen 
und Verwaltungsgesellschaften 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Investmenn’emiögen ist jeder Organismus für ge- 
meinsame Anlagen, der von einer Anzahl von Anlegern 
Kapital einsammelt. um es gemäß einer festgelegten Anlage- 
strategie zum Nutzen dieser Anleger zu investieren und der 
kein operativ tätiges Untenielmien außerhalb des Finanz- 
sektors ist. Eine Aiizalü von Anlegern im Sinne des Satzes 1 
ist gegeben, wenn die Anlagebedingungen, die Satzung oder 
der Gesellschaftsvertrag des Organismus für gemeinsame 
Anlagen die Anzahl möglicher Anleger nicht auf einen An- 
leger begrenzen. 

(2) Organismen ftir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 
(OGAW) sind Investmenh'emiögen. die die AnfordeiTuigen 
der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlamentes 
imd des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordiniermig der 
Rechts- imd Verwaltungsvorscliriften betreffend bestinmite 
Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 
(OGAW) (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 1) erfüllen. 

(3) Alternative Investmentfonds (AIF) sind alle Invest- 
menti'ennögen. die keine OGAW sind. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen für Investmenti’ermögen 
und Vei'waltungsgesellsrhaften 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Begriffsbestimmungen 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Offene Investment\'ennögen sind 

1. OGAWimd 

2. AIF, die die Vot anssetzungen von A/iikel 7 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. .../2013 [Verordnung auf Gnind- 
lage von Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU] 
ei füllen. 


(5) Gesclilossene AIF sind alle AIF, die keine offenen AIF 
sind. 

(6) Spezial-AIF sind AIF, deren Anteile auf Gnmd von 
schriftlichen Vereinbanmgen init der Verw'altungsgesell- 
schaft oder auf Gnmd der konstituierenden Dokimiente des 
AIF nur gehalten werden dürfen von 

1. professionellen Anlegern im Simie des Absatzes 19 

Nimmier 32 mid 

2. semiprofessionellen Anlegern im Siime des Absatzes 19 

Nummer 33. 

Alle übrigen Investment\'ermögen sind Publikimisinvest- 
ment\'ennögen. 

(7) Inländische InvestmenU'emiögen sind EivestmenA er- 
mögen. die dem inländischen Recht miterliegen. 

(8) EU-Investmentvennögen sind Investmentvermögen. 
die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Euro- 
päischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkonmiens über den Emopäischen Wirtschaftsraum miter- 
liegen. 

(9) Ausländische AIF sind AIF, die dem Recht eines Dritt- 
staates imterliegen. 

(10) Sondervemiögen sind inländische offene Invest- 
uienti enuögeu in Vertragsfonn. die von einer Veiwaltmigs- 
gesellschaft für Reclmmig der Anleger nach Maßgabe dieses 
Gesetzes und den Anlagebedingmigen. nach denen sich das 
Rechtsverhältnis der Verwaltmigsgesellschaft zu den An- 
legern bestinmit. verw'altet werden. 

(11) Investmentgesellschaften sind Investmentvermögen 
in der Rechtsfomi einer Investmentaktiengesellschaft oder 
Investmentkonmianditgesellschaft. 

(12) Intern verw'altete Investmeiitgesellschaften sind 
Investmentgesellschaften. die keine externe Veiwaltmigs- 
gesellschaft bestellt haben. 

(13) Extern verw'altete Investuientgesellscliaften sind 
Investmentgesellschaften. die eine externe VeiW'altungsge- 
sellschaft bestellt haben. 

(14) Verwaltmigsgesellschaften sind AFF-Veiwaltungs- 
gesellschaften und OGAW-Verw'altimgsgesellschaften. AIF- 
Verwaltmigsgesellschaften sind AIF-Kapitalverw'altimgs- 
gesellschaften. EU-AIF-Verw'altmigsgesellschaften mid 
ausländische AIE-Verw'altungsgesellschaften. OGAW-Ver- 
waltmigsgesellschaften sind OGAW-Kapitalverw'altmigsge- 
sellschaften mid EU-OGAW-Verw'altmigsgesellschaften. 

(15) OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaften sind Ka- 
pitalverwaltmigsgesellschaften gemäß § 17, die mindestens 
einen OGAW verw'alten oder tm verw'alteu beabsichtigen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Offene Investmentv'ennögen sind 

1. unverändert 

2. AIF, deren Anleger oder Aktionäre mindestens einmal 
pro Jahr das Recht znr Rückgabe gegen Anszahlnng 
ihrer AnteUe oder Aktien ans dem AIF haben; Min- 
desthaltefristen nnd die Möglichkeit der Anssetznng 
oder Beschränknng der Rücknahme der AnteUe oder 
Aktien werden hierbei nicht berücksichtigt. 

(5) unverändert 

(6) Spezial-AIF sind AIF, deren Anteile auf Grmid von 
scliriftlichen Vereinbarmigen mit der Verwaltimgsgesell- 
schaft oder auf Gnmd der konstituierenden Dokmnente des 
AIF nm erworben werden dürfen von 

1. unverändert 

2. unverändert 

Alle übrigen Investmenti'eraiögen sind Pubhkmnsinvest- 
meiitieraiögen. 

(7) unverändert 

(8) unverändert 


(9) unverändert 

(10) unverändert 


(11) unverändert 


(12) unverändert 


(13) unverändert 


(14) unverändert 


(15) unverändert 
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(16) AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaften sind Kapital- 
verwaltiuigsgesellschaften gemäß § 17, die mindestens einen 
AIF veiw'alten oder zu verw^alteu beabsichtigen. 

(17) EU-Verw'altmigsgesellscliaften sind Untemelmien 
mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkonmiens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum, die den Anforde- 
nmgen 

1 . an eme Verw'altimgsgesellschaft oder an eine intern ver- 
waltete Investmentgesellschaft im Simie der Richtlinie 
2009/65/EG oder 

2 . an eüien Verw'alter alternativer hivestmentfonds im Siime 
der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments 
mid des Rates vom 8. Jmii 2011 über die Verw'alter alter- 
nativer hivestmentfonds imd zur Ändenmg der Richt- 
linien 2003/41/EG und 2009/65/EG imd der Verordnim- 
gen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABI. L 
174 vom 1.7.2011, S. 1) 

entsprechen. 

(18) Ausländische AIF-Verw'altmigsgesellschaften sind 
Untemelmien mit Sitz m emem Drittstaat, die den Anforde- 
nuigen an einen Verw'alter alternativer hivestmentfonds im 
Süme der Richtlinie 2011/61/EU entsprechen. 

(19) Die folgenden Begriffe werden fth die Zwecke dieses 
Gesetzes wie folgt bestuimit: 

1 . Anfangskapital sind 

a) bei Aktiengesellscliaften das eingezalilte Grundkapi- 
tal ohne die Aktien, die mit emem naclizuzahlenden 
Vorzug bei der Verteihmg des Gewinns ausgestattet 
smd (Vorzugsaktien), mid die Rücklagen. 

b) bei Gesellschaften mit bescliränkter Haftiuig das em- 
gezalilte Stammkapital und die Rücklagen. 

c) bei Kommanditgesellschaften das eingezahlte Ge- 
schäftskapital imd die Rücklagen nach Abzug der 
Entnalmien der persönlich haftenden Gesellschafter 
und der diesen gewälirten Kredite. 

Als Rücklagen im Simie der Buchstaben a bis c gelten die 
Posten im Simie des Artikels 24 Absatz 1 Buchstabe b 
bis d in Verbindung mit Artikel 24 Absatz 2 bis 4 der Ver- 
ordnung (EU) Nr. .../2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom [...] über die Aufsichtsanfordeningen 
an Kreditinstitute und Wertpapieifinnen (ABI. L [...] vom 
[...], S. [...]) [CRR- Verordnung]. 

2. Arbeitnelmieivertreter smd Vertreter der Aibeitnehnier 
im Sinne von Artikel 2 Buchstabe e der Richtlinie 2002/ 
14/EG des Europäischen Parlaments mid des Rates vom 
11. März 2002 zur Festlegimg eines aUgememen Rah- 
mens fiir die Unterrichtung mid Anliönmg der Arbeitneh- 
mer in der Europäischen Gemeinschaft (ABI. L 80 vom 
23.3.2002, S. 29). 

3. Aufiialunemitgliedstaat emer OGAW-Kapitalveiw'al- 
tmigsgesellschaft ist ein anderer Mitgliedstaat der Euro- 
päischen Union oder em anderer Vertragsstaat des Ab- 
kommens über den Emopäischen Wirtschaftsrauni. in 
dem eme OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(16) unverändert 

(17) unverändert 


(18) unverändert 

(19) Die folgenden Begriffe werden für die Zwecke dieses 
Gesetzes wie folgt bestumnt: 

1 . Anfangskapital smd 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

Als Rücklagen un Simie der Buchstaben a bis c gelten die 
Posten im Sume des § 10 Absatz 3a des Ki-editwesen- 
gesetzes. 


2. unverändert 


3. unverändert 
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a) eine Zw'eigniederlassimg unterhält oder iin Wege 
des grenziibersclueitenden Dienstleistimgsverkelirs 
tätig wird, oder 

b) die Absicht anzeigt. Anteile oder Aktien an euiem 
inländischen OGAW-Investinent\'eiinögen zu ver- 
treiben. 

4. Aufiialimeniitgliedstaat einer AIF-Kapitalverwaltiuigs- 
gesellschaft ist ein anderer Mitgliedstaat der Europä- 
ischen Union oder ein anderer Vertragsstaat des Ab- 
konunens über den Europäischen Wirtschaftsraiun. in 
dem eine AJF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 

a) einen EU-AIF verwaltet oder 

b) Anteüe oder Aktien an einem AJF vertreibt. 

5 . Drittstaaten smd alle Staaten, die nicht Mitghedstaat der 
Europäischen Union oder anderer Vertragsstaat des Ab- 
kommens über den Eiuopäischen Wirtschafitsraimi sind. 

6. Eine bedeutende Beteiligmig besteht, w’eim mmiittelbar 
oder mittelbar über em oder melirere Tochtenuitemeh- 
men oder über ein gleichartiges Verhältiüs oder im Zu- 
sammenwirken mit anderen Personen oder Unterneh- 
men mindestens 10 Prozent des Kapitals oder der 
Stinmirechte einer Verwaltmigsgesellschaft im Eigen- 
oder Eremdinteresse gehalten werden oder wemi auf die 
Geschäftsfülmmg einer Verw'altimgsgesellschaft em 
maßgeblicher Einfluss ausgeübt werden kami. Für die 
Bereclmimg des Anteils der Stinmirechte gelten § 22 
Absatz 1 bis 3a des Wertpapierhandelsgesetzes in Ver- 
bindmig mit der Rechtsverordnimg nach § 22 Absatz 5 
imd § 23 des Weilpapierliandelsgesetzes entsprechend. 
Die mittelbar gelialtenen Beteiligimgen smd den mittel- 
bar beteiligten Personen imd Untemelmien m vollem 
Umfang zuzurechnen. 

7. Carried interest ist der Anteil an den Gewinnen des AIF, 
den eine ADF- Verwaltmigsgesellschaft als Vergütung 
für die Verw'altimg des AIF erhält; der carried interest 
umfasst nicht den Anteil der AIF-Verw'altungsgesell- 
schaft an den Gewimien des AIF, den die AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft als Gewum für Anlagen der AJF- Ver- 
waltmigsgesellschaft ui den AIF bezieht. 

8 . Dauerhafter Datenträger ist j edes Medimii. das den An- 
legern gestattet. Informationen fiü' eine den Zwecken 
der Informationen angemessene Dauer zu speichern, 
einzusehen mid miverändert wiederzugeben. 

9. Eigenmittel sind Eigeimiittel ^tvaä& Artikel 69 der Ver- 
ordnung (EU) Nr. .../2013 [CRR- Verordnung]. 

10. Eine enge Verbuidmig besteht, wemi eine Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft oder eine extern veiw'altete hi- 
vestnientgesellschaft mid eme andere natürliche oder 
juristische Person verbmideii smd 

a) durch das mmiittelbai e oder mittelbare Halten durch 
ein oder mehrere Tocliterantemelunen oder Treu- 
händer von mindestens 20 Prozent des Kapitals oder 
der Stinmirechte oder 

b) als Mutter- mid Tochtenmtemelunen. durch ein 
gleichartiges Verhältnis oder als Schwestenmter- 
nelunen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 

9. Eigemnittel sind Eigemnittel gemäß § 10 Absatz 2 des 
Ki'editwesengesetzes . 

10. unverändert 
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11. Feederfonds sind Sonder\'ennögen. Investmentaktien- 11. unverändert 
gesellschafteii mit veränderlichem Kapital. Teilgesell- 
schaftsvermögen einer Investmentaktiengesellschaft 

mit veränderlichem Kapital oder EU-OGAW, die min- 
destens 85 Prozent ilires Vennögens in einem Master- 
fonds anlegen. 

1 2 . Masterfonds sind OGAW oder Sonstige Investmentver- 12. unverändert 
mögen gemäß § 220, die Anteile an mindestens einen 

Feederfonds ausgegeben haben, selbst keine Feeder- 
fonds sind imd keine Anteile eines Feederfonds halten. 


13. F eeder- AJF bezeiclmet einen AJF, der 13. unverändert 

a) mindestens 85 Prozent seines Wertes in Anteilen 
eines Master-AIF anlegt, oder 

b) mindestens 85 Prozent seines Wertes in mehr als 
einem Master-AIF anlegt, die jeweils identische An- 
lagestrategien verfolgen, oder 

c) anderw'eitig ein Engagement von mindestens 
85 Prozent seines Wertes in einem Master-AIF hat. 

14. Master-AIF sind AIF, an dem ein Feeder- AIF Anteile 14. unverändert 

hält. 


15. Gescliäftsleiter sind diejenigen natüilichen Personen. 15. unverändert 
die nach Gesetz. Satzmig oder Gesellschaftsvertrag zur 

Fühnmg der Geschäfte imd zur Vertretiuig einer Ka- 
pitalverwaltiuigsgesellschaft berufen sind sowie die- 
jenigen natürhchen Personen, die die Geschäfte der 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft tatsäclüich leiten. 

16. Gesetzhcher Vertreter einer ausländischen AIF-Veiw'al- 16. unverändert 
tungsgesellschaft ist jede natürliche Person mit Wolm- 

sitz in der Europäischen Union oder jede juristische 
Person mit satzimgsmäßigem Sitz oder satzmigsmäßi- 
ger Zweigniederlassimg in der Europäischen Union, die 
von einer ausländischen AIF-Verw'altimgsgesellschaft 
ausdrücklich dazu emamit worden ist. im Namen dieser 
ausländischen AIF-Verw'altimgsgesellschaft gegenüber 
Behörden. Kimden. Einrichtungen imd Gegenparteien 
der ausländischen AIF-Verw'altungsgesellschaft in der 
Europäischen Union hinsichtlich der Veipfhchtungen 
der ausländischen AIF-Verw'altungsgesellschaft nach 
der Richtlinie 201 1/61/EU zu handeln. 


17. Herkunftsmitgliedstaat des OGAW ist der Mitgliedstaat 17. unverändert 

der Europäischen Union, in dem der OGAW zugelassen 
wurde. 


18. Herkunftsmitgliedstaat des AIF ist 18. unverändert 

a) der Mitgliedstaat der Europäischen Union, in dem 
der AIF zugelassen oder registriert ist. oder im Fall 
der melirfachen Zulassimg oder Registiienmg der 
Mitgliedstaat, in dem der AIF zmii ersten Mal zuge- 
lassen oder registiiert wurde, oder 

b) ftir den Fall, dass der AIF in keinem Mitghedstaat der 
Emopäischen Union zugelassen oder registriert ist. 
der Mitghedstaat der Europäischen Union, in dem der 
AIF seinen Sitz oder seine Haupti'erw'altung hat. 

19. Herkimftsmitgliedstaat der OGAW- Verw'alümgsgesell- 19. unverändert 

Schaft ist der Mitgliedstaat der Europäischen Union, in 

dem die OGAW-Veiwaltungsgesellschaft ilu'en Sitz hat. 
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20. Herkunftsmitgliedstaat der AIF-Verwaltmigsgesell- 
schaft ist. 

a) im Fall einer EU-AEF-Veiwaltmigsgesellschaff oder 
einer AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaff der Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union, in dem diese 
AIF-Verwaltimgsgesellscliaft üuen satzungsmäßi- 
gen Sitz hat. 

b) im Fall einer ausländischen AIF-Verw'altungsgesell- 
schaft der Referenzmitgliedstaat im Simie von Arti- 
kel 37 der Richtlinie 2011/61/EG. 

21. Immobilien sind Gnmdstücke. gnmdstücksgleiche 
Rechte luid vergleichbare Rechte nach dem Recht ande- 
rer Staaten. 

22. Immobilien-Gesellschaften sind Gesellschaften, die 
nach dem Gesellschaftsvertrag oder der Satzimg nm 
Immobilien sow'ie die zur Bewiitschaftimg der hnmo- 
bilien erforderlichen Gegenstände erw'erben dürfen. 

23. Inmiobilien-Sondeivemiögen sind Sondervermögen, 
die nach den Anlagebedmgiuigen das bei ihnen einge- 
legte Geld in Inunobilien anlegen. 

24. Kollektive Vemiögensverw'altung mnfasst die Portfo- 
lioverw'altung. das Risikomanagement, administrative 
Tätigkeiten, den Vertrieb von eigenen hivestnientantei- 
len sowie bei AJF Tätigkeiten un Zusauuiienliang mit 
den Vermögensgegenständen des AIF. 

25. Leverage ist jede Methode, mit der die Verw'altungsge- 
sellschaft den hivestitionsgrad eures von ilu verw’alte- 
ten hivestmenU'ennögens durch Ki'editaufiialmie. 
Wertpapier-Darlehen, in Derivate emgebettete Hebel- 
fmanziermigen oder auf andere Weise erhöht. Kriterien 

a) ziu Festlegimg der Methoden für Leverage von AIF, 
einscliheßhch jeglicher Finanz- oder Rechtsstruktu- 
ren. an denen Dritte beteiligt sind, die von dem be- 
treffenden AIF kontrolüeit werden, imd 

b) darüber, wie Leverage von AIF zu bereclmen ist. 

ergeben sich aus den Artikehi 6 bis 10 der Verordnimg 
(EU) Nr. .../2013 [LeveI-2-Verordnimg gemäß Arti- 
kel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2011/61/EU]. 

26. Muttenuitemelunen sind Unternehmen, die Muttermi- 
temehmen im Sume des § 290 des Handelsgesetzbuchs 
sind. 

27. Nicht börseimotiertes Untenielmien ist ein Unter- 
nelmieii. das seinen satzungsmäßigen Sitz m der Euro- 
päischen Union hat und dessen Anteile ün Sume von 
Artikel 4 Absatz 1 Niunmer 14 der Richtlinie 2004/39/ 
EG des Emopäischeu Parlaments mid des Rates vom 
21. April 2004 über Märkte für Finanziustnmiente 
(ABI. L 145 vom 30.4.2004, S. 1) nicht zimi Handel auf 
emem reguherten Markt zugelassen sind. 

28. ÖPP-Projektgesellschaften sind im Ralunen Öffentlich- 
Privater Partnerschaften tätige Gesellschaffen, die nach 
dem Gesellschaftsvertrag oder der Satzimg zu dem 
Zweck gegründet wurden. Anlagen oder Bauwerke zu 
errichten, zu sanieren, zu beü eiben oder zu bew’irtschaf- 
ten. die der Erfüllung öffentlicher Aufgaben dienen. 
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20. unverändert 


21. unverändert 


22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. Leverage ist jede Methode, mit der die Verwaltungsge- 
sellschaff den Investifionsgrad eines von ilu verwalte- 
ten Investmenti'emiögens diucli Kreditaufiialune. 
Wertpapier-Darlehen, ui Derivate eingebettete Hebel- 
finanziermigen oder auf andere Weise erhöht. Kriterien 

a) unverändert 


b) unverändert 

ergeben sich aus den Artikeln 6 bis 11 der Verordnmig 
(EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnimg gemäß Arti- 
kel 4 Absatz 3 der Richtluüe 201 1/61/EU]. 

26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 
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29. Organisierter Markt ist ein Markt, der anerkannt und fiir 29. 
das Publikiuu offen ist und dessen Fmiktionsweise ord- 
niuigsgemäß ist. sofern nicht ausdificklich etwas ande- 
res bestinunt ist. 

30. Priniebroker ist ein Kieditinstitut im Sinne des Artikels 30. 
4 Nninmer 1 der Veiordnung (EU) Nr ..J2013 [CRR- 
Verordniing], eine Wertpapierfimia iin Siiuie des Arti- 
kels 4 Absatz 1 Nimuner 1 der Richtlinie 2004/39/EG 
oder eine andere Einlieit. die einer Regulienmgs- 
aufsicht imd ständigen Überw'achimg unterliegt imd 
professionellen Anlegern Dienstleistungen anbietet, in 
erster Linie, tun als Gegenpaifei Geschäfte niit Finanz- 
instnunenten ini Siime der Richtlinie 2011/61/EU zu 
finanzieren oder durclizufliluen. imd die möghcher- 
weise auch andere Dienstleistiuigen wie Clearing mid 
Abwicklimg von Geschäften. Verw'almmgsdienstleis- 
timgen. Wertpapier-Darlehen luid individuell ange- 
passte Teclmologien mid Eüuichtimgen zur betrieb- 
lichen Unterstützimg anbietet. 

31. Privatanleger sind alle Anleger, die weder professio- 
nelle noch seiniprofessionelle Anleger sind. 

32. Professioneller Anleger ist jeder Anleger, der iin Siiuie 
von Anliang 11 der Richtlinie 2004/39/EG als profes- 
sioneller Kunde angesehen wird oder auf Antrag als ein 
professioneller Kmide behandelt werden kaim. 

33. Senüprofessioneller Anleger ist 
a) jeder Anleger. 

aa) der sich verpflichtet, mindestens 200 000 Eiuo 
zu investieren. 

bb) der schriffhch in einem vom Vertrag über die 
hivestitionsverpflichtimg getremiten Dokimient 
angibt, dass er sich der Risiken im Zusammen- 
hang mit der beabsichtigten Verpflichtimg oder 
Investition bewusst ist. 

cc) dessen Sachverstand. Erfahrungen und Kemit- 
nisse die AJE-Verw^altungsgesellschaft bewer- 
tet. olme von der Aimalune auszugehen, dass 
der Anleger über die Mai'ktkeimtnisse imd -er- 
fahnmgen der in Aidiang n Abschnitt I der 
Richtlinie 2004/39/EG genaimten Anleger ver- 
fügt. 

dd) bei dem die AIF-Verw'altmigsgesellschaft unter 
Berücksichtigung der Art der beabsichtigten 
Verpflichtung oder hivestition liinreichend da- 
von überzeugt ist. dass er in der Lage ist. seine 
Anlageentscheidimgen selbst zu üeflfen und die 
damit eiuhergehenden Risiken versteht imd 
dass eine solche Verpflichtmig für den betref- 
fenden Anleger angemessen ist. imd 

ee) dem die AfF-Verw^altirngsgesellschaft sclirift- 
lich bestätigt, dass sie die imter Doppelbuch- 
stabe cc genaimte Beweitimg vorgenoumien hat 
und die miter Doppelbuchstabe dd genaimten 
Voraussetzungen gegeben smd. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
unverändert 


Primebroker ist ein Kreditinstitut, eine Wertpapierfmna 
im Siime des Artikels 4 Absatz 1 Nununer 1 der Richt- 
linie 2004/39/EG oder eine andere Einheit, die einer 
Reguliemngsaufsicht imd ständigen Überw'achmig 
unterliegt imd professionellen Anlegern Dienstleistim- 
gen anbietet, in erster Linie, imi als Gegenpartei Ge- 
schäfte mit Finanzinstnmienten im Siime der Richtlinie 
20 11/61 /EU zu finanzieren oder durclizufüliren. imd die 
möghcherw'eise auch andere Dienstleistimgen wie 
Clearing imd Abwicklimg von Geschäften. Verwali- 
nmgsdienstleistimgen. Wertpapier-Darlehen und indi- 
viduell angepasste Teclmologien imd Einrichtimgen ziu 
betriebhchen Unterstützimg anbietet. 


31. unverändert 

32. unverändert 


33. Semiprofessioneller Anleger ist 
a) jeder Anleger, 

aa) unverändert 

bb) unverändert 


cc) dessen Sachverstand. Erfahnmgen imd Keimt- 
nisse die AJF-Verw'altimgsgesellschaft oder die 
von ihr beauftragte Vertriebsgesellschaft be- 
w’ertet. olme von der Aimalune auszugehen, 
dass der Anleger über die Marktkeimtnisse und 
-erfalmmgen der in Anliang II Abschnitt I der 
Richtlinie 2004/39/EG genaimten Anleger ver- 
filgt. 

dd) bei dem die AIF-Verw'altimgsgesellschaft oder 
die von ihr beauftragte Vertriebsgesellschaft 
unter Berücksichtigimg der Art der beabsichtig- 
ten Verpflichtung oder hivestition liinreichend 
davon überzeugt ist. dass er in der Lage ist. 
seine Anlageentscheidimgen selbst zu treffen 
mid die damit einliergehenden Risiken versteht 
mid dass eine solche Veipflichtmig für den be- 
üeffenden Anleger angemessen ist. mid 

ee) dem die AIF-Verw'altmigsgesellschaft oder die 
von ihr beauftragte Vertriebsgesellschaft 
scluiftlich bestätigt, dass sie die miter Doppel- 
buchstabe cc genaimte Bew'ertmig vorgenom- 
men hat mid die miter Doppelbuchstabe dd ge- 
naimten Voraussetzimgen gegeben sind. 
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b) ein in § 37 Absatz 1 genaimter Geschäftsleiter oder 
Mitarbeiter der AIF-Verw'altungsgesellschaft. so- 
fern er in von der AIF-Verwaltungsgesellschaff 
verwaltete AIF investiert. 


34. Sitz eines 

a) AIF ist der satzungsmäßige Sitz oder, falls der AIF 
keine eigene Rechtspeisönliclikeit hat. der Staat, 
dessen Recht der AIF unterüegt; 

b) gesetzlichen Vertreters, der eine juristische Person 
ist. ist der satzungsmäßige Sitz oder die Zweignie- 
derlassmig der juristischen Person: 

c) gesetzlichen Vertreters, der euie natürliche Person 
ist. ist sein Wohnsitz. 

3 5 . Tochtenuitenielunen sind Untemelmien. die Tochterun- 
temelmien im Sume des § 290 des Handelsgesetzbuchs 
sind. 

36. Verbriefmigszw'eckgesellschaften sind Gesellschaften, 
deren euiziger Zweck darin besteht, eine oder meluere 
Verbriefungen im Simie von Artikel 1 Absatz 2 der Ver- 
ordnimg (EG) Nr. 24/2009 der Europäischen Zentral- 
bank vom 19. Dezember 2008 über die Statistik über die 
Aktiva und Passiva von finanziellen Mantelkapitalge- 
sellschaften. die Verbriefungsgeschäfte betreiben (ABI. 
L 15 vom 20.1.2009, S. 1), imd weitere zur Ei-füllung 
dieses Zwecks geeignete Tätigkeiten diuclizuftiluen. 

37. Verschmelzimgen im Sinne dieses Gesetzes sind Auflö- 
simgen ohne Abwicklmig eines Sonder\'ermögens oder 
einer Investmentaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital 

a) durch Übertragimg sämtücher Vennögensgegen- 
stände mid Verbindliclikeiten eines oder meluerer 
übertragender offener hivestmentvennögen auf ein 
anderes bestehendes übernehmendes Sondervermö- 
gen oder einen anderen bestehenden EU-OGAW 
oder auf eme andere bestehende überuelmiende 
hivestmentaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital (Versclunelzimg durch Aufiialmie) oder 

b) durch Übertragung sämtücher Vennögensgegen- 
stände mid Verbuidliclikeiten zweier oder meluerer 
übertragender offener hivestmentvennögen auf ein 
neues, dadurch gegründetes übemelmiendes Son- 
dervermögeii oder dadurch gegründeten über- 
neluueiideii EU-OGAW oder dadurch gegründete 
übemelmiende hivestmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital (Versclunelzimg diucli 
Neugründiuig) 

jeweils gegen Gewälumig von Anteilen oder Aktien des 
übemelmienden hivestmenti’emiögens an die Anleger 
oder Aktionäre des übertragenden hivestmentvemiögens 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) ein üi § 37 Absatz 1 genaimter Geschäftsleiter oder 
Mitarbeiter der AIF-Verw'alüuigsgesellschaft. so- 
fern er üi von der AIF-Verwalümgsgesellschaft ver- 
waltete AIF investiert, oder ein Mitglied der Ge- 
schäftsführung oder des Vorstands einer extern 
veiviulteteu Investmeutgesellschaft, sofern es in 
die extern vei'U'altete Investmentgesellschaft in- 
vestiert, 

c) jeder Anleger, der sich verpflichtet, mindestens 
10 MUlionen Euro in ein Investmentx ermögen zu 
investieren. 

34. unverändert 


35. unverändert 


36. unverändert 


37. Versclmielzmigen im Siime dieses Gesetzes sind Auflö- 
siuigen oluie Abwicklmig eines Sondeivemiögens oder 
einer hivestmentaktiengesellschaft mit veränderlichem 
Kapital 

a) unverändert 


b) durch Übertragung sämtlicher Vennögensgegen- 
stände mid Verbüidhclikeiten zweier oder mehierer 
übertragender offener hivestmentvermögen auf ein 
neues, dadmcli gegründetes übemelmiendes Son- 
deivemiögen oder einen neuen, dadmcli gegrün- 
deten übenielunenden EU-OGAW oder eine neue, 
dadurch gegründete übemelmiende hivestmentak- 
tiengesellschaft mit veränderlichem Kapital (Ver- 
schnielzimg dmch Neugründiuig) 

jeweils gegen Gewäluimg von Anteilen oder Aktien des 
übernehmenden hivestmentvennögens an die Anleger 
oder Aktionäre des übertragenden Investnientvemiögens 
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sowie gegebenenfalls einer BaKalilimg in Höhe von 
nicht melir als 10 Prozent des Wertes eures Anteils oder 
einer Aktie ani übeltragenden hivestmentvemiögen. 

38. Zweigniederlassung ist in Bezug auf eine Verwaltungs- 
gesellschaft eine Betriebsstelle, die einen rechtlich im- 
selbstständigen Teil der Veiwaltungsgesellschaft bildet 
imd die die Dienstleistimgen erbringt, füi' die der Ver- 
w'altrmgsgesellschaft eine Zulassimg oder Genehmi- 
gung erteilt wTirde; alle Betriebsstellen einer Verwal- 
timgsgesellschaft mit satzungsmäßigem Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat oder einem Drittstaat, die sich in 
ein imd demselben Mitgliedstaat befinden, gelten als 
eine einzige Zweigniederlassung. 

§2 

Ausnahmebestimmungen 
(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuw'enden auf 

1. HolduiggeseUschaften. die eure Beteiligung an einem 
oder melireren anderen Untemelunen halten. 

a) deren Untemelmiensgegenstand darin besteht, durch 
ilire Tochtenmtemelmien oder verbimdenen Unter- 
nehmen oder Beteiligungen jeweils euie Geschäfts- 
strategie zu verfolgen, den langfiistigen Wert der 
Tochtenmtemelmien. der verbimdenen Untemelunen 
oder der Beteiligungen zu fördern, mid 

b) die 

aa) entweder auf eigene Reclmimg tätig suid imd de- 
ren Anteile zmn Handel auf eüieni organisierten 
Markt im Siime des § 2 Absatz 5 des Wertpapier- 
handelsgesetzes in der Eiuopäischen Union zuge- 
lassen sind, oder 

bb) ausw'eislich ihres Jaluesberichts oder anderer 
amtlicher Unterlagen nicht mit dem Hauptzw'eck 
gegründet wurden, iluen Anlegern durch Veräu- 
ßenmg iluer Tochtenmtemelmien oder verbimde- 
nen Untemelmien eine Rendite zu verschaffen; 

2. Einrichtungen der betriebhchen Altersversorgung, die 
imter die Richtlinie 2003/41/EG des Europäischen 
Parlaments imd des Rates vom 3. Jmii 2003 über die 
Tätigkeiten und die Beaufsichtigmig von Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung (ABI. L 235 vom 
23.9.2003, S. 10) fallen, gegebenenfalls euiscliließlich 

a) der in Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 2003/41/EG 
aufgefulirten zugelassenen Stellen, die für die Verw'al- 
tmig solcher Euirichtimgen verantwurthch und in 
ihrem Namen tätig smd. oder 

b) der nach Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie 2003/41/ 
EG bestellten Vemiögensverw'alter. sofern sie nicht 
hivestmentvemiögen verwalten; 

3. die Europäische Zentralbank, die Emopäische hivesti- 
tionsbank. der Europäische hivestitionsfonds. die europä- 
ischen Entw'icklmigsfmanzieiungsmstitute imd bilaterale 
Entw'icklimgsbanken. die Weltbank, den hitemationalen 
Wälmmgsfonds imd sonstige supranationale Einrichtmi- 
gen imd vergleichbare uitemationale Organisationen, so- 
weit diese Einrichtimgen oder Organisationen jew'eils 
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sowie gegebenenfalls euier Barzaldimg m Höhe von 
nicht iiielu als 10 Prozent des Wertes eines Anteils oder 
einer Aktie am übertragenden hivestmentvennögen. 

38. unverändert 


§2 

Ausnahmebestimmungen 
(1) unverändert 
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a) Investnientv^emiögen verw^alten und 

b) diese Investinentvennögen im öffentlichen Interesse 
handehi: 

4. nationale Zentralbanken: 

5 . staatliche Stellen luid Gebietskörperschaften oder andere 
Einrichtungen, die Gelder zur Unterstützmig von Sozial- 
versicherungs- imd Pensionssystemen verw'alten; 

6. Arbeitnelunerbeteiligmigssysteme oder Arbeitnehmer- 
sparpläne; 

7. Verbriefimgszw'eckgesellschaften. 

(2) Finanzdienstleistimgsinstitute luid Kreditinstitute, die 
über eine Erlaubnis nach dem Kreditw'esengesetz verfügen, 
bedürfen für die Erbringung von Wertpapierdienstleistmigen 
im Sume von § 2 Absatz 3 des Wertpapierhandelsgesetzes 
filr AIF keiner Erlaubnis nach diesem Gesetz. 

(3) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf AIF-Kapital- 
verw’altungsgesellschaften. soweit sie emen oder melirere 
AIF verw'alten. deren Anleger 

1 . ausscliließlich eine der folgenden Gesellschaften sind: 

a) die AJF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft selbst. 

b) eine Muttergesellschaft der AJF-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft. 

c) eine Tochtergesellschaft der AIF -Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaft oder 

d) eine andere Tochtergesellschaft emer Muttergesell- 
schaft der AIF-Kapitalverwfalüingsgesellschaft imd 

2. selbst keine AIF sind. 

(4) Auf eine AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft sind nur 
die §§ 1 bis 17, 42, 44 sowie die §§ 343, 345, 346, 350. 351 
und 353 anzuwenden, wenn 

1 . die AIF-Kapitalverw-altmigsgesellschaft entw'eder direkt 
oder indirekt über eine Gesellschaft, mit der die AIF- 
Kapitalverwaltimgsgesellscliaft über eme gemeinsame 
Geschäftsführung, ein gemeinsames Kontrollverhältnis 
oder durch eine wesentliche munittelbare oder mittelbare 
Beteiligimg verbunden ist. ausschließlich Spezial-AIF 
verwaltet. 

2. die verw'alteten Vermögensgegenstände der verwalteten 
Spezial-AIF 

a) einscliheßhch der durch den Einsatz von Leverage er- 
worbenen Vemiögensgegenstände uisgesamt nicht 
den Wert von 100 Millionen Euro überschreiten oder 

b) insgesamt nicht den Wert von 500 Milhonen Euro 
übersclireiteii. sofern für die Spezial-AIF kein Leve- 
rage eüigesetzt wird und die Anleger ftü' die Spezial- 
AIF kerne Rücknalunerechte iimerhalb von fünf Jah- 
ren nach Tätigung der ersten Anlage ausüben kömien. 
mid 

3. die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft nicht besclilos- 
sen hat. sich diesem Gesetz in seiner Gesamtheit zu im- 
terw'erfen. 

Die Bereclmimg der m Satz 1 Nununer 2 Buchstabe a und b 
genaiuiten Schwellenwerte und die Behandlmig von AJF- 
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(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Auf eme AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft sind nur 
die §§ 1 bis 17, 42 und 44 Absatz 1, 4 bis 7 anzuwenden, 
wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


Die Bereclmimg der in Satz 1 Nimuner 2 Buchstabe a und b 
genaimten Schwellenwerte imd die Behandhmg von AIF- 
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Kapitalveiw'altuiigsgesellschaften im Siime des Satzes 1, de- 
ren verwaltete Vennögensgegenstände imierhalb eines Ka- 
lenderjalires gelegentlich den betreffenden Schwellenw'ert 
über- oder imtersclireiten. bestmmien sich nach den Artikehi 
2 bis 5 der Verordnmig (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verord- 
nimg gemäß Artikel 3 Absatz 6 Buchstabe a der Richtluiie 
2011/61/EU]. 
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Kapitalverw'altmigsgesellschaften un Sume des Satzes 1, de- 
ren verw'altete Vennögensgegenstände ümerhalb eines Ka- 
lendeijalires gelegentlich den betreffenden Schwellenw'ert 
über- oder mitersclueiten. bestinmien sich nach den Artikeln 
2 bis 5 der Verordnmig (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verord- 
umig gemäß Artikel 3 Absatz 6 Buchstabe a der Richtlinie 
2011/61/EU]. 

(4a) Auf eine interne AIF-Kapitalvenvaltungsgesell- 
schaft sind nur die §§ 1 bis 17, 42 und 44 Absatz 1, 4 bis 7 
anzuwenden, svenn 

1. die Vermögensgegenstände des von ihr verwalteten 
inländischen geschlossenen Publikums-AIF ein- 
schließUch der durch den Einsatz von Leverage er- 
worbenen Vermögensgegenstände insgesamt nicht 
den Wert von fünf Millionen Euro überschreiten, 

2. die Anteile des von ihr verwalteten inländischen ge- 
schlossenen Publikums-AIF von nicht mehr als fünf 
natürlichen Personen gehalten werden und 

3. die interne AIF-Kapitalvenvaltungsgesellschaft nicht 
beschlossen hat, sich diesem Gesetz in seiner Gesamt- 
heit zu untei'W'erfen. 

Für die Berechnung des in Satz 1 Nummer 1 genannten 
Schwellenwerts und die Behandlung von AIF-Kapital- 
veiivaltnugsgesellschaften im Sinne des Satzes 1, deren 
verwaltete Vermögensgegeustände innerhalb eines Ka- 
lenderjahres gelegentlich den betreffenden Schwellen- 
wert über- oder unterschreiten, gelten die Artikel 2 bis 5 
der Verordnung (EU) Nr. 231/2013 entsprechend. 

(4b) Auf eine interne AlF-Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft sind nur die §§ 1 bis 17, 42, 44 Absatz 2 bis 7 anzu- 
wenden, wenn 

1. der von ihr verwaltete inländische geschlossene Pu- 
blikums-AIF in der Rechtsform der Genossenschaft 
aufgelegt ist, auf die die §§ 53 bis 64c des Genossen- 
schaftsgesetzes Anwendung Anden und in deren Sat- 
zung eine Nachschusspflicht ausgeschlossen ist, 

2. die Vermögensgegenstände des von ihr verwalteten 
inländischen geschlossenen Publikums-AIF ein- 
schließUch der durch den Einsatz von Leverage er- 
worbenen Vermögensgegenstände insgesamt nicht 
den Wert von 100 MilUonen Euro überschreiten, 

3. aufgrund gesetzlicher Regelungen ein Mindestertrag 
aus der Nutzung des Sachwerts, in der der von der in- 
ternen AlF-Kapitalverw altungsgesellschaft vei’waltete 
inländische geschlossene Publikums-AIF dh'ekt oder 
indirekt investiert ist, langfristig sichergestellt ist und 

4. die interne AIF-Kapitalvei'waltungsgesellschaft nicht 
beschlossen hat, sich diesem Gesetz in seiner Gesamt- 
heit zu untei'W'erfen. 

Die Berechnung des in Satz 1 Nummer 2 genannten 
Schwellensverts und die Behandlung von AlF-Kapital- 
verwaltungsgeseilschaften im Sinne des Satzes 1, deren 
verwaltete Vermögensgegenstände innerhalb eines Ka- 
lenderjahres gelegentlich den betreffenden Schwellen- 
wert über- oder unterschreiten, bestimmen sich nach den 
Artikeln 2 bis 5 der Verordnung (EL*) Nr. 231/2013. 


Drucksache 17/13395 


-36- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 

(5) Auf eine AIF-Kapitah'erw'altungsgesellschaft sind nur 
die 

1. §§ Ibis 17,42. 

2. §§26 bis 28, wobei sich die Ausgestaltung der in diesen 
Vorschriften geforderten Verhaltens- und Organisations- 
pflichten nach dem Prinzip der Verhältnisniäßigkeit 
richtet, mdem die Art. der Umfang imd die Komplexität 
der Geschäfte der AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
imd der von der AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschaft 
verwalteten AIF berücksichtigt werden. 

3. §§44 bis 48, 

4. §§80 bis 90, 

5. §§ 169, 261 bis 270, 271 Absatz 1 imd 4 sowie § 272. 

6. §§ 293, 295 bis 297, 300 bis 306, 314 und 316 mit der 
Maßgabe, dass in dem Verkaufsprospekt imd den 
wesentlichen Anlegerinfonnationen die Anleger druck- 
technisch herausgestellt an heivorgehobener Stelle 
darauf liinzuweisen sind, dass die AIF-Kapitalveiw'al- 
tmigsgesellschaft nicht über eme Erlaubnis nach diesem 
Gesetz verfugt mid daher bestumnte Anforderungen 
dieses Gesetzes nicht eingehalten werden müssen 
sowie 

7. §§ 342, 343, 353 und 354 

entsprechend anzuwenden, weim 

S. die AJF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft entw'eder di- 
rekt oder indirekt über eme Gesellschaft, mit der die 
AIF-Kapitalverw^altimgsgesellschaft über eme gemem- 
same Geschäftsfülinmg. em gememsames Kontrollver- 
hältnis oder diuch eme wesentliche immittelbare oder 
mittelbare Beteiligimg verbimden ist. ausschließlich 
inländische gesclilossene AIF verwaltet. 

9. die verwalteten Vermögensgegenstände der verwalteten 
inländischen gesclilossenen AIF einscliheßhch der 
durch den Einsatz von Leverage erwurbenen Vermö- 
gensgegenstände insgesamt nicht den Weit von 
100 Millionen Euro übersclireiten imd 

10. die AIF-Kapitalverwultimgsgesellschaft nicht be- 
sclilossen hat. sich diesem Gesetz ui seiner Gesamtheit 
zu unterw'erfen. 

Die Bereclmimg des in Satz 1 genamiten Schwellenwertes 
mid die Behaudlmig von AJF-Kapitalven\'altungsgesell- 
schaften im Sume des Satzes 1 , deren verwaltete Vemiögens- 
gegenstände umerhalb eines Kalendeijalues gelegentlich 
den betreffeiideii Schwelleuw'eit über- oder mitersclneiten. 
bestmmien sich nach den Artikeln 2 bis 5 der Verordnmig 
(EU) Nr. . . ./20 1 3 [Level-2-Verordnimg gemäß Artikel 3 Ab- 
satz 6 Buchstabe a der Richtlinie 201 1/61/EU]. 

(6) Auf eine AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft ist nur 
Kapitel 5 anzuw'eiiden. weim sie 

1. gemäß Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. .../2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom [...] über 
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(5) Auf eme AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft sind nur 
die 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. § 44 Absatz 1, 3 bis 7, §§ 45 bis 48, 

4. unverändert 

5. § 169 entsprechend. §§ 261 bis 270, 271 Absatz 1 mid 4, 
§ 272 sowie 

6. §§ 293, 295 bis 297, 300 bis 306, 314 imd 316 mit der 
Maßgabe, dass m dem Verkaufsprospekt imd den wesent- 
lichen Anlegerinfonnationen die Anleger dnickteclmisch 
herausgestellt an henurgehobener Stelle darauf lüimi- 
weisen sind, dass die AJF-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaft nicht über eine Erlaubnis nach diesem Gesetz ver- 
fügt imd dalier bestimmte Anfordenmgen dieses 
Gesetzes nicht eüigehalten werden müssen, 

7. entfällt 

anzuwenden, wemi sie die Voraussetzungen des Satzes 2 
erfüllt. Die Voraussetzungen sind: 

1. die AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft verwaltet ent- 
weder direkt oder uidirekt über eme Gesellschaft, mit der 
die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft über eine ge- 
meuisame Geschäftsfülmmg. em gemeinsames Kontroll- 
verhältnis oder dmch eme wesentliche immittelbare oder 
mittelbare Beteiligimg verbimden ist. ausschließlich in- 
ländische gesclilossene AIF, bei denen es sich nicht aus- 
schließlich um Spezial-AIF handelt, 

2. die verwalteten Vermögensgegenstände der verwalteten 
inländischen geschlossenen AIF einschließhch der durch 
den Einsatz von Leverage erworbenen Vennögensgegen- 
stände übersclireiten uisgesamt nicht den Wert von 
100 Milhonen Euro, imd 

3. die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft hat nicht be- 
schlossen. sich diesem Gesetz m seiner Gesamtheit zu 
imterw'erfen. 

Die Berechnung des ui Satz 2 Nummer 2 genannten Schwel- 
lenwertes mid die Behandhmg von AIF-Kapitalverwaltmigs- 
gesellschaften un Siime des Satzes 2. deren verw'altete Ver- 
mögensgegenstände iimerhalb eures Kalendeijalires 
gelegentlich den betreffenden Schwellenwert über- oder im- 
tersclireiten. bestimmen sich nach den Artikehi 2 bis 5 der 
Verordnmig (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnimg gemäß 
Artikel 3 Absatz 6 Buchstabe a der Richtlurie 201 1/61 /EU]. 

(6) Auf eme AIF-Kapitalveiwaltungsgesellschaft ist nm 
Kapitel 5 anzuwenden, weim sie 

1. unverändert 
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Europäische Risikokapitalfonds (ABI. L [...] vom [...], 
S. [...]) registriert ist imd 

2. nicht Artikel 2 Absatz Ib der Verordnimg (EU) Nr. .../ 
2013 unterfällt. 

Ist eine AZE-Kapitalveiwaltiuigsgesellschaft im Siime des 
Satzes 1 eine externe Kapitalveiwaltungsgesellschaft mid 
hat sie zugleich eine Erlaubnis als externe OGAW-Kapital- 
verw’alnmgsgesellschaft nach den §§20 imd 21, kann sie ab- 
weichend von Satz 1 neben Portfolios qualifizierter Risiko- 
kapitalfonds auch OGAW verw'alten; in diesem Fall sind auf 
die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft neben Kapitel 5 
auch die für die Veiwaltimg von OGAW geltenden Vor- 
schriften dieses Gesetzes anzuwenden. 

(7) Auf eine AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft ist nur 
Kapitel 6 anzuwenden, wemi sie 

1 . gemäß Artikel 14 der Verordnimg (EU) Nr. . . ./2013 des 
Europäischen Parlaments mid des Rates vom [...] über 
Europäische Fonds für soziales Untemelmiertimi (ABI. L 
[. . .] vom [. . .]. S. [...]) registriert ist luid 

2. nicht Artikel 2 Absatz la der Verordnimg (EU) Nr. .../ 
2013 imterfällt. 

Ist eine AIE-Kapitalverwaltmigsgesellschaft ini Sirme des 
Satzes 1 eine externe Kapitalverwaltimgsgesellschaft mid 
hat sie zugleich eine Erlaubnis als externe OGAW-Kapital- 
verwaltmigsgesellschaft nach den §§20 mid 21, kami sie ab- 
weichend von Satz 1 neben Portfolios Emopäischer Fonds 
ftir soziales Unteraelmiertmn auch OGAW verw'alten; in die- 
sem Fall sind auf die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft 
neben Kapitel 6 auch die für' die Verw'altmig von OGAW gel- 
tenden Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden. 

§3 

Bezeichnungssrhutz 

(1) Die Bezeiclmmigen „Kapitalverw'altimgsgesellschaft“, 
„Investmentvermögen“, ,Jrivestmentfoiids“ oder ,Jnvest- 
uieritgesellschaft“ oder eine Bezeiclmung. in der diese Be- 
griffe enthalten sind, darf in der Finna, als Zusatz zm Firma, 
zm Bezeichnung des Geschäftszw'ecks oder zu Werbezwe- 
cken nm von Verwaltungsgesellschaften im Sirme dieses 
Gesetzes geftünt werden. Die Bezeiclmmigen „Investment- 
fonds“ und .Jnvestmenti'ennögen“ dürfen auch von Ver- 
triebsgesellschafteri geftilirt werden, die Anteile an Invest- 
nieritvenuögeri vertreiben, die nach Maßgabe dieses 
Gesetzes vertrieben W'erden dürfen. Die Bezeiclmmigen ,.In- 
vestnientfonds“, ,.Investment\rennögen“ mid „Investmerit- 
gesellschaft“ dürfen auch von extern verwalteten Invest- 
nieritgesellschafteri gefülirt w'erden. 

(2) Die Bezeiclmmig „Im'estmentaktiengesellschaft“ darf 
nur von Investnientaktiengesellschaften im Sirme der §§108 
bis 123 sowie 140 bis 148 gefülirt werden. 

(3) Die Bezeiclmmig „Investnientkonmianditgesellschaff“ 
darf nur von Investmentkonimanditgesellschaften im Sirme 
der §§ 124 bis 138 sowie 149 bis 161 gefülui werden. 

(4) EU-Verw'altungsgeseUschaften dürfen für die Aus- 
übmig ilirer Tätigkeit im Geltmigsbereich dieses Gesetzes 
dieselben allgemeinen Bezeiclmmigen verwenden, die sie in 
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2. nicht Artikel 2 Absatz 3 der Verordnmig (EU) Nr. .../ 
2013 miterfällt. 

Ist eine AIF-Kapitalveiwaltmigsgesellschaft im Sirme des 
Satzes 1 eine externe Kapitalverwaltimgsgesellschaft imd 
hat sie zugleich eine Erlaubnis als externe OGAW-Kapital- 
verwaltmigsgesellschaft nach den §§20 imd 21, kaim sie ab- 
weichend von Satz 1 neben Portfolios qualifizierter Risiko- 
kapitalforids auch OGAW verwalten: in diesem Fall sind auf 
die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft neben Kapitel 5 
auch die für die Veiwaltimg von OGAW geltenden Vor- 
sclirifteri dieses Gesetzes atizuwetiden. 

(7) Auf eine AJF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft ist nm 
Kapitel 6 anziiweriden. wemi sie 

1. unverändert 


2. nicht Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. .../ 
2013 unterfallt. 

Ist eine AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft im Sirme des 
Satzes I eine externe Kapitalverwaltimgsgesellscliaft und 
hat sie zugleich eine Erlaubnis als externe OGAW-Kapital- 
verw'altmigsgesellschaft nach den §§20 mid 21, karm sie ab- 
weichend von Satz 1 neben Portfolios Europäischer Eonds 
für soziales Untemelmiertmn auch OGAW verw'alten; in die- 
sem Fall sind auf die AIF-Kapitalvetw'altimgsgesellschaft 
neben Kapitel 6 auch die für' die Verw'altimg von OGAW gel- 
tenden Vorscliriften dieses Gesetzes anzuwenderi. 

§3 

Bezeichnungssrhutz 

(1) unverändert 


(2) Die Bezeiclmmig „Investmentaktiengesellschaft“ darf 
nm' von Investnieritaktiengesellschaften im Sirme der §§108 
bis 123 oder der §§ 140 bis 148 gefülirt werden. 

(3) Die Bezeiclmmig „Investmentkonnnanditgesellschaft“ 
darf nur von Investmentkonmianditgesellschaften im Simie 
der §§ 124 bis 138 oder der §§ 149 bis 161 geführt werden. 

(4) unverändert 
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üirem Herkimftsniitgliedstaat fliliren. Die Bundesanstalt fiir 
Finanzdienstleistiuigsaufsicht (Bimdesanstalt) kaim einen 
erläuternden Zusatz zu der Bezeiclmung vorsclu'eiben. wemi 
die Gefahr einer Verwechslung besteht. 

(5) Die §§42 luid 43 des Kreditw'esengesetzes sind ent- 
sprechend anzuwendeu. 

§4 

Namensgebung; Fondskategorien 

(1) Die Bezeiclmimg des Sondercemiögens. der Invest- 
mentaktiengesellschaft oder der Investmentkoimnanditge- 
sellschaft darf nicht irrefiiliren. 

(2) Die Bimdesanstalt kamt über Richtlinien für den Re- 
gelfall festlegen, welcher Fondskategorie das Investment- 
vennögen nach den Anlagebedingimgen. insbesondere nach 
den dort genaimten Anlagegrenzen, der Satzmig oder dem 
Gesellscliaftsvertrag entspricht. 

§5 

Zuständige Behörde; Aufsicht; Anordnuugsbefugnis 

(1) Die Bimdesanstalt übt die Aufsicht nach den Vor- 
scliriften dieses Gesetzes aus. 

(2) Soweit die externe Kapitalverwaltimgsgesellschaft 
Dienst- und Nebendienstleisümgen im Simie des § 20 
Absatz 2 Nunmier 1 bis 3 mid Absatz 3 Nimmier 2 bis 5 er- 
bringt. gelten die §§31 bis 3 Ib, 3 Id mid 33 bis 34a des Wert- 
papierhandelsgesetzes entsprechend. 

(3) Die Bimdesanstalt entscheidet in Zweifelsfallen, ob 
ein inländisches Untemelmien den Vorscliriften dieses Ge- 
setzes imterliegt oder ob ein Investmenti'ennögen im Sinne 
des § 1 Absatz 1 vorliegt. Hire Entscheidung bindet die Ver- 
waltimgsbehörden. 

(4) Die Bundesanstalt überw^acht die Einlialtung der Be- 
stiumiimgen des § 26 Absatz 2 bis 8 imd des § 27 durch aus- 
ländische AIF-Verw'altimgsgesellschaften. deren Referenz- 
mitgliedstaat nicht die Bundesrepublik Deutsclüand ist. oder 
EU-Verw'altimgsgesellschaften. wenn die ausländische AIF- 
Verwaltimgsgesellschafit oder die EU-Veiwaltimgsgesell- 
schaft Investmentvermögen im Inland über eine Zweignie- 
derlassimg verwaltet oder vertreibt. 

(5) Die Bmidesanstalt übeiwacht ferner 

1. die Einlialümg der §§ 293 bis 311 und 314 bis 321 und 
der sonstigen beim Vertrieb zu beachtenden Vorschriften 
des deutschen Rechts. 

2. vor dem Zeitpunkt, der in dem auf Grundlage des 
Artikels 66 Absatz 3 in Verbindmig mit Artikel 67 Ab- 
satz 6 der Richtlinie 2011/61/EU erlassenen delegierten 
Rechtsakt genaimt ist. die Einlialümg der §§ 329 mid 330 
mid 

3. nach dem Zeitpmikt nach Nmimier 2 die Einlialümg der 
§§ 322 mid 324 bis 328 

durch die Verwalümgsgesellschaften mid dmch andere von 
der Bmidesanstalt beaufsichtigte Untemelunen. 

(6) Die Bmidesanstalt überw'acht die Einlialümg der Ver- 
bote imd Gebote dieses Gesetzes mid der auf Grund dieses 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(5) unverändert 

§4 

unverändert 


§5 

Zuständige Behörde; Aufsicht; Anordnungsbefugnis 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Bmidesanstalt überwacht ferner 

1. die Einlialümg der §§ 293 bis 311, 314 bis 321, 323 mid 
330a sowie der sonstigen beim Vertrieb zu beachtenden 
Vorschriften des deutschen Rechts, 

2. unverändert 


3. unverändert 

dmch die Verw'alümgsgesellschaften mid durch andere von 
der Bmidesanstalt beaufsichtigte Untemelmien. 

(6) unverändert 
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Gesetzes erlassenen Bestinnnimgen imd kami Anordnungen 
treffen, die zu ihrer Durchsetzung geeignet imd erforderlich 
smd. Die Bundesanstalt ist ferner befugt, iin Ralunen der 
Aufsicht alle Anordnungen zu treffen, die erforderlich imd 
geeignet smd. mn die Einlialtmig der in den Anlagebedm- 
gungen. der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag vorgese- 
henen Regehmgen sicherzustellen. Soiveit Anlialtspimkte 
dafür vorliegen, dass dies für die Überw’achimg eines Ver- 
bots oder Gebots dieses Gesetzes erforderlich ist. kamt die 
Bimdesanstalt dabei insbesondere 

1. von jedermami Auskünfte eiuliolen. die Vorlage von 

Unterlagen imd die Überlassimg von Kopien verlangen. 

Personen laden und vemelmien sowie 

2. bereits existierende Aufzeiclmimgen von Telefongesprä- 
chen imd Datenübermitthmgen anfordem; das Gnmd- 

recht des Artikels 10 des Gnmdgesetzes wird insoweit 

emgescliränkt. 

Sofern aus Aufzeiclmimgen von Telefongesprächen Daten 
aus dem Kembereich privater Lebensgestaltimg erlangt wer- 
den. dürfen diese nicht gespeichert, veiwertet oder weiter- 
gegeben werden mid sind unverzüglich zu löschen. Die 
Wirtschaftsprüfer haben der Bmidesanstalt auf Verlangen 
Auskünfte zu erteilen imd Unterlagen vorzulegen, sow'eit 
dies zur Prüfung erforderlich ist; die Auskunftspflicht der 
Absclilussprüfer bescliränkt sich auf Tatsachen, die ilmen un 
Ralunen der Prüfung bekaimt geworden smd. Für das Recht 
zur Auskimftsverw'eigenmg mid die Belelmmgspflicht gilt 
§ 4 Absatz 9 des Wertpapierhandelsgesetzes entsprechend. 
Die Bundesanstalt hat im Ralunen der ilu zugewiesenen 
Aufgaben Missständen entgegenzuwirken, welche die ord- 
nimgsgemäße Verw'altmig von Investmenti'ennögen. den 
Vertrieb von Investmentvenuögen. die ordnimgsgemäße Er- 
bringimg von Dienstleistimgen oder Nebendienstleistungen 
nach § 20 Absatz 2 imd 3 oder die Tätigkeit einer Verw'ahr- 
stelle nach diesem Gesetz beeinträchtigen oder erhebliche 
Nachteile für den Finanzmarkt oder den Markt für ein Finan- 
zinstniment bewirken köiuien. Die Bimdesanstalt kann An- 
ordnimgen treffen, die geeignet imd erforderhch sind, diese 
Missstände zu beseitigen oder zu verliindem. 

(7) Die Bimdesanstalt kamt unanfechtbar gewordene An- 
ordnimgen. die sie nach Absatz 6 w'egen Verstößen gegen 
Verbote oder Gebote dieses Gesetzes getroffen hat. auf iluer 
hitemetseite öffentlich bekaimt machen, es sei deim. diese 
Veröffentlichung wdirde die Finanzmäikte erheblich gefähr- 
den. sich nachteihg auf die Interessen der Anleger ausw'irken 
oder zu einem miverhältnismäßigen Schaden bei den Betei- 
ligten füluen. Die Bmidesanstalt macht Vertriebsuntersagmi- 
gen nach Absatz 6, den § § 11,311 oder 3 1 4 un Bimdesanzei- 
ger bekaimt. falls eui Vertrieb bereits stattgefunden hat. 
Entstehen der Bundesanstalt dmch die Bekaimtmachimg 
nach Satz 2 Kosten, smd ihi' diese von der Verwaltmigsge- 
sellschaft zu erstatten. 

(8) Die Bimdesanstalt kaiui uisbesondere auch Auskünfte 
über die Geschäftsangelegenlieiten imd die Vorlage der 
Unterlagen von Personen luid Untemelmien verlangen, bei 
denen Tatsachen die Aimalune rechtfertigen, dass sie Invest- 
menti enuögeii vertreiben, olme dass die folgenden Anzei- 
gen erstattet worden smd: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(7) unverändert 


(8) Die Bimdesanstalt kaiui uisbesondere auch Auskünfte 
über die Geschäftsangelegenlieiten und die Vorlage der 
Unterlagen von Personen imd Untemelmien verlangen, bei 
denen Tatsachen die Aimalune rechtfertigen, dass sie Invest- 
menti'enuögen vertreiben, olme dass die folgenden Anzei- 
gen erstattet worden sind: 
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1 . die nach § 310 Absatz 1 , § 316 Absatz 1 , § 320 Absatz 1 , 
§ 32 1 Absatz 1 oder § 323 Absatz 1 erforderliche An- 
zeige sow'ie 

2. vor dem Zeitpunkt, der in dem auf Gimidlage des Arti- 
kels 66 Absatz 3 in Verbindimg mit Artikel 67 Absatz 6 
der Richtlinie 201 1/61/EG erlassenen delegierten Rechts- 
akt genamit ist. die nach § 329 Absatz 2 oder § 330 
Absatz 2 erforderliche Anzeige luid 

3. nach dem Zeitpimkt nach Nmmner 2 die nach § 322 
Absatz 2. § 324 Absatz 2. § 325 Absatz 1, § 326 Ab- 
satz 2. § 327 Absatz 1 oder § 328 Absatz 2 erforderliche 
Anzeige. 

(9) Von einer EU-AIF-Verw'altungsgesellschaft oder einer 
ausländischen AIF-Verwaltimgsgesellschaft. die im Inland 
AIF verw'altet oder vertreibt, kamt die Bimdesanstalt die 
Vorlage der Informationen verlangen, die erforderlich sind, 
imi zu überprüfen, ob die maßgeblichen Bestimmimgen. für 
deren Überwachung die Bmidesanstalt verantwortlich ist. 
diuch die EU-AIF-Verwaltmigsgesellschaft oder die auslän- 
dische AIF-Verwaltimgsgesellschaft eingehalten werden. 
Satz 1 gilt für EU-OGAW-Verw'altiuigsgesellschaften. die im 
Inland OGAW verwalten, entsprechend. 

§6 

Besondere Aufgaben 

§ 6a des Kreditwesengesetzes ist entsprechend anzuwen- 
den. wemi Tatsachen vorliegen, die darauf scliließen lassen, 
dass die Vermögensgegenstände, die der Kapitalveiw'al- 
ümgsgesellschaft oder dem InvestmenU’ennögen anvertraut 
sind, oder eine Finanztransaktion der Finanziermig einer 
terroristischen Vereinigmig nach § 129a auch in Verbindung 
mit § 129b des Strafgesetzbuchs dienen oder im Fall der 
Durclifiüirmig einer Finanztransaktion dienen winden. 

§7 

Sofortige Vollziehbarkeit 

(1) Widersprach mid Anfechtimgsklage gegen Maßnah- 
men der Bimdesanstalt einscliließlich der Androhimg imd 
Festsetzimg von Zwangsmittehi auf Grundlage der §§ 6, 14, 
15, 16, 19 Absatz 2 imd 3, §§ 39, 40, 41, 42. 68 Absatz 7, 
§ 113 Absatz 2 und 3, § 311 Absatz 1 mid 3 Satz 1 Num- 
mer 1, § 314 Absatz 1 mid 2, § 329 Absatz 2 Satz 3 Num- 
mer 2 Buchstabe c mid § 330 Absatz 2 Satz 3 Nimimer 2 
Buchstabe c haben keine aufscliiebende Wirkung. 

(2) Ergreift die Bmidesanstalt gemäß den §§ 5, 11 Ab- 
satz 4 oder 6, § 3 1 1 Absatz 1 und 3 Satz 1 Nummer 1 , § 3 1 4, 
§316 Absatz 3 Satz 2 auch in Verbüidmig mit §320 
Absatz 2. § 329 Absatz 4 oder § 330 Absatz 4, oder gemäß 
§321 Absatz 3 Satz 2 auch in Verbindmig mit § 322 
Absatz 4, § 325 Absatz 2 oder § 326 Absatz 3 zum Schutz 
der Anleger geeignete mid erforderliche Maßnalmien. ein- 
scliließlich einer Untersagung des Vertriebs von Anteilen 
oder Aktien an AIF, die im Geltmigsbereich dieses Gesetzes 
vertrieben w'erden. haben Widersprach mid Anfechtungs- 
klage gegen diese Maßnalmien einsclüießlich der Andro- 
hmig imd Festsetzung von Zwangsmittehi ebenfalls keine 
aufscliiebende Wirkmig. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. die nach § 310 Absatz 1, § 316 Absatz 1, § 320 Absatz 1, 
§ 321 Absatz 1, § 323 Absatz 1 oder § 330a Absatz 2 er- 
forderliche Anzeige sowie 

2. unverändert 


3. unverändert 


(9) unverändert 


§6 

unverändert 


§7 

Sofortige Vollziehbarkeit 

(1) Widersprach mid Anfechtimgsklage gegen Maßnah- 
men der Bmidesanstalt einscliließlich der Androhimg und 
Festsetzung von Zwangsmittehi auf Grundlage der §§ 6, 14, 
15, 16, 19 Absatz 2 mid 3, §§ 39, 40, 41, 42. 44 Absatz 5, 
§ 68 Absatz 7, § 113 Absatz 2 mid 3, § 311 Absatz 1 mid 3 
Satz 1 Nimmier 1, § 314 Absatz 1 mid 2. § 329 Absatz 2 
Satz 3 Nmiimer 2 Buchstabe c mid § 330 Absatz 2 Satz 3 
Nimmier2 Buchstabe c haben keine aufschiebende Wir- 
kmig. 

(2) unverändert 
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§8 

Verschwiegenheitspflicht 

Die bei der Bundesanstalt beschäftigten imd von ilu 
beauftragten Personen sowie die im Dienst der Deutschen 
Bimdesbank stehenden Personen dürfen die ilmen bei ilirer 
Tätigkeit nach diesem Gesetz bekamit gew'ordenen Tatsa- 
chen. deren Geheimlialtimg im Interesse einer Verwaltimgs- 
gesellschaff im Siiuie dieses Gesetzes, eines Investmentver- 
mögens oder eines Dritten liegt, insbesondere Geschäfts- 
imd Betriebsgeheinuiisse. nicht imbefugt oflfenbaren oder 
verw’erteu. auch w'eim ilue Tätigkeit beendet ist; § 9 des 
Kreditwesengesetzes ist entsprechend anzuw'enden. 

§9 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

(1) Die Bmidesanstalt arbeitet eng mit der Eiuopäischen 
Wertpapier- mid Marktaufsichtsbehörde, dem Europäischen 
Ausschuss für Systenuisiken imd den zuständigen Stellen der 
Europäischen Union, der anderen Mitghedstaaten der Europä- 
ischen Union und der anderen Vertragsstaaten des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraiun zusammen. Sie 
übermittelt ilmen unverzüglich Auskünfte imd hifomiationen. 
w'emi dies zur Walmielmiimg der in der Richtlinie 2009/65/ 
EG oder der in der Richtlinie 201 1/61/EU festgelegten Aufga- 
ben imd Befugnisse oder der dmch nationale Rechtsvorsclirif- 
ten übertragenen Befugnisse erforderlich ist. Für die Über- 
mittlimg personenbezogener Daten an die zuständigen Stellen 
durch die Bimdesanstalt gilt § 4b des Bimdesdatenschutzge- 
setzes. Personenbezogene Daten, die automatisiert verarbeitet 
oder in nicht automatisierten Dateien gespeichert sind, sind zu 
löschen, wenn ilire Keimtnis für die Bimdesanstalt zur Erfül- 
hmg der in ilirer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht 
melir erforderlich ist. spätestens jedoch nach fünf Jaliren. 

(2) Mitteilungen der mständigen Stellen eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkonmiens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum dürfen nur für folgende Zw'ecke verw'endet 
w'erden: 

1 . zur Erfülhmg der der Bimdesanstalt obliegenden Aufga- 
ben. 

2. ftir Anordnmigen der Bundesanstalt sowie zur Verfol- 
gimg imd Almdung von Ordnimgswtdrigkeiten durch die 
Bimdesanstalt. 

3. im Rahmen eines Verw'altimgsverfalirens über Rechtsbe- 
helfe gegen eine Entscheidung der Bmidesanstalt oder 

4. im Ralunen von Verfaliren vor Verw'altungsgerichten. In- 
solvenzgerichten. Staatsanw'altschaften oder vor Gerich- 
ten. die für Straf- mid Bußgeldsachen zuständig sind. 

Die Bimdesanstalt darf diese hifomiationen miter Beachtmig 
der Zw'eckbestinmimig der übemiittehiden Stelle der Deut- 
schen Bimdesbank niitteilen. sofern dies für die Erfülhmg 
der Aufgaben der Deutschen Bmidesbank erforderlich ist. 
Eine anderw'eitige Verwendimg der hifomiationen ist um mit 
Zustumnmig der übemiittehiden Stelle zulässig. 

(3) Die Bmidesanstalt übermittelt hifomiationen an die 
zuständigen Stellen der anderen Mitgliedstaaten der Emo- 


§8 


unverändert 


§9 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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päischeii Union oder der anderen Vertragsstaaten des Ab- 
kouunens über den Europäischen Wirtschaftsrauin. die 
Europäische Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde und 
den Europäischen Ausschuss fiir Systenirisiken. soweit dies 
erforderlich ist. uni 

1. die Geschäfte einzehier oder aller AIF-Kapitalverwal- 
tungsgesellschaffen. EU-AIF-Veiwaltiuigsgesellschaf- 
ten oder ausländischen AIF-Verw'altungsgesellschaften 
zu überwachen und 

2 . auf mögliche Auswiikungen dieser Geschäfte auf die Sta- 
bilität systenirelevanter Finanzinstitute imd das ord- 
niuigsgemäße Fimktionieren der Märkte, auf denen diese 
tätig sind, zu reagieren. 

Der Inlialt der nach Satz 1 auszutauschenden Informationen 
bestimmt sich nach Artikel 116 der Verordniuig (EU) Nr. . . . / 
2013 [Level-2-Verorduung gemäß Artikel 53 Absatz 3 der 
Richtlinie 2011/61/EU]. 

(4) Die Biuidesanstalt übennittelt der Eiu'opäischen Wert- 
papier- luid Marktaufsichtsbehörde mid dem Europäischen 
Ausschuss für Systemrisiken zusammengefasste Informatio- 
nen über die Geschäfte von AJF-Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaften luid ausländischen AIF-Verw'altiuigsgesellschaffen. 
deren Referenzstaat nach § 56 die Bmidesrepublik Deutsch- 
land ist. Die Übermittlung erfolgt nach Maßgabe des Arti- 
kels 35 der Verordniuig (EU) Nr. 1095/2010 des Europäi- 
schen Parlaments imd des Rates vom 24. November 2010 zur 
Errichtimg einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europä- 
ische Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde), zur Ände- 
nmg des Besclilusses Nr. 716/2009/EG imd zm' Aufliebmig 
des Beschlusses 2009/77/EG der Konmiission (ABI. L 33 1 
vonil5.12.2010, S. 84). 

(5) Die Bundesanstalt übermittelt die Informationen, die 
sie gemäß den §§22 imd 35 erhoben hat. den zuständigen 
Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsramn. der Eiuopäischen Wertpa- 
pier- und Marktaufsichtsbehörde imd dem Europäischen 
Ausschuss für Systemrisiken. Sie infoimiert die Stellen nach 
Satz 1 auch unverzüglicli. wemi von einer AJF-Kapitalver- 
waltimgsgesellschaft. einer ausländischen AIF-Veiwaltmigs- 
gesellschaft. deren Referenzstaat die Bundesrepublik 
Deutscliland ist. oder einem von diesen verwalteten AIF ein 
erhebliches Kontralientenrisiko fiir ein Kreditinstitut im 
Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. .. ./ 
2013 [CRR-Verordnung] oder sonstige systemrelevante Ins- 
titute in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder anderen Vertragsstaaten des Abkoimnens über den Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraum ausgeht. 

(6) Die Bundesanstalt imtenichtet die zuständigen Stellen 
der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
der anderen Vertragsstaaten des Abkonmiens über den Euro- 
päischen Wirtschaffsraimi. in denen die OGAW-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft Zw'eigniederlassmigen enichtet liat 
oder im Wege des grenzübersclu'eitenden Dienstleistimgs- 
verkehrs tätig ist oder war, über eine Aufliebmig der Erlaub- 
nis. Maßnahmen, die in Bezug auf einen inländischen 
OGAW getroffen wnirden. insbesondere eine Anordnimg der 
Aussetzmig einer Rücknalmie von Anteilen oder Aktien, hat 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(4) unverändert 


(5) Die Bimdesaiistalt übermittelt die Informationen, die 
sie gemäß den §§22 imd 35 erhoben hat. den zuständigen 
Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder der anderen Vertragsstaaten des Abkonunens über den 
Europäischen Wirtschaftsramn. der Emopäischen Wertpa- 
pier- und Marktaufsichtsbehörde imd dem Europäischen 
Ausschuss für Systemrisiken. Sie informiert die Stellen nach 
Satz 1 auch unverzüglich, weim von einer AIF-Kapitalver- 
w'altungsgesellschaff. einer ausländischen AIF-Verwaltmigs- 
geseUschaft. deren Referenzstaat die Bmidesrepublik 
Deutscliland ist. oder einem von diesen verwalteten AIF ein 
erhebliches Kontrahentenrisiko für ein Kreditinstitut oder 
sonstige systemrelevante Institute in anderen Mitgliedstaa- 
ten der Emopäischen Union oder anderen Vertragsstaaten 
des Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaffsraum 
ausgeht. 

(6) unverändert 
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die Bimdesanstalt unverzüglich den zuständigen Stellen der 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder der 
anderen Vertragsstaaten des Abkonunens über den Europä- 
ischen Wirtschaftsraimi. in denen jeweils Anteile oder Ak- 
tien an einem inländischen OGAW gemäß den Vorscliriften 
der Richtlinie 2009/65/EG vertrieben werden, mitzuteilen. 

Betrifft die Maßnalmie einen inländischen OGAW, der von 
einer EU-OGAW-Verwaltiuigsgesellschaft verw'altet w’ird. 
hat die Bundesanstalt die Mitteilmig nach Satz 2 auch gegen- 
über den zuständigen Stellen des Herkimftsstaates der EU- 
OGAW-Verw'altungsgesellschaft abzugeben. 

(7) Die Bimdesanstalt übermittelt den zuständigen Stellen (7) unverändert 
der Aufiialunemitgliedstaaten einer AIF-Kapitalverw'al- 

tungsgesellschaft oder einer ausländischen AIF-Verw'al- 
tungsgesellschaft. deren Referenzmitgliedstaat nach § 56 die 
Bundesrepublik Deutscliland ist. eine Abschrift der von ilu 
gemäß § 58 Absatz 7 Nimmier 4, § 3 17 Absatz 2 Nimimer 1 
imd § 322 Absatz 1 Nmnmer 1 geschlossenen Vereinbanm- 
gen über die Zusanunenarbeit. Die hiformationen. die die 
Bundesanstalt auf Grundlage einer gesclilossenen Vereinba- 
nmg über die Zusammenarbeit oder nach Maßgabe des 
§ 1 1 Absatz 4 und 5 von zuständigen Stellen eines Drittstaa- 
tes über die AJF-Kapitalverw'altungsgesellschaft oder die 
ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaft erhalten hat. lei- 
tet sie an die zuständigen Stellen der Aufiialmiemitghedstaa- 
ten nach Satz 1 weiter. Ist die Bimdesanstalt der Auffassung, 
dass der hilialt der gemäß den Artikehi 35, 37 oder 40 der 
Richtlinie 2011/61/EU vom Herkmiftsmitgliedstaat einer 
EU-AIF-Verw'altmigsgesellschaft oder einer ausländische 
AIF-Verw'altmigsgesellschaft gesclilossenen Vereinbanmg 
über die Zusanmienarbeit nicht mit dem übereinstinmit. was 
nach den auf Grundlage von Artikel 35 Absatz 14, Artikel 37 
Absatz 17 imd Artikel 40 Absatz 14 der Richtlinie 2011/61/ 

EU von der Europäischen Kommission erlassenen teclmi- 
schen Regulienmgsstandards erforderhch ist. kaim die Bim- 
desanstalt nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung 
(EU) Nr. 1095/2010 die Europäische Wertpapier- imd 
Marktaufsichtsbehörde mu Hilfe ersuchen. 

(8) Die Bimdesanstalt kaim Vereinbanmgen über die (8) unverändert 
Weitergabe von hiformationen mit den zuständigen Stellen 

in Drittstaaten scliheßen. soweit diese Stellen die Informa- 
tionen zur Erftillimg ilirer Aufgaben benötigen. Für die 
Zwecke der Richtlinie 2011/61/EU kaim die Bundesanstalt 
Daten imd Datenauswertimgen an zuständige Stellen in 
Drittstaaten übemiittehi. soweit die Voraussetzungen des 
§ 4c des Bundesdatenschutzgesetzes erfüllt sind. Der Dritt- 
staat darf die Daten nicht ohne ausdrückliche schriftliche 
Zustumumig der Bundesanstalt an andere Drittstaaten W'ei- 
tergeben. Absatz 2 Satz 2 sowie § 9 Absatz 1 Satz 6 bis 8 
des Kreditw'esengesetzes gelten für die Zwecke der Sätze 1 
imd 2 entsprechend. 

(9) Hat die Bimdesanstalt lümeichende Anlialtspimkte für (9) unverändert 

einen Verstoß gegen Bestinmimigen der Richtlinie 2009/65/ 

EG durch ein Unteraelmien. das nicht iluer Aufsicht imter- 
liegt. teilt sie dies den zuständigen Stellen des Mitghedstaa- 
tes mit. auf dessen Gebiet die vorschiiftswidrige Handlimg 
stattfindet oder stattgefimden hat oder der nach dem Recht 
der Europäischen Union für die Verfolgimg des Verstoßes 
zuständig ist. 
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(10) Hat die Bimdesanstalt liinreicheiide Anlialtpiuikte für 
einen Verstoß gegen Bestiinniungen der Richtlinie 2011/61/ 
EU durch eine AIF- Verwaltungsgesellschaft, die nicht ilu'er 
Aufsicht unterliegt, teilt sie dies der Europäischen Wertpa- 
pier- und Maiktaufsichtsbehörde und den zuständigen Stellen 
des Herkunftsinitgliedstaates imd des Aufiialuneinitghed- 
staates der betreffenden AIF-Verw'altiuigsgesellscliaft init. 

(11) Die Bundesanstalt ergreift iluerseits geeignete Maß- 
naliuien. wemi sie eine Mitteihmg nach Ailikel 51 Absatz 5 
Satz 1 der Richtlinie 2011/61/EU von einer anderen zustän- 
digen Stelle erhalten hat. imd untenichtet diese Stelle über 
die Wirkimg dieser Maßnalunen mid so weit w'ie möglich 
über wesenthche zwdschenzeithch eingetretene Entw'icklim- 
gen. hn Fall von Mitteihmgen in Bezug auf eine AIF-Ver- 
waltungsgesellschaft unterrichtet sie auch die Eiuopäische 
Wertpapier- luid Marktaufsichtsbehörde. Die Bundesanstalt 
teilt den zuständigen Stellen emes Aufiialmiemitgliedstaates 
einer OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft auch Maß- 
nalmien mit. die sie ergreifen wird, mn Verstöße der OGAW- 
Kapitalverwaltmigsgesellschaft gegen Rechtsvorscluiften 
des Aufiialmiemitgliedstaates zu beenden, über die sie durch 
die zuständigen Stellen des Aufiialmiemitgliedstaates imter- 
richtet worden ist. 

(12) Das näliere Verfaliren für den Informationsaustausch 
richtet sich nach den Aitikeln 12 mid 13 der Verordnmig 
(EU) Nr. 584/2010 der Koimiiission vom 1. Juli 2010 zur 
Durclifülirung der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen 
Parlaments imd des Rates im Hinblick auf Forai imd hilialt 
des Standardmodells für das Anzeigesclueiben imd die 
OGAW-Bescheinigimg. die Nutzimg elektronischer Kom- 
niimikationsmittel durch die zuständigen Behörden für die 
Anzeige imd die Verfahren ftir Übeiprüfimgen vor Ort imd 
Emiitthmgen sowie für den Infonnationsaustausch zwischen 
zuständigen Behörden (ABI. L 176 vom 10.7.2010, S. 16). 
Die Verfahren für die Koordinienmg mid den Infonnations- 
austausch zwischen der zuständigen Behörde des Herkmiffs- 
niitgliedstaates mid den zuständigen Behörden der Aufiiah- 
niemitgliedstaaten der AIF-Verw'altmigsgesellschafit bestim- 
men sich nach den auf Gnmdlage von Aifikel 50 Absatz 6 
der Richtlinie 2011/61/EU von der Emopäischen Kommis- 
sion erlassenen tecluiischen Durchfuhnmgsstandards. Der 
Mindestinlialt der in der gemäß § 58 Absatz 7 Nimmier 4, 
§ 317 Absatz 2 Nummer 1 mid § 322 Absatz 1 Nimmier 1 
gesclilossenen Vereinbarmigen über Zusanmienarbeit be- 
stimmt sich nach den auf Gnmdlage von Artikel 35 Absatz 
14, Artikel 37 Absatz 1 7 mid Artikel 40 Absatz 14 der Richt- 
linie 2011/61/EU von der Emopäischen Konunission erlas- 
senen technischen Reguliermigsstandards. 

§ 10 

Allgemeine Vorschriften 
für die Zusammenarbeit bei der Aufsicht 

(1) Die Bimdesanstalt kaim bei der Ausübimg der Aufga- 
ben mid Befugnisse, die ilir nach diesem Gesetz übertragen 
w'erden. die zuständigen Stellen der anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder der anderen Vertragsstaaten 
des Abkonunens über den Emopäischen Wirtschaffsramn er- 
suchen um 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
(10) unverändert 


(11) Die Bmidesanstalt ergreift ihrerseits geeignete Maß- 
nalmien. w'emi sie euie Mitteihmg nach Artikel 50 Absatz 5 
Satz 1 der Richtlinie 2011/61/EU von einer anderen zustän- 
digen Stelle erhalten hat. mid imtenichtet diese Stelle über 
die Wirkmig dieser Maßnalunen mid so w'eit wde möglich 
über w'esentliche zwischenzeitlich eingetretene Entwicklmi- 
gen. Im Fall von Mitteilungen in Bezug auf eine AIF-Ver- 
w'altungsgesellschaft miterrichtet sie auch die Emopäische 
Wertpapier- mid Marktaufsichtsbehörde. Die Bmidesanstalt 
teilt den zuständigen Stehen eines Aufiialunemitghedstaates 
einer OGAW-Kapitalverwaltmigsgesellschaft auch Maß- 
nalmien mit. die sie ergreifen w'ird. mn Verstöße der OGAW- 
Kapitalverw’altmigsgesellschaft gegen Rechtsvorscliriften 
des Aufiialmiemitgliedstaates zu beenden, über die sie dmch 
die zuständigen Stellen des Aufiialmiemitgliedstaates miter- 
richtet W'orden ist. 

(12) unverändert 


§ 10 

unverändert 


1 . Infonnationsaustausch. 
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2. Zusamnienarbeit bei Überw'achungstätigkeiten. 

3 . eine Überprüfung vor Ort oder 

4. eine Ennittlung ini Hoheitsgebiet dieses anderen Staates. 

Erfolgt die Überprüfiuig vor Ort oder die Ennittlung durch 
die zuständigen ausländischen Stellen, kaim die Bundesan- 
stalt beantragen, dass ihre Bediensteten an den Untersuchim- 
gen teihielunen. Mit Einverständnis der zuständigen auslän- 
dischen Stellen kamt sie die Übeiprüfimg vor Ort oder die 
Ermittlimg selbst voraelmien oder mit der Überpriifimg vor 
Ort oder der Ermittlimg Wirtschaftspriifer oder Sachverstän- 
dige beauftragen: die zuständigen ausländischen Stellen, auf 
deren Hoheitsgebiet die Überprüfung vor Ort oder die Er- 
mitthmg erfolgen soll, kömien verlangen, dass ilne eigenen 
Bediensteten an den Untersuchimgen teihielmien. Bei Unter- 
suchimgen einer Zweigniederlassimg einer Kapitalverwal- 
tirngsgesellschaft in einem Aufiialunemitgliedstaat diucli die 
Bundesanstalt genügt eine vorherige Unterrichtung der zu- 
ständigen Stellen dieses Staates. 

(2) Wird die Bmidesanstalt von den zuständigen Stellen 
eines anderen Mitghedstaates der Europäischen Union oder 
eines anderen Vertragsstaates des Abkonunens über den Eu- 
ropäischen Wirtschaffsraum mn eine Übeiprüfimg vor Ort 
oder eine Ermittlimg ersucht. 

1. fiüirt sie die Überprüfung vor Ort oder die Emiittlmig 
selbst durch. 

2. gestattet sie den ersuchenden Stellen, die Überprüfung 
vor Ort oder die Ermittlimg durclizufuliren. oder 

3. gestattet sie Wirtschaftsprüfern oder Sachverständigen, 
die Übeiprüfimg vor Ort oder die Ennittlmig durclizufüli- 
ren. 

Im Fall einer Überprüfung vor Ort oder einer Ennittlung 
nach Satz 1 Nummer 1 kann die ersuchende Stelle beantra- 
gen. dass ihre eigenen Bediensteten an den von der Bundes- 
anstalt durchgeftUirten Untersuchimgen teilnehmen. Erfolgt 
die Übeiprüfimg vor Ort oder die Ermittlimg nach Satz 1 
Nummer 2. kami die Bundesanstalt verlangen, dass ilire ei- 
genen Bediensteten an den Untersuchungen teihielunen. 

(3) Die Bmidesanstalt kaim den hifomiationsaustausch 
imd ein Ersuchen um Übeiprüfimg oder Ennittlung nach Ab- 
satz 2 Satz 1 oder um eine Teihialmie nach Absatz 2 Satz 2 
nur verw’ eigeni. w'eim 

1 . liierdurch die Souveränität, die Sicherheit oder die öffent- 
liche Ordiimig der Bundesrepublik Deutscldand beein- 
trächtigt werden könnten oder 

2 . auf Grund desselben Sachverhalts gegen die betreffenden 
Personen bereits ein gerichtliches Verfaluen eingeleitet 
worden ist oder eine unanfechtbare Entscheidimg ergan- 
gen ist. 

Koiimit die Bmidesanstalt einem Ersuchen nicht nach oder 
macht sie von ihrem Verw'eigermigsrecht nach Satz 1 Ge- 
brauch. teilt sie dies der ersuchenden Stelle imverzüghch mit 
imd legt die Gründe dar; bei einer Verweigeimig nach Satz 1 
Nummer 2 sind genaue Informationen über das gerichtliche 
Verfahren oder die unanfechtbare Entscheidimg zu übennit- 
tehi. 
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(4) Die Bundesanstalt kaiui nach Maßgabe des Artikels 1 9 
der Verordnimg (EU) Nr. 1095/2010 die Europäische Wert- 
papier- mid Marktaufsichtsbehörde um Hilfe ersuchen, wemi 

1 . ilireui Ersuchen nach Absatz 1 nicht iiuierhalb einer an- 
gemessenen Frist Folge geleistet wird. 

2. üir Ersuchen nach Absatz 1 olme himeichenden Gnmd 
abgeleimt wird oder 

3 . eine sonstige Uneinigkeit zwischen der Bimdesanstalt imd 
den zuständigen Stellen der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder der anderen Vertragsstaaten des 
Abkonmiens über den Europäischen Wiitscliaftsraum be- 
züglich einer Bewertung. Maßnalmie oder Unterlassung in 
einem Bereich besteht, in dem die Richtlinie 2011/61/EU 
eine Zusammenarbeit oder Koordinienmg vorsclneibt. 

(5) Das näliere Verfaliren fiir die Überprüflmgen vor Ort 
oder die Ermittlungen im Ralmien der Richtlinie 2009/65/ 
EG richtet sich nach den Artikehi 6 bis 11 der Verordnimg 
(EU) Nr. 584/2010 mid im Ralmien der Richtlinie 2011/61/ 
EU nach den auf Gnuidlage von Aitücel 54 Absatz 4 der 
Richtlinie 2011/61/EU von der Europäischen Konmiission 
erlassenen teclmischen Durclifülmmgsstandards. 

§11 

Besondere Vorschriften für die Znsammenarbeit 
bei grenzüberschreitender Verwaltnng nnd 
grenzüberschreitendem Vertrieb von AIF 

(1) Stellt die Bundesanstalt fest, dass eine EU- AIF- Ver- 
waltungsgesellschaft oder eine ausländische AIF-Ver- 
waltungsgesellschaft. die im Inland AIF verw'altet oder 
vertreibt, gegen eine der Bestimmimgen verstößt, deren Ein- 
haltimg die Bundesanstalt zu überw'achen hat. fordert sie die 
betreffende EU-AIF- Verwaltungsgesellschaft oder ausländi- 
sche AIF-Verw-altungsgesellschaff auf. den Verstoß zu been- 
den. Die Bimdesanstalt imterrichtet die zuständigen Stellen 
des Herkimftsmitghedstaates der EU-AIF- Verw'altungsge- 
seUschaft oder des ReferenzmitgUedstaates der ausländi- 
schen AIF-Verw'altimgsgesellschaft entsprechend. 

(2) Weigert sich die EU-AIF-Verw'altungsgesellschaft 
oder die ausländische AIF-Verwaltimgsgesellschaff. der 
Bundesanstalt die für die ErfüUmig üirer Aufgaben erforder- 
lichen Informationen zukommen zu lassen oder imteminmit 
sie nicht die erforderhchen Scliritte. um den Verstoß gemäß 
Absatz 1 zu beenden, setzt die Bimdesanstalt die zuständigen 
Stellen des Herkunftsmitgliedstaates oder des Referenzmit- 
gliedstaates hiervon in Kermtnis. 

(3) Erhält die Bundesanstalt die Mitteilung von einer zu- 
ständigen Stelle eines Aiifiialmiemitgliedsstaates, dass eine 
AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaff oder eine ausländische 
AIF-Veiw'altmigsgesellschaft. deren Referenzmitghedstaat 
die Biuidesrepublik Deutscliland ist. die Herausgabe der zur 
Erfülhmg der Aufgaben der zuständigen Stelle des Aufiiah- 
memitgliedstaates erforderlichen, Infonnationen verweigert. 

1. trifft sie imverzüghch alle geeigneten Maßnalmien. lun 
sicherzustellen, dass die betreffende AIF-Kapitalveiw'al- 
tungsgesellschaft oder die ausländische AIF-Veiw'al- 
tmigsgesellschaff. deren Referenzmitgliedstaat die Bim- 
desrepublik Deutscliland ist. die von den zuständigen 
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§ 11 

Besondere Vorschriften für die Zusammenarbeit 
bei grenzüberschreitender Veiivaltung und 
grenzüberschreitendem Vertrieb von AIF 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Erhält die Bmidesanstalt die Mitteilung von einer zu- 
ständigen Stelle eines Aufnahmemitgliedstaates, dass eine 
AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft oder eine ausländische 
AIF-Verw'altmigsgesellschaft. deren Referenzmitgliedstaat 
die Biuidesrepublik Deutschland ist. die Herausgabe der zur 
Erfiillimg der Aufgaben der zuständigen Stelle des Aufiiah- 
nieniitgliedstaates erforderlichen Informationen verw'eigert. 

1. unverändert 
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Stellen ihres Aufiialunemitgliedstaates gemäß Artikel 45 
Absatz 3 der Richtlinie 201 1/61/EU geforderten Informa- 
tionen vorlegt oder den Verstoß gemäß Artikel 45 Ab- 
satz 4 der Richtlinie 2011/61/EU beendet. 

2. ersucht sie die betreffenden zirständigen Stellen in Dritt- 
staaten miverzüglich mn Übemiittlmig der erforderlicherr 
Informationen. 

Die Art der Maßnalunen gemäß Nimmier 1 ist den zustän- 
digen Stellen des Aufiiahmemitghedstaates der AIF-Kapital- 
verwaltirngsgesellschaft oder der ausländischen AIF-Ver- 
waltmigsgesellschaft. deren Referenzmitgliedstaat die Bim- 
desrepublik Deutscliland ist. mitzuteilen. 

(4) Weigert sich die EU-AJF-Verw'altimgsgesellschafit 
oder die ausländische AJF-Verw'altungsgesellschaft weiter- 
liin. die von der Bmidesanstalt gemäß § 5 Absatz 9 gefor- 
derten hiformationen vorzirlegen oder verstößt sie weiterliin 
gegen die in Absatz 1 genarmten Bestirruniuigen. 

1. obwolil eine Maßnahme gemäß Artikel 45 Absatz 5 
Satz 2 der Richtlinie 2011/61/EU von den zuständigen 
Stellen ihres Herkmrftsmitghedstaates oder Refererizmit- 
gliedstaates getrofferr worden ist. oder 

2. weil sich eine Maßualune nach Nimuner 1 als imzitrei- 
chend erw'eist oder 

3. weil eine Maßnalune nach Nmtuner 1 in dem fraglichen 
Mitgliedstaat nicht verfügbar ist. 

kaim die Bimdesanstalt nach Untenichtiuig der zuständigen 
Stellen des Herkiuiftsmitgliedstaates der EU-AIF-Veiw'al- 
tirngsgesellschaft oder des Referenzmitgliedstaates der 
ausländischen AIF-Verw'altimgsgesellschaft geeignete Maß- 
nalmien. eiuscliließlich der Maßnalmien nach den §§ 5, 
40 bis 42. 339 imd 340, ergreifen, imi die Verstöße zu alm- 
den oder weitere Verstöße zu verliindeni. Soweit erforder- 
lich. kaim sie dieser EU-ADF-Veiwaltmigsgesellschaft oder 
ausländischen AIF-Vervi-altungsgesellschaft auch neue 
Geschäfte im hiland imtersagen. Verw'altet die EU-AIF-Ver- 
waltimgsgesellschaft oder die ausländische AIF- Verwal- 
tungsgesellschaft AIF im hüand. kamt die Bimdesanstalt die 
Einstellung der Verw'altimg verlangen. 

(5) Hat die Bimdesanstalt liinreichende Anhaltspunkte für 
einen Verstoß einer EU-AJF-Verw'altungsgesellschaft oder 
einer ausländischen AIF-Verw'alnmgsgesellschaft gegen die 
Verpflichtimgen nach diesem Gesetz, teilt sie ihre Erkemit- 
nisse der zuständigen Stelle des Herkunftsmitgliedstaats der 
EU-AIF-Vervi'altmigsgesellschaft oder des Referenzmit- 
gliedstaates der ausländischen AJF-Verw'altungsgesellschaft 
mit. Wemi die Bundesanstalt eine Mitteihmg nach Satz 1 von 
einer anderen zuständigen Stelle erhalten hat. 

1 . ergreift sie geeignete Maßnalunen mid 

2. fordert sie gegebenenfalls hiformationen von zuständi- 
gen Stellen in Drittstaaten an. 

(6) Verhält sich die EU-AIF-Verwaltmigsgesellschaft 
oder eine ausländische AIF-Veiwaltimgsgesellschaft weiter- 
liin in einer Art imd Weise, die den hiteressen der Anleger 
der betreffenden AIF, der Finanzstabilität oder der hitegrität 
des Marktes in der Bmidesrepubhk Deutscliland eindeutig 
abträglich ist. 
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2. unverändert 


Die Art der Maßnahmen gemäß Nunmier 1 ist den zuständi- 
gen Stellen des Aufiialmiemitgliedstaates der AIF-Kapital- 
verw'altungsgesellschaft oder der ausländischen AIF-Ver- 
waltungsgesellschaft. deren Referenzmitgliedstaat die Bim- 
desrepublik Deutscliland ist. mitzuteilen. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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1 . obw'olil von den zuständigen Stellen ilires Herkunftsuiit- 
gliedstaates oder Referenzinitgliedstaates eine Maß- 
nalune gemäß Artikel 45 Absatz 7 der Richtlinie 2011/61/ 
EU getroffen worden ist. 

2. weil sich eine Maßualmie nach Nunmier 1 als imzurei- 
chend erw'eist oder 

3. w'eil der Herkunftsmitgliedstaat der AIF-Verw'altungsge- 
sellschaft nicht rechtzeitig handelt. 

kamt die Bimdesanstalt nach Unterrichtung der zuständigen 
Stellen des Herkimftsmitgliedstaates der EU-AIF-Verw'al- 
timgsgesellschaft oder des Referenzmitgliedstaates der aus- 
ländischen AIF-Verw'altungsgesellschaft alle erforderlichen 
Maßnalimen ergreifen, um die Anleger des betreffenden AIF, 
die Finanzstabilität luid die Integrität des Marktes in der 
Bimdesrepublik Deutscliland zu schützen; sie hat auch die 
Möghchkeit. der EU-AJF-Verwaltiuigsgesellschaft oder der 
ausländischen AIF-Verwaltmigsgesellschaft den weiteren 
Vertrieb von Anteilen des betreffenden AIF im Inland zu un- 
tersagen. 

(7) Das Verfallen nach den Absätzen 5 imd 6 w'ird ferner 
angewendet, wemi die Bimdesanstalt klare imd belegbare 
Einwände gegen die Erlaubnis einer ausländischen AIF-Ver- 
waltimgsgesellschaft diuch den Referenzmitgliedstaat liat. 

(8) Besteht zwischen der Bmidesanstalt imd den betref- 
fenden zuständigen Stellen keine Einigkeit in Bezug auf eine 
von der Bimdesanstalt oder einer zuständigen Stelle nach 
den Absätzen 1 bis 7 getroffene Maßnalmie. kaim die Bim- 
desanstalt nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnmig 
(EU) Nr. 1095/2010 die Europäische Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde mn Hilfe ersuchen. 

(9) Auf Verlangen der Europäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde gemäß Artikel 46 Absatz 4 der 
Richtlinie 201 1/61/EU ergreift die Bimdesanstalt nach Maß- 
gabe des Absatzes 10 eine der folgenden Maßnahmen: 

1 . Untersagung des Vertriebs von Anteilen an AIF, die von 
ausländischen AIF-Verwaltimgsgesellschaften verwaltet 
w'erden. oder von Anteilen an ausländischen AIF, die von 
AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaften oder EU-AIF- 
Verw'altimgsgesellschaften verw'altet w'erden. ohne dass 

a) eine Erlaubnis nach § 57 erteilt wurde oder 

b) die Anzeige nach § 320 Absatz 1, § 322 Absatz 2. 
§ 324 Absatz 2. § 325 Absatz 1, § 326 Absatz 2, § 327 
Absatz 1, § 328 Absatz 2, § 330 Absatz 2, § 332 Ab- 
satz 2. § 333 Absatz 1 oder § 334 Absatz 2 erstattet 
worden ist. 

2. Bescliränkungen für die Verw^alümg euies AIF durch eine 
ausländische AIF-Verw'altungsgesellscliaft. weim 

a) übermäßige Risikokonzentrationen in einem Markt 
auf grenzübersclueitender Grundlage vorUegen oder 

b) ein erhebhches Konüalientenrisiko für ein Kredit- 
institut im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Verord- 
nung (EU) Nr. .../2013 [CRR-Vei Ordnung] oder sons- 
tige systemrelevante Institute von der ausländischen 
AIF-Verw'altungsgesellschaft den oder dem AIF aus- 
geht. 
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(7) unverändert 


(8) unverändert 


(9) Auf Verlangen der Emopäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde gemäß Artikel 47 Absatz 4 der 
Richtlinie 201 1/61/EU ergreift die Bimdesanstalt nach Maß- 
gabe des Absatzes 10 eine der folgenden Maßnahmen: 

1. unverändert 


2 . Beschränkmigen für die Verw'altung eines AIF durch eine 
ausländische AIF-Verwaltimgsgesellschaft. w^eim 

a) unverändert 

b) ein erhebliches Kontrahentenrisiko für ein Kredit- 
institut oder sonstige systemrelevante Institute von 
der ausländischen AIF-Verwaltungsgesellschaft den 
oder dem AIF ausgeht. 
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(10) Die Maßnalunen nach Absatz 9 kömien niu' ergriffen 
werden, sofern sie die folgenden Voraiissetzimgen erfüllen: 

1 . sie begegnen wirksam den Risiken für die ordnimgsge- 
mäße Fmiktionsweise imd die Integrität des Finanzinark- 
tes oder die Stabihtät des gesamten oder eures Teils des 
Finanzsystems in der Europäischen Union oder sie ver- 
bessern die Mögliclikeit der Bundesanstalt zur Überwa- 
chimg dieser Risiken wesentlich; 

2. sie bergen nicht das Risiko der Aufsichtsarbitrage; 

3. sie haben keine unverhältnismäßigen negativen Auswir- 
kimgen auf die Funktionsfaliigkeit des Finanzmarktes, 
einschheßhch der Verringerung der Liquidität der 
Märkte, oder führen nicht m luiverhältnismäßiger Weise 
ziu Unsicherheit für Marktteihieluner. 

(11) Die Bundesanstalt kaiui die Eiuopäische Wertpapier- 
imd Marktaufsichtsbehörde auffordem. iliren Bescliluss zu 
überprüfen. Dabei konunt das ui Artikel 44 Absatz 1 Unter- 
absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 vorgesehene 
Verfahren zur Anwendiuig. 

§ 12 

Meldungen der Bundesanstalt au die Europäische 
Kommission und die Europäische Wertpapier- 
und Marktaufsichtsbehörde 

(1) Die Biuidesanstalt meldet der Europäischen Koimnis- 
sion auf deren Verlangen 

1. jede nach § 19 angezeigte Absicht von einem Unterneh- 
men mit Sitz in eurem Drittstaat, eure bedeutende Betei- 
ligimg an eurer OGAW-Kapitalverw'altrmgsgesellschaft 
zu erwerbeir. 

2. jeden Antrag auf Erteilurrg eurer Erlaubtris irach § 21 
durch ehr Tochtenurtenrelmrerr eures Urrtenrelmrerrs mit 
Sitz hr einem Drittstaat. 

(2) Die Brmdesairstalt meldet der Europäischen Kourmis- 
sion unverzüghch 

1 . die Zahl mrd die Art der Fälle, in detretr eine Zweigtrieder- 
lasstmg ur eurem atrderetr Mitgliedstaat der Europäischen 
Uirion oder eurem airdererr Vertragsstaat des Abkonmrens 
über deir Errropäischetr Wirtschaftsraunr rricht enichtet 
worden ist. weil die Bmrdesairstalt die Weiterleituug der 
Airzeige nach § 49 Absatz 2 Satz 3 abgelehnt hat. 

2. die Zahl und die Art der Fälle, ui denen Maßnahmen nach 
§ 5 1 Absatz 5 Satz 3 imd Absatz 6 Satz 1 ergriffen w^ur- 
den. 

3. allgemeuie Schwierigkeiten, auf die OGAW-Kapitalver- 
waltrmgsgesellschaften bei der Errichtimg von Zweignie- 
derlassrmgeu. der Gründmig von Tochtenmtemelmien 
oder beun Betreiben von Dienstleistmigen und Neben- 
dienstleistrmgen nach § 20 Absatz 2 Nmiuiier 1 bis 3 ui 
eurem Drittstaat gestoßen suid. 

4. jede nach § 3 1 1 Absatz 3 Satz 1 Nmimier 1 ergriffene 
Maßnalmie. 

5. allgemeuie Schwierigkeiten, die die OGAW-Kapitalver- 
w’altmigsgesellschaften beim Vertrieb von Anteilen in 
eurem Drittstaat haben. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
(10) unverändert 


(11) unverändert 

§ 12 

Meldungen der Bundesanstalt an die Europäische 
Kommission nnd die Europäische Wertpapier- 
und Marktaufsichtsbehörde 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Die Bimdesanstalt stellt der Emopäischen Konunis- (3) unverändert 
sion jälulich folgende hifonnationen über AIF-Veiwaltiuigs- 

gesellschafteii zur Verfügung, die AIF unter iluer Aufsicht 
verw'alten oder vertreiben: 

1 . Angaben zimi Sitz der betreffenden AIF-Veiwaltungsge- 
sellschaft. 

2 . gegebenenfalls die Angabe der inländischen AEF oder der 
EU-AIF, die von den betreffenden ATF-Verw'altungsge- 
sellschaffen verwaltet oder vertrieben werden. 

3. gegebenenfalls die Angabe der ausländischen AIF, die 
von AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaften verwaltet, 
aber nicht in der Europäischen Union vertrieben werden. 

4. gegebenenfalls die Angabe der in der Emopäischen 
Union vertriebenen ausländischen AIF, 

5. Angaben zu der anwendbaren nationalen oder müons- 
rechtlichen Regehuig. in deren Ralmien die betreffenden 
AIF-Verw'altmigsgesellscliaften ilire Tätigkeiten aus- 
üben. 

6. sonstige hifonnationen. die wichtig sind, imi zu verste- 
hen. wie die Verwaltmig mid der Vertrieb von AIF durch 
AEF-Verwnltimgsgesellscliaften in der Europäischen 
Union in der Praxis fimktionieren. mid 

7. der Zeitpmikt. ab dem die Passregelmig nach den §§ 57, 

58, 65, 66, 322, 324 bis 328 mid 331 bis 334 angewendet 
wurde. 

(4) Die Bimdesanstalt meldet der Emopäischen Wertpa- (4) unverändert 
pier- mid Marktaufsichtsbehörde miverzüglich 

1 . die Angaben nach Absatz 2 Satz 1 Nmnnier 1 , 2. 4 mid 5, 

2. die Befreiung einer ausländischen AIF-Veiwaltungs- 
gesellscliaft. deren Referenzmitgliedstaat die Bmides- 
republik Deutschland ist. nach § 59 Absatz 1, bestimmte 
Vorscluiffen der Richtlinie 2011/61/EU einzuhalten. 

3. das Ergebnis des Erlaubnis verfaluens. Ändenmgen liin- 
sichthch der Erlaubnis mid die Aufliebimg der Erlaubnis 
einer ausländischen AIF-Verw^altimgsgesellschaft. deren 
Referenzmitgliedstaat die Bmidesrepublik Deutschland 
ist. nach § 60 Absatz 1, 

4. die Ändenmgen in Bezug auf die Beendigung des Ver- 
triebs oder des zusätzhchen Vertriebs von AIF gemäß 
§ 322 Absatz 1 Satz 1 dmch AIF-Kapitalverw'altmigsge- 
sellschaffen 

a) im Inland nach § 322 Absatz 5 Satz 3 imd 

b) in anderen Mitghedstaaten der Europäischen Union 
und anderen Vertragsstaaten des Abkonmiens über 
den Emopäischen Wirtschaftsramn nach § 332 Ab- 
satz 3 Nummer 2, 

5. die Ändermigen in Bezug auf die Beendigmig des 
Vertriebs oder des zusätzlichen Vertriebs von EU-AIF 
oder inländischen AIF dmch AIF- Verwaltungsge- 
sellschaffen. deren Referenzmitgliedstaat die Bmides- 
republik Deutsclilaud ist. 

a) im hdaiid nach § 325 Absatz 2 Nummer 3 mid 

b) in anderen Mitghedstaaten der Emopäischen Union 
und anderen Veitragsstaaten des Abkonmiens über 
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den Europäischen Wirtschaftsrauni nach § 333 Ab- 
satz 2 Nuunner 3, 

6. die Ändenmgeii in Bezug auf die Beendigung des Ver- 
triebs oder des zusätzlichen Vertriebs von ausländischen 
AIF dirrch AIF-Verwaltimgsgesellschaften. deren Refe- 
renzmitghedstaat die Bundesrepublik Deutscliland ist. 

a) im Inland nach § 326 Absatz 3 in Verbindimg mit 
§ 322 Absatz 5 luid 

b) in anderen Mitghedstaaten der Europäischen Union 
und anderen Veitragsstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum nach § 334 Ab- 
satz 3 Nununer 3. 

(5) Die Bundesanstalt meldet der Europäischen Wertpa- 
pier- mid Marktaufsichtsbehörde vierteljälulich 

1 . die nach § 22 erteilten Erlaubnisse imd nach § 39 aufge- 
hobenen Erlaubnisse. 

2. Informationen zu AIF-Verw'altungsgesellschaften. die 
der Aufsicht der Bmidesanstalt luiterliegende AIF entwe- 
der gemäß der luüonsrechtlich vorgesehenen Passrege- 
Imig oder den nationalen Regehuigen verw'alten oder ver- 
treiben. 

(6) Fenier inforaiieit die Bundesanstalt die Europäische 

Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde über 

1. jede erteilte Erlaubnis nach § 21, 

2. die Infonnationen nach § 35 Absatz 5, die zusätzlich 
von AJF-Kapitalverwultimgsgesellschaften luid auslän- 
dischen AIE-Verw'altungsgesellschaften. deren Referenz- 
niitgliedstaat die Bmidesrepublik Deutsclüand ist. gefor- 
dert worden sind. 

3. den Vorschlag zur Erteilung der Erlaubnis für- eine aus- 
ländische AIF-Verw'altungsgesellschaft. deren Referenz- 
mitgliedstaat die Bmidesrepublik Deutschland ist. ent- 
gegen der Empfelilimg der Europäischen Wertpapier- imd 
Marktaufsichtsbehörde gemäß § 58 Absatz 5 und § 59 
Absatz 3, 

4. abgelehnte Erlaubnisanträge mit Angaben zu der auslän- 
dischen AIF-Verwaltmigsgesellschaft imter Angabe der 
Gründe für die Ablelmmig gemäß § 60 Absatz 2, 

5. die Beurteilmig zin Festlegmig der ausländischen AIF- 
Verw'altmigsgesellschaft. deren ursprünglicher Referenz- 
niitgliedstaat die Bmidesrepublik Deutschland ist. gemäß 
§ 61 Absatz 1 emschließlich der Begitindmig der auslän- 
dischen AIF-Verwaltmigsgesellschaft für ihre Bemtei- 
hmg hinsichthch des Referenzmitgliedstaates und hifor- 
mationen über die neue Vertriebsstrategie der auslän- 
dischen AIE-Verw'altungsgesellschaft gemäß § 61 Ab- 
satz 2. 

6. die Entscheidmig nach Erhalt der Empfelilmig der Emo- 
päischen Wertpapier- mid Marktaufsichtsbehörde miter 
Angabe der Gründe gemäß § 61 Absatz 4, 

7. die abscliheßende Entscheidmig miter Angabe der 
Gründe, sofern diese m Widerspmch zu der Empfehlmig 
der Emopäischen Wertpapier- mid Marktaufsichtsbe- 
hörde steht, gemäß § 61 Absatz 5 Nmiimer 1, 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(5) unverändert 


(6) Ferner informiert die Bmidesanstalt die Europäische 
Wertpapier- mid Marktaufsichtsbehörde über 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 

5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 
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8. den möglichen Begiirn des Vertriebs von AIF gemäß 
§ 322 Absatz 1 Satz 1 durch AIF-Kapitalverwaltungs- 
gesellschafteii 

a) im hiland nach § 322 Absatz 4 mid 

b) in anderen Mitghedstaaten der Europäischen Union 
imd Vertragsstaaten des Abkonmiens über den 
Europäischen Wirtschaftsramn nach § 332 Absatz 3 
Nununer 1, 

9. den möglichen Begiim des Vertriebs von EU-AIF 
oder inländischen AIF durch eine ausländische AIF- 
Verwaltungsgesellschaft. deren Referenzmitgliedstaat 
die Bimdesrepublik Deutschland ist. 

a) im hiland nach § 325 Absatz 2 Nmnmer 3 und 

b) in anderen Mitghedstaaten der Europäischen Union 
imd Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraimi nach § 333 Absatz 2 Nimi- 
mer 2, 

10. den möglichen Begiim des Vertriebs von ausländischen 
AIF durch eine ausländische AIF-Verw'altmigsgesell- 
schaft. deren Referenzmitgliedstaat die Bimdesrepublik 
Deutscliland ist. 

a) im hiland nach § 326 Absatz 3 in Verbindimg mit 
§ 322 Absatz 4 mid 

b) in anderen Mitghedstaaten der Europäischen Union 
imd Vertragsstaaten des Abkonmiens über den 
Europäischen Wirtschaftsramn nach § 334 Absatz 3 
Nummer 2. 

1 1 . die Mögliclikeit des Begimis der Verw'altimg von EU- 
AIF dmch eine ausländische AIF-Verw'altimgsgesell- 
schaft. deren Referenzmitgliedstaat die Bimdesrepublik 
Deutscliland ist. in anderen Mitghedstaaten der Euro- 
päischen Union und Vertragsstaaten des Abkonmiens 
über den Europäischen Wiitschaftsraimi nach § 65 Ab- 
satz 4, 

12. die Auffassmig. dass eine ausländische AJF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft. deren Referenzmitghedstaat die 
Bimdesrepublik Deutscliland ist. nicht den Pflichten der 
Richtlinie 2011/61/EU naclikonmit. imter Angabe der 
Gründe. 

13. hiiueichende Anlialtspmikte fiir einen Verstoß einer 
AIF-Verw'altungsgesellschaft. die nicht der Aufsicht 
der Bundesanstalt miterhegt. gegen Bestimmimgen der 
Richtlinie 2011/61/EU, 

14. vorgenonmiene Maßnalmien mid Sanktionen gegen- 
über AIF-Verw'altmigsgesellschaften. 

1 5 . die Geschäfte von AIF-Kapitalverwaltmigsgesellscliaf- 
ten mid ausländischen AIF-Verwaltmigsgesellschaf- 
ten. deren Referenzmitgliedstaat die Bmidesrepublik 
Deutscliland ist. entsprechend § 9 Absatz 4 sowie hifor- 
niationen. die gemäß den §§22 mid 35 erhoben wmden. 
in zusanunengefasster Form. 

16. jede Ändenmg in Bezug auf die Arten von Pubhkimis- 
AIF mid die zusätzlich vorgesehenen Vorgaben für Pu- 
blikums-AIF, 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. liiiueichende Anhaltspunkte fiir einen Verstoß einer 
AIF-Verw'altmigsgesellschaft. die nicht der Aufsicht 
der Bmidesanstalt unterliegt, gegen Bestinmiimgen der 
Richtlinie 2011/61/EU gemäß § 9 Absatz 10, 

14. unverändert 

1 5 . die Geschäfte von AIF -Kapitalverwaltimgsgesellschaf- 
ten mid ausländischen AIF-Verwaltimgsgesellschaf- 
ten. deren Referenzimtghedstaat die Bimdesrepublik 
Deutschland ist. entsprechend § 9 Absatz 4 sowie hifor- 
niationen. die gemäß den §§22 mid 35 erhoben wmden. 
in zusanunengefasster Form gemäß § 9 Absatz 5, 

16. unverändert 
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17. die Absicht, den Umfang des Leverage gemäß § 215 
Absatz 2 Satz 1 auch in Verbindimg mit § 274 zu be- 
scliränken luid die eingeleiteten Scliritte bezüglich 
sonstiger Bescliränkmigen der Verw'altung des AIF ge- 
mäß § 215 Absatz 2 Satz 2 und 3, auch in Verbindimg 
mit § 274, 

18. Maßnalunen entsprechend Nmimier 17 entgegen der 
Empfelilimg der Europäischen Wertpapier- imd 
Marktaufsichtsbehörde imter Angabe der Gründe nach 
§ 215 Absatz 4 Satz 2. auch in Verbindung mit § 274. 

Die Bimdesanstalt hat die hifomiationen nach Satz 1 Nimi- 
mer 15 und 17 zusätzlich dem Eiuopäischen Ausschuss für 
Systemrisiken imd die Informationen nach Satz 1 Nummer 
16 zusätzlich der Emopäischen Konunission zu übemiittehi. 

(7) Ferner übermittelt die Bundesanstalt der Emopäischen 
Kommission und der Emopäischen Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde 

1 . ein Verzeiclinis der in § 206 Absatz 3 Satz 1 genaimten 
Kategorien von Schuldversclireibungen imd Emittenten. 

2. bis zum 22. Juli 2014 die Arten von Publikiuns-AIF und 
die zusätzlich vorgesehenen Vorgaben für den Vertrieb 
von Piibhkums-AIF. 

§ 13 

Informationsaustausch 
mit der Deutschen Bundesbank 

(1) Die Bimdesanstalt imd die Deutsche Bimdesbank 
haben einander Beobachtimgen imd Feststellungen niitzu- 
teilen. die für die Erfüllmig iluer jeweiligen Aufgaben erfor- 
derhch sind. 

(2) Die Bundesanstalt hat der Deutschen Bundesbank ins- 
besondere die Informationen imd Unterlagen gemäß 

1 . § 19 Absatz 1 Satz 1 imd 2 imd Absatz 5 auch in Verbin- 
dimg mit § 108 Absatz 3, 

2. § 34 Absatz 3 Nummer 3, 4 imd 6 bis 11 imd Absatz 4, 
den §§ 35,38 Absatz 1 Satz 2 imd Absatz 4 Satz 2. 

3. § 49 Absatz 1 imd 4 Satz 1, § 53 Absatz 2 imd. soweit es 
sich um eine Ändening der in § 53 Absatz 2 genaimten 
Angaben handelt. § 53 Absatz 5, 

4. § 68 Absatz 7 Satz 4, 

5. § 98 Absatz 2 Satz 3 auch in Verbindmig mit § 116 Ab- 
satz 2 Satz 6 und § 133 Absatz 1 Satz 5, 

6. § 107 Absatz 3, § 123 Absatz 5 auch in Verbindmig mit 
§ 148 Absatz 1, § 160 Absatz 4, 

7. § 114 Satz 1, § 130 Satz 1, § 145 Satz 1, § 155 Satz 1, 

8. § 200 Absatz 4 

zur Verfügmig zu stellen. 

(3) Die Deutsche Bimdesbank hat der Bimdesanstalt insbe- 
sondere die Angaben zur Verftigimg zu stellen, die sie auf 
Gnmd statistischer Eiliebmigen nach § 18 des Gesetzes über 
die Deutsche Bimdesbank erlangt. Sie liat vor Anordnung ei- 
ner solchen Erhebimg die Bimdesanstalt zu hören; § 1 8 Satz 5 
des Gesetzes über die Deutsche Bimdesbank gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
17. unverändert 


18. unverändert 


Die Bmidesanstalt hat die Infonnationen nach Satz 1 Num- 
mer 15 imd 17 zusätzlich dem Emopäischen Ausschuss für 
Systemrisiken imd die Informationen nach Satz 1 Nummer 
16 zusätzhch der Emopäischen Konunission zu übemiittehi. 

(7) unverändert 


§ 13 

unverändert 
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(4) Die Biuidesanstalt imd die Deutsche Bundesbank 
regehi einvemelunlich die Einzellieiten der Weiterleitiuig 
der Beobachtimgen. Feststellungen. Infonnationen. Unter- 
lagen und Angaben iin Siime der Absätze 1 bis 3. 

(5) Der Infonnationsaustausch nach den Absätzen 1 bis 3 
schließt die Übemiittlung der personenbezogenen Daten em. 
die zur Erfüllung der Aufgaben der empfangenden Stelle 
erforderhch sind. Zur Erftillimg ilirer Aufgabe dürfen die 
Bundesanstalt und die Deutsche Biuidesbank vereinbaren, 
dass gegenseitig die bei der anderen Stelle jew'eils gespei- 
cherten Daten im automatisierten Verfaliren abgenifen wer- 
den dürfen. Im Übrigen gilt § 7 Absatz 4 und 5 des Kredit- 
wesengesetzes entsprechend. 

§ 14 

Auskünfte und Prüfungen 
bezüglich bedeutend beteiligter Inhaber 

Kapitalverwaltiuigsgesellschaften imd extern verw'altete 
Investmentgesellschaften, die an ilmen jeweils bedeutend 
beteiligten Inliaber sowie Verw'alirstellen haben der Bimdes- 
anstalt Auskünfte entsprechend § 44 Absatz 1 luid 6 sowie 
§ 44b des Kreditw'esengesetzes zu erteilen. Der Bimdes- 
austalt stehen die m § 44 Absatz 1 luid § 44b des Kreditwe- 
sengesetzes genamiten Prüftmgsbeftignisse entsprechend zu. 

§ 15 

Einschreiten gegen unerlaubte Investmentgeschäfte 

(1) Wird die kollektive Vermögensverw'altimg oder wer- 
den neben der kollektiven Vermögensverw'altimg die in § 20 
Absatz 2 oder 3 aufgeftiluten Dienstleistimgen oder Neben- 
dienstleistmigen olme die erforderliche Registrierung nach 
§ 44 Absatz 1 Nummer 1 oder olme die erforderüche Erlaub- 
nis nach den §§ 20. 21 oder 22 oder nach Artikel 6 der Richt- 
linie 2009/65/E{7 oder der Richtlinie 2011/61/£{7betrieben 
(imerlaubtes Investmentgescliäft), kami die Bundesanstalt 
liiergegen einsclireiten. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 kaim die Bimdesanstalt 

1. die sofortige EinsteUmig des Geschäftsbetriebs imd die 
imverztighche Abwicklimg dieser Geschäfte gegenüber 
dem Untemelmien sowie gegenüber seinen Gesellschaf- 
tern und den Mitgliedern seiner Organe anordnen. 

2. ftlr die Abwicklmig Weismigen erlassen imd 

3 . eine geeignete Person als Abwickler bestellen. 

Die Bundesanstalt kaim ilu'e Maßnalmien nach den Num- 
mern 1 bis 3 bekaimt machen; personenbezogene Daten 
dürfen nur veröffentlicht werden, soweit dies zur Gefaliren- 
abwehr erforderlich ist. 

(3) Die Beftigiüsse der Bimdesanstalt nach den Absät- 
zen 1 imd 2 bestehen auch gegenüber emem Untemelmien. 
das in die Anbalmung. den Abscliluss oder die Abwicklimg 
dieser Geschäfte einbezogen ist. sowie gegenüber seinen Ge- 
sellschaftern und den Mitgliedern seiner Organe. 

(4) Der Abwickler ist zmn Antrag auf Eröffiiung eines 
Insolvenzi'erfalirens über das Vennögen des Untenielmiens 
berechtigt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§ 14 

Auskünfte und Prüfungen 
unverändert 


§15 

Einschreiten gegen unerlaubte Investmentgeschäfte 


(1) Wird die kollektive Vemiögensverw'altimg olme die 
erforderliche Registrienmg nach § 44 oder olme die erforder- 
liche Erlaubnis nach §§ 20, 21 oder 22 oder nach Artikel 6 
der Richtlinie 2009/65/EG oder der Richtlinie 2011/61/EU 
betrieben oder werden neben der kollektiven Vermögensver- 
waltung die in § 20 Absatz 2 oder 3 aufgeftiluten Dienstleis- 
ümgen oder Nebendienstleistungen ohne die Erlaubnis 
nach §§ 20, 21 oder 22 oder nach Artikel 6 der Richtlinie 
2009/65/EG erbracht (imerlaubtes Investmentgeschäft), 
kaim die Bimdesanstalt liiergegen einschreiten. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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(5) Der Abwickler erhält von der Bundesanstalt eine an- (5) unverändert 
gemessene Vergütimg sowie Ersatz seiner Aufw-endungen. 

Das betroffene Untemelunen hat der Bundesanstalt die ge- 
zahlten Beträge gesondert zu erstatten; auf Verlangen der 
Bmidesanstalt hat es für die nach Satz 1 erforderlichen Be- 
träge einen Vorschuss zu leisten. Die Bmidesanstalt kami das 
betroffene Untemelimen anweisen, den von der Biuidesan- 
stalt festgesetzten Betrag im Namen der Bmidesanstalt mi- 
uiittelbar an den Abwickler zu leisten, wemi dadurch keine 
Beeinflussmig der Unabhängigkeit des Abwicklers zu besor- 
gen ist. 


§ 16 § 16 
Verfolgung unerlaubter Investmentgeschäfte unverändert 

(1) Ein Untemelmien. bei dem feststeht oder Tatsachen 
die Amialune rechtfertigen, dass es mierlaubte Investnient- 
geschäfte betreibt oder dass es in die Anbalmmig. den Ab- 
scliluss oder die Abwicklmig mierlaubter hivestiiientge- 
schäfte einbezogen ist oder war, sowie die Mitglieder der 
Organe, die Gesellscliafter luid die Beschäftigten eines sol- 
chen Unteraelmiens liaben der Bmidesanstalt auf Verlangen 
Auskünfte über alle Geschäftsangelegenlieiten zu erteilen 
mid sämtliche Unterlagen vorzulegen. Ein Mitglied eines 
Oigans. ein Gesellschafter oder ein Beschäftigter hat auf 
Verlangen auch nach seinem Ausscheiden aus dem Organ 
oder dem Untemelmien Auskmift zu erteilen mid Unterlagen 
vorzulegen. 

(2) Soweit dies zm Feststelhmg der Art oder des Umfangs 
der Geschäfte oder Tätigkeiten erforderüch ist. kami die 
Bundesanstalt Prüftmgen in Räumen des Untemelmiens so- 
wie in den Räumen der nach Absatz 1 auskunfts- mid vor- 
legmigspflichtigen Personen mid Untemelmien vornehmen. 

Die Bediensteten der Bundesanstalt dürfen liierzu 

1 . Räimie nach Satz 1 imierhalb der üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten mid besichtigen. 

2 . Räume nach Satz 1 auch außerhalb der üblichen Betriebs- 
mid Geschäftszeiten betreten mid besichtigen, um drin- 
gende Gefahren für die öffentliche Ordnimg und Sicher- 
heit zu verhüten mid 

3. Räume, die auch als Wolmmig dienen, betreten imd 
besichtigen; 

das Gnmdrecht des Artikels 13 des Grmidgesetzes w'ird 
insoweit eingescliränkt. 

(3) Die Bediensteten der Bmidesanstalt dürfen die Räimie 
des Untemelimens sowie die Räume der nach Absatz 1 aus- 
kunfts- und vorlegmigspfhchtigen Personen dmchsuchen. 

Im Rahmen der Durclisuchimg dürfen die Bediensteten auch 
die auskunfts- und vorlegungspflichtigen Personen zum 
Zwecke der Sicherstellmig von Gegenständen im Simie des 
Absatzes 4 dmclisuchen. Das Grmidrecht des Artikels 13 des 
Grmidgesetzes wird insoweit eingescluänkt. Dmclisuchmi- 
gen von Geschäftsrämiien mid Personen sind, außer bei Ge- 
falir im Verzug, durch den Richter anzuordnen. Durch- 
suchmigen von Räimien. die als Wolmmig dienen, sind durch 
den Richter anzuordnen. Zuständig ist das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk sich die Rämne befinden. Gegen die gericht- 
liche Entscheidimg ist die Beschwerde zulässig; die §§ 306 
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bis 310 luid 311a der Stiafprozessordnung gelten entspre- 
chend. Über die Durchsuchung ist eine Niederscluift zu fer- 
tigen. Sie muss die verantw'ortliche Dienststelle. Grund. Zeit 
imd Ort der Durchsuchimg und ilu' Ergebnis und. falls keine 
gerichtliche Anordnmig ergangen ist. auch Tatsachen, w’el- 
che die Amialmie einer Gefalu' im Verzug begründet haben, 
enthalten. 

(4) Die Bediensteten der Biuidesanstalt kömien Gegen- 
stände sicherstellen. die als Beweismittel für die Ennittlimg 
des Sachverhaltes von Bedeutimg sein kömien. 

(5) Die Betroffenen haben Maßnalimen nach den Absät- 
zen 2 imd 3 Satz 1 sowie Absatz 4 zu dulden. Der ziu Ertei- 
hmg einer Auskmift Verpflichtete kaim die Auskunft auf sol- 
che Fragen verweigern, deren Beantw'ortimg ihn selbst oder 
einen der in § 383 Absatz 1 Nimuner 1 bis 3 der Zivilprozess- 
ordnimg bezeichueten Angehörigen der Gefalu' strafgericht- 
licher Verfolgimg oder eines Verfalirens nach dem Gesetz 
über Ordniuigswidrigkeiten aussetzen würde. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für andere 
Untemelunen und Personen, sofern 

1 . Tatsachen die Amialmie rechtfertigen, dass sie in die An- 
lage oder Verw'altung von Investmentvemiögen eiubezo- 
gen sind, die in einem anderen Staat entgegen einem dort 
bestehenden Verbot erbracht w'erden luid 

2. die zuständige Behörde des anderen Staates ein entspre- 
chendes Ersuchen an die Bmidesanstalt stellt. 

Abschnitt 2 

Verwaltungsgesellschaften 

Unterabscluütt 1 
Erlaubnis 

§ 17 

Kapitalverwaltungsgesellschaften 

(1) Kapitalverwaltungsgesellschaften sind Untemehnien 
mit satzungsmäßigem Sitz imd Haupt\rerw'altuug im Inland, 
deren Geschäftsbetrieb darauf gerichtet ist. inländische In- 
vestmentvemiögen. EU-Investmentvemiögen oder auslän- 
dische AIF zu verwalten. Vewaltimg eines Investnientver- 
niögens liegt vor, w'emi mindestens die Portfolioverw'altimg 
oder das Risikomanagement für ein oder melirere Invest- 
nientveniiögen erbracht w'ird. 

(2) Die Kapitalverw'altungsgesellschaft ist entw^eder 

1 . eine externe Kapitalverw'altmigsgesellschaft. die vom In- 
vestmeiiU'enuögen oder im Namen des Investmentver- 
mögens bestellt ist mid auf Giimd dieser Bestellmig für 
die Verw'altung des Investmentvemiögeiis verantw'ortlich 
ist (externe Kapitalverw'altmigsgeseUschaft), oder 

2 . das Investmentvemiögen selbst, wemi die Rechtsfomi des 
InvestmenU'emiögens eine interne Veiw'altmig zulässt 
imd der Vorstand oder die Gescliäftsfülinmg des Invest- 
nientvemiögens entscheidet, keine externe Kapitalver- 
w’altmigsgesellschaft zu bestellen (interne Kapitalverw'al- 
tuugsgesellschaft). In diesem Fall w'iid das Investment- 
vemiögen als Kapitalveiwaltimgsgesellschaft zugelassen. 


Beschlüsse des 


7. Ausschusses 


Abschnitt 2 

Verwaltungsgesellschaften 

Unterabschnitt 1 
Erlaubnis 

§17 

unverändert 
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(3) Für jedes Investmentvennögen kami nui' eine Kapital- 
verwaltiuigsgesellschaft zuständig sein, die für die Einlial- 
timg der Anforderungen dieses Gesetzes verantwortlich ist. 

§ 18 

Externe Kapitalvervraltungsgesellschaften 

(1) Externe Kapitalverw'altimgsgesellschaften dürfen nur 
in der Rechtsfomi der Aktiengesellschaft, der Gesellschaft 
uüt beschränkter Haftung oder der Kommanditgesellschaft, 
bei der persönlich haftender Gesellschafter ausschließlich 
eine Gesellschaft mit bescliränkter Haftimg ist. betrieben 
werden. 

(2) Ein Aufsichtsrat ist auch dami zu bilden, wemi die 
externe Kapitalverwaltungsgesellschaft in der Rechtsform 
einer Gesellschaft mit bescliränkter Haftimg betrieben wird. 
Die externe Kapitalverw'altmigsgesellschaft in der Rechts- 
fomi der Kommanditgesellschaft, bei der persönhch haften- 
der Gesellschafter ausscliließlich eine Gesellschaft mit 
bescliränkter Haftmig ist. hat einen Beirat zu bilden. Die Zu- 
sanmiensetzung sowie Rechte mid Pflichten des Aufsichts- 
rats nach Satz 1 bestinmien sich, vorbehaltlich des Absatzes 
3 Satz 2. nach § 90 Absatz 3 bis 5 Satz 2. den §§ 95 bis 1 14, 
116, 118Absatz3,§ 125 Absatz 3 sowie den §§ 171iuid268 
Absatz 2 des Aktiengesetzes. Die Zusanunensetzmig sowie 
Rechte und Pflichten des Beirats nach Satz 2 bestinmien 
sich, vorbehaltlich des Absatzes 3 Satz 2. nach § 90 Absatz 
3 bis 5 Satz 2. den §§ 95, 100, 101, 103, 105, 107 bis 114, 
116, 118 Absatz 3 , § 125 Absatz 3 sowie den § § 1 7 1 imd 268 
Absatz 2 des Aktiengesetzes. 

(3) § 101 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 des Aktiengesetzes 
ist auf eme externe Kapitalveiwaltimgsgesellschaft in der 
Rechtsfomi der Aktiengesellscliaft mit der Maßgabe anzu- 
wenden. dass die Hauptv-ersanmilmig mindestens eui Mit- 
glied des Aufsichtsrats zu wälilen hat. das von den Aktionä- 
ren. den mit ihnen verbmidenen Untemelunen und den 
Geschäftspartnern der externen Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft imabhängig ist. Wird die externe Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft in der Rechtsfomi einer Gesellschaft mit be- 
scliränkter Haftimg oder als Kommanditgesellschaft, bei der 
persönlich haftender Gesellschafter ausschließlich eine Ge- 
sellschaft mit bescliränkter Haftimg ist. betrieben, so gUt 
Satz 1 entsprechend. Die Sätze 1 imd 2 gelten nicht für 
externe Kapitalverw'altimgsgesellschaften. die ausscliließ- 
lich Spezial-AIF verwalten. 

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats oder eines Beirats 
sollen ihrer Persönliclikeit mid ilirer Sachkunde nach die 
Wahnmg der Interessen der Anleger gewährleisten. Die Be- 
stelhmg imd das Ausscheiden von Mitgliedern des Auf- 
sichtsrats oder eines Beirats ist der Bmidesanstalt unverzüg- 
lich anzuzeigen. 

(5) Absatz 4 findet keine Anwendimg. soweit die Auf- 
sichtsratsniitglieder als Vertreter der Arbeitnelmier nach den 
Vorscliriften der Mitbestimmimgsgesetze gewälilt w'erden. 

(6) Die §§ 24c und 25g bis 251 des Kreditw'esengesetzes 
sowie § 93 Absatz 7 imd 8 in Verbmdimg mit § 93b der Ab- 
gabenordnimg gelten für die externen Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaften entsprechend. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§ 18 

Externe Kapitalvein’altungsgeselischaften 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 

(6) Die §§ 24c imd 25c bis 25h des Kreditwesengesetzes 
sow'ie § 93 Absatz 7 imd 8 in Verbindimg mit § 93b der Ab- 
gabenordnimg gelten füi' die externen Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaften entsprechend. 
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(7) In den Fällen, in denen eine externe AIF-Kapital- (7) unverändert 
verwaltiuigsgesellschaft nicht in der Lage ist. die Einlialtung 

der Anfordenuigen dieses Gesetzes sicherzustellen, für die 
der AIF oder eine andere in seinem Namen handelnde Stelle 
verantw'ortlich ist. imterrichtet die externe AIF-Kapitalver- 
waltungsgesellschaft lun erzüghch die Bmidesanstalt und. 
sofern anwendbar, die zuständigen Behörden des betreffen- 
den EU- AIF. Die Bmidesanstalt kaim die externe AIF-Kapi- 
talverw’altimgsgesellschaft verpflichten, notw'endige Abliil- 
femaßnalmien zu treffen. 

(8) Falls die Anfordeinngen trotz der in Absatz 7 Satz 2 (8) unverändert 

genaiuiten Maßnalmien weiterliin nicht eingehalten werden. 

fordert die Bmidesanstalt. dass die externe AIF-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft ilire Bestellmig als externe AIF-Kapi- 
talverw'altmigsgesellschaft für diesen AIF kündigt, sofern es 
sich imi einen inländischen AIF oder einen EU- AIF handelt, 
hl diesem Fall darf der AIF nicht nielir in den Mitghedstaa- 
ten der Europäischen Union mid den anderen Vertragsstaaten 
des Europäischen Wirtscliaftsramns vertrieben werden. Die 
Bundesanstalt setzt liiervon unverzüglich die zuständigen 
Behörden der Aufnalmiemitgliedstaaten der externen AIF- 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft in Kemitnis. 

§ 19 § 19 

Inhaber bedeutender Beteiligungen; unverändert 

Verordnungsermächtiguug 

(1) Wer beabsichtigt, allein oder im Zusanmienwirken mit 
anderen Personen oder Untemelunen eine bedeutende Betei- 
ligmig an einer externen OGAW-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaft zu erw'erben (interessierter Erwerber), hat dies der 
Bmidesanstalt miverzüglich scliriftlich anzuzeigen. § 2c Ab- 
satz 1 Satz 2 bis 7 des Kreditw'esengesetzes gilt entsprechend; 

§ 2c Absatz 1 Satz 5 und 6 des Ki'editw'esengesetzes ist ent- 
sprechend anzuw'enden mit der Maßgabe, dass die Anzeigen 
jeweils nur gegenüber der Bundesanstalt abzugeben sind. 

(2) Die Bmidesanstalt hat eine Anzeige nach Absatz 1 in- 
nerhalb von 60 Arbeitstagen ab dem Datmii des Schreibens, 
mit dem sie den Eingang der vollständigen Anzeige schrift- 
lich bestätigt hat. zu beurteilen (Beurteilimgszeitramii); im 
Übrigen gilt § 2c Absatz la des Kreditw'esengesetzes ent- 
sprechend. Die Bmidesanstalt kamt imierhalb des Beurtei- 
hmgszeitramns den beabsichtigten Erwerb der bedeutenden 
Beteiligmig oder deren Erhöhmig untersagen, wemi Tatsa- 
chen die Amialime rechtfertigen, dass 

1 . die externe OGAW-Kapitalverwaltmigsgesellschaft nicht 
in der Lage sein oder bleiben W'ird. den Aufsichtsanforde- 
rungen. insbesondere nach der Richtlinie 2009/65/EG, zu 
genügen, oder 

2. die externe OGAW-Kapitah'eiwaltmigsgesellschaft dmch 
die Begründmig oder Eriiöhmig der bedeutenden Beteili- 
gmig mit dem Inliaber der bedeutenden Beteiligmig in ei- 
nen Untemehmensverbmid eingebmiden wäirde. der durch 
die Struktur des Beteiligmigsgeflechts oder mangelliafte 
wirtschafthche Transparenz eine wirksame Aufsicht über 
die externe OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellscliaft. ei- 
nen wirksamen Infomiationsaustausch zwischen den zu- 
ständigen Stellen oder die Aufteilmig der Zuständigkeiten 
zwischen diesen beeinträchtigt, oder 
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3. einer der in § 2c Absatz Ib Satz 1 Nuimner 1 mid 3 bis 6 
des Kreditw^esengesetzes genaimten Fälle, die entspre- 
chend gelten, vorliegt. 

§ 2c Absatz Ib Satz 2 bis 8 des Kreditwesengesetzes ist ent- 
sprechend anzuwendeu. 

(3) In den in § 2c Absatz 2 Satz 1 Nuimner 1 bis 3 des Kre- 
ditwesengesetzes genaimten Fällen kaim die Bimdesanstalt 
dem Inliaber der bedeutenden Beteiligung imd den von ilun 
kontrolherten Unteraelmien die Ausübimg des Stinmnechts 
untersagen mid anordnen, dass über die Anteile nm mit ihrer 
Zustinuuimg verfügt werden darf hn Fall einer Verfügung 
nach Satz 1 hat das Gericht am Sitz der externen OGAW- 
Kapitalverw'altimgsgesellschaft auf Antrag der Bimdesan- 
stalt. der externen OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
oder eines an ilu“ Beteiligten einen Treuliänder zu bestellen, 
auf den es die Ausübimg des Stinmuechts überträgt. § 2c Ab- 
satz 2 Satz 3 bis 9 des Kreditw'esengesetzes ist entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Bei der Beurteilmig nach Absatz 2 arbeitet die Bim- 
desanstalt mit den zuständigen Stellen der anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Union mid der anderen Vertrags- 
staaten des Abkonunens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum zusammen, wemi der Anzeigepflichtige eine der in § 8 
Absatz 3 Satz 1 Nimmier 1 bis 3 des Kreditwesengesetzes 
aufgefülirteii natürhchen oder jmistischen Personen ist. § 8 
Absatz 3 Satz 3 imd 4 des JCieditwesengesetzes gilt entspre- 
chend. Die Bimdesanstalt hat in iluer Entscheidimg alle Be- 
merkimgen oder Vorbehalte der füi' den Anzeigepflichtigen 
zuständigen Stelle anzugeben. 

(5) Wer beabsichtigt, eine bedeutende Beteiligimg an ei- 
ner externen OGAW-Kapitalverw'altimgsgeseUschaft aufzu- 
geben oder den Betrag seiner bedeutenden Beteiligimg unter 
die Schwellen von 20 Prozent. 30 Prozent oder 50 Prozent 
der Stimmrechte oder des Kapitals abzusenken oder die Be- 
teiligimg so zu verändern, dass die externe OGAW-Kapital- 
verw'altuugsgesellschaft nicht mehr kontrolhertes Unterneh- 
men ist. hat dies der Bmidesanstalt imverzüghch schriftlich 
anzuzeigen. 

(6) Das Bimdesmiiüsterium der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnimg. die nicht der Zustinmiimg des Bun- 
desrates bedarf, näliere Besthmnmigen zu erlassen über Art. 
Umfang. Zeitpunkt. Fonu mid Übertragimgsweg der nach 
den Absätzen 1 mid 5 zu erstattenden Anzeigen sowie über 
die Unterlagen, die mit der Anzeige vorzulegen sind. Das 
Bundesministerium der Finanzen kami diese Ennächtigmig 
durch Rechtsverordnung auf die Bmidesanstalt übertragen. 


§20 


§20 

unverändert 


Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb 


(1) Der Geschäftsbetrieb einer Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft bedarf der scliriftlichen Erlaubnis der Bmidesanstalt. 
Die Bmidesanstalt kaim die Erlaubnis auf die Verwalümg be- 
stiumiter Arten von inländischen hivestmenti’emiögen be- 
scluänken. Die Bundesanstalt kaim die Erlaubnis mit Neben- 
bestinmiimgen verbinden. 

(2) Externe OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaften 
dürfen neben der kollektiven Vemiögensverw'altimg von 
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OGAW folgende Dienstleistimgen luid Nebendienstleistun- 
gen erbringen: 

1 . die Verw'altimg einzehier m F inanzinstruuienten im Simie 
des § 1 Absatz 11 des Kieditwesengesetzes angelegter 
Vermögen für andere mit Entscheidmigsspielraum ein- 
schließlich der Poitfolioveiwaltimg fremder Investment- 
vermögen (Finanzpoitfolioverwaltmig), 

2. soweit die Erlaubnis die Dienstleistimg nach Nimuner 1 
mnfasst. die Anlageberatimg. 

3. soweit die Erlaubnis die Dienstleistimg nach Nimuner 1 
umfasst, die Verwalinmg mid Verw'altimg von Anteilen 
an inländischen hivestmentvennögen. EU-Investment- 
vermögen oder ausländischen AIF fiir andere. 

4 . den Vertrieb von Anteilen oder Aktien an fremden Invest- 
mentvermögen. 

5. soweit der externen OGAW-Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft zusätzlich eine Erlaubnis als externe AIF-Kapital- 
verwaltimgsgesellscliaft erteilt wurde, die Verw'alhmg 
von AIF sow'ie Dienstleisümgen imd Nebendienstleistmi- 
gen nach Absatz 3, 

6. den Abschluss von Altersvorsorgeverträgen gemäß § 1 
Absatz 1 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizienmgsgeset- 
zes sowie von Verträgen zum Aufbau einer eigenen kapi- 
talgedeckten Altersversorgimg im Siime des § 10 Absatz 1 
Nimmier 2 Buchstabe b des Einkonmiensteuergesetzes. 

7. die Abgabe einer Zusage gegenüber dem Anleger, dass 
bei Rücknalune von Anteilen, bei Beendigimg der Ver- 
w'altung von Vermögen im Siime der Nimuner 1 mid der 
Beendigmig der Verw'ahnmg mid Verw'altmig von Antei- 
len im Simie der Niuimier 3 mindestens ein bestiuunter 
oder bestimmbarer Betrag an den Anleger gezalilt w'ird 
(Mindestzalilmigszusage), 

8. sonstige Tätigkeiten, die mit den in diesem Absatz ge- 
namiten Dienstleisümgen imd Nebendienstleistimgen im- 
mittelbar verbimden sind. 

(3) Externe AIF-Kapitalverw'alümgsgesellschaften dürfen 
neben der kollektiven Vemiögensverw'altimg von AIF fol- 
gende Dienstleisümgen mid Nebendienstleistungen erbrin- 
gen: 

1 . die Verwalümg einzehier nicht in Finanzinstnmienten im 
Siime des § 1 Absatz 11 des Kreditw'esengesetzes ange- 
legter Vermögen für andere mit Entscheidimgsspielraimi 
sowie die Anlageberaümg (individuelle Vemiögensver- 
W'altung und Anlageberaümg), 

2 . die Verwalümg einzelner in F inanzinstnmienten im Sinne 
des § 1 Absatz 11 des Kreditwesengesetzes angelegter 
Vermögen ftu andere mit Entscheidmigsspielraum ein- 
scldießlich der Poitfolioveiwalümg fr emder Investnient- 
vemiögen (Finanzportfolioveiwaltmig), 

3. sow'eit die Erlaubnis die Dienstleisümg nach Nimuner 2 
mnfasst. die Anlageberaümg. 

4. sow'eit die Erlaubnis die Dienstleisümg nach Nimmier 2 
mnfasst. die Verw'alinmg mid Verwulümg von Anteilen 
an inländischen Investmenti'ennögen. EU-Investment- 
vemiögen oder ausländischen AIF für andere. 
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5. soweit die Erlaubnis die Dienstleistimg nach Nununer 2 
umfasst, die Vermittlung von Geschäften über die An- 
schaftung luid Veräußerung von FinanzinstiTunenten 
(Anlagevennitthuig), 

6 . den Vertrieb von Anteilen oder Aktien an fi emden Invest- 
menU'emiögen. 

7. soweit der externen AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft 
zusätzHch eine Erlaubnis als externe OGAW-Kapitalver- 
waltimgsgesellschaft erteilt wurde, die Verw'altimg von 
OGAW sowie Dienstleistungen imd Nebendienstleistim- 
gen nach Absatz 2. 

8. den Abschluss von Altersvorsorgeverträgen gemäß § 1 
Absatz 1 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgeset- 
zes sowie von Verträgen zum Aufbau einer eigenen kapi- 
talgedeckten Altersversorgung im Siime des § 10 Absatz 1 
Niunmer 2 Buchstabe b des Einkonunensteuergesetzes. 

9. sonstige Tätigkeiten, die mit den in diesem Absatz 
genaiuiten Dienstleistiuigen imd Nebendienstleistungen 
lumiittelbar verbiuiden sind. 

(4) Externe OGAW-Kapitalverwultiuigsgesellschaften 
luid externe AJF-Kapitalverwultimgsgesellschaften dürfen 
nicht ausscliließlich die in Absatz 2 Nmimier 1 bis 4 luid in 
Absatz 3 Nimmier 1 bis 6 genamiten Dienstleistiuigen mid 
Nebendienstleistungeu erbringen, olme auch die kollektive 
Vermögensverwaltmig zu erbringen. 

(5) hl der Satzmig oder dem Gresellschaftsvertrag der 
externen OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft muss be- 
stinuut sein, dass außer den Geschäften, die zur Anlage ilires 
eigenen Vermögens erforderlich sind, niu die in Absatz 2 
genaimten Geschäfte und Tätigkeiten betrieben w’erden. In 
der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag der externen 
AJF-Kapitalverwultmigsgesellscliaft muss bestimmt sein, 
dass außer den Geschäften, die ziu Anlage ihres eigenen 
Vermögens erforderlich sind, nur die in Absatz 3 genannten 
Geschäfte und Tätigkeiten betrieben w'erden. 

(6) Externe Kapitalverwaltimgsgesellschaften dürfen sich 
an Untemelimen beteiligen, w'emi der Geschäftszweck des 
Untemelimens gesetzhch oder satzimgsmäßig im Wesenth- 
chen auf die Geschäfte ausgerichtet ist. w'elche die externe 
Kapitalverw'altungsgesellschaft selbst betreiben darf und 
eine Haftmig der externen Kapitalverwultungsgesellschaft 
aus der Beteihgmig diuch die Rechtsfomi des Unteiuehmens 
bescliränkt ist. 

(7) Intern verwaltete OGAW-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaften dürfen keine andere Tätigkeit ausüben als die Ver- 
wultiuig des eigenen OGAW; intern verwaltete AIF-Kapital- 
verw'altimgsgesellschaften dürfen keine andere Tätigkeit 
ausüben als die Verw'altung des eigenen AJF. 

§21 §21 

Ei'laubnisantrag für eine OGAW-Kapital- unverändert 

veiwaltungsgesellsrhaft und ErlaubniserteUung 

(1) Der Erlaubnisantiag ftir eine OGAW-Kapitalverwal- 
timgsgesellschaft muss enthalten: 

1 . einen geeigneten Nachw'eis der zum Geschäftsbetrieb er- 
forderlichen Mittel nach § 25, 
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2. die Angabe der Geschäftsleiter. 

3. Angaben zur Beurteilimg der Zuverlässigkeit der Ge- 
schäftsleiter. 

4. Angaben ziu Beurteilimg der faclilichen Eignung der 
Geschäftsleiter. 

5. die Namen der an der OGAW-Kapitalverw'altiuigsgesell- 
schaft bedeutend beteiligten hiliaber sow'ie Angaben zur 
Beurteilmig ilirer Zuverlässigkeit imd zur Höhe ilirer 
jeweiligen Beteiligung. 

6. die Angaben der Tatsachen, die auf eine enge Verbindimg 
zwischen der OGAW-Kapitalverw'altiuigsgesellschaff imd 
anderen natürlichen oder juristischen Personen liinw'eisen. 

7. einen tragfäliigen Gescliäftsplan. aus dem die Art der 
geplanten Geschäfte sowie der organisatorische Aufbau 
mid die geplanten mtenien Kontrollverfaluen der OGAW- 
Kapitalverwaltuugsgesellschaff heivorgehen imd 

8. die Satzung oder den Gesellschaffsvertrag, die den An- 
fordenmgen dieses Gesetzes entsprechen. 

(2) Die Bundesanstalt hat über die Erteilimg der Erlaubnis 
iimerhalb von sechs Monaten nach Einreichmig des vollstän- 
digen Antrags zu entscheiden. 

(3) Sofern der OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaff 
auch die Erlaubnis zmn Erbringen der Finanzportfoliover- 
w'altimg nach § 20 Absatz 2 Nimmier 1 erteilt wird, ist ilir mit 
der Erteilmig der Erlaubnis die Entschädigungseinrichtmig 
mitzuteilen, der sie zugeordnet ist. 

(4) Die Bimdesanstalt hat die Erteilmig der Erlaubnis im 
Bimdesanzeiger bekaimt zu machen. 

(5) Beantragt eine OGAW-Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaff zusätzhch die Erlaubnis zur Verw'altung von AIF nach 
§ 22. muss sie diejenigen Angaben imd Unterlagen, die sie 
bereits mit dem Erlaubnisantrag nach Absatz 1 eingereicht 
hat. nicht erneut einreichen, sofern diese Angaben imd 
Unterlagen noch aktuell sind. 

§22 

Et'laubnisantrag für eine AIF-Kapital- 
venvaltungsgesellschaft und ErlaubniserteUung 

(1) Der Erlaubnisantrag für eine AIF-Kapitalvei-waltimgs- 
gesellschaff muss entlialten: 

1 . euien geeigneten Nachweis der zum Geschäffsbetiieb er- 
forderlichen Mittel nach § 25, 

2. die Angabe der Geschäffsleiter. 

3. Angaben zur Beurteilmig der Zuverlässigkeit der Ge- 
schäffsleiter. 

4. Angaben zm Beurteilmig der facliüchen Eignung der Ge- 
schäffsleiter. 

5. die Namen der an der AIF-Kapitalverwaltmigsgesell- 
scliaft bedeutend beteiligten hiliaber sowie Angaben zm 
Beurteilmig ilirer Zuverlässigkeit imd zm Höhe ilirer je- 
w'eiligen Beteihgimg. 

6. die Angaben der Tatsachen, die auf eure enge Verbmdmig 
zwischen der AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaff und an- 
deren natürhchen oder juristischen Personen hinweisen. 
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§22 

Erlaubnisantrag für eine AIF-Kapital- 
verw altungsgesellschaft und ErlaubniserteUung 

(1) Der Erlaubnisantrag für eine AIF -Kapitalverwaltmigs- 
geseUschaff muss enthalten: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 


6. unverändert 
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7. einen Geschäftsplan, der neben der Organisationsstruk- 
tur der AIF-Kapitalverw'altungsgesellscliaft auch Anga- 
ben darüber enthält, wie die AIF-Kapitalveiwaltungs- 
gesellschaft iliren Pflichten nach diesem Gesetz 
naclikouimeu will. 

8. Angaben über die Vergütimgspoütik und Vergütungs- 
praxis nach § 37, 

9. Angaben über Auslagerungsvereinbaiungen nach § 36, 

10. Angaben zu den Anlagestrategien, einscliheßhch 

a) der Arten der Zielfonds, falls es sich bei dem AIF 
um einen Daclifonds handelt. 

b) der Grundsätze, die die AIF-Kapitalverwaltirngsge- 
sellschaft im Zusanmienliang mit dem Einsatz von 
Leverage anw'endet sowie 

c) der Risikoprofile mid sonstiger Eigenschaften der 
AIF, die die AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschaft 
verwaltet oder zu verwalten beabsichtigt, ein- 
scliließlich Angaben zu den Mitgliedstaaten oder 
Drittstaaten, in denen sich der Sitz solcher AIF be- 
findet oder voraussichtlich befinden w ird. 

1 1 . w^enn es sich bei dem AIF mn einen Feederfonds oder 
einen Feeder- AIF handelt. Angaben zmn Sitz des Mas- 
terfonds oder des Master-AIF, 

1 2 . die Anlagebedingungen. Satzungen oder Gesellschafts- 
verträge aller AIF, die die AIF-Kapitalverw'altimgsge- 
sellschaft zu verwulteu beabsichtigt, sowie die Satzung 
oder den Gesellscliaftsveitrag der AIF-Kapitalverw'al- 
tungsgesellschaft selbst, wemi sie als externe Kapital- 
anlagegesellschafl die Verw'altimg von Publikimis-AIF 
beabsichtigt. 

13. Angaben zu den Vereinbarungen zin Beauftragung der 
Verwalirstelle nach § 80 für jeden AIF, den die AIF-Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaft zu verwalten beabsichtigt, 
imd 

14. alle in den §§ 165, 269 mid 307 Absatz 1 genannten 
weiteren Informationen für jeden AIF, den die AIF-Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaft verw'altet oder zu verw'al- 
ten beabsichtigt. 

(2) Die Bundesanstalt hat über die Erteilung der Erlaubnis 
irmerhalb von drei Monaten nach Einreichung des vollstän- 
digen Antrags zu entscheiden. Die Bmidesanstalt karm die- 
sen Zeitrairm um bis zu drei Monate verlängern, w'erm sie 
dies auf Grund der besonderen Umstände des Eirrzelfalls für 
notw'endig erachtet. Sie hat den Antragsteller über die Ver- 
längerung der Frist nach Satz 2 zu urfomiieren. 

(3) Für die Zw'ecke des Absatzes 2 gilt ein Antrag als voll- 
ständig. W'erm die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft min- 
destens die m Absatz 1 Nrmmier 1 bis 5, 7, 8, 10 mid 11 ge- 
naimten Angaben imd Nachw'eise emgereicht hat. 

(4) Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft karm mit der 
Verwaltimg von AIF imter Veiwendrmg der gemäß Absatz 1 
Nunmier 10 im Erlaubnisantrag besclmebenen Anlagestrate- 
gien begimien. sobald die Erlaubnis erteilt ist. fiühestens je- 
doch einen Monat nachdem sie etw'aige felilende in Absatz 1 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

7. unverändert 


8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 


11. unverändert 

1 2 . die Anlagebedingimgen. Satzimgen oder Gesellschafts- 
verträge aller AIF, die die AIF-Kapitalverwaltimgsge- 
sellschaft zu verwalten beabsichtigt, sow'ie die Satzimg 
oder den Gesellschaftsvertrag der AIF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaft selbst, w'emi sie als externe Kapital- 
vei'waltuugsgesellsrhaft die Verwaltimg von Publi- 
kums- AIF beabsichtigt. 

13. unverändert 

14. unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 
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Nummer 6, 9, 12. 13 imd 14 genamite Angaben nachgereicht 
hat. 

(5) § 2 1 Absatz 3 imd 4 gilt entsprechend. 

§23 

Versagung der Erlaubnis einer 
Kapitalvei'waltnngsgesellsrhaft 

Einer Kapitalverw'altungsgesellschaft ist die Erlaubnis zu 
versagen, wemi 

1. das Anfangskapital imd die ziisätzhchen Eigemnittel 
nach § 25 nicht zin Verfiigimg stehen: 

2. die Kapitalverwaltungsgesellschaft nicht mindestens 
zw'ei Geschäftsleiter hat; 

3 . Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Ge- 
schäftsleiter der Kapitalverw'altiuigsgesellschaft nicht 
zuverlässig sind oder die zur Leinuig erforderliche 
facliliche Eignung im Suuie von § 25<r Absatz 1 des Kre- 
ditwesengesetzes nicht haben; 

4. Tatsachen die Amialmie rechtfertigen, dass der Inliaber 
einer bedeutenden Beteiligung nicht zuverlässig ist 
oder aus anderen Gründen nicht den im Interesse einer 
soUden mid umsichtigen Fülmmg der Kapitalveiw'al- 
tmigsgesellschaft zu stellenden Ansprüchen genügt; 

5. enge Verbindmigen zwischen der Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaft und anderen natürlichen oder juristischen 
Personen bestehen, die die Bmidesanstalt bei der ord- 
niuigsgemäßen Erftillimg iluer Aufsichtsfunktionen be- 
liindem; 

6. enge Verbindmigen zwischen der Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaft und anderen natürlichen oder juristischen 
Personen bestehen, die den Rechts- mid Veiwaltungs- 
vorschriften eines Drittstaates imterstehen. deren An- 
wendung die Bmidesanstalt bei der ordnungsgemäßen 
Erfüllmig ilirer Aufsichtsfmiktionen beliindem; 

7. die Hauptverwaltmig oder der satzmigsniäßige Sitz der 
Kapitalverwaltmigsgesellschaft sich nicht im Inland be- 
findet; 

8. die Kapitalverwaltungsgesellschaft nicht bereit oder in 
der Lage ist. die erforderlichen organisatorischen Vor- 
kelrrmigen zum ordnungsgemäßen Betreiben der Ge- 
schäfte. für die sie die Erlaubnis beantragt, zu schaffen, 
und nicht in der Lage ist. die in diesem Gesetz festge- 
legten Anfordermigen einzulialten; 

9. die Kapitalverw'altmigsgesellschaft ausschließlich ad- 
ministrative Tätigkeiten, den Vertrieb von eigenen In- 
vestnientanteilen oder Tätigkeiten im Zusammenhang 
mit den Vermögensgegenständen des AIF erbiingt. 
olme auch die Portfolioverw^altmig mid das RisUcoma- 
nagemeiit zu erbringen; 

10. die Kapitalverwaltmigsgesellschaft die Portfoliover- 
waltmig erbringt, oline auch das Risikonianagement zu 
erbringen; dasselbe gilt im miigekelirten Fall; 

11. andere als die in den Nuimiiem 1 bis 10 aufgefiilirten 
Voraussetzmigen für die Erlaubniserteilimg nach die- 
sem Gesetz nicht erftillt sind. 
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(5) unverändert 

§23 

Versagung der Erlaubnis einer 
Kapitalverwaltungsgesellschaft 

Einer Kapitalverw'altungsgesellschaft ist die Erlaubnis zu 
versagen, wemi 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Ge- 
schäftsleiter der Kapitalverw'altimgsgesellschaft nicht 
zuverlässig sind oder die zur Leitmig erforderliche 
facliliche Eignmig im Simie von § 33 Absatz 2 des Kre- 
ditw'esengesetzes nicht haben; 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 

11. unverändert 
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§24 

Anhörung der zuständigen Stellen 
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum; 
Aussetzung oder Beschränkung der Erlaubnis 
bei Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat 

(1) Soll eine Erlaubnis einer OGAW-Kapitalveiwaltimgs- 
gesellschaft oder einer AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
erteilt werden, die 

1 . Tochter- oder Schwestemutemelunen einer anderen EU- 
Verw'altimgsgesellschaft oder einer ausländischen AIF- 
Verw'altungsgesellscliaft. einer Wertpapierfmna im Simie 
des Artikels 4 Absatz 1 Nunmier 1 der Richtlinie 2004/ 
39/EG, emes Kiedituistituts im Sinne des Artikels 4 
Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. .../2013 [CRR-Ver- 
ordnung] oder eines Versichenuigsimtemelmiens ist. 
das m einem anderen Mitghedstaat der Em'opäischen 
Union oder emem anderen Veifragsstaat des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum zugelas- 
sen ist. oder 

2. dmch dieselben natürhchen oder juristischen Personen 
kontrolhert wird, die eine in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Vertrags- 
staats des Abkonunens über den Emopäischen Wirt- 
schaftsraum zugelassene EU-Verwaltiuigsgesellschaft 
oder eine ausländische AIF-Verwaltiuigsgesellschaft. 
eine Wertpapierfimia im Simie des Artikels 4 Absatz 1 
Nununer 1 der Richtluüe 2004/39/EG, ein Kreditinstitut 
im Sinne des Artikels 4 Nummer I der Verordnung (EU) 
Nr. .../2013 [CRR-Verordnung] oder ein Versicherungs- 
imtemelunen kontrollieren. 

hat die Bimdesanstalt vor Erteilmig der Erlaubnis die zu- 
ständigen Stellen des Herkimftsstaates anzuhören. 

(2) Auf die Beziehimgen zwischen OGAW-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaften mid Drittstaaten sind die Bestim- 
mmigen des Artikels 15 der Richtlinie 2004/39/EG entspre- 
chend anzuwenden. Für diesen Zweck sind die m Artikel 15 
der Richtluiie 2004/39/EG genaimten Ausdillcke „Weitpa- 
pierfirma“ mid „Wertpapierfimien“ als „OGAW-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft“ beziehmigsweise „OGAW-Kapital- 
verw’altimgsgesellschaften“ zu verstehen: der m Artikel 1 5 
der Richtlinie 2004/39/EG genaimte Ausdruck „Erbringung 
von Wertpapierdienstleistmigen“ ist als „Erbringmig von 
Dienstleistiuigen“ zu verstehen. 

§25 

Kapitalauforderungen 

(1) Eine Kapitalverw'altungsgesellschaft muss 
1 . mit eüiem Anfangskapital von 

a) mindestens 300 000 Euro ausgestattet sein, sofern es 
sich imi eine interne Kapitalverwaltiuigsgesellschaft 
handelt. 

b) nüt emem Anfangskapital von mindestens 125 000 
Euro ausgestattet sein, sofern es sich mn eine externe 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft handelt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§24 

Anhörung der zuständigen Stellen 
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum; 
Aussetzung oder Beschränkung der Erlaubnis 
bei Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat 

(1) Soll eure Erlaubnis einer OGAW-Kapitalveiwaltimgs- 
gesellschaft oder einer AJF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft 
erteilt werden, die 

1 . Tochter- oder Schwesteruntemehmen emer anderen EU- 
Verw'altimgsgesellschaft oder emer ausländischen AIF- 
Verw'altimgsgesellschaft. einer Wertpapierfirma im Sume 
des Artikels 4 Absatz 1 Nimmier 1 der Richtlinie 2004/ 
39/EG, eines Kreditinstituts oder emes Versichenmgsim- 
tenielunens ist. das m einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsramn 
zugelassen ist. oder 


2. durch dieselben natürlichen oder jmistischen Personen 
kontrolhert wird, die eine m emem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Vertrags- 
staats des Abkonunens über den Emopäischen Wirt- 
schaftsraiun zugelassene EU-Verw'altmigsgesellscliaft 
oder eine ausländische AIF-Verwalnmgsgesellscliaft. 
eine Wertpapierfuma im Simie des Artikels 4 Absatz 1 
Nunmier 1 der Richtlinie 2004/39EG, ein Kreditinstitut 
oder ein Versichenmgsimtemehmen kontrollieren. 


hat die Bimdesanstalt vor Erteihmg der Erlaubnis die zu- 
ständigen Stellen des Herkimftsstaates anziiliören. 

(2) unverändert 


§25 

Kapitalauforderungen 
(1) unverändert 
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2. über zusätzliche Eigenmittel in Höhe von wenigstens 
0,02 Prozent des Betrages, um den der Wert der veiw'al- 
teten hivestmenUeraiögen 250 Millionen Euro über- 
steigt. verfügen, weim der Wert der von der AIF-Kapital- 
verwaltmigsgesellscliafit oder von der externen OGAW- 
Kapitalverwaltmigsgesellschaft verwalteten hivestment- 
vermögen 250 Millionen Euro übersclireitet; die gefor- 
derte Gesamtsimune des Anfangskapitals imd der zusätz- 
lichen Eigemnittel darf jedoch 10 Millionen Euro nicht 
übersclu'eiten. 

(2) Eine AIF-Kapitalverw'altungsgesellscliaft oder eine 
externe OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft braucht die 
Anforderung, zusätzliche Eigemnittel nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 in Höhe von bis zu 50 Prozent aufzubringen, 
nicht zu erfüllen, weim sie über eine Garantie in derselben 
Höhe verfügt, die von einem der folgenden histitute oder 
Untemelmien gestellt w'ird: 

1 . Kreditinstitut im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Ver- 
ordnung (E U) Nr . . ./201 3 [CRR- Verordnung] oder Versi- 
chermigsmitemelmien. die üuren Sitz in einem Mitglied- 
Staat der Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtscliaftsraum haben, oder 

2 . Kreditinstitut oder Versicheiungsmitemelunen mit Sitz m 
einem Drittstaat, wemi diese Aufsichtsbestinmiimgen mi- 
terliegen. die nach Auffassmig der Bimdesanstalt denen 
des Unionsrechts gleichwertig sind. 

(3) Für die Zw'ecke des Absatzes 1 gelten die von der 
Kapitalveiw'altimgsgesellschaft verwalteten Investmentver- 
mögen. einschließlich der Investmenrt’emiögen. mit deren 
Verwaltung sie Dritte beauftragt hat. als hivestmenrt'ennö- 
gen der Kapitalverw^altungsgesellschaft; Investmentvermö- 
gen. die die externe Kapitalverw^altungsgesellschaft im Auf- 
trag Dritter verwaltet, werden nicht berücksichtigt. Für die 
Zwecke der Absätze 1 imd 4 gelten für eine externe AIF- 
Kapitalverw'altungsgesellschaft. die ebenfalls eine externe 
OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft ist. ausschließlich 
die Vorscluiften für die externe OGAW-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft. 

(4) Unabhängig von der Eigeimiittelanforderung in Ab- 
satz 1 müssen die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft imd 
die externe OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaft zu jeder 
Zeit Eigemnittel aufweisen, die mindestens einem Viertel 
ilner Kosten entsprechen, die in der Gewimi- mid Verlust- 
reclmimg des letzten Jaliresabsclilusses miter den allgemei- 
nen Verwnltmigsaufwendmigen sowie den Abschreibungen 
imd Wertberichtigmigen auf inunaterielle Anlagewerte und 
Sachanlagen ausgewiesen sind. Liegt für das erste abgelau- 
fene Geschäftsjalir noch kem Jaliresabscliluss vor. sind die 
Aufw'endmigen auszuweisen, die im Geschäftsplan für das 
laufende Jalir für die entsprechenden Posten vorgesehen 
sind. Die Bimdesanstalt kaim 

1 . die Anforderungen nach den Sätzen 1 mid 2 heraufsetzen, 
w’enn dies durch eine Ausweitmig der Geschäftstätigkeit 
der AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft oder der exter- 
nen OGAW-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft angezeigt ist 
oder 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(2) Eine AIF-Kapitalverw'alnmgsgesellschaft oder eme 
externe OGAW-Kapitalverw’altungsgesellschaft braucht die 
Anfordenmg. zusätzliche Eigeimiittel nach Absatz 1 Satz 1 
Nimmier 2 in Höhe von bis zu 50 Prozent aufzubringen, 
nicht zu erfüllen, weim sie über eine Garantie in derselben 
Höhe verfügt, die von einem der folgenden histitute oder 
Untemelmien gestellt wird: 

1 . Kreditinstitut oder Versichenmgsimtemelunen. die iluen 
Sitz m emeiii Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkonmiens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum haben, oder 


2. unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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2. die bei der Berecluiimg der Relation nach den Sätzen 1 
luid 2 anzusetzenden Kosten für das laufende Geschäfts- 
jalir auf Antrag der Kapitalverw^altungsgesellschaft he- 
rabsetzen. wemi dies diuch eure gegenüber dem Vorjalir 
nachw'eislich erhebhche Reduzieiimg der Geschäftstätig- 
keit der AIF-Kapitah'erw'altmigsgesellschaft oder der 
externen OGAW-Kapitalveiwaltiuigsgesellschaft im lau- 
fenden Geschäftsjaln angezeigt ist. 

AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaften imd externe OGAW- 
Kapitalverw'altungsgesellschaften haben der Bundesanstalt 
die Angaben mid Nachweise zu übermitt ehi. die für die 
Überprüfung der Relation mid der Eifüllimg der Anfordenm- 
gen nach den Sätzen 1 mid 3 erforderlich sind. 

(5) Werden Altersvorsorgeverträge nach § 20 Absatz 2 
Nununer 6 oder § 20 Absatz 3 Nmnmer 8 abgesclilossen oder 
Mindestzalilmigszusagen nach § 20 Absatz 2 Nimuner 7 ab- 
gegeben. müssen externe Kapitalverw'altimgsgesellschaften 
im Interesse der Erftühuig ilirer Verpflichtmigen gegenüber 
Anlegern mid Aktionären, uisbesondere im hiteresse der 
Sicherheit der ilmen anvertrauten Veimögenswerte, über 
angemessene Eigeimiittel verfügen. 

(6) Um die potenziellen Berufshaftimgsrisiken aus den 
Geschäftstätigkeiten, denen die AIF-Kapitalverwaltimgs- 
gesellschafteii nach der Richtlinie 2011/61/EU nachgehen 
kömien. abzudecken, müssen AIF-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaften über 

1 . zusätzliche Eigemnittel. mii potenzielle Haftmigsrisiken 
aus beruflicher Fahrlässigkeit angemessen abzudecken, 
oder 

2. eine bezüglich der abgedeckten Risiken geeignete Versi- 
chermig für die sich aus bemflicher Falirlässigkeit erge- 
bende Haftung 

verfügen. 


(7) Eigenmittel, einscliheßlich der zusätzlichen Eigenmit- 
tel gemäß Absatz 6 Nummer 1, suid entweder in liquiden 
Mitteln zu halten oder ui Vemiögensgegenstände zu inves- 
tieren. die kurzfiistig mmiittelbai' ui Bankguthaben uuige- 
wandelt werden kömien und keine spekulativen Positionen 
enthalten. 

(8) Für AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften bestim- 
men sich die Kriterien zu den Risiken, die durch die zusätz- 
lichen Eigeimiittel oder die Bernfshaftpflichtversicheimig 
gedeckt werden müssen, die Voraussetzmigen füi' die Be- 
stiuuiimig der Aiigeniessenlieit der zusätzhchen Eigemnittel 
oder der Deckmig durch die Berufshaftpflichtversichenuig 
mid die Vorgehensweise bei der Bestiimiimig fortlaufender 
Anpassmigen der Eigeimiittel oder der Deckmig nach den 
Artikehi 12 bis 15 der Verordnung (EU) Nr. . . ./2013 [Level- 
2-Verordnmig gemäß Artikel 9 Absatz 9 der Richtluiie 2011/ 
61/EU]. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(5) unverändert 


(6) Um die potenziellen Benifshaftmigsrisiken aus den 
Geschäftstätigkeiten, denen die AIF-Kapitalverwaltmigs- 
gesellschaften nach der Richtluiie 2011/61/EU nachgeheii 
kömien. abzudecken, müssen AIF-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaften über 

1. unverändert 


2. unverändert 


verfügen. Im Fall von Satz 1 Nummer 2 ist der Versiche- 
rer im Versicherungsvertrag zu verpflichten, der Bun- 
desanstalt den Beginn und die Beendigung oder Kün- 
digung des Versicherungsvertrages sowie Umstände, die 
den vorgeschriebenen Versicherungsschutz beeinträch- 
tigen, unverzüglich mitzuteUen. 

(7) unverändert 


(8) unverändert 
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Unterabscluiitt 2 

Allgemeine Verhaltens- imd Organisationspflichten 


Unterabscluiitt 2 

Allgemeine Verhaltens- imd Organisationspflichten 


§26 

Allgemeine Verhaltensregeln; 
Verordnungsermächtiguug 


§26 

unverändert 


(1) Die Kapitalverwaltiuigsgesellschaft handelt bei der 
Walimelmiimg ilirer Aufgaben imabhängig von der Verwalir- 
stelle imd ausscliließlich tm Interesse der Anleger. 

(2) Die Kapitalverw'altimgsgesellschaft ist veipflichtet. 

1 . ihrer Tätigkeit elirlich. mit der gebotenen Saclikenntnis. 
Sorgfalt imd Gewissenliaftigkeit imd redlich naclizuge- 
hen. 

2. im besten hiteresse der von ilir verw'alteten hivestment- 
vermögen oder der Anleger dieser hivestmentvemiögen 
imd der hitegrität des Marktes zu handehi. 

3. alle angemessenen Maßnalunen zur Vemieidimg von hi- 
teressenkonfhkten mid. wo diese nicht vennieden werden 
kömien. zur Ermittlung. Beilegung. Beobachtimg imd ge- 
gebenenfalls Offenlegimg dieser hiteressenkonflikte zu 
treffen, lun 

a) zu vermeiden, dass sich diese nachteilig auf die Inte- 
ressen der Investmenn'eraiögeii imd der Anleger aus- 
wirken imd 

b) sicherzustellen, dass den von ilir verw'alteten Invest- 
mentvermögen eine faire Behandlmig zukoumit. 

4. über die für eine ordnimgsgemäße Geschäftstätigkeit er- 
forderlichen Mittel imd Verfaliren zu verfügen imd diese 
wirksam einzusetzen. 

5. alle auf die Ausübimg ilirer Geschäftstätigkeit anwend- 
baren regulatorischen Anfordenmgen zu erfüllen, um das 
beste Interesse der von ilir verw'alteten hivestnientvemiö- 
gen oder der Anleger dieser hivestmentvemiögen imd die 
hitegrität des Marktes zu fördern imd 

6. alle Anleger der hivestmentvemiögen fah zu behandeln. 

(3) Die AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft daif keinem 
Anleger in einem AIF eine Vorzugsbehandlung gew’äliren. es 
sei deim. eine solche Vorzugsbehandlung ist in den Anlage- 
bedingimgen. in der Satzmig oder dem Gesellschaftsveitrag 
des entsprechenden AIF vorgesehen. 

(4) Eine Kapitalverw^altmigsgesellschaft. deren Erlaubnis 
auch die in § 20 Absatz 2 Niunmer 1 (Finanzportfolioverw'al- 
timg) oder die in § 20 Absatz 3 Nuuuner 1 (individuelle Ver- 
mögensverw'altimg) oder Nunmier 2 (Finanzpoitfoliover- 
waltmig) genamite Dienstleistmig umfasst, darf das Vemiö- 
gen des Kimden weder ganz noch teilweise in Anteile der 
von ilir veiw'alteten hivestmentvemiögen anlegen. es sei 
deim. der Kimde hat zuvor eine allgemeine Zustimmimg 
hierzu gegeben. 

(5) Die Kapitalverwaltungsgesellschaft muss insbeson- 
dere über geeignete Verfaliren verfügen, mii bei hivestnient- 
vennögen imter Berücksichtigung des Wertes des hivest- 
nienti'enuögens imd der Anlegerstruktur eine Beeinträchti- 
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giuig von Anlegerinteressen durch unangemessene Kosten. 

Gebüliren imd Praktiken zu vermeiden. 

(6) Die Kapitalverwaltiuigsgesellschaft hat angemessene 
Gnmdsätze imd Verfaluen anzuwenden, mn eine Beeinträch- 
tigmig der Marktstabilität imd Marktintegiität zu verlündera. 

Missbräuchliche Marktpraktiken sind zu verliindem. ins- 
besondere die kurzfristige, systematische Spekulation mit 
Investmentanteilen durch Ausnutzung von Kiusdififerenzen 
an Börsen imd anderen organisierten Märkten imd damit ver- 
bimdene Mögliclikeiten. Arbitragegewimie zu erzielen. 

(7) Für AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaften bestim- 
men sich die Kriterien, nach welchen die Bmidesanstalt be- 
mleilt. ob AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften ihren in 
den Absätzen 1 und 2 genaimten Pflichten naclikonmien. 
nach den Artikeln 16 bis 29 der Verordnung (EU) Nr. .../ 

2013 [Level-2-Verordnmig gemäß Artikel 12 Absatz 3 der 
Richtlinie 2011/61/EU]. 

(8) Das Bimdesministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
diucli Rechtsverordnimg. die nicht der Zustinmiimg des Bim- 
desrates bedarf, für Kapitalverw'altimgsgesellschaften in Be- 
zug auf Publikums- AJF zusätzhche Bestinmimigen zu den in 
den Artikehi 16 bis 29 der Verordnung (EU) Nr. . . ./2013 [Le- 
vel-2-Verordnmig gemäß Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie 
201 1/61 /EU] aufgefülirten Kiiterien nach Absatz 7 mid in Be- 
zug auf OGAW näliere Bestinmiimgen zu erlassen 

1. zu Verhaltensregehi. die den Anfordenmgen nach den 
Absätzen 1 imd 2 Nimmier 1 mid 2 entsprechen imd 

2. über die Mittel imd Verfaliren. die für eine ordnmigs- 
gemäße Geschäftstätigkeit solcher Kapitalveiwaltungs- 
gesellscliaften erforderhch sind. 

Das Bimdesministeriiun der Finanzen kaim die Ermächti- 
gung durch Rechtsverordnimg auf die Bmidesanstalt übertra- 
gen. 


§ 27 § 27 

Interessenkonflikte; Verordnungsermächtigung unverändert 

(1) Eine Kapitalverwaltimgsgesellschaft hat alle ange- 
messenen Maßnalmien zu treffen, um hiteressenkonflikte zu 
enuittehi. die im Zusammenliang mit der Verwaltung von 
hivestmeiin'ermögen auftreten zwischen 

1. der Kapitalverw'altmigsgesellschafit sowie ihren Füli- 
nrngskräften. Mitarbeitern oder jeder anderen Person, die 
über ein Kontrollverhältnis direkt oder indirekt mit der 
Kapitalverwaltimgsgesellschaft verbmiden ist. und dem 
von ilir verwalteten Investmenti'emiögen oder den An- 
legern dieses Investmenti'emiögens. 

2. dem hivestmenti'ermögen oder den Anlegern dieses In- 
vestmenti enuögens und einem anderen Investmentver- 
niögen oder den Anlegern jenes hivestmentvennögens. 

3. dem hivestmenti'emiögen oder den Anlegern dieses 
hivestmentvemiögens imd einem anderen Kimden der 
Kapitalverwaltimgsgesellschaft. 

4. zw’ei Kimden der Kapitalverw'altmigsgesellschaft. 

(2) Eine Kapitalverw'altmigsgesellschaft muss w'irksame 
organisatorische imd administrative Vorkelumigen. die es er- 
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möglichen, alle angemessenen Maßnalmien zur Ennittlmig. 

Vorbeugimg. Beilegimg und Beobachtmig von Interessen- 
konflikten zu eigreifen, üeffen mid beibehalten, imi zu ver- 
liindem. dass hiteressenkonflikte den hiteressen der Invest- 
menU'enuögen luid iluer Anleger schaden. 

(3) hmerhalb ihrer eigenen Betriebsabläufe haben AJF- 
Kapitalverw'altimgsgesellschaffen Aufgaben imd Verantw'or- 
timgsbereiche. die als miteinander unvereinbar angesehen 
werden kömiten oder potenziell systematische Interessen- 
konflikte hervomifen kömiten. zu tremien. AIF-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaften haben zu prüfen, ob die Bedingim- 
gen der Ausübimg iluer Tätigkeit wesentliche andere Inter- 
essenkonflikte nach sich ziehen kömiten imd legen diese den 
Anlegern der AIF gegenüber offen. 

(4) Reichen die von der ATF-Kapitalverw'altimgsgeseU- 
schaft zur Ermittlung. Vorbeugmig. Beilegung imd Beobach- 
tiuig von hiteressenkonflikten getroffenen organisatorischen 
Vorkelinmgen nicht aus. um nach vemünftigem Ermessen zu 
gewälirleisten. dass das Risiko einer Beeinträchtigimg von 
Anlegerinteressen vennieden w'ird. so setzt die AIF-Kapital- 
verwaltmigsgesellscliaft die Anleger, bevor sie in ilirein Auf- 
trag Geschäfte tätigt, uumissverständhch über die allgeuieine 
Art luid die Quellen der hiteressenkonflikte in Kemitnis imd 
entwickelt angemessene Strategien mid Verfaliren. 

(5) Im Hinblick auf AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaf- 
ten bestinmien sich die Alten der in Absatz 1 genamiten hi- 
teressenkonflikte mid die angemessenen Maßnalmien. die 
liinsichtlich der Struktmen mid der organisatorischen mid 
administrativen Verfaliren von einer AIF-Kapitalveiw'al- 
timgsgesellschaft erw'artet werden, imi hiteressenkonflikte 
zu emiittehi. ilmen vorzubeugen, sie zu steuern, zu beobach- 
ten imd offenzulegen nach den Artikeln 30 bis 3 7 der Verord- 
nimg (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnimg gemäß Arti- 
kel 14 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU]. 

(6) Das Bimdesniinisterium der Finanzen wird emiäch- 
tigt. durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustiumiuug des 
Bundesrates bedarf, für Kapitalverwultungsgesellschaften in 
Bezug auf Pubhkums-AIF zusätzliche Bestinmiimgen zu 
den in den Artikehi 30 bis 37 der Verordnimg (EU) Nr. . . ./ 

2013 [Level-2-Verordnmig gemäß Artikel 14 Absatz 4 der 
Richtlinie 2011/61/EU] aufgefuluten Maßnalmien und Ver- 
faliren nach Absatz 5 mid in Bezug auf OGAW jeweils 
nähere Bestimmimgen zu erlassen 

1. über die Maßnalmien. die eine solche Kapitalverw'al- 

timgsgesellschaft zu ergreifen hat. um 

a) Interessenkonflikte zu erkemien. ihnen vorzubeugen, 
mit ilmen mnzugehen mid sie offenzulegen sowie 

b) geeignete Kiiterien zm Abgrenzmig der Arten von 
hiteressenkonflikten festzulegen, die den hiteressen 
des hivestmenti'emiögens schaden könnten mid 

2. über die Struktmen mid organisatorischen Anfordermi- 

gen. die zur Verringeimig von hiteressenkonflikten nach 

Absatz 1 erforderlich sind. 

Das Bimdesministerimn der Finanzen kaim die Emiäch- 
tigmig dmch Rechtsverordnmig auf die Bmidesanstalt über- 
tragen. 
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§28 

Allgemeine Orgauisationspflichteu; 
Verordnungsermächtigung 


§28 

unverändert 


(1) Die Kapitalverwaltimgsgesellschaft muss über eine 
ordnimgsgemäße Geschäftsorganisation verfügen, die die 
Einlialtimg der von der Kapitalveiwaltungsgesellschaft zu 
beachtenden gesetzlichen Bestinmnmgen gewährleistet. 
Eine ordnimgsgemäße Geschäftsorganisation umfasst insbe- 
sondere 

1 . ein angemessenes Risikomanagementsystem: 

2. angemessene und geeignete personelle imd technische 
Ressourcen; 

3 . geeignete Regelungen für die persönlichen Geschäfte der 
Mitarbeiter; 

4. geeignete Regelungen für die Anlage des eigenen Vermö- 
gens der Kapitalverwaltmigsgesellschaft; 

5. angemessene Kontroll- mid Sicherheitsvorkehnmgen für 
den Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung; für 
die Verarbeitmig und Nutzmig personenbezogener Daten 
ist § 9 des Bimdesdatenschutzgesetzes entsprechend 
anzuw'enden; 

6. eine vollständige Dokimientation der ausgefülirten Ge- 
schäfte. die insbesondere gewälirleistet. dass jedes das 
hivestmentiemiögen betreffende Geschäft nach Her- 
kimft. Kontrahent sowie Art mid Absclilusszeitpimkt imd 
-Ort rekonstruiert werden kaim: 

7. angemessene Kontrollverfaliren. die insbesondere das 
Bestehen einer intemen Revision voraussetzen mid ge- 
wälirleisten. dass das Vemiögen der von der Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft veiwalteten Investmentvemiögen 
in Übereinstimmung mit den Anlagebedingungen, der 
Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag des Investment- 
vermögens sowie den jeweils geltenden rechthchen Be- 
stimmmigen angelegt wird und 

8. eine ordnmigsgemäße Verw'altmig mid Buchhaltung. 

§ 33 Absatz la des Wertpapierhandelsgesetzes gilt entspre- 
chend. 

(2) Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation von 
OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaften umfasst zusätz- 
lich zu den in Absatz 1 genamiten Kriterien insbesondere 

1 . geeignete Verfaliren mid Vorkelirungen. die gewährleis- 
ten. dass die OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft ord- 
nmigsgeniäß mit Anlegerbeschwerden umgeht und dass 
Anleger mid Aktionäre der von ilir verw^alteten OGAW 
ihre Rechte mieingescliränkt walinielmien kömien; dies 
gilt insbesondere, falls die OGAW-Kapitalveiwaltungs- 
gesellschaft EU-OGAW verw'altet; Anleger mid Aktio- 
näre eines von ilir verw^alteten EU-OGAW müssen die 
Möghclikeit erhalten. Beschwerde in der Amtssprache 
oder einer der Amtssprachen des Herkmiftsstaates des 
EU-OGAW einzmeichen mid 

2. geeignete Verfaliren mid Vorkeluungen. die gewälirleis- 
ten. dass die OGAW-Kapitalverwaltmigsgesellschaft 
iliren Infonnationspflichten gegenüber den Anlegern. 
Aktionären der von ilir verw'alteten OGAW mid Kunden. 
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ilu'en Vertriebsgesellschaften sowie der Bundesanstalt 
oder den zuständigen Stellen des Herkimftsstaates des 
EU-OGAW naclikonunt. 

Für AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaften. die inländische 
Publikums- AIE verw'alten. gilt Satz 1 Nuimner 1 Halbsatz 1 
entsprechend. 

(3) Im Hinblick auf AIF-Kapitalveiwaltungsgesellschaf- 
ten bestinmren sich die in Absatz 1 genaimten Verfahren imd 
Regelimgen nach den Aitikehi 57 bis 66 der Verordnung 
(EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnimg gemäß Artikel 18 
Absatz 2 der Richtlinie 2011/61/EU]. 

(4) Das Bmidesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt. durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmimg des 
Bundesrates bedarf, nähere Bestinunungen für Kapitalver- 
waltungsgesellschaften. die OGAW oder Publikimis-AIF 
verwalten, zu den Verfaluen imd Vorkelmmgen ftu eine ord- 
nimgsgemäße Geschäftsorganisation nach den Absätzen 1 
imd 2 zu erlassen. Das Bmidesmüiisterimn der Finanzen 
kami die Ennächtigmig durch Rechtsverordnimg auf die 
Bundesanstalt übertragen. 


§ 29 § 29 

Risikomanagement; Verordnungsermärhtigung unverändert 

(1) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft hat eine dauer- 
hafte Risikocontrollingfunktion einziuichten mid aufrecht- 
zuerhalten. die von den operativen Bereichen lüerarcliisch 
luid fimktionell imabhängig ist (Fmiktionstremimig). Die 
Bmidesanstalt überwacht die Fmiktionsfremimig nach dem 
Prinzip der Verhältiiismäßigkeit. Die Kapitalverw'altimgsge- 
sellschaften. bei denen auf Gnmd der Art. des Umfangs und 
der Komplexität iluer Greschäfte mid der von ilmen veiw'al- 
teten Investmenti'ennögen die Eimichtung einer hierar- 
chisch imd fimktionell imabhängigen Risücocontrollingftmk- 
tion imverhältnismäßig ist. müssen zumindest in der Lage 
sein nachzuweisen, dass besondere Schutzvorkehnmgen ge- 
gen Interessenkonflikte ein unabhängiges Risücocontrolling 
enuöglichen mid dass der Risikomanagementprozess den 
Anfordenmgen der Absätze 1 bis 6 genügt imd durchgehend 
wirksam ist. 

(2) Die Kapitalverw’altmigsgesellschaft muss über ange- 
messene Risikomanagementsysteme verfilgen. die insbeson- 
dere gewährleisten, dass die für die jeweiligen Anlagestrate- 
gien wesentlichen Risiken der hivestmentvermögen jeder- 
zeit erfasst, gemessen, gesteuert mid überw'acht werden 
können. Die Kapitalverw'altimgsgeseUschaft hat die Risiko- 
managementsysteme regelmäßig, mindestens jedoch einmal 
jälulich. zu überprüfen mid erforderlichenfalls anzupassen. 

(3) Die Kapitalverw'altungsgesellschaft miterliegt zumin- 
dest den folgenden Verpflichtmigen: 

1 . sie tätigt Anlagen für Reclmimg des Investmentvemiö- 
gens entsprechend der Anlagestrategie, den Zielen mid 
dem Risikoprofil des Investmenti'ennögens auf Basis an- 
gemessener. dokumentierter mid regelmäßig aktualisier- 
ter Sorgfaltsprüfimgsprozesse; 

2. sie gewälirleistet. dass die mit den einzehien Aidageposi- 
tionen des hivestmentvennögens verbmidenen Risiken 
sowie deren jeweiüge Wirkimg auf das Gesamtrisikopro- 
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fil des Investnientvennögens laufend ordnungsgemäß 
erfasst, gemessen, gesteuert und überw'acht werden 
kömien; sie nutzt lüerzu unter anderem angemessene 
Stresstests; 

3. sie gew'älirleistet. dass die Risikoprofile der Investment- 
vermögen der Größe, der Zusaimnensetzimg sowie den 
Anlagestrategien luid Anlagezielen entsprechen, wie sie 
in den Anlagebediugungen. dem Verkaufsprospekt und 
den sonstigen Verkaufsunterlagen des Investmentvermö- 
gens festgelegt sind. 

(4) Die Kapitalverw'altungsgesellschaft legt ein Höchst- 
maß an Leverage fest, den sie ftu jedes der von ilu verwalte- 
ten hivestmenn'ermögen einsetzen kaim. sowie den Umfang 
des Rechts der Wiedeiverw'endung von Sicherheiten oder 
sonstigen Garantien, die im Ralmien der Vereinbanmg über 
den Leverage gew'ährt w'erden kömiten. w'obei sie Folgendes 
berücksichtigt: 

1 . die Art des hivestmentvermögens. 

2. die Anlagestrategie des hivestmentvennögens. 

3. die Herkunft des Leverage des hivestmenfi'ennögens. 

4. jede andere Verbindung oder relevante Beziehimg zu an- 
deren Finanzdienstleistmigsinsti tuten, die potenziell ein 
Systemrisiko darstellen. 

5. die Notw'endigkeit. das Risiko gegenüber jedem einzel- 
nen Kontrahenten zu begrenzen. 

6. das Ausmaß, bis zu dem das Leverage abgesichert ist. 

7. das Verhältnis von Aktiva imd Passiva. 

8. Umfang. Art imd Ausmaß der Geschäftstätigkeiten der 
Kapitalverwaltmigsgesellschaft auf den betreffenden 
Märkten. 

(5) Für AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaften bestim- 
men sich für die von iluien verw'alteten AIF die Kiiterien für 

1 . die Risikomanagementsysteme, 

2. die angemessenen zeithchen Abstände zwischen den 
Überprüfungen des Risikomanagementsystems. 

3. die Art und Weise, in der die ftmktionale imd liieraiclii- 
sche Treimung zw'ischen der Risücocontrollingftmktion 
luid den operativen Abteilungen, einscliheßhch der Port- 
folioverw'altiuig. zu erfolgen hat. 

4. die besonderen SchutziorkeluTJiigen gegen Interessen- 
konflikte gemäß Absatz 1 Satz 3, 

5 . die Anforderungen nach Absatz 3 mid 

6. die Anforderungen, die ein Originator. ein Sponsor oder 
ein ursprünghcher Kreditgeber erfüllen muss, damit eine 
AIF-Kapitalverwultmigsgesellschaft im Namen von AIF 
in Wertpapiere oder andere Finanzinstrumente dieses 
Typs, die nach dem 1. Januar 2011 emittiert w'erden. in- 
vestieren darf, einschließlich der Aifforderungen. die ge- 
wälirleisten. dass der Originator. der Sponsor oder der ur- 
sprüngliche Kreditgeber einen materiellen Nettoanteil 
von mindestens 5 Prozent behält sowie 

7. die qualitativen Anfordenmgen. die AIF-Kapitalverwal- 
ümgsgesellschaften. die im Namen eines oder meluerer 
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AIF in Wertpapiere oder andere Finanzinstrumente im 
Siime von Nmnmer 6 investieren, erfüllen müssen 

nach den Artikeln 38 bis 45 imd 50 bis 56 der Verordmmg 
(EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnmig gemäß Artikel 15 
Absatz 5 luid Artikel 17 der Richtlinie 2011/61/EU]. 

(6) Das Bimdesministeriimi der Finanzen wird ermäch- 
tigt. durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustinunimg des 
Bimdesrates bedarf, näliere Bestinunimgen für Kapitalver- 
waltimgsgesellschaften. die OGAW oder Publikimis-AIF 
verw'alten. zu den Risikomanagementsystemen und -verfah- 
ren zu erlassen. Das Bimdesministerimn der Finanzen kaim 
die Ermächtigung durch Rechtsverordniuig auf die Bimdes- 
anstalt übertragen. 


§30 

Liquiditätsmauagement; 

Vei'orduungsermächtiguug 


§30 

unverändert 


(1) Die Kapitalverwaltiuigsgesellschaft muss über ein 
angemessenes Liquiditätsmanagementsystem für jedes von 
ilu verw'altete hivestmentvennögen verfügen, es sei denn, es 
handelt sich um ein geschlossenes hivestmentvennögen. für 
das kein Leverage eingesetzt wird. Die Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaft liat Verfaluen festzulegen, die es ilir ermög- 
lichen. die Liquiditätsrisiken der hivestmentvennögen zu 
überw'achen imd hat zu gewälirleisten. dass sich das Liquidi- 
tätsprofil der Anlagen des Investmentveniiögens mit den zu- 
gnuide hegenden Verbindliclikeiten des hivestnientveruiö- 
gens deckt. 

(2) Die Kapitalverw'altimgsgesellschaft hat regelmäßig 
Stresstests diuchzufülireu imd dabei sowolil normale als 
auch außergewölmliche Liquiditätsbedingmigen zugrunde 
zu legen, die die Bewertung imd Übeiwachung der Liquidi- 
tätsrisiken der hivestmentvennögen eniiöglichen. 

(3) Die Kapitalverwaltimgsgesellschaft hat zu gewähr- 
leisten. dass die Anlagestrategie, das Liquiditätsprofil imd 
die Rücknahmegnmdsätze eines jeden von ihr veru-alteten 
hivestmenti'ermögens übereinstinmien. 

(4) Für AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften bestim- 
men sich für die von ilmen verw'alteten AIF die Kiiterien fiir 
die Liquiditätsmanagementsysteme imd -verfahren und die 
Übereinstinmiimg von Anlagestrategie. Liquiditätsprofil 
imd Rücknalimegnmdsätzen nach Absatz 3 nach den Arti- 
kehi 46 bis 49 der Verordnmig (EU) Nr. .../2013 [Level-2- 
Verordnmig gemäß Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie 2011/ 
61/EU]. 

(5) Das Bimdesmiiüsteriimi der Finanzen wird eraiäch- 
tigt. durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, für Kapitalverw'altimgsgesellschaften in 
Bezug auf Publikuuis-AIF zusätzliche Bestinmimigen zu 
den in den Artikehi 46 bis 49 der Verordnmig (EU) Nr. . . ./ 
2013 [Level-2-Verordnmig gemäß Artikel 16 Absatz 3 der 
Richtlinie 201 1/61 /EU] aufgefülirten Kiiterien nach Ab- 
satz 4 und in Bezug auf OGAW nähere Bestinunimgen zu 
den Liquiditätsmanagementsystenien imd -verfaluen zu 
erlassen. Das Bimdesministeriimi der Finanzen kami die Er- 
mächtigimg diucli Rechtsverordnmig auf die Bimdesanstalt 
übertragen. 
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§31 

Primebi'oker 

(1) Niuunt die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft fiir 
Reclmung des AIF die Dienstleistungen eines Primebrokers 
in Anspruch, müssen die Bedingungen in einem scluiftlichen 
Vertrag vereinbart werden. Insbesondere muss die Möglich- 
keit einer Übertragung imd Wiedeiveiwendimg von Vermö- 
gensgegenständen des AIF in diesem Vertrag vereinbart wer- 
den imd den Anlagebedinguugen. der Satzung oder des 
Gesellschaftsvertrages des AIF entsprechen, hi dem Vertrag 
muss festgelegt werden, dass die Veiwahrstelle über den Ver- 
trag in Kemitnis gesetzt wird. 

(2) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft hat die Aus- 
wahl imd Benennimg der Primebroker, mit denen ein Vertrag 
gesclilossen wird, mit der gebotenen Saclikemitnis. Sorgfalt 
imd Gewissenliaftigkeit vorzimelunen. 

§32 

Entschädiguugseinrichtung 

Sofern die Kapitalverualnrngsgesellschaft die Erlaubnis 
zur Erbringimg der Finanzportfoliovei'waltimg im Simie des 
§ 20 Absatz 2 Nununer 1 oder Absatz 3 Nmimier 2 hat. hat 
sie die betroffenen Kimden. die nicht Institute im Simie des 
Kreditwesengesetzes sind, über die Zugehörigkeit zu einer 
Einrichtimg zur Sichenmg der Anspiüche der Kimden (Ent- 
schädigmigseinrichtmig) in geeigneter Weise zu infomiie- 
ren; § 23a Absatz 1 Satz 2 mid 5 sowie Absatz 2 des Kredit- 
wesengesetzes findet entsprechend Anwendimg. 

§33 

Werbung 

Auf die Werbung von Kapitalverw'altimgsgesellschaften 
imd extern verw'alteten hivestmentgesellschaften findet § 23 
des Kreditw'esengesetzes entsprechend Anwendimg. 

§34 

Anzeigepflichten von Verwaltungsgesellschaften 
gegenüber der Bundesanstalt 

(1) Eine Kapitalverw'altungsgesellschaft hat der Bmides- 
anstalt alle wesenthchen Änderungen der Voraussetzungen 
für die Erlaubnis, insbesondere w'esenthche Ändenmgen der 
nach § 2 1 Absatz 1 mid § 22 Absatz 1 vorgelegten Angaben, 
vor Umsetzung der Änderung mitzuteilen. 

(2) Beschließt die Bmidesanstalt. Bescliränkimgen vorzu- 
sclueiben oder eine nach Absatz 1 mitgeteilte Änderung ab- 
zulehnen. so setzt sie eine Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
iimerhalb eines Monats nach Erhalt der Mitteilung davon in 
Kemitnis. Die Bundesanstalt kami diesen Zeitraum imi bis zu 
einen Monat verlängern, w'emi sie dies auf Giimd der beson- 
deren Umstände des Einzelfalls der Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaft für notw^endig erachtet. Sie hat die Kapitalver- 
waltimgsgesellschaft über die Verlängeiung der Frist nach 
Satz 2 zu informieren. 

(3) Unbeschadet der Bestinmimigen des Absatzes 1 hat 
eine Kapitalverw'altimgsgeseUschaft der Bmidesanstalt im- 
verzüghch anzuzeigen: 


§31 


unverändert 


§32 


unverändert 


§33 


unverändert 


§34 


unverändert 
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1. den Vollzug der Bestelhmg einer Person zum Ge- 
schäftsleiter; 

2. das Ausscheiden eines Geschäftsleiters; 

3. die Übemalime und die Aufgabe einer mmüttelbaren 
oder mittelbaren Beteiligmig an einem anderen Unter- 
nelmien; als Beteiligmig gilt das munittelbare oder mit- 
telbare Halten von mindestens 25 Pi ozent der Anteile am 
Kapital oder Stinuniechte des anderen Untemelunens; 

4. die Ändenmg der Rechtsform luid der Fuma; 

5. bei externen OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaften 
imd AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaften. die Pubh- 
kimis-AJF verw'alteu. sowie bei extern verw'alteten hi- 
vestmentgesellschaften. die Publikimis-AIF sind, jede 
Ändenmg ilirer Satzimg oder ilires Gesellschaftsvertra- 
ges; 

6. die Absenkmig der Eigeimiittel luiter die in § 25 vorge- 
sehenen Schwellen; 

7. die Verlegmig der Niederlassimg oder des Sitzes, die 
Errichtmig. Verlegmig oder Scliließmig einer Zw'eig- 
stelle in einem Ehittstaat sowie die Aufnahme oder 
Beeiidigimg der Erbringmig grenzübersclireitender 
Dienstleistmigen olme Emchtimg einer Zweigstelle; 

8. die Einstellimg des Geschäftsbetriebes; 

9. die Absicht ihrer Geschäftsleiter, eine Entscheidmig 
über die Auflösung der Kapitalverwaltmigsgesellschaft 
herbeizufüliren; 

10. den Erwerb oder die Aufgabe einer bedeutenden Betei- 
ligmig an der eigenen Gesellschaft, das Eneichen. das 
Über- und Unterschreiten der Beteiligungsschwellen 
von 20 Prozent. 30 Prozent mid 50 Prozent der Stimm- 
rechte oder des Kapitals sowie die Tatsache, dass die 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft Tochtenmtemelmien 
eines anderen Untenielimens wird oder nicht melir ist. 
soweit die Kapitalverw'altungsgesellschaft von der be- 
vorstehenden Ändenmg dieser Beteiligungsverhält- 
nisse Kemitnis erlangt; 

1 1 . die Absicht der Vereinigmig mit einer anderen Kapital- 
verw'altmigsgesellschaft. 

(4) Die Kapitalverw'altmigsgesellschaft hat der Bundesan- 
stalt jährhch anzuzeigen: 

1 . den Namen mid die Anschrift der an ihr bedeutend betei- 
ligten Inhaber sowie die Höhe üirer Beteiligung. 

2. die Errichtmig. Verlegung oder Scliließmig einer inländi- 
schen Zw'eigstelle mid 

3. die Begründung. Ändeiung oder die Beendigung einer 
engen Verbindung. 

(5) Die Geschäftsleiter der Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft haben der Bimdesanstalt miverzüghch anzuzeigen: 

1. die Aufiialune mid die Beendigung einer Tätigkeit als 
Geschäftsleiter oder als Aufsichtsrats- oder Veiw'altmigs- 
ratsmitglied eines anderen Untemelunens mid 

2. die Übemalmie mid die Aufgabe einer munittelbaren Be- 
teiligmig an einem Untemelunen sow'ie Verändenmgen in 
der Höhe der Beteiligmig. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-77- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Als muuittelbare Beteiligung ini Siime des Satzes 1 Num- 
mer 2 gilt das Halten von mindestens 25 Prozent der Anteile 
am Kapital des Untemelunens. 

§35 §35 

Meldepflichten von AIF-Vei’waltnngsgesellschaften unverändert 

(1) Eine AJF-Kapitalverw'altungsgesellschaft luiterrichtet 
die Bimdesanstalt regelmäßig über die wuchtigsten Märkte 
imd Instrumente, auf beziehimgsw'eise mit denen sie für 
Reclmung der von ilir verwalteten AIF handelt. Sie legt 
hiformationen zu den wuchtigsten histrumenten. mit denen 
sie handelt, zu den Märkten, in denen sie Mitghed ist oder 
am Handel aktiv teihiinmit. sow'ie zu den größten Risiken 
imd Konzentrationen jedes von ilu verwalteten AIF vor. 

(2) Die AIF-Kapitalverwultungsgesellschaft legt der Biui- 
desanstalt für jeden von ilu verw'alteten inländischen AIF imd 
EU-AIF sowüe für jeden AIF, der von ilir in einem Mitglied- 
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertrags- 
staat des Abkonmiens über den Eiuopäischen Wirtscliafts- 
raum vertrieben w'ird. die folgenden hiformationen vor; 

1 . den prozentualen Anteil der Vennögensgegenstände des 
AIF, die schwer zu liquidieren sind luid für die deshalb 
besondere Regelmigen gelten; 

2. jegliche neuen Vorkehrungen zmn Liquiditätsnianage- 
ment des AIF; 

3. das aktuelle Risikoprofil des AIF luid Angaben zu den 
Risikomanagementsystemen, die von der AIF-Kapital- 
verwaltimgsgesellscliaft zur Steuenuig des Marktrisikos, 
des Liquiditätsrisikos, des Kontrahentemusikos sowie 
sonstiger Risiken, einsclüießlich des operationeilen Risi- 
kos. eingesetzt werden; 

4. Angaben zu den wuchtigsten Kategorien von Vemiögens- 
gegenständen. in die der AIF investiert hat. und 

5. die Ergebnisse der nach § 29 Absatz 3 Nimmier 2 imd 
§ 30 Absatz 2 durchgeführten Stresstests. 

(3) Eine AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft legt der 
Bundesanstalt auf Verlangen die folgenden Unterlagen vor; 

1 . einen Jaliresbericht über jeden von der AIF-Kapitalver- 
waltungsgeseUschaft verwalteten inländischen Spezial- 
AIF imd EU-AIF sowue für jeden AIF, der von ihr in ei- 
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Ver- 
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum vertrieben w'ird. füi- jedes Geschäftsjalir 
gemäß § 67 Absatz 1 Satz 1, § 101 Absatz 1 Satz 1, § 120 
Absatz 1, § 135 Absatz 1 Satz 1, § 148 Absatz 1 oder 
§ 158, 

2. zum Ende jedes Quartals eine detaillierte Aufstellung 
sämthcher von der AEF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft 
verwalteten AIF. 

(4) Eine ArF-Kapitah'eiw^altmigsgesellschaft. die min- 
destens einen AIF verw^altet. der in beträchtlichem Umfang 
Leverage einsetzt, stellt der Bmidesanstalt für' jeden von ilir 
verwalteten AIF Folgendes ziu Verfügung; 

1 . den Gesamtmnfang des eingesetzten Leverage sowie eine 
Aufsclilüsselmig nach Leverage, der diucli Kreditauf- 
nahme oder Wertpapier-Darlehen begründet w’ird. imd 
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Leverage, der durch den Einsatz von Derivaten oder auf 
andere Weise zustande konunt. 

2. den Umfang, in dem Vennögensgegenstände des Invest- 
mentvemiögens in Zusaimnenliang mit dem Einsatz von 
Leverage wieder verwendet wenden. 

3. die Identität der fünf größten Finanzienuigsgeber. von 
denen Kredite oder Wertpapier-Dailehen aufgenonmien 
wanden, sowie den Umfang dieser jew'eils aufgenonune- 
nen Kredite oder Wertpapier-Dailehen. 

Die Kriterien zur Bestimmimg. w'ami davon auszugehen ist. 
dass für die Zw'ecke des Satzes 1 Leverage in beträchthchem 
Umfang eingesetzt w^ird. bestimmt sich nach Artikel 111 der 
Verordnimg (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnung gemäß 
Artikel 24 Absatz 6a der Richtlinie 2011/61/EU]. Die Bmi- 
desanstalt nutzt die Informationen nach Satz 1, um festzu- 
stellen. inwiew'eit die Nutzimg von Leverage zur Entstehung 
von Systemrisiken im Finanzsystem, zur Entstehung des Ri- 
sikos von Marktstöimigen oder ziu Entstehiuig von Risiken 
für das langfristige Wirtschaftswachstmn beiti’ägt. Die Bmi- 
desanstalt leitet die hifomiationen gemäß § 9 w eiter. 

(5) Die Bmidesanstalt kami für AJF-Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaften regehnäßig oder adlioc zusätzliche Mel- 
depflichten festlegen, sofern dies für die wfrksauie Über- 
W'achmig von Systenuisiken erforderlich ist oder die 
Bmidesanstalt durch die Europäische Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde ersucht wairde. solche zusätzlichen 
Meldepflichten aufzuerlegen. Die Bmidesanstalt informiert 
die Europäische Wertpapier- mid Marktaufsichtsbehörde 
über die zusätzlichen Meldepflichten nach Satz 1 Halbsatz 2 
erste Alternative. 

(6) Für eine ausländische AEF-Verw'altmigsgesellschaft. 

1 . die. vor dem Zeitpmikt. dei' in dem auf Gnmdlage des Ar- 
tikels 66 Absatz 3 in Verbindmig mit Artikel 67 Absatz 6 
der Richtlinie 201 1/61 /EG erlassenen delegierten Rechts- 
akt genamit ist. nach § 317 oder § 330 ausländische AIF 
im Geltungsbereich dieses Gesetztes vertreibt oder 

2 . deren Referenzmitghedstaat die Bmidesrepubhk Deutsch- 
land gemäß § 56 ist. 

gelten die Absätze 1 bis 5 gemäß § 58 Absatz 11, § 317 Ab- 
satz 1 Nummer 3 mid § 330 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1 
Buchstabe a mid Nummer 2 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die Angaben gemäß Absatz 4 auf die von ilu verw'al- 
teten inländischen Spezial-AIF, EU-AIF mid die von ilu in 
einem Mitgliedstaat der Emopäischen Union oder Vertrags- 
staat des Abkommens über den Emopäischen Wirtschafts- 
ramn vertriebenen AIF bescliränkt sind. 

(7) Eine EU-AIF- Verw^altmigsgesellschaft mid eine aus- 
ländische AJF-Verwaltungsgesellscliafit legen der Bmides- 
anstalt auf Verlangen einen Jaliresbericht über jeden von ilir 
verw'alteten inländischen Spezial-AIF füi' jedes Geschäfts- 
jalu' gemäß § 101 Absatz 1 Satz 1, § 120 Absatz 1, § 135 Ab- 
satz 1 Satz 1, § 148 Absatz 1 oder § 158 vor. 

(8) Die Kriterien zm Konkretisieiimg der Meldepflichten 
nach dieser Vorschrift bestinmien sich nach Artikel 110 der 
Verordnimg (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnung gemäß 
Artikel 24 Absatz 6b der Richtlinie 201 1/61/EU]. 
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§36 

Auslagerung 

(1) Die Kapitalverw^altungsgesellschaft kaim Aufgaben 

auf ein anderes Untemelmien (Auslageiungsuntemelmien) 

luiter den folgenden Bedingimgen auslagem: 

1. die Kapitalverw'altuugsgesellschaft muss in der Lage 
sein, ilu-e gesamte Auslagenmgsstniktur anliand von ob- 
jektiven Gründen zu rechtfertigen; 

2. das Auslagenuigsuntemelmien muss über ausreichende 
Ressourcen für die Ausführung der ilun übertragenen 
Aufgaben verfügen imd die Personen, die die Geschäfte 
des Auslagerungsuntemelmiens tatsächlich leiten, müs- 
sen zuverlässig sein und über ausreichende Erfaluung 
verfügen; 

3. sofern die Auslagerung bei einer OGAW-Kapitalverw'al- 
tuugsgesellschaft die Portfolioverw'altimg imd bei euier 
AIF-Kapitalverwaltiuigsgesellscliaft die Portfolioverw'al- 
tmig oder das Risikomanagement betrifft, dürfen damit 
niu Auslagenuigsuntemelmien beauftragt werden, die fiir 
die Zwecke der Vennögensverwaltung oder Finanzport- 
folioverwaltiuig zugelassen oder registriert sind imd eurer 
Aufsicht unterliegen; § 2 Absatz 6 Satz 1 Niumner 5 des 
Kreditwesengesetzes findet insoweit keine Anwendimg; 
kaim diese Bedingimg bei AIF-Kapitalverwultimgsgesell- 
scliaften nicht erfiillt werden, kaim eine Auslagerung nach 
Genelmiigung durch die Bundesanstalt erfolgen; 

4. w'ird die Portfolioverwaltmig oder das Risikonianage- 
ment auf ein Untemelmien mit Sitz in euieni Drittstaat 
ausgelagert, muss die Zusaimnenarbeit zw'ischen der 
Bundesanstalt mid der zuständigen Aufsichtsbehörde des 
Drittstaates sichergestellt sein; 

5. die Auslagerung darf die Wirksamkeit der Beaufsich- 
tigung der Kapitalverw'altungsgesellschaff nicht beeui- 
trächtigen; insbesondere darf sie w'eder die Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft dai'an huidem. im Interesse ihrer 
Anleger zu handehi. noch darf sie verhuidem. dass das 
Investmentvemiögen im hiteresse der Anleger verwaltet 
wird; 

6. die Kapitalverwultungsgesellschaft muss darlegen kön- 
nen. dass das Auslagenmgsmitemelmien 

a) imter Berücksichtigung der üun übertragenen Aufga- 
ben über die erforderliche Qualifikation verfugt. 

b) in der Lage ist. die übemommenen Aufgaben ord- 
nmigsgeniäß walirzunehmen mid 

c) sorgfältig ausgewälilt wurde; 

7. die Kapitalverw'altungsgesellschaff muss in der Lage 
sein, die ausgelagerten Aufgaben jederzeit w'iiksam zu 
überwachen; sie hat sich insbesondere die erforderlichen 
Weisiuigsbefiignisse mid die Kündigmigsrechte vertrag- 
lich zu sichern mid 

8. die Kapitalverwaltmigsgesellschaft überprüft fortwäli- 
rend die vom Auslagenmgsmitemelunen erbrachten 
Dienstleistmigen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§36 

Auslagerung 

(1) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft kaim Aufgaben 
auf eui anderes Untemelmien (Auslagenmgsmitemelmien) 
miter den folgenden Bedingimgen auslagem; 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 

Die Genehmigung der Auslagerung nach Satz 1 Num- 
mer 3 durch die Bundesanstalt ist innerhalb einer Frist 
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(2) Die Kapitalverwaltiuigsgesellschaft hat der Bundes- 
anstalt eine Auslagerung anzuzeigen, bevor die Auslage- 
nmgsvereinbanmg in Kraft tritt. 

(3) Die Poitfolioverw’altimg oder das Risikomanagement 
darf nicht ausgelagert werden auf 

1 . die Verwalnstelle oder einen Unterverw'alner oder 

2. ein anderes Untemelmien. dessen hiteressen mit denen 
der Kapitalverw'altimgsgesellschaft oder der Anleger des 
Investmentvermögens un Konflikt stehen kömiten. außer 
wemi ein solches Untemelmien 

a) die Ausfülirung seiner Aufgaben bei der Portfoliover- 
waltmig oder dem Risikomanagement ftmktional mid 
hierarcliisch von seinen anderen potenziell dazu im 
Interessenkonflikt stehenden Aufgaben tremit mid 

b) die potenziellen hiteressenkonflikte ordnimgsgemäß 
emüttelt. steuert, beobachtet und den Aidegem des 
hivestmentvemiögens gegenüber offenlegt. 

(4) Die Kapitalverw'altungsgesellschaft hat ein Verschul- 
den des Auslagenmgsimtemelunens in gleichem Umfang zu 
vertreten wie eigenes Verschulden. 

(5) Die Kapitalverwaltiuigsgesellschaft darf Aufgaben 
nicht in einem Umfang übertragen, der dazu ftilirt. dass sie 
nicht länger als Verw'altungsgesellschaft angesehen werden 
kami imd zu einer Briefkastenfimia w'ird. 

(6) Das Auslagenmgsuntemehmen darf die auf ilm ausge- 
lagerten Aufgaben imter den folgenden Bedingimgen weiter 
übertragen (Unterauslagenmg): 

1 . die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat der Unterauslage- 
rung vorher zuzustimmen. 

2 . die Kapitalverw'altungsgesellschaft hat der Bundesanstalt 
die Unterauslagerung anzuzeigen, bevor die Unteraus- 
lagenuigsvereinbarung m Kraft tritt. 

3. die in Absatz 1 Nunmier 2 bis 8 festgelegten Bedingim- 
gen W'erden auf das Verhältnis zwischen Auslagerungs- 
imtemeluuen und Unterauslagermigsuntemelunen ent- 
sprechend angewendet. 

Satz 1 gilt entsprechend bei jeder weiteren Unterauslage- 
rung. 

(7) Absatz 3 gilt entsprechend bei jeder Unterauslagenmg 
der Poitfolioverwaltimg oder des Risikomanagements. 

(8) Bei OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaften muss 
die Auslagerung mit den von der OGAW-Kapitalveiw’al- 
tungsgesellschaft regelmäßig festgesetzten Vorgaben für die 
Verteilimg der Anlagen in Euiklang stehen. 
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von lier Wochen nach Eingang des Genehmigungsan- 
trags zu erteilen, wenn die Voraussetzungen für die Ge- 
nehmigung erfüllt sind. Sind die Voraussetzungen für die 
Genehmigung nicht erfüllt, hat die Bundesanstalt dies 
dem Antragsteller innerhalb der Frist nach Satz 2 unter 
Angabe der Gründe mitzuteilen und fehlende oder geän- 
derte Angaben oder E^nterlagen anzufordern. Mit dem 
Eingang der angefordeUeu Angaben oder Unterlagen 
beginnt der Lauf der in Satz 2 genannten Frist erneut. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 

(8) unverändert 
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(9) Die Kapitalverw'altuiigsgesellschaft hat im Verkaufs- (9) unverändert 
Prospekt nach § 165 oder § 269 die Aufgaben aufzulisten, die 

sie ausgelagert hat. 

( 1 0) Im Hinblick auf AIF-Kapitalverwaltmigsgesellscliaf- (10) unverändert 
ten bestinunen sich die Bedingungen zur Erfullmig der An- 

fordenmgen nach den Absätzen 1 bis 3 mid 6 mid 7 sowie die 
Umstände, imter denen angenonmien wii'd. dass die AJF-Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaft im Siime von Absatz 5 üue 
Funktionen in einem Umfang übertragen hat. der sie zu einer 
Briefkastenfirma werden lässt, so dass sie nicht länger als 
Verwalter des AIF angesehen werden kamt, nach den Arti- 
kehi 75 bis 82 der Verordnimg (EU) Nr. .../2013 [Level-2- 
Verordnimg gemäß Artikel 20 Absatz 7 der Richtlinie 2011/ 

61/EU]. Für OGAW-Kapitalverwultmigsgesellschafiten sind 
die Artikel 75 bis 82 der Verordnmig (EU) Nr. . . ./2013 [Le- 
vel-2-Verordnung gemäß Artikel 20 Absatz 7 der Richtlinie 
201 1/61/EU] liiusichtlich der Bedingiuigen zur Erfülhmg der 
Anfordenmgen nach den Absätzen 1 bis 3 luid 6 imd 7 sowie 
der Umstände, miter denen angenonmien w’ird. dass die 
OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft im Siime von Ab- 
satz 5 ihre Fmiktionen in einem Umfang übertragen hat. der 
sie zu einer Briefkastenfimia werden lässt, so dass sie nicht 
länger als Verwalter des OGAW angesehen werden kann, 
entsprechend anzuwenden. 


§ 37 § 37 

Vergütungssysteme; Verordnungsermächtigung unverändert 

(1) AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaffen legen jeweils 
für Geschäftsleiter. Mitarbeiter, deren Tätigkeiten einen we- 
sentlichen Einfluss auf das Risikoprofil der Verw'altimgsge- 
sellschaft oder der verwalteten InvestmenU'emiögen haben 
(Risikoträger). Mitarbeiter mit Konüollfunktionen und alle 
Mitarbeiter, die eine Gesamtvergütimg erhalten, auf Grund 
derer sie sich in derselben Einkommenssüife befinden wie 
Geschäftsleiter imd Risikoträger, ein Vergütimgssystem fest, 
das mit einem soliden imd wirksamen Risüconianagement- 
system vereinbar imd diesem förderlich ist imd keine An- 
reize setzt zur Eingehmig von Risiken, die nicht mit dem Ri- 
sikoprofil. den Anlagebedingmigen. der Satzung oder dem 
Gesellschaftsvertrag der von ümen verw'alteten Investment- 
vennögen vereinbar sind. 

(2) Die Anfordenmgen an das Vergütimgssystem bestim- 
men sich nälier nach Aiiliang II der Richtlinie 201 1/61/EU. 

(3) Das Bimdesministeriimi der Finanzen wird eraiäch- 
tigt. durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmimg des 
Bundesrates bedarf, zur Ausgestaltmig mid Ergänzung der 
Vorgaben nach Anliang n der Richtlinie 2011/61/EU näliere 
Bestinmimigen zu erlassen über 

1 . die Ausgestaltung der Vergütmigssysteme. einschließlich 
der Entscheidmigsprozesse imd Verantw'ortliclikeiten. 
der Zusanmiensetzimg der Vergütmig. der Ausgestaltung 
positiver imd negativer Vergütimgsparanieter. der Leis- 
tmigszeiträimie sow'ie der Berücksichtigimg der Anlage- 
strategie. der Ziele, der Werte imd der langfristigen Inte- 
ressen der AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaften imd 
der verw'alteten AIF, 

2. die Überw'achmig der Angemessenlieit imd Transparenz 
der Vergütmigssysteme durch die AIF-Kapitalveiw'al- 
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tungsgesellschaft mid die Weiterentwicklung der Vergü- 
tungssysteme. 

3 . die Mögliclikeit. die Auszahlung variabler Vergütimgsbe- 
standteile zu imtersagen oder auf einen bestimmten An- 
teil des Jaliresergebnisses zu bescluänken. 

4. die Offenlegimg der Ausgestaltiuig der Vergütungssys- 
teme imd der Zusanunensetzung der Vergütimg sowie das 
Offenlegtmgsmedium imd die Häufigkeit der Offenle- 
gimg. 

Die Regelimgen haben sich insbesondere an Größe imd Ver- 
gütimgsstruktur der AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
imd der von ilir verwalteten AJF sowie ilirer internen Or- 
ganisation imd der Art. des Umfangs, der Komplexität, des 
Risikogehalts imd der hitemationahtät ilirer Geschäfte zu 
orientieren. Im Ralmien der Bestiimnimgen nach Satz 1 
Nunmier 4 müssen die auf Offenlegimg der Vergütimg be- 
zogenen handelsrechtlichen Bestinmiimgen nach § 340a 
Absatz 1 mid 2 in Verbindmig mit § 3401 Absatz 1 Satz 1 des 
Handelsgesetzbuchs imberülirt bleiben. Das Bundesniinis- 
teriimi der Finanzen karm die Ermächtigung dinch Rechts- 
verordnimg auf die Bimdesanstalt übertragen. 

§ 38 § 38 

Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfungsbelicht unverändert 

und Abschlussprüfer der externen Kapitalverivaltungs- 
gesellschaft; Verorduungsermächtigung 

(1) Für den Jahresabscliluss. den Lagebericht imd den Prü- 
ftmgsbericht einer externen Kapitalveiw'altungsgesellschaft 
gelten die §§ 340a bis 340o des Handelsgesetzbuchs entspre- 
chend. § 26 des Kreditwesengesetzes ist mit der Maßgabe 
entsprechend anzuwenden, dass die dort geregelten Pflichten 
gegenüber der Deutschen Bmidesbank nicht gelten. 

(2) Auf die Bestellmig eines Abscldussprüfers ist § 28 des 
Kreditwesengesetzes mit der Maßgabe entsprechend anzu- 
w'enden. dass die dort geregelten Pflichten gegenüber der 
Deutschen Bmidesbank nicht gelten. 

(3) Bei der Prüfung des Jaliresabschliisses hat der Ab- 
sclilussprüfer auch die w'irtschaftlichen Verhältnisse der 
externen Kapitalverw'altmigsgesellschaft zu prüfen. Er hat 
insbesondere festzustellen, ob die externe Kapitalverw'al- 
timgsgesellschaft die Anzeigepflichten nach den §§ 34, 35, 

49 imd 53 und die Anfordenmgen nach den §§25 bis 30, 36 
imd 37 sowie die Anfordermigen nach Artikel 4 Absatz 1, 2 
mid 3 Unterabsatz 2. Artikel 9 Absatz 1 bis 4 sowie Artikel 
11 Absatz 1 bis 10, 11 Unterabsatz 1 mid Absatz 12 der Ver- 
ordnmig (EU) Nr. 648/2012 des Emopäischen Parlaments 
mid des Rates vom 4. Juh 2012 über OTC-Derivate. zentrale 
Gegenparteien mid Transaktionsregister (ABI. L 201 vom 
27.7.2012,8. 1) erfüllt hat. 

(4) Der Absclilussprüfer hat zu prüfen, ob die externe 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft iliren Veipflichtmigen nach 
dem Geldw'äschegesetz nachgekonmien ist. Sow'eit die 
externe Kapitalverwaltmigsgesellschaft Nebendienstleistmi- 
gen nach § 20 Absatz 2 oder 3 erbringt, hat der Abschluss- 
prüfer diese Nebendienstleistmigen besonders zu prüfen. 

Werden Nebendienstleistmigen im Siime des § 20 Absatz 2 
Nmnmer 1 bis 3 oder Absatz 3 Nimmier 2 bis 5 erbracht, imi- 
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fasst die Prüfung auch die Einlialtung der in § 5 Absatz 2 ge- 
nannten Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes. Die 
Prüfiuig kaiui auch ein geeigneter Priifer iin Siime des § 36 
Absatz 1 Satz 6 des Wertpapierliandelsgesetzes vomelunen. 
§ 36 Absatz 4 des Weitpapierhandelsgesetzes gilt entspre- 
chend. Die Bundesanstalt kami auf Antrag von der gesonder- 
ten Prüfimg der in § 5 Absatz 2 genaimten Vorscliriften des 
Wertpapierhandelsgesetzes ganz oder teilweise absehen. so- 
weit dies aus besonderen Gründen, insbesondere w’egen der 
Art imd des Umfangs der betriebenen Geschäfte, augezeigt 
ist. § 29 Absatz 3 des Kreditw'esengesetzes ist mit der Maß- 
gabe entsprechend anzuwenden, dass die dort geregelten 
Pflichten gegenüber der Deutschen Bimdesbank nicht gelten. 

(5) Das Bmidesmuiisterium der Finanzen w'ird ermäch- 
tigt. im Einvemelmien mit dem Bmidesministeriimi der Jus- 
tiz durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustinunung des 
Bundesrates bedar f, nähere Bestinuniuigen über den Zeit- 
pmikt der Prüftmg. weitere hüialte. Umfang mid Dai'steUmi- 
gen des Prüfiuigsberichts zu erlassen, soweit dies zur Erftil- 
huig der Aufgaben der Bmidesanstalt erforderlich ist. 
insbesondere um einlieitliche Unterlagen zur Beiuteiliuig der 
Tätigkeit der externen Kapitalverwaltiuigsgesellschaft zu 
erhalten. Das Bundesrnuiisteriimi der Finanzen karm die Er- 
uiächtigimg dirrcli Rechtsverordnung auf die Bmidesanstalt 
übertragen. 

Unterabscluutt 3 

Weitere Maßnalmien der Aufsichtsbehörde 
§39 

Erlöschen und Aufhebung der Erlanbnis 

(1) Die Erlaubnis erlischt, wemi die Kapitalverwaltuugs- 
gesellschaft 

1 . von ihr nicht irmerhalb eines Jalires seit ilner Erteilung 
Gebrauch macht. 

2. den Geschäftsbetrieb, auf den sich die Erlaubnis bezieht, 
seit nielir als sechs Monaten nicht nielir ausübt oder 

3. ausdrücklich auf sie verzichtet. 

Bei hivestmentaktiengesellschaften mit veränderhchem Ka- 
pital. bei hivestmentaktiengesellschaften mit fixem Kapital, 
bei offenen hivestnientkonunanditgesellschaften oder bei 
gesclilossenen hivesmientkommanditgesellschaften muss 
der Verzicht im Siime von Satz 1 Nummer 3 gegenüber der 
Bundesanstalt dmch Vorlage eines Eiandelsregisterauszuges 
nachgew'iesen werden, aus dem sich die entsprechende Än- 
denuig des Untemelmiensgegenstandes wie auch die Ände- 
nmg der Finna ergibt. 

(2) Soweit die externe Kapitalverw'altmigsgesellschaft 
auch über die Erlaubnis zm Finanzportfolioveiwaltimg nach 
§ 20 Absatz 2 Nununer 1 oder Absatz 3 Nummer 2 verfügt, 
erlischt diese Erlaubnis, wemi die Kapitalverwaltmigsgesell- 
schaft nach § 1 1 des Einlagen- imd Anlegerentschädigimgs- 
gesetzes von der Entschädigiuigseinrichtimg ausgesclilossen 
wird. 

(3) Die Bimdesanstalt kami die Erlaubnis außer nach den 
§§ 48 und 49 des Veiv\’altmigsverfalirensgesetzes auflieben. 
wemi 
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Unterabsclmitt 3 

Weitere Maßnalmien der Aufsichtsbehörde 
§39 

Erlöschen und Anfhebnng der Erlanbnis 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Bimdesanstalt kaim die Erlaubnis außer nach den 
Vorschriften des Verwaltimgsverfahi'ensgesetzes auflieben. 
weim 
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1. die Kapitalverwaltungsgesellscliaft die Erlaubnis auf 
Gnmd falscher Erklärungen oder auf sonstige rechtswid- 
rige Weise erwirkt hat. 

2. die Eigenmittel der Kapitalverw^altungsgesellschaft miter 
die in § 25 vorgesehenen Sclwellen absinken imd die 
Gesellschaft nicht umerhalb einer von der Bmidesanstalt 
zu bestimmenden Frist diesen Mangel behoben hat. 

3. der Bundesanstalt Tatsachen bekamit w'erden. die eine 
Versagiuig der Erlaubnis nach § 23 Nmnmer 2 bis 11 
rechtfertigen würden. 

4. die externe Kapitalverw'altimgsgesellschaft auch über die 
Erlaubnis zur Finanzportfolio verw'altimg nach § 20 Ab- 
satz 2 Nummer 1 oder Absatz 3 Nimuner 2 verfugt mid 
die Verordnung (EU) Nr .../2013 [CRR-Verordmmg] 
nicht melir erfüllt. 


5. die Kapitalverwaltimgsgesellschaff naclüialtig gegen die 
Bestinmiimgen dieses Gesetzes verstößt. 

(4) § 38 des Kreditw^esengesetzes ist entsprechend anzu- 
W'enden. W'enn die Bundesanstalt die Erlaubnis der Kapital- 
verwaltmigsgesellschaff aufliebt oder die Erlaubiüs erlischt. 

§40 

Abberufung von Gesrhäftsleitern 

(1) hl den Fällen des § 39 Absatz 3 kami die Bundesanstalt 
statt der Aufhebimg der Erlaubnis die Abbemfung der ver- 
antwortlichen Gescliäftsleiter verlangen mid ilmen die Aus- 
übiuig ilirer Tätigkeit mitersagen. 

(2) Die Bundesanstalt kami die Organbefugnisse abbem- 
fener Gescliäftsleiter so lange auf einen geeigneten Sonder- 
beauftragten übertragen, bis die Kapitalverw'altungsgesell- 
schaff über neue Geschäftsleiter verfügt, die den in § 23 
Nmnmer 3 genannten Anfordeiuugen genügen. § 45c Absatz 
6 mid 7 des Kreditw'esengesetzes ist entsprechend anzuwen- 
den. 

§41 

Maßnahmen bei nnzureirhenden Eigenmitteln 

Entsprechen bei einer Kapitah emaltmigsgesellschaft die 
Eigemiiittel nicht den Anfordermigen des § 25, kami die 
Bundesanstalt Anordnmigen treffen, die geeignet mid erfor- 
derlich sind, um Verstöße gegen § 25 zu miterbinden. Sie 
kami insbesondere Entnalunen dmch Gesellschafter mid die 
Ausschüttmig von Gew'iimen mitersagen oder besclu'änken. 
Beschlüsse über die Gew'imiausschüttung sind insow'eit 
nichtig, als sie einer Anordnmig nach Satz 1 widersprechen. 
§ 45 Absatz 5 Satz 1 des Kieditwesengesetzes ist entspre- 
chend anzuw'enden. 

§42 

Maßnahmen bei Gefahr 

Die Bmidesanstalt kami zm Abw'endmig einer Gefalir in 
folgenden Fällen geeignete mid erforderliche Maßnalmien 
ergreifen: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. die externe Kapitalverw’altmigsgesellschaft auch über die 
Erlaubnis zur Finanzportfolioverw-altimg nach § 20 Ab- 
satz 2 Nmnmer 1 oder Absatz 3 Nimuner 2 verfügt mid 
die Richtlinie 2006/49/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die ange- 
messene Eigenkapitalansstattuug von Wertpapierfir- 
men nnd Kreditinstitnten (ABI. L 177 vom 30.6.2006, 

S. 201) nicht mein erfüllt. 

5. unverändert 
(4) unverändert 

§40 

unverändert 


§41 

unverändert 


§42 

unverändert 
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1. bei einer Gefalir ftir die Erflillimg der Veipflichtungen 
einer Kapitalverw'altimgsgesellschaft gegenüber iliren 
Gläubigem. 

2. bei einer Gefalir für die Sicherheit der Vennögensgegen- 
stände. die der Kapitalverw'altungsgeseUschaft anvertraut 
sind, oder 

3 . beim begründeten Verdacht, dass eine wüksanie Aufsicht 
über die Kapitalverw-altungsgesellschaft nach den Be- 
stimmimgen dieses Gesetzes nicht möglich ist. 

§43 

Insolvenzantrag, Unteriichtung der Gläubiger 
im Insolvenzverfahren 

(1) Auf den Fall der Zalilungsmifaliigkeit. der Überschul- 
dung oder der drohenden Zalilmigsimfäliigkeit einer Kapital- 
verwaltungsgesellschaft ist § 46b Absatz 1 des Kreditwesen- 
gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Gläubiger sind über die Eröffiiung des hisolvenz- 
verfahrens in entsprechender Anwendung des § 46f des Kre- 
ditwesengesetzes zu imt errichten, 

Unterabsclmitt 4 

Pflichten für registrienuigspflichtige 
AJF-Kapitalverw'altungsgesellschaften 

§44 

Registrierung und Berirhtspflirhten 

(1) AJE-Kapitalveiwaltiuigsgesellschaften. die die Bedin- 
giuigen nach § 2 Absatz 4 oder 5 erfüllen. 

1 . sind zur Registrierung bei der Bimdesanstalt verpflichtet. 

2. weisen sich mid die von ilmen zum Zeitpmikt der Regis- 
trierung verw'alteten AIF gegenüber der Bundesanstalt 
aus. 

3. legen der Bundesanstalt zum Zeitpmikt ilirer Registrie- 
rung Infomiationen zu den Anlagestrategien der von 
ihnen verwalteten AIF vor, 

4. miterrichten die Bundesanstalt regelmäßig über 

a) die wichtigsten histruniente, mit denen sie handeln 
und 

b) die größten Risiken mid die Konzentrationen der von 
ihnen verwalteten AIF, 

mn der Bundesanstalt eine effektive Überw'achmig der 
Systemrisiken 2 ru ennöglichen. 

5. teilen der Bmidesanstalt unverzüglich mit. wemi die in 
§ 2 Absatz 4 oder 5 genamiten Voraussetzmigen nicht 
melir erfüllt sind und 

6. müssen juristische Personen oder Personenliandelsgesell- 
schaften sein. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§43 

unverändert 


Unterabscluütt 4 

Pflichten für registrienuigspflichtige 
AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften 

§44 

Registrierung und Berirhtspflirhten 

(1) AIF-Kapitah eiwaltmigsgesellschaften. die die Bedin- 
gmigen nach § 2 Absatz 4, 4a oder 5 erfüllen. 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. teilen der Bundesanstalt miverzüglich mit. wenn die in 
§ 2 Absatz 4, 4a oder 5 genamiten Voraussetzmigen nicht 
melir erfüllt suid, 

6. müssen juristische Personen oder Personenliandelsgesell- 
schaften sein und 

7. dürfen nur AIF in der Rerhtsform 
a) einer juristischen Person oder 


b) einer Personeuhandelsgesellschaft, bei der persön- 
lich haftender Gesellschafter ausschließlich eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist, und 
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bei der die Narhschusspflirht der Anleger ausge- 
schlossen ist, vei'walten. 

(2) Für AIF-Kapitalvern'altuugsgesellschaften, die die 
Bedingungen nach § 2 Absatz 4b erfüllen, gelten Ab- 
satz 1 Nummer 1 bis 4. Sie teilen der Bundesanstalt 
unverzüglich mit, wenn die in § 2 Absatz 4b genannten 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind. 

(3) AIF-Kapitalvei’W'altungsgesellschaften, die die Be- 
dingungen nach § 2 Absatz 4b oder 5 erfüllen, legen der 
Bundesanstalt mit dem Antrag auf Registrierung zusätz- 
lich zu den in Absatz 1 oder Absatz 2 genannten Angaben 
folgende Informationen vor: 

1. die Angabe der Geschäftsleiter, 

2. Angaben zur Beurteilung der Zuverlässigkeit der 
Geschäftsleiter, 

3. Angaben zur Beurteilung der fachlichen Eignung der 
Geschäftsleiter. 

(4) Die Bundesanstalt bestätigt der AIF-Kapitalver- 
waltuugsgesellschaft die Registrierung innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach Eingang des vollständigen 
Registrieruugsautrags, wenn die Voraussetzungen für 
die Registrierung erfüllt sind. Bei Registrierungsanträ- 
gen von AEF-Kapitalvei'ss’altungsgesellschaften, die die 
Bedingungen nach § 2 Absatz 4b oder 5 erfüllen, kann die 
Bundesanstalt diesen Zeitraum um bis zu zwei Wochen 
verlängern, wenn sie dies auf Grund der besonderen Um- 
stände des Einzelfalls für notwendig erachtet. Die Regis- 
trierung gilt als bestätigt, wenn über den Registrierungs- 
antrag nicht innerhalb der Frist nach Satz 1 entschieden 
worden ist und die Bundesanstalt die Frist nicht gemäß 
Satz 2 verlängert hat. Die Bundesanstalt versagt der AlF- 
Kapitalvei'waltungsgesellschaft die Registrierung, wenn 

1. die Bedingungen des § 2 Absatz 4, 4a, 4b oder 5 nicht 
erfüllt sind, 

2. nicht alle zum Zeitpunkt der Registrierung erforder- 
lichen Informationen gemäß Absatz 1 bis 3 und 7 vor- 
gelegt wurden, 

3. die AIF-Kapitalvei"vvaltungsgesellschaft, die die Be- 
dingungen nach § 2 Absatz 4, 4a oder S erfüllt, keine 
juristische Person oder Personenbandeisgesellschaft 
ist, 

4. die AIF-Kapitalvei'ss'altungsgesellschaft, die die Be- 
dingungen nach § 2 Absatz 4, 4a oder 5 erfüllt, AIF in 
einer anderen als den in Absatz 1 Nummer 7 genann- 
ten Rechtsformen venvaltet, 

5. die Hauptvei'u'altuug oder der satzungsmäßige Sitz 
der AEF-Kapitalvei'W'altungsgesellschaft sich nicht im 
Inland befindet, 

6. bei AEF-Kapitalverwaltungsgesellschaften, die die 
Bedingungen nach § 2 Absatz 4b oder 5 erfüllen, Tat- 
sachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Ge- 
schäftsleiter der AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft 
nicht zuverlässig sind oder die zur Leitung erforder- 
liche fachliche Eignung nicht haben. 
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(2) Sind die in § 2 Absatz 4 oder 5 genaimten Vorausset- 
ziuigen nicht melir erfüllt, hat die AIF-Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaft die Erlaubnis nach den §§20 luid 22 imierhalb 
von 30 Kalendertagen zu beantragen. 


(3) Die Veifabren, die aiifAIF-Kapitalrenvaltimgsgesell- 
scliaflen anzitwenden sind, die beschließen, dieses Gesetz in 
seiner Gesamtheit anztrwenden, bestimmen sich nach der 
Verordnung (EU) Nr .../2013 [Le\'el-2-Durchfühnings\'er- 
ordnung gemäß Artikel 3 Absatz 5 Richtlinie 2011/61/EU]. 

(4) Nähere Bestimniimgen zu den Pflichten der AIF-Ka- 
pitalverwalftuigsgesellschaften ziu Registrierung und ztu 
Vorlage von Informationen, tun eine effektive Überw'achung 
von Systemrisiken zu ermöglichen imd ziu Mitteilungs- 
pflicht gegenüber den zuständigen Behörden nach Absatz 1 
ergeben sich aus den Artikehi 2 bis 5 der Verordnung (EU) 
Nr. . . ./2013 [Level-2- Verordnung gemäß Artikel 3 Absatz 6 
Buchstabe b und c der Richtlinie 2011/61/EU]. 

§45 

Erstellung und Bekanntmachung von Jahresberichten 

(1) Eine AJF-Kapitalveiwaltimgsgesellscliaft. die die 
Voraussetzungen von § 2 Absatz 5 erfüllt, hat für jeden von 
iln verw'alteten gesclilossenen inländischen Publikmns-AJF, 
der nicht verpflichtet ist. nach den Vorscluiften des Handels- 
gesetzbuchs einen Jaluesabscliluss oflenzulegen. für den 
Schluss eines jeden Geschäftsjalnes euren Jaliresbericht zu 
erstellen imd spätestens seclis Monate nach Ablauf des 
Geschäftsjalires beim Betreiber des Biuidesanzeigers elek- 
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(5) Die Bundesanstalt kann die Registrierung außer 
nach den Vorschriften des Vei'waltungsverfahrensgeset- 
zes aufheben, wenn 

1. die AIF-Kapitalvei'sr'altungsgesellschaft die Registrie- 
rung auf Grund falscher Erklärungen oder auf sons- 
tige rechtswidrige Weise ensirkt hat, 

2. der Bundesanstalt Tatsachen bekannt werden, die 
eine Versagung der Registrierung nach Absatz 4 
rechtfertigen w'ürden, 

3. die AIF-Kapitalvenvaltungsgesellschaft nachhaltig 
gegen die Bestimmungen dieser Vorschrift oder die 
weiteren gemäß § 2 Absatz 4, 4a, 4b oder 5 anzuwen- 
denden Bestimmungen dieses Gesetzes verstößt. 

Statt der Aufhebung der Registrierung kann die Bundes- 
anstalt die Abberufung der verantwortlichen Geschäfts- 
leiter verlangen und ihnen die Ausübung ihrer Tätigkeit 
untersagen. § 40 Absatz 2 findet entsprechend Anwen- 
dung. 

(6) Sind die in § 2 Absatz 4, 4b oder 5 genaimten Voraus- 
setzungen nicht mein erfüllt, hat die AJF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaft die Erlaubnis nach den §§20 luid 22 
imierhalb von 30 Kalendertagen zu beantragen. Sind die in 
§ 2 Absatz 4a genannten Voraussetzungen nicht mehr 
erfüllt, hat die AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft in- 
nerhalb von 30 Kalendertagen 

1. eine Registrierung nach § 44 Absatz 1 Nummer 1, Ab- 
satz 2 bis 4 zu beantrageu, weuu sie die Voraussetzun- 
geu uach § 2 Absatz 4b Satz 1 oder S Satz 1 erfüllt, 
oder 

2. die Erlaubuis nach den §§ 20 und 22 zu beantragen, 
wenn sie nicht die in Nummer 1 geuauuten Vorausset- 
zuugeu erfüllt. 

entfällt 


(7) unverändert 


§45 

unverändert 
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tronisch einzureiclieii sowie den Anlegern auf Anfordenuig 
auch in Papierfomi zur Verftigung zu stellen. Ist die Feststel- 
liuig des Jaliresabschlusses oder dessen Prüfimg oder die 
Prüfiuig des Lageberichts bumen dieser Frist nicht möglich, 
ist § 328 Absatz 1 Nmiuner 1 Satz 2 und Nuimner 2 des Han- 
delsgesetzbuchs entsprechend anzuwenden; die felilenden 
Angaben zur Feststellung oder der Bestätigimgsvermerk 
oder der Vennerk über dessen Versagiuig sind spätestens 
neim Monate nach Ablauf des Geschäflsjalires naclizurei- 
chen imd nach Absatz 3 bekamit machen zu lassen. 

(2) Der Jaliresbericht im Simie des Absatzes 1 Satz 1 be- 
steht mindestens aus 

1 . dem nach Maßgabe des § 46 aufgestellten imd von einem 
Absclilussprüfer geprüften Jaliresabscliluss. 

2. dem nach Maßgabe des § 46 aufgestellten mid von einem 
Absclilussprüfer geprüften Lagebericht. 

3. einer den Vorgaben des § 264 Absatz 2 Satz 3 bezie- 
hmigsw’eise des § 289 Absatz 1 Satz 5 des Handelsgesetz- 
buchs entsprechenden Erklänuig der gesetzlichen Vertre- 
ter des gesclilossenen inländischen Publikmns-AJF sowie 

4. den Bestätigungen des Abschlussprüfers nach § 47. 

(3) Der Jaliresbericht im Siime des Absatzes 1 Satz 1 ist 
luiverzüghch nach der elektronischen Einreichimg im Bmi- 
desanzeiger bekamit zu machen. § 325 Absatz 1 Satz 7, Ab- 
satz 2 bis 2b, 5 imd 6 sowie die §§ 328 imd 329 Absatz 1, 
2 imd 4 des Handelsgesetzbuchs gelten entsprechend. 

(4) Die Bekauntmachmig ist über die Intemetseite des Un- 
temelmiensregisters zugänglich zu machen; die Unterlagen 
sind in entsprechender Anwendimg des § 8b Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 des Handelsgesetzbuchs vom Betreiber des Bim- 
desanzeigers zu übeniiitteln. 

§46 

Inhalt von Jahresabschlüssen und Lageberichten 

Bei einem geschlossenen inländischen Pubhkimis-AIF, 
der von einer ATF-Kapitalverw'altungsgesellschaft verwaltet 
wird, die die Voraussetzungen des § 2 Absatz 5 erfüllt, sind 
für den Jahresabschluss die Bestinmiimgen des Ersten Un- 
terabsclmitts des Zweiten Absclmitts des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuchs und fiir den Lagebericht die Bestini- 
niimgen des § 289 des Handelsgesetzbuchs einzuhalten, 
soweit sich aus dem entsprechend anwendbaren § 135 Ab- 
satz 3 bis 11 nichts anderes ergibt. § 264 Absatz 1 Satz 4 
Halbsatz 1, Absatz 3, 4 imd § 264b des Handelsgesetzbuchs 
sind nicht anzuwenden. 


§47 


Prüfung und Bestätigung des Abschlussprüfers 

(1) Der Jaliresabscliluss mid der Lagebericht eines ge- 
sclilossenen inländischen Publikmns-AIF im Simie des § 46 
Absatz 1 sind durch einen Abschlusspiüfer nach Maßgabe 
der Bestinnnungen des Dritten Unterabsclmitts des Zweiten 
Abschnitts des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs zu 
prüfen. Der Jaliresabscliluss mid der Lagebericht müssen mit 
dem Bestätigungsvennerk oder einem Vermerk über die Ver- 
sagimg der Bestätigimg versehen sein. 
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§46 

unverändert 


§47 


unverändert 
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(2) Der Absclilussprüfer hat bei seiner Priifung auch fest- 
zustellen. ob die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft. die 
die Voraussetziuigen von § 2 Absatz 5 erftillt. die Bestiui- 
mimgen eines dem AJF zugnmde liegenden Gesellschafts- 
vertrags. eines Treiüiandverhältnisses oder einer Satzung 
sowie der Anlagebedingungen beachtet hat. 

(3) Die Zuweisung von Gewinnen. Verlusten. Eiimalmien. 

Ausgaben. Einlagen und Enüialmien zu den einzelnen 
Kapitalkonten ist vom Absclilussprüfer zu prüfen imd deren 
Ordnimgsmäßigkeit zu bestätigen. Dies gilt auch für den 
Fall, dass der Anteil oder die Aktie am AJF für den Anleger 
durch einen Treuliänder gehalten wird. 

§ 48 § 48 

Verkürzung der handelsrechtlichen OfTeulegungsfrist unverändert 

(1) Ist der gesclilossene inländische Publikimis-AIF im 
Simie des § 46 Absatz 1 nach den Vorscliriften des Handels- 
gesetzbuclis zur Offenlegmig des Jaliresabsclilusses ver- 
pflichtet. tritt an die Stelle des Ablaufs des zwölften Monats 
des dem Absclilussstichtag nachfolgenden Geschäftsjalires 
im Simie des § 325 Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs 
der Ablauf des neiuiten Monats. 

(2) § 326 des Handelsgesetzbuchs über die größenabhän- 
gigen Erleichterungen für kleine Kapitalgesellschaften ist 
nicht anzuwenden. 


Unterabscluütt 5 Unterabsclmitt 5 

Grenzübersclireitender Dienstleistmigsverkehr Gienzübersclireitender Dienstleistiuigsverkelir 

bei OGAW-Verw'altimgsgesellschaften bei OGAW-Verw'altmigsgesellschaften 


§ 49 § 49 

Zweigniederlassung und grenzüberschreitender unverändert 

Dienstleistungsverkehr duixrh OGAW-Kapital- 
verwaltungsgesellschaften; Verordnungsermächtigung 

(1) Eine OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft hat der 
Bmidesanstalt die Absicht, eine Zweigniederlassimg in ei- 
nem anderen Mitghedstaat der Europäischen Union oder in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zu errichten, um die kollek- 
tive Vemiögensverw'altung oder Tätigkeiten nach § 20 Ab- 
satz 2 Nummer 1, 2. 3 oder 4 auszuüben, unverzüghch anzu- 
zeigen. Das Anzeigesclireiben muss neben der Erklänuig der 
Absicht nach Satz 1 Folgendes enthalten: 

1 . die Bezeichnung des Staates, in dem die Zweigniederlas- 

siuig errichtet werden soll. 

2. einen Gescliäftsplan. 

a) aus dem die geplanten Dienstleistmigen luid Neben- 
dienstleistiuigen gemäß Artikel 6 Absatz 2 mid 3 der 
Richtlinie 2009/65/EG mid der organisatorische Auf- 
bau der Zweigniederlassmig henwgehen. 

b) der eine Besclireibmig des Risikomanagenientverfah- 
rens umfasst, das von der OGAW-Kapitalveiw'al- 
timgsgesellschaft eraibeitet wvirde luid 

c) der eine Besclueibimg der Verfaliren imd Vereinba- 
nmgen zur Einlialtimg von Artikel 1 5 der Richtlinie 
2009/65/EG endiält. 
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3. die Ansclirift. unter der Unterlagen der OGAW-Kapital- 
verwaltiuigsgesellschaft im Aufiialunemitgliedstaat an- 
gefordert imd Schriftstücke zugestellt werden köimen 
imd 

4. die Namen der Personen, die die Zweigniederlassimg lei- 
ten werden. 

(2) Besteht in Anbetracht der geplanten Tätigkeiten kein 
Gnmd. die Angemessenlieit der Organisationsstniktm imd 
der Finanzlage der OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
anzuzw'eifehi. übermittelt die Bimdesanstalt die Angaben 
nach Absatz 1 Satz 2 imierhalb von zw'ei Monaten nach Ein- 
gang der vollständigen Unterlagen den zuständigen Stellen 
des Aufiiahmemitghedstaates der OGAW-Kapitalverw'al- 
timgsgesellschaft und teilt dies der anzeigenden OGAW-Ka- 
pitalverw^altungsgesellschaft imverzüglich mit. Sie imter- 
richtet die zuständigen Stehen des Aufiialunemitgliedstaates 
der OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschafit gegebenenfalls 
über die Sichenuigseinrichtmig. der die OGAW-Kapitalver- 
waltiuigsgesehschaft angehört. Leimt die Bimdesanstalt es 
ab, die Anzeige nach Absatz 1 an die zuständigen Stellen des 
Aufiialmiemitgliedstaates der OGAW-Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaft weiterzuleiten, teilt sie dies der OGAW-Kapital- 
verw'altmigsgesellschaft imverzüglich. spätestens jedoch in- 
nerhalb von zwei Monaten nach Eingang der voUständigen 
Anzeige nach Absatz 1 Satz 2 unter Angabe der Gründe mit. 

(3) Die OGAW-Kapitalverw'alhmgsgesellscliaft darf erst 
die Zweigniederlassimg errichten mid ilire Tätigkeit aufiieh- 
men. w'enn ilir eine Mitteilmig der zuständigen Stelle des 
Aufiialmiemitgliedstaates über die Meldepflichten imd die 
anzuwendenden Bestinmiuugen zugegangen ist oder, sofern 
diese Stehe sich nicht äußert, weim seit der Übermittlung der 
Angaben durch die Bundesanstalt an die zuständige Stehe 
des Aufiiahmemitghedstaates der OGAW-Kapitalverwal- 
timgsgesehschaft nach Absatz 2 Satz 1 zw'ei Monate vergan- 
gen sind. 

(4) Ändern sich die Verhältnisse, die nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 bis 4 angezeigt wurden, hat die OGAW-Kapital- 
verw’altuugsgesehschaft der Bimdesanstalt imd den zustän- 
digen Stehen des Aufiialunemitghedstaates der OGAW-Ka- 
pitalverwaltimgsgesehschaft die Äiidenmgen mindestens 
einen Monat vor dem Wirksainw'erden der Ändenmgen 
sclirifthch anzuzeigen. Die Bimdesanstalt entscheidet imier- 
halb eines Monats nach Eingang der Ändenmgsanzeige. ob 
hinsichtlich der Ändermigen nach Satz 1 Gründe bestehen, 
die Angemessenheit der Organisationsstruktur imd der Fi- 
nanzlage der OGAW-Kapitalverwfaltungsgesehschaft anzu- 
zw^eifehi. Die Bimdesanstalt teilt den zuständigen Stehen des 
Aufiialmiemitgliedstaates der OGAW-Kapitalveiwaltmigs- 
gesehschafi Äiidenmgen ilirer Einschätzung an der Ange- 
messenheit der Organisationsstiuktur mid der Finanzlage der 
OGAW-Kapitalverw'altmigsgesehschaft sowie Ändenrngen 
der Sichenmgseinrichtung imverzüglich mit. 

(5) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für die Absicht, im 
Wege des grenzübersclireitenden Dienstleistimgsverkelirs in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkonmiens über den Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraum die kollektive Veiinögensver- 
waltimg oder Tätigkeiten nach § 20 Absatz 2 Nunmier 1, 2. 
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3 oder 4 auszuübeii. Die Anzeige muss neben der Erklänuig 
der Absicht nach Satz 1 Folgendes enthalten: 

1 . die Bezeiclmiuig des Staates, in dem die grenzübersclurei- 

tende Dienstleistmig ausgeübt werden soll imd 

2. einen Geschäftsplau. 

a) aus dem die geplanten Dienstleistmigen imd Neben- 
dienstleistimgen gemäß Artikel 6 Absatz 2 luid 3 der 
Richtlinie 2009/65/EG hertwgehen. 

b) der eine Besclueibung des Risikomanagementverfah- 
rens umfasst, das von der OGAW-Kapitalverw'al- 
timgsgesellschaft erarbeitet woirde imd 

c) der eine Besclueibimg der Verfallen mid Vereinba- 
nmgen ziu Einlialtmig von Artikel 1 5 der Richtlinie 
2009/65/EG enthält. 

(6) Die Bimdesanstalt übennittelt die Angaben nach Ab- 
satz 5 Satz 2 iimerhalb eines Monats nach Eingang der 
vollständigen Unterlagen den zuständigen Stellen des Auf- 
nalmiemitgliedstaates der OGAW-Kapitalverw'altimgsge- 
sellschaft mid teilt dies der anzeigenden OGAW-Kapitalver- 
waltungsgesellschaft umerzüglich mit. Die Bundesanstalt 
imterrichtet die zuständigen Stellen des Aufiialunemitglied- 
staates der OGAW-Kapitalverwaltmigsgesellschaft gegebe- 
nenfalls über die Sicheiungseiimchtung. der die OGAW-Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaft angehört. Uimiittelbar nachdem 
die Bimdesanstalt die zuständigen Stellen des Aufiialuiiemit- 
gliedstaates der OGAW-Kapitalverw^altiuigsgesellschaft im- 
terrichtet hat. kaim die OGAW-Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft ihre Tätigkeit im Auüialmiemitgliedstaat aufiielmien. 

Ändern sich die Verliältiiisse. die nach Absatz 5 Satz 2 Num- 
mer 2 angezeigt wurden, hat die OGAW-Kapitalverwal- 
timgsgesellschaft der Bundesanstalt imd den zuständigen 
Stellen des Aufiialmiemitgliedstaates der OGAW-Kapital- 
verw'alümgsgesellschaft die Ändenmgen vor dem Wirksam- 
wxrden der Ändenmgen scluifthch anzuzeigen. 

(7) OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaften. die beab- 
sichtigen. gemäß Absatz 1 eine Zw^eigniederlassung zu 
enichten oder gemäß Absatz 5 im Wege des grenzüber- 
sclireitenden Dienstleistungsverkelirs Tätigkeiten nach § 20 
Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 oder 4 auszuüben, müssen mindes- 
tens einen OGAW verw'alten. 

(8) Das Bmidesministerium der Finanzen wird emiäcli- 
tigt. dmch Rechtsverordnung, die nicht der Zustinmiimg des 
Bimdesrates bedarf, zu bestinunen. dass die Absätze 1 bis 4 
fiir die Errichtmig einer Zw'eigniederlassmig in einem Dritt- 
staat entsprechend anzuw'enden sind, sow'eit dies im Bereich 
des Niederlassungsrechts auf Grmid von Abkouunen der 
Europäischen Union mit Drittstaaten erforderlich ist. 

§ 50 § 50 

Besonderheiten für die Verwaltung von EU-OGAW unverändert 

durch OGAW-Kapitalverwaltuugsgesellschaften 

(1) Beabsichtigt eine OGAW-Kapitalverw'altimgsgesell- 
scliaft. über eine Zw^eigniederlassmig oder im Wege des 
grenzübersclueitenden Dienstleistmigsverkelirs EU-OGAW 
zu verw'alten. fügt die Bmidesanstalt der Anzeige nach § 49 
Absatz 1 Satz 2 oder § 49 Absatz 5 Satz 2 eine Bescheinigung 
daiüber bei. dass die OGAW-Kapitalveiwaltungsgesellschaft 
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eine Erlaubnis zuni Geschäftsbetrieb erhalten liat. die eurer 
Zitlassiurg gemäß der Richtlurie 2009/65/EG errtspricht. 
sowie eure Besclrreibmig des Umfarrgs dieser Erlaubrris. hr 
diesem Fall hat die OGAW-Kapitalverwaltmrgsgesellschaft 
den zitständigen Stellen des Aufiialmiemitgliedstaates darü- 
ber huiaus folgende Unterlagen zu übermittehr; 

1. die scliriftliche Verembamng mit der Verw'ahrstelle un 
Sume der Artikel 23 lurd 33 der Richtlurie 2009/65/EG 
imd 

2. Angaben über die Auslagenmg von Aufgaben nach § 36 
bezüghch der Aufgaben der Portfohoverwaltimg imd der 
administrativen Tätigkeiten im Sirme des Anliangs n der 
Richtlurie 2009/65/EG. 

Verw'altet die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft m die- 
sem Aufiiahmemitgliedstaat bereits EU-OGAW der gleichen 
Art. ist ein Hinweis auf die bereits übennittelten Unterlagen 
ausreichend, sofern sich kehre Ärrderutrgetr ergebetr. 

(2) Die Biurdesarrstalt lurterrichtet die zustärrdigen Stellerr 
des Aufiralmrenritghedstaates der OGAW-Kapitalverw'al- 
turrgsgesellschaft über jede Ärrdenurg des Umfarrgs der Er- 
laubtris der OGAW-Kapitalverw'altiurgsgesellschaft. Sie ak- 
tuahsiert die hrfomrationerr. die ur der Bescheurigurrg trach 
Absatz 1 Satz 1 errthalterr sind. Alle trachfolgetrdetr urlraltli- 
chetr Ätrdenurgetr zu detr Urrterlagerr rrach Absatz 1 Satz 2 hat 
die OGAW-Kapitalverw'altiurgsgesellschaft detr zuständigerr 
Stellerr des Aufiralmrerrritgliedstaates urmrittelbar uritzuteilerr. 

(3) Fordert die zustärrdige Stelle des Aufiralmrenritglied- 
staates der OGAW-Kapitalverwaltirrrgsgesellschaft votr der 
Bundesanstalt auf Grundlage der Bescheurigimg rrach Ab- 
satz 1 Satz 1 Auskünfte darüber atr. ob die Art des EU- 
OGAW, dessen Verw'altmrg beabsichtigt ist. votr der Erlaub- 
nis der OGAW-Kapitalverw^alturrgsgesellschaft erfasst ist 
oder fordert sie Erläutermrgen zu detr rrach Absatz 1 Satz 2 
übenrrittelterr Urrterlagerr an, gibt die Bimdesarrstalt ilrre 
Stellmrgrralrme burrretr zelm Arbeitstagerr ab. 

(4) Auf die Tätigkeit eurer OGAW-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft. die EU-OGAW verw^altet. surd die §§ 1 bis 43 
sowie die inr Herkmrftsnritgliedstaat des EU-OGAW atr- 
zuwendenden Vorsclrriften. die Artikel 19 Absatz 3 mrd 4 der 
Richtlurie 2009/65/EG lurrsetzen. errtsprecherrd arrzuwetr- 
derr. Soweit diese Tätigkeit über eure Zw'eigniederlassimg 
ausgeübt w'ird. surd § 26 Absatz 2 in Verburdiurg nrit eurer 
Reclrtsverordrriurg nach § 26 Absatz 8 sowie § 27 Absatz 1 
ur Verbindimg mit eurer Rechtsverordrrmrg trach § 27 Absatz 

6 rriclrt arrzuwendetr. 

§51 

Inländische Zweigniederlassnngen 
und grenzübei'schreitender Dienstleistungsverkehr 
von EU-OGAW- Verwaltnngsgesellschaften 

(1) Eine EU-OGAW-Verw'altmrgsgesellschaft darf olure 
Erlaubrris der Biurdesarrstalt über eure urlätrdische Zw'eigrrie- 
derlassiurg oder inr Wege des grerrzübersclneiterrderr Dierrst- 
leistiurgsverkelrrs inr Inland die kollektive Vennögetrsverw'al- 
timg votr urlätrdischen OGAW sowie Dierrstleistimgerr mrd 
Neberrdierrstleistimgerr trach § 20 Absatz 2 Nmruner 1, 2. 3 
oder 4 erbrurgetr. wetur die zustärrdigerr Stellerr des Herkunfts- 
uritgüedstaates der EU-OGAW- Verwaltmrgsgesellschaft 

§51 

Inländische Zweigniederlassungen 
und grenzüberschreitender Dienstleistungsverkehr 
von EU-OGAW- Verwaltungsgesellschaften 

(1) urrverärrdert 
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1 . durch ilire Erlaubnis die im hiland beabsichtigten Tätig- 
keiten abgedeckt haben imd 

2. der Bimdesanstalt eine Anzeige über die Absicht der EU- 
OGAW-Verw'altungsgesellschaft übermittelt haben. 

a) eine inländische Zweigniederlassung im Sitme des 
Artikels 17 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Richtlinie 
2009/65/EG zu enichten oder 

b) Tätigkeiten im Wege des grenzüberschreitenden 
Dienstleistungsverkelus im Siiuie des Artikels 18 
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG zu 
erbringen. 

Beabsichtigt eine EU-OGAW-Verwaltimgsgesellschaft. die 
Anteile eines von ilu verw'alteten EU-OGAW im hiland zu 
vertreiben, ohne eine inländische Zw'eigniederlassung zu 
errichten oder im Wege des grenzübersclireitenden Dienst- 
leistungsverkelirs über diesen Vertrieb liinaus weitere Tätig- 
keiten zu erbringen, unterliegt dieser Vertrieb lediglich den 
§§ 293, 294, 297, 298, 301 bis 306 sowie 309 bis 311. § 53 
des Kreditwesengesetzes ist im Fall des Satzes 1 nicht anzu- 
wenden. 

(2) Die Bimdesanstalt hat eine EU-OGAW-Verwaltimgs- (2) unverändert 
gesellschaft. die beabsichtigt, eine Zweigniederlassmig im 

hiland zu errichten, imierhalb von zwei Monaten nach Ein- 
gang der Anzeige gemäß Absatz 1 Satz 1 auf Folgendes liin- 
zuweisen: 

1 . die Meldmigen an die Bundesanstalt, die für ilire geplan- 
ten Tätigkeiten vorgesclirieben sind mid 

2 . die nach Absatz 4 Satz 1 anzuwendenden Bestinmimigen. 

Nach Eingang der Mitteilimg der Bimdesanstalt. spätestens 
nach Ablauf der in Satz 1 genaimten Frist, kaim die Zw'eig- 
niederlassimg errichtet werden imd ilire Tätigkeit aufiieh- 
uien. Ändern sich die Verhälttusse. die die EU-OGAW- Ver- 
waltimgsgesellschaft entsprechend Artikel 17 Absatz 2 
Buchstabe b bis d der Richtlinie 2009/65/EG der zuständigen 
Stelle ihres Herkimftsmitgliedstaates angezeigt hat. hat die 
EU-OGAW- Verwaltmigsgesellschaft dies der Bundesanstalt 
mindestens einen Monat vor dem Wirksanwerden der Ände- 
nmgen schriftlich anzuzeigen. § 94 Absatz 3, die §§ 293, 

294, 309 bis 311 bleiben imberülut. 

(3) Die Bimdesanstalt hat eine EU-OGAW-Veiwaltmigs- (3) unverändert 
gesellschaft. die beabsichtigt, im hiland im Wege des grenz- 
überschreitenden Dienstleistmigsverkehrs tätig zu werden. 

imierhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige gemäß 
Absatz 1 Satz 1 auf Folgendes liinzuw’eisen: 

1 . die Meldungen an die Bundesanstalt, die für ihre geplan- 
ten Tätigkeiten vorgescliriebenen sind, imd 

2 . die nach Absatz 4 Satz 3 anzuwendenden Bestinmimigen. 

Die EU-OGAW-Verw'altmigsgesellschaft kami ilire Tätigkeit 
unmittelbar nach Unterrichtmig der Bmidesanstalt durch die 
zuständigen Stellen des Herkmiftsmitgliedstaates der EU- 
OGAW- Verw'altungsgesellschaft auftielunen. Ändern sich 
die Verhältnisse, die die EU-OGAW- Verwaltmigsgesell- 
schaft entsprechend Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b der 
Richtlinie 2009/65/EG der zuständigen Stelle ilires Her- 
kimftsniitgliedstaates angezeigt hat. hat die EU-OGAW- Ver- 
waltimgsgesellschaft dies der Bmidesanstalt vor dem Wirk- 
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sainwerden der Änderungen sclmftlich anzuzeigen. § 94 
Absatz 3, die §§ 293, 294 imd die §§ 309 bis 311 bleiben un- 
berülirt. 

(4) Auf die Zweigniederlassungen im Siime des Absatzes 1 
Satz 1 sind § 3 Absatz 1, 4 mid 5, die §§ 14, 26 Absatz 2. 
auch in Verbindimg mit einer Rechtsverordnung nach § 26 
Absatz 8, imd § 27 Absatz 1, auch in Verbindimg mit einer 
Rechtsverordnung nach § 27 Absatz 6. die §§ 33, 34 Absatz 3 
Nimmier 8 sowie § 294 Absatz 1, die §§ 297, 302. 304, 312 
imd 313 dieses Gesetzes anzuwenden. Soweit diese Zw’eig- 
lüederlassimgeu Dienst- imd Nebendienstleistimgen im 
Simie des § 20 Absatz 2 Nimmier 1, 2. 3 oder 4, soweit es 
sich imi den Vertrieb von Anteilen an fremden OGAW 
handelt, erbringen, sind darüber liinaus § 3 1 Absatz 1 bis 9 
imd 11 sowie die §§ 31a. 31b, 3 Id. 33a. 34, 34a Absatz 3 mid 
§ 36 des Wertpapierhandelsgesetzes sow'ie § 18 des Gesetzes 
über die Deutsche Bimdesbank mit der Maßgabe entspre- 
chend anzuwenden, dass melirere Niederlassimgen dersel- 
ben EU-OGAW-Verwaltmigsgesellschaft als eine Zw'eig- 
niederlassmig gelten. Auf die Tätigkeiten im Wege des 
grenzübersclireitenden Dienstleistungsverkelirs nach Absatz 
1 Satz 1 sind die §§ 14, 294 Absatz 1, die §§ 297, 302, 304, 
312 mid 313 dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(5) Konmit eine EU-OGAW-Verw'altimgsgesellschaft 
iluen Verpflichtmigen nach Absatz 4 imd § 52 Absatz 4 nicht 
nach, fordert die Bmidesanstalt diese auf. den Mangel iimer- 
halb einer bestinmiten Frist zu beheben. Konmit die EU- 
OGAW-Verw'altungsgesellschaft der Auffordenmg nicht 
nach, imterrichtet die Bundesanstalt die zuständigen Stellen 
des Herkunftsmitgliedstaates der EU-OGAW-Verw'altungs- 
gesellschaft. Ergreift der Herkimftsmitgliedstaat keine Maß- 
nahmen oder erw'eisen sich die Maßnahmen als imzurei- 
chend. kami die Bmidesanstalt 

1 . nach der Unterrichtung der zuständigen Stellen des Her- 
kimftsmitgliedstaates der EU-OGAW-Verw’altungsge- 
sellschaft die erforderlichen Maßnahmen selbst ergreifen 
mid falls erforderlich die Durchfiüinmg neuer Geschäfte 
im hiland untersagen sowie 

2. die Europäische Wertpapier- mid Mai'ktaufsichtsbehörde 
miterrichten. wenn die zuständige Stelle des Herkmifts- 
mitgliedstaates der EU-OGAW-Verw'altungsgesellschaft 
nach Ansicht der Bmidesanstalt nicht in angemessener 
Weise tätig geworden ist. 

(6) hl dringenden Fällen kami die Bmidesanstalt vor Ein- 
leitmig des in Absatz 5 vorgesehenen Verfalirens die erfor- 
derlichen Maßnahmen ergreifen. Sie hat die Emopäische 
Kommission mid die zuständigen Stellen des Herkunftsmit- 
gliedstaates der EU-OGAW-Veiwaltmigsgesellschaft liier- 
von unverzüghch zu mitenichten. Die Bmidesanstalt hat die 
Maßnalunen zu ändern oder aufzulieben. wetm die Emopä- 
ische Kommission dies nach Anliöiung der zuständigen Stel- 
len des Herkmiftsmitgliedstaates der EU-OGAW-Veiw'al- 
tmigsgesellschaft mid der Bmidesanstalt bescliließt. 

(7) Die zuständigen Stellen des Herkmiftsmitgliedstaates 
der EU-OGAW-Verw'altimgsgesellschaft kömien nach vor- 
heriger Unterrichtmig der Bmidesanstalt selbst oder durch 
ilue Beauftragten die Infonnationen, die für die aufsichtliche 
Überw'achimg der Zweigniederlassmig erforderhch sind, bei 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 
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der Zweigniederlassung piiifen. Auf Ersuchen der zuständi- 
gen Stellen des Herkimftsinitgliedstaates der EU-OGAW- 
Verwaltungsgesellscliaft hat die Bundesanstalt 

1. die Richtigkeit der Daten zu überprüfen, die von der 
EU-OGAW-Verw'altungsgesellschaft füi' die zuständigen 
Stellen des Herkimftsniitgliedstaates der EU-OGAW- 
Verw'altungsgesellschaft zu aufsichthchen Zwecken 
übermittelt WT.irden. oder 

2. zu gestatten, dass die ersuchende Stelle, ein Wirtschafts- 
prüfer oder ein Sachverständiger diese Daten überprüft. 

Die Bimdesanstalt kamt nach pflichtgemäßem Ermessen ge- 
genüber Aufsichtsstellen in Drittstaaten entsprechend ver- 
faliren. wemi Gegenseitigkeit gewälirleistet ist. § 5 Absatz 2 
des Verw'altungsverfahrensgesetzes über die Grenzen der 
Amtshilfe gilt entsprechend. Die EU-OGAW-Veiwaltungs- 
gesellschafteu im Siime des Absatzes 1 Satz 1 haben die 
Ptüfimg zu dulden. 

(8) Die §§ 24c und 25g bis 251 des Kreditw'esengesetzes 
sowie § 93 Absatz 7 mid 8 in Verbindimg mit § 93b der Ab- 
gabenordnimg gelten für die Zw'eigniederlassungen im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 entsprechend. 

§52 

Besonderheiten für die Verwaltnng inländischer OGAW 
durch EU-OGAW- Verwaltungsgesellschaften 

(1) Die Verw'altimg eines inländischen OGAW durch eine 
EU-OGAW- Verwaltungsgesellschaft über eine Zweignie- 
derlassimg oder im Wege des grenzübersclueitenden Dienst- 
leistmigsverkelirs setzt voraus, dass die zuständigen Stellen 
des Herkunftsmitgliedstaates der EU-OGAW-Verwaltungs- 
gesellschaft der Anzeige nach § 5 1 Absatz 1 Satz 1 eine Be- 
scheuiigimg darüber beigeftigt haben, dass die EU-OGAW- 
Verwalnmgsgesellschaft in ilirem Herkimftsmitghedstaat 
eine Zulassimg gemäß der Richtlinie 2009/65/EG erhalten 
hat. eine Bescloreibimg des Umfangs dieser Zulassung sowie 
Einzelheiten darüber, auf w'elche Arten von OGAW diese 
Zulassmig beschränkt ist. Die EU-OGAW- Verw'altungsge- 
seUschaft hat der Bmidesanstalt darüber liinaus folgende Un- 
terlagen zu übemiittehi: 

1. die scliriftliche Vereinbarung mit der Verw'ahrstelle im 
Sinne des Artikels 23 oder des Artikels 33 der Richtlinie 
2009/65/EG imd 

2. Angaben über die Auslagerung von Aufgaben bezüghch 
der Poitfolioverw'altmig mid der administrativen Tätig- 
keiten im Süme des Anliangs n der Richtlinie 2009/65/ 
EG. 

Verwaltet die EU-OGAW- Veiwaltmigsgesellschaft bereits 
inländische OGAW der gleichen Art. ist em Hinw'eis auf die 
bereits übenuittelten Unterlagen ausreichend, sofern sich 
keine Änderungen ergeben. Die §§162 imd 163 bleiben lui- 
berülirt. Satz 2 findet keine Anwendmig. sofern die EU- 
OGAW-Verw'altungsgesellschaft im Inland lediglich EU- 
OGAW vertreiben will. 

(2) Sow'eit es die Ausübimg der Aufsicht über die EU- 
OGAW-Verw'altungsgesellschaft bei der Verw'altung eines 
inländischen OGAW erfordert, kaiui die Bimdesanstalt von 
den zuständigen Stellen des Herkunftsmitghedstaates der 
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(8) Die §§ 24c imd 25c bis 25h des Kreditwesengesetzes 
sowie § 93 Absatz 7 mid 8 in Verbindimg mit § 93b der Ab- 
gabenordnmig gelten für die Zw'eigniederlassungen im Siime 
des Absatzes 1 Satz 1 entsprechend. 

§52 

unverändert 
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EU-OGAW-Verwaltiuigsgesellschaft Erläuterungen zu den 
Unterlagen nach Absatz 1 anfordem sowie auf Gnmdlage 
der Besclieinigimg nach Absatz 1 Satz 1 Auskünfte darüber 
anfordem. ob die Art des inländischen OGAW, dessen Ver- 
waltung beabsichtigt ist. von der Zulassung der EU-OGAW- 
Verw^altimgsgesellschaft erfasst ist. 

(3) Die EU-OGAW-Veiwaltungsgesellschaft hat der Bim- 
desanstalt alle naclifolgenden inlialtlichen Ändenuigen zu den 
Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 munittelbar uiitzuteilen. 

(4) Die Bimdesanstalt kamt die Verw'altiuig eines inlän- 
dischen OGAW luitersagen. wenn 

1. die EU-OGAW-Verw'altungsgesellschaft den Anforde- 
rungen des Artikels 19 Absatz 3 imd 4 der Richtlinie 
2009/65/EG nicht entspricht. 

2. die EU-OGAW-Verw'altimgsgesellschaft von den zustän- 
digen Stellen ihres Herkimftsmitgliedstaates keine Zu- 
lassiutg zur Verwaltung der Art von OGAW erhalten hat. 
deren Verwaltmig im hiland beabsichtigt wird, oder 

3. die EU-OGAW-Verw'altmigsgesellschaft die Unterlagen 
nach Absatz 1 nicht eingereicht hat. 

Vor einer Untersagimg hat die Bimdesanstalt die zuständigen 
Stellen des Herkimftsmitgliedstaates der EU-OGAW-Ver- 
waltimgsgesellschaft anzuhören. 

(5) Auf die Tätigkeit einer EU-OGAW-Verwaltimgsge- 
sellschaft. die inländische OGAW veiwaltet. sind migeachtet 
der Anfordenmgen nach § 51 Absatz 4 die §§68 bis 79, 91 
bis 123, 162 bis 213, 294 Absatz 1, §§ 297, 306, 312 imd 313 
entsprechend anzuwenden. 

Unterabsclmitt 6 

Grenzüberschreitender Dienstleisümgsverkehr 
bei OGAW-Verw'altimgsgesellschaften 

§53 

Verwaltung von EU-AIF 
durch AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaften 

(1) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft. die über eine Erlaubnis nach den §§ 20, 22 verfügt, 
erstmals im Wege des grenzübersclueitenden Dienstleis- 
timgsverkelus oder über eine Zw’eigniederlassimg EU-AIF 
zu verwalten, so übemiittelt sie der Bundesanstalt folgende 
Angaben; 

1 . den Mitgliedstaat der Europäischen Union oder den Ver- 
tragsstaat des Abkonmiens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum. in dem sie EU-AIF im Wege des grenzüber- 
schreitenden Dienstleistimgsverkelirs oder über eine 
Zweigniederlassmig zu verwalten beabsichtigt. 

2. einen Geschäftsplan, aus dem insbesondere heivorgeht. 
welche EU-AIF sie zu verw'alten beabsichtigt. 

(2) Beabsichtigt die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft. 
eine Zweigniederlassmig in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraimi zu er- 
richten. so hat sie der Bimdesanstalt zusätzlich zu den Anga- 
ben nach Absatz 1 folgende Infoniiationen zu übemiittehi: 
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Unterabschnitt 6 

Grenzüberschreitender Dienstleistimgsverkehr 
bei OGAW-Verw'altungsgesellschaften 

§53 

unverändert 
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1 . den organisatorischen Aufbau der Zweigniederlassimg. 

2. die Anschrift, unter der iin Herkimftsinitgliedstaat des 
EU-AIF Unterlagen angefordert werden kömien. sowie 

3. die Nainen und Kontaktangaben der Geschäftsfiüu'er der 
Zweigniederlassimg. 

(3) Besteht kein Grund zur Aimahnie. dass die Verw'altung 
des EU-AIF durch die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft 
gegen dieses Gesetz verstößt oder verstoßen wird, übermit- 
telt die Bmidesanstalt bimien eines Monats nach dem Ein- 
gang der vollständigen Unterlagen nach Absatz 1 oder bin- 
nen zw'ei Monaten nach dem Eingang der vollständigen 
Unterlagen nach Absatz 2 diese zusanmien mit einer Be- 
scheiuigimg über die Erlaubnis der betreffenden AIF-Kapi- 
talverwaltungsgesellschaft an die zuständigen Behörden des 
Aufiialmiemitgliedstaates der AJF-Kapitalveiwaltimgsge- 
sellschaft. 

(4) Die Bundesanstalt imt errichtet die AIF-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft unverzüghch über die Übemiittlmig 
der Unterlagen. Die AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschafl 
darf erst mmiittelbar nach dem Eingang der Übemiitthmgs- 
meldiuig in dem jeweiligen Aufiialunemitgliedstaat mit der 
Verwaltmig von EU-AIF begimien. 

(5) Eine Änderung der nach Absatz 1 oder Absatz 2 über- 
mittelten Angaben liat die AIF-Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft der Bimdesanstalt mindestens einen Monat vor der 
Durclifülirung der geplanten Ändeiungen scluiftlich anzu- 
zeigen. Im Fall von imgeplanten Ändenmgen hat die AIF- 
Kapitalveiw'altimgsgesellschaft die Ändenmg der Bmides- 
anstalt mmiittelbar nach dem Eintritt der Ändeiimg schrift- 
lich anzuzeigen. 

(6) Würde die geplante Ändenmg dazu ftüiren. dass die 
ÄIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft oder die Verwaltung 
des EU-ÄIF dmch diese nmunelir gegen dieses Gesetz ver- 
stößt. mitersagt die Bmidesanstalt der ÄJF-Kapitalverwal- 
tmigsgesellschaft miverzüglich die Ändenmg. 

(7) Wird eine geplante Ändeimig imgeachtet der Äbsätze 
5 mid 6 durchgefiilirt oder würde eine durch einen mivorher- 
sehbaren Umstand ausgelöste Ändenmg dazu fuhren, dass 
die AJF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft oder die Verw'al- 
tmig des EU-AIF durch diese nmmielir gegen dieses Gesetz 
verstößt, ergreift die Bmidesanstalt alle erforderlichen Maß- 
nalunen. 

(8) Über Ändermigen. die im Einklang mit diesem Gesetz 
stehen, imterrichtet die Bmidesanstalt unverzüglich die zu- 
ständigen Stellen des Aufiialunemitgliedstaates der AIF-Ka- 
pitalverwaltmigsgesellschaft. 

§ 54 § 54 

Zweigniederlassung nnd grenzüberschreitender unverändert 

Dienstleistungsverkehr von 
EU-AIF-Vei’waltungsgesellschaften im Inland 

(1) Die Verw'altmig eines inländischen Spezial- AIF durch 
eine EU-AIF- Verwaltmigsgesellschaft im Inland über eine 
Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreiten- 
den Dienstleistmigsverkelirs setzt voraus, dass die zuständi- 
gen Stellen des Herkmiftsmitgliedstaates der EU-AEF-Ver- 
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waltungsgesellschaft der Bundesanstalt folgende Angaben 
luid Unterlagen übennittelt haben: 

1. eine Bescheinigung dariiber, dass die EU-AIF-Veiw'al- 
tungsgesellschaft eine Zulassung gemäß der Richtlinie 
2011/61/EU erhalten hat. durch die die im hiland beab- 
sichtigten Tätigkeiten abgedeckt sind. 

2. die Anzeige der Absicht der EU-AIF-Verw'altimgsgesell- 
schaft. in der Bimdesrepublik Deutscldand über eine 
Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberscluei- 
tenden Dienstleistimgsverkelus inländische Spezial-AIF 
zu verwalten sowie 

3. einen Geschäftsplan, aus dem insbesondere heivorgeht. 
welche inländischen Spezial-AIF die EU-AIF-Verwal- 
tuugsgesellschaft zu verw'alten beabsichtigt. 

(2) Die Errichtung einer Zweigniederlassiuig diuch eine 
EU-AJF-Verw'altmigsgeseUschafl setzt voraus, dass die zu- 
ständigen Stellen des Herkmiftsmitgliedstaates der EU-AIF- 
Verwaltungsgesellschaft der Bimdesanstalt zusätzlich zu den 
Angaben nach Absatz 1 folgende hifonnationen übermittelt 
haben: 

1 . den organisatorischen Aufbau der Zw'eigniederlassimg. 

2 . die Anschrift, unter der im Inland Unterlagen angefordert 
werden kömien. sowie 

3. die Namen und Kontaktangaben der Geschäftsfülner der 
Zweigniederlassung. 

(3) Die EU-AIF-Verw'alhmgsgesellschaft kami lumiittel- 
bar nach dem Erlialt der Übenuitthmgsmeldmig durch iluen 
Herkiuiftsmitgliedstaat gemäß Artikel 33 Absatz 4 der 
Richtlinie 2011/61/EU mit der Verw'alhmg von inländischen 
Spezial-AIF im Inland begimien. 

(4) Auf die Zweigniederlassmigen im Siime des Absatzes 1 
sind § 3 Absatz 1, 4 mid 5, die §§ 14, 26 Absatz 2. 3 imd 7, 

§ 27 Absatz 1 bis 4, die §§ 31, 33, 34 Absatz 3 Nunmier 8 
sowie § 295 Absatz 5 und 7, §§ 307 und 308 entsprechend 
anzuwenden. Auf die Tätigkeiten im Wege des grenzüber- 
sclneitenden Dienstleistungsverkelns nach Absatz 1 Satz 1 
sind die §§ 14, 295 Absatz 5 mid 7, §§ 307 imd 308 entspre- 
chend anzuw'enden. 

(5) Auf die Tätigkeit einer EU-AIF-Verw'altungsgesell- 
schaff. die inländische Spezial-AIF verwaltet, sind imgeach- 
tet der Anforderungen nach Absatz 4 die §§ 80 bis 161, 273 
Satz 1 imd §§ 274 bis 292 entsprechend anzuw'enden. 

§55 §55 

Bedingungen für AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaften, unverändert 

welche ausländische AlF verwalten, die weder in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union noch in den 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum vertrieben werden 

(1) Die Verw'altung von ausländischen AIF, die w'eder in 
den Mitgliedstaaten der Eiuopäischen Union noch in den 
Vertragsstaaten des Abkoimnens über den Europäischen 
Wirtschaftsramn vertrieben w'erden. durch eine nach diesem 
Gesetz zugelassene AIF-Kapitalveiw'altimgsgesellschaft ist 
zulässig, wemi 
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1 . die AIF-Kapitalverwaltuiigsgesellscliaft alle in der Richt- 
linie 2011/61/EU ftir diese AIF festgelegten Anforderun- 
gen niit Ausnalune der Anfordeiungen der §§67 und 80 
bis 90 erfüllt imd 

2 . geeignete Vereinbanmgen über die Zusanunenarbeit zwi- 
schen der Bimdesanstalt und den Aufsichtsbehörden des 
Drittstaates bestehen, in dem der ausländische AIF seinen 
Sitz hat. durch die ein effizienter Informationsaustausch 
gew’älirleistet w'ird. der es der Bmidesanstalt emiöglicht. 
ihre Aufgaben nach diesem Gesetz w'alirzmielmien. 

(2) Näliere Bestimmungen zu den in Absatz 1 Nimmier 2 
genaimten Vereinbanmgen über die Zusammenaibeit richten 
sich nach den Artikeln 113 bis 115 der Verordnimg (EU) 
Nr. . . ./2013 [Level-2- Verordnimg gemäß Artikel 34 Absatz 2 
der Richtlinie 2011/61/EU] sowie nach den Leitlinien der 
Europäischen Weitpapier- mid Marktaufsichtsbehörde. 

§56 

Bestimmung der Bundesrepublik Deutschland 
als Referenzmitgliedstaat einer ausländischen 
AIF-Venvaltungsgesellschaft 

(1) Die Bimdesrepublik Deutschland ist Referenzmit- 
gliedstaat einer ausländischen AIF-Verwaltmigsgesellschaft. 

1 . w'emi sie gemäß den in Artikel 37 Absatz 4 der Richtlinie 
201 1/6 1/EU genaimten Kriterien Referenzmitgliedstaat 
sein kaiui imd kein anderer Mitgliedstaat der Europä- 
ischen Union oder Vertiagsstaat des Abkonmiens über 
den Emopäischen Wiitschaftsraimi als Referenzmitglied- 
staat in Betracht konmit oder 

2. falls gemäß den in Artikel 37 Absatz 4 der Richtlinie 
2011/61/EU genannten Kriterien sow'ohl die Bmides- 
republik Deutsclüand als auch ein anderer Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder em anderer Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
als Referenzmitgliedstaat in Betracht kommt, w’eim die 
Bimdesrepublik Deutscliland gemäß dem Verfahren nach 
Absatz 2 oder durch Entscheidung der ausländischen 
AIF-Verwaltimgsgesellschaft nach Absatz 4 als Refe- 
renzmitghedstaat festgelegt wurden ist. 

(2) In den Fällen, in denen gemäß Artikel 37 Absatz 4 der 
Richtlinie 2011/61/EU neben der Bundesrepublik Deutsch- 
land w'eitere Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
weitere Veitragsstaaten des Abkonunens über den Europä- 
ischen Wirtschaftsraum als Referenzmitghedstaat in Betr acht 
konunen. hat die ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaft 
bei der Bundesanstalt 2 ni beantragen, dass diese sich mit den 
zuständigen Stellen aller in Betracht konunenden Mitglied- 
staaten der Europäischen Union oder Veitragsstaaten des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsramu über 
die Festlegung des Referenzmitgliedstaates füi' die ausländi- 
sche AIF-Verwaltimgsgesellschaft einigt. Die Bundesanstalt 
imd die anderen zuständigen Stellen legen imierhalb eines 
Monats nach Eingang eines Antrags nach Satz 1 gemeinsam 
den Referenzmitgliedstaat für die ausländische AIF-Verw'al- 
timgsgesellschaft fest. Das hierbei zu beachtende Verfahren 
richtet sich nach der Verordnung (EU) Nr ..J2013 [Lexel-2- 
Durchführungsxerordnung gemäß Artikel 37 Absatz 14 der 
Richtlinie 2011/61/EU]. 
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§56 

Bestimmung der Bundesrepublik Deutschland 
als Referenzmitgliedstaat einer ausländischen 
AIF-Vemaltungsgesellschaft 

(1) unverändert 


(2) In den Fällen, in denen gemäß Artikel 37 Absatz 4 der 
Richtlinie 2011/61/EU neben der Bimdesrepublik Deutsch- 
land W'eitere Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
W'eitere Vertragsstaaten des Abkonunens über den Europä- 
ischen Wirtschaftsraum als Referenzmitgliedstaat in Betracht 
kommen, hat die ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaft 
bei der Bmidesanstalt zu beantragen, dass diese sich mit den 
zuständigen Stellen aller in Betracht kommenden Mitghed- 
staaten der Europäischen Uiüoii oder Vertragsstaaten des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraum über 
die Festlegmig des Referenzmitgliedstaates für die ausländi- 
sche AIF-Verw'altimgsgesellschaft einigt. Die Bmidesanstalt 
mid die anderen zuständigen Stellen legen imierhalb euies 
Monats nach Eingang eines Antrags nach Satz 1 gemeinsam 
den Referenzmitgliedstaat für die ausländische AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft fest. 
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(3) Wird die Bundesrepublik Deutscliland nach Absatz 2 
als Referenziuitgliedstaat festgelegt, setzt die Bundesanstalt 
die ausländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft miverzüglich 
von dieser Festlegimg in Kemitnis. 

(4) Wird die ausländische AIF-Verwaltmigsgesellschaft 
nicht uuierlialb von sieben Tagen nach Erlass der Entschei- 
diuig gemäß Absatz 2 Satz 2 ordnimgsgemäß über die Ent- 
scheidiuig der zuständigen Stellen infonniert oder haben die 
betreffenden zuständigen Stellen imierlialb der in Absatz 2 
Satz 2 genamiten Monatsfrist keine Entscheidimg getroffen, 
kamt die ausländische AJF-Verw'altungsgesellschaft selbst 
iliren Referenzniitgliedstaat gemäß den in Artikel 37 Absatz 4 
der Richtlinie 201 1/61/EU aufgefiiluten Kriterien festlegen. 

(5) Die ausländische AJF-Verw'altungsgesellschaft muss 
in der Lage sein, ilire Absicht zu belegen, in einem bestimm- 
ten Mitgliedstaat der Eiuopäischen Union oder einem 
bestimmten Vertragsstaat des Abkonmiens über den Eiuo- 
päischen Wirtschaftsramn einen leistmigsfaliigen Vertrieb 
aufzubauen, indem sie gegenüber den zuständigen Stellen 
des von ilu angegebenen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder Vertragsstaates des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsramn ilue Vertriebsstrategie offenlegt. 

§57 

Zulässigkeit der Vei'waltung von inländischen 
Spezial-AIF und EU-AIF sowie des Vertriebs 

von AIF gemäß den §§ 325, 326, 333 oder 334 durch 
ausländische A1F-Vei’«valtungsgesellschaften 

(1) Eine ausländische AEF-Veiwaltmigsgesellschaft. für 
die die Bimdesrepublik Deutscliland Referenzmitgliedstaat 
nach § 56 ist imd die beabsichtigt, inländische Spezial-AIF 
oder EU-AIF zu verwalten oder von ihr' verw'altete AIF ge- 
mäß Artikel 39 oder 40 der Richtlinie 2011/61EU in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Vertragsstaa- 
ten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
ramn zu vertreiben, bedarf der Erlaubnis der Bmidesanstalt. 
Die Bmidesanstalt hat gegenüber ausländischen AIF-Ver- 
waltmigsgesellschaften. für die die Bmidesrepublik Deutsch- 
land Referenzmitghedstaat nach § 56 ist. die Befugnisse, die 
ilir nach diesem Gesetz gegenüber AIF-Kapitalverwaltmigs- 
gesellschaften zustehen. Ausländische AIF-Verw'altmigsge- 
sellschaften. denen die Bmidesanstalt eine Erlaubnis nach 
§ 58 erteilt hat. miterhegen der Aufsicht der Bimdesanstalt 
nach dem vorliegenden Gesetz. 

(2) Eine ausländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft. die 
beabsichtigt, eine Erlaubnis gemäß Absatz 1 einzuholen, ist 
verpflichtet, die gleichen Bestrmmmigen nach diesem Ge- 
setz einzulialten wie AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaften. 
die Spezial-AIF verw'alten. mit Ausnalune der §§ 53, 54, 
321, 323 und 331. Soweit die Einlialtmig einer der in Satz 1 
genamiten Bestinmimigen dieses Gesetzes mit der Einlial- 
tmig der Rechtsvorscliriften des Drittstaates mivereinbar ist, 
denen die ausländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft oder 
der in den Mitgliedstaaten der Emopäischen Union oder Ver- 
tragsstaaten des Abkoimiiens über den Emopäischen Wirt- 
schaftsrauni vertriebene ausländische AIF miterliegt, besteht 
für die ausländische AIF-Verwaltmigsgesellschaft keine Ver- 
pflichtung. sich an die Bestinunmigen dieses Gesetzes zu 
halten, wemi sie belegen kami. dass 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§57 


unverändert 
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1 . es nicht möglich ist. die Einlialtimg der Bestimmimgen 
dieses Gesetzes mit der Einlialümg einer veipflichtenden 
Rechtsvorsclirift. der die ausländische AEF-Veiwaltungs- 
gesellschaft oder der in den Mitghedstaaten der Eiuopä- 
ischen Union oder den Veiliagsstaaten des Abkonmiens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum vertriebene aus- 
ländische AIF unterhegt, zu verbinden. 

2. die Rechtsvorscluiften des Drittstaates, denen die auslän- 
dische AIF- Verwaltungsgesellschaft oder der ausländi- 
sche AIF miterliegt, eine gleichw'ertige Bestimmimg mit 
dem gleichen Regelmigszweck imd dem gleichen Schutz- 
niveau für die Anleger des betreffenden AIF enthalten imd 

3. die ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaft oder der 
ausländische AIF die in Nmimier 2 genaiuite gleichwer- 
tige Bestimmimg erfüllt. 

(3) Eine ausländische AIF-Verwaltiuigsgesellschaft. die 
beabsichtigt, eine Erlaubnis gemäß Absatz 1 einzidiolen. 
muss über einen gesetzlichen Vertreter mit Sitz in der Bmi- 
desrepublik Deutscliland verfügen, Der gesetzliche Vertreter 
ist die Kontaktstelle für die ausländische AIF-Verwaltimgs- 
gesellschaft in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder den Vertragsstaaten des Abkoimnens über den Europä- 
ischen Wirtscliaftsraiun. Sämtliche Korrespondenz zwischen 
den zuständigen Stellen imd der ausländischen AIF-Veiw'al- 
timgsgesellschaft mid zwischen den EU-Anlegem des be- 
treffenden AIF mid der ausländische AIF-Verw'altimgsge- 
sellschaft gemäß der Richtlinie 2011/61/EU erfolgt über 
diesen gesetzhchen Vertreter. Der gesetzliche Vertreter 
nimmt gemeinsam mit der ausländischen AIF-Verw'altmigs- 
gesellschaft die Compliance-Funktion in Bezug auf die von 
der ausländischen AFF-Verw^altirngsgesellschaft gemäß der 
Richtlinie 2011/61/EU ausgefüluten Veiwaltmigs- mid Ver- 
triebstätigkeiten w'ahr. 


§ 58 § 58 

Erteilung der Erlaubnis für eine ausländische unverändert 

AIF-Vei-waltungsgesellschaft 

(1) Beabsichtigt eine ausländische AJF-Verw'altmigsge- 
sellschaft. inländische Spezial- AIF oder EU-AJF zu verw'al- 
ten oder von ilir verwaltete AIF gemäß Artikel 39 oder 40 der 
Richtlinie 2011/61/EU in den Mitgliedstaaten der Emopä- 
ischen Union oder Vertragsstaaten des Abkonmiens über den 
Emopäischen Wirtschaftsraum zu vertreiben und gibt sie die 
Bmidesrepublik Deutscliland als Referenzmitgliedstaat an. 
hat sie bei der Bmidesanstalt einen Antrag auf Erteilung ei- 
ner Erlaubnis zu stellen. 

(2) Nach Eingang eines Antrags auf Erteilung einer Er- 
laubnis gemäß Absatz 1 beurteilt die Bundesanstalt, ob die 
Entscheidmig der ausländischen AIF-Verw'altungsgesell- 
schaft hinsichtlich ilires Referenzmitgliedstaates die Krite- 
rien gemäß § 56 einliält. Ist dies nicht der Fall, lehnt sie den 
Antrag der ausländischen AIF-Verw'altmigsgesellschaft auf 
Erteilmig einer Erlaubnis miter Angabe der Giiinde für die 
Ablelmimg ab. Sind die Kriterien gemäß § 56 eingehalten 
w’orden. führt die Bmidesanstalt das Verfaliren nach den Ab- 
sätzen 3 bis 6 dmch. 

(3) Ist die Bmidesanstalt der Auffassmig. dass die Ent- 
scheidmig einer ausländischen AIF -Verw'altmigsgesellschaft 
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liinsichtlich ihres Referenzmitgliedstaates die Kriterien ge- 
mäß Artikel 37 Absatz 4 der Richtlinie 20 11/61 /EU einlrält. 
setzt sie die Europäische Wertpapier- mid Marktaufsichtsbe- 
hörde von diesem Umstand in Keimtiüs imd ersucht sie. eine 
Empfelilimg zu ilirer Bemteilmig auszusprechen. In ilirer 
Mitteihmg an die Europäische Wellpapier- mid Marktauf- 
sichtsbehörde legt die Bimdesanstalt der Europäischen Wert- 
papier- und Marktaufsichtsbehörde die Begründimg der 
ausländischen ADF-Verwaltimgsgesellschaft für deren Ent- 
scheidung liinsichtlich des Referenzmitgliedstaates und hi- 
formationen über die Veilriebsstrategie der ausländischen 
AIF-Verw'altimgsgesellschaft vor. 

(4) Imierhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilmig 
gemäß Absatz 3 spricht die Europäische Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde eine an die Bimdesanstalt gerichtete 
Empfehlimg zu deren Beurteilmig liinsichthch des Referenz- 
uiitgliedstaates gemäß den in Artikel 37 Absatz 4 der Richt- 
linie 201 1/61/EU genamiten Kriterien aus. Wälirend die Eu- 
ropäische Wertpapier- luid Maiktaufsichtsbehörde gemäß 
Artikel 37 Absatz 5 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2011/61/EU 
die Bemteilmig der Bmidesanstalt priift. wird die Frist nach 
§ 22 Absatz 2 Satz 1 oder 2 gehenuiit. 

(5) Schlägt die Bmidesanstalt entgegen der Empfeldmig 
der Emopäischen Weitpapier- mid Marktaufsichtsbehörde 
gemäß Absatz 4 vor. die Erlaubnis als Referenzmitgliedstaat 
zu erteilen, setzt sie die Emopäische Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde davon miter Angabe ilirer Gründe in 
Kemitnis. 

(6) Wemi die Bmidesanstalt entgegen der Empfeldmig der 
Emopäischen Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde ge- 
mäß Absatz 4 vorschlägt, die Erlaubiüs als Referenzniit- 
gliedstaat zu erteilen und die ausländische AIF-Veiwaltmigs- 
gesellschaft beabsichtigt. Anteile von dmch sie verwalteten 
AIF in anderen Mitgliedstaaten der Emopäischen Union 
oder in anderen Vertragsstaaten des Abkonmiens über den 
Emopäischen Wirtschaftsraum als der Bimdesrepublik 
Deutscldand zu vertreiben, setzt die Bmidesanstalt davon 
auch die zuständigen Stehen der betreffenden Mitglied- 
staaten der Emopäischen Union mid der betreffenden 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Emopäischen 
Wirtschaftsraum miter Angabe ilirer Gründe in Kemitnis. 

GegebenenfaUs setzt die Bmidesanstalt davon auch die zu- 
ständigen Stellen der Herkmiftsmitgliedstaaten der von der 
ausländischen AIF-Verw'altmigsgeseUschaft verw'alteten 
AIF unter Angabe ilirer Gründe in Kemitnis. 

(7) Unbeschadet des Absatzes 9 erteilt die Bmidesanstalt 
die Erlaubnis erst dami. w'emi die folgenden zusätzlichen Be- 
dingmigen eingehalten sind: 

1. die Bmidesrepublik Deutschland wild als Referenzniit- 
gliedstaat von der ausländischen AIF-Verw'altungsgeseU- 
schaft gemäß den Kiiterien nach § 56 angegeben mid 
dmch die Offenlegung der Veilriebsstrategie bestätigt 
und das Verfaliren gemäß den Absätzen 3 bis 6 wm'de von 
der Bmidesanstalt dmchgefülui; 

2. die ausländische AJF-Verwaltmigsgesellschaft hat einen 
gesetzlichen Vertreter mit Sitz in der Bmidesrepublik 
Deutscliland eniannt; 
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3. der gesetzliche Vertreter ist. zusauuneii mit der ausländi- 
schen AIF-Verwaltimgsgesellschaft. die Kontaktperson 
der ausländischen AIF-Verw'alümgsgesellschaft für die 
Anleger der betreffenden AIF, füi' die Eiu'opäische Wert- 
papier- und Marktaufsichtsbehörde mid für die zuständi- 
gen Stellen im Hinblick auf die Tätigkeiten, ftir die die 
ausländische AIF-Verwaltiuigsgesellschaft in den Mit- 
gliedstaaten der Emopäischen Union oder Vertragsstaa- 
ten des Abkonmtens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum eine Erlaubnis hat imd er ist zimiindest liiiu'eichend 
ausgestattet, um die Compliance-Fimktion gemäß der 
Richtlinie 201 1/61/EU walmielunen zu kömien; 

4. es bestehen geeignete Vereinbanmgen über die Zusam- 
menarbeit zwischen der Bundesanstalt, den zuständigen 
Stellen des Herkuuftsmitgliedstaates der betreffenden 
EU-AIF und den Aufsichtsbehörden des Drittstaates, in 
dem die ausländische AIF-Verwaltungsgesellschaft ilnen 
satziuigsmäßigen Sitz hat. damit zmnindest ein effizien- 
ter hifomiationsaustausch gewälnleistet ist. der es den 
zuständigen Stellen ermöglicht, ilire Aufgaben gemäß der 
Richtlinie 2011/61/EU w'aluzmielunen; 

5 . der Drittstaat, in dem die ausländische AJF-Verwaltimgs- 
gesellschaft ilnen satzungsmäßigen Sitz liat. steht nicht 
auf der Liste der nicht kooperativen Länder imd Gebiete, 
die von der Arbeitsgruppe ..Finanzielle Maßnalmien ge- 
gen die Geldw'äsche mid die TeiTorismusfinanzierung“ 
aufgestellt wurde; 

6. der Drittstaat, in dem die ausländische AIF- Verwaltungs- 
gesellschaft iluen satzimgsmäßigen Sitz hat. hat mit der 
Bimdesrepublik Deutscliland eme Vereinbamng miter- 
zeichnet. die den Standards gemäß Artikel 26 des OECD- 
Musterabkonunens zm Vemieidimg der Doppelbesteue- 
rung von Einkonmien mid Vennögen vollständig ent- 
spricht und einen wirksamen hifonnationsaustausch in 
Steuerangelegetüieiten. gegebenenfalls einschließlich 
multilateraler Abkonmien über die Besteuermig. gew'ähr- 
leistet; 

7. die auf ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaften an- 
wendbaren Rechts- mid Verw'altungsvorscliriften eines 
Drittstaates oder die Bescliränkmigen der Aufsichts- imd 
Enuittlmigsbefiignisse der Aufsichtsbehörden dieses 
Drittstaates liindem die zuständigen Stellen nicht an der 
effektiven Walimelmimig ilirer Aufsichts funktionen ge- 
mäß der Richtlinie 2011/61/EU. 

(8) Die in Absatz 7 Nmiinier 4 genamiten Vereinbarungen 
über Zusammenarbeit w'erden dmch die Artikel 113 bis 115 
der Verordnung (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnung ge- 
mäß Artikel 34 Absatz 15 der Richtlinie 2011/61/EU] sowie 
durch die Leitliiüen der Emopäischen Wellpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde konkietisiert. 

(9) Die Erlaubnis dmch die Bmidesanstalt wird im Em- 
klang mit den ftir die Erlaubnis von AIF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaften geltenden Vorscliriften dieses Gesetzes 
erteilt. Diese gelten vorbehaltlich folgender Kriterien ent- 
sprechend: 

1 . die Angaben gemäß § 22 Absatz 1 Nmimier 1 bis 9 w'er- 
den durch folgende Angaben mid Unterlagen ergänzt: 
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a) eine Begründimg der ausländischen AIF-Verw'al- 
timgsgesellschaft ftir die von ilu' vorgenoinuiene Be- 
urteiliuig bezüglich des Referenzuiitgliedstaates ge- 
mäß den Kriterien nach Artikel 37 Absatz 4 der 
Richtlinie 2011/61/EU sowie Angaben zur Veitriebs- 
strategie; 

b) eine Liste der Bestinuniuigen der Richtlinie 2011/61/ 

EU, deren Einlraltung der ausländischen AIF-Verw'al- 
timgsgesellschaft munöglich ist. da ilue Einhaltung 
durch die ausländische AJF-Verw'altimgsgesellschaft 
gemäß § 57 Absatz 2 Satz 2 nicht vereinbar ist mit der 
Einlialtmig einer zw'ingenden Rechtsvorschrift des 
Drittstaates, der die ausländische AIF-Veiwaltimgs- 
gesellschaft oder der in den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union oder Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Eiuopäischen Wirtschaftsraimi vertriebene 
ausländische AIF luiterhegt; 

c) sclmfthche Belege auf der Gnuidlage der von der Eu- 
ropäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde 
ausgearbeiteten teclmischen Regulierungsstandards 
gemäß Artikel 37 Absatz 23 Buchstabe b der Richth- 
nie 2011/61/EU, dass die betreffenden Rechtsvor- 
scliriften des Drittstaates Vorscluiften enthalten, die 
den Vorschriften, die nicht eingehalten werden kön- 
nen. gleichwertig sind, denselben regulatorischen 
Zw'eck verfolgen und den Anlegern der betreffenden 
AIF dasselbe Maß an Schutz bieten imd dass die aus- 
ländische AIF-Veiwaltungsgesellschaft sich an diese 
gleichwertigen Vorscluiften hält; diese scluiftlichen 
Belege werden durch ein Rechtsgutachten ziun Beste- 
hen der betreffenden inkompatiblen zw'ingenden Vor- 
schrift im Recht des Drittstaates imtennauert. das 
auch eine Besclueibung des Regulierungszw'ecks und 
der Merkmale des Anlegerschutzes enthält, die mit 
der Vorscluift angestrebt werden, mid 

d) den Namen des gesetzlichen Vertreters der auslän- 
dischen AIF-Verw'altungsgesellschaft und den Ort. an 
dem er seinen Sitz hat: 

2. die Angaben gemäß § 22 Absatz 1 Nmnmer 10 bis 14 
kömien bescluänkt werden auf die inländischen Spezial- 
AIF oder EU-AIF, die die ausländische AIF-Verw'al- 
timgsgesellschaft zu verw'alten beabsichtigt, und auf die 
von der ausländischen AJF-Verw'altungsgeseUschaft ver- 
walteten AIF, die sie mit einem Pass in den Mitghedstaa- 
ten der Europäischen Union oder Vertragsstaaten des Ab- 
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zu 
vertreiben beabsichtigt: 

3. § 23 Nununer 7 findet keine Anwendung; 

4. ein Erlaubnisantrag gilt als vollständig, wenn zusätzlich 
zu den in § 22 Absatz 3 genamiten Angaben und Veiw'ei- 
sen die Angaben gemäß Nmimier 1 vorgelegt WTirden; 

5. die Bmidesanstalt bescluänkt die Erlaubnis in Bezug auf 
die Verwaltimg von inländischen AIF auf die Verw'altmig 
von inländischen Spezial- AIF; in Bezug auf die Veiw'al- 
tung von EU-AIF kami die Bundesanstalt die Erlaubnis 
auf die Verw'altung von bestinunten Arten von EU-AIF 
imd auf Spezial-EU-AEF besclnänken. 
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(10) Hinsichtlich des Erlöschens oder der Aufliebung der 
Erlaubnis eurer ausländischen AIF -Verwaltungsgesellschaft 
gilt § 39 entsprechend. 

(11) Ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaften. denen 
die Bundesanstalt die Er laubnis nach den Vorscliriften dieses 
Gesetzes erteilt hat. haben die ftir AIF-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaften. die Spezial-AIF verwalten, geltenden Vor- 
schriften entsprechend eirrzulialten. soweit sich aus diesem 
Gesetz nichts anderes ergibt. 

§59 

Befreiung einer ausländischen AIF-Vetwaltungsgesell- 

srhaft von Bestimmungen der Richtlinie 2011/61/EU 

(1) Ist die Bimdesanstalt der Aufifassimg. dass die aits- 
ländische AIF-Verwaltimgsgesellschaft gemäß § 57 Absatz 2 
Satz 2 von der Einlialtung bestinnnter Vorscliriften der 
Richtlinie 2011/61/EU befreit werden karui. so setzt sie die 
Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde liier- 
von imverztiglich in Kermtnis. Zur Begrilndimg dieser Be- 
luteilimg zieht sie die von der ausländischen AIF-Verw'al- 
timgsgesellschaft gemäß § 58 Absatz 9 Niunmer 1 Buch- 
stabe b imd c vorgelegten Angaben heran. 

(2) Imierlialb eures Monats nach Eingang der Mitteilmig 
nach Absatz 1 spricht die Europäische Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde eine an die Bimdesanstalt gerichtete 
Empfelilimg hinsichtlich der Anwendmig der Ausnaluiie von 
der Einhaltung der Richtlinie 201 1/61 /EU auf Gnmd der 
Unverembarkeit gemäß § 57 Absatz 2 Satz 2 aus. Wälirend 
der Überprüftmg durch die Europäische Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde gemäß Artikel 37 Absatz 9 Unter- 
absatz 2 der Richtluiie 2011/61/EU wird die Frist nach § 22 
Absatz 2 Satz 1 oder 2 gehenmit. 

(3) Wemi die Bmidesanstalt entgegen der Empfelilimg der 
Europäischen Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde ge- 
mäß Absatz 2 vorschlägt, die Erlaubnis zu erteilen, setzt sie 
die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde da- 
von unter Angabe ilirer Grtinde in Keimtnis. 

(4) Weim die Bundesanstalt entgegen der Empfehlimg der 
Europäischen Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde ge- 
mäß Absatz 2 vorsclilägt. die Erlaubnis zu erteilen und die 
ausländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft beabsichtigt. An- 
teile von durch sie verw'alteten AIF m anderen Mitghedstaa- 
ten der Europäischen Union oder Vertragsstaaten des Ab- 
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum als der 
Bimdesrepublik Deutschland zu vertreiben, setzt die Bim- 
desanstalt davon auch die zuständigen Stellen der betreffen- 
den Mitghedstaaten der Europäischen Union oder Vertrags- 
staaten des Abkonunens über den Europäischen Wirtschafts- 
raiun unter Angabe ilirer Gründe m Keimtnis. 

§60 

Unterilchtung der Europäischen Wertpapier- 
und Marktaufsichtsbehörde im Hinblick 
anf die Erlanbnis einer ansländischen 
AUF-Veiwaltungsgesellschaft dnrch die Bundesanstalt 

(1) Die Bimdesanstalt mitenichtet die Europäische Wert- 
papier- imd Marktaufsichtsbehörde imverzüglich über das 
Ergebnis des Erlaubnisverfalirens. über Ändenmgen liin- 
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sichtUch der Erlaubnis der ausländischen AIF-Verwaltimgs- 
gesellschaft imd über einen Entzug der Erlaubnis. 

(2) Die Bundesanstalt untenichtet die Europäische Wert- 
papier- luid Marktaufsichtsbehörde von den Erlaubnisanträ- 
gen. die sie abgelehnt hat und legt dabei Angaben zu den 
ausländischen AIF-Verw'altimgsgesellschaften. die eine Er- 
laubnis beantragt haben sowie die Griinde für die Ablehnung 
vor. Wenn die Europäische Wertpapier- luid Marktaufsichts- 
behörde. die ein zentrales Verzeicluiis dieser Angaben führt, 
hifonnationen aus diesem Verzeicluiis der Bimdesanstalt auf 
Anfrage zur Verfiigimg gestellt hat. behandelt die Bimdes- 
anstalt diese hifonnationen vertrauhch. 

§61 §61 

Änderung des Refereuzmitgliedstaates unverändert 

einer ausländischen AIF-Vei-waltungsgesellschaft 

(1) Die weitere Geschäftsentwicklung einer ausländi- 
schen AIF-Verwaltmigsgesellschaft in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union mid den Vertragsstaaten des Ab- 
konunens über den Europäischen Wirtschaftsrauni hat keine 
Auswirkmigen auf die Bestinimmig des Referenzuiitghed- 
staates. Wemi eine durch die Bmidesanstalt zugelassene aus- 
ländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft jedoch iiuierhalb 
von zw^ei Jaluen nach iluer Erstzulassmig ilue Vertriebsstra- 
tegie ändert luid wetm diese Ändenuig. falls die geänderte 
Vertriebsstrategie die ursprüngliche Vertriebsstrategie gewe- 
sen wäre, die Festlegung des Refereuzmitgliedstaates beein- 
flusst hätte, hat die ausländische AIF-Verwaltungsgesell- 
scliaft die Bimdesanstalt von dieser Ändenuig vor iluer 
Diuclifülirmig in Keimtiüs zu setzen mid iluen neuen Refe- 
renzniitgliedstaat gemäß den Kiiterien nach Artikel 37 Ab- 
satz 4 der Richtlinie 2011/61/EU mid entsprechend der 
neuen Strategie anzugeben. Die ausländische AIF-Verwal- 
timgsgesellschaft hat ihre Beiuteihmg zu begründen, indem 
sie ilue neue Vertriebsstrategie der Bmidesanstalt gegenüber 
offenlegt. Zugleich hat die ausländische AJF-Verw'altmigs- 
gesellschaff Angaben zu ilueni gesetzlichen Vertreter, ein- 
scliließlich zu dessen Name mid dem Ort. an dem er seinen 
Sitz hat. vorzulegen. Der gesetzliche Vertreter muss seinen 
Sitz in dem neuen Referenzmitgliedstaat haben. 

(2) Die Bundesanstalt beurteilt, ob die Festlegung diuch 
die ausländische AIF-Verwaltmigsgesellschaff gemäß Ab- 
satz 1 zutreffend ist mid setzt die Eiuopäische Wertpapier- 
imd Marktaufsichtsbehörde von dieser Beiuteilimg in Keiuit- 
nis. In ihrer Meldmig an die Eiuopäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde legt die Bmidesanstalt die Begrün- 
dmig der ausländischen AJF-Verw'altmigsgesellschaft für 
ilue Beurteilung lünsichtlich des Referenzmitgliedstaates 
mid Informationen über die neue Vertriebssüategie der aus- 
ländischen AJF-Verwaltmigsgesellschaff vor. 

(3) Nachdem die Bmidesanstalt die Empfelilmig der Emo- 
päischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde im Hin- 
blick auf ilue Beiuteihmg gemäß Absatz 2 erhalten hat. setzt 
sie die ausländische AIF-Verw'altmigsgesellschaff. deren 
lusprünglichen gesetzlichen Vertreter mid die Em'opäische 
Wertpapier- mid Marktaufsichtsbehörde von iluer Entschei- 
dmig in Keimtiüs. 

(4) Ist die Bmidesanstalt nüt der von der ausländischen 
AIF-Verwaltmigsgesellschaft vorgenonmienen Beiuteilimg 
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einverstanden, so setzt sie auch die zuständigen Stellen des 
neuen Referenzinitgliedstaates von der Ändenmg in Keimt- 
nis. Die Bundesanstalt überaiittelt den zuständigen Stellen 
des neuen Referenzmitgliedstaates miverzüglich eine Ab- 
scluift der Erlaubnis- imd Aufsichtsimterlagen der ausländi- 
schen AIF-Verwaltmigsgesellschaft. Ab dem Zeitpmikt des 
Zugangs der Zulassiuigs- imd Aufsichtsmiterlagen sind die 
zuständigen Stellen des neuen Referenzniitghedstaates für 
Zulassung imd Aufsicht der ausländischen AIF-Verw’al- 
timgsgesellschaft zuständig. 

(5) Wemi die abscliließende Entscheidung der Bimdesan- 
stalt im Widerspruch zu den Empfelilimgen der Eiuopä- 
ischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde gemäß Ab- 
satz 3 steht, gilt Folgendes: 

1 . die Bimdesanstalt setzt die Europäische Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde davon imter Angabe ilirer Gründe 
in Kemitnis; 

2. wemi die ausländische AIF-Vervi'altimgsgesellschaft An- 
teile von diuch sie verw'alteten AJF in anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Union oder Vertragsstaaten des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraiun als 
der Bmidesrepublik Deutscliland vertreibt, setzt die Bmi- 
desanstalt davon auch die zuständigen Stellen dieser an- 
deren Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Ver- 
tragsstaaten des Abkonmiens über den Emopäischen 
Wirtschaftsraum imter Angabe iluer Gründe in Kemitnis. 

Gegebenenfalls setzt die Bimdesanstalt davon auch die 
zuständigen Stellen der Herkmiftsmitghedstaaten der von 
der ausländischen AIF-Verw'alümgsgesellschaft veiw'al- 
teten AIF imter Angabe ilu er Gründe in Kemitnis. 

(6) Erweist sich anhand des tatsäcldichen Verlaufs der Ge- 
schäftsentw'icklimg der ausländischen AIF- Verwaltungsge- 
sellschaft in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder Vertragsstaaten des Abkommens über den Europä- 
ischen Wirtschaftsraimi iimerhalb von zw'ei Jahren nach Er- 
teihmg ihrer Erlaubnis, dass der von der ausländischen AIF- 
Verwaltimgsgesellschaft zum Zeitpunkt üuer Erlaubnis vor- 
gelegten Vertriebsstrategie nicht gefolgt worden ist. die aus- 
ländische AJF- Verwaltungsgesellschaft diesbezüglich fal- 
sche Angaben gemacht hat oder die ausländische AIF- 
Verwaltmigsgesellschaft sich bei der Ändenmg ihrer Ver- 
triebsstrategie nicht an die Absätze 1 bis 5 gehalten hat. so 
fordert die Bmidesanstalt die ausländische Verw'altungsge- 
sellschaft auf. den Referenzmitghedstaat gemäß iluer tat- 
säcldichen Vertriebsstrategie aiizugeben. Das Verfaluen 
nach den Absätzen 1 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. 

Kommt die ausländische AJF-Verwaltmigsgesellschaft der 
Auffordenmg der Bmidesanstalt nicht nach, so entzieht sie 
ilu die Erlaubnis. 

(7) Ändert die ausländische AJF-Verw'altmigsgesellschaft 
ilue Vertriebsstrategie nach Ablauf der in Absatz 1 genaiui- 
ten Zeitspamie luid will sie iluen Referenznütgliedstaat ent- 
sprechend iluer neuen Veitriebsstrategie ändern, so kaiui sie 
bei der Bimdesanstalt einen Antrag auf Ändenmg ilues Re- 
ferenznütgliedstaates stellen. Das Verfaluen nach den Absät- 
zen 1 bis 5 gilt entsprechend. 

(8) Sofern die Bmidesrepublik Deutscliland gemäß den 
Absätzen 1 bis 7 als neuer Referenznütgliedstaat festgelegt 
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wird, gilt die Zulassung des bisherigen Referenzuütglied- 
staates als Erlaubnis im Simie des § 58. § 39 ist entsprechend 
anzuwenden. 


§62 

Rerhtsstreitigkeiten 

(1) Sofern die Bimdesrepublik Deutscliland Referenzmit- 
gliedstaat einer ausländischen AIF-Verw'altungsgesellschaft 
ist oder als solcher in Betracht koimnt. werden alle zwischen 
der Bimdesanstalt imd der ausländischen AIF-Veiwaltimgs- 
gesellschaft auftretenden Streitigkeiten nach deutschem 
Recht beigelegt imd unterliegen deutscher Gerichtsbarkeit. 

(2) Alle Streitigkeiten, die zwischen der ausländischen 
AIF-Verwaltungsgesellschaft oder dem AIF einerseits imd 
Anlegern des jeweihgen AIF, die iluen Sitz in der Europä- 
ischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkonmiens 
über den Europäischen Wirtschaftsraimi haben, andererseits 
auftreten. w'erden nach dem Recht des jeweiligen Mitglied- 
staates der Europäischen Union oder des Vertragsstaates des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraum beige- 
legt. in dem der Anleger seinen Sitz hat imd miterhegen des- 
sen Gerichtsbarkeit. 

§ 63 § 63 

VeiTreismöglichkeiten der Bundesanstalt an die unverändert 

Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde 

Die Bmidesanstalt kami die folgenden Angelegenlieiten 
der Europäischen Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde 
zur Keimtnis bringen, die im Ralmien der ilir durch Arti- 
kel 19 der Verordnmig (EU) Nr. 1095/2010 übeitragenen 
Befugnisse tätig w'erden kami: 

1 . wenn die Bundesanstalt nicht mit der Entscheidimg einer 
ausländischen AJF-Verwalümgsgesellschaft hinsichtlich 
ihres Referenzmitghedstaates einverstanden ist. 

2. w'erm die Bundesanstalt nicht mit der Bew'ertung der An- 
w'endimg von Artikel 37 Absatz 7 Unterabsatz 1 Buch- 
stabe a bis e und g der Richtlinie 2011/61/EU durch die 
zuständigen Stellen des Referenzmitgliedstaates einer 
ausländischen AIF-Verwaltmigsgesellschaft einverstan- 
den ist. 

3. w’emi eine für einen EU-AJF zuständige Stelle die gemäß 
Artikel 37 Absatz 7 Unterabsatz 1 Buchstabe d der Richt- 
linie 20 11/61 /EU geforderten Vereinbanmgen über Zu- 
sanmienarbeit nicht iimerhalb eines angemessenen Zeit- 
raums abschheßt. 

4. W'eim die Bmidesanstalt nicht mit einer von den zuständi- 
gen Stellen des Referenzmitgliedstaates einer ausländi- 
schen AIF-Verw'altmigsgesellschaft erteilten Zulassung 
einverstanden ist. 

5 . w'emi die Bmidesanstalt nicht mit der Bewertmig der An- 
w'endmig von Artikel 37 Absatz 9 der Richtlinie 2011/61/ 

EU durch die zuständigen Stellen des Referenzniitglied- 
staates einer ausländischen AIF -Verwaltmigsgesellschaft 
einverstanden ist. 

6. W'erm die Bmidesanstalt nicht mit der Beurteilimg liin- 
sichthch der Festlegmig des Referenzmitgliedstaates 


§62 

unverändert 
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nach Artikel 37 Absatz 11 oder Absatz 12 der Richtlinie 
2011/61/EU einverstanden ist. 

7. w'emi eine zuständige Stelle einen Antrag auf Infonna- 
tionsaustausch gemäß den auf Gnmdlage von Artikel 37 
Absatz 17 der Richtlinie 2011/61/EU von der Europä- 
ischen Kommission erlassenen teclmischen Regulie- 
rungs Standards ableluit. 

§64 

Vergleichende Analyse der Zulassnng 
von und der Aufsicht über ausländische 
AIF-Versvaltungsgesellschaften 

(1) Sofern die Europäische Wertpapier- mid Marktauf- 
sichtsbehörde nach Artikel 38 Absatz 4 der Richtlinie 2011/ 

61 /EU Leitlinien und Empfehlimgen herausgibt, imi einlieit- 
liche, effiziente imd wirksame Praktiken für die Aufsicht 
über ausländische AIF-Verwaltimgsgesellschaften zu schaf- 
fen. imteniinunt die Biuidesanstalt alle erforderüchen An- 
strengmigen. um diesen Leitlinien luid Empfelilimgen nach- 
zukouunen. 

(2) Die Biuidesanstalt bestätigt bimien zw^ei Monaten 
nach der Herausgabe einer Leitlinie oder Empfeliliuig. ob sie 
dieser Leitlinie oder Empfelilung naclikonuiit oder naclizu- 
kouuiien beabsichtigt. Weim sie der Leitlinie oder Empfeh- 
liuig nicht naclikonuiit oder naclizukonmien beabsichtigt, 
teilt sie dies der Eiuopäischen Wertpapier- mid Marktauf- 
sichtsbehörde unter Angabe der Gründe uüt. 

§64 

unverändert 

§65 

Verwaltung von EU-AIF durch ausländische 
AIF-Vei'waltungsgesellschaften, für die die Bundes- 
repubUk Deutschland Referenzmitgliedstaat ist 

(1) Die Verwaltimg eines EU-AIF diucli eine ausländische 
AIF-Verwaltungsgesellschaft. für die die Bundesrepublik 
Deutscliland gemäß § 56 Referenzmitgliedsstaat ist und die 
über eine Erlaubnis nach § 58 verfügt, im Wege des grenz- 
überschreitenden Dienstleistimgsverkelus oder über eine 
Zw'eigniederlassung setzt voraus, dass sie der Bundesanstalt 
folgende Angaben übermittelt hat: 

1 . den Mitgliedstaat der Europäischen Union oder den Ver- 
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraimi. in dem sie EU-AIF im Wege des grenzüber- 
schreitenden Dienstleistungsverkelus oder über eine 
Zweigniederlassmig zu verwalten beabsichtigt; 

2. einen Geschäftsplan, aus dem insbesondere heiv'orgeht. 
welche Arten von EU-AIF sie zu verw'alten beabsichtigt. 

(2) Die Errichtung einer Zweigniederlassung dm'ch eine 
ausländische AIF-Verwaltungsgesellschaft in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkonuiiens über den Eiuopäischen Wirt- 
schaftsrauni setzt voraus, dass sie der Bmidesanstalt zusätz- 
lich zu den Angaben nach Absatz 1 folgende Informationen 
übennittelt hat: 

1 . den organisatorischen Aufbau der Zweigniederlassmig. 

2. die Ansclirift. mit er der im Herkimftsmitgliedstaat des 
EU-AIF Unterlagen angefordert werden köimen sowie 

§65 

unverändert 
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3. die Nainen und Kontaktangaben der Geschäftsfüluer der 

Zweigniederlassung. 

(3) Besteht kein Gnmd zur Aimaluiie. dass die ausländi- 
sche AIF-Verw'altungsgesellschaft oder die Verwaltung des 
EU-AIF durch diese gegen dieses Gesetz verstößt oder ver- 
stoßen wird, übemiittelt die Bundesanstalt die vollständigen 
Unterlagen biimen eines Monats nach dem Eingang der voll- 
ständigen Unterlagen nach Absatz 1 oder gegebenenfalls 
biiuien zw'ei Monaten nach dem Eingang der vollständigen 
Unterlagen nach Absatz 2 zusanunen mit einer Bescheini- 
giuig über die Erlaubnis der betreffenden ausländischen AIF- 
Verwaltimgsgesellschaft an die zuständigen Stellen des Auf- 
nalmiemitgliedstaates der ausländischen AIF-Veiwaltimgs- 
gesellschaft. 

(4) Die Bmidesanstalt mitenichtet die ausländische AIF- 
Verwaltungsgesellschaft imverzüglich über die Übermitt- 
hmg der Unterlagen. Die ausländische AJF-Veiwaltimgsge- 
sellschaft darf erst nach Eingang der Übennitthmgsmeldmig 
mit der Verwaltung von EU-AIF im jeweiligen Aufiialmie- 
mitgliedstaat begiimen. Die Bmidesanstalt teilt zudem der 
Europäischen Wertpapier- luid Marktaufsichtsbehörde mit. 
dass die ausländische AIF-Verwaltmigsgesellschaft in den 
jeweiligen Aufiiahmemitghedstaaten mit der Verw^altimg des 
EU-AIF begiimen kaim. 

(5) Eine Ändenmg der nach Absatz 1 oder gegebenenfalls 
nach Absatz 2 übermittelten Angaben hat die ausländische 
AIF-Veiw'altmigsgesellschaft der Bmidesanstalt mindestens 
einen Monat vor der Dmclifiüumig der Ändenmg. oder, bei 
imgeplanten Ändermigen. imverzüglich nach Eintreten der 
Ändenmg. scliriftlich anzuzeigen. 

(6) Sollte die geplante Ändeimig dazu führen, dass die 
ausländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft oder die Verwal- 
tmig des EU-AIF durch diese nmunelir gegen dieses Gesetz 
verstößt, mitersagt die Bundesanstalt der ausländischen AEF- 
Verwalnmgsgesellschaft miverzüghch die Änderung. 

(7) Wird eine geplante Ändenmg migeachtet der Absätz 5 
imd 6 durchgefiilirt oder führt eine durch einen imgeplanten 
Umstand ausgelöste Ändenmg dazu, dass die ausländische 
AIF- Verwaltungsgesellschaft oder die Verw'altung des EU- 
AIF durch diese nmmielir gegen dieses Gesetz verstößt, so 
ergreift die Bmidesanstalt alle erforderlichen Maßnahmen. 

(8) Über Ändermigen. die im Einklang mit diesem Gesetz 
stehen, unterrichtet die Bmidesanstalt unverzüglich die zu- 
ständigen Behörden des Aufiialmieniitgliedstaates der aus- 
ländischen AIF-Verw'altungsgesellschaft von diesen Ände- 
nmgen. 


§ 66 § 66 

Inländische Zweigniederlassnng nnd grenzüber- unverändert 

schreitender Dienstleistnngsverkehr von ausländischen 
AIF-Veiwaltungsgesellschaften, deren Referenzmitglied- 
staat nicht die Bundesrepublik Deutschland ist 

(1) Beabsichtigt eine ausländische AIF-Verw'altmigsge- 
sellschaft. deren Referenzmitgliedstaat nicht die Bmides- 
republik Deutscliland ist. erstmals im Wege des grenz- 
überschreitenden Dienstleistmigsverkelirs oder über eine 
Zweigniederlassmig inländische Spezial-AIF zu verw'alten. 
so ist dies nur zulässig, wemi die zuständigen Stellen des Re- 
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fereiizmitgliedstaates der ausländischen AIF-Verwaltiuigs- 
gesellschaft der Biuidesanstalt folgende Angaben und Unter- 
lagen übermittelt haben: 

1 . eine Bescheinigung darüber, dass die ausländische AJF- 
Verw'altiuigsgesellschaft eine Zulassimg gemäß der 
Richtlinie 2011/61/EU erhalten hat. dmdi die die im 
Inland beabsichtigten Tätigkeiten abgedeckt sind. 

2. die Anzeige der Absicht der ausländischen AIF-Verw’al- 
tungsgesellschaft. in der Bimdesrepublik Deutschland im 
Wege des grenzübersclueitenden Dienstleistungsver- 
kelirs oder über eine Zweigniederlassung inländische 
Spezial- AIF zu verw'alten sowie 

3. einen Geschäftsplan, aus dem insbesondere her\’orgeht. 
welche inländischen Spezial-AIF die ausländische AIF- 
Verw'altimgsgeseUschaft zu verw'alten beabsichtigt. 

(2) Beabsichtigt die ausländische AIF-Verw'altimgsgesell- 
scliaft die Errichtimg einer Zweigniederlassiuig. so ist dies 
nur zulässig, weim die zuständigen Stellen des Referenzmit- 
gliedstaates der Bmidesanstalt zusätzlich zu den Angaben 
nach Absatz 1 folgende Informationen übermittelt haben: 

1 . den organisatorischen Aufbau der Zweigniederlassiuig. 

2 . die Anschrift, unter der im Inland Unterlagen augefordert 
werden kömien sowie 

3. die Namen und Kontaktangaben der Geschäftsftüirer der 
Zweigniederlassmig. 

(3) Die ausländische AIF-Verwaltungsgesellschaft kaiui 
lumiittelbar nach dem Erhalt der Übennittlmigsmeldmig 
durch ihren Referenzmitgliedstaat gemäß Artikel 41 Absatz 4 
der Richtlinie 201 1/6 1/EU mit der Veiwaltimg von inländi- 
schen Spezial-AIF im Inland begimien. 

(4) Auf die Zweigniederlassiuigen im Sinne des Absatzes 1 
sind § 3 Absatz 1, 4 mid 5, die §§ 14, 26 Absatz 2. 3 imd 7, 
§ 27 Absatz 1 bis 4, die §§ 33, 34 Absatz 3 Nmnmer 8 sowie 
die §§ 293, 295 Absatz 5, §§ 307 imd 308 entsprechend 
anzuwenden. Auf die Tätigkeiten im Wege des grenzüber- 
sclireitenden Dienstleistungsverkelus nach Absatz 1 Satz 1 
sind die §§ 14, 293, 295 Absatz 5, §§ 307 imd 308 entspre- 
chend anzuwenden. 

(5) Auf die Tätigkeit einer ausländischen AIF-Vervi'al- 
tmigsgesellschaff. deren Referenzmitgliedstaat nicht die 
Bimdesrepublik Deutscliland ist und die inländische Spezial- 
AIF verw'altet. sind migeachtet der Anfordenmgen nach Ab- 
satz 4 die §§ 80 bis 161, 273 Satz 1 imd §§ 274 bis 292 ent- 
sprechend anzuwenden. 

§67 

Jahresbericht für EU-AIF und ausländische AIF 

(1) Jede AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft ist ver- 
pflichtet. für jeden von ilu veiwalteten EU-AIF imd fiü jeden 
von ilir in der Europäischen Union vertriebenen EU-AIF 
oder ausländischen AIF füi' jedes Greschäftsjalu spätestens 
sechs Monate nach Ende des Geschäftsjalues einen Jalires- 
bericht gemäß Absatz 3 zu erstellen. Dieser Jaluesbericht ist 
den Anlegern auf Anfrage vorzulegen. 

(2) Ist der EU-AIF oder ausländische AIF nach der Richt- 
linie 2004/1 09/EG des Europäischen Parlaments mid des Ra- 
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Jahresbeiicht für EU-AIF und ausländische AIF 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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tes vom 15. Dezember 2004 zur Harmonisierung der Trans- 
parenzanfordenmgen in Bezug auf Infonnationen über 
Emittenten, deren Wertpapiere ziuii Handel auf einem gere- 
gelten Markt zugelassen sind (ABI. L 390 vom 31.12.2004, 
S. 38) verpflichtet. Jaluesfinanzberichte zu veröffentlichen, 
so sind Anlegern auf Anfrage ledigUch die Angaben nach 
Absatz 3 Nimuner 4 bis 6 zusätzlich vorzulegen. Die Vorlage 
kami gesondert spätestens vier Monate nach Ende des Ge- 
schäftsjalires oder m Form einer Ergänzmig bei der Veröf- 
fentlichung des Jaliresfmanzberichts erfolgen. 

(3) Der Jaliresbericht muss mindestens Folgendes enthal- 
ten: 

1 . eine Bilanz oder eine Vemiögensübersicht: 

2. eine Aufstellung der Erträge imd Aufw'endimgen des Ge- 
schäftsjalires; 

3. einen Bericht über die Tätigkeiten im abgelaufenen Ge- 
schäfts) alir; 

4. jede wälirend des abgelaufenen Geschäfts) alu-es eingetre- 
tene wesentliche Änderung hinsichtlich der nach § 307 
Absatz 1 oder Absatz 2 erste Alternative in Verbindung 
mit § 297 Absatz 4 und § 308 Absatz 1 bis 4 zur Verfü- 
gimg zu stellenden Infonnationen; 

5. die Gesamtsunmie der im abgelaufenen Geschäfts) alu 
gezalilten Vergütungen, gegliedert m feste imd variable 
von der Kapitalverwaltimgsgesellschaft an ilire Mitarbei- 
ter gezalilte Vergütimgen. die Zalil der Begünstigten und 
gegebenenfalls die vom AIF gezahlten Canied Interests; 

6. die Gesamtsimmie der im abgelaufenen Geschäftsjalu 
gezalilten Vergütungen, aufgegliedeil nach Führungs- 
kräften und Mitarbeitern der Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft . deren Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikopro- 
fil des AIF auswirkt. 

Inlialt imd Form des Jaliresberichts bestinmien sich im 
Übrigen nach den Artikehi 103 bis 107 der Verordnung (EU) 
Nr. .../2013 [Level-2-Verordnimg gemäß Artikel 22 Ab- 
satz 4 der Richtlinie 2011/61/EU]. 

(4) Die im Jaliresbericht enthaltenen Zahlenangaben wer- 
den gemäß den Reclmimgslegimgsstandards des Herkimfts- 
niitgliedstaates des AIF oder gemäß den Reclmiuigslegmigs- 
standards des Drittstaates, in dem der ausländische AIF 
seinen Sitz hat. oder gemäß den in den Anlagebedingungen, 
der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag des AIF festge- 
legten Rechnungslegiuigsstandards erstellt. Dies gilt nicht 
im Fall des Absatzes 2. 

(5) Die im Jaliresbericht enthaltenen Zahlenangaben wer- 
den von einer oder melireren Personen gepitift. die gemäß 
der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Pai lanients und 
des Rates vom 17. Mai 2006 über Absclilussprüfungen von 
Jaliresabsclilüssen mid konsolidierten Absclilüssen (ABI. L 
157 vom 9.6.2006, S. 87) gesetzhch zur Absclüussprüfiuig 
zugelassen sind. Der Absclilussprüfer hat über die Prüfung 
einen Prüfimgsbericht zu erstellen und das Ergebnis der Prü- 
ftmg ui einem Bestätigimgsvemierk zusanmienzufassen. Der 
Prüfimgsbericht und der Bestätigmigsvennerk des Ab- 
schlussprüfers euischließlich etw'aiger Einscliränkungen 
sind Ul jedem Jaliresbericht vollständig wiederzugeben. Ab- 
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(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die im Jahresbericht enthaltenen Zahlenangaben wer- 
den von einer oder melireren Personen geprüft, die gemäß 
der Richtluiie 2006/43/EG des Emopäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Mai 2006 über Abschlussprüfungen von 
Jaliresabsclilüssen mid konsohdierten Absclilüssen (ABI. L 
157 vom 9.6.2006, S. 87) gesetzlich zur Absclilussprüfimg 
zugelassen sind. Der Absclilussprüfer hat das Ergebnis der 
Prüfimg in einem Bestätigimgsvemierk zusanmienzufassen. 
Der Bestätigimgsvemierk des Abschlussprüfers einscliheß- 
lich etw'aiger Einsclu'äukimgen ist in jedem Jahresbericht 
vollständig wiederzugebeu. Abweichend von den Sätzen 1 
mid 2 kömien AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaften. die 
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weichend von den Sätzen 1 imd 2 kömien AIF-Kapitalver- 
waltungsgesellschaften. die ausländische AIF verw'alten. die 
Jaliresberichte dieser AIF einer Priifung entsprechend den 
intemationaleii Prüfiingsstandards imterziehen. die in dem 
Staat verbindlich vorgesclirieben oder ziigelassen sind, in 
dem der ausländische AIF seinen satzimgsmäßigen Sitz hat. 

Abschnitt 3 
Verwahrstelle 

Unterabsclmitt 1 

Vorscliriften fiir OGAW-Verw'alirstellen 

§68 

Beauftragung und jährliche Prüfung; 

Verorduungsermächtiguug 

(1) Die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft hat sicher- 
zustellen. dass fiir jeden von ilir verw'alteten OGAW eine Ver- 
walirstelle im Siiuie des Absatzes 2 beauftragt wird. Die Be- 
auftragimg der Verw'alustelle ist in einem scluiftüchen 
Vertrag zu vereinbai en. Der Vertrag regelt imter anderem den 
Infonuationsaustausch. der für erforderlich erachtet w'ird. da- 
mit die Verw'alirsteUe nach den Vorscliriften dieses Gesetzes 
luid gemäß den anderen einsclilägigen Rechts- imd Verw'al- 
tungsvorscliriften iliren Aufgaben fiir den OGAW, fiir den sie 
als Verw'ahrstelle beauftragt wurde, naclikommen kaiui. 

(2) Die Verw'alirstelle ist ein Kreditinstitut Un Sinne des 
Artikels 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. .../2013 
[CRR- Vero/dnung] mit satzmigsmäßigem Sitz in der Euro- 
päischen Union, das gemäß § 32 des Kreditw'esengesetzes 
oder den im Herkimftsmitgliedstaat des EU-OGAW anzu- 
wendenden Vorscliriften. die die Richtlinie 2013/.. ./EU 
[CRD-Richtlinie] umsetzen. zugelassen ist. 

(3) Verwaltet die OGAW-Kapitalverw^altmigsgesellscliaft 
inländische OGAW, muss die Verw'alirstelle iluen Sitz im Gel- 
tmigsbereich dieses Gesetzes liaben. Bei der Verw'alirstelle fiir 
einen inländischen OGAW muss es sich imi ein CÄR-Kiedit- 
institut im Sinne des § 1 Absatz 3d des Kreditwesengesetzes 
handehi. das über die Erlaubnis zum Betreiben des Depotge- 
schäfts nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 des Kreditw'esen- 
gesetzes verfügt. Als Verw'alirsteUe fiir inländische OGAW 
kann auch eine Zweigniederlassimg eines CÄR-Kreditinstituts 
im Sinne des § 53b Absatz 1 Satz 1 des Kreditw^esengesetzes 
im Gelttmgsbereich dieses Gesetzes beauftragt werden. 

(4) Mindestens ein Geschäftsleiter des Kreditinstituts, das 
als Verw^ahrstelle beauftragt werden soll, muss über die fiir 
die VerwalirsteUenaufgaben erforderliche Erfahrung verfü- 
gen. Das Kreditinstitut muss bereit imd in der Lage sein, die 
fiir die Erfüllung der Verw'alirstellenaufgaben erforderlichen 
organisatorischen Vorkelinmgen zu schaffen. 

(5) Die Veiw'ahrstelle muss ein Anfangskapital von min- 
destens 5 Milhonen Euro haben. Hienwi luiberülui bleiben 
etwaige Eigeimiittelanfordermigen nach dem Kreditw'esen- 
gesetz. 

(6) Der Vertrag nach Absatz 1 muss insbesondere die In- 
halte über den Informationsaustausch beriicksichtigen. die in 
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ausländische AIF verw'alten. die Jaliresberichte dieser AIF 
einer Prüfung entsprechend den intemationaleii Priiftuigs- 
standards imterziehen. die in dem Staat verbindlich vorge- 
sclirieben oder zugelassen sind, in dem der ausländische AIF 
seinen satzungsmäßigen Sitz hat. 

Abschnitt 3 
Verwahrstelle 

Unterabsclmitt 1 

Vorscliriften für OGAW-Verw'alirstellen 

§68 

Beauftragung uud jährliche Prüfung; 
Verorduungsermächtigung 

(1) unverändert 


(2) Die Verwalustelle ist ein Kreditinstitut mit satzimgs- 
mäßigem Sitz in der Europäischen Union, das gemäß § 32 
des Kreditw'esengesetzes oder den im Herkimffsmitghed- 
staat des EU-OGAW anzuwendenden Vorschriften, die die 
Richtlinie 2006/48/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 14. Jnni 2006 über die Aufnahme und 
Ansübnng der Tätigkeit der Ki'editinstitnte (ABI. L 177 
vom 30.6.2006, S. 1) imisetzen. zugelassen ist. 

(3) Verw^altet die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaff 
inländische OGAW, muss die Verwalirstelle ihren Sitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben. Bei der Verw'ahr- 
stelle füi' einen inländischen OGAW muss es sich um ein 
Kreditinstitut handehi. das über die Erlaubnis zum Betreiben 
des Depotgeschäfts nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 des 
Kreditw'esengesetzes verfügt. Als Verwalirstelle für inländi- 
sche OGAW kaim auch eine Zweigniederlassimg eines Kre- 
ditinstituts im Siime des § 53b Absatz 1 Satz 1 des Kreditwe- 
sengesetzes im Geltimgsbereich dieses Gesetzes beauftragt 
werden. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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den Artikeln 30 bis 33 und 35 der Richtlinie 2010/43/EU der 
Kommission vom 1. Juli 2010 zur Durchfulinmg der Richt- 
linie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf oiganisatorische Anfordenmgen. Inte- 
ressenkonflikte. Wolilverhalten. Risikonianagement mid den 
Inhalt der Vereinbarung zwischen Verwalustelle mid Ver- 
waltungsgesellschaft (ABI. L 176 vom 10.7.2010, S. 42) 
genamit sind. Der Vertrag imterliegt dem Recht des Her- 
kimffsmitgliedstaates des OGAW. Der Vertrag kami auch 
verschiedene OGAW betreffen; in diesem Fall hat er eine 
Liste aller OGAW zu enthalten, auf die sich der Vertrag be- 
zieht. Über die in Artikel 30 Buchstabe c und d der Richtlinie 
2010/43/EU genamiten Mittel und Verfaluen kamt auch ein 
gesonderter sclirifthcher Vertrag gesclilossen w'erden. 

(7) Die ordnungsgemäße ErfuUimg der gesetzhchen oder (7) unverändert 
vertraglichen Pflichten als Verw'alirstelle durch das Kreditin- 
stitut oder die Zweigniederlassung ist durch einen geeigneten 

Absclilussprüfer eiimial jälirlich zu prüfen. Geeignete Prüfer 
sind 'Mrtscliaffsprüfer. die hinsichtlich des Prüfimgsgegen- 
standes über ausreichende Erfalinmg verfügen. Die Verw'alu- 
stelle hat den Prüfer spätestens zw'ei Monate nach Ablauf des 
Kalendeijalues zu bestellen, auf das sich die Prüfimg er- 
streckt. Die Verw'alu'steUe hat den Prüfer vor der Erteilung 
des Prüfungsauftrags der Bundesanstalt anzuzeigen. Die 
Bundesanstalt kann imierhalb eines Monats nach Zugang der 
Anzeige die Bestelhmg eines anderen Prüfers verlangen, 
weiui dies ziu Erreichung des Prüfiuigszwecks geboten ist. 

Der Prüfer liat den Prüfungsbericht mrverzüglich rrach Been- 
digmrg der Prüfung der Bimdesanstalt einzureichen. 

(8) Das Biuidesmirristeriimi der Finanzen wird emiächtigt. (8) unverändert 
durch Rechtsverordrrimg. die nicht der Zrrstirnmiuig des Bim- 

desrates bedarf, riäliere Bestimmungen über Art. Umfang und 
Zeitpmrkt der Prüfung rrach Absatz 7 Satz 1 zu erlassen, so- 
weit dies zur Erfülliuig der Aitfgaben der Bundesanstalt erfor- 
derlich ist. insbesondere mu eirrlreitliche Unterlagen zur Beur- 
teilimg der Tätigkeit als Verw'alirstelle zu erhalten. Das 
Bimdesministeriimi der Finanzen karui die Emiächtigruig 
diuch Rechtsverordniuig auf die Bimdesanstalt übertragen. 


§69 


§69 

unverändert 


Aufsicht 


(1) Die Ausw'ahl sow'ie jeder Wechsel der Verw'ahrstelle 
bedürfen der Gerielimigimg der Bimdesanstalt. Die Bmides- 
anstalt kaim die Genelimigmig mit Nebenbestinmiimgen 
verbinden. Erlässt die Bmidesanstalt eine Übertragimgsan- 
ordnimg nach § 48a Absatz 1 oder § 48k Absatz 1 des Kre- 
ditwesengesetzes gegenüber einer Verw'ahrstelle mit der 
Folge, dass deren Veiwalirstellenaufgaben auf einen über- 
nehmenden Rechtsträger übergehen, gilt der durch die An- 
ordnimg herbeigeführte Verw'alirstellenw'echsel als geneh- 
migt. sobald der Verwalustelle die Anordnmig gemäß § 48g 
Absatz 1 des Kreditw'esengesetzes bekaimt gegeben w'ird. 
Die Bimdesanstalt hat die OGAW- Verwaltungsgesellschaf- 
ten. die die Verw'alirstelle beauftragt haben, miverzüglich 
nach Bekamitgabe der Übertiagmigsanordnung über den 
Wechsel der Verw'alirstelle zu unteiTichten. 

(2) Die Bimdesanstalt karm der OGAW-Kapitalverw'al- 
tungsgesellschaft jederzeit einen Wechsel der Verw'ahrstelle 
auferlegen. Dies gilt insbesondere daim. wemi die Verw'ahr- 
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stelle ilire gesetzlichen oder vertraglichen Pflichten nicht 
ordniuigsgemäß erftillt oder ilu Anfangskapital die nach § 68 
Absatz 5 vorgeschriebene Mindesthöhe imtersclu'eitet. 

(3) Die Verwalustelle stellt der Bundesanstalt auf Anfrage 
alle hifomiationen ziu Verfugimg. welche die Verw'alu'stelle 
iin Rahmen der ErfuUmig iluer Aufgaben erhalten hat imd 
welche die Bimdesanstalt oder die zuständigen Stellen des 
Herkmiftsmitghedstaates der EU-CXjAW-Verw'altiuigsgesell- 
schaff benötigen kömiteu. hn letzteren Fall stellt die Bimdes- 
anstalt den zuständigen Stellen des Herkimftsmitgliedstaates 
der EU-OGAW-Verwaltmigsgesellschaft die erhaltenen hi- 
fomiationen imverzüglich zur Verfügung. 

(4) Erlässt die Bundesanstalt gegenüber der Verw'ahrstelle 
Maßnalunen auf Grundlage des § 46 Absatz 1 Satz 2 Nimi- 
mer 4 bis 6 des Kreditw'esengesetzes oder wird ein Morato- 
riimi nach § 47 des Kreditw'esengesetzes erlassen, hat die 
OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft imverzüglich eine 
neue Verwalirstelle zu beauftragen: Absatz 1 bleibt imbe- 
rülirt. Bis zur Beauftragmig der neuen Verw'alirstelle kaim 
die OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft mit Genelmii- 
gimg der Bimdesanstalt bei einem anderen Kreditinstitut im 
Siime des § 68 Absatz 3 ein SpeiTkonto errichten, über das 
die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft Zaldmigen für 
Reclmimg des inländischen OGAW tätigen oder entgegen- 
nelmien kami. 


§70 


§70 

unverändert 


Interessenkoilision 


( 1 ) Bei der Walimehmmig ilirer Aufgaben handelt die Ver- 
wahrstelle imabhäugig von der OGAW-Verw'altimgsgesell- 
schaft imd ausschheßlich im Interesse der Anleger. 

(2) Die Veiw'alirstelle darf keine Aufgaben in Bezug auf 
den inländischen OGAW oder die für Reclmmig des inländi- 
schen OGAW tätige OGAW-Verw'altimgsgesellschaft wahr- 
nelmien. die Interessenkonflikte zwischen dem inländischen 
OGAW, den Anlegern des inländischen OGAW, der OGAW- 
Verwaltungsgesellschaft und ilir selbst schaffen könnten. 
Dies gilt nicht, wemi eine ftmktionale imd liierarchische 
Tremiimg der Aufgaben vorgenommen wairde und die poten- 
ziellen Interessenkonflikte ordnmigsgemäß ennittelt. gesteu- 
ert. beobachtet und den Anlegern des inländischen OGAW 
gegenüber offengelegt w'erden. Die Verw'ahrstelle hat durch 
Vorschriften zu Organisation imd Verfaliren sicherzustellen, 
dass bei der Walimelimmig ihrer Aufgaben hiteressenkon- 
flikte zwischen der Verwalirstelle imd der OGAW-Verw'al- 
timgsgesellschaft vermieden werden. Die Einlialtimg dieser 
Vorschriften ist von einer bis auf Ebene der Geschäftsfuh- 
nmg imabhängigen Stelle zu überw'achen. 

(3) Zur Vermeidung von hiteressenkonflikten zwischen 
der Verw'alirstelle. der OGAW-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaft oder dem inländischen OGAW oder seinen Anlegern 
darf eine OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft nicht die 
Aufgaben einer Verwalustelle walmielunen. 

(4) Geschäffsleiter. Prokmisten imd die zmn gesamten 
Geschäftsbetrieb ermächtigten Handhmgsbevolhnächtigten 
der Verwalirstelle dürfen nicht gleiclizeitig Angestellte der 
OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaff sein. Geschäftslei- 
ter. Prokuristen imd die zum gesamten Geschäftsbetrieb 
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eniiäclitigten Handlimgsbevolliiiächtigten der OGAW-Kapi- 
talverw'altimgsgesellscliaft dürfen nicht gleiclizeitig Ange- 
stellte der Verw'alirstelle sein. 

(5) Die Verwalirstelle darf die ziun inländischen OGAW 
gehörenden Vemiögensgegenstände nicht wieder\'erw'enden. 

§71 

Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 
oder Aktien eines inländischen OGAW 

(1) Die Verwalnstelle hat die Anteile oder Aktien eines 
inländischen OGAW auszugeben und zurückzunehnien. An- 
teile oder Aktien dürfen nur gegen volle Leistung des Aus- 
gabepreises ausgegeben werden. Sacheinlagen sind vorbe- 
haltlich von § 180 Absatz 4 sowie § 190 Absatz 1 und 2 
unzulässig. 

(2) Der Preis für die Ausgabe von Anteilen oder Aktien 
(Ausgabepreis) muss dem Nettoinventarw'ert des Anteils 
oder der Aktie am inländischen OGAW zuzüglich eines in 
den Anlagebedingiuigen festzusetzenden Aufsclüags gemäß 
§ 165 Absatz 2 Nmnmer 8 entsprechen. Der Ausgabepreis ist 
an die Verwalirstelle zu entrichten mid von dieser abzüglich 
des Aufsclilags imverzüglich auf einem für den inländischen 
OGAW eingerichteten gespeiTten Konto zu verbuchen. 

(3) Der Preis für die Rücknahme von Anteilen oder 
Aktien (Rücknalmiepreis) muss dem Nettoinventarw'ert des 
Anteils oder der Aktie am inländischen OGAW abzüglich 
eines in den Anlagebedingmigen festzusetzenden Absclilags 
gemäß § 165 Absatz 2 Niunmer 8 entsprechen. Der Rück- 
nahmepreis ist. abzüglich des Absclilags. von dem gesperr- 
ten Konto an den Anleger zu zalilen. 

(4) Der Ausgabeaufsclilag nach Maßgabe von Absatz 2 
Satz 1 imd der Rücknahnieabsclilag nach Maßgabe von Ab- 
satz 3 Satz 1 köiuien an die OGAW-Verw'altimgsgesellschaft 
ausgezaldt werden. 


§72 

Verwahrung 

(1) Die Verwalirstelle hat die zum inländischen OGAW 
gehörenden Wertpapiere imd Einlagezertifikate in ein ge- 
sperrtes Depot zu legen. 

(2) Die zimi inländischen OGAW gehörenden Guthaben 
sind auf Sperrkonten zu verwaliren. Die Verw'ahrstelle ist be- 
rechtigt luid verpflichtet, auf Anweismig der OGAW-Ver- 
waltimgsgesellschaft auf den Sperrkonten vorhandene Gut- 
haben 

1 . auf andere Sperrkonten bei Kredituistituten mit Sitz in ei- 
nem Mitghedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkonmiens über den Europä- 
ischen Wirtschaftsraum oder 

2. auf andere Sperrkonten bei Kreditinstituten mit Sitz in 
Drittstaaten, deren Aufsichtsbestiimniuigen nach Auffas- 
smig der Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Euro- 
päischen Union gleichwertig sind. 

zu übertragen. 

(3) Nicht verwalirfaliige Vermögensgegenstände sind lau- 
fend von der Verwalirstelle zu übeiwachen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§71 


unverändert 


§72 


unverändert 
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§73 

Untervei'wahrung 


§73 

unverändert 


(1) Die Verw'ahrstelle kaim die Verw'alu'aufgaben nach 
§ 72 imter den folgenden Bedingungen auf ein anderes 
Untemelunen (Unteiverw'alu'er) auslagem: 

1 . die Aufgaben w'erden nicht in der Absicht übertragen, die 

Vorscluiften dieses Gesetzes zu mngehen; 

2. die Verwalirstelle kaim darlegen, dass es einen objektiven 

Gnmd für die Unteiverw'almmg gibt; 

3. die Verw'alirstelle geht init der gebotenen Saclikenntnis. 

Sorgfalt imd Gewissenliaftigkeit vor 

a) bei der Auswalil und Bestelhuig eines Unter\'erwah- 
rers. dem sie Teile ihrer Aufgaben übertragen möchte, 
imd 

b) bei der laufenden Kontrolle imd regehnäßigen Über- 
prüfiuig von Untenxrw'aluem. denen sie Teile iluer 
Aufgaben übertragen hat. imd von Vorkehnmgen des 
Unterverw'alirers liinsichtlich der ilmi übertragenen 
Aufgaben; 

4. die Verw'alirstelle stellt sicher, dass der Unterveiw'alirer 

jederzeit bei der Ausfüluung der ilun übertragenen Auf- 
gaben die folgenden Bedingmigen einliält: 

a) der Unten'erwalirer verfügt über eine Organisations- 
struktur und die Faclikeimtnisse. die für die Art mid 
die Komplexität der ilun anvertrauten Vennögensge- 
genstände des inländischen OGAW oder der für des- 
sen Reclmimg handehiden OGAW-Verw'altimgsge- 
sellschaft angemessen imd geeignet sind. 

b) in Bezug auf die Verw'aluaufgaben nach § 72 miter- 
liegt der Unten'erw'aluer einer wirksamen Regulie- 
rung der Aufsichtsanfordenmgen. einscliheßhch Min- 
desteigenkapitalanfordenmgen. imd einer Aufsicht in 
der betreffenden Jurisdiktion sowie einer regelmäßi- 
gen externen Reclmimgspriifimg dmch die sicherge- 
stellt wird, dass sich die Finanzinstitmiente in seinem 
Besitz befinden. 

c) der Unterverw'ahrer treimt die Vermögensgegenstände 
der Kmiden der Verw'alustelle von seinen eigenen 
Venuögensgegenständen imd von den Vermögensge- 
genständeu der Verw'ahrstelle in einer solchen Weise, 
dass sie zu jeder Zeit eindeutig den Kunden einer be- 
stimmten VerwalusteUe zugeordnet werden können. 

d) der Unteiverwaluer hält die Pflichten und Verbote 
nach § 70 Absatz 1, 2, 4 imd 5 mid nach § 72 ein. 

(2) Wemi nach den Rechtsvorscliriften eines Drittstaates 
vorgesclirieben ist. dass bestinunte Finanzinstrumente von 
einer ortsansässigen Eimichtmig verw'alut werden müssen 
imd wemi es keine ortsansässigen Einrichtmigen gibt, die die 
Anfordenmgen ftir eine Beauftragmig nach Absatz 1 Num- 
mer 4 Buchstabe b erftillen. darf die VerwalusteUe ilue Ver- 
waluaufgaben an eine solche ortsansässige Einrichtimg niu 
insoweit imd so lange übertragen, als es von dem Recht des 
Drittstaates gefordert wud imd es keine ortsansässigen Ein- 
richtimgen gibt, die die Anfordenmgen für eine Unteiver- 
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walmuig erfüllen; der erste Halbsatz gilt vorbehaltlich der 
folgenden Bedmgungen: 

1 . die OGAW-Verw^altungsgesellschaft hat die Anleger des 
jeweiligen udändischeu OGAW vor Tätigung ilirer An- 
lage ordnimgsgeniäß imterrichtet 

a) darüber, dass eure solche Unteiv’eiwaluung auf Grund 
rechtlicher Vorgaben iin Recht des Ehittstaates erfor- 
derlich ist imd 

b) über die Umstände, die die Übertragung rechtfertigen 
imd 

2. der inländische OGAW oder die ftu Reclmimg des uilän- 
dischen OGAW tätige OGAW-Verw'altimgsgesellschaft 
muss die Verw^alustelle anweisen, die Verw'almmg dieser 
Finanzinstnimeute emer solchen ortsansässigen Euirich- 
timg zu übertragen. 

(3) Der Unteiverw'alirer kamt imter den Voraussetzimgen 
nach den Absätzen 1 und 2 die Verw'aluaufgaben nach § 72 
auf ein anderes Untemelmien miterauslagem. § 77 Absatz 3 
imd 4 gilt entsprechend für die jeweils Beteiligten. 

(4) Mit Ausnalmie der Verwaliraufgaben nach § 72 darf 
die Verw'ahrstelle ihre nach diesem Unterabscluütt festgeleg- 
ten Aufgaben nicht auslagem. 

(5) Die Erbringimg von Dienstleistungen nach der Richt- 
luiie 98/26/EG durch Wertpapierliefer- mid Abreclmimgs- 
systeme. wie es für die Zwecke jener Richtluiie vorgesehen 
ist. oder die Erbringung älmlicher Dienstleistungen durch 
Wertpapierliefer- mid Abrechnmigssysteme von Drittstaaten 
wird für Zwecke dieser Vorsclirift nicht als Auslagerung von 
Verwaluaufgaben angesehen. 

§74 

Zahlung und Lieferung 

(1) Die VerwalirsteUe hat folgende Geldbeträge auf eurem 
für den inländischen OGAW eingerichteten gesperrten 
Konto zu verbuchen: 

1. den Kau:^reis aus dem Verkauf von Vermögensgegen- 
ständen des inländischen OGAW, 

2. die anfallenden Erträge. 

3 . Entgelte für Wertpapier-Darlehen imd 

4. den Optionspreis, den em Dritter für das ihm eingeräumte 
Optionsrecht zalilt. sowie 

5. sonstige dem üiläudischen OGAW zustehende Geldbe- 
träge. 

(2) Aus den gesperrten Konten oder Depots führt die Ver- 
wahrstelle auf Weismig der OGAW-Verw'altmigsgesellschaff 
oder eüies Untenielunens. das die Aufgaben der OGAW- 
Verw'altimgsgesellscliaft nach Maßgabe von § 36 Absatz 1 
Nunmier 3 oder 4 walimimmt. folgende Tätigkeiten durch: 

1 . die Bezahlimg des Kaufpreises beim Erw'erb von Wertpa- 
pieren oder sonstigen Vennögensgegenständen. die Leis- 
tung imd Rückgewälu von Sicherheiten für Derivate. 
Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschäfte. Zahlimgen 
von Transaktionskosten imd sonstigen Gebüliren sowie 
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§74 

Zahlung und Lieferung 
(1) unverändert 


(2) Aus den gesperrten Konten oder Depots führt die Ver- 
wahrstelle auf Weismig der OGAW-Verwaltungsgesellschaff 
oder emes Unternehmens, das die Aufgaben der OGAW- 
Verw'altimgsgesellschaff nach Maßgabe von § 36 Absatz 1 
Satz 1 Nimuner 3 oder 4 walinünmit. folgende Tätigkeiten 
dm'ch: 

1. unverändert 
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die Begleichimg sonstiger durch die Verw'altung des in- 
ländischen OGAW bedingter Verpflichtiuigen. 

2. die Lieferung beim Verkauf von Vennögensgegenstän- 
den sowie die Liefenmg bei der darlehensweisen Über- 
tragimg von Wertpapieren sowie etwaiger weiterer Lie- 
ferpflichten. 

2. unverändert 

3 . die Ausschüttung der Gewimianteile an die Anleger. 

3. unverändert 

§75 

Zustimmungspflirhtige Geschäfte 

(1) Die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft darf die 
nachstehenden Geschäfte nur mit Zustiimnimg der Verw'alir- 
stelle durclifiUiren: 

1 . die Aufiialime von Krediten nach Maßgabe des § 199, so- 
weit es sich nicht mn valutarische Überziehimgen handelt. 

2 . die Anlage von Mittehi des inländischen OGAW in Bank- 
guthaben bei anderen Kreditinstituten sowie Verfügim- 
gen über solche Bankguthaben. 

(2) Die Verw'alirstelle hat den Geschäften nach Absatz 1 
zuzustimmen. W'eim diese den dort genamiten Anfordermi- 
gen entsprechen mid mit den wieheren Vorscliriften dieses 
Gesetzes imd mit den Anlagebedingmigen übereinstiumien. 
Stinmit sie einer Verfügung zu. obw'olil die Bedingimgen von 
Satz 1 nicht erfüllt sind, beriilut dies nicht die Wirksamkeit 
der Verfügung. Eine Verfügung olme Zustiumimig der Ver- 
w'alirstelle ist gegenüber den Anlegern imwii'ksam. Die Vor- 
scliriften zugunsten derjenigen, w'elche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, sind entsprechend anzuw'enden. 

§75 

unverändert 

§76 

Konti'oUfunktion 

(1) Die Verw'ahrstelle hat sicherzustellen, dass 

1 . die Ausgabe mid Rücknalune von Anteilen imd die Er- 
mitthmg des Wertes der Anteile den Vorscliriften dieses 
Gesetzes und den Anlagebedingmigen entsprechen. 

2. bei den für gemeinschaftliche Recluiimg der Anleger ge- 
tätigten Geschäften der Gegenw'ert innerhalb der übh- 
chen Fristen in ilire Verw'alimng gelangt. 

3. die Erträge des inländischen OGAW gemäß den Vor- 
schriften dieses Gesetzes mid den Anlagebedingmigen 
verw'endet w'erden mid 

4. die erforderhchen Sicherheiten für Weilpapier-Darlehen 
nach Maßgabe des § 200 Absatz 2 rechtsw'irksani bestellt 
mid jederzeit vorhanden sind. 

(2) Die Verwalustelle hat die Weismigen der OGAW-Ver- 
w'altmigsgesellschaft auszufüluen. sofern diese nicht gegen 
gesetzliche Vorscliriften und die Anlagebedingmigen versto- 
ßen. 

§76 

unverändert 

§77 

Haftung 

(1) Die Verw'alirstelle liaftet gegenüber dem inländischen 
OGAW oder gegenüber den Anlegern des inländischen 
OGAW für das Abliaudenkonmien eines veiw'ahrten Finanz- 
instrmnentes durch die Veiw'alirstelle oder dmch einen Unter- 

§77 

Haftung 

(1) unverändert 
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verw'alirer. dem die Veiwalirung von Finanzinstruinenten 
nach § 72 Absatz 1 übertragen winde. Im Fall eines solchen 
Abhandenkounnens hat die Verw'alirstelle dem inländischen 
OGAW oder der für Rechnung des uiländischen OGAW han- 
dehiden OGAW-Verwaltimgsgesellscliaft unverzüglich em 
Finanzinstrument gleicher Art zurückzugeben oder euien ent- 
sprechenden Betrag zu erstatten. Die Veiwalustelle haftet 
nicht, w^emi sie naclweisen kaiui. dass das Abhandenkonunen 
auf äußere Ereignisse ziuiickzuftüiren ist. deren Konsequen- 
zen trotz aller angemessenen Gegemnaßnalimen imabwend- 
bar w'aren. Weitergeheude Auspriiche. die sich aus den Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechts auf Gnmd von Verträgen 
oder imerlaubten Handlungen ergeben, bleiben unberülirt. 

(2) Die VerwalirsteUe haftet auch gegenüber dem uiländi- 
schen OGAW oder den Anlegern des uiländischen OGAW 
filr sämthche sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, 
dass die VerwalirsteUe falirlässig oder vorsätzlich ilire Ver- 
pflichtiuigen nach diesem Gesetz nicht erfiillt. 

(3) Die Haftung der Verw'alirstelle bleibt von euier etw'ai- 
gen Übertragung gemäß § 73 unberülirt. 

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 kaim sich die Verw^ahr- 
stelle bei emeni Abhandenkommen von Fmanzinstnmienten. 
die von emeni Unten^erwulirer nach § 73 verw'alirt wurden, 
von der Haftung befreien, w'emi sie naclweisen kaim. dass 

1. alle Bedmgiuigen für die Auslagenuig ilirer Verwali- 
nuigsaufgaben nach § 73 erfüUt suid, 

2. es einen scliriftlichen Vertrag zwischen der Verw'alirstelle 
mid dem Unten'erwahrer gibt. 

a) in dem die Haftung der VerwalirsteUe ausdrücklich 
auf diesen Unterverwahi'er übeltragen wird imd 

b) der es dem inländischen OGAW oder der für Rech- 
nung des inländischen OGAW handehiden OGAW- 
Verw'altmigsgeseUschaft eraiöglicht. seinen oder iliren 
Anspnich wegen des Abhandenkommens von Finanz- 
instnimenten gegenüber dem Unterveiwahrer geltend 
zu machen oder der es der Verwalnstelle ermöglicht, 
solch einen Anspiuch für sie geltend zu machen und 

3 . es einen schriftlichen Vertrag zwischen der Verw^ahrstelle 
imd dem inländischen OGAW oder der für Rechnung des 
inländischen OGAW handehiden OGAW-Verwaltungs- 
gesellschaft gibt, in dem euie Hafhuigsbefreimig der Ver- 
w'ahrstelle ausdrückUch gestattet ist luid ein objektiver 
Gnmd für die vertragliche Verembanmg euier solchen 
Haftimgsbefreiimg angegeben w'ird. 

(5) Wemi nach den Rechtsvorscliriften eines Diittstaates 
vorgeschrieben ist. dass bestumiite Fuianzinstrumente von 
euier ortsansässigen Eimichtung verw'alirt werden müssen 
imd es kerne ortsansässigen Enuiclihmgen gibt, die die An- 
fordenmgen für eme Auslagerung nach § 73 Absatz 1 Num- 
mer 4 Buchstabe b erflUlen. kaim die Veiwalustelle sich von 
der Haftmig befreien, sofern die folgenden Beduigimgen em- 
gehalten sind: 

1 . die Anlagebedmgmigen oder die Satzmig des betreffen- 
den uiländischen OGAW erlauben ausdiücklich eine 
Haftmigsbefreiimg imter den ui diesem Absatz genaimten 
Voraussetzimgen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


(5) Wemi nach den Rechtsvorscliriften eines Drittstaates 
vorgeschrieben ist. dass bestunmte Finanzüistnunente von 
einer ortsansässigen Einrichtimg verw'ahrt werden müssen 
und es keine ortsansässigen Eumchtimgen gibt, die die An- 
forderungen für eine Auslagerung nach § 73 Absatz 1 Num- 
mer 4 Buclistabe b erfüllen, kaim die Verw^alustelle sich von 
der Haftmig befreien, sofern die folgenden Beduigimgen eui- 
gehalten smd: 

1. unverändert 
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2. die OGAW-Verwaltungsgesellscliaft hat die Anleger der 
entsprechenden inländischen OGAW vor Tätigmig ilirer 
Anlage ordnungsgemäß über diese Haftimgsbefreimig 
imd die Umstände, die diese Haftimgsbefreimig rechtfer- 
tigen. imterrichtet. 

3. der inländische OGAW oder die ftfr Reclmimg des inlän- 
dischen OGAW tätige OGAW-Verwaltmigsgesellschaft 
hat die Verw'alirstelle angewiesen, die Verw'ahrung dieser 
Finanzinstnunente einer ortsansässigen Einrichfrmg zu 
übertragen. 

4. es gibt einen scliriftlichen Vertrag zw'ischen der Verw'alir- 
stelle imd dem inländischen OGAW oder der für Rech- 
nimg des inländischen OGAW tätigen OGAW-Verw'al- 
tungsgesellschaft. in dem solch eine Haftimgsbefreimig 
ausdrücklich gestattet ist imd 

5 . es gibt einen scliriftlichen Vertrag zwischen der Verw'alir- 
stelle mid dem Unterverw'alirer, 

a) ui dem die Haftmig der Verw'alirstelle ausdrücklich 
auf den Dritten übertragen wird imd 

b) der es dem inländischen OGAW oder der für 
Reclmimg des inländischen OGAW tätigen OGAW- 
Veiw'altmigsgesellschaft ermöglicht, seinen oder 
ihren Anspruch wegen des Abhandenkommens von 
Finanzinstrunienten gegenüber dem Unterveiw'alirer 
geltend zu machen oder der es der Verw'alirstelle 
emiöghcht. solch einen Anspruch für sie geltend zu 
machen. 

(6) Die Artikel 100 bis 102 der Verordnimg (EU) Nr. .../ 
2013 [Level-2-Verordnuug gemäß Artikel 21 Absatz 17 
Buchstabe f. g, h der Richtlinie 2011/61/EU] gelten entspre- 
chend für die Zwecke dieser Vorschiift. 

§78 

Geltendmachung von Ansprüchen der Anleger; 
Verordnungsermächtignng 

(1) Die Verwahrstelle ist berechtigt imd verpflichtet, im 
eigenen Namen 

1 . Ansprüche der Anleger wegen Verletzung der Vorscluif- 
ten dieses Gesetzes oder der Anlagebedingungen gegen 
die OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft geltend zu 
machen mid 

2. im Wege einer Klage nach § 771 der Zivilprozessordnung 
Widerspruch zu erheben, wemi ui einen inländischen 
OGAW wegen eines Anspruclis vollstreckt wird, für den 
der inländische OGAW nicht haftet; die Anleger können 
nicht selbst Widerspruch gegen die Zwangsvollstreckung 
erheben. 

Satz 1 Nummer 1 scliließt die Geltendmachmig von Ansprü- 
chen gegen die OGAW-Kapitalverwaltmigsgesellschaft 
durch die Anleger nicht aus. 

(2) Die OGAW-Kapitalverw^altmigsgesellschaft ist be- 
rechtigt mid verpflichtet, im eigenen Namen Ansprüche der 
Anleger gegen die Verwalustelle geltend zu machen. Der 
Anleger kami daneben euien eigenen Schadenersatzan- 
spnicli gegen die Verw-ahrstelle geltend machen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. es gibt einen scluifthchen Vertrag zwischen der Verw'alir- 
stelle mid dem Unten'erwalirer, 

a) in dem die Haftmig der Verwalirstelle ausdrücklich 
auf den Untei-venvahrer übertragen wird mid 

b) unverändert 


(6) unverändert 


§78 

unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(3) Die OGAW-Kapitah'erw'altungsgesellschaft hat unter 
Beteiligmig der Verwahrstelle für die Fälle einer felilerhaften 
Bereclmimg von Anteilswerten und olme Beteihgung der 
Verwalustelle für die Fälle einer Verletzung von Anlagegren- 
zen oder Erw'erbsvorgaben bei einem inländischen OGAW 
geeignete Entschädigimgsverfaliren für die betroffenen An- 
leger vorzusehen. Die Verfaluen müssen insbesondere die 
Erstellung eines Entschädigimgsplans umfassen sow’ie die 
Prüfimg des Entschädigimgsplans imd der Entschädigimgs- 
maßnahmen durch einen Wirtschaftsprüfer vorsehen. Das 
Bimdesministeriimi der Finanzen wiid ermächtigt, diuch 
Rechtsverordnimg. die nicht der Zustrmmimg des Bimdes- 
rates bedarf, näliere Bestimmmigen zu den Entschädigimgs- 
verfahren mid deren Durchfülinmg zu erlassen, insbesondere 
zu 

1. Einzellieiten des Verfaluens einscliließlich der Beteih- 
gmig der depotfiüuenden Stellen des Anlegers mid einer 
Mindesthöhe der felilerhaften Bereclmmig des Anteils- 
wertes. ab der das Entschädigmigsverfaluen durclizu- 
ftüiren ist. sowie gegebenenfalls zu den Einzellieiten 
eines vereinfachten Entschädigungsverfalirens bei Unter- 
schreitmig einer bestinmiten Gesamtschadenshöhe. 

2. den gegenüber einem betroffenen Anleger oder iidändi- 
scheu OGAW vorzmielimenden Entschädigmigsniaßnali- 
men sowie gegebenenfalls zu Bagatellgrenzen, bei denen 
solche Entscliädigmigsmaßnalmien einen miverhältnis- 
niäßigen Aufw'and verursachen würden. 

3. Meldepflichten gegenüber der Bimdesanstalt mid gege- 
benenfalls gegenüber den zuständigen Stellen des Her- 
kiuiftsstaates der einen inländischen OGAW verw’alten- 
den EU-OGAW-Verw'altuugsgesellschaft. 

4. Informationspflichten gegenüber den betroffenen Anle- 


gern. 


5. Inhalt mid Aufbau des zu erstellenden Entschädigmigs- 
plans mid Einzellieiten der Entschädigmigsmaßnahnien 
sowie 

6. Inhalt mid Umfang der Prüfung des Entschädigungsplans 
mid der Entscliädigmigsmaßnalmien durch einen Wirt- 
schaftsprüfer. 

Das Bimdesministerium der Finanzen kaim diese Emiäch- 
tigmig durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt über- 
tragen. 


§79 

unverändert 


§79 

Vergütung, Aufweudungsersatz 


(1) Die Verwalirstelle darf der OGAW-Verw'altungsgesell- 
schaft aus den zu einem inländischen OGAW gehörenden 
Konten nur die für die Verw'altmig des inländischen OGAW 
zustehende Vergütmig und den ilir zustehenden Ersatz von 
Aufw'endmigen auszalilen. 

(2) Die Verw'alirstelle darf die Vergütmig. die ilir für die 
Verwalirung des inländischen OGAW mid die Walmielmimig 
der Aufgaben nach Maßgabe dieses Gesetzes zusteht, nur 
mit Zustinmimig der OGAW-Verw^altungsgesellschaft ent- 
nelmien. 
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Unterabscluiitt 2 

Vorschriften für AIF-Veiwalu'steUen 
§80 

Beauftragung 

(1) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft hat sicher- 
zustellen. dass für jeden von ilir verw'alteten AIF eine Ver- 
walirstelle ini Siiute des Absatzes 2 oder, sofern die Voraus- 
setzungen nach den Absätzen 3 imd 4 erfüllt sind, eine 
VerwalirsteUe im Simie des Absatzes 3 beauftragt wird: § 55 
bleibt imberülirt. Die Beauftragmig der Verw'alirstelle ist in 
einem scliriftlichen Vertrag zu vereinbaren. Der Vertrag 
regelt miter anderem den Informationsaustausch, der für 
erforderlich erachtet wird, damit die Verw'alirstelle nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes imd gemäß den anderen ein- 
sclilägigen Rechts- imd Verw'altmigsvorscliriften ihren Auf- 
gaben für den AIF, für den sie als Verw'alu'stelle beauftragt 
wurde, naclikommen kamt. 

(2) Die Verw'alirstelle ist 

1 . em Kreditinstitut im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) Nr ..J2013 [CRR-Verordnung] mit 
satzmigsmäßigem Sitz in der Europäischen Union, das 
gemäß § 32 des Kieditwesengesetzes oder den un 
Herkimftsmitgliedstaat des EU-AIF anzuwendenden 
Vorscluiften. die die Richtlinie 201 3/. ../EU [CRD-Richt- 
linie] imisetzen. zugelassen ist; 

2. euie Wertpapierfirma im Siime des Artikels 4 Niuimier 8 
der Verordnung (EU) Nr. .../2013 [CRR-Verordnung] mit 
satzungsmäßigem Sitz in der Emopäischen Union, für die 
die Eigeukapitalanfordenmgen gemäß Artikel 57 der Vei'- 
ordnung (EU) Nr. .../2013 [CRR-Verordnung], em- 
schließlich der Kapitalanfordenmgen für' operationelle 
Risiken, gelten, die gemäß den Vorschriften, die die 
Richtlinie 2004/39/EG lunsetzen. zugelassen ist imd die 
auch die Nebendienstleistungen wte Verw'ahnmg imd 
Verw'altimg von Finanzinstnunenten für Rechnung von 
Kunden gemäß Anliang I Absclmitt B Nimmier 1 der 
Richtlinie 2004/39/EG erbringt; solche Wertpapierfrrmen 
müssen in jedem Fall über Eigermiittel verfilgen. die den 
in Artikel 28 Absatz 2 der Richtlinie 201 3/. ../EU [CRD- 
Richtlinie] genarmteri Betrag des Anfangskapitals nicht 
imterschreiten oder 

3. eine aridere Kategorie von Einrichtungen, die einer Be- 
aufsichtigung imd ständigen Überwachung unterliegen 
imd die am 2 1 . Juli 2011 unter eine der von den Mitghed- 
staaten gemäß Artikel 23 Absatz 3 der Richtlinie 2009/ 
65/EG festgelegten Kategorien von Euirichtimgen fallen, 
aus denen eure Verwahrstelle gewälilt werden karm. 

(3) Abweichend von Absatz 2 karm die Verwalu'stelle für 
gesclilossene AIF anstelle der in § 80 Absatz 2 Nunmier 1 
bis 3 genarmteri Euirichtimgen auch ein Treuliänder sein, der 
die Aufgaben eurer Verwalustelle ini Raluiien seiner beruf- 
lichen oder geschäftlichen Tätigkeit walinürnnit. wemi 

1. bei den gesclilossenen AIF iimerhalb von fünf Jaliren 
nach Tätigung der ersten Anlagen keine Rücknalmie- 
rechte aus geübt w'erden köimen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
Unterabsclmitt 2 

Vorscliriften für AIF-Verwalirstellen 
§80 

Beauftragung 

(1) unverändert 


(2) Die VerwalirsteUe ist 

1 . ein Kreditinstitut mit satzungsmäßigem Sitz in der Euro- 
päischen Union, das gemäß § 32 des Kreditwesengeset- 
zes oder den im Herkimftsmitgliedstaat des EU-AIF an- 
zuwandenden Vorscliriften. die die Richtlinie 2006/48/ 
EG imisetzen. zugelassen ist; 


2. eure Wertpapierfimia ini Siime des Artikels 4 Nummer 1 
der Richtlinie 2004/39/EG mit satzimgsmäßigem Sitz in 
der Europäischen Union, für die die Eigenkapitalanforde- 
rungen gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Richtlinie 2006/ 
49/EG, ernscliließlich der Kapitalanfordenmgen für ope- 
rationelle Risiken, gelten, die gemäß den Vorschriften, 
die die Richtlinie 2004/39/EG imisetzen. zugelassen ist 
imd die auch die Nebeudienstleistimgen wie Verwalinmg 
imd Verw'altimg von Fiiianzinstnmienten für Reclmmig 
von Kimden gemäß Anhang I Absclmitt B Nummer 1 der 
Richtlinie 2004/39/EG erbringt; solche Wertpapierfirmen 
müssen in jedem Fall über Eigermiittel verfügen, die den 
in Artikel 9 der Richtlinie 2006/49/EG genaimten Betrag 
des Anfangskapitals nicht imtersclireiten oder 


3. unverändert 


(3) Abwaichend von Absatz 2 karm die Verw'alirstelle für 
geschlossene AIF anstelle der in § 80 Absatz 2 Niminier 1 
bis 3 genaimten Euirichtimgen auch em Treuliänder sein, der 
die Aufgaben einer Verwalu'stelle ini Ralmien seiner beruf- 
hchen oder geschäftlichen Tätigkeit w'aliniinmit. warm 

1. unverändert 
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2. die gesclilossenen AIF im Einklang mit ilirer Hauptan- 
lagestrategie in der Regel nicht im'estieien 

a) in Vermögensgegenstände, die nach § 81 Absatz 1 
Nimimer 1 verw'alirt werden müssen, oder 

b) in Emittenten oder nicht börseimotierte Unternehmen, 
um nach § 261 Absatz 7, den §§ 287, 288 möglicher- 
weise die Kontrolle über solche Untemelunen zu er- 
langen. 

hl Bezug auf die berufliche oder geschäftliche Tätigkeit 
muss der Treuliänder 

1 . einer gesetzlich anerkamiten obligatorischen bemfsmäßi- 
gen Registrienmg oder 

2. Rechts- imd Verwaltimgsvorscliriften oder berafsständi- 
schen Regehi unterliegen. 

die ausreichend finanzielle imd berufliche Gai'antien bieten 
kömien. imi es ilmi zu emiöglichen. die relevanten Aufgaben 
einer Verw'alirstelle wirksam auszuftiliren mid die mit diesen 
Funktionen einliergehenden Verpflichtungen zu erftillen. 


(4) Der Treuhänder im Siime von Absatz 3 muss der 
Bundesanstalt vor Beauftragung benaiuit werden. Hat die 
Bundesanstalt gegen die Beauffragimg Bedenken, kann sie 
verlangen, dass bimien angemessener Frist ein anderer 
Treuliänder benaiuit wird. Unterbleibt dies oder hat die Bim- 
desanstalt auch gegen die Beauftragimg des neu vorgeschla- 
genen Treuliänders Bedenken, so hat die AJF-Kapitalverw'al- 
tungsgesellschaft eine Verw'alustelle im Suuie von Absatz 2 
zu beauftragen. 

(5) Unbeschadet von Absatz 6 Satz 3 kann die Verw'ahr- 
stelle für ausländische AIF auch ein Kreditinstitut oder ein 
Untemelunen sein, das den in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
imd 2 genaiuiten Untemelmien vergleichbar ist. sofern die 
Bedingiuigen des Absatzes 8 Satz 1 Nunmier 2 eüigehalten 
sind. 

(6) Verw'altet die AJF-Kapitalverw'altungsgesellschaft 
einen inländischen AIF, muss die Verwuhrstelle iluen sat- 
ziuigsmäßigen Sitz oder ilue satzmigsmäßige Zweignieder- 
lassiuig im Geltmigsbereich dieses Gesetzes haben. Veiw'al- 
tet die AIF-Kapitalverwultungsgesellschaft euien EU-AIF, 
muss die Verw'alus teile ihren satziuigsmäßigen Sitz oder ilue 
satzungsmäßige Zw'eigniederlassimg im Herkiuiftsniitglied- 
staat des EU-AIF haben. Bei ausländischen AIF kaiui die 
Verwahrstelle iluen satzmigsmäßigen Sitz oder ilue sat- 
ziuigsmäßige Zweigniederlassmig in dem Drittstaat haben, 
in dem der ausländische AIF seinen Sitz hat oder im Gel- 
tiuigsbereich dieses Gesetzes, weiui die AIF-Kapitalverw'al- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. die gesclilossenen AIF im Einklang mit iluer Hauptan- 
lagestrategie üi der Regel 

a) nicht in Vemiögensgegenstände investieren, die nach 
§ 81 Absatz 1 Nimuiier 1 verw'ahrt werden müssen, 
oder 

b) in Emittenten oder nicht börseimotierte Untemelunen 
investieren, mnnach § 261 Absatz 7, den §§ 287, 288 
möghcherweise die Kontrolle über solche Untemeh- 
nien zu erlangen. 

In Bezug auf die benifliche oder geschäftliche Tätigkeit 
muss der Treuliänder 

1. unverändert 

2. unverändert 

die ausreichend finanzielle luid benifliche Garantien bieten 
kömien. mii es ilmi zu emiöglichen. die relevanten Aufgaben 
einer Verw'alustelle wirksam auszufiihren und die mit diesen 
Fmiktionen einliergehenden Verpflichtimgen zu erfüllen. Die 
ausreichende finanzielle und berufliche Garantie ist lau- 
fend zu gewährleisten. Der Treuhänder hat Änderungen, 
die seine finanziellen und beruflichen Garantien betref- 
fen, der Bundesanstalt unverzüglich auzuzeigen. Sofern 
der Treuhänder zum Zwecke der fluauziellen Garantie 
eine Versicherung abschließt, ist das Versicherungsun- 
ternehmen im Versicherungsvertrag zu verpflichten, der 
Bundesanstalt den Beginn und die Beendigung oder 
Kündigung des Versicherungsvertrages soviie Umstände, 
die den vorgeschriebenen Versicherungsschutz beein- 
trächtigen, unverzüglich mitzuteilen. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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tiuigsgesellschaft einen ausländischen AIF verwaltet oder in 
dem Referenziuitgliedstaat der ausländischen AIF-Veiw'al- 
tungsgesellschaft. die den ausländischen AIF verw'altet; § 55 
bleibt unberülirt. 

(7) Wird für den inländischen AIF eine Veiwalirstelle im 
Siime des Absatzes 2 Nvmmier 1 beauftragt, muss es sich mn 
ein CÄ/?-Kreditinstimt im Sinne des § 1 Absatz 3d des Kie- 
dihvesengesetzes handehi. das über die Erlaubnis ziun Be- 
treiben des Depotgeschäfts nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nimi- 
mer 5 des Kreditw'esengesetzes oder zur Erbringung des 
eingescliränkten Verwalirgeschäfts nach § 1 Absatz la Satz 2 
Nummer 12 des Kreditw'esengesetzes verfügt. Wird für den 
inländischen AIF eine Verw’alirstelle im Simie des Absat- 
zes 2 Nimimer 2 beauftragt, muss es sich um ein Finanz- 
dienstleistungsinstitut handehi. das über die Erlaubnis zur 
Venralming und VejM'altung von Wertpapieren nach § 1 Ab- 
satz la Satz 2 Nummer 12 des Kreditw'esengesetzes verfügt; 
wird das in § 83 Absatz 6 Satz 2 aufgefülirte Geldkonto bei 
der Verw'alirstelle eröfi&iet. muss es sich bei der Verw'alir- 
stelle imi ein Kreditinstitut handehi. das über die Erlaubnis 
zimi Betreiben des Einlagengeschäfts nach § 1 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 des Kieditwesengesetzes verfügt. 

(8) Unbeschadet der Anfordeimigen der Absätze 2 bis 5 
luiterliegt die Beauftragimg einer Verwalustelle mit Sitz in 
einem Drittstaat den folgenden Bedingimgeii: 

1 . zwischen den zuständigen Behörden des Mitgliedstaates, 
in dem die Anteile des ausländischen AIF gehandelt w'er- 
den sollen, und. falls es sich imi luiterschiedliche Behör- 
den handelt, den Behörden des Herkunftsmitgliedstaates 
der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft oder der EU- 
AIF-Verwaltungsgesellschaft bestehen Vereinbarungen 
über die Zusammenarbeit imd den Informationsaustausch 
mit den zuständigen Behörden der Verw'alirstelle. 

2. die Verw^ahrstelle unterliegt einer wirksamen Regulie- 
rung der Aufsichtsanfordenmgen. einsclüießhch Min- 
desteigenkapitalanfordenmgen. imd einer Aufsicht, die 
jeweils den Rechtsvorscliriften der Europäischen Union 
entsprechen mid die w'irksam diu'chgesetzt w'erden. 

3. der Drittstaat, in dem die Verw'ahrstelle ihren Sitz hat. 
steht nicht auf der Liste der nicht kooperativen Länder 
imd Gebiete, die von der Arbeitsgruppe finanzielle 
Maßnahmen gegen die Geldw'äsche und die Tenorisnius- 
finanzierung“ aufgestellt wnirde. 

4. die Mitgliedstaaten, in denen die Anteile des auslän- 
dischen AIF vertrieben W'erden sollen, luid. sow'eit 
verschieden, der Herkunftsmitgliedstaat der AIF-Kapi- 
talverwaltimgsgesellschaft oder EU-AIF-Verw'altungsge- 
sellschaft haben mit dem Drittstaat, in dem die Verw'ahr- 
stelle iliren Sitz liat. eine Vereinbamng abgeschlossen, 
die den Standards des Artikels 26 des OECD-Musterab- 
konmiens zur Vemieidmig der Doppelbesteuermig von 
Einkonmien luid Vermögen vollständig entspricht mid 
einen w'irksanieri Irifomiatiorisaustausch in Steuerarige- 
legenlieiten. eirischließhch multilateraler Steuerabkom- 
men. gew'ährleistet. 

5. die Verw'alirstelle haftet vertraglich gegenüber dem aus- 
ländischen AIF oder gegenüber den Anlegern des auslän- 
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(7) Wird für den inländischen AIF eine Verw'ahrstelle im 
Sitme des Absatzes 2 Nimmier 1 beauftragt, muss es sich mn 
ein Kreditinstitut handeln, das über die Erlaubnis zimi Be- 
treiben des Depotgeschäfts nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nimi- 
nier 5 des Kreditw'esengesetzes oder- zm Erbringimg des eiri- 
gescliränkten Verw'ahrgeschäfts nach § 1 Absatz la Satz 2 
Nimmier 12 des Kreditw'esengesetzes verfügt. Wird fiir den 
inländischen AIF eine Verwalirstelle irii Sirme des Absat- 
zes 2 Nunmier 2 beauftragt, muss es sich imi ein Finariz- 
dienstleistmigsinstitut handehi. das über die Erlaubnis zum 
eingeschränkten Veiivahrgeschäft nach § 1 Absatz la 
Satz 2 Nimmier 12 des Kreditw'esengesetzes verfügt; wird 
das in § 83 Absatz 6 Satz 2 aufgefiihrte Geldkonto bei der 
Verw'alirstelle eröffnet, muss es sich bei der Verw'alirstelle 
um ein Kreditinstitut handehi. das über die Erlaubnis zmn 
Betreiben des Einlagengeschäfts nach § 1 Absatz 1 Satz 2 
Nimimer 1 des Kreditw'esengesetzes verfügt. 

(8) unverändert 
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discheii AIF entsprechend § 88 Absatz 1 bis 4 und erklärt 
sich ausdrücklich zur Einlialtimg von § 82 bereit. 

Ist eine zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates 
nicht mit der Bewertiuig der Anwendung von Satz 1 Nimi- 
mer 1, 3 oder 5 durch die zuständigen Behörden des Her- 
kiuiftsmitgliedstaates der AIF-Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft oder EU-AJF-Verw'altungsgeseUschaft einverstanden, 
kami die betreffende zuständige Behörde die Angelegenheit 
der Europäischen Weitpapier- imd Marktaufsichtsbehörde 
ziu Kemitnis bringen; diese kaiut nach den ilu durch Arti- 
kel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 übertragenen 
Befugnisse tätig werden. 

(9) Mindestens ein Geschäftsleiter der Einrichtung, die als (9) unverändert 
Verw'alu'stelle beauftragt werden soll, muss über die für die 
Verwalustellenaufgaben erforderliche Erfahnmg verfugen. 

Diese Einrichtimg muss bereit imd in der Lage sein, die fiir 
die Erfülhmg der Verw'alu'stellenaufgaben erforderlichen or- 
ganisatorischen Vorkeluungen zu schaffen. Wiid eine natür- 
liche Person als Treuhänder nach den Absätzen 3 imd 4 mit 
der VerwalirsteUenfunktion beauftragt, muss dieser über die 
fiir die Verw'alirstellenaufgaben erforderliche Erfahnmg ver- 
fügen sowie die für die Erfüllmig der Verw'alirstellenaufga- 
ben notw'endigen organisatorischen Vorkeluungen schaffen. 

(10) Die in den in Absatz 1 genamiten scluiftlichen Ver- (10) unverändert 
trag aufzmielmienden Einzelheiten mid die allgemeinen Kri- 
terien zur Bew'ertung. ob die Anfordenmgen an die aufsicht- 
liche Regulienmg imd an die Aufsicht in Drittstaaten nach 

Absatz 8 Satz 1 Nunmier 2 den Rechtsvorschriften der Euro- 
päischen Union entsprechen imd wuksam durchgesetzt w'er- 
den. bestinuuen sich nach den Artikehi 83 imd 84 der Ver- 
ordnimg (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnimg gemäß 
Artikel 21 Absatz 17 Buchstabe a imd b der Richtlinie 2011/ 


61/EU]. 


§81 

Venvahning 


§81 

unverändert 


(1) Die Verwahrstelle hat die Vermögensgegenstände des 
inländischen AIF oder der für Reclmimg des inländischen 
AIF handelnden AIF-Verw'altimgsgesellschaft wie folgt zu 
verwahren: 

1. ftir Finanzinstrumente im Siime der Richtlinie 2011/61/ 

EU, die in Verw'aluimg genommen werden köimen. gilt; 

a) die Verwalustelle venvalirt sämtliche Finanzinstru- 
mente. die im Depot auf einem Konto für Finanz- 
instrumente verbucht w'erden köimen. und sämtliche 
Finanzinstrumente. die der Verwalustelle physisch 
übergeben werden können; 

b) zu diesem Zw^eck stellt die Verw'alustelle sicher, dass 
alle Finanzinstnmieute. die im Depot auf einem 
Konto für Finanzinsüuniente verbucht w'erden kön- 
nen. nach den in Artikel 16 der Richtlinie 2006/73/EG 
festgelegten Gnmdsätzen in den Büchern der Ver- 
walustelle auf gesonderten Konten, die im Namen des 
inländischen AIF oder der für ilm tätigen AIF-Verw'al- 
tiuigsgesellschaft eröfhiet wmrden. registriert werden, 
so dass die Finanzinstrumente jederzeit nach gelten- 
dem Recht eindeutig als zum inländischen AIF gehö- 
rend identifiziert w'erden köimen; 
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2. für sonstige Vemiögensgegenstände gilt; 

a) die Verwalirstelle pnift das Eigentum des inländi- 
schen AIF oder der fiir Reclmung des inländischen 
AIE tätigen AIF-Verw'altungsgesellschaft an solchen 
Vennögensgegenständen und flilirt Aufzeiclmmigen 
deijenigen Vemiögensgegenstände. bei denen sie sich 
vergewissert hat. dass der inländische AIF oder die fiir 
Reclmimg des inländischen AIF tätige AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft an diesen Vemiögensgegenständen 
das Eigentum hat; 

b) die Beiuteihmg. ob der inländische AIF oder die für 
Reclmimg des inländischen AIF tätige AIF-Verwal- 
tmigsgesellschaft Eigentümer oder Eigentümerin ist. 
benüit auf Inforaiationen oder Unterlagen, die vom 
inländischen AIF oder von der AIF-Verwaltimgsge- 
sellschaft vorgelegt werden imd. soweit verftigbar. auf 
externen Nachw'eisen; 

c) die Verw’alirstelle hält ilire Aufzeiclmmigen auf dem 
neuesten Stand. 

(2) Die Bedingmigen für die Ausübimg der Aufgaben 
einer Verwalirstelle nach Absatz 1 , einscliließlich 

1 . der Art der Finanzinstnimente. die nach Absatz 1 Nimi- 
mer 1 von der Verw'alirstelle verwalirt werden sollen. 

2 . der Bedingungen, miter denen die Veiwalu'stelle ilire Ver- 
waliraufgaben über bei einem Zentralverw'alirer regis- 
trierte Fuianzinstnuiiente ausüben kaim. imd 

3 . der Bedingmigen. miter denen die Verw'alirstelle in nonii- 
nativer Fomi emittierte mid beim Emittenten oder bei ei- 
ner Registrierstelle registrierte Fiiianzinstnmiente nach 
Absatz 1 Nmnnier 2 zu verw'aliren hat. 

bestiumien sich nach den Artikehi 85 bis 97 der Verordnung 
(EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnmig gemäß Artikel 21 
Absatz 17 Buchstabe c der Richtlinie 2011/61/EU]. 

§82 

Untervei'wahrung 

(1) Die Verw'ahrstelle kaim die Verw^ahraufgaben nach 
§ 81 auf ein anderes Untenielmien (Unteiv'erw'ahrer) imter 
den folgenden Bedingmigen auslagem; 

1 . die Aufgaben werden nicht in der Absicht übertragen, die 
Vorscliriften dieses Gesetzes zu umgehen; 

2 . die Verw'alirstelle kaim darlegen, dass es einen objektiven 
Grund für die Unterverwalinmg gibt; 

3. die Verw'ahrstelle geht mit der gebotenen Saclikenntnis. 
Sorgfalt mid Gewlssenliaftigkeit vor 

a) bei der Ausw'alil mid Bestellmig eines Unteiverwah- 
rers. dem sie Teile ilu er Aufgaben übertragen möchte, 
imd 

b) bei der laufenden Kontrolle mid regehnäßigen Über- 
prüfmig von Unteiverw'alirem. denen sie Teile ilirer 
Aufgaben übertragen hat. mid von Vorkelirungen des 
Unter\'erw'alirers liinsichtlich der ilmi übertragenen 
Aufgaben; 
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§82 

Unterverwahrung 

(1) Die Verw'alirstelle kaim die Verw'ahraufgaben nach 
§81 auf ein anderes Untenielmien (Unteiverw’ahrer) unter 
den folgenden Bedingmigen auslagem; 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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4. die Veiw'alirstelle stellt sicher, dass der Uiiterveiw'alirer 
jederzeit bei der Ausfiilmmg der ilmi übertragenen Auf- 
gaben die folgenden Bedingimgen einliält: 

a) der Unter\'erwaluer \'erftigt über eine Organisations- 
Struktur und die Faclikemitnisse. die für die Art luid 
die Komplexität der ilun anveilrauten Vennögensge- 
genstände des inländischen AIF oder der für dessen 
Reclmimg handehiden AIF-Verw'altungsgesellschaft 
angemessen und geeignet sind. 

b) m Bezug auf die Verw'aluaufgaben nach § 81 Absatz 1 
Nimimer 1 luiterhegt der Unterverw'alu'er einer wirk- 
samen aufsichtlichen Regulienmg. emschließlich 
Mindesteigeukapitalanfordenmgen. mid einer Auf- 
sicht in der betreffenden Jmisdiktion sowie einer re- 
gelmäßigen externen Reclmimgsprüfimg. diucli die 
sichergestellt w'ird. dass sich die Finanzmstnunente in 
seinem Besitz befinden. 

c) der Unter\'erw'alirer tremit die Vermögensgegenstände 
der Kmiden der Verw'alustelle von semen eigenen 
Venuögensgegenständen luid von den Vemiögensge- 
genständeii der Verw^alustelle ui einer solchen Weise, 
dass sie zu jeder Zeit emdeutig den Kmiden emer be- 
stinmiten Verw'ahrsteUe zugeordnet werden kömien. 

d) im Hinblick auf Spezial- AIF darf der Unterverw'alirer 
die Vermögensgegenstände nicht olme vorherige Zu- 
stiumimig des uiländischen Spezial-AIF oder der für 
Reclmiuig des uiländischen Spezial-AIF tätigen AIF- 
Verw'altungsgesellschaft imd vorherige Mitteilmig an 
die Verw'alirstelle verw'enden; bei Piiblikimis-AIF ist 
eure Wiederverw'eudmig miabhängig von der Zustini- 
uiimg ausgeschlossen mid 

e) der Unteiverwahrer hält die Pflichten imd Verbote 
nach den §§81 luid 85 Absatz 1 bis 3 ein. 

(2) Wemi es nach den Rechtsvorscluiften eines Drittstaa- 
tes vorgeschrieben ist. dass bestuimite Finanzinstrumente 
von einer ortsansässigen Euirichtmig verw'ahrt w'erden müs- 
sen imd weim es kerne ortsansässigen Euuichtungen gibt, die 
die Anfordermigen für eine Beauftragung nach Absatz 1 
Nimmier 4 Buclistabe b erfüllen, darf die Verwahrstelle ihre 
Verwalirstellenaufgaben an eine solche ortsansässige Ein- 
richtimg nur insow'eit mid so lange übertragen, als es von 
dem Recht des Drittstaates gefordert w'ird mid es kerne orts- 
ansässigen Eimichtmigen gibt, die die Anfordermigen fiir 
euie Unterverwahrmig erfüllen; der erste Halbsatz gilt vor- 
behaltlich der folgenden Bedingmigen: 

1. die AIF-Verwaltmigsgesellschaft hat die Anleger des 
jeweiligen inländischen AIF vor Tätigung ihrer Anlage 
ordnmigsgemäß mitenichtet 

a) darüber, dass eine solche Unten'eiwalmmg auf Gnmd 
rechtlicher Vorgaben uii Recht des Drittstaates erfor- 
derlich ist mid 

b) über die Umstände, die die Übeiliagmig rechtfertigen 
mid 

2. der inländische AIF oder die für Reclmmig des udäiidi- 
schen AIF tätige AIF-Verwaltmigsgesellschaft muss die 
Verw'ahrsteUe anw'eisen. die Verwalinmg dieser Fuianz- 
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4. die Verwahrstelle stellt sicher, dass der Unterverw'alirer 
jederzeit bei der Ausfüluiuig der ilun übertragenen Auf- 
gaben die folgenden Bedingmigen einliält: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) der Unten'eiwaluer hält die Pflichten imd Verbote 
nach den §§ 81 mid 85 Absatz 1, 2 und 5 ein. 

(2) unverändert 
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instnmiente einer solchen oilsansässigen Einrichtung zu 
übertragen. 

(3) Der Unter\'erw'ahrer kaim unter den Voraussetzungen 
nach den Absätzen 1 imd 2 die Verw^aliraufgaben nach § 8 1 
auf em anderes Untemelmien imterauslagem. § 88 Absatz 2 
imd 4 gilt entsprechend für die jeweils Beteiligten. 

(3) unverändert 

(4) Mit Ausnalinie der Verw'alu'aufgaben nach § 8 1 darf 
die Verw'alirstelle ilire nach diesem Unterabscluiitt festgeleg- 
ten Aufgaben nicht auslagem. 

(4) unverändert 

(5) Die Erbringimg von Dienstleistungen nach der Richt- 
linie 98/26/EG durch Wertpapierhefer- imd Abreclmimgs- 
systeme. wie es für die Zwecke jener Richtluiie vorgesehen 
ist. oder die Erbringung äluilicher Dienstleistmigen durch 
Wertpapierliefer- imd Abreclmimgssysteme von Drittstaaten 
wird für Zwecke dieser Vorschrift nicht als Auslagenmg von 
Verwaliraufgaben angesehen. 

(5) unverändert 

(6) Die Sorgfaltspflichten von Veiwalirstellen nach Ab- 
satz 1 Nimmier 3 sowie die Tremiimgspflicht nach Absatz 1 
Nunmier 4 Buclistabe c bestuumen sich nach den Artikehi 98 
imd 99 der Verordnmig (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verord- 
nimg gemäß Artikel 21 Absatz 17 Buclistabe d imd e der 
Richtluiie 201 1/61 /EU]. 

(6) unverändert 

§83 

§83 

KoutroUfuuktiou 

(1) Die Verw'alirstelle liat sicherzustellen, dass 

1 . die Ausgabe imd Rücknalune von Anteilen oder Aktien 
des uiläudischen AIF mid die Emiitthmg des Wertes der 
Anteile oder Aktien des uiländischen AIF den Vorsclirif- 
ten dieses Gesetzes imd den Aidagebedingimgen. der Sat- 
zimg oder dem Gesellschaftsvertrag des uüändischen 
AIF entsprechen. 

2. bei den für gemeinschaftliche Reclmimg der Anleger 
getätigten Geschäften der Gegenwert iimerhalb der 
üblichen Fristen an den uiländischen AIF oder für Rech- 
nimg des inländischen AIF überwiesen w'ird. 

3. die Erträge des uüändischen AIF nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes und nach den Aidagebedingimgen. der 
Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag des uüändischen 
AIF verwendet w’ erden. 

(2) Verwalut die Verw'alirstelle Vemiögensw^erte von 
Pubhkums-AIF, hat sie zusätzlich zu den KontroUpflich- 
ten nach Absatz 1 sicherzustellen, dass die erforderlichen 
Sicherheiten für Wertpapier-Darlehen nach Maßgabe des 
§ 200 Absatz 2 rechtsw'irksam bestellt mid jederzeit vorhan- 
den sind. 

(3) Hält der Pubhkmns-AIF Anteile oder Aktien an eüier 
Gesellscliaft uii Sume des § 1 Absatz 19 Nummer 22 oder 
des § 261 Absatz 1 Niminier 3, hat die Verwalirstelle die 
Vemiögensaufstelhmg dieser Gesellschaft zum Bew'er- 
timgszeitpmikt zu überpriifen. Bei emeiii offenen Pubh- 
kimis-AIF, der Beteiligimgen an einer lumiobilien-Gesell- 
schaft hält, hat die VeiwalirsteUe zudem zu überwachen, 
dass der Erw'erb eurer Beteüigimg miter Beachtimg der 
§§ 234 bis 238 erfolgt. 

unverändert 
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(4) Um die Verfligungsbesclu'änkung nach § 84 Absatz 1 
Nmimier 3 sicherzustellen, hat die Verw'alustelle Folgendes 
zu übeiw'achen: 

1 . bei inländischen Inunobilien die Eintragimg der Verfü- 
gimgsbescluänkimg in das Grnmdbuch. 

2. bei EU- oder ausländischen Iimnobilien die Sicherstel- 
lung der Wirksamkeit der Verfügiuigsbescluänkung. 

3. bei den sonstigen Vermögensgegenständen im Simie des 
§ 261 Absatz 2 Nmnmer 2 bis 8, 

a) sofern ein Register ftu den jew'eiligen Vennögensge- 
geustand besteht, die Eintragimg der Verfügimgsbe- 
scluänkimg in dieses Register oder. 

b) wemi kein Register besteht, die Sicherstellung der 
Wirksamkeit der Verfügimgsbescluänkiuig. 

(5) Die Verwalustelle hat die Weisimgen der AIF-Verwal- 
timgsgesellschaft auszufuluen. sofern diese nicht gegen ge- 
setzliche Vorscluiften oder die Anlagebedingimgen versto- 
ßen. 

(6) Die Venv'alustelle hat sicherzustellen, dass die Zah- 
lungsströme der inländischen AIF ordnungsgemäß über- 
wacht werden luid sorgt insbesondere dafür, dass sämtliche 
Zalilimgen von Anlegern oder im Namen von Anlegern bei 
der Zeiclmiuig von Anteilen eines inländischen AIF geleistet 
müden. Die Verwahrstelle hat dafür zu sorgen, dass die ge- 
samten Geldmittel des inländischen AIF auf einem Geld- 
konto verbucht winden, das für Recluiimg des inländischen 
AIF, im Namen der AIF-Veiwaltimgsgesellschaft. die für 
Reclmmig des inländischen AIF tätig ist. oder im Namen der 
Verwalustelle. die für Reclmmig des inländischen AIF tätig 
ist. bei einer der folgenden Stellen eröf&iet müde: 

1 . einer Stelle nach Artikel 1 8 Absatz 1 Buchstabe a. b und c 
der Richtlinie 2006/73/EG oder 

2. einer Stelle der gleichen Art in dem entsprechenden 
Markt, in dem Geldkouten verlangt werden, solange eine 
solche Stelle einer wirksamen Regulienmg der Auf- 
sichtsanfordenmgen mid einer Aufsicht miterhegt. die 
jeweils den Rechtsvorscliriften der Eiuopäischen Union 
entsprechen, wirksam durchgesetzt w'erden imd insbe- 
sondere mit den Gnmdsätzen nach Artikel 16 der Richt- 
linie 2006/73/EG überemstinunen. 

Sofern Geldkonten im Namen der Veiwalustelle. die fiir 
Reclmmig des inländischen AIF handelt, eröffnet werden, 
sind keine Geldmittel der in Satz 2 genamiten Stelle und 
keine Geldmittel der Verwalustelle selbst auf solchen Kon- 
ten 7XX verbuchen. 

(7) Die Bedingungen füi' die Ausübung der Aufgaben 
einer Veiw'alirstelle nach den Absätzen 1, 5 mid 6 bestiumien 
sich nach den Artikehi 85 bis 97 der Verordnung (EU) 
Nr. .../2013 [Level-2-Verordnimg gemäß Artikel 21 Ab- 
satz 17 Buchstabe c der Richtlinie 201 1/61/EU]. 


§84 

unverändert 


§84 

Zustimmungspllichtige Geschäfte 


(1) Die AIF-Kapitalverw"altmigsgesellschaft darf die 
naclistehenden Geschäfte im Hinblick auf Publikimis-AIF 
niu mit Zustimmimg der Verw'alustelle dmchführen: 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-131- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


1. die Aufiialuue von Krediten nach Maßgabe der §§ 199, 
22 1 Absatz 6, der §§ 254 imd 263 Absatz 1, soweit es sich 
nicht uin valutarische Überziehimgen handelt. 

2. die Anlage von Mittehi des Publikums- AIF in Bankgut- 
haben bei anderen Kreditinstituten sowie Verfügungen 
über solche Bankguthaben. 

3. die Verfügimg über zum Inunobilien-Sondervennögen 
gehörende Immobilien mid zmn gesclüossenen Pubh- 
kmns-AIF gehörende Vermögensgegenstände im Simie 
des § 261 Absatz 1 Nunmier 1, 

4. die Belastmig von in Nunmier 3 genamiten Vennögens- 
gegenständen sowie die Abtretimg von Fordenmgen aus 
Rechtsverhältnissen, die sich auf diese Vennögensgegen- 
stände beziehen und 

5. Verfügimgen über Beteiligmigen an Gesellschaften im 
Siime des § 1 Absatz 19 Nimmier 22 oder des § 261 
Absatz 1 Nimmier 3 oder, wemi es sich nicht mn eine 
Minderheitsbeteiligmig handelt, die Verfügimg über zimi 
Vermögen dieser Gesellschaften gehörende Vermögens- 
gegenstände im Sirme des § 231 Absatz 1 oder des § 261 
Absatz 1 Nunmier 1 sowie Ändenmgen des Gesellschafts- 
vertrages oder der Satzimg. 

(2) Die Verw'alirstelle hat den Geschäften nach Absatz 1 
zuzustinmien. wetm diese den dort genamiten Anfordenm- 
gen entsprechen mid mit den weiteren Vorscliriften dieses 
Gesetzes imd mit den Anlagebedingungen übereinstiumien. 
Stinmit sie einer Verfügimg zu. obwohl die Bedingimgen von 
Satz 1 nicht erfiillt sind, berülirt dies nicht die Wirksamkeit 
der Verftigung. Eine Verfügung olme Zustinmimig der Ver- 
wahrstelle ist gegenüber den Anlegern imwii'ksam. Die Vor- 
schriften zugunsten deijenigen. welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, sind entsprechend anzuwenden. 


§85 


§85 

unverändert 


Interessenkollision 


(1) Bei der Walinielmimig ilirer Aufgaben handelt die Ver- 
wahrstelle ehrhcli. redlich, professionell, unabhängig imd im 
hiteresse des inländischen AIF imd seiner Anleger. 

(2) Die Verwahrstelle darf keine Aufgaben in Bezug auf 
den inländischen AIF oder die für Reclmimg des inländi- 
schen AIF tätige AIF- Verw'altmigsgesellschaft wahmehnien. 
die Interessenkonflikte zwischen dem inländischen AIF, den 
Anlegern des inländischen AIF, der AIF -Verwaltungsgesell- 
schaft imd ilir selbst schaffen kömiten. Dies gilt nicht, wenn 
eine fimktionale und liieraichische Treimimg der Ausfüh- 
nmg ihrer Aufgaben als Verwalirstelle von ihren potenziell 
dazu in Konflikt stehenden Aufgaben vorgenonmien wurde 
imd die potenziellen hiteressenkonflikte ordnungsgemäß er- 
mittelt. gesteuert, beobachtet imd den Anlegern des inländi- 
schen AIF gegenüber ofifengelegt werden. Die Verw'ahrstelle 
hat durch Vorscliriften zu Organisation mid Verfaluen sicher- 
zustellen. dass bei der Walinielmimig ilirer Aufgaben hiter- 
essenkonflikte zwischen der Verwulustelle imd der AIF-Ver- 
w'altimgsgesellschaft vemiieden w'erden. Die Einlialtmig 
dieser Vorscliriften ist von einer bis einscliließlich der Ebene 
der Geschäftsfiüinuig miabhängigen Stelle zu überwachen. 
Wird eine natürliche Person als Treuhänder nach § 80 Ab- 
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Satz 3 und 4 mit der Verw'alirstellenfiuiktion beauftragt, gilt 
nur Satz 1 . 

(3) Im Hinblick auf Spezial-AIF darf die Verw'alu'stelle 
die in § 81 genamiten Vermögensgegenstände nicht olme 
vorherige Zustimmimg des uiländischen Spezial-AIF oder 
der für Rechnimg des inländischen Spezial-AIF tätigen AIF- 
Verwaltirngsgesellschaft w'iedeiveiwenden; bei Publikimis- 
AIF ist eine Wieder\'erwendiuig unabhängig von der Zustim- 
mimg ausgesclilossen. 

(4) Zw Vermeidung von hiteressenkonflikten zwischen 
der Verwalustelle imd der AJF-Jvapitalverwaltimgsgesell- 
schaft oder dem inländischen AJF oder seinen Anlegern 

1. darf eme AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft nicht die 
Aufgaben emer Verw'ahrstelle waluiielmien. 

2. darf ein Primebroker, der als Kontrahent bei Geschäften 
für Reclmmig des uiländischen AIF aufhitt. nicht die 
Aufgaben emer Verw'alirstelle fiir diesen uiländischen 
AIF waluiielunen; dies gilt nicht, wemi eine ftuiktionale 
luid liierarcliische Tremimig der Ausftilmuig seiner Auf- 
gaben als Verw'alirstelle von seinen Aufgaben als Prinie- 
broker vorliegt luid die potenziellen Interessenkonflikte 
ordnungsgemäß ermittelt, gesteuert, beobachtet mid den 
Anlegern des inländischen AIF offengelegt werden. Un- 
ter Einlialtmig der Beduigungen nach § 82 ist es zulässig, 
dass die Verw'alirstelle euieni solchen Primebroker ilire 
Verw'aliraufgabeii überträgt. 

(5) Geschäftsleiter. Prokmisten luid die zum gesamten 
Geschäftsbetrieb ermächtigten Handhmgsbevollmächtigten 
der Verwalirstelle dürfen nicht gleiclizeitig Angestellte der 
AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft seui. Geschäftsleiter, 
Prokuristen und die zum gesamten Geschäftsbetrieb ermäch- 
tigten Handlungsbevolhiiächtigen der AIF-Kapitalven\'al- 
timgsgesellschaft dürfen nicht gleichzeitig Angestellte der 
Verwahrstelle sein. Wird eine natürhche Person als Treuhän- 
der nach § 80 Absatz 3 imd 4 mit der Verw'alirstellenfunktion 
beauftragt, darf dieser nicht gleiclizeitig Mitglied des Vor- 
stands oder des Aufsichtsrats. Gesellschafter oder Angestell- 
ter der AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft oder euies mit 
ilir verbundenen Untemelimens seui. 

§86 

Informationspflichten gegenüber der Bundesanstalt 

Die Verwalirstelle stellt der Bundesanstalt auf Anfrage 
alle hiformationen zur Verfügung, die sie im Rahmen der Er- 
füllung ihrer Aufgaben erhalten hat mid die die zuständigen 
Behörden des AIF oder der AIF-Verw'altungsgesellschaft be- 
nötigen können. Ist die Bmidesanstalt nicht die zuständige 
Behörde des AIF oder der AJF-Verw'altungsgesellschaft. 
stellt sie den zuständigen Behörden des AIF und der AIF- 
Verwaltmigsgesellschaft die erhaltenen hiformationen mi- 
verzüghch zur Verfligimg. 

§87 

Anwendbare Vorschriften für Publikums-AIF 

Für Verw'ahrstellen. die mit der Veiwalmmg von Pubh- 
kimis-AIF beauftragt smd. gelten zusätzlich zu den Vor- 
schriften dieses Unterabsclmitts die Regelmigen des § 69 
Absatz 1, 2 luid 4 entsprechend. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§86 

unverändert 


§87 

unverändert 
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§88 

Haftung 

(1) Die Verwalnstelle haftet gegenüber dem inländischen 
AIF oder gegenüber den Anlegern des inländischen AIF für 
das Abhandenkommen eines veiwalulen Fmanzmstnmien- 
tes durch die Verw'ahrstelle oder durch einen Unter\'erwah- 
rer. dem die Verw'ahnmg von Finanzmstnmienten nach § 81 
Absatz 1 Nuumrer 1 übertragen mirde. Im Fall eines solchen 
Abhandenkouunens hat die Verw'alirstelle dem inländischen 
AIF oder der für Reclmung des inländischen AIF handehiden 
AIF -Verwaltungsgesellschaft imverzügUch ein Finanzinstru- 
ment gleicher Art zurückzugeben oder einen entsprechenden 
Betrag zu erstatten. Die Verw'alirsteUe haftet nicht, wenn sie 
nachweisen kamt, dass das Abhandenkonunen auf äußere 
Ereignisse zurückzufUliren ist. deren Konsequenzen trotz al- 
ler angemessenen Gegeimiaßnalunen imabwendbar waren. 
Weitergehende Ansprüche, die sich aus den Vorschriften des 
bürgerhchen Rechts auf Grand von Verträgen oder imerlaub- 
ten Handlimgen ergeben, bleiben miberülirt. 

(2) Die VerwalirsteUe haftet auch gegenüber dem inländi- 
schen ADF oder den Anlegern des mländischen AIF für sämt- 
liche sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, dass die 
VerwalirsteUe ilire Verpflichtungen nach diesem Gesetz falir- 
lässig oder vorsätzlich nicht erfüllt. 

(3) Die Haftimg der Verw'alirs teile bleibt von einer etw'ai- 
gen Übertragmig gemäß § 82 miberülirt. 

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 kaim sich die Verwalir- 
stelle bei einem Abhandenkommen von Fmanzinstrunienten. 
die von emeui Unterverw^alirer nach § 82 verw'ahrt wurden, 
von der Haftung befreien, wemi sie nachweisen kami. dass 

1 . alle Bedingimgen für die Auslagerang ilirer Verw'ahrauf- 
gaben nach § 82 erfüllt sind. 

2 . es einen scliriftlichen Vertrag zwischen der Verw'ahrstelle 
imd dem Unteiverwalirer gibt. 

a) in dem die Haftmig der VerwalirsteUe ausdrücklich 
auf diesen Unteiveiwalirer übertragen wird imd 

b) der es dem inländischen AIF oder der für Rechnimg 
des inländischen AIF handehiden AIF-Verwaltmigs- 
gesellschaft ermöglicht, seinen oder ihren Ansprach 
wegen des Abhandenkonmiens von Finanzmstnmien- 
ten gegenüber dem Unteiverwalirer geltend zu ma- 
chen oder der es der Verw'ahrstelle ermöglicht, solch 
einen Anspruch für sie geltend zu machen imd 

3 . es einen scliriftlichen Vertrag zwischen der Verw^ahrstelle 
imd dem inländischen AIF oder der für Reclmmig des 
inländischen AIF handehiden AIF-Verw'altungsgeseU- 
schaft gibt, m dem eine Haftmigsbefreimig der Verw'ahr- 
stelle ausdrücklich gestattet ist mid eüi objektiver Giund 
für die vertraghche Vereinbarang einer solchen Haf- 
timgsbefreiimg angegeben w'ird. 

(5) Wemi nach den Rechtsvorscluiften eines Drittstaates 
vorgeschrieben ist. dass bestiimnte Füianzinstnmiente von 
einer ortsansässigen Euuichtmig verw'alirt wurden müssen 
imd es kerne ortsansässigen Eimichtmigen gibt, die die An- 
fordenmgeii für eine Auslagerang nach § 82 Absatz 1 Nimi- 
uier 4 Buclistabe b erfiülen. kaim die Veiwalustelle sich von 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§88 

Haftung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


(5) Wemi nach den Rechtsvorscliriften eines Drittstaates 
vorgesclirieben ist. dass bestiimnte Finanzinstnunente von 
einer ortsansässigen Einrichtimg verw'alirt werden müssen 
mid es kerne ortsansässigen Eimichtimgen gibt, die die An- 
forderangen für eure Auslagerung nach § 82 Absatz 1 Num- 
mer 4 Buchstabe b erfüllen, kaim die Verwahrstelle sich von 
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der Haftung befi'eien. sofern die folgenden Bedingungen ern- 
gehalten sind: 

1. die Anlagebedingimgen. die Satzung oder der Gesell- 
schaftsvertrag des betreffenden inländischen AIF erlau- 
ben ausdrücklich eine Hafhmgsbefreiiuig miter den in 
diesem Absatz genamiten Voraussetzungen. 

2 . die AIF-Verwaltimgsgesellschaft hat die Anleger des ent- 
sprechenden inländischen AIF vor Tätigung ilu'er Anlage 
ordnmigsgemäß über diese Hafttmgsbeffeiung imd die 
Umstände, die diese Haftungsbefieiimg rechtfertigen, 
imterrichtet. 

3. der inländische AIF oder die für Reclmung des inländi- 
schen AIF tätige AIF-Verw'altimgsgesellschaft hat die 
Verw'ahrstelle angewiesen, die Verw'aluamg dieser Finan- 
zinstrumente einer ortsansässigen Eimichtiuig zu über- 
tragen. 

4. es gibt einen scliriftlichen Vertrag zwischen der Veiw'alu- 
stelle imd dem inländischen AIF oder der ftir Reclmimg 
des inländischen AIF tätigen AIF-Veiw'altmigsgesell- 
schaft. in dem solch eine Haftmigsbefreimig ausdrücklich 
gestattet ist mid 

5 . es gibt einen scluiftlichen Vertrag zwischen der Verw^alu- 
stelle imd dem Unten'erw'aluer, 

a) in dem die Haftung der Verw'alustelle ausdrücklich 
auf den Dritten übeiti agen wird luid 

b) der es dem inländischen AIF oder der ftir Reclmmig 
des inländischen AIF tätigen AIF-Verw'altiuigsgesell- 
schaft ermöglicht, seinen oder iluen Anspnich w'egen 
des Abhandenkonmiens von Finanzinstnmienten ge- 
genüber dem Unterverw'aluer geltend zu machen oder 
der es der Verw'alirstelle ennöglicht. solch einen An- 
spruch für sie geltend zu machen. 

(6) Die Artikel 100 bis 102 der Verordnmig (EU) Nr. . . ./ 
2013 [Level-2- Verordnung gemäß Artikel 21 Absatz 17 
Buchstabe f. g. h der Richtlinie 2011/61/EU] bestinmien 
näher 

1 . die Bedingmigen und Umstände, imter denen verw’ahrte 
Finanzinstnimente als abhandengekonuiien anzusehen 
sind. 

2. w'as imter äußeren Ereignissen, deren Konsequenzen 
trotz aller angemessenen Gegenmaßnahmen nach Absatz 1 
imabw'endbar gew'esen wären, zu verstehen ist sowie 

3. die Bedingmigen mid Umstände, miter denen ein objek- 
tiver Grmid für die vertragliche Vereinbarmig einer Haf- 
timgsbefreimig nach Absatz 4 vorliegt. 

§89 

Geltendmachung von Ansprüchen der Anleger; 

Verordnungsermächtiguug 

(1) Die Verw'alirstelle ist berechtigt mid verpflichtet, im 
eigenen Namen 

1 . Ansprüche der Anleger WTgen Verletzimg der Vorsclirif- 
ten dieses Gesetzes oder der Aidagebedingimgen gegen 
die AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft geltend zu ma- 
chen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der Haftmig befi'eien. sofern die folgenden Bedingmigen ein- 
gehalten sind: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5 . es gibt einen schrifthchen Vertrag zwischen der Verw'alir- 
stelle mid dem Unteiverwalirer, 

a) in dem die Haftmig der Verw'alirstelle ausdrücklich 
auf den Unteiwerwahrer übertragen wfid mid 

b) unverändert 


(6) unverändert 


§89 

unverändert 
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2. iin Fall von Verftigungen nach Maßgabe des § 84 Absatz 
2 Satz 3 imd 4 Anspniche der Anleger gegen den Erw'er- 
ber eines Gegenstandes des Publikunis-AIF un eigenen 
Nauien geltend zu machen imd 

3. im Wege einer Klage nach § 771 der Zivilprozessordnmig 
Widerspruch zu erheben, weim in einen inländischen AIF 
wegen eines Anspmclis vollstreckt wird, für den der iidän- 
dische AIF nicht haftet; die Anleger kömien nicht selbst 
Widerspruch gegen die Zwangsvollstreckimg erlieben. 

Satz 1 Nummer 1 scliließt die Geltendmachimg von Ansprü- 
chen gegen die AJF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft dmch 
die Anleger nicht aus. 

(2) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft ist berechtigt 
imd verpflichtet, im eigenen Namen Ansprüche der Anleger 
gegen die Verwalirstelle geltend zu machen. Der Anleger 
kami daneben einen eigenen Schadenersatzanspruch gegen 
die Verwalirstelle geltend machen. 

(3) Die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft hat für die 
Fälle einer felilerhaften Berechnimg von Anteilswerten oder 
einer Verlet/nuig von Anlagegrenzen oder Erwerbsvorgaben 
bei einem inländischen AIF geeignete Entschädigmigsver- 
falireu für die betroffenen Anleger vorzusehen. Die Verfah- 
ren müssen insbesondere die Erstellmig eines Entschädi- 
giuigsplans umfassen sowie die Prüfimg des Entschädi- 
giuigsplans und der Entschädigungsmaßnaluneii durch einen 
Wirtschaftsprüfer vorsehen. Das Bmidesministeriimi der Fi- 
nanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnmig. die nicht 
der Zustinunimg des Bmidesrates bedarf, nähere Bestim- 
mimgen zu den Entschädigmigsverfaliren luid deren Durch- 
fülmmg zu erlassen, insbesondere zu 

1 . Einzelheiten des Verfahrens einsclüießlicli. soweit erfor- 
derlich. der Beteihgimg der depotfiüirenden Stellen des 
Anlegers und einer Mindesthöhe der feUerliaften Berech- 
nimg des Anteilswertes, ab der das Entschädigimgsverfali- 
ren durclizuführen ist sowie gegebenenfalls zu den Einzel- 
heiten eines vereinfachten Entschädigimgsverfahrens bei 
Untersclireitmig einer bestinmiten Gesamtschadenshöhe. 

2. den gegenüber einem betroffenen Anleger oder inländi- 
schen AIF vorzimelimenden Entschädigimgsmaßnalmien 
sowie gegebenenfalls zu Bagatellgrenzen, bei denen sol- 
che Entschädigimgsmaßnalunen einen imverhältnismäßi- 
gen Aufwand vennsachen würden. 

3. Meldepflichten gegenüber der Bmidesanstalt imd gege- 
benenfalls gegenüber den zuständigen Stellen des Her- 
kimftsstaates der einen inländischen AIF verwaltenden 
EU-AIF-Verwaltmigsgesellschaft. 

4. Infonnationspflichten gegenüber den betroffenen Anle- 
gern. 

5. Inlialt mid Aufbau des zu erstellenden Entschädigmigs- 
plans imd zu den Einzellieiten der Entschädigmigsmaß- 
nalmien sowie 

6. Inlialt imd Umfang der Piüfimg des Entschädigmigsplans 
imd der Entschädigungsmaßnalmien durch einen Wirt- 
schaftsprüfer. 

Das Bimdesministeriimi der Finanzen kami diese Emiächti- 
gimg durch Rechtsverordmmg auf die Bmidesanstalt übertra- 
gen. 


Drucksache 17/13395 


-136- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 

§90 

Anwendbare Vorschriften für ausländische AIF 

Verw'altet eine AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft einen 
ausländischen AIF und beauftragt sie eine Verw'alu'stelle init 
Sitz in der Bimdesrepublik Deutschland oder verw'altet eine 
ausländische AIF-Verw'altimgsgesellschaft. deren Referenz- 
uiitgliedstaat die Bundesrepublik Deutscliland nach § 56 ist. 
einen ausländischen AIF imd beauftragt eine Verw'ahrstelle 
uiit Sitz in der Bundesrepublik Deutscliland. gelten die Vor- 
schriften dieses Unterabscluiitts entsprechend: § 55 bleibt 
imberiüirt. 

Abschnitt 4 

Offene inländische Investmentvermögen 

Unterabsclmitt 1 

Allgememe Vorscliriften für offene 
Ulländische hivestmenft'eniiögen 

§91 

Rechtsform 

(1) Ofiene uiländische hivestmentvennögen dürfen nur 
als Sondeivermögen gemäß den Vorsclniften des Unter- 
absclinitts 2 oder als hivestmentaktiengesellschaft mit ver- 
änderhcheni Kapital gemäß den Vorscliriften des Unter- 
absclinitts 3 aufgelegt werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen ofiene inländische 
hivestuienU'enuögen. die nicht inländische OGAW sind mid 
deren Anteile nach dem Gesellschaftsvertrag ausschließlich 
von professionellen luid semiprofessionellen Anlegern ge- 
halten werden dürfen, zusätzlich als ofiene hivestuientkoni- 
uianditgesellschaft gemäß den Vorscliriften des Unterab- 
scluiitts 4 aufgelegt werden. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 imd 2 dürfen ofiene 
inländische Investmenfvermögen. die nach den Anlagebe- 
dingiuigen das bei ilmen eingelegte Geld in himiobihen an- 
legen. nur als Sondervermögen aufgelegt w'erden. 

Unterabsclmitt 2 

Allgememe Vorscliriften für Sondeivermögen 
§92 

Sondeivermögen 

(1) Die zum Sonden emiögen gehörenden Vennögensge- 
genstände köimeii nach Maßgabe der Anlagebedingungen 
im Eigentum der Kapitalverw'altungsgeseUschaft oder im 
Miteigentum der Anleger stehen. Das Sondeiveimögen ist 
von dem eigenen Vennögen der Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft getrennt zu halten. 

(2) Zum Sondeivennögen gehört auch alles, was die Ka- 
pitalverwaltmigsgesellschaft auf Grand eines zum Sonder- 
vemiögen gehörenden Rechts oder diu'cli ein Rechtsgeschäft 
erw’irbt. das sich auf das Sondeivennögen bezieht, oder was 
derjenige, dem das Sondeivemiögen zusteht, als Ersatz für 
ein zimi Sondeiv'emiögen gehörendes Recht erw'irbt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§90 

unverändert 


Abschnitt 4 

Offene inländische Investmentvermögen 
Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Vorscliriften für ofiene 
inländische hivestmenfiemiögen 

§91 

Rechtsform 

(1) unverändert 


(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen ofiene uiländische 
Investmenraennögen. die nicht inländische OGAW sind und 
deren Anteile nach dem Gesellschaftsvertrag ausschließlich 
von professionellen imd semiprofessionellen Anlegern er- 
worben werden dürfen, zusätzlich als ofiene Investment- 
konimaiiditgesellschaft gemäß den Vorschriften des Unter- 
absclmitts 4 aufgelegt werden. 

(3) unverändert 


Unterabsclmitt 2 

Allgemeine Vorscliriften für Sondervemiögen 
§92 

unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(3) Die Kapitalverw'altungsgesellschafit darf mehr ere Son- 
der\'ennögen bilden. Diese haben sich durch ilire Bezeich- 
niuig zu miterscheiden mid sind getremit zu halten. 

(4) Auf das Rechtsverhältnis zwischen den Anlegern mid 
der Kapitalveiv\'altungsgesellschaft ist das Depotgesetz nicht 
anzuwenden. 

(5) Vermögen, die von der Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft gemäß § 20 Absatz 2 Nimmier 1 oder gemäß § 20 Ab- 
satz 3 Nummer 1 oder 2 verwaltet werden, bilden keine Son- 
derrermögen. 


§93 

Verfügungsbefugnis, Treuhäudersrhaft, 
Sicherheitsvorschiiften 


§93 

unverändert 


(1) Die Kapitalverw'altungsgesellschaft ist berechtigt, im 
eigenen Namen über die zu einem Sondervemiögen gehö- 
renden Gegenstände nach Maßgabe dieses Gesetzes imd der 
Anlagebedingmigen zu verfügen imd alle Rechte aus ilmen 
auszuüben. 

(2) Das Sonderv emiögen haftet nicht für Verbindlichkei- 
ten der Kapitalverwaltimgsgesellschaft; dies gilt auch für 
Verbiridliclikeiteri der Kapitalverw'altmigsgesellschaft aus 
Rechtsgescliäften. die sie für gemeinschaftliche Reclmmig 
der Anleger tätigt. Die Kapitalverwaltiuigsgesellschaft ist 
nicht berechtigt, im Namen der Anleger Verbiridliclikeiteri 
einzugehen. Von den Vorscliriften dieses Absatzes abw'ei- 
chende Vereinbarungen sind miwirksarn. 

(3) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft karm sich wegen 
ilirer Ansprüche auf Vergütimg mid auf Ei'satz von Aufwen- 
diuigen aus den für genieinschafthche Reclmmig der Anleger 
getätigten Geschäften nm aus dem Sondervemiögen befiie- 
digen; die Anleger haften ihr nicht persönhch. 

(4) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft darf für gemein- 
schaftüche Reclmmig der Anleger weder Gelddarlehen ge- 
währen noch Verpfhchtmigen aus einem Bürgschafts- oder 
einem Garantievertrag eingeheii. 

(5) Gegenstände, die zu einem Sondervemiögen gehören, 
dürfen nicht verpfändet oder sonst belastet, zur Sichenmg 
übereignet oder zur Sicherung abgetreten werden; eine imter 
Verstoß gegen diese Vorscluift vorgenonmiene Verfügung ist 
gegenüber den Anlegern miwirksarn. Satz 1 ist nicht anzu- 
wenden. weim für Reclmmig eines Sondervemiögens nach 
den §§ 199, 221 Absatz 6, §§ 254, 274, 283 Absatz 1 Satz 1 
Nmnnier 1, § 284 Absatz 4 Kredite aufgenommen, einem 
Dritten Optionsrechte eingerämnt oder Wertpapier-Pen- 
sionsgeschäfte nach § 203 oder Füianztenninkontrakte. 
Devisentemiinkontrakte. Swaps oder ähnhche Geschäfte 
nach Maßgabe des § 197 abgesclilossen werden oder wenn 
für Reclmmig eines Sondeivemiögens nach § 283 Absatz 1 
Satz 1 Nununer 2 Leeiverkäufe getätigt oder einem Sonder- 
vemiögen im Siime des § 283 Absatz 1 Weilpapier-Darlehen 
gewälirt w'erden. 

(6) Fordenmgen gegen die Kapitalverwaltmigsgesell- 
schaft mid Fordermigen. die zu einem Sondeivemiögen ge- 
hören. kömien nicht gegeneinander aufgereclmet werden. 
Dies gilt nicht für Ralmienverträge über Geschäfte nach 
§ 197 Absatz 3 Nunmier 3, nach den §§ 200 mid 203 oder mit 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Priinebrokem. fiir die vereinbart ist. dass die auf Gnmd die- 
ser Greschäfte oder des Ralunenvertrages fiir Reclmimg des 
Sondeivennögens begründeten Ansprüche und Fordeimigen 
selbsttätig oder durch Erklänuig einer Partei aufgerecluiet 
oder ini Fall der Beendigung des Ralunenvertrages wegen 
Nichterftilhmg oder Insolvenz dmch eine einlieitliche Aus- 
gleichsfordenmg ersetzt werden. 

(7) Werden nicht voll eingezahlte Aktien in ein Sonder- 
vennögen aufgenonunen. so haftet die Kapitalveiwaltimgs- 
gesellschaft fiir die Leistimg der ausstehenden Einlagen niu 
uüt dem eigenen Vennögen. 

(8) Sind Anteile in den Verkelu gelangt, olme dass der An- 
teilswert dem Sonden’emiögen zugeflossen ist. so hat die Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaft aus iluem eigenen Vermögen 
den felüenden Betrag in das Sondervennögen einzulegen. 

§94 

Stimmrechtsausübung; Verorduungsermärhtigung 

(1) Die Kapitalverwaltimgsgesellschaft bedarf ziu Aus- 
übiuig des Stinuiu-echts aus den zu einem Sondervermögen 
gehörenden Aktien keiner scluiftlichen Volhnacht der Anle- 
ger. § 129 Absatz 3 des Aktiengesetzes ist entsprechend an- 
zuwenden. Die Kapitalverw'altungsgesellschaft soll das 
Stinmu'echt aus Aktien von Gesellschaften, die ilu'en Sitz im 
Geltiuigsbereich dieses Gesetzes haben, im Regelfall selbst 
ausüben. Das Stinmu'echt kann für den Einzelfall durch ei- 
nen Bevollmächtigten ausgeübt werden; dabei sollen iluu 
Weisimgen für die Ausübimg erteilt werden. Ein luiabhängi- 
ger Stinmu'echtsvertreter kaim auf Dauer luid oluie Weisim- 
gen für die Stinmu'echtsausübmigen bevollmächtigt werden. 

§94 

Stimmrechtsausübung; Verorduungsermächtigung 

(1) unverändert 

(2) Die Kapitalverw'altimgsgesellschaft ist liinsichtlich 
der von ihr verw'alteten Sonderi'ennögen kein Tochtenuiter- 
nelmien im Suuie des § 22 Absatz 3 des Wertpapierhandels- 
gesetzes und des § 2 Absatz 6 des Wertpapieretwerbs- und 
Übemalmiegesetzes mid keine Meluheitsbeteiligimg im 
Siime des § 135 Absatz 3 Satz 4 des Aktiengesetzes, wenn 
folgende Voraussetzimgen erfüllt sind: 

1 . die Kapitalverwaltimgsgesellschaft übt ilire Stinmu'echte 
imabhängig vom Muttenuitenielmien aus. 

2. das Sondervermögen wird nach Maßgabe der Richtlinie 
2009/65/EG verw'altet. 

3. das Muttenuitemelimen teilt der Bundesanstalt den Na- 
men dieser Kapitalverwaltungsgesellschaft luid die ftir 
deren Überw'achmig zuständige Behörde oder das Felilen 
einer solchen mit mid 

4. das Mutteruntemehmen erklärt gegenüber der Bundesan- 
stalt. dass die Voraussetzmigen der Nuuuner 1 erfüllt sind. 

Die Kapitalverwaltimgsgesellschaft gilt jedoch dann als 
Tochtenmtenieluuen. weim 

1 . das Mutteruntenielmien oder ein anderes vom Muttenm- 
temelunen kontrolliertes Untenielunen im Siime des § 22 
Absatz 3 des Wertpapierhandelsgesetzes seinerseits An- 
teile an dem von dieser Kapitalverwaltimgsgesellschaft 
verwalteten Sonden'emiögen hält und 

2. die Kapitalverw'altiuigsgesellschaft die Stinmirechte. die 
mit diesen Beteiligungen verbunden sind, nicht nach 

(2) unverändert 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-139- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 

freiem Ermessen, sondern nur auf Grimd unmittelbarer 
oder mittelbarer Weisimgen ausüben kami. die ilir vom 
Mutteruntemelmien oder von einem anderen im Simie 
des § 22 Absatz 3 des Wertpapierliandelsgesetzes kon- 
trollierten Untemelunen des Mutteruntemelmiens erteilt 
w'erden. 

Stinmirechte aus Aktien, die zu einem von einer Kapitalver- 
waltungsgesellschaft verw^alteten Sondeivennögen gehören, 
das kein Spezialsonden'ermögen ist und dessen Vermögens- 
gegenstände im Miteigentum der Anleger stehen, gelten für 
die Anwendiuig des § 2 1 Absatz 1 des Wertpapierhandelsge- 
setzes imd des § 29 Absatz 2 des Wertpapiereiwerbs- und 
Übemalunegesetzes als Stimmrechte der Kapitalverwal- 
tungsgesellschaft; stehen die Vermögensgegenstände dieses 
Sonden’ermögens im Eigentum der Kapitalverwaltimgsge- 
sellschaft. sind auf die Stimnuechte § 22 Absatz 1 des Wert- 
papierhandelsgesetzes luid § 30 Absatz 1 des Wertpapierer- 
werbs- imd Übemalmiegesetzes nicht anzuwenden. Für die 
Mitteihuigspflichten nach § 25 des Wertpapierhandelsgeset- 
zes gilt Satz 3 entsprechend. 

(3) Für EU-Verw'altiuigsgesellschaften gilt Absatz 1 
Satz 1, 2 mid 4 in Verbindmig mit einer Rechtsverordnmig 
nach Absatz 5 Satz 1 Nununer 1 entsprechend. Absatz 1 
Satz 3 ist entsprechend anzuwenden. W'emi der Anleger 
regelmäßig keine Weisungen für die Ausübiuig der Stinmi- 
rechte erteilen kaim. 

(4) Ein Untemelmien mit Sitz in einem Drittstaat, das 
einer Erlaubnis nach § 20 oder § 1 1 3 bedürfte, weim es sei- 
nen Sitz im Inland hätte, ist lünsichtlich des von ihm veiw'al- 
teten InvestmenAemiögens kein Tochtenmtemelunen im 
Siime des § 22 Absatz 3 des Wertpapierhandelsgesetzes und 
des § 2 Absatz 6 des Wertpapiererw'erbs- imd Übemahmege- 
setzes imd keine Mehrheitsbeteiligimg im Sitme des § 135 
Absatz 3 Satz 4 des Aktiengesetzes, wenn die folgenden 
Voraussetzmigen erftült sind: 

1 . das Untemelunen genügt bezüglich seiner Unabhängig- 
keit Anforderungen. die denen für Kapitalverwaltuugsge- 
sellschaften nach Absatz 2 Satz 1 in Verbindimg mit einer 
Rechtsverordnimg nach Absatz 5 Nmnnier 1 gleichwertig 
sind. 

2 . das Mutteruntemelmien des Untemelunens gibt eine Mit- 
teilimg entsprechend Absatz 2 Satz 1 Nimmier 3 ab mid 

3 . das Mutteruntemelmien erklärt gegenüber der Bimdesan- 
stalt. dass die Voraussetzungen der Nimmier 1 erftült 
sind. 

Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(5) Das Bimdesministeriuni der Finanzen wird eimäch- 
tigt. durch Rechtsverordnimg. die nicht der Zustiumimig des 
Bmidesrates bedar f, nähere Bestinmiimgen zu erlassen über 

1 . Umstände, imter denen im Simie des Absatzes 2 Satz 1 
und 2 eine Unabhängigkeit der Kapitalveiw'altmigsge- 
sellschaft vom Mutteiimtemelmien gegeben ist mid 

2. die Gleichwertigkeit von Regehi eines Diittstaates zur 
Unabhängigkeit von Kapitalverw'altmigsgesellschaften 
vom Muttenmtemelunen. 
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(3) Für EU-Verw'altmigsgesellschaften gilt Absatz 2 
Satz 1, 2 mid 4 in Verbindimg mit einer Rechtsverordnmig 
nach Absatz 5 Satz 1 Nimuner 1 entsprechend. Absatz 2 
Satz 3 ist entsprechend anzuwenden, wenn der Anleger 
regelmäßig keine Weisimgen für die Ausübimg der Stinmi- 
rechte erteUen kann. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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§95 

Anteilscheine 

(1) Die Anteile an Sonden'ennögen werden in Anteil- 
scheinen verbrieft. Die Anteilscheine kömien auf den Inliaber 
oder auf Namen lauten. Lauten sie auf den Namen, so gelten 
für sie die §§67 imd 68 des Aktiengesetzes entsprechend. Die 
Anteilscheine köimeii über einen oder melirere Anteile des- 
selben Sondeivermögeus ausgestellt werden. Die Anteil- 
scheine sind von der Kapitalverw'altimgsgesellschaft imd von 
der Verwalirstelle zu imterzeiclmen. Die Unterzeiclmung 
kaim durch mechanische Veivielfältigung geschehen. 

(2) Stehen die zmn Sondervermögen gehörenden Gegen- 
stände den Anlegern gemeinschaftlich zu. so geht mit der 
Übertragung der in dem Anteilschein verbrieften Ansprüche 
aiKh der Anteil des Veräußerers an den zmn Sondeivemiögen 
gehörenden Gegenständen auf den Erw'erber über. Entspre- 
chendes gilt für sonstige rechtsgescliäftüche Verfügimgen so- 
wie fiir Verfiigiuigen. die im Wege der Zwangsvollstreckiuig 
oder Arresn'ollziehimg erfolgen. Über den Anteil an den zimi 
Sondervemiögen gehörenden Gegenständen kaim in keiner 
anderen Weise verfügt werden. 

§96 

AnteilklRssen und Teilinvesiments’ermögen', 
Verordnungsermächtiguug 

(1) Die Anteile an einem Sondervemiögen kömien miter 
Berücksichtigung der Festlegungen in der Rechtsverordnmig 
nach Absatz 4 nach verschiedenen Ausgestaltuugsnierknia- 
len. insbesondere liinsichtlich der Ertragsveiwendiuig. des 
Ausgabeaufschlags, des Rücknalmieabsclilags. der Wälinmg 
des Anteilsw'ertes. der Verw^altirngsvergütimg. der Mindest- 
anlagesimuiie oder einer Kombination dieser Merkmale 
miterteilt werden (Anteilklassen). Anteile einer Anteilklasse 
haben gleiche Ausgestaltungsmerkmale. Die Kosten bei 
Einfülirmig neuer Anteilklassen für bestehende Sondeiver- 
uiögen müssen zulasten der Anteilpreise der neuen Anteil- 
klasse in Rechnmig gestellt werden. Der Wert des Anteils ist 
für jede AnteUklasse gesondert zu en'echnen. 

(2) Unter Berücksichtigimg der Festlegimg in der Rechts- 
verordnmig nach Absatz 4 kömien meluere Sondeiver- 
uiögen. die sich liinsichtlich der Anlagepolitik oder eines 
anderen Ausstattmigsmerkmals miterscheiden (Teilirn'est- 
mentvennögen). zusammengefasst w'erden (Umbrella-Kons- 
tniktion). Die Kosten für die Auflegmig neuer Teilinvest- 
menti-ennögen dürfen nur zulasten der Anteilpreise der 
neuen Teilinvestnientvennögen in Reclmmig gestellt werden. 
Bei Publikumssoudeivemiögen sind die Anlagebedingungen 
eines TeilmYestnienh'eniiögem mid deren Änderungen durch 
die Bundesanstalt nach Maßgabe der §§162 und 163 zu ge- 
nelmiigen. Bei Spezialsonden'emiögen sind die Anlagebe- 
dingmigen eines Teilinvestnienh’eniiögens und deren we- 
sentliche Ändermigen bei der Bimdesanstalt gemäß § 273 
vorzulegen. 

(3) Die jew'eiligen Teilim'estmenh'ennögen einer Uni- 
brella-Konstniktion sind von den übrigen Teilirivestinenh'er- 
niögen der Umbrella-Konstniktion vennögensrechtUch mid 
haftmigsrechtlich getremit. Im Verhältnis der Anleger miter- 
einander wird jedes Teilinvestnientvennögen als eigenständi- 
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§95 

unverändert 


§96 

Anteilklassen nnd Teilsondeivermögen; 
Vei'ordnnngsermärhtigung 

(1) unverändert 


(2) Unter Berücksichtigimg der Festlegung in der Rechts- 
Verordnung nach Absatz 4 kömien melirere Sonderver- 
niögen. die sich liinsichtlich der Anlagepolitik oder eines 
anderen Ausstattmigsmerkmals miterscheiden (Teilsonder- 
vermögen), zusammengefasst werden (Unibrella-Konstruk- 
tion). Die Kosten für die Auflegimg neuer Teilsondeiver- 
mögen dürfen nur zulasten der Anteilpreise der neuen 
Teilsondervermögen in Reclmimg gestellt werden. Bei 
Publikumssoiiden emiögen sind die Anlagebedingimgen ei- 
nes Teilsondeivermögens mid deren Ändermigen durch die 
Bundesanstalt nach Maßgabe der §§ 162 mid 163 zu ge- 
nelmiigen. Bei Spezialsondeivennögen sind die Aiilage- 
bedingmigen eines Teilsondeivermögens mid deren we- 
sentliche Ändermigen bei der Bmidesanstalt gemäß § 273 
vorzulegen. 

(3) Die jeweiligen Teilsondeivermögen einer Umbrella- 
Konstniktion sind von den übrigen Teilsondeivermögen 
der Umbrella-Konstruktion vemiögensrechtlich und haf- 
tmigsrechtlich getremit. Im Verhältnis der Anleger imtereiii- 
ander wird jedes Teilsondeivermögen als eigenständiges 
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ges Zweck\ ermögen behandelt. Die Rechte von Anlegern 
luid Gläubigem un Hinblick auf ein Teilim'estnienh'eiinö- 
geri, insbesondere dessen Auflegung. Verw'altung. Übertra- 
giuig imd Auflösimg. bescluänken sich auf die Vennögens- 
gegenstände dieses Teilmvestnierth'en?iögens. Für die auf 
das einzehie Teilinvestmenh'ennögen entfallenden Verbind- 
liclikeiten haftet niu' das betreffende Teilim'estinenh'ennö- 
gen. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) Das Bundesininisteriiun der Finanzen wird emiäch- 
tigt. durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustinunimg des 
Bundesrates bedarf, näliere Bestinunungen zur buclilialteri- 
schen Darstellmig. Reclmungslegung imd Emiittlimg des 
Wertes jeder Anteilklasse oder jedes Teilinxestmenlventiö- 
gens zu erlassen. Das Bundesministeriiun der Finanzen kaim 
die Ermächtigung durch Rechtsverordniuig auf die Bimdes- 
anstalt übertragen. 

§97 

Sammelverwahrung, Verlust von Anteilscheinen 

(1) Anteilscheine dürfen in Sanmielverw'almuig im Simie 
des Depotgesetzes nur genonmien werden, weim sie auf den 
hdiaber lauten oder blanko indossiert sind. 

(2) Ist ein Anteilschein abhanden gekommen oder ver- 
nichtet. so kami die Urkunde, wemi nicht das Gegenteil darin 
bestimmt ist. im Aufgebotsverfaluen für kraftlos erklärt wer- 
den. § 799 Absatz 2 und § 800 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gelten siimgemäß. Sind Gewimianteilscheine auf den Inlia- 
ber ausgegeben, so erlischt mit der Kraftloserklärung des 
Anteilscheins auch der Anspruch aus den rroch nicht fälligen 
Gewiruranteilscheirrerr. 

(3) Ist ehr Arrteilschein infolge eirrer Beschädigimg oder 
einer Verunstaltmrg rricht mein zmn Umlauf geeignet, so 
karur der Berechtigte, werm der wesentliche Inhalt und die 
Urrterscheidimgsmerkrnale der Urkrmde noch mit Sicherheit 
erkennbar sind, von der Gesellschaft die Erteihmg eurer 
treuen Urkunde gegetr Aushändigrmg der alten verlangen. 
Die Kosten hat er zit tragerr rmd vorzuscliießen. 

(4) Neue Gewiruianteilscheme dürfen an den Inhaber des 
Emeuerungsscheins nicht ausgebetr werden, w'erui der Besit- 
zer des Anteilscheins der Artsgabe widerspricht, hi diesem 
Fall sind die Scheine dem Besitzer des Anteilscheins attszu- 
händigen. wetui er die Hauptru'ktuide vorlegt. 

§98 

Rücknahme von Auteileir, Aussetzung 

(1) Jeder Anleger kamt verlatrgetr. dass ilmi gegen Rück- 
gabe des Anteils sein Anteil an dem Sonderv ennögett aus 
diesem ausgezahlt wird; die Einzellieiten sirrd irr dert Arrlage- 
bedingimgen festzulegerr. Für' ehr Spezialsoudervemiögerr 
karm abweichend vorr Satz 1 verembart werden, dass die 
Rückrralmie vorr Anteilerr nur zu bestirrunten Rücknalurreter- 
murert. jedoch mhidesterrs euurral im Jalu erfolgt. 

(2) In den Artlagebedmgrurgetr karur vorgesehen werderr. 
dass die Kapitalverwaltiurgsgesellschaft die Rücknalmre der 
Anteile artssetzen darf, werm außergewöluiliche Urrrstärrde 
vorliegett. die eure Artssetzruig ruiter Berücksichtigrmg der 
Interessen der Anleger erforderlich erscheuietr lassen. So- 
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Zweckvemiögen behandelt. Die Rechte von Arrlegem imd 
Gläubigem im Hmblick auf em Teilsondervermögen, ms- 
besondere dessen Aitflegimg. Verwaltimg. Übertragimg luid 
Auflösimg. bescluänken sich auf die Vemiögensgegenstände 
dieses Teilsondervermögens. Für die auf das euizehre Teil- 
sondeivermögen entfallenden Verbmdlichkeiten haftet niu 
das betiefifende Teilsondeiwermögeu. Absatz 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

(4) Das Bimdesministeriimi der Furanzen wird emiäch- 
tigt. diuch Rechtsverordnung, die nicht der Zustinmiimg des 
Bimdesrates bedarf, näliere Bestiuunimgen ziu buclilialteri- 
schen Darstellmig. Recluiimgslegimg imd Emuttlimg des 
Wertes jeder Allteilklasse oder jedes TeUsondeiwermögens 
zu erlassen. Das Bimdesmuiisteriimi der Finanzen karui die 
Emiächtigimg diuch Rechtsverordnung auf die Bimdesan- 
stalt übertragen. 

§97 

unverändert 


§98 

unverändert 
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lange die Rücknalune ausgesetzt ist. dürfen keine Anteile 
ausgegeben werden. Die Kapitalverw'altungsgesellschaft hat 
der Bimdesanstalt und den zuständigen Stellen der anderen 
Mitgliedstaaten der Eiuopäischen Union oder der anderen 
Vertragsstaaten des Abkoimnens über den Europäischen 
Wirtschaftsrauin. in denen sie Anteile des Sonden’ennögens 
vertreibt, die Entscheidimg zur Aussetzung der Rücknalune 
imverzüghch anzuzeigen. Die Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft hat die Aussetzung imd die Wiederaufiialune der 
Rücknalune der Anteile im Biuidesanzeiger imd darüber 
liinaus in einer liiiueichend verbreiteten Wirtschafts- oder 
Tageszeitimg oder in den in dem Verkaufsprospekt bezeich- 
neten elektronischen Informationsmedien bekamit zu ma- 
chen. Die Anleger sind über die Aussetzung imd Wiederauf- 
nahme der Rücknalune der Anteile unverzüglich nach der 
Bekaiuitmacluuig im Bundesanzeiger mittels eines dauerhaf- 
ten Datenträgers zu mit errichten. Satz 4 findet auf Spezial- 
AIF keine Anwendung. 

(3) Die Bimdesanstalt kaim anordnen, dass die Kapital- 
verw’altimgsgesellschaft die Rücknalune der Anteile aus- 
zusetzen liat. weim dies im hiteresse der Anleger oder der 
Öffenthclikeit erforderlich ist; die Bmidesanstalt soll die 
Aussetzmig der Rücknahme anordnen, wemi die AJF-Kapi- 
talverw'altmigsgesellschaft bei einem Inunobilien-Sonder- 
vennögen im Fall des Absatzes 2 Satz 1 die Aussetzmig 
nicht vonünmit oder im Fall des § 257 der Verpflichtmig zm 
Aussetzmig nicht naclikonmit. Absatz 2 Satz 2 imd 4 bis 6 ist 
entsprechend anzuwenden. 


§ 99 § 99 

Kündigung und Verlust des Vei’W'altungsrechts unverändert 

(1) Die Kapitalverwaltimgsgesellschaft ist berechtigt, die 
Verwaltimg eines Sonden'ennögens miter Einhaltung einer 
Kündigmigsfiist von sechs Monaten diuch Bekaimtmachung 
im Bundesanzeiger imd darüber liinaus im Jaluesbericht oder 
Halbjaluesbericht zu kündigen. Die Alllagebedingungen 
köimen eine längere Kündigmigsfrist vorsehen. Die Anleger 
sind über eine nach Satz 1 bekaiuit gemachte Kündigimg 
mittels eines dauerhaften Datenträgers imverzüghch zu mi- 
terrichten. Abweichend von Satz 1 kaiui für ein Spezialson- 
den emiögen in den Anlagebedingimgen auch eine kürzere 
Kündigmigsfiist vereinbart werden; bei Spezialsonderver- 
niögen ist eine Bekaimtmachimg der Kündigung im Bundes- 
anzeiger imd im Jaluesbericht nicht erforderlich. 

(2) Die Kapitalverw'altimgsgesellschaft kaiui ihie Auflö- 
simg nicht für einen fiiilieren als den Zeitpmikt besclüießen. in 
dem ihr Recht ziu Verw'altimg aller Sonden'ennögen erhscht. 

(3) Das Recht der Kapitalverw'altmigsgesellschaft. die 
Sondeivemiögen zu verw'alten. erlischt ferner mit der Eröff- 
nmig des hisolvenzi^erfaluens über das Vermögen der Kapi- 
talverw'altmigsgesellschaft oder mit der Rechtskraft des Ge- 
richtsbeschlusses. durch den der Antrag auf die Eröffiimig 
des Insolvenzv'erfaluens mangels Masse nach § 26 der hisol- 
venzordnmig abgewiesen wud. Die Sondeivennögen gehö- 
ren nicht zm hisolvenzmasse der Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaft. 

(4) Wird die Kapitalveiwaltmigsgesellschaft aus einem in 
den Absätzen 2 imd 3 nicht genamiten Gnmd aufgelöst oder 
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wird gegen sie ein allgemeines Verfugungsverbot erlassen, 
so hat die Verw'ahrstelle das Recht, hinsichtlich eines bei ilu 
veiw'alirten Sondervennögens für die Anleger deren Ver- 
tragsverhältnis mit der Kapitalverw'altmigsgesellschaft olme 
Eiiüialtimg einer Kündigungsfrist zu kündigen. 

(5) Kein Anleger kami die Aufliebung der in Ansehimg 
des Sondervennögens bestehenden Gemeinschaft der Anle- 
ger verlangen; ein solches Recht steht auch nicht einem 
Gläubiger, Pfandgläubiger, Pfändmigsgläubiger oder dem 
Insolvenz^ erwalter über das Vermögen eines Anlegers zu. 


§ 100 

Ab^sirklung des Sondeiwermögens 


§ 100 

unverändert 


(1) Erhscht das Recht der Kapitalverw'altungsgeseU- 
schaft. ein Sonder\’ermögen zu verw'alten. so geht. 

1 . weim das Sondervennögen im Eigentimi der Kapitalver- 
walürngsgeseUschaft steht, das Sondert'emiögen auf die 
Verw'alirstelle über. 

2. w'emi es im Miteigentum der Anleger steht, das Verfü- 
gruigsrecht über das Sonderv^ennögen auf die Verw'alir- 
stelle über. 

(2) Die Verw'alu^telle hat das Sonder\'ermögen abzuwi- 
ckehi und an die Anleger zu verteilen. 

(3) Mit Genelmiigung der Bmidesanstalt kaim die Ver- 
wahrstelle von der Abwicklung imd Verteilung absehen mid 
einer anderen Kapitalverw'altimgsgesellschaft die Veiw'al- 
tiuig des Sondeivermögens nach Maßgabe der bisherigen 
Anlagebedingmigen übertragen. Die Bundesanstalt kaim die 
Genelunigmig mit Nebeubesthmmmgen verbinden. § 415 
des Bürgerhchen Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. Abw'ei- 
cheiid von Satz 1 bedarf die Übeitragimg der Verw'altung ei- 
nes Spezialsonder\'ermögens auf eine andere AIF-Kapital- 
verw'altungsgesellschaff keiner Genelunigimg der Bundes- 
anstalt; die Übertragung ist der Bundesanstalt anzuzeigen. 


§ 101 

unverändert 


§ 101 


Jahresbericht 


(1) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft hat für jedes 
OGAW-Sonden’emiögen für den Schluss eines jeden Ge- 
schäftsjahres spätestens vier Monate nach Ende des Ge- 
schäftsjahres imd für jedes AJF-Sonder\’ermögen für den 
Schluss eines jeden Geschäftsjahres spätestens sechs Monate 
nach Ende des Geschäftsjalires einen Jalu-esbericht nach den 
Sätzen 2 imd 3 zu erstellen. Der Jaluesbericht muss einen 
Bericht über die Tätigkeit der Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft im abgelaufenen Geschäftsjalir mid alle wesentlichen 
Angaben enthalten, die es den Anlegern ennöglichen. sich 
ein Urteil über diese Tätigkeit mid die Ergebnisse des Son- 
den ermögens zu bilden. Der Jaliresbericht muss enthalten; 

1. eine Vennögensaufstellmig der zum Sondeivermögen 
gehörenden Vermögensgegenstände sowie der Verbind- 
liclikeiten aus Kreditaufrialunen. Pensionsgeschäften. 
Wertpapier-Darlehensgeschäften imd der sonstigen Ver- 
bindliclikeiten. Die Vemiögensgegenstände sind nach 
Art. Neimbetrag oder Zalil. Kms mid Kursw'ert aufzufüh- 
ren. Der Wertpapierbestand ist zu imtergliedem in Wert- 
papiere mit einer Zulassimg zum Handel an einer Börse. 
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an einem organisierten Markt zugelassene oder in diesen 
einbezogene Wertpapiere. Wertpapiere aus Neuemissio- 
nen. die an einer Börse zmn Handel zugelassen oder an 
einem organisierten Markt zugelassen oder in diesen 
einbezogen werden sollen, sonstige Wertpapiere gemäß 
§ 198 Absatz 1 Nimimer 1 imd 3 mid verbriefte Geld- 
marktuistnmiente sowie Schuldschemdarleben. wobei 
eine weitere Gbedenuig nach geeigneten Kriterien miter 
Berücksichtigimg der Anlagepobtik nach prozentualen 
Anteilen am Wert des Sondeivennögens vorzimelunen 
ist. Für jeden Posten der Vennögensaufstelhmg ist sein 
Anteil am Wert des Sondeivennögens anzugeben. Für 
jeden Posten der Wertpapiere. Geldmarktinstnnnente und 
Investmentanteile sind auch die wälirend des Berichts- 
zeitraums getätigten Käufe imd Verkäufe nach Nemi- 
betrag oder Zalil aufzufülnen. Der Wert des Sondeiver- 
mögeus ist anzugeben. Es ist anzugeben, inwieweit zmn 
Sondervemiögeu gehörende Vermögensgegenstände 
Gegenstand von Rechten Dritter sind: 

2. die wälnend des Berichtszeitramns abgesclilossenen Ge- 
schäfte. die Finanzinstnunente zmn Gegenstand haben. 

Pensionsgeschäfte mid Wertpapier-Darlehen, soweit sie 
nicht melir in der Vennögensaufstelhmg erscheinen. Die 
während des Berichtszeitramns von Spezialsondeiver- 
niögeii nach § 283 getätigten Leen'erkäufe in Wertpapie- 
ren sind miter Nemiung von Art. Nemibetrag oder Zald. 

Zeitpmikt der Verkäufe und Nemimig der erzielten Erlöse 
anzugeben; 

3 . die Anzalil der am Berichtsstichtag imilaufenden Anteile 
mid der Wert eines Anteils gemäß § 168 Absatz 1; 

4. eine nach Art der Erträge mid Aufw'endungen gegliederte 
Ertrags- mid Aufw'andsrecluiimg. Sie ist so zu gestalten, 
dass aus dir die Erträge aus Anlagen, sonstige Erträge. 

Auftvendungen für die Verw'altmig des Sondeivennögens 
mid für die Verw'alirstelle. sonstige Aufw'endungen und 
Gebühren mid der Nettoertrag sowie Erhöhungen und 
Vemiindenmgen des Sondeivennögens durch Veräuße- 
rungsgeschäfte ersichtlich sind. Außerdem ist eine Über- 
sicht über die Entw'icklmig des Sondeivennögens wäli- 
rend des Berichtszeitraimis zu erstellen, die auch 
Angaben über aiisgeschüttete mid wieder angelegte Er- 
träge. Mehr- oder Minderw'erte bei den ausgewiesenen 
Vemiögensgegenständen sowie Angaben über Mittelzu- 
flüsse aus Anteilverkäufen mid Mittelabflüsse dmch An- 
teilriicknalimen enthalten muss: 

5 . die von der Kapitalverw'altmigsgesellschaft beschlossene 
Verw'endung der Erträge des Sondervemiögens; 

6. bei Publikumssondeivermögen eine vergleichende Über- 
sicht der letzten drei Geschäftsjalire. wobei zum Ende je- 
des Geschäftsjalires der Wert des Publikmnssondeiver- 
mögens mid der Wert eines Anteils anzugeben sind. 

(2) Im Jaliresbericht eines Publikmiissondervemiögens 

sind ferner anzugeben: 

1. eine als Prozentsatz auszuweisende Gesamtkostenquote 
im Simie des § 166 Absatz 5 Satz 1; sofern in den Aida- 
gebedingmigen eine erfolgsabhängige Veiwaltimgsver- 
gütung oder eine zusätzliche Verwaltmigsvergütmig für 
den Erw'erb, die Veräußermig oder die Veiwaltung von 
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Vermögensgegenständen nach § 23 1 Absatz 1 und § 234 
vereinbart winde, ist diese darüber liinaus gesondert als 
Prozentsatz des durchsclmittlichen Nettoinventarw'ertes 
des Publikmnssondeivemiögens anzugeben; 

2. die an die Kapitalverw^altungsgesellschaft. die Verw'alir- 
stelle oder an Dritte geleisteten Vergütungen, falls in den 
Anlagebedingimgen für die Vergütiuigen imd Kosten eine 
Pauschalgebüln vereinbart w'ird; der Anleger ist darauf 
liinzuweisen. ob imd welche Kosten dem Publikumsson- 
den'ermögen gesondert in Recluiung gestellt werden; 

3. eine Besclireibimg. ob der Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft Rücki’ergütimgen der aus dem Sondervermögen 
an die Verw'ahrstelle mid an Dritte geleisteten Vergütmi- 
gen mid Aufw^endimgserstattungen zufließen und ob je 
nach Vertriebsweg ein wesenthcher Teil der aus dem 
Soudervemiögen an die Kapitalverw'altiuigsgesellschaft 
geleisteten Vergütmigen für Vergütiuigen an Vermittler 
von Anteilen des Sondervennögens auf den Bestand von 
vermittelten Anteilen verw'endet werden; 

4. der Betrag der Ausgabeaufscliläge und Rücknahmeab- 
scliläge. die dem Sondervermögen im Berichtszeitraum 
für den Erwerb und die Rücknalune von Anteilen im 
Simie der §§ 196 mid 230 bereclmet worden sind sowie 
die Vergütung, die dem Sonden eraiögen von der Kapi- 
talverwaltiuigsgesellschaft selbst, einer anderen Kapital- 
verwaltiuigsgesellschaft oder einer Gesellschaft, mit der 
die Kapitalverw'altmigsgesellschaft dmcli eine wesent- 
liche mimittelbare oder mittelbare Beteiligiuig verbimden 
ist oder einer EU-Verw'altmigsgeseUschaft oder ausländi- 
schen AIF-Verwaltmigsgesellschaft als Veiwaltimgsver- 
gütuug ftir die im Sondeiveimögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 

(3) Der Jaliresbericht eines AIF muss 2 nisätzlich folgende 

Angaben enthalten: 

1. die Gesamtsumme der im abgelaufenen Geschäftsjalu 
gezalilten Vergütmigen. gegliedert in feste mid variable 
von der Kapitalverwaltimgsgesellschaft an ihre Mitarbei- 
ter gezalilte Vergütmigen. die Zalil der Begünstigten imd 
gegebenenfalls der vom inländischen AIF gezahlten Car- 
ried Eiterest; 

2. die Gesamtsumme der im abgelaufenen Geschäftsjalir 
gezalilten Vergütmigen. aufgeteilt nach Fühnmgskiäften 
mid Mitarbeitern der Kapitalverw'altungsgesellschaft. de- 
ren berufliche Tätigkeit sich w'esentlich auf das Risiko- 
profil des inländischen AIF ausgew'irkt hat; 

3. bei Publikumssonden emiögen jede wälirend des abge- 
laufenen Gescliäftsjahres eingetretene wesentliche Ände- 
rung der im Verkaufsprospekt aufgefüluten hrfomiationen 
mid bei Spezialsondeiieraiögen jede wälireiid des abge- 
laufenen Gescliäftsjalires eingetretene wesentliche Ände- 
rmig hinsichtlich der nach § 307 Absatz 1 oder Absatz 2 
erste Alternative in Verbindmig mit § 297 Absatz 4 mid § 

308 Absatz 4 zm Verfügmig zu stellenden hifomiationen. 

Die näheren Anfordenmgen zu Inlialt mid Fonn des Jalires- 

berichts bestimmen sich für AIF nach den Artikehi 103 bis 

107 der Verordnmig (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnung 

gemäß Artikel 22 Absatz 4 der Richtlinie 201 1/61/EU]. 


Drucksache 17/13395 


-146- 


Deutscher Bimdestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 

§ 102 

Abschlussprüfung 

Der Jaliresbericht des Sonder\'ennögens ist durch einen 
Absclilussprüfer zu prüfen. Der Abscliliissprüfer w'ird von 
den Gesellschaftern der Kapitalverw'altimgsgesellschaff 
gewälilt und von den gesetzlichen Veitretem. bei Zuständig- 
keit des Aufsichtsrats oder des Beirats von diesem, beauf- 
tragt; § 3 1 8 Absatz 1 Satz 2, 4 und 5 des Handelsgesetzbuchs 
bleibt imberülut. § 318 Absatz 3 bis 8 sowie die §§ 319, 319b 
imd 323 des Handelsgesetzbuchs gelten entsprechend. Bei 
der Prüfimg hat der Absclilussprüfer auch festzustellen, ob 
bei der Verw'altmig des Sondeivennögens die Vorschriften 
dieses Gesetzes sowie die Bestinmiimgen der Anlagebedin- 
gimgeu beachtet worden sind. Das Ergebnis der Prüfung hat 
der Abschlussprüfer in einem besonderen Vennerk zusam- 
inenzufassen; der Vennerk ist in vollem Wortlaut im Jahres- 
bertcht wiedetzugeben. Der Absclilussprüfer hat den Bericht 
über die Prüfung des Publikunissondeivennögens unverzüg- 
lich nach Beendigung der Prüfung der Biuidesanstalt einzu- 
reichen. der Bericht über die Prüfiuig des Spezialsondeiver- 
uiögens ist der Bmidesanstalt auf Verlangen einzureichen. 

§ 103 

Halbj ahresbeiicht 

Die Kapitalverw'altmigsgesellschaff hat für die Pubh- 
kimissondeivemiögen für die Mitte des Geschäffsjalires 
einen Halbj aliresbericht zu erstellen, der die Angaben nach 
§ 101 Absatz 1 Satz 3 Niumner 1 bis 3 enthalten muss. Smd 
für das Halbjalir Zwdschenausschüttungen erfolgt oder vor- 
gesehen. smd außerdem die Angaben nach § 101 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 4 aufzimelmien. 

§ 104 

Zwischenbericht 

(1) Wird das Recht ziu Verw'altimg eines Publikums- 
sondeivennögens wälirend des Geschäftsjahres von der 
Kapitalverw'altungsgesellschaft auf eine andere Kapitalver- 
w'altmigsgesellschaft übertragen oder ein Publikumssonder- 
vennögen w'älirend des Geschäffsjalires auf ein anderes Son- 
den eruiögen oder einen EU-OGAW versclmiolzen. so hat 
die übertragende Gesellschaft auf den Übertragungsstichtag 
einen Zwischenbericht zu erstellen, der den Anfordenrngen 
an einen Jaliresbericht gemäß § 101 entspricht. Der Zwi- 
schenbericht ist der übenielunenden Kapitalverw'altmigsge- 
sellschaft oder der Kapitalverw'altmigsgesellschaft des über- 
nelmienden Publikurnssondervennögens oder EU-OGAW 
unverzüghch auszuliändigen. 

(2) Zwischenberichte smd ebenfalls dmch einen Ab- 
sclilussprüfer zu prüfen. Auf die Prüfung nach Satz 1 ist 
§ 102 entsprechend anzuw'enden. 

§ 105 

Auflösungs- und Abwickluugsbericht 

(1) Wird eui Publikumssondetvennögen aufgelöst, so hat 
die Kapitalverw'altungsgesellschaft auf den Tag. an dem ilir 
Verwaltimgsrecht nach Maßgabe des § 99 erlischt, einen 
Auflösungsbericht zu erstellen, der den Anfordenrngen an 
einen Jahresbericht entspricht. 
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§ 102 

Abschlussprüfung 

Der Jaliresbericht des Sonderveraiögens ist durch emen 
Abschlussprüfer zu prüfen. Der Abschlussprüfer wird von den 
Gesellschaftern der Kapitalverwaltungsgesellscliaft gew'älilt 
und von den gesetzhchen Vertretern, bei Zuständigkeit des 
Aufsichtsrats oder des Beirats von diesem, beauftragt; § 318 
Absatz 1 Satz 2. 4 imd 5 des Handelsgesetzbuclis bleibt mibe- 
rülirt. § 3 18 Absatz 3 bis 8 sowie die§§319,319b luid 323 des 
Handelsgesetzbuchs gelten entsprechend. Das Ergebnis der 
Prüfung hat der Abschlussprüfer in einem besonderen 
Vermerk zusainmenzufasseu; der Veimerk ist in vollem 
Wortlaut im Jahresbericht wiederaugeben. Bei der Prüfung 
liat der Absclilussprüfer auch festzustellen, ob bei der Verwal- 
tung des Sondervermögens die Vorschriften dieses Gesetzes 
sowie die Bestimmiuigen der Anlagebedingmigen beachtet 
w'orden sind. Der Abschlussprüfer liat den Bericht über die 
Prüfiuig des Publikmiissondeivermögens luiverzüghch nach 
Beendigung der Prüfung der Bmidesanstalt ehiziueichen. der 
Bericht über die Prüfung des Spezialsondervermögens ist der 
Bmidesanstalt auf Verlangen einzmeichen. 

§ 103 

unverändert 


§ 104 

Zwischenbericht 

(1) Wird das Recht zm Verwaltmig eines Sondeiwer- 
mögens w^älirend des Geschäffsjalires von der Kapitalver- 
w'altungsgesellschaft auf eine andere Kapitalverw'altmigsge- 
seUschaft übertragen oder ein Sonderveimögen wülirend 
des Geschäftsjahres auf ein anderes Sondervemiögen oder 
einen EU-OGAW versclmiolzen. so hat die übertragende 
Gesellschaft auf den Übertragimgsstichtag einen Zwischen- 
bericht zu erstellen, der den Anfordenrngen an einen Jalires- 
bericht gemäß § 101 entspricht. Der Zwischenbericht ist 
der übemelmienden Kapitalverw'altimgsgesellschaft oder 
der Kapitalverw^altmigsgesellschaft des übemehnienden 
Soudeiwermögens oder EU-OGAW unverzüglich auszu- 
händigen. 

(2) unverändert 

§ 105 

Auflösungs- und Abwicklungsbericht 

(1) Wird ein Sonderveimögen aufgelöst, so hat die Kapi- 
talverw'altmigsgesellschaft auf den Tag. an dem ilir Verw'al- 
tmigsrecht nach Maßgabe des § 99 erhscht. einen Auf- 
lösungsbericht zu erstellen, der den Anfordermigen an emen 
Jaluesbericht entspricht. 
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(2) Wird ein PubUhtnissondei\ennögen abgew'ickelt. hat 
die Verw'ahrstelle jährlich sowie auf den Tag. an dem die Ab- 
wicklimg beendet ist. emen Abwicklmigsbericht zu erstellen, 
der den Anfordenuigen an einen Jaluesbericht nach § 101 
entspricht. 

(3) Auflösungs- imd Abwicklungsberichte nach den Ab- 
sätzen 1 imd 2 sind ebenfalls durch einen Absclilussprüfer zu 
prüfen. Auf die Prüfung nach Satz 1 ist § 102 entsprechend 
anzuwenden. 

§ 106 

Verordnungsermächtiguug 

Das Bimdesniinisterium der Finanzen w'ird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bimdesministerimn der Justiz durch 
Rechtsverordnimg. die nicht der Zustimmimg des Bimdes- 
rates bedarf, näliere Bestimmimgen über weitere Inlialte. 
Umfang mid Darstellmig der Berichte nach den §§ 101, 103, 
104 imd 105 sowie über den Inlialt der Prüfiuigsberichte für 
Sondeivermögen zu erlassen, soweit dies ziu Erfülliuig der 
Aufgaben der Bimdesanstalt erforderhch ist. insbesondere 
imi einheitliche Unterlagen zur Beiuleihuig der Tätigkeit der 
Kapitalverw'altmigsgesellschaften bei der Verwaltimg von 
Sondeivermögen zu erlialten. Das Biuidesministeriimi der 
Finanzen kaim die Ermächtigung dmch Rechtsverordnmig 
auf die Bundesanstalt übertragen. 

§ 107 

VeröfTentlichung der Jahres-, Halbjahres-, 

Ziflsrhen-, Auflösungs- und Abwirklungsberirhte 

(1) Der Jahresbericht 

1. eines OGAW-Sonder\'enuögens ist spätestens vier Mo- 
nate nach Ablauf des Geschäftsjalues. 

2. eines ADF-Pubhlamissondervermögens spätestens sechs 

Monate nach Ablauf des Geschäftsjalires 

im Bimdesanzeiger bekamit zu machen. Der Halbjahresbe- 
richt eines Publikumssondervennögens ist spätestens zwei 
Monate nach dem Stichtag im Bundesanzeiger bekannt zu 
machen. 

(2) Der Auflösmigs- imd der Abwicklungsbericht sind 
spätestens drei Monate nach dem Stichtag im Bimdesanzei- 
ger bekaimt zu machen. 

(3) Für die Publikumssondervermögen sind der Bimdes- 
anstalt jeweils der nach den §§ 101, 103, 104 imd 105 zu 
erstellende Jahresbericht. Halbjaluesbericht. Zwischenbe- 
richt. Auflösmigsbericht sowie Abwicklmigsbericht miver- 
züglich nach erstmaüger Verw^endmig einzmeichen. Auf An- 
frage der Bimdesanstalt sind ilir auch füi' die EU-OGAW, die 
von einer OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft nach den 
§§51 imd 52 verw'altet werden, die Berichte nach Satz 1 zur 
Verfügimg zu stellen. 

(4) Die Berichte nach den Absätzen 1 imd 2 müssen dem 
Publikimi an den Stellen zugänglich sein, die im Verkaufs- 
prospekt imd in den wesentlichen Anlegerinfoimationen an- 
gegeben smd. 

(5) Einem Anleger des Sondervennögens wird der Jahres- 
bericht auf Anfrage vorgelegt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) Wird ein Sondeiwermögen abgewickelt, hat die Ver- 
wahrstelle jälulich sowie auf den Tag. an dem die Abw'ick- 
Imig beendet ist. einen Abwicklmigsbericht zu erstellen, der 
den Anfordenuigen an emen Jaluesbericht nach § 101 ent- 
spricht. 

(3) unverändert 


§ 106 

unverändert 


§ 107 

unverändert 
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Unterabscluiitt 3 

Allgemeine Vorscluiften für hivestment- 
aktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital 


Unterabscluiitt 3 

Allgemeine Vorscluiften für Investment- 
aktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital 


§ 108 

Rechtsform, anwendbare Vorschriften 


§ 108 

unverändert 


(1) hivestmentaktiengesellschafteii mit veränderhchem 
Kapital dürfen niu in der Rechtsfonn der Aktiengesellschaft 
betrieben werden. 

(2) Die hivestmentaktiengesellschaften mit veränder- 
lichem Kapital unterliegen den Vorscluiften des Aktienge- 
setzes mit Ausnalime des § 23 Absatz 5, der §§ 150 bis 158, 
161, 182 bis 240 und 278 bis 290 des Aktiengesetzes, soweit 
sich aus den Vorschriften dieses Unterabscluiitts nichts ande- 
res ergibt. § 3 Absatz 2 des Aktiengesetzes imd § 264d des 
Handelsgesetzbuchs sind auf Anlageaktien einer extern ver- 
walteten hivestmentaktiengesellschaft mit veränderlichem 
Kapital nicht anzuwenden. 

(3) Auf OGAW-hivestmentaktiengesellschaften ist § 19 
dieses Gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

1 . der beabsichtigte Erw^erb einer Beteiligung nach § 1 9 Ab- 
satz 1 nur anzuzeigen ist. wemi die Schwelle von 50 Pro- 
zent der Stimmrechte oder des Kapitals erreicht oder 
überscluitten wird oder die Gesellschaft miter die Kon- 
trolle des Erw'erbers der Beteiligiuig gerät luid 

2. die beabsichtigte Aufgabe einer Beteiligung nach § 19 
Absatz 5 niu anzuzeigen ist, wemi diese Beteiligiuig die 
Schwelle von 50 Prozent der Stinuurechte oder des Kapi- 
tals erreicht oder überscluitten hat oder die Gesellschaft 
kontrolhertes Untemelmien ist. 

(4) Auf die Investmeutaktiengesellschaft mit veränder- 
lichem Kapital sind § 93 Absatz 8, § 94 Absatz 2 luid 4 in 
Verbindiuig mit einer Rechtsverordniuig nach Absatz 5 mid 
§ 96 entsprechend anwendbar. 

(5) Auf die Tätigkeit der hivestmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital ist das Wertpapiereiwerbs- imd 
Übemahmegesetz nicht anzuwenden. 


§ 109 


§ 109 

unverändert 


Aktien 


(1) Die Aktien einer hivestmentaktiengesellschaft mit ver- 
änderlichem Kapital bestehen aus Untenielmiensaktien luid 
Anlageaktien; eine hivestmentaktiengesellschaft. die als Spe- 
zialinvestmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital 
errichtet wurde, kaim auf die Begebimg von Anlageaktien 
verzichten. Die Aktien der hivestmentaktiengesellschaft mit 
veränderhchem Kapital lauten auf keinen Neimbetrag. Sie 
müssen als Stückaktien begeben werden und am VeiTnögen 
der hivestmentaktiengesellschaft nüt veränderhchem Kapital 
(Gesellschaftskapital) in gleichem Umfang beteiligt sein, es 
sei deiui. die hivestmentaktiengesellschaft lässt in der Sat- 
zimg auch eine Beteiligmig nach Bnichteilen zu. 

(2) Die Personen, die die hivestmentaktiengesellschaft 
mit veränderlichem Kapital miter Leistmig der erforder- 
lichen Einlagen gründen, müssen die Untemehniensaktien 
übemeluuen. Nach der Gründmig köiuien weitere Personen 
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gegen Leistung von Einlagen und Übemalune von Untemeh- 
mensaktien beteiligt werden. Die Untemelunensaktien müs- 
sen auf Namen lauten. Die Untemelmiensaktionäre sind zur 
Teilnalune an der Hauptversaimnlung der Investmentaktien- 
gesellschaft mit veränderhchem Kapital berechtigt imd 
haben ein Stinunrecht. Eine Übertragimg der Untemelmiens- 
aktien ist nur zulässig, w'emi der Eiwerber sämtliche Rechte 
imd Pflichten aus diesen Aktien übeminunt. Die Untemeh- 
mensaktionäre und jeder Weclisel in ilirer Person sind der 
Bimdesanstalt anzuzeigen, es sei demi. die Investment- 
aktiengesellschaft ist eine Spezialinvestmentaktiengesell- 
schaft mit veränderhchem Kapital. 

(3) Anlageaktien kömien erst nach Eintragimg der Invest- 
mentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital in das 
Handelsregister begeben werden. Sie berechtigen nicht zur 
Teihialmie an der Hauptversammlmig der hivestmentaktien- 
gesellschaft und gewähren kein Stinunrecht. es sei demi. die 
Satzimg der hivestmentaktiengesellschaft sieht dies aus- 
drücklich vor. Auf Anlageaktien findet § 139 Absatz 2 des 
Aktiengesetzes keine Anw'endimg. 

(4) Aktien dürfen nur gegen volle Leistung des Ausgabe- 
preises ausgegeben werden. 

(5) Bei Publikumsinvestmentaktiengesellschaften mit 
veränderlichem Kapital sind Sacheinlagen unzulässig. 

§ 110 
Satzung 

(1) Die Satzung der hivestmentaktiengesellschaft mit ver- 
änderhchem Kapital muss die Bestinmiimg enthalten, dass 
der Betrag des Gesellschaftskapitals dem Wert des Gesell- 
schaftsvermögens entspricht. Der Wert des Gesellschaftsver- 
mögens entspricht der Simuue der jeweiligen Verkehrswerte 
der Zinn Gesellschaftsvermögen gehörenden Vermögensge- 
genstände ahzüglich der aufgenommenen Kredite und sons- 
tigen Verbindliclikeiten. 

(2) Satzungsmäßig festgelegter Untemehmensgegenstand 
der Investmentaktiengesellschaft mit veränderhchem Kapi- 
tal muss ausschließlich die Anlage imd Verwaltung ihrer 
Mittel nach einer festen Anlagestrategie imd dem Grundsatz 
der Risikomischimg zin gemeinschaftlichen Kapitalanlage 

1. bei OGAW-Investmentaktiengesellschaften mit verän- 
derlichem Kapital nach Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2. 

2. bei AIF-Publikiunsinvestmentaktiengesellschaften mit ver- 
änderlichem Kapital nach Kapitel 2 Abschnitt 1 und 3 imd 

3. bei Spezialinvestmentaktiengesellschaften mit veränder- 
lichem Kapital gemäß Kapitel 3 Abschnitt 1 und 2 

zum Nutzen iluer Aktionäre sein. Die Satzung hat vorzu- 
sehen. dass die Aktionäre mindestens eiimial pro Jahr das 
Recht zur Rückgabe ilirer Aktien haben. 

(3) Die Satzung von Spezialinvestmentaktiengesellschaf- 
ten mit veränderlichem Kapital muss zusätzlich festlegen, 
dass die Aktien ausschließlich von professionellen Aidegeni 
imd semiprofessionellen Anlegern gehalten werden dürfen. 

(4) Die Änderungen der Satzmig einer OGAW-hivest- 
mentaktiengesellschaft bediüfen der Genelunigimg. § 163 
Absatz 2 Satz 1, 2 imd 4 bis 9 gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§ 110 
Satzung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Satzmig von Spezialinvestmentaktiengesellscliaf- 
ten mit veränderlichem Kapital muss zusätzlich festlegen, 
dass die Aktien ausschließlich von professionellen Anlegern 
mid semiprofessionellen Anlegern em orben werden dürfen. 

(4) unverändert 
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§ 111 

Anlagebediugungen 


§ 111 

unverändert 


Die Anlagebedingimgen der hivestnientaktiengesell- 
schaft uiit veränderlichem Kapital sind zusätzlich zur Sat- 
ziuig zu erstellen. Die Anlagebedingungen sind nicht Be- 
standteil der Satzung; eine notarielle Beurkimdiuig ist nicht 
erforderlich, hi allen Fällen, in denen die Satzung veröffent- 
licht. ausgehändigt oder in anderer Weise zur Verfügiuig ge- 
stellt werden muss, ist auf die jeweihgen Anlagebedingim- 
gen zu verw'eisen imd sind diese ebenfalls zu veröffentlichen 
oder zur Verfügung zu stellen. 


§ 112 

Verwaltung und Anlage 


§ 112 

unverändert 


(1) Die Investmeutaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital kamt eine iluem Untemelunensgegenstand entspre- 
chende externe Kapitalverw'altmigsgesellschaft bestellen. 
Dieser obliegt neben der Ausfiüinuig der allgemeinen Ver- 
w'altungstätigkeit insbesondere auch die Anlage luid Ver- 
w'altmig der Mittel der Investmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital. Die Bestellung einer externen Kapi- 
talverw'altimgsgesellschaft ist kein Fall des § 36 und auch 
nicht als Untemehmensvertrag im Sitme des Aktiengesetzes 
anzusehen. § 99 ist entsprechend anzuwenden. § 100 ist ent- 
sprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass das Ver- 
fügiuigsrecht über das Gesellschaftsvermögen nur daiui auf 
die Verw'ahrstelle zur Abwdcklimg übergeht, wemi 

1. die hivestmentaktiengesellschaft mit veränderhchem 

Kapital 

a) sich nicht in eine intern verw'altete hivesünentaktien- 
gesellschaft mit veränderlichem Kapital umw'andelt 
oder 

b) keine andere Kapitalverw'altungsgesellschaft bestellt 
imd 


2. dies 


a) bei Publikumsinvestmentaktiengesellschaften mit 
veränderlichem Kapital jeweils von der Bundesanstalt 
genelunigt w'ird imd 

b) bei Spezialinvestmentaktiengesellschafiten mit verän- 
derlichem Kapital jeweils der Bundesanstalt ange- 
zeigt w’ird. 

(2) Eine intern verwaltete Investmentaktiengesellschaft 
mit veränderlichem Kapital darf bewegliches und unbeweg- 
liches Vermögen erwerben, das für den Beüieb der Invest- 
mentaktiengesellschaft notwendig ist (Investnientbetriebs- 
vennögen). Den Erwerb darf sie nicht mit Kapital aus der 
Begebimg von Anlageaktien bestreiten. Als Pubhkmns- 
investmentaktiengesellschaffen mit veränderlichem Kapital 
darf sie maximal Kredite in Höhe von bis zu 10 Prozent ilues 
Gesellscliaftsvemiögens aufiielmien. sow'eit dies den Erwerb 
von imbew'eglichem Vennögen ennöglichen soll, das für die 
Ausübung iluer Tätigkeit notwendig ist; die Ki'editaufiialune 
darf jedoch zusammen mit der Kreditaufiialmie gemäß § 199 
nicht melu als 1 5 Prozent oder zusaimnen mit der Kreditauf- 
nalmie gemäß § 22 1 Absatz 6 nicht melu als 25 Prozent des 
Gesellschaffsvermögens betragen. 
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§ 113 

Ei’lRubnisanti'Rg und ErlRubniserteilung bei der extern 
vei'WRlteten OGAW-InvestineutRktieugesellsrhRft 

(1) Eine extern verwaltete OGAW-Eivestmentaktienge- 
sellschaft bedarf zuni Geschäftsbetrieb der scliriftlichen Er- 
laubnis durch die Bimdesanstalt. Die Erlaubnis darf der ex- 
tern verw'alteten CXjAW-Investmentaktiengesellschaft niu 
erteilt werden, wemi 

1. sie eine externe OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
benaimt hat. 

2. die Geschäftsleiter der OGAW-Investmentaktiengesell- 
schaft zuverlässig sind mid die ziu Leitung der OGAW- 
Investmentaktiengesellschaft erforderliche facliliche 
Eignimg haben, auch in Bezug auf die Art des Untemeh- 
mensgegenstandes der OGAW-InvestmentaktiengeseU- 
schaft. mid 

3. die Satzung der OGAW-Investnientaktiengesellschaft 
den Anfordenuigen dieses Gesetzes entspricht. 

Dem Antragsteller ist biimen zwei Monaten nach Eimei- 
chiuig eines vollständigen Antrags mitzuteilen, ob eine 
Erlaubnis erteilt wird. Die Ablelmmig des Antrags ist zu 
begründen. 

(2) Die Bimdesanstalt kami die Erlaubnis vorbehaltlich 
des Verw'altungsverfahrensgesetzes insbesondere dami auf- 
heben. wenn 

1. die OGAW-InvestmentaktiengeseUschaft die Erlaubnis 
auf Grund falscher Erklärungen oder auf sonstige rechts- 
widrige Weise erhalten hat. 

2. die Voraussetzmigen nach Absatz 1 nicht mein erfüllt 
sind oder 

3. die OGAW-Investmentaktiengesellschaft nachhaltig ge- 
gen die Bestimmungen dieses Gesetzes verstößt. 

Die §§ 15, 16 und 39 Absatz 4 gelten entsprechend. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 kaim die Bundesanstalt 
statt der Aufhebung der Erlaubnis die Abberuftmg der ver- 
antw’ortüchen Geschäftsleiter verlangen imd ümen die Aus- 
übimg iluer Tätigkeit imtersagen. 

§ 114 

Untersrhreitung des Anfangskapitals 
oder der Eigenmittel 

Die intera verw'altete hn'estmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital hat der Bmidesanstalt mid den Ak- 
tionären unverzüglich anzuzeigen, weim das Gesellschafts- 
venuögen den Wert des Anfangskapitals oder den Wert der 
zusätzlich erforderlichen Eigeimiittel gemäß § 25 miter- 
sclueitet. Mit der Anzeige gegenüber den Aktionären ist 
durch den Vorstand eine Haupft'ersanmilmig einzuberufen. 

§ 115 

Gesellsrhaftskapital 

Der Vorstand einer Investmentaktiengesellschaft mit ver- 
änderhchem Kapital ist ermächtigt, das Gesellschaftskapital 
wiederholt durch Ausgabe neuer Anlageaktien gegen Ein- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§ 113 

Erlaubnisantrag und Erlanbniserteilung bei der extern 
verwalteten OGAW-Investmentaktiengesellsrhaft 

(1) unverändert 


(2) Die Bmidesanstalt kami die Erlaubnis außer nach den 
Vorschriften des Veiwaltmigsverfalirensgesetzes insbeson- 
dere dami auflieben, wemi 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

Die §§ 15, 16 mid 39 Absatz 4 gelten entsprechend. 

(3) unverändert 


§ 114 

unverändert 


§ 115 

unverändert 
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lagen zu erhöhen. Untemelunensaktionäre und Anlage- 
aktionäre haben ein Bezugsrecht entsprechend § 186 des 
Aktiengesetzes; Anlageaktionäre haben jedoch iiiu' daim ein 
Bezugsrecht, wenn ilnien nach Maßgabe des § 109 Absatz 3 
Satz 2 ein Stinunrecht zusteht. Mit der Ausgabe der Aktien 
ist das Gesellschaftskapital erhöht. 

§ 116 

Veränderliches Kapital, Rücknahme von Aktien 

(1) Die hivestmeutaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital kamt in den Grenzen eines in der Satzung festzule- 
genden Mindestkapitals imd Höclistkapitals nach Maßgabe 
der folgenden Bestinmimigen jederzeit ilne Aktien ausgeben 
imd zurücknehmen. 

(2) Aktionäre kömien von der hivestmentaktiengeseU- 
schaft mit veränderlichem Kapital verlangen, dass ümen ge- 
gen Rückgabe von Aktien ilir Anteil am Gesellschaftskapital 
ausgezalilt wird. Die Verpflichtimg zin Rücknalmie besteht 
bei einer intern verwalteten hivestmeutaktiengesellschaft 
mit veränderlichem Kapital nur. w'eim diuch die Erftillung 
des Rücknaluneanspnichs das Gesellschaftsvermögen den 
Betrag des Anfangskapitals mid der zusätzlich erforderh- 
chen Eigenmittel gemäß § 25 nicht luitersclueitet. Untemeh- 
mensaktionäre können die Rücknalmie iliier Aktien ferner 
nur verlangen, w'eim alle Untemelunensaktionäre zustinmien 
luid bezogen auf alle Einlagen der Untemelunensaktionäre 
der Betrag des Anfangskapitals luid der zusätzlich erforder- 
lichen Eigeimüttel gemäß § 25 nicht miterscliritten w'ird; bei 
einer extern verwalteten Invesüuentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital darf bezogen auf alle Einlagen der 
Untemelunensaktionäre ein Betrag von 50 000 Euro nicht 
luiterschritten w'erden. Die Einzellieiten der Rücknalmie re- 
gelt die Satzung. Die Zaldimg des Erwarbspreises bei der 
Rücknahme von Aktien gUt nicht als Rückgew'älu von Ein- 
lagen. Für die Bescliränkung des Rechts der Aktionäre auf 
Rückgabe der Aktien in der Satziuig gelten § 98 Absatz 2 
imd 3, die §§ 223, 227 oder § 283 Absatz 3 entsprechend. 

(3) Mit der Rücknalmie der Aktien ist das Gesellschafts- 
kapital herabgesetzt. 

§ 117 

Teilgesellschaftsvermögen; Verordnungsennächtigung 

(1) Die hivestmeutaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital kann Teilgesellschaftsvennögen bilden. Die Bildung 
neuer Teilgesellschaftsvermögen diucli den Vorstand bedarf 
der Zustimmung des Aufsichtsrats; die Zustinunimg der 
Haupti ersanmilmig ist nicht erforderlich. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§ 116 

unverändert 


§ 117 

Teilgesellschaftsvermögen; Verordnungsermächtigung 
(1) unverändert 


(2) Die Teilgesellschaftsvennögen sind haftungs- und (2) unverändert 
vemiögensrechthch voneinander getreiuit. hn Verhältnis der 
Aktionäre mitereinander wdrd jedes Teilgesellschaftsvemiö- 
gen als eigenständiges Gesellschaftsvemiögen behandelt. 

Die Rechte von Aktionären mid Gläubigem im Hinblick auf 
ein Teilgesellschaftsvennögen. insbesondere dessen Bil- 
dimg. Verw'altimg imd Auflösimg. bescluänken sich auf die 
Vemiögensgegenstände dieses Teilgesellschaftsvennögens. 

Für die auf das einzehie Teilgesellschaftsvennögen entfal- 
lenden Verbindliclikeiten haftet niu das betreffende Teilge- 
sellschaftsvemiögen. Die haftmigs- imd vennögensrechth- 
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che Tremiiuig gilt auch fiii' den Fall der Insolvenz der 
Investmeutaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital 
imd die Abwicklung eines Teilgesellschaftsvennögens. 

(3) § 109 Absatz 1 Satz 3 gilt bei der Investmentaktienge- 
sellschaft mit Teilgesellschaftsvermögen mit der Maßgabe, 
dass die Aktien eines Teilgesellschaftsvennögens denselben 
Anteil an dem jeweihgen Teilgesellschaftsvermögen oder 
Bmchteile davon verkörpern. 

(4) Die Kosten fiir die Auflegmig neuer Teilgesellschafts- 
vennögen dürfen niu' zulasten der Anteilpreise der neuen 
Teilgesellschaftsvermögen in Reclmimg gestellt w’erden. Der 
Wert des Anteils ist für jedes Teilgesellschaftsvennögen ge- 
sondert zu erreclmen. 

(5) Für jedes Teilgesellschaftsvermögen sind Anlagebe- 
dingiuigen zu erstellen. Bei Publikmnsinvestmentaktienge- 
sellschaften müssen diese Anlagebedingimgen mindestens 
die Angaben nach § 162 enthalten. Die Anlagebedingungen 
sowie deren Änderungen sind gemäß § 163 von der Bimdes- 
anstalt zu genelunigen. Bei SpezialinvestmentaktiengeseU- 
schaften sind die Anlagebedingungen der Teilgesellschafts- 
vennögen sowie wesentliche Ändeiungen der Anlagebedin- 
gimgen gemäß § 273 der Bundesanstalt vorzulegen. 

(6) Für jedes Teilgesellscliaftsvennögen ist eine Verw'alir- 
stelle zu beneimen. 

(7) Eine Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem 
Kapital, die Teilgesellschaftsvennögen bildet, hat in ilire 
Satzmig einen Hinw'eis aufzimelunen. dass flü' die Teilgesell- 
schaftsvermögen besondere Anlagebedingungen gelten. In 
allen Fällen, in denen die Satzmig veröffentlicht, ausgehän- 
digt oder in anderer Weise zur Verfügimg gestellt werden 
muss, sind die jeweiligen Anlagebedingmigen ebenfalls zu 
veröffentlichen, ausziüiändigen oder in anderer Weise zm 
Verfügimg za stellen. 

(8) Die Satzung der Investmentaktiengesellschaft mit ver- 
änderlichem Kapital, die Teilgesellschaftsvennögen bildet, 
kami vorsehen, dass der Vorstand mit Zustimmimg des Auf- 
sichtsrats oder der Verwulirstelle die Auflösung eines Teil- 
gesellschaftsvemiögeus bescliließen kami. Der Auflösmigs- 
bescliluss des Vorstands wird sechs Monate nach seiner 
Bekamitgabe im Bmidesanzeiger wirksam. Der Auflösmigs- 
bescliluss ist in den nächsten Jaliresbericht oder Halbjahres- 
bericht aufzimelunen. Für die Abwicklmig des Teilgesell- 
schaftsvermögens gilt § 100 Absatz 1 mid 2 entsprechend. 

(9) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt. durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustinmiimg des 
Bundesrates bedarf, näliere Bestinmimigen ziu buclilialteri- 
schen Darstellmig. Reclmmigslegmig imd Emiittlmig des 
Wertes jedes Teilim-estinenh'ermögem zu erlassen. Das Bun- 
desministerium der Finanzen kami die Emiächtigmig dmch 
Rechtsverordnimg auf die Bmidesanstalt übertragen. 

§ 118 

Firma und zusätzliche Hinweise im Rechtsverkehr 

(1) Die Firma einer Investmentaktiengesellschaft mit ver- 
änderlichem Kapital muss abweichend von § 4 des Aktien- 
gesetzes die Bezeiclmimg .Jnvestnientaktiengesellschaft“ 
oder eine allgemein verständliche Abkürzimg dieser Be- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 

(7) unverändert 


(8) unverändert 


(9) Das Bmidesministeriimi der Finanzen wird ermäch- 
tigt. dmch Rechtsverordnimg. die nicht der Zustimmmig des 
Bundesrates bedarf, nähere Bestkmnimgen zm buchhalteri- 
schen Darstellimg. Reclmimgslegimg imd Emiittlmig des 
Wertes jedes Teilgesellschaftsvermögens zu erlassen. Das 
Bimdesmiiüsteriimi der Finanzen kaim die Ermächtigung 
dmch Rechtsverordnung auf die Bmidesanstalt übertragen. 

§ 118 

unverändert 
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zeiclmung enthalten; auf allen Geschäftsbriefen im Simie des 
§ 80 des Aktiengesetzes muss zudem ein Hinw'eis auf die 
Veränderhclikeit des Gesellschaftskapitals gegeben werden. 
Die Firma einer hivestmentaktiengesellschaft mit Teilgesell- 
schaftsvermögen muss darüber lünaus den Zusatz , 4 nit Teil- 
gesellschaftsvemiögen“ oder eine allgemein verständliche 
Abkürzimg dieser Bezeichnmigen enthalten. 

(2) Wird die hivestmentaktiengesellschaft mit Teilgesell- 
schaftsvermögen im Rechtsverkelir lediglich für ein oder 
melirere Teilgesellschaftsvennögen tätig, so ist sie verpflich- 
tet. dies offenzulegen und auf die haftmigsrechtliche Tren- 
nimg der Teilgesellschaftsvermögen liinzuweisen. 


§ 119 

Vorstand, Aufsichtsrat 


§ 119 

unverändert 


(1) Der Vorstand einer hivestmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital besteht aus mindestens zw'ei Perso- 
nen. Er ist verpflichtet. 

1 . bei der Ausübmig seiner Tätigkeit im ausschließlichen 
Interesse der Aktionäre mid der hitegrität des Marktes zu 
handehi. 

2. seine Tätigkeit mit der gebotenen Saclikemitnis, Sorgfalt 
mid Gewissenliaftigkeit im besten hiteresse des von ilmi 
verwalteten Vennögens mid der hitegrität des Marktes 
auszuüben mid 

3. sich imi die Vemieidmig von hiteressenkonflikten zu be- 
mülien mid. wemi diese sich nicht vermeiden lassen, da- 
für zu sorgen, dass mivemieidbare Konflikte miter der ge- 
botenen Walirung der Interessen der Aktionäre gelöst 
werden. 

Der Vorstand hat bei der Wahnielmimig seiner Aufgaben mi- 
abhängig von der Verwalirstelle zu handehi. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands der hivestmentaktienge- 
seUschaft mit veränderhchem Kapital müssen zuverlässig 
sein imd die zur Leitmig der hivestmentaktiengesellschaft 
mit veränderhchem Kapital erforderliche faclihche Eignung 
haben, auch in Bezug auf die Art des Untemelunensgegen- 
standes der hivestmentaktiengesellschaft mit veränderh- 
cheni Kapital. 

(3) Die Persönliclikeit mid die Sachkmide der Mitglieder 
des Aufsichtsrats müssen Gewälir dafiü- bieten, dass die hi- 
teressen der Aktionäre gewahrt werden. Fm die Zusanmien- 
setzung des Aufsichtsrats gilt § 18 Absatz 3 entsprechend. 
Die Bestellmig mid das Ausscheiden von Mitgliedern des 
Aufsichtsrats ist der Bundesanstalt miverzüghch anzuzeigen. 
Auf Aufsichtsratsmitglieder. die als Vertreter der Arbeitneh- 
mer nach den Vorscliriften der Mitbestimmungsgesetze ge- 
wälilt werden, sind die Sätze 1 mid 3 nicht anzuwenden. 

(4) Mitglieder des Vbrstands oder des Aufsichtsrats der 
hivestmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital 
dürfen Vermögens gegenstände weder an die hivestnient- 
aktiengesellschaft veräußern noch von dieser eiwerben. Er- 
werb mid Veräußenmg von Aktien der hivestnientaktienge- 
sellschaft durch die Mitgheder des Vorstands mid des 
Aufsichtsrats sind davon nicht erfasst. 
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(5) Die Bundesanstalt kaim die Abberufung des Vorstands 
oder von Mitgliedern des Vorstands verlangen mid ümen die 
Ausübung iluer Tätigkeit untersagen, wemi 

1 . Tatsachen vorhegen, aus denen sich ergibt, dass der Vor- 
stand oder Mitglieder des Vorstands nicht zuverlässig 
sind oder die zm Leitimg erforderliche facliliche Eignung 
gemäß Absatz 2 nicht haben oder 

2. der Vorstand oder Mitgheder des Vorstands nachlialtig 
gegen die Bestinunimgen dieses Gesetzes oder des Geld- 
wäschegesetzes verstoßen. 


§ 120 

unverändert 


§ 120 

Jahresabschluss und Lagebericht; 
Verordnungsermächtiguug 


(1) Auf den Jaliresabscliluss imd den Lagebericht einer 
Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital 
sind die Vorscliriften des Dritten Buches des Handelsgesetz- 
buchs anzuwenden, sow'eit sich aus den folgenden Vorscluif- 
ten nichts anderes ergibt. Die gesetzlichen Vertreter einer 
OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital haben den Jaluesabscliluss mid den Lagebericht spä- 
testens vier Monate und die gesetzlichen Vertreter einer AIF- 
Publikumsinvestmentaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital mid einer Spezialinvestmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital spätestens sechs Monate nach Ende 
des Geschäftsjalires aufzustellen. 

(2) Die Bilanz ist in Stafifelforai aufzustellen. Auf Glie- 
denuig. Ansatz und Beweitimg von dem Sondervermögen 
vergleichbaren Vermögensgegenständen mid Schulden (In- 
vestnientanlagevemiögen) ist § 101 Absatz 1 Satz 3 Num- 
mer 1 anzuwenden. 

(3) Auf die Gliederung mid den Ausweis der Aufw’endmi- 
gen mid Erträge in der Gewimi- mid Verlustrechnung ist 
§ 101 Absatz 1 Satz 3 Nunmier 4 anzuwenden. 

(4) Der Anhang ist um die Angaben nach § 101 Absatz 1 , 
bei Spezialinvestmentaktiengesellschaften mit veränder- 
lichem Kapital oluie die Angabe nach § 101 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 6, zu ergänzen, die nicht bereits nach den Absät- 
zen 3, 4, 6 und 7 zu machen sind. Bei Publikimisinvestment- 
aktiengeseUschaften mit veränderlichem Kapital sind in den 
Anliang die Angaben nach § 101 Absatz 2 aufzmiehmen. 

(5) Der Lagebericht ist mn die Angaben nach § 101 Ab- 
satz 1 Satz 2 zu ergänzen. Die Tätigkeiten einer Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft. die diese als externe Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaft ausübt. sind gesondert aufzufüliren. 

(6) Zusätzlich zu den in den Absätzen 1 bis 5 genaimten 
Angaben sind im Anliang des Jahresabschlusses einer AIF- 
hivestnientaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital 
noch die Angaben nach § 101 Absatz 3 zu machen. § 101 
Absatz 3 Satz 2 ist anzuwenden. 

(7) Soweit die AIF-hivestnientaktiengesellschaft mit ver- 
änderlichem Kapital nach § 37v des Wertpapierhandelsge- 
setzes verpflichtet ist. einen Jaliresfmanzbericht zu erstellen, 
sind den Anlegern auf Antiag lediglich die Angaben nach 
den Absätzen 3 bis 7 zusätzlich vorzulegen. Die Übemiitt- 
hmg dieser Angaben kami gesondert oder in Fonn einer Er- 
gänzmig zum Jaliresfinanzbericht erfolgen. Im letzteren Fall 
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ist der Jahresfinanzbericht spätestens vier Monate nach Ende 
des Geschäftsjahres zu veröffentlichen. 

(8) Das Bmidesministeriuin der Finanzen wird emiäch- 
tigt. ini Emvemelnnen init dem Bundesniinisteriimi der Jus- 
tiz durch Rechtsverordnimg. die nicht der Zustinunimg des 
Bundesrates bedarf, näliere Bestinunungen über weitere 
hilialte. Umfang imd Darstellmig des Jaluesabschlusses und 
des Lageberichts zu erlassen, soweit dies zur Erfüllung der 
Aufgaben der Bundesanstalt erforderhch ist. insbesondere, 
imi einheitliche Unterlagen zur Bemfeilimg der Tätigkeit der 
hivestmentaktiengesellschaft mit veränderhchem Kapital zu 
erhalten. Das Bimdesministeriimi der Finanzen kamt die Er- 
mächtigiuig diuch Rechtsverordnimg auf die Bmidesanstalt 
übertragen. 


§ 121 § 121 

Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts; unverändert 

Verorduungsermächtiguug 

(1) Der Aufsichtsrat hat den Jaluesabscliluss mid den La- 
gebericht der hivestmentaktiengesellschaft mit veränderh- 
chem Kapital zu prüfen imd über das Ergebnis seiner Prü- 
ftmg einen scliriftlichen Bericht zu erstatten. Er liat seinen 
Bericht uuierhalb eines Monats, nachdem ilun der Jaluesab- 
schluss und der Lagebericht zugegangen sind, dem Vorstand 
imd dem Absclilussprüfer zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat 
den Jahresabscliluss und den Lagebericht, so ist dieser fest- 
gestellt. 

(2) Der Jaluesabscliluss imd der Lagebericht der Invest- 
uientaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital sind 
diuch den Absclilussprüfer zu prüfen. Das Ergebnis der Prü- 
fimg hat der Abschlussprüfer in einem besonderen Vermerk 
zusanmienzufassen; der Vermerk ist in vollem Wortlaut im 
Jaluesabscliluss wiederzugeben. Bei einer Investmentaktien- 
gesellschaft mit veränderlichem Kapital mit Teilgesell- 
schaftsvemiögen darf der besondere Vennerk niu erteilt wer- 
den. wenn für jedes einzelne Teilgesellschaftsvemiögen der 
besondere Vermerk erteilt ivorden ist. Bei Investnientaktien- 
gesellschaften mit veränderlichem Kapital wird der Ab- 
sclilussprüfer auf Vorschlag des Aufsichtsrats von der 
Haupn'ersammlimg gewälilt und vom Aufsichtsrat beauf- 
tragt. § 28 des Kreditw'esengesetzes gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass die Anzeige nur gegenüber der Bundesanstalt 
zu erfolgen hat. § 318 Absatz 3 bis 8 sowie die §§ 319, 319b 
imd 323 des Handelsgesetzbuchs gelten entsprechend. 

(3) Die Prüfung durch den Absclilussprüfer hat sich bei 
Investmentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital 
auch darauf zu erstrecken, ob bei der Verwaltimg des Vermö- 
gens der Investmentaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital die Vorscluiften dieses Gesetzes mid die Anforde- 
nmgen nach Artikel 4 Absatz 1, 2 und 3 Unterabsatz 2. Arti- 
kel 9 Absatz 1 bis 4 sowie Artikel 11 Absatz 1 bis 10, 11 Un- 
terabsatz 1 imd Absatz 12 der Verordnmig (EU) Nr. 648/ 

2012 sowie die Bestinuiimigen der Satzimg imd der Anlage- 
bedingungen beachtet w'orden sind. Bei der Prüfung hat er 
insbesondere festzustellen, ob die hivestmentaktiengesell- 
schaft mit veränderlichem Kapital die Anzeigepflicht nach 
§ 34 Absatz 1, 3 Nimuner 1 bis 3, 5, 7bis 11, Absatz 4, 5 mid 
§ 35 sowie die Anfordeiimgen nach den §§36 imd 37 erfüllt 
hat imd Uuen Verpflichtungen nach dem Geldwäschegesetz 
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iiachgekoiiuiien ist. Das Ergebnis dieser Prüfung hat der 
Absclilussprüfer iin Prüfungsbericht gesondert wiederzuge- 
ben. Der Absclilussprüfer hat den Bericht über die Prüfung 
der Publikuinsinvestinentaktiengesellschaff mit veränder- 
lichem Kapital miverzüghch nach Beendigimg der Prüflmg 
der Bundesanstalt einziu eichen. der Bericht über die Prüflmg 
der Spezialinvestmentaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital ist der Biuidesanstalt auf Verlangen einzureichen. 

(4) Das Bmidesministeriimi der Finanzen wird ermäch- 
tigt. im Einvemelunen mit dem Bmidesministeriimi der 
Justiz durch Rechtsverordnmig. die nicht der Zustiuuiiimg 
des Bimdesrates bedarf, näliere Bestinimimgen über weitere 
hüialte. Umfang und DarsteUmigen des Prüflmgsberichts des 
Abschlussprüfers zu erlassen, soweit dies zur Erfüllimg der 
Aufgaben der Bmidesanstalt erforderhch ist. insbesondere, 
imi einheitliche Unterlagen zm Bemfeilimg der Tätigkeit der 
hivestmentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital 
zu erhalten. Das Bimdesmiiüsteriimi der Finanzen kami die 
Emiächtigmig durch Rechtsverordnmig auf die Bimdesan- 
stalt übertragen. 


§ 122 

unverändert 


§ 122 

Halbjahres- und Liquidationsbericht 


(1) Soweit die Publikmiisinvestmentaktiengesellschaff 
mit veränderlichem Kapital zm Aufstellmig eines Halbjah- 
resfinanzberichts nach § 37w des Wertpapierhandelsgesetzes 
verpflichtet ist. ist § 120 entsprechend aiizuwenden. Dabei 
gelten die Verweise in § 120 Absatz 3 bis 6 auf § 101 um in 
dem für den Halbjaliresbericht gemäß § 103 erforderlichen 
Umfang. Soweit eine Prüfimg oder prüferische Dmchsicht 
durch den Absclilussprüfer erfolgt, gilt § 121 Absatz 2 mid 3 
entsprechend. Anderenfalls hat die Halbjaliresberichterstat- 
tmig nach Maßgabe der §§ 103 mid 107 zu erfolgen. 

(2) Im Fall der Auflösung mid Liquidation der Pubhkums- 
investmentaktiengesellscliaft mit veränderlichem Kapital 
sind die §§120 mid 121 entsprechend anzuwenden. 


§ 123 

unverändert 


§ 123 

Offenlegung und Vorlage von Berichten 


(1) Die Offenlegmig des Jaliresabsclilusses und des Lage- 
berichts hat unverzüglich nach seiner Vorlage an die Gesell- 
schafter. jedoch bei 

1 . einer OGAW-hivestmentaktiengesellschaft spätestens 
vier Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres. 

2. einer AJF-Riblikunisinvestnientaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital spätestens sechs Monate nach 
Ablauf des Geschäftsjahres 

nach Maßgabe der Vorschiiften des Vierten Unterabsclmitts 
des Zweiten Absclmitts des Dritten Buches des Handelsge- 
setzbuclis zu erfolgen. 

(2) Die Offenlegmig des Halbjaliresberichts erfolgt nach 
Maßgabe des § 37w des Wellpapierhandelsgesetzes. Der 
Halbjahresbericht ist unverzüglich im Bimdesanzeiger zu 
veröffentlichen. 

(3) Die Berichte nach den Absätzen 1 mid 2 müssen dem 
Publikimi an den Stellen zugänglich sein, die im Verkaufs- 
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Prospekt imd in den wesentlichen Anlegerinfonnationen an- 
gegebenen sind. 

(4) Einem Anleger der Iin estmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital sind der Jalnesabscliliiss mid der 
Lagebericht auf Anfrage vorzulegen. 

(5) Die Publikimisinvestmentaktiengesellschaft mit ver- 
änderlichem Kapital hat der Bundesanstalt den Jahres- 
abschluss imd den Lagebericht imverzüglich nach der Fest- 
stellung mid den Halbjaliresbericht imverzüglich nach der 
Erstellung einzureichen. 

Unterabsclmitt 4 

Allgemeine Vorscliriften für offene 
hivestmentkonmiauditgesellschaften 

§ 124 

Rechtsform, anwendbare Vorschriften 

(1) Offene hivestmentkoiiunanditgesellschaften dürfen 
nur in der Rechtsforai der Konmianditgesellschaft betrieben 
werden. Die Bestimmimgen des Handelsgesetzbuchs sind 
anzuwenden, soweit sich aus den Vorscluiften dieses Unter- 
absclmitts nichts anderes ergibt. 

(2) Auf die offene Investmentkoimnanditgesellschaft sind 
§ 93 Absatz 8, § 94 Absatz 4 in Verbindimg mit einer Rechts- 
verordnmig nach Absatz 5 mid § 96 Absatz 1 entsprechend 
anwendbar. 

§ 125 

Gesellschaftsvertrag 

(1) Der Gesellschaftsvertrag einer offenen Investment- 
koumianditgesellschaft bedarf der Scliriftform. 

(2) Gesellschaftsvertraghch festgelegter Untemehmens- 
gegenstand der offenen Investmentkommanditgesellschaft 
muss aussclüießlich die Anlage und Verw'altimg ihrer Mittel 
nach einer festgelegten Anlagestrategie imd dem Grundsatz 
der Risikomischimg zur gemeinschaftlichen Kapitalanlage 
nach den §§ 273 bis 284 zum Nutzen ilirer Anleger sein. Der 
Gesellschaftsvertrag muss festlegen, dass die Konmianditis- 
ten mindestens einmal pro Jalir das Recht zur Rückgabe ihrer 
Anteile im Wege der Kündigmig nach § 133 haben imd dass 
die Anteile der Gesellschaft ausschließlich von professionel- 
len Anlegern mid semiprofessionellen Anlegern gehalten 
werden dürfen. 

(3) Der Gesellschaftsvertrag hat vorzusehen, dass 

1 . Ladimgen zu Gesellschaften'ersaimiilungen nur schrifi- 
lich unter vollständiger Angabe der Bescldussgegen- 
stäude erfolgen mid 

2. über die Ergebnisse der Gesellschafteiversanmilmig ein 
sclirifthches Protokoll anzufertigen ist. das den Anlegern 
von dei' offenen Investmentkoimnanditgesellschaft zu 
übersenden ist. 

(4) Im Gesellschafts vertrag darf nicht von § 131 Absatz 3 
Nmnmer 2 imd 4 des Handelsgesetzbuchs abgewichen wer- 
den. 
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Unterabsclmitt 4 

Allgemeine Vorscliriften für offene 
hivestmentkonmianditgesellschaften 

§ 124 

unverändert 


§ 125 

Gesellschaftsvertrag 

(1) unverändert 

(2) Gesellschaftsvertraglich festgelegter Untemehmetis- 
gegenstand der offenen Investmentkommanditgesellschaft 
muss aussclüießlich die Aiüage imd Verw'altung ihrer Mittel 
nach einer festgelegten Aiüagestrategie imd dem Grundsatz 
der Risikomischimg zur gemeinschaftlichen Kapitalanlage 
nach den §§ 273 bis 284 zimi Nutzen ilirer Anleger sein. Der 
Gesellschaftsvertrag muss festlegen, dass die Kommanditis- 
ten mindestens eimnal pro Jalir das Recht zur Rückgabe üuer 
Anteile im Wege der Kündigimg nach § 133 haben mid dass 
die AnteUe der Gesellschaft ausschließlich von professionel- 
len Anlegern mid semiprofessionellen Aiüegem eiivorben 
werden dürfen. 

(3) Der Gesellschaftsvertrag hat vorzusehen, dass 

1. Ladmigen zu Gesellschafteiversauunlimgen imter voll- 
ständiger Angabe der Besclüussgegenstände in Text- 
form erfolgen imd 

2. über die Ergebnisse der Gesellschafterversamnümig eui 
schrifthches Protokoll anzufertigen ist. von dem die of- 
fene hivestnientkoimnanditgesellschaft den Anlegern 
eine Kopie zu übersenden hat. 

(4) unverändert 
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§ 126 

Anlagebediugungen 

Die Anlagebedingimgen der offenen Eivestmentkoimnan- 
ditgesellscliaft sind zusätzlich ziun Gesellscliaftsvertrag zu 
erstellen. Die Anlagebedingmigen sind nicht Bestandteil des 
Gesellschaftsvertrags. In allen Fällen, in denen der Gesell- 
schaftsvertrag veröffenthcht. ausgehändigt oder in anderer 
Weise zur Verfiiigimg gestellt werden muss, ist auf die jewei- 
ligen Anlagebedingimgen zu verw'eisen mid sind diese eben- 
falls zu veröffentlichen oder zur Verfügung zu stellen. 

§ 127 
Anleger 

(1) Anteile an offenen hivestmentkoimnanditgesellschaf- 
ten imd an Teilgesellschaftsvennögen von offenen Invest- 
mentkouuuanditgeseUschaften dürfen ausscliließhch von 
professionellen luid semiprofessionellen Anlegern gehalten 
werden. Die Anleger dürfen sich an offenen hivestmentkom- 
manditgesellschaften nur uimiittelbar als Koumianditisten 
beteiligen. 

(2) Eine Rückgewähr der Einlage oder eine Ausschüttmig. 
die den Wert der Kommanditeinlage imter den Betrag der 
Einlage herabmindert, darf nur mit Zustiuunung des betrof- 
fenen Koumianditisten erfolgen. Vor der Zustiuunmig ist der 
Konmianditist darauf liinzuweisen. dass er den Gläubigem 
der Gesehschaft mmiittelbar haftet, soweit die Einlage durch 
die Rückgew'älir oder Ausschüttmig zurückbezaldt wird. 

(3) Der Anspmch der offenen hivestmentkommanditge- 
sellschaft gegen einen Kommanditisten auf Leistmig der 
Einlage erlischt, sobald er seine Konmianditeinlage erbracht 
hat. Die Kommanditisten sind nicht veipflichtet. entstandene 
Verluste auszugleiclien. Eine Nachscliusspfhcht der Kom- 
manditisten ist ausgescldossen. § 707 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs ist nicht abdingbar. Entgegenstehende Vereinba- 
nmgen sind unwirksam. 

(4) Der Eintritt eines Koumianditisten in eine bestehende 
offene InvestmentkommanditgeseUschaft wird erst mit der 
Eintragung des Eintritts des Koumianditisten im Handels- 
register wirksam. 

§ 128 

Geschäftsführung 

(1) Die Geschäftsfülmmg der offenen Investmentkom- 
uianditgesellschaff besteht aus mindestens zw^ei Personen. 
Die Voraussetzmig nach Satz 1 ist auch daim erfüllt, wenn 
Geschäffsfülirer der offenen hivestmentkonmianditgeseU- 
schaff eine juristische Person ist. deren Geschäftsfülirung 
ilirerseits von zw'ei Personen walirgenouunen wird. Die Ge- 
schäffsfülinmg ist verpflichtet. 

1. bei der Ausübiuig ilirer Tätigkeit im ausschließlichen 
hiteresse der Gesellschafter imd der hitegrität des Mark- 
tes zu handehi. 

2. ihre Tätigkeit mit der gebotenen Saclikeimtnis, Sorgfalt 
imd Gewissenhaftigkeit im besten hiteresse des von ilir 
verwalteten Vennögens mid der hitegrität des Marktes 
auszuüben imd 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§ 126 

unverändert 


§ 127 

Anleger 

(1) Anteile an offenen hivestmentkommanditgesellschaf- 
ten und an Teilgesellschaftsvennögen von offenen hivest- 
mentkonmianditgesellschaften dürfen ausscliheßhch von 
professionellen imd semiprofessionellen Anlegern erwor- 
ben werden. Die Anleger dürfen sich an offenen hivestment- 
konmianditgesellschaften nur mmiittelbar als Kommanditis- 
ten beteiligen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 128 

unverändert 
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3. sich um die Vermeidung von Interessenkonflikten zu 
bemülien mid. wemi diese sich nicht vemieiden lassen, 
dafür zu sorgen, dass unvenneidbare Konflikte miter der 
gebotenen Walinmg der Interessen der Gesellschafter 
gelöst w'erden. 

Die Geschäffsfüluung hat bei der Walunelmiimg ilner Auf- 
gaben luiabhängig von der Verw'alnstelle zu handehi. 

(2) Die Mitglieder der GeschäffsfUluiuig der offenen In- 
vestmentkoumianditgesellschaft müssen zuverlässig sein 
imd die zur Leihmg der offenen hivestmentkommanditge- 
sellschaft erforderliche fachliche Eignimg haben, auch in 
Bezug auf die Art des Untemelmiensgegenstandes der offe- 
nen hivestmentkommanditgesellschaff. 

(3) Mitglieder der Geschäftsfülmmg der offenen Invest- 
mentkonuuanditgesellschaft dürfen Vermögensgegenstände 
weder an die offene Investmentkoimnanditgesellschaft ver- 
äußern noch von dieser erw'erben. Erwerb imd Veräirßermig 
von Konmianditanteilen dirrch die Mitglieder der Geschäfts- 
fillmmg sind davon nicht erfasst. 

(4) Die Bmidesanstalt kaim die Abbemfiuig der Ge- 
schäffsfülirmrg oder von Mitghedem der Gescliäftsfülmmg 
verlarrgerr mid ilmeri die Airsübmig iluer Tätigkeit imter- 
sageri. w'emi 

1 . Tatsachen vorhegen, aits denen sich ergibt, dass die Ge- 
schäffsfülmmg oder Mitglieder der Geschäftsfülmmg 
nicht zuverlässig sind oder die zirr Leitung erforderliche 
facliliche Eigrumg gemäß Absatz 3 nicht haben oder 

2. die Geschäftsfülmmg oder Mitglieder der Gescliäftsftrli- 
nmg uaclilialtig gegen die Bestiuuumigen dieses Geset- 
zes oder des Geldwäschegesetzes verstoßen. 


§ 129 

Verwaltung und Anlage 


§ 129 

unverändert 


(1) Die offene hnestmentkonmianditgesellschaft kann 
eine iluem Untemelunensgegenstand entsprechende externe 
Kapitalverw'altungsgesellschaft bestellen. Dieser obliegt ins- 
besondere die Anlage und Verw'altung des Konmianditan- 
lagevermögens. Die Bestellung der externen AIF-Kapital- 
verwaltungsgesellschaft ist kein Fall des § 36. Die externe 
AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft ist berechtigt, die Ver- 
waltimg der Mittel der offenen hivestmentkonmianditgesell- 
schaft zu kündigen. § 99 Absatz 1 bis 4 gilt entsprechend. 

(2) § 100 ist entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, 
dass das Verfügimgsrecht über das Gesellschaftsvermögen 
niu- daim auf die Verw'alustelle zur Abwicklimg übergeht, 
weim die offene Investmentkoimnanditgesellschaft sich 
nicht in eine intern verw^altete offene Investmentkonmiandit- 
gesellschaft umwandelt oder keine andere externe AIF-Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaft beneimt mid dies jew'eils der 
Bmidesanstalt angezeigt wvirde. § 147 des Handelsgesetz- 
buchsgesetzbuchs findet keine Anwendmig. 


§ 130 

Untei'srhreitung des Anfangskapitals 
oder der Eigenmittel 


§ 130 

unverändert 


Eine intern verw'altete offene hivestnientkoimnanditge- 
sellschaft hat der Bmidesanstalt mid den Anlegern unverzüg- 
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lieh anziizeigen. w'emi das Gesellschaftsvemiögen den Wert 
des Anfangskapitals oder den Wert der zusätzlich erforderh- 
chen Eigenmittel gemäß § 25 mitersclireitet. Mit der Anzeige 
gegenüber den Anlegern ist dmch die Geschäftsfülmmg eine 
Gesellschafter\'ersanmilmig einzuberafen. 

§ 131 

Gesellschaftsvermögen 

(1) Eine intern verw'altete offene hivestmentkommandit- 
gesellschaft darf beweghehes imd imbewegliches Vermögen 
erw'erben. das für den Betrieb der hivestmentkonmiandit- 
gesellschaft notw'endig ist. Hierfür hat sie ein Betriebsver- 
mögen zu bilden, das vollständig ans den Einlagen der 
geschäftsführenden Gesellschafter erworben werden muss 
lind rechnerisch bei deren Kapitalanteilen zu erfassen ist. 
Den Erwerb darf sie nicht mit Kapital aus der Begebimg von 
Konmianditanteilen an Anleger bestreiten. 

(2) Die Einlagen der Anleger, die sich als Konmianditis- 
ten beteihgen. die im Zusauunenliang mit der Anlagetätig- 
keit erhaltenen mid verw'alteten Vennögensgegenstände. fiir 
die Vermögensgegenstände erhaltene Sicherheiten sowie 
liquide Mittel werden reclmerisch dem Koimnanditkapital 
zugeordnet. Sie bUden das Koimnanditanlagevennögen. 

§ 132 

Teilgesellsrhaftsvermögeu; Verordnungsermächtigung 

(1) Der Gesellschaftsvertrag kaiui die Bildmig von Teilge- 
sellschaftsvermögen vorsehen. Die Teilgesellschaftsvermö- 
gen sind hafhmgs- mid vennögensrechtheh voneinander ge- 
trennt. Im Verhältnis der Anleger imtereinander wird jedes 
Teilgesellschaftsvermögen als eigenständiges Gesellschafts- 
vennögen behandelt. Die Rechte von Anlegern imd Gläubi- 
gem im Hinblick auf ein Teilgesellschaftsvemtögen. insbe- 
sondere auf dessen Bildung. Verwaltimg imd Auflösung, 
bescliränken sich auf die Vemiögensgegenstände dieses Teü- 
gesellschaftsvemiögens. Für die auf das einzehie Teilgesell- 
schaftsveraiögen entfallenden Verbindlichkeiten haftet nur 
das betreffende TeilgeseUschaftsvemiögen. Die hafhmgs- 
imd vemiögensrechtliche Tremiimg gilt auch für den FaU der 
hisolvenz der offenen Investmentkonmianditgesellschaft 
imd die Abwicklung eines Teilgesellschaftsvemiögens. 

(2) Für jedes TeilgeseUschaftsvemiögen sind Anlagebe- 
dingimgen zu erstellen. Die Anlagebedmgmigen eines Teil- 
gesellschaftsvemiögens mid deren wesentliche Ändenmgen 
sind der Bimdesanstalt nach Maßgabe von § 273 vorzulegen. 

(3) Die Kosten für die Auflegmig neuer Teilgesellschafts- 
venuögen dürfen nur zulasten der Anteilspreise der neuen 
Teilgesellschaftsvermögen in Reclmmig gestellt werden. Der 
Wert des Anteils ist ftir jedes TeilgeseUschaftsvemiögen ge- 
sondert zu erreclmen. 

(4) Für jedes Teilgesellschaftsveniiögen ist eine Verw'alir- 
stelle zu beneimen. 

(5) Die persönlich haftenden Gesellschafter haften für 
die Verbindhclikeiten sämtlicher TeilgeseUschaftsvemiögen. 
Die Kommanditisten haften gemäß den §§171 bis 176 des 
Handelsgesetzbuchs in Verbindmig mit den Vorscliriften die- 
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§ 131 

Gesellschaftsvermögen 

(1) Eine intern verwaltete offene Investmeiitkonmiandit- 
geseUschaft darf bewegliches imd imbewegliches Vennögen 
erwerben, das fiu den Betrieb der Investmentkonmiandit- 
geseUschaft notw'endig ist. Hierfür hat sie ein Betriebsver- 
mögen zu bilden, das rechnerisch bei den Kapitalanteüen 
der geschäftsfülirenden Gesellschafter zu erfassen ist. Den 
Erw'erb darf sie nicht mit Kapital aus der Begebimg von 
Konmianditanteilen an Anleger bestreiten. 

(2) unverändert 


§ 132 

Teilgesellschaftsvermögen; Verordnungsermächtigung 
(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 
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ses Unterabscluiitts nur ftir Verbindliclikeiten des sie betref- 
fenden Teilgesellschaftsvennögens. 

(6) Der Gesellscliaftsveilrag muss vorselien. dass über 
Angelegenlieiten. die die offene Investinentkomuiandit- 
gesellschaff insgesamt betreffen, in einer Gesellschafter- 
versanmilimg entschieden wird, zu der Anleger sämtlicher 
Teilgesellschaftsvemiögen geladen werden. 

(7) Der Gesellschaffsvertrag kamt vorsehen, dass die Ge- 
schäffsfülmmg die Auflösmig eines Teilgesellschaffsvermö- 
gens mit Zustinunmig der Verw'alirstelle hescliließen kaiui. 
Der Auflösmigsbescliluss wird seclis Monate nach Mittei- 
hmg des Besclilusses an die Anleger des betreffenden Teil- 
gesellschaftsvermögens wirksam, es sei deim. die Anleger 
stinunen einer fiülieren Auflösmig zu. Der Auflösungsbe- 
schluss ist in den nächsten Jaliresbericht aufzimelmien. Für 
die Abwickliuig des Teilgesellschaffsvermögens gilt § 100 
Absatz 1 mid 2 entsprechend. 

(8) Das Bmidesmiiüsterium der Finanzen wird ermäch- 
tigt. durch Rechtsverordnmig. die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, näliere Bestimmmigen ziu buclüialteri- 
schen Darstellmig. Reclmmigslegmig luid Eraiittlimg des 
Wertes jedes Teilinvestinentvennögem zu erlassen. Das Bmi- 
desministerium der Finanzen kami die Emiächtigimg durch 
Rechtsverordnmig auf die Bmidesanstalt übertragen. 

§ 133 

Veränderliches Kapital, 

Kündigung von Koinmanditanteilen 

(1) Konmianditisten können mindestens eimnal pro Jalir 
ihre Konmianditbeteiligimg in voller Höhe oder zu euieni 
Teilbetrag kündigen. Kündigt ein Koimiianditist. erhält er ei- 
nen Abfindungsanspmch gegen die offene hivestnientkoni- 
uianditgesellschaff in Höhe seines gekündigten Anteils am 
Wert des Gesellschaffsvermögens, gegebenenfalls abzüglich 
der Aufwendungen, die der offenen Investmentkomuiandit- 
gesellschaff entstanden sind. Das Recht zur Kündigimg nach 
Satz 1 besteht bei der intem verw'alteten offenen Investnient- 
kouuuanditgesellschaft nm. wemi dmch die Erfüllmig des 
Abfindmigsanspnichs das Gesellschaffsvemiögen den Be- 
trag des Anfangskapitals mid der zusätzhch erforderlichen 
Eigemuittel gemäß § 25 nicht unterschreitet. Die Einzelhei- 
ten der Kündigung regelt der Gesellschaffsvertrag. Für die 
Bescliränkmig des Rechts der Anleger auf Kündigung nach 
Satz 1 im Gesellschaffsvertrag gelten § 98 Absatz 2 mid 3 
mid § 283 Absatz 3 entsprechend. 

(2) Die ErfüUmig des Abfindmigsanspruchs gilt nicht als 
Rückzalilmig der Einlage des Konmianditisten. Ab dem 
Zeitpmikt des Ausscheidens haftet der ausgeschiedene Kom- 
manditist nicht für Verbindliclikeiten der offenen Invest- 
uientkoumianditgesellschaff. 

§ 134 

Firma und zusätzliche Hinweise im Rechtsverkehr 

(1) Die Firma der offenen hivestnientkoimnanditgesell- 
schaff muss ahw'eicheud von § 19 Absatz 1 Nmimier 3 des 
Handelsgesetzbuchs die Bezeiclmmig „offene Investnient- 
konunanditgesellschaff“ oder euie allgemein verständliche 
Abkürzmig dieser Bezeiclmmig enthalten. 
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(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) Das Bmidesministeriimi der Finanzen wird ermäch- 
tigt, dmch Rechtsverordnmig. die nicht der Zustinmimig des 
Bundesrates bedarf, näliere Bestiumiimgen zur buclilialteri- 
schen Darstellmig. Reclmmigslegmig mid Ermittlimg des 
Wertes jedes Teilgesellschaftsvermögens zu erlassen. Das 
Bimdesministerium der Finanzen kami die Ennächtigung 
dmch Rechtsverordnmig auf die Bmidesanstalt übertragen. 

§ 133 

unverändert 


§ 134 

unverändert 
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(2) Die Firma einer offenen hivestnientkoimnanditgesell- 
schaft mit Teilgesellschaftsvennögen muss darüber liinaus 
den Zusatz „mit Teilgesellschaftsvennögen“ oder eine all- 
gemein verständliche Abkürzimg dieser Bezeiclmmig ent- 
halten. Wird die Investmentkonunanditgesellschaft im 
Rechtsverkelir lediglich für ein oder meluere Teilgesell- 
schaffsvermögen tätig, ist sie verpflichtet, dies offenzulegen 
luid auf die haffmigsrechtliche Tremiiuig der Teilgesell- 
schaffsvermögen liinzuweisen. 


§ 135 

Jahresbericht; Verordnuugsermärhtigung 


§ 135 

unverändert 


(1) Die Kapitalverw'altmigsgesellschaff hat für die offene 
Investmentkonunanditgesellschaft. auch w'emi auf diese 
§ 264a des Handelsgesetzbuclis nicht anzuwenden ist. für 
den Scliluss eines jeden Geschäftsjahres spätestens sechs 
Monate nach Ende des Geschäftsjalues einen Jalu'esbericht 
nach Maßgabe der folgenden Absätze zu erstellen. Der 
Jaluesbericht besteht mindestens aus 

1 . dem nach Maßgabe der folgenden Absätze aufgestellten 
imd von einem Absclilussprüfer gepiüffen Jahresab- 
scliluss. 

2. dem nach Maßgabe der folgenden Absätze aufgestellten 
imd von einem Abschlussprüfer gepräften Lagebericht. 

3. einer den Vorgaben von § 264 Absatz 2 Satz 3, § 289 
Absatz 1 Satz 5 des Handelsgesetzbuclis entsprechenden 
Erklänmg der gesetzhchen Veitreter der offenen Invest- 
mentkonmianditgesellschaff sowie 

4. den Bestätigungen des Abscldussprüfers nach § 136. 

(2) Auf den Jahresabscliluss der offenen hivestmentkom- 
manditgesellschaft sind die Bestinunmigen des Ersten Un- 
terabsclmitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuchs mid für den Lagebericht die Bestim- 
mmagen des § 289 des Handelsgesetzbuchs anzuwenden, 
soweit sich aus den folgenden Vorscliriffen nichts anderes 
ergibt. § 264 Absatz 1 Satz 4, Absatz 3, 4 imd § 264b des 
Handelsgesetzbuchs sind nicht anzuw'enden. 

(3) Die Bilanz ist in Staffelfomi aufeustellen. Auf Gliede- 
nmg. Ansatz mid Bewertung der dem Sondeiv'ennögen ver- 
gleichbaren Vermögensgegenstände imd Schulden ist § 101 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 anzuwenden. 

(4) Auf die Gliedenmg mid den Ausweis der Aufwendmi- 
gen und Erträge in der Gewiim- mid Verlustrechnung ist 
§ 101 Absatz 1 Satz 3 Nunmier 4 anzuwenden. 

(5) Der Anliang ist mn die Angaben nach § 101 Absatz 1 , 
ohne die Angabe nach § 101 Absatz 1 Satz 3 Nunmier 6, zu 
ergänzen, die nicht bereits nach den Absätzen 3, 4, 6 und 7 
zu machen sind. 

(6) Der Lagebericht ist mii die Angaben nach § 101 Ab- 
satz 1 Satz 2 zu ergänzen. Die Tätigkeiten einer Kapitalver- 
waltmigsgesellschaff. die diese als externe Kapitalveiw'al- 
tmigsgesellschaff ausübt. sind gesondert aufzufüliren. 

(7) Der Lagebericht hat zusätzhch die Angaben nach § 1 0 1 
Absatz 3 zu enthalten. § 101 Absatz 3 Satz 2 ist anzuwenden. 

(8) Soweit die offene Investmentkoimiianditgesellschaff 
nach § 37v des Wertpapierhandelsgesetzes veipflichtet ist. 
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einen Jaluesfinanzbericht zu erstellen, sind den Anlegern auf 
Antrag lediglich die ergänzenden Angaben nach den Absät- 
zen 5 bis 7 zusätzhch \'orzulegen. Die Übennittlung dieser 
Angaben kaiui gesondert spätestens vier Monate nach Ende 
des Gescliäftsjahres oder in Fonn einer Ergänzimg zuin 
Jahresfmanzbericht erfolgen. 

(9) Das sonstige Vennögen der Gesellschafter (Privatver- 
mögen) darf nicht in die Bilanz luid die auf das Privatvermö- 
gen entfallenden Aufwendimgen luid Erträge dürfen nicht in 
die Gewimi- luid Verlustreclmung aufgenonmien w'erden. 

(10) Bei der intern verwalteten offenen hivestmentkom- 
manditgesellschaft im Simie des Absatzes 1 Satz 1 hat in der 
Bilanz imd in der Gewimi- imd Verlustreclmung ein geson- 
derter Ausweis des Investmentbetriebsvermögens und des 
hivestmentanlagevennögens sowie der diesen zuzuordnen- 
den Aufw’endmigen mid Erträge zu erfolgen. 

(11) Das Bmidesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt. im Einvemelunen mit dem Biuidesministeriimi der Jus- 
tiz durch Rechtsverordnmig. die nicht der Zustinmimig des 
Bundesrates bedarf, nähere Bestimmimgen über weitere In- 
halte, Umfang mid Darstellung des Jaliresabscldusses und 
des Lageberichts zu erlassen, soweit dies zm Erftilhmg der 
Aufgaben der Bmidesanstalt erforderlich ist. insbesondere, 
imi einheitliche Unterlagen zur Bemleilimg der Tätigkeit der 
offenen hivestmentkonunanditgesellschaft zu erhalten. Das 
Bimdesministeriimi der Finanzen kaim die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnmig auf die Bmidesanstalt übertragen. 


§ 136 

Abschlussprüfung; Verordnungsermärhtigung 


§ 136 

unverändert 


(1) Der Jahresabscliluss imd der Lagebericht der offenen 
Investmentkommanditgesellschaft sind dmcli einen Ab- 
scldussprüfer nach Maßgabe der Bestimmimgen des Dritten 
Unterabschnitts des Zweiten Absclmitts des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuchs zu prüfen. Das Ergebnis der Prü- 
fimg hat der Abschlussprüfer in einem besonderen Vermerk 
zusammenzufassen; der Vermerk ist in vollem Wortlaut im 
Jaliresabscliluss wiederzugeben. 

(2) Die Zuweisung von Gewinnen. Verlusten. Einnalmien. 
Ausgaben. Einlagen imd Entnalmien zu den einzelnen Kapi- 
talkonten ist vom Absclüussprüfer zu priifen imd deren Ord- 
nimgsniäßigkeit zu bestätigen. 

(3) Der Absclilussprüfer hat bei seiner Prüfung auch fest- 
zustellen. ob die offene Investmentkommanditgesellschaft 
die Bestiinmmigen dieses Gesetzes mid des zugrmide lie- 
genden Gesellscliaftsvertrags beachtet hat. Bei der Prüfung 
hat er insbesondere festzustellen, ob die offene Investment- 
konmianditgesellschaft die Anzeigepflichten nach § 34 Ab- 
satz 1, 3 Nununer 1 bis 3, 5, 7 bis 11, Absatz 4 mid 5, § 35 
imd die Anfordeimigen nach den §§ 36mid37 sowie die An- 
fordenmgen nach Artikel 4 Absatz 1, 2 mid 3 Unterabsatz 2, 
Artikel 9 Absatz 1 bis 4 sowie Artikel 1 1 Absatz 1 bis 1 0, 1 1 
Unterabsatz 1 imd Absatz 12 der Verordnmig (EU) Nr. 648/ 
2012 erfüllt hat mid iluen Verpflichtimgen nach dem Geld- 
wäschegesetz nachgekonmien ist. Das Ergebnis dieser Prü- 
fimg hat der Absclilussprüfer im Piüfmigsbericht gesondert 
wiedetTTugeben. Der Bericht über die Prüfung der offenen 
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Investmentkouuuanditgesellschaft ist der Bmidesanstalt auf 
Verlaiigen vom Abschlusspnifer einziueiclien. 

(4) Das Bmidesmiiiisterium der Finanzen wird emiäch- 
tigt. im Einvemelmien mit dem Bmidesministeriimi der Jus- 
tiz durch Rechtsverordnmig. die nicht der Zustinunimg des 
Bimdesrates bedarf, näliere Bestinunmigen über weitere 
Inlialte. Umfang und Darstellmigen des Prüfungsberichts des 
Absclilussptüfers zu erlassen, sow'eit dies zur- Erfüllung der 
Aufgaben der Bundesanstalt erforderhch ist. insbesondere, 
imi einheitliche Unterlagen zur Bemfeihmg der Tätigkeit der 
offenen Investmentkonunanditgesellschaft zu erhalten. Das 
Bundesministerium der Finanzen kamt die Ermächtigung 
diucli Rechtsverordnung auf die Bmidesanstalt übertragen. 

§ 137 

Vorlage von Berichten 

Einem Anleger wird der Jaliresbericht auf Anfrage vorge- 
legt. 

§ 138 

Auflösung und Liquidation 

(1) § 133 Absatz 1 des Handelsgesetzbuchsgesetzbuchs 
gilt nicht. Ern Gesellschafter der offenen Investmentkom- 
manditgesellschaff kaim die Gesellschaft vor dem Ablauf der 
für ilire Dauer bestimmten Zeit oder bei einer für imbe- 
stiuuute Zeit eingegangenen Gesellschaft außerordentlich 
kündigen mid aus ihr ausscheiden. wemi ein wichtiger Grmid 
vorliegt. § 133 Absatz 2 imd 3 des Handelsgesetzbuchsge- 
setzbuchs ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Kommanditisten haften nach Beendigung der 
Liquidation nicht für die Verbindüclikeiten der offenen 
Investmentkonmianditgesellschaff. 

Abschnitt 5 

Geschlossene inländische 
Investment vermögen 

Unterabscluritt 1 

Allgemeine Vorscliriften für geschlossene 
inländische Investmentvermögen 

§ 139 

Rechtsform 

Geschlossene inländische Investmentvemiögen dürfen 
nur als Investmentaktiengesellschaft mit fixem Kapital ge- 
mäß den Vorschriften des Unterabsclmitts 2 oder als ge- 
sclilossene Investmentkonunanditgesellschaff gemäß den 
Vorschriften des Unterabsclmitts 3 aufgelegt werden. 

Unterabsclmitt 2 

Allgemeine Vorscluiften füi' Investment- 
aktiengesellschaften mit fixem Kapital 

§ 140 

Rechtsform, anwendbare Vorschriften 

(1) Investmentaktiengesellschaften mit fixem Kapital 
dürfen nur in der Rechtsfonn der Aktiengesellschaft betrie- 
ben werden. Die Vorscluiften des Aktiengesetzes sind anzu- 
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§ 137 

unverändert 


§ 138 

unverändert 


Abschnitt 5 

Geschlossene inländische 
Investment vermögen 

Unterabsclmitt 1 
unverändert 


Unterabsclmitt 2 

Allgemeine Vorscluiften für Investment- 
aktiengesellschaften mit fixem Kapital 

§ 140 

unverändert 
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wenden, soweit sich aus den Vorscliriften dieses Unterab- 
sclmitts nichts anderes ergibt. 

(2) § 23 Absatz 5, die §§ 150 bis 158, 161 imd 278 bis 290 
des Aktiengesetzes smd nicht anzuwenden. 

(3) Auf die Investnientaktiengesellschaft init fixem Kapi- 
tal smd § 93 Absatz 8, § 94 Absatz 2 imd 4 m Verbmdimg mit 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 imd § 96 Absatz 1 
entsprechend anwendbar'. 

§ 141 
Akdeu 

(1) Aktien dürfen nur gegen volle Leistmig des Ausgabe- 
preises ausgegeben werden. 

(2) Bei Publikunisinvestmentaktiengesellschaften mit 
fixem Kapital sind Sacheinlagen unzulässig. 

§ 142 
Satzung 

Satzmigsmäßig festgelegter Unteiiielmiensgegenstand 
der Investmentaktiengesellschaft mit fixem Kapital muss 
ausscliließlich die AiJage und Verw'altmig ilurer Mittel nach 
einer festgelegten Anlagestrategie zur gememschaftlichen 
Kapitalanlage 

1 . bei Publikumsinvestmentaktiengesellschaften mit fixem 

Kapital nach den §§ 261 bis 272 mid 

2. bei Spezialmvestmentaktiengesellschaften mit fixem Ka- 
pital nach den §§ 273 bis 277 mid 285 bis 292 

zimi Nutzen der Aktionäre sein. Die Satzung von Spezial- 
investmentaktiengesellscliafteu mit fixem Kapital mirss 
zusätzlich festlegen, dass die Aktien der Gesellschaft aus- 
scliließlich von professionellen Anleger'n und semiprofes- 
sionellen ArJegem gehalten werden dürfen. 

§ 143 

Anlagebedingungen 

Die Anlagebedingimgen der hivestmentaktiengesell- 
schaft mit fixem Kapital sind zusätzlich zin Satzimg zu er- 
stellen. Die Anlagebedingungen sind nicht Bestandteil der 
Satzimg; eine notarielle Beurkimdmig ist nicht erforderlich, 
hl allen FäUeri. in denen die Satzimg veröffentlicht, ausge- 
liäudigt oder in anderer Weise zur Verfügung gestellt werden 
muss, ist auf die je'weiligen Anlagebedingimgen zu verw'ei- 
sen imd sind diese ebenfalls zu veröffentlichen, auszuliän- 
digeri oder in ariderer Weise zur Verfügung zu stellen. 

§ 144 

Verwaltung und Anlage 

Die hivestuientaktiengesellschaft mit fixem Kapital kaim 
euie ilirein Untemelmiensgegenstand entsprechende externe 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft bestellen. Dieser obliegt ne- 
ben der Ausfülmmg der allgenieüien Verwaltmigstätigkeit 
insbesondere auch die Anlage mid Verwaltmig der Mittel der 
hivestmentaktiengesellschaft mit fixem Kapital. Die Bestel- 
hmg einer externen AIF-Kapitalvei'waltimgsgesellschaft als 
Verw^altimgsgesellschaft ist kein Fall des § 36 imd auch nicht 
als Untenielmiensvertrag im Siime des Aktiengesetzes anzu- 
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§ 141 

unverändert 


§ 142 
Satzung 

Satzungsmäßig festgelegter Untemelmiensgegenstand 
der hivestmentaktiengesellschaft mit fixem Kapital muss 
ausschließlich die Anlage mid Verwaltimg ihrer Mittel nach 
einer festgelegten Anlagestrategie zm gemeuischaftlichen 
Kapitalanlage 

1. unverändert 

2. unverändert 

zum Nutzen der Aktionäre sein. Die Satzimg von Spezial- 
investmentaktiengesellschaften mit fixem Kapital muss 
zusätzlich festlegen, dass die Aktien der Gesellschaft aus- 
scliließlich von professionellen Anlegern imd semiprofes- 
sionellen Anlegern ei-worben werden dürfen. 

§ 143 

unverändert 


§ 144 

unverändert 
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sehen. § 99 ist uiit den folgenden Maßgaben entsprechend 
anzuwenden: 

1 . eine Kündigung kaim nur aus wichtigem Gnmd erfolgen: 

2. die Kündigungsfiist muss im angemessenen Verhältnis 
zu dem Zeitraum stehen, der erforderlich ist. mn die zum 
InvestmenU'ermögen gehörenden Veiinögensgegenstän- 
de zu liquidieren; bei Publikunrsinvestmentaktiengesell- 
schaften muss die Kündigimgsfrist jedoch mindestens 
sechs Monate betragen. 

§100 ist entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass 
das Verfügimgsrecht über das Gesellschaftsvermögen nur 
dami auf die Verw^alirsteUe zur Abwicklimg übergeht, wenn 

1 . die Investmentaktiengesellschaft mit fixem Kapital 

a) sich nicht in eine intern verw'altete Investmentaktien- 
gesellschaft mit fixem Kapital umwandelt oder 

b) keine andere externe AIF-Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft bestellt und 

2. dies 

a) bei Publikumsinvestmentaktiengesellschaften mit fi- 
xem Kapital jew'eils von der Biuidesanstalt geneluuigt 
wird imd 

b) bei Spezialinvestmentaktiengesellschaften mit fixem 
Kapital jeweils der Bundesanstalt aiigezeigt w'ird. 

§ 145 

Untersrhreitung des Anfangskapitals 
oder der Eigenmittel 

Die intern verw'altete Investmentaktiengesellschaft mit 
fixem Kapital liat der Bmidesanstalt imd den Aktionären 
imverzüghch anzuzeigen, wetm das Gesellschaftsvermögen 
den Wert des Anfangskapitals oder den Wert der zusätzlich 
erforderhchen Eigeiunittel gemäß § 25 imterschreitet. Mit 
der Anzeige gegenüber den Aktionären ist durch den Vor- 
stand eine Hauptversammlmig einzuberufen. 

§ 145 

unverändert 

§ 146 

Firma 

Die Firma einer Investmentaktiengesellschaft mit fixem 
Kapital muss abweichend von § 4 des Aktiengesetzes die Be- 
zeiclmmig .Jnvestmentaktiengesellscliaft“ oder eine allge- 
mein verständhche Abkürzung dieser Bezeichnung enthalten. 

§ 146 

unverändert 

§ 147 

Vorstand, Aufsirhtsrat 

(1) Der Vorstand einer Investmentaktiengesellschaft mit 
fixem Kapital besteht aus mindestens zw'ei Personen. Er ist 
verpflichtet. 

1 . bei der Ausübmig seiner Tätigkeit im aiisscliließlichen 
Interesse der Aktionäre imd der Integrität des Marktes zu 
handehi. 

2. seine Tätigkeit mit der gebotenen Saclikeimtiüs. Sorgfalt 
imd Gewissenliaftigkeit im besten Interesse des von ilmi 
verw'alteten Vennögens mid der Integrität des Marktes 
auszuüben imd 

§ 147 

unverändert 
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3. sich um die Vermeidung von hiteressenkonflikten zu be- 
niülien und. wemi diese sich nicht venneiden lassen, dafür 
zu sorgen, dass luivenneidbare Konflikte unter der gebote- 
nen Walinuig der Interessen der Aktionäre gelöst werden. 

Der Vorstand hat bei der Walmielunimg seiner Aufgaben 
luiabhängig von der Veiwalu'stelle zu handehi. 

(2) Die Mitgheder des Vorstands der Investmentaktien- 
gesellschaft mit fixem Kapital müssen zuverlässig sein imd 
die zur Leitung der hivestmentaktiengesellschaft erforder- 
liche fachliche Eignung haben, auch in Bezug auf die Art des 
Untemelimensgegenstandes der hivestmentaktiengesell- 
schaft mit fixem Kapital. 

(3) Die Persönliclikeit imd die Saclikunde der Mitglieder 
des Aufsichtsrats müssen Gewähr dafür bieten, dass die hi- 
teressen der Aktionäre gewahrt werden. Für die Zusammen- 
setzung des Aufsichtsrats gilt § 18 Absatz 3 entsprechend. 
Die BesteUmig luid das Ausscheiden von Mitgliedern des 
Aufsichtsrats ist der Bmidesanstalt imverzüghch anzuzeigen. 
Auf Aufsichtsratsmitglieder, die als Vertreter der Arbeitneh- 
mer nach den Vorscluiften der Mitbestunmiuigsgesetze ge- 
wählt w'erden. sind die Sätze 1 und 3 nicht anzuwenden. 

(4) Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats der 
Investmentaktiengesellschaft mit fixem Kapital dürfen Ver- 
mögensgegenstände weder an die hivestmentaktiengesell- 
schaft veräußern noch von dieser eiwerben. Eiwerb mid Ver- 
äußenmg von Aktien der Investmentaktiengesellschaft mit 
fixem Kapital durch die Mitglieder des Vorstands mid des 
Aufsichtsrats sind davon nicht erfasst. 

(5) Die Bundesanstalt kaim die Abbemftuig des Vorstands 
oder von Mitgliedern des Vorstands verlangen luid ihnen die 
Ausübmig üirer Tätigkeit mitersagen. wemi 

1 . Tatsachen vorhegen, aus denen sich ergibt, dass der Vor- 
stand oder Mitgheder des Vorstands nicht zuverlässig 
sind oder die zur Leitimg erforderliche fachliche Eignung 
gemäß Absatz 2 nicht haben oder 

2. der Vorstand oder Mitgheder des Vorstands nachlialtig 
gegen die Bestimmimgen dieses Gesetzes oder des Geld- 
wäschegesetzes verstoßen. 


§ 148 

Rechnungslegung 


§ 148 

unverändert 


(1) Auf den Jahresabscliluss imd den Lagebericht einer 
Investmentaktiengesellschaft mit fixem Kapital sind die 
§§ 120 bis 123 entsprechend anzuwenden. 

(2) Zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 1 sind bei 
einer Publikumsinvestmentaktiengesellschaft mit fixem Ka- 
pital bei einer Beteiligimg nach § 261 Absatz 1 Nummer 2 
bis 6 im Anliang des Jaliresabsclilusses auzugeben: 

1 . die Firma, die Rechtsfonn mid der Sitz der Gesellschaf- 
ten im Siime des § 261 Absatz 1 Nummer 2 bis 6, 

2. das jeweilige Gesellschaftskapital dieser Gesellschaften. 

3. die Höhe der Beteiligimg mid der Zeitpmikt ilires Er- 
w'erbs durch die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft. 

Als Verkelirswert der Beteiligimg ist der nach § 27 1 Absatz 1 
ennittelte Wert anzusetzen. 
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Unterabscluiitt 3 

Allgemeine Vorscliriften ftir gesclilossene 
Livestmentkonmianditgesellscliaften 

§ 149 

Rerhtsform, anwendbare Vorschriften 

(1) Gesclilossene Investmentkommanditgesellschaften 
dürfen nur in der Rechtsfonn der Kommanditgesellschaft be- 
trieben werden. Die Bestimmimgen des Handelsgesetzbuchs 
sind anzuwenden, soweit sich aus den Vorscliriften dieses 
Unterabscluiitts nichts anderes ergibt. 

(2) Auf die geschlossene Investmentkommanditgesell- 
schaft sind § 93 Absatz 8, § 94 Absatz 2 imd 4 in Verbindmig 
mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 luid § 96 Absatz 1 
entsprechend anzuwenden. 

§ 150 

Gesellschaftsvertrag 

(1) Der Gesellscliaftsvertrag einer gesclüossenen Invest- 
uientkonuuanditgesellschaft bedarf der Scliriftfonii. 

(2) Gesellschaftsvertraglich festgelegter Untemelmiens- 
gegenstand der geschlossenen Investnientkoimnanditgesell- 
schaft muss ausscliließlich die Anlage luid Verw'altung ilirer 
Mittel nach einer festgelegten Alllagestrategie zur geniein- 
schaftlichen Kapitalanlage 

1. bei gesclilossenen Publikmiisinvestmentkonmiandit- 
gesellschaften nach den §§261 bis 272 imd 

2. bei geschlossenen Spezialinvesünentkommanditgesell- 
schaften nach den §§ 273 bis 277 imd 285 bis 292 

zimi Nutzen der Anleger sein. Der Gesellschaftsvertrag von 
gesclilossenen Spezialinvestmentkoimiianditgesellschaften 
muss zusätzlich festlegen, dass die Anteile der Gesellschaft 
ausschließlich von professionellen Anlegern und senüpro- 
fessionellen Anlegern gehalten werden düifen. 

(3) Der Gesellschaftsvertrag hat vorzusehen, dass 

1 . Ladungen zu Gesellschafterversamnilimgen mir schiifi- 
lich unter vollständiger Angabe der Besclüussgegen- 
stände erfolgen imd 

2. über die Ergebnisse der Gesellschafterversanmilung ein 
schrifthches Protokoll anzufertigen ist. das den Anlegern 
von der geschlossenen Investmentkonmianditgesell- 
schaft zu übersenden ist. 

(4) Im Gesellschaftsvertrag darf nicht von § 131 Absatz 3 
Nimimer 2 und 4 des Handelsgesetzbuchs abgewichen wer- 
den. 

§ 151 

Anlagebediugungen 

Die Anlagebediiigimgen der gesclilossenen Investnient- 
koumianditgesellschaft sind zusätzlich zimi Gesellschafts- 
vertrag zu erstellen. Die Aidagebedmgimgen sind nicht Be- 
standteil des Gesellschaftsvertrages. In allen Fällen, in denen 
der Gesellschaftsvertrag veröffentlicht, ausgehändigt oder in 
anderer Weise zur Verfügung gestellt werden muss, ist auf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
Unterabscluiitt 3 

Allgemeine Vorscluiften für gesclilossene 
Iniestmentkonuiianditgesellschaften 

§ 149 

unverändert 


§ 150 

Gesellschaftsvertrag 

(1) unverändert 

(2) Gesellschaftsvertraglich festgelegter Untemehniens- 
gegenstand der geschlossenen Investmentkomnianditgesell- 
schaft muss aussclüießhch die Anlage imd Veiw'altung iluer 
Mittel nach einer festgelegten Anlagestrategie zur gemein- 
schaftlichen Kapitalanlage 

1. unverändert 

2. unverändert 

zum Nutzen der Anleger sein. Der Gesellschaftsvertrag von 
gesclilossenen Spezialuivestmentkonmianditgesellschaften 
muss zusätzlich festlegen, dass die Anteile der Gesellschaft 
ausschließlich von professionellen Anlegern imd semipro- 
fessionellen Anlegern ei-worben werden dürfen. 

(3) Der Gesellschaftsvertrag hat vorzusehen, dass 

1. Ladmigen zu Gesellschafteiversanunlimgen unter voll- 
ständiger Angabe der Beschlussgegenstände in Text- 
form erfolgen imd 

2. über die Ergebnisse der Gesellschafterversamnilmig ein 
scliriftüches Protokoll anzufertigen ist. von dem die ge- 
schlossene Investmentkonunanditgesellschaft den An- 
legern eine Kopie zu übersenden hat. 

(4) unverändert 

§ 151 

unverändert 
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die jeweiligen Anlagebedingungen zu verw^eisen und sind 
diese ebenfalls zu veröffentlichen, auszidiändigen oder in 
anderer Weise zur Verfügimg zu stellen. 


§ 152 


§ 152 

unverändert 


Anleger 


(1) Anleger dürfen sich an der gesclilossenen Investinent- 
kouunanditgesellschaft niu luunittelbar als Konnnanditisten 
beteiligen. Abweichend von Satz 1 dürfen sich Anleger an 
der geschlossenen Publikiunsinvestinentkoinmanditgesell- 
schaft auch mittelbar über einen Konunanditisten (Treu- 
handkommanditisten) beteiligen. Bei mittelbarer Beteih- 
gimg über einen Treuliandkonunanditisten hat der mittelbar 
beteiligte Anleger im hmenverhältnis der Gesellschaft und 
der Gesellschafter zueinander die gleiche Rechtsstellimg wie 
ein Konunanditist. Der mittelbar beteiligte Anleger oder der 
am Erwerb einer mittelbaren Beteiligiuig Interessierte gilt 
als Anleger oder am Erw'erb eines Anteils hiteressierter im 
Siime dieses Gesetzes. 

(2) Eine Rückgewähr der Einlage oder eine Ausschütttmg. 
die den Wert der Konunanditeinlage imter den Betrag der 
Einlage herabniindert. darf nur mit Zustiuunung des betrof- 
fenen Kommanditisten erfolgen. Vor der Zustiuunung ist der 
Kommanditist darauf liinzuw'eisen. dass er den Gläubigem 
der Gesellschaft uimiittelbai' haftet, soweit die Einlage diuch 
die Rückgewälu oder Ausschüttung zurückbezalilt wird. Bei 
mittelbarer Beteiligmig über einen Treuhandkoiimianditisten 
bedarf die Rückgew'älu der Einlage oder eine Ausschüttung, 
die den Wert der Konunanditeinlage luiter den Betrag der 
Einlage herabnündert. zusätzlich der Zustiuunung des be- 
troffenen mittelbar beteiligten Anlegers; Satz 2 gilt entspre- 
chend. 

(3) Der Anspmch der geschlossenen Investmentkomman- 
ditgesellschaft gegen einen Konunanditisten auf Leistung 
der Einlage erlischt, sobald er seine Konunanditeinlage er- 
bracht hat. Die Kommanditisten sind nicht verpflichtet, ent- 
standene Verluste auszugleichen. Eine Nachschusspflicht 
der Konunanditisten ist ausgeschlossen. § 707 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs ist nicht abdingbar. Entgegenstehende 
Vereiubanmgeu sind imwirksam. 

(4) Der Eintritt eines Konmianditisten in eine bestehende 
gesclilossene hivestmentkonmianditgesellschaft wird erst 
mit der Eintragung des Eintritts des Konmianditisten im 
Handelsregister w'irksam. 

(5) Bei gesclilossenen Publikmnsinvestmentkonmiandit- 
gesellschaften können die Koimnanditisten dem Geschäfts- 
begüui nicht zustimmen, bevor die Gesellschaft in das Han- 
delsregister eingetragen ist. 

(6) Scheidet ein Kommanditist wäluend der Laufzeit der 
Investmentkonuuanditgesellschaft aus der hivestmentkom- 
manditgesellschaft aus. gilt die Erfüllmig des Abfindimgs- 
anspmchs nicht als Rückzahlmig der Einlage des Konunan- 
ditisten. Ab dem Zeitpimkt des Ausscheidens haftet der 
ausgesclüedene Konunanditist nicht flii' Verbindliclikeiten 
der Investmentkommanditgesellschaft. 

(7) Bei gesclilossenen Riblikmiisinvestmentkonmiandit- 
gesellschaften sind Sacheinlagen imzulässig. 
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§ 153 

Geschäftsführung, Beirat 

(1) Die Geschäftsfiilmmg der gesclilosseiien Eivestment- 
kouunanditgesellschaft besteht aus mindestens zwei Per- 
sonen. Die Voraussetzmig nach Satz 1 ist auch daim erfüllt, 
wemi Geschäftsführer der geschlossenen hivestmentkom- 
manditgesellschaft eine jiuistische Person ist. deren Ge- 
schäftsfiümmg ilirerseits von zwei Personen w'alirgenonunen 
wird. Die Geschäftsführung ist veipflichtet. 

1 . bei der Ausübmig iluer Tätigkeit im ausscliließlichen hi- 
teresse der Gesellschafter imd der Integrität des Marktes 
zu handehi. 

2. ihre Tätigkeit mit der gebotenen Saclikeimtnis. Sorgfalt 
mid Gewissenhaftigkeit im besten hiteresse des von ilu 
verwalteten Vermögens und der hitegrität des Marktes 
auszuüben imd 

3. sich um die Vemieidmig von hiteressenkonflikten zu 
bemiüien mid. wemi diese sich nicht venneiden lassen, 
dafür zu sorgen, dass luivenneidbaie Konflikte unter der 
gebotenen Walirung der hiteressen der Gesellschafter ge- 
löst w'erden. 

Die Geschäftsfülmmg hat bei der Walunelmimig ilwer Auf- 
gaben unabhängig von der Veiwalustelle zu handehi. 

(2) Die Mitglieder der Geschäftsfüluung müssen zuver- 
lässig seui imd die zur Leitung der geschlossenen hivest- 
mentkoumianditgesellschaft erforderliche facliliche Eignmig 
haben, auch üi Bezug auf die Art des Untemelunensgegeii- 
standes der gesclilossenen hivestmentkonmianditgesell- 
schaft. 

(3) Die intern verwaltete gesclilossene Publikmnsinvest- 
mentkommanditgesellschaft liat einen Behat zu bilden, der 
die Geschäftsfülmmg bei der Umsetzimg der Anlagebedin- 
gimgen überw'acht. § 1 8 Absatz 2 Satz 4 imd Absatz 3 Satz 2 
gilt entsprechend. Die Persönlichkeit mid die Saclikunde der 
Mitglieder des Beirats müssen Gew'älu dafür bieten, dass die 
hiteressen der Aktionäre gewalut w'erden. Die Bestellimg 
imd das Ausscheiden von Mitghedem des Beirats ist der 
Bundesanstalt unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Mitglieder der Geschäftsfülmmg oder des Beirats der 
gesclilossenen hivestmentkonmianditgesellschaft dürfen 
Vemiögensgegenstände weder an die hivestnientkonmian- 
ditgesellschaft veräußern noch von dieser erw'erben. Eiwerb 
mid Veräußermig von Konmianditanteilen durch die Mitglie- 
der der Geschäftsfülmmg smd davon nicht erfasst. 

(5) Die Bundesanstalt kaim die Abberufung der Ge- 
schäftsfülmmg oder von Mitghedem der Geschäftsfülmmg 
verlangen mid ilmen die Ausübmig ilirer Tätigkeit unter- 
sagen. w'enn 

1 . Tatsachen vorhegen, aus denen sich ergibt, dass die Ge- 
schäftsfulmmg oder Mitglieder der Gescliäftsfülmmg 
nicht zuverlässig sind oder die zm Leitmig erforderliche 
fachliche Eignmig gemäß Absatz 3 nicht haben oder 

2. die Geschäftsfülmmg oder Mitglieder der Geschäftsftih- 
rmig naclilialtig gegen die Bestinunmigen dieses Geset- 
zes oder des Geldwäschegesetzes verstoßen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§ 153 

Geschäftsführung, Beirat 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die uitem verwaltete gesclilossene Publikunisinvest- 
mentkommanditgesellschaft hat einen Beirat zu bilden, der 
die Geschäftsfülmmg bei der Umsetzimg der Anlagebedin- 
gmigen überw'acht. § 1 8 Absatz 2 Satz 4 mid Absatz 3 Satz 2 
gilt entsprechend. Die Persönlichkeit mid die Sachkmide der 
Mitgheder des Beirats müssen Gewälir dafür bieten, dass die 
hiteressen der Anleger gewahrt werden. Die Bestellung mid 
das Ausscheiden von Mitgliedern des Beirats ist der Bundes- 
anstalt unverzüglich anzuzeigen. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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§ 154 

Verwaltung und Anlage 


§ 154 

unverändert 


(1) Die gesclilossene hivestinentkoimnanditgesellschaft 
kami eine ilirem Untemeluiiensgegenstand entsprechende 
externe AfF-Kapitalverw^altirngsgesellschaft bestellen. Die- 
ser obliegt insbesondere die Anlage imd Verw’altiuig des 
Koinuianditanlagevemiögens. Die Bestellmig der externen 
ADF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft ist kein Fall des § 36. 
Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft ist berechtigt, die 
Verwaltimg der Mittel der gesclilossenen Investmentkom- 
manditgesellschaft zu kündigen. § 99 Absatz 1 bis 4 ist mit 
den folgenden Maßgaben entsprechend anzuwenden; 

1 . eine Kündigung kaim niu aus wichtigem Gnmd erfolgen; 

2. die Kündigungsfrist muss im angemessenen Verhältnis 
zu dem Zeitraum stehen, der erforderlich ist. um die zum 
hivestmentvemiögen gehörenden Vermögensgegenstän- 
de zu liquidieren; bei Publikumsinvestmentkommandit- 
gesellscliaften muss die Kündigimgsfrist jedoch mindes- 
tens sechs Monate betragen. 

(2) § 100 ist entsprechend anzuwenden mit den Maß- 
gaben. dass 

1 . das Verfügungsrecht über das Gesellschaftsvemiögen nur 
dami auf die Verw'alu'stelle zur Abwicklmig übergeht, 
w'emi die gesclilossene hivesünentkoumianditgesell- 
schaft sich nicht in eine intern veiwaltete offene In- 
vestmentkonunanditgesellschaft imiwandelt oder keine 
andere externe AJF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft be- 
nemit imd dies bei gesclilossenen Publikmnsinvestmeiit- 
kommanditgesellschafteu jeweils von der Bundesanstalt 
geneluiiigt wird imd bei gesclilossenen Spezialinvest- 
nientkonmianditgesellschaften jeweils der Bundesanstalt 
angezeigt wird; 

2. die Gesellschafter die Bestellung eines anderen Liquida- 
tors als der Verw'alirstelle bescliließen können; § 147 des 
Handelsgesetzbuchs findet keine Anw'endung. w'emi die 
Liquidation durch die Verwalirstelle als Liquidator er- 
folgt. 

(3) Wird eine gesclilossene Piiblikimisinvestmentkom- 
nianditgesellschaft aufgelöst, hat sie auf den Tag. an dem das 
Recht der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft zur Verwal- 
timg des Gesellschaffsvemiögens erlischt, einen Auflö- 
smigsbericht zu erstellen, der den Aiifordenmgen nach § 158 
entspricht. 


§ 155 

Untersrhreitung des Anfangskapitals 
oder der Eigenmittel 


§ 155 

unverändert 


Eine intern verw^altete gesclilossene hivestnientkoni- 
manditgesellschafr hat der Bmidesanstalt mid den Anlegern 
luiverzüghch anzuzeigen, wemi das Gesellschaftsvemiögen 
den Wert des Anfangskapitals oder den Wert der zusätzlich 
erforderhchen Eigeimiittel gemäß § 25 imtersclireitet. Mit 
der Anzeige gegenüber den Anlegern ist durch die 
Geschäftsfülirung eine GeseUschafteiversanimlung einzu- 
bemfen. 
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§ 156 

G^sellschaftsvermögen 

(1) Eine intern verw^altete geschlossene Investmentkom- 
manditgesellscliaft darf bewegliches und unbewegliches 
Vermögen erw'erbeii. das fiir den Betrieb der Investment- 
kouunanditgesellschaft notw^endig ist. Hierfür hat sie ein Be- 
triebsvermögen zu bilden, das vollständig aus den Einlagen 
der geschäftsfülirenden Gesellschafter envorben werden 
muss und recluierisch bei deren Kapitalanteilen zu erfassen 
ist. Den Erwerb darf sie nicht mit Kapital aus der Begebimg 
von Kommanditanteilen an Anleger bestreiten. 

(2) Die Einlagen der Anleger, die im Zusammenliang mit 
der Anlagetätigkeit erhaltenen mid verw'alteten Vemiögens- 
gegeustände, für die Vemiögensgegenstände erhaltene 
Sicherheiten sowie liquide Mittel w'erden recluierisch dem 
Kommanditkapital zugeordnet. Sie bilden das Komuiandit- 
anlagevemiögen. 

§ 157 
Firma 

Die Firma der gesclüossenen Investmentkomnianditge- 
sellschaft muss abweichend von § 19 Absatz 1 Niunnier 3 
des Handelsgesetzbuchs die Bezeicluimig „gesclilossene In- 
vestmentkonmianditgesellschaft“ oder eine allgemein ver- 
ständliche Abkürzung dieser Bezeiclmung enthalten. 

§ 158 

Jahresbericht 

Auf den Jaluesbericht einer gesclilossenen Investment- 
kouunanditgesellschaft ist § 135 anzuwenden. Zusätzlich zu 
Satz 1 sind bei gesclüossenen Publikimisinvestmentkom- 
manditgesellschaften die in § 101 Absatz 2 genannten An- 
gaben imd bei einer Beteihgimg nach § 261 Absatz 1 Num- 
mer 2 bis 6 die in § 148 Absatz 2 genannten Angaben im 
Aiüiang zu machen. 

§ 159 

Abschlussprüfung 

§ 136 ist auf die gesclüossene Investmentkommandit- 
gesellschaft anzuwenden. § 136 Absatz 3 Satz 4 ist auf die 
gesclüossene Publikumsinvestinentkommanditgesellschaft 
jedoch mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Bericht über 
die Prüfung der geschlossenen Publikimisinvestmentkom- 
manditgesellschaft unverzüghch nach Beendigmig der Prü- 
fimg der Bmidesanstalt einzureichen ist. 

§ 160 

Offenlegung und Vorlage von Berichten 

(1) Die Offeiüegimg des Jaluesberichts einer geschlos- 
senen Publikiunsinvestmentkommanditgesellschaft erfolgt, 
auch w'emi auf diese § 264a des Handelsgesetzbuchs mcht 
anzuwenden ist. spätestens sechs Monate nach Ende des 
Geschäftsjahres nach Maßgabe des insoweit anzuwenden- 
den § 325 Absatz 1 Satz 1 imd 7, Absatz 2 bis 2b, 5 imd 6 des 
Handelsgesetzbuchs; die §§ 328, 329 Absatz 1, 2 imd 4 und 
§ 335 des Handelsgesetzbuchs sind anzuwenden. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§ 156 

Gesellschaftsvermögen 

(1) Eine intern verw'altete gesclüossene Investmentkom- 
manditgesellschaft darf bewegliches imd unbewegliches 
Vermögen erw^erben. das fiir den Betrieb der Investment- 
konuuanditgesellschaft notw'endig ist. Hierfür hat sie ein Be- 
triebsvermögen zu bilden, das reclmerisch bei den Kapital- 
anteilen der geschäftsftüuenden Gesellschafter zu erfassen 
ist. Den Erwerb darf sie mcht mit Kapital aus der Begebimg 
von Konunanditanteilen an Aiüeger bestreiten. 

(2) unverändert 


§ 157 

unverändert 


§ 158 

unverändert 


§ 159 

unverändert 


§ 160 

unverändert 
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(2) Der Bericht einer gesclilossenen Piiblikuuisinvestinent- 
koiuuianditgesellsclialt nach Absatz 1 muss dem Publikum an 
den Stellen zugänglich sein, die im Verkaufsprospekt und in 
den wesentlichen Anlegerinfonnationen angegeben sind. 

(3) Einem Anleger der geschlossenen Investmentkom- 
manditgesellschaft wild der Jaluesbericht auf Anfi'age vor- 
gelegt. 

(4) Die gesclilossene Publikimisinvestmentkommanditge- 
sellschaft hat der Bundesanstalt den Jaliresbericht unverzüg- 
lich nach der Erstellimg einzureichen. 

§ 161 

Auflösung uud Liquidation 

(1) § 133 Absatz 1 des Handelsgesetzbuclis gilt nicht. Ein 
Gesellschafter der gesclilossenen hivestmentkommandit- 
gesellschaft kaim die Gesellschaft vor dem Ablauf der für 
ilue Dauer bestimmten Zeit oder bei einer für imbestimmte 
Zeit eingegangenen Gesellschaft außerordenthch kündigen 
imd aus ilir ausscheiden. wemi ein wichtiger Grand vorliegt. 

§ 133 Absatz 2 luid 3 des Handelsgesetzbuclis ist entspre- 
chend anzuwenden. 

(2) Wird eme geschlossene Publikimisüivestmentkom- 
uianditgesellschaft abgewickelt, hat der Liquidator jälirlich 
sowie auf den Tag. an dem die Abwickhuig beendet ist. einen 
Abwicklungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen 
nach § 158 entspricht. 

(3) Die Kommanditisten haften nach Beendigung der Li- 
quidation nicht ftir die Verbmdliclikeiten der geschlossenen 
Investuientkonuiianditgesellschaft. 

§ 161 

unverändert 

Kapitel 2 

Publikumsinvestmenti'ermögeu 

Kapitel 2 

Publikumsinvestmenti'ermögen 

Abschnitt 1 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften für offene 

Pub likunisinve st ment vermögen 

Allgemeine Vorschriften für offene 
Publikums investmentvermögen 

Unterabsclmitt 1 

Unterabsclmitt 1 

Allgemeüies 

Allgemeines 

§ 162 

Anlagebedingungen 

(1) Die Anlagebedingiuigen, nach denen sich 

1. das vertraghche Rechtsverhältnis der Kapitalveiw'al- 
tiuigsgesellschaft zu den Anlegern eines Publücumsson- 
deneraiögens oder der EU-OGAW-Verw'altungsgesell- 
schaft zu den Anlegern eures uiländischen OGAW- 
Sondeiveraiögens bestinmit oder 

2. in Verbindimg mit der Satzmig der Publikumsinvest- 
nientaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital das 
Rechtsverhälüiis dieser Investmentaktiengesellschaft zu 
üiren Anlegern oder der EU-OGAW- Verwaltungsgesell- 
schaft zu den Anlegern eurer uiländischen OGAW- 
Investmentaktiengesellschaft bestinmit. 

sind vor Ausgabe der Anteile oder Aktien scluiftlich fest- 

zulialten. 

§ 162 

Anlagebedingungen 

(1) unverändert 
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(2) Die Anlagebediiigimgen müssen neben der Bezeich- 

niuig des Investmenh'ennögens sowie der Angabe des Na- 
mens mid des Sitzes der Verw'altmigsgesellschaft mindestens 

folgende Angaben enthalten: 

1 . nach welchen Grnmdsätzen die Aiiswalil der zu beschaf- 
fenden Vennögensgegenstände erfolgt, insbesondere, 
welche Vermögensgegenstände in welchem Umfang er- 
worben werden dür fen, die Arten der hivestmentcemiö- 
gen. deren Anteile oder Aktien für das hivestmentcemiö- 
gen erw'orben werden dürfen sowie der Anteil des 
Investmentvermögens, der höchstens in Anteilen oder 
Aktien der jeweihgen Art gehalten werden darf; ob, in 
welchem Umfang mid mit welchem Zw'eck Geschäfte 
mit Derivaten getätigt werden dürfen und w'elcher Anteil 
in Bankgutliaben und Geldmarktinstrimienten gehalten 
wird; Teclmiken imd histnmiente, von denen bei der Ver- 
waltmig des Investmentvermögens Gebrauch gemacht 
werden kaim; Zulässigkeit von Kreditaufiialmien für 
Reclmmig des hivestmenU’emiögens; 

2. W'emi die Auswalil der für das hivestmentvemiögen zu er- 
werbenden Wertpapiere darauf gerichtet ist. einen Wertpa- 
pierindex im Sirme von § 209 naclizubilden. welcher Wert- 
papierindex nachgebildet werden soll und dass die in § 206 
genamiten Grenzen überscluitten werden dürfen; 

3. ob die ziun Sondeiv'ennögen gehörenden Gegenstände 
im Eigentimi der Verw'alümgsgesellschaft oder im Mit- 
eigentmn der Anleger stehen; 

4. miter welchen Voraussetzmigen. zu welchen Bedingmi- 
gen luid bei welchen Stellen die Anleger die Rücknalmie. 
gegebenenfalls den Umtausch der Anteile oder Aktien 
von der Verw'altmigsgesellschaft verlangen können; Vor- 
aussetzmigeu. miter denen die Rücknalmie und gegebe- 
nenfalls der Umtausch der Anteile oder Aktien ausgesetzt 
werden kaim; 

5. in welcher Weise mid zu ivelchen Stichtagen der Jahres- 
bericht mid der Halbjaliresbericht über die Entwicklung 
des Investmentvermögens mid seine Zusanmiensetzimg 
erstellt mid dem Piibhkimi zugänglich gemacht werden; 

6. ob Erträge des hivestmentvemiögens auszuschütten oder 
wieder anzulegen sind mid ob auf Erträge entfallende 
Teile des Ausgabepreises ftü- ausgegebene Anteile oder 
Aktien zm Ausschüttmig herangezogen w’erden können 
(Ertragsausgleichsverfaliren); ob die Ausschüttmig von 
Veräußenuigsgewiimen voigesehen ist; 

7. wann und in W'elcher Weise das hivestmentvemiögen. 
sofern es nm für eine begrenzte Dauer gebildet W'ird. 
abgew'ickelt und an die Anleger verteilt w'ird; 

8. ob das Investmentiemiögen verscliiedene Teilinvest- 
uientvemiögen miifasst. miter w'elchen Voraussetzungen 
Anteile oder Aktien an verscliiedenen Teilinvestmentver- 
niögen ausgegeben w'erden. nach welchen Giundsätzen 
die Teilinvestmentv'emiögen gebildet mid welche Rechte 
Urnen gemäß § 96 Absatz 2 Satz 1 zugeordnet werden 
sowie das Verfaliren gemäß § 96 Absatz 3 Satz 4 in Ver- 
bindimg mit Absatz 4 oder § 1 1 7 ftir die Eneclmmig des 
Wertes der Anteile oder Aktien der Teilinvestnienh'er- 
mögen; 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) Die Anlagebeduigmigen müssen neben der Bezeich- 
nmig des hivestnienti'emiögens sowie der Angabe des Na- 
mens mid des Sitzes der Verwaltimgsgesellschaft mindestens 
folgende Angaben enthalten: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. ob das Investmentv'ermögen verschiedene Teilinvest- 
mentvemiögen miifasst. miter w'elchen Voraussetzmigen 
Anteile oder Aktien an verscliiedenen Teilinvestnientver- 
niögen ausgegeben w'erden. nach welchen Grmidsätzen 
die Teilinvestmentvemiögen gebildet mid welche Rechte 
ihnen gemäß § 96 Absatz 2 Satz 1 zugeordnet werden 
sow'ie das Verfaliren gemäß § 96 Absatz 3 Satz 5 in Ver- 
bindimg mit Absatz 4 oder § 117 Absatz 9 für die Er- 
reclmmig des Wertes der Anteile oder Aktien der Teiliii- 
vesmienn-eraiögeii; 
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9. ob luid miter welchen Voraussetzimgen Anteile oder 9. unverändert 
Aktien uiit miterscliiedlichen Rechten ausgegeben wer- 
den mid das Verfaliren gemäß § 96 Absatz 1 Satz 4 in 
Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 flir die Erreclmung des 
Wertes der Anteile oder Aktien jeder Anteil- oder Ak- 
tienklasse; 


10. ob und imter welchen Voraussetzimgen das Investment- 10. unverändert 
venuögen in ein anderes Investmentixrmögen auf- 

genouunen werden darf imd ob imd miter w'elchen 
Voraussetzmigen ein anderes hivestmenti'ennögen auf- 
genouuuen werden darf; 

11. nach welcher Methode, in welcher Höhe imd auf Grund 11. unverändert 
welcher Bereclmmig die Vergütimgen mid Aufwen- 
dimgserstattimgen aus dem hivestmentvemiögen an die 
Verwaltmigsgesellschaft. die Verw'ahrstelle imd Dritte 

zu leisten sind; 


1 2 . Höhe des Aufschlags bei der Ausgabe der Anteile oder 12. unverändert 
Aktien oder der Absclilag bei der Rücknalmie sowie 

sonstige vom Anleger zu entrichtende Kosten ein- 
scliließlich deren Bereclmmig; 

13. falls in den Anlagebedingimgen für die Vergütungen 13. unverändert 
imd Kosten eine Pausclialgebülir vereinbart wird, die 

Angabe, aus welchen Vergütimgen mid Kosten sich die 
Pausclialgebülir zusammensetzt mid den Hinweis, ob 
mid welche Kosten dem Invesüiientvennögen geson- 
dert in Reclmmig gestellt werden; 

14. dass im Jahresbericht mid im Halbjaliresbericht der 14. unverändert 
Betrag der Ausgabeaufscliläge mid Rücknalmieab- 

scliläge ofifenzulegen ist. die dem hivestmentvemiögen 
im Berichtszeitraum ftir den Erw'erb mid die Rück- 
nahme von Anteilen und Aktien im Siime der §§ 196 
mid 230 bereclmet worden sind, sowie die Vergütung 
offenzulegen ist. die dem hivestmenti'ermögen von der 
Verwaltungsgesellschaft selbst, einer anderen Verwal- 
tmigsgesellschaft oder einer Gesellschaft, mit der die 
Verwaltmigsgesellschaft durch eine w'esenthche mmiit- 
telbare oder mittelbare Beteiligmig verbunden ist. als 
Verwaltmigsvergütung ftü' die im hivestmentvermögen 
gehaltenen Anteile oder Aktien bereclmet wände. 


§ 163 § 163 

Genehmigung der Anlagebedingnngen unverändert 

(1) Die Anlagebedingmigen sow'ie deren Ändenmg be- 
dürfen der Genehmigimg der Bmidesanstalt. Die Genelinii- 
gimg kann um von folgenden Verw'altmigsgesellschaften be- 
antragt w'erden: 

1 . von Kapitalverw'altmigsgesellschaften. die die betroffene 
Art von hivestmentvennögen verw'alten dürfen und 

2. in Bezug auf inländische OGAW von EU-OGAW-Ver- 
waltmigsgesellscliaften. die von den zuständigen Stellen 
ilires Herkimftsmitghedstaates eine Zulassmig zm Ver- 
waltmig von OGAW erhalten liaben. deren Verw'altimg im 
hdand beabsichtigt w'iid. die den Anfordenuigen des Ar- 
tikels 19 Absatz 3 mid 4 der Richtlinie 2009/65/EG ent- 
sprechen. das Anzeigeverfaliren nach den §§51 mid 52 
erfolgreich dmclilaufen mid der Bmidesanstalt darüber hi- 
naus die in § 52 Absatz 1 Satz 2 aiifgefülirten Unterlagen 
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für das betroffene Investnienh'enuögen voigelegt oder 
auf diese gemäß § 52 Absatz 1 Satz 3 verwiesen liaben. 

(2) Die Grenelunigiuig ist iimerhalb einer Frist von vier 
Wochen nach Eingang des Genelmügmigsantrags zu er- 
teilen. w'emi die Anlagebedingimgen den gesetzlichen 
Anfordenmgen entsprechen imd der Antrag von einer Ver- 
waltungsgesellschaft im Simie von Absatz 1 Satz 2 gestellt 
wT-ude. Sind die Voraussetzungen für die Genelmügimg nicht 
erfüllt, hat die Bmidesanstalt dies dem Antragsteller imier- 
halb der Frist nach Satz 1 imter Angabe der Gründe mitzutei- 
len und felllende oder geänderte Angaben oder Unterlagen 
anzufordem. Ist die Antragstellerin eine EU-OGAW-Ver- 
waltimgsgesellschaft. hört die Bmidesanstalt vor einer Mit- 
teilimg nach Satz 2 die zuständigen Stellen des Herkimfts- 
staates der EU-OGAW-Verwaltimgsgesellschaft an. Mit dem 
Eingang der angeforderten Angaben oder Unterlagen be- 
gimit der Lauf der in Satz 1 genaimten Frist erneut. Die Ge- 
nelmiigiuig gilt als erteilt, wemi über den Genelmiigimgs- 
antrag nicht iimerhalb der Frist nach Satz 1 entscliieden 
worden mid eine Mitteihuig nach Satz 2 nicht erfolgt ist. Auf 
Antrag der Verw’altmigsgesellschaft hat die Bundesanstalt 
die Genelmiigmig nach Satz 5 schriftlich zu bestätigen. Der 
Genelmiigmigsantrag ist von den Geschäftsleitem zu luiter- 
schreiben. Die Bmidesanstalt kaiui die Genelmiigmig mit 
Nebenbestinunmigen versehen. Die Verw'altimgsgesellschaft 
darf die Aidagebedingmigen dem Verkaufsprospekt nm bei- 
fügen. w'eim die Genelmiigmig nach Absatz 1 Satz 1 erteilt 
worden ist. Die von der Bmidesanstalt genelmiigten Aidage- 
bedingmigen sind dem Publikmii in der jeweils geltenden 
Fassimg auf der hitemetseite der Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft oder der EU-OGAW-Verw^altmigsgesellschaft zu- 
gänglich zu machen. Bei offenen Publikmiis-AIF dürfen die 
Aidagebedingmigen erst veröffentlicht werden, weim die 
Verwaltimgsgesellscliaft mit dem Vertrieb des Investment- 
vennögens gemäß § 316 begiimen darf. 

(3) Weim die Ändermigen der Aidagebedingmigen nut 
den bisherigen Aidagegrundsätzen des Investuientvemiö- 
gens nicht vereinbar sind, ertedt die Bmidesanstalt die Ge- 
nelmiigimg nm. weim die Verwaltungsgesellschaft die Ände- 
nmgen der Aidagebedingmigen mindestens drei Monate vor 
dem hikrafttreten nach Absatz 4 bekaimt macht und den 
Aidegem anbietet. 

1 . entw’eder die Rücknalmie direr Anteile oder Aktien olme 
weitere Kosten zu verlangen oder 

2. soweit möglich, den Umtausch ilirer Anteile oder Aktien 
olme W'eitere Kosten zu verlangen in Anteile oder Aktien 
eines anderen hivestmenti'ennögens. das mit den bisheri- 
gen Aidagegrmidsätzen vereinbar ist mid von derselben 
Verw'altmigsgesellschaft oder von einem Unternehmen, 
das zu der Verwaltmigsgesellschaft in einer Verbindimg 
im Siime des § 290 des Handelsgesetzbuchs steht, ver- 
waltet w'ird. 

Dieses Recht nach Satz 1 Nmimier 1 oder 2 besteht spätestens 
ab dem Zeitpmikt. in dem die Anleger über die geplante Än- 
denmg der Anlagebedingimgen nach Absatz 4 miterrichtet 
werden. Sind die Ändermigen genelmügt oder gelten diese 
als genehmigt, dürfen sie fiüliestens diei Monate nach der in 
Absatz 4 Satz 1 bestimmten Bekaimtmachmig in Kiaft treten. 
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Die Änderung der Anlagebedingungen von luiniobihen- 
Sondeiveruiögen ist nur zulässig, wemi diese entweder nach 
Ändenuig der Anlagebedingungen niit den bisherigen An- 
lagegnuidsätzen vereinbar sind oder dem Anleger ein Um- 
tauscluecht nach Satz 1 Niunmer 2 angeboten wird. 

(4) Vorgesehene Ändenuigen der Anlagebedingimgen. 
die von der Bimdesanstalt genelmrigt sind, sind im Bimdes- 
anzeiger und. sofern die Anteile oder Aktien des betreffen- 
den Investmenri'ennögens im Geltimgsbereich dieses Geset- 
zes vertrieben werden dürfen, darüber liinaus in einer 
liimeichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung 
oder in den in dem Verkaufsprospekt bezeiclmeten elektroni- 
schen Informationsmedien bekamit zu machen. Im Fall von 
Ändenuigen der Angaben nach § 162 Absatz 2 Nimuner 11, 
Ändenmgen im Simie des Absatzes 3 Satz 1 oder Ändenui- 
gen in Bezug auf wesenthche Äiilegerrechte sind den An- 
legern zeitgleich mit der Bekamitmachiuig nach Satz 1 die 
wesentlichen hilialte der vorgesehenen Ändenuigen der 
Anlagebedingiuigen und ilire Hintergiluide sow’ie eine hifor- 
niation über ilire Rechte nach Äbsatz 3 in einer verständh- 
chen Art luid Weise mittels eines dauerhaften Datenträgers 
zu übennittehi. Dabei ist niitzuteilen. wo luid auf W'elche 
Weise weitere hifoimationen über die Änderung der Anlage- 
bedingiuigeii erlangt werden köiuien. Die Überaiitthuig gilt 
drei Tage nach der Aufgabe zur Post oder Absendiuig als 
erfolgt. Dies gilt nicht, w'emi feststeht, dass der dauerhafte 
Datenträger den Empfänger nicht oder zu einem späteren 
Zeitpiuikt erreicht hat. Die Ändenuigen düi'fen filüiestens 
am Tag nach der Bekaimtmachmig im Biuidesanzeiger in 
Kraft treten, im Fall von Ändenuigen der Angaben nach 
§ 162 Absatz 2 Nunmier 1 1 jedoch nicht vor Ablauf von drei 
Monaten nach der entsprechenden Bekamitmachimg. Mit 
Zustinuiimig der Bimdesanstalt kaiui ein fifüierer Zeitpmikt 
bestinmit werden, soweit es sich mii eine Ändenuig handelt, 
die den Änleger begünstigt. 


§ 164 

Erstellung von Verkaufsprospekt 
und wesentlichen Anlegerinformationen 

(1) Die Kapitalveiwalnuigsgesellschaft oder die EU- 
OGAW-Verw'altungsgesellschaft hat ftir die von ihr verwal- 
teten offenen Publikumsinvestmenri'eimögen den Verkaufs- 
prospekt luid die wesenthchen Anlegerinfoniiationen zu er- 
stellen luid dem Publikimi die jeweils aktuelle Fassiuig auf 
der Intemetseite der Kapitalverwaltmigsgesellschaft oder 
der EU-OGAW-Verw'altiuigsgesellschaft zugänghch zu ma- 
chen. Bei offenen AEF-Publikumsinvestmentvenuögen dür- 
fen Verkaufsprospekt und wesenthche Anlegerinfomiatio- 
nen dem Pubhkiun erst zugänghch gemacht werden, sobald 
die Verw'altungsgesellschaft mit dem Veitrieb des Invest- 
menti emiögens gemäß § 316 begüuien darf. 

(2) Für die einzehien Teilinvestmentveimögen eines 
Umbrella-Investmentvennögens kami ein gemeinsamer 
Verkaufsprospekt erstellt werden, in dem die folgenden 
Angaben in klarer und übersichthcher Art luid Weise dar- 
zustellen sind: 

1 . für alle Teilinvestmentvermögen gemeinsam die in § 165 
genaiuiten Angaben, die bei allen Teilmvestmentvemiö- 
gen identisch sind und 


§ 164 

Erstellung von Verkaufsprospekt 
und wesentlichen Anlegerinformationen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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2. für jedes Teilmvestment\'eniiögen gesondert alle Anga- 
ben. bei denen sich fth einzehie Teilinvestinentveraiögen 
Unterschiede auf Grund eurer besonderen Anlagepolitik 
oder anderer Ausstattimgsmerkinale ergeben. 

(3) Die Angaben in den wesentlichen Anlegerinfonnatio- 
nen sowie die Angaben von wesentlicher Bedeutimg iin Ver- 
kaufsprospekt sind auf dem neusten Stand zu halten. 

(4) Im Verkaufsprospekt und in den wesentlichen Anleger- 
infonnationen sind die Angaben von wesentlicher Bedetttung 
auf dem neusten Stand zu halten. 

(5) Die OGAW-Kapitalverwalhmgsgesellscliaft oder die 
EU-OGAW-Verw'altimgsgesellschaft hat der Bmidesanstalt 
für die von ilir verw'alteten inländischen OGAW den Ver- 
kaufsprospekt und die wesentlichen Anlegerinfonnationen 
unverzüghch nach erstmaliger Verw'endimg einzureichen. 
Auf Anfrage hat die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
der Bundesanstalt auch den Verkaufsprospekt ftir die von ilir 
nach den §§ 49 mid 50 verw'alteten EU-OGAW zur Ver- 
fügiuig zu stellen. 

(6) Die OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft oder die 
EU-OGAW- Verwaltimgsgesellschaft hat der Bundesanstalt 
für die von ilir verw'alteten inländischen OGAW alle Ände- 
nmgen des Verkaufsprospekts und der wesenthchen Anlege- 
rinfonuationen imverzüglich nach erstmaliger Verw'endmig 
einzureichen. 

§ 165 

Mindestangaben im Verkanfsprospekt 

(1) Der Verkaufsprospekt eines offenen Publikumsinvest- 
menti'enuögens muss mit einem DaUmi versehen sein und 
die Angaben enthalten, die erforderlich sind, damit sich die 
Anleger über die ihnen angebotene Anlage imd insbesondere 
über die damit verbundenen Risiken ein begründetes Urteil 
bilden kömien. Der Verkaufsprospekt muss redlich imd ein- 
deutig imd darf nicht irrefülireud sein. 

(2) Der Verkaufsprospekt muss neben dem Namen des 
hivestmenn'ermögens. auf das er sich bezieht, mindestens 
folgende Angaben enthalten: 

1 . Zeitpunkt der Auflegimg des Investmentvermögens so- 
wie Angabe der Laufreit; 

2. an hervorgehobener Stelle eine Beschreibung der An- 
lageziele des hivestmentvemiögens einschheßhch der 
finanziellen Ziele luid Besclireibung der Anlagepolitik 
luid -Strategie, einscliheßhch etwaiger Konkretisiei-ungen 
imd Bescliränkungen bezüglich dieser Anlagepohtik und 
-Strategie; eine Besclireibmig der Art der Vennögensge- 
genstände. in die das Investmentvermögen investieren 
darf sowie die Angabe etw'aiger Teclmiken imd histru- 
mente. von denen bei der Verw'altimg des Investmentver- 
mögens Gebrauch gemacht werden kaim mid aller damit 
verbimdenen Risiken, hiteressenkonflikte mid Auswir- 
kimgen auf die Wertentw'icklmig des hivestmentvermö- 
gens; Besclireibmig der wesentlichen Merkmale der für 
das hivestnientv^ennögen erw'erbbaren Anteile oder Ak- 
tien an hivestmentveraiögen einscliließlich der maßgeb- 
lichen Anlagegrmidsätze mid -grenzen mid des Sitzes der 
Zielinvestmentvemiögen: 
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(3) unverändert 

(4) entfällt 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 165 

Mindestangaben im Verkaufsprospekt 
(1) unverändert 


(2) Der Verkaufsprospekt muss neben dem Namen des 
hivestmentvemiögens. auf das er sich bezieht, mindestens 
folgende Angaben enthalten: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. eindeutige und leicht verständliche Erläuterung des 
Risikoprofils des hivestnientveraiögens; 

4. Hinweis, dass der ain Erwerb eines Anteils oder einer 
Aktie hiteressierte Informationen über die Anlagegren- 
zen des Risüconianageinents, die Risikoinanageinent- 
methoden imd die jüngsten Entwdcklimgen bei den 
Risiken imd Renditen der wichtigsten Kategorien von 
Vemiögensgegenständen des hivestmenti-ennögens 
verlangen kamt imd Angabe der Stellen, wo der am 
Erw'erb eines Anteils oder einer Aktie Interessierte 
diese hiformationen in welcher Fonn erhalten kann: 

5. Zulässigkeit von Kreditaufiialunen für Rechnung des 
hivestmenn’ennögens : 

6. Umstände, imter denen das Investmenti’ennögen Leve- 
rage einsetzen kaim. Art imd Herkimft des zulässigen 
Leverage imd die damit verbimdenen Risiken, sonstige 
Bescliränkimgen für den Einsatz von Leverage sowie 
den maximalen Umfang des Leverage, die die Verwal- 
tmigsgesellschaft für Reclmimg des hivestmentvemiö- 
gens einsetzen dürfen; bei inländischen OGAW kann 
die Angabe des maximalen Umfangs des Leverage 
durch die Angabe des maximalen Marktrisikopoten- 
zials. gegebenenfalls ergänzt mn die Angabe des erw'ar- 
teten Leverage, ersetzt werden; 

7. Handhabung von Sicherheiten, insbesondere Art mid 
Umfang der geforderten Sicherheiten imd die Wieder- 
veiw'endimg von Sicherheiten imd Vennögensgegen- 
ständen. sowie die sich daraus ergebenden Risiken; 

8. Angaben zu den Kosten einscliließlich Ausgabeauf- 
sclilag und Rückgabeabscldag nach Maßgabe von Ab- 
satz 3; 

9. gegebenenfalls bisherige Wertentwicklung des Invest- 
menti'ermögens imd gegebenenfalls der Anteil- oder 
Aktienklassen msammen mit einem Wamhinw'eis. dass 
die bisherige Wertentw'icklimg kein Indikator für die 
zukünftige Wertentw'icklimg ist; 

10. Profil des typischen Anlegers, für den das Investment- 
venuögen konzipiert ist; 

11. Besclrreibimg der Verfalrren. nach denen das Invest- 
menn enuögen seine Anlagestrategie oder seine Anla- 
gepolitik oder beides ändern kann: 

12. Voraussetzungen für die Auflösung mid Übertragmig 
des Investmentvermögens unter Angabe von Einzelhei- 
ten insbesondere bezüglich der Rechte der Anleger; 

13. Beschreibung, in w'elcher Weise mid zu W'elchem Zeit- 
pimkt die gemäß § 300 erforderlichen hiformationen 
offengelegt w'erden; 

14. Besclireibmig der Regehi flir die Eraiittlimg mid Ver- 
wendmig der Erträge; 

15. Kurzangaben über die flir die Anleger bedeutsamen 
Steueivorscliriften einscliließlich der Angabe, ob aus- 
geschüttete Erträge des hivestmenti'ennögens einem 
Quellensteuerabzug miterliegen; 

16. Ende des Geschäflsjalires des hivestmenti’emiögens; 
Häufigkeit der Ausschüttmig von Erträgen; 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 
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17. Angabe der Stellen, bei denen die Jaluesberichte imd 17. unverändert 
Halbjaliresberichte über das Investnientveraiögen er- 

liältlich sind: 

18. Nanie des Abschlussprüfers, der init der Prüfung des In- 18. unverändert 
vestnientvemiögens einscliließlich des Jaluesberichtes 

beauftragt ist; 

19. Regehi für die Vermögensbeweilung. insbesondere eine 19. unverändert 
Besclueibimg des Verfaluens zur Bewertung des hi- 
vestmentvemiögens und der Kalkulationsmetlioden für 

die Bewertimg von Vermögensw'erten. einschließlich 
der Verfaliren für die Bewertimg schwer zu bewertender 
Vermögenswerte nach den §§ 168 bis 170, 212, 216 imd 
217; bei offenen Publikimis-AIF Nemiimg des externen 
Bewerters; 


20. gegebenenfalls Angabe der Börsen oder Märkte, an 20. unverändert 
denen Anteile oder Aktien notiert oder gehandelt wer- 
den; Angabe, dass der Anteilswert vom Börsenpreis 
abweichen kaim; 


21. Verfaliren mid Bedingmigen für die Ausgabe imd die 21. unverändert 
Rücknalmie sowie gegebenenfalls den Umtausch von 
Anteilen oder Aktien; 


22. Besclireibmig des Liquiditätsmanagements des Invest- 22. unverändert 
menti'enuögens. einscliließlich der Rückgaberechte 
miter normalen mid außergewölmlichen Umständen, 
imd der bestehenden Rücknalmievereinbanmgen mit 
den Anlegern einscliheßhch der Voraussetzungen, miter 
denen die Rücknalmie mid gegebenenfalls auch der 
Umtausch von Anteilen oder Aktien ausgesetzt werden 
kaim; 


23. die getroffenen Maßnahmen, um die Zalümigen an die 23. unverändert 
Anleger, die Rücknalune der Anteile oder Aktien sowie 

die Verbreitimg der Berichte mid sonstigen Informatio- 
nen über das Investmeurt-emiögen vorzimelunen; falls 
Anteile oder Aktien in einem anderen Mitghedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertrags- 
staat des Abkommens über den Emopäischen Wirt- 
schaffsrauni vertrieben werden, sind Angaben über die 
in diesem Staat getroffenen Maßnahmen zu machen 
mid in den dort bekamit zu machenden Verkaufspros- 
pekt aufzimelmien; 

24. eine Besclireibmig der wichtigsten rechtlichen Auswir- 24. unverändert 
kimgen der für die Tätigmig der Anlage eingegangenen 
Vertragsbeziehmig. einscliließlich Infonnationen über 

die zuständigen Gerichte, das anwendbare Recht und 
das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von 
Rechtsinstnmienten. die die Anerkeimimg und Vollstre- 
ckmig von Urteilen in dem Gebiet vorsehen, in dem das 
Investmeiin'eniiögen seinen Sitz hat; 


25. Art mid Hauptmerkmale der Anteile oder Aktien, üisbe- 25. unverändert 
sondere Art der dmch die Anteile oder Aktien verbrief- 
ten oder verbmidenen Rechte oder Anspriiche; Anga- 
ben. ob die Anteile oder Aktien durch Globalurkmiden 
verbrieft oder ob Anteilscheine oder Einzelurkmiden 
ausgegeben werden; Angaben, ob die Anteile auf den 
Inliaber oder auf den Namen lauten mid Angabe der 
Stückelmig; 
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26. gegebenenfalls Angabe des Investmentv'emiögeiis und 26. unverändert 
seiner einzehien Teilinvestnient\'ennögen und miter 

welchen Voraussetzimgen Anteile an verscliiedenen 
Teilinvestuientvennögen ausgegeben werden, ein- 
scliließlich einer Besclireibung der Anlageziele und der 
Anlagepolitik der Teiluivestment\'eiinögen; 

27. eine Besclireibmig der Art luid Weise, wie die Verw’al- 27. unverändert 
timgsgesellschaft eine faire Behandlmig der Anleger 

gewährleistet sowie Angaben darüber, ob imd unter 
welchen Voraussetzimgen Anteile oder Aktien mit 
imterscliiedlichen Rechten ausgegeben werden imd 
eine Erläutenmg. welche Ausgestaltimgsmerkmale ge- 
mäß § 96 Absatz 1 mid 2 oder § 108 Absatz 4 den An- 
teil- oder Aktienklassen zugeordnet werden; eine Be- 
sclireibmig des Verfalirens gemäß § 96 Absatz 1 Satz 4 
oder § 108 Absatz 4 für die Erreclmimg des Wertes der 
Anteile oder Aktien jeder Anteil- oder Aktienklasse, 
einscliheßlich der Angaben, w'eim ein Anleger eine 
Vorzugsbehandluug oder einen Anspruch auf eine 
solche Behandlmig erhält, eine Erläuterung dieser 
Behandlmig. der Art der Anleger, die eine solche Vor- 
zugsbehandlmig erhalten, sowie gegebenenfalls der 
rechtlichen oder W'irtschaftlichen Verbindmigeu zwi- 
schen diesen Anlegern mid dem hivestmentveraiögen 
oder der Verw'altmigsgesellschaft; 

28. Firma. Rechtsfonn. Sitz mid. w'emi sich die Hauptver- 28. unverändert 
w'altmig nicht am Sitz befindet. Ort der Hauptverw'al- 

tmig der Verw'altmigsgesellscliaft; Zeitpmikt ilirer 
Gründmig; 


29. Namen der Mitglieder des Vorstands oder der Ge- 29. unverändert 
schäftsführmig und des Aufsichtsrats oder gegebenen- 
falls des Beirats, jew'eils miter Angabe der außerhalb 
der Verwaltungsgesellschaft ausgeübten Hauptfmik- 
tionen. w^enn diese für die Verw'altmigsgesellschaft von 
Bedeutmig sind; 


30. Höhe des gezeiclmeten mid eingezalilten Kapitals; 30. unverändert 

3 1 . Angabe der w'eiteren hivestmentvemiögen. die von der 31. unverändert 
Verwaltungsgesellschaft verw'altet w'erden; 

32. Firma. Rechtsform. Sitz und. w'emi sich die Hauptver- 32. unverändert 
W'altmig nicht am Sitz befindet. Ort der Hauptverw'al- 

tmig der Verwalirstelle; 


33. Haupttätigkeit der Verw'alirstelle; 33. unverändert 

34. die Namen von Beratmigsfinnen. Anlageberatem oder 34. unverändert 
sonstigen Dienstleistera. W'emi ihre Dienste auf Ver- 
tragsbasis in Anspruch genoumien werden; Einzel- 
heiten dieser Verträge, die füi' die Anleger von Interesse 

sind, insbesondere Erläuteimig der Pflichten der 
Dienstleister mid der Rechte der Anleger; andere Tätig- 
keiten der Beratmigsfiraia. des Anlageberaters oder des 
sonstigen Dienstleistmigsanbieters von Bedeutmig; 


35. eine Besclireibmig sämthcher von der Veiwaltmigs- 35. unverändert 
gesellschaft übertragener Verw'altmigsfmiktionen sowie 
sämthcher von der Veiwalu'stelle übertragener Verwali- 
nuigsfiuiktionen. Bezeiclmmig des Beauftragten sowie 
sämthcher hiteressenkonfhkte. die sich aus der Aufga- 
benübertragmig ergeben kömiten; 
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36. eine Besclireibung. in welcher Weise die AIF-Veiw'al- 
tungsgesellschaft den Anforderungen des § 25 Absatz 5 
gerecht wird; 

37. gegebenenfalls Benemiimg der VereinbaiTuigen. die die 
Verwalirstelle getroffen hat. uni sich veitraglich von der 
Haftimg gemäß § 77 Absatz 4 oder § 88 Absatz 4 frei- 
zustellen; 

38. Umstände oder Beziehimgen. die Interessenkonflikte 
begriinden kömieii; 

39. bei Investmentvennögen mit mindestens einem Teil- 
investmeufr emiögen dessen Anteile oder Aktien im 
Geltimgsbereich dieses Gesetzes vertrieben werden dür- 
fen. imd mit weiteren Teilinvestmentvermögen dessel- 
ben InvestmenU'ennögens. die im Geltimgsbereich die- 
ses Gesetzes nicht vertrieben werden dürfen, den 
druckteclmisch an hervorgehobener Stelle herausgestell- 
ten Hinweis, dass die Anteile oder Aktien dieser weite- 
ren Teilinvestinenfr'emiögen mi Geltimgsbereich dieses 
Gesetzes nicht vertrieben werden dürfen; diese weiteren 
Teilinvestinenfr'ermögen sind namenthch zu bezeiclmen. 

(3) Der Verkaufsprospekt hat in Bezug auf die Kosten em- 

sclüießlich Ausgabeaufsclilag imd Rücknalmieabschlag fol- 
gende Angaben zu enthalten: 

1 . Bereclmmig der Ausgabe- imd Rücknalmiepreise der An- 
teile oder Aktien imter Bemcksichtigmig der Metliode 
imd Häufigkeit der Bereclmimg dieser Preise mid der mit 
der Ausgabe imd der Rücknalmie der Anteile oder Aktien 
verbmidenen Kosten; 

2. Angaben über Art. Ort mid Häufigkeit der Veröffent- 
lichimg der Ausgabe- imd Rücknalmiepreise der Anteile 
oder Aktien; 

3. etw'aige sonstige Kosten oder Gebüliren. aufgeschlüsselt 
nach denjenigen, die vom Anleger zu zalüen sind imd den- 
jenigen. die aus dem hivestmenn'ennögen zu zalden sind; 

4. Verw'endmig des Aufsclilags bei der Ausgabe der Anteile 
oder Aktien oder des Abschlags bei der Rücknahme der 
Anteile oder Aktien; 

5 . Angabe, dass eme Gesamtkostenquote in Fonn einer ein- 
zigen Zalil. die auf den Zalilen des vorangegangenen Ge- 
schäftsjalires basiert, zu bereclmen ist imd welche Kosten 
euibezogen werden; 

6. Erläuterung, dass Transaktionskosten aus dem Invest- 
nientvemiögen gezalilt werden mid dass die Gesanitkos- 
tenquote kerne Transaktionskosten enthält; 

7. Angabe, aus W'elchen Vergütmigen imd Kosten sich die 
Pauschalgebülir zusammensetzt mid Hinweis, ob mid wel- 
che Kosten dem Investmentvemiögen gesondert in Rech- 
nmig gestellt werden, falls m den Anlagebedmgimgen für 
die Vergüümgen mid Kosten eine Pausclialgebülii' verein- 
bart wmde; die Nmiimem 5 mid 6 bleiben miberülirt; 

8. Besclireibmig. ob der Verw^alürngsgeseUscliaft Rückver- 
gütmigen der aus dem hivestmenti'emiögen an die Ver- 
w'alirstelle mid an Diitte geleisteten Vergütimgen mid Auf- 
wendmigserstattmigen zufließen mid ob je nach Vertriebs- 
weg ein wesenthcher Teil der Vergütmigen. die aus dem 
Iiivestmenn-emiögen an die Veiwaltmigsgesellschaft ge- 
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36. eme Beschieibmig. in welcher Weise die AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft den Anfordenmgen des § 25 Absatz 6 
gerecht wird; 

37. unverändert 


38. unverändert 

39. unverändert 


(3) unverändert 
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leistet w'erden. flir Vei^itimgeii an Vemiittler von Anteilen 
oder Aktien des Investmentveraiögens auf den Bestand 
von vemiittelteu Anteilen oder Aktien verwendet w'ird; 

9. Angabe gemäß § 162 Absatz 2 Nununer 14; Art der mög- 
lichen Gebühren. Kosten. Steuern. Provisionen mid sons- 
tigen Aufft'endimgen mit er Angabe der jeweiligen 
Höchstbeträge, die mittelbar oder munittelbar von den 
Anlegern des hivestmentr’ennögens zu tr agen sind; Hin- 
weis. dass dem hivestmentvermögen neben der Vergü- 
tung zur Verwaltimg des Investmentvermögens eine Ver- 
waltmigsvergütmig fiir die im hivestmentvermögen 
gehaltenen Anteile oder Aktien bereclmet wird. 

(4) Sofern die Verwaltmigsgesellschaft für Rechnimg des 
hivestmentvermögens Geschäfte mit Derivaten tätigen darf, 
muss der Verkaufsprospekt an heivwgehobener Stelle er- 
läutern. ob diese Geschäfte zu Absicherungszw'ecken oder 
als Teü der Anlagestrategie getätigt w'erden dürfen imd wie 
sich die Verw'endmig von Derivaten möglicherw'eise auf das 
Risikoprofil des hivestmentvermögens auswirkt. 

(5) Weist ein hivestmenti^eraiögen durch seine Zusaui- 
uiensetzmig oder durch die ftir die Fondsverwaltiuig ver- 
wendeten Tecluuken eure erhöhte Volatilität auf. muss im 
Verkaufsprospekt an hervorgehobener Stelle darauf Irui- 
gewiesen w'erden. 

(6) Im Verkaufsprospekt eines hivestmentvennögeris. das 
einen anerkaimten Wertpapierindex nachbildet, muss an her- 
vorgehobener Stelle darauf liingew'iesen w'erden. dass der 
Gnuidsatz der Risikomischmig für' dieses hivestmentvemiö- 
gen nur eingescliränkt gilt. Zudem muss der Verkaufspros- 
pekt die Angabe enthalten, w'elche Wertpapiere Bestandteile 
des Wertpapieruidexes sind imd wie hoch der Anteil der je- 
w'eiligen Wertpapiere am Wertpapierindex ist. Die Angaben 
über die Zusammensetzung des Wertpapieiindexes können 
luiterbleiben. weiui sie für den Scliluss oder für die Mitte des 
jew'eiligen Geschäftsjalires im letzten bekannt gemachten 
Jalires- oder Halbjaliresbericht enthalten sind. 

(7) Der Verkaufsprospekt von AIF hat zusätzlich mindes- 
tens folgende weitere Angaben zu enthalten: 

1 . Identität des Primebrokers. Besclireibung jeder w'esent- 
liclien Vereuibarmig zw'ischen dem Investmentvemiögen 
imd seinen Primebrokem. Art imd Weise der Beilegimg 
diesbezüglicher hiteressenkonflikte; 

2. Angaben über jede eventuell bestehende Haftimgsüber- 
tragimg auf den Primebroker. 

(8) Die Bundesanstalt kaim verlangen, dass in den Ver- 
kaufsprospekt weitere Angaben aufgenommen w'erden. 
w'enn sie Gnmd zu der Annalmie hat. dass die Angaben für 
die Erwerber erforderlich sind. 

(9) Etw'aige Prognosen im Verkaufsprospekt sind deutlich 
als solche zu kemizeiclmen. 

§ 166 

Inhalt, Form und Gestaltung der ivesentlirhen 
Anlegerinformationen; Verordnungsermärhtigung 

(1) Die w'esentlichen Aidegeruifomiationen sollen den 
Anleger ui die Lage versetzen. Ai1 imd Risiken des angebo- 
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(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) unverändert 

(9) unverändert 

§ 166 

Inhalt, Form und Gestaltung der wesentlichen 
Anlegerinformationen; Verordnungsermärhtigung 

(1) unverändert 
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teilen Anlageproduktes zu verstehen luid auf dieser Grund- 
lage eine fundierte Anlageentscheidung zu treffen. 

(2) Die w'esentlicheu Anlegerinfonnationen müssen fol- 
gende Angaben zu den w'esentlichen Merkmalen des betref- 
fenden hivestmentv^emiögens enthalten; 

1 . Identität des Iiivestmenn'ennögens. 

2. kurze Besclireibiuig der Anlageziele luid der Anlagepoh- 

tik. 

3 . Risiko- imd Ertragsprofil der Anlage. 

4. Kosten imd Gebüluen. 

5. bisherige Wertentw'icklung imd gegebenenfalls Perfor- 
mance-Szenarien imd 

6. praktische hifomiationen mid Querverw^eise. 

(3) Diese wesentlichen Merkmale muss der Anleger ver- 
stehen köimen. olme dass liierfur zusätzliche Dokumente he- 
rangezogen werden müssen. Die wesentlichen Anlegerinfor- 
mationen müssen redlich und eindeutig imd dürfen nicht 
irrefiüirend sein. Sie müssen mit den einsclilägigen Teilen 
des Verkaufsprospekts übereinstinmien. Sie sind kurz zu hal- 
ten imd in allgemein verständlicher Sprache abzufassen. Sie 
sind in einem einheitlichen Fonnat zu erstellen, imi Verglei- 
che zu emiöghchen. 

(4) Für die inländischen OGAW bestinmien sich die nälie- 
ren Inlialte. Fonn und Gestaltmig der wesenthchen Anleger- 
infomiationen nach der Verordnung (EU) Nr. 583/2010 der 
Kommission vom 1. Juli 2010 zur Durchfulinmg der Richt- 
linie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments imd des 
Rates im Hinblick auf die wesentlichen hifomiationen für 
den Anleger und die Bedingimgen. die einzulialten sind, 
wenn die wesenthchen hifomiationen füi' den Anleger oder 
der Prospekt auf einem anderen dauerhaften Datenträger als 
Papier oder auf einer Website ziu Verfügimg gestellt werden 
(ABI. L 176 vom 10.7.2010, S. 1). Füi- offene AIF-Publi- 
kimisinvestnientvenuögen ist die Verordnung (EU) Nr. 583/ 
2010 hinsichthch der nälieren hilialte, der Fomi imd Gestal- 
timg der wesentlichen Anlegeiinformationen entsprechend 
anzuw’enden. soweit sich aus den nachfolgenden Vorscluif- 
ten nichts anderes ergibt. 

(5) Die Verw'altimgsgeseUschaft weist in den wesenth- 
chen Anlegerinformationen eine Gesamtkostenquote aus. 
Die Gesamtkostenquote stellt eine einzige Zahl dar-, die auf 
den Zalilen des vorangegangenen Geschäftsjahres basiert. 
Sie umfasst sämthche vom hivestmentvemiögen im Jahres- 
verlauf getragenen Kosten mid Zalilimgen im Verhältnis zum 
durclischnittlichen Nettoinventarwert des hivestmentvemiö- 
gens und w'ird in den wesentlichen Anlegerinfomiationen 
imter der Bezeiclmimg „laufende Kosten“ im Simie von Ar- 
tikel 10 Absatz 2 Buclistabe b der Verordnmig (EU) Nr. 583/ 
2010 zusanmiengefasst; sie ist als Prozentsatz auszuw'eisen. 
Sofern in den Anlagebedingimgen eine erfolgsabhängige 
Verwaltimgsvergütmig oder eine zusätzliche Verw'altmigs- 
vergütimg für den Erw'erb, die Veräußenmg oder die Veiw'al- 
timg von Vemiögens gegenständen nach § 231 Absatz 1 imd 
§ 234 vereinbart WTirde. ist diese daiiiber liinaus gesondert 
als Prozentsatz des durchsclmittlichen Nettoinventarw'ertes 
des Investnieim-ennögens anzugeben. Das Bimdesniiniste- 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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rimn der Finanzen wird emiächtigt. durch Reclitsverord- 
nung. die nicht der Zustunmimg des Bundesrates bedarf, nä- 
here Bestinnnmigeii zu Methoden und Grundlagen der 
Bereclmimg der Gesamtkostenquote zu erlassen. Das Bim- 
desmuiisteriimi der Fuianzen kaim die Ennächtigmig durch 
Rechtsverordnimg auf die Bmidesanstalt übertragen. 

(6) Für die Inimobilien-Sondei'vermögen nach § 230 sind 
Artikel 4 Absatz 8 und die Artikel 8 imd 9 der Verordnimg 
(EU) Nr. 583/2010 nicht anzuwenden. Die Darstelhmg des 
Risiko- imd Ertragsprofils nach Absatz 2 Satz 1 Nmnmer 3 
für hnmobihen-Sondercermögen hat eine Bezeichnung der 
wesentlichen Risiken imd Chancen zu enthalten, die mit 
einer Anlage in den hnmobilien-Sonden'ennögen verbim- 
den sind. Dabei ist auf die wesentlichen Risiken, die Euifluss 
auf das Risikoprofil des Sonden^ermögens haben, huizuwei- 
sen; insbesondere sind die Risiken der hnmobilienuivestitio- 
nen imd der Beteiligung an den Inmiobihen-Gesellschaften 
zu bezeichnen. Daneben ist ein Hüiweis auf die Besclirei- 
bimg der wesenthchen Risiken m den Verkaufsprospekt auf- 
zimelmien. Die Darstellmig muss den Anleger ui die Lage 
versetzen, die Bedeutmig mid die Wirkung der verschiede- 
nen Risikofaktoren zu verstehen. Die Besclireibuug ist in 
Textform zu erstellen mid darf kerne grafischen Elemente 
aufw'eisen. Daneben sind folgende Angaben aufzmielmien: 

1. em genereller Hinweis, dass mit der hivestition üi das 
Sondervermögen neben den Chancen auf Wertsteigenm- 
gen auch Risiken verbmiden sem kömien imd 

2. anstelle der Angaben nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 
Buclistabe b der Verordnmig (EU) Nr. 583/2010 ein Hin- 
weis auf die Einscliränkimg der Rückgabemöglichkeiten 
für den Anleger nach § 256 Absatz 1 Nmnmer 1 sowie ein 
Hinweis auf die Möglichkeit der Aussetzung der Rück- 
nalune von Anteilen imd deren Folgen nach § 257. 

(7) Für Dach-Hedgefonds gemäß den §§ 225 bis 229 sind 
Artikel 4 Absatz 8 und die Artikel 8 imd 9 der Verordnung 
(EU) Nr. 583/2010 nicht anzuwenden. Die Darstellung des 
Risiko- und Ertragsprofils nach Absatz 2 Satz 1 Nimmier 3 
hat für Dach-Hedgefonds eme Bezeiclmimg der wesenth- 
chen Risiken imd Chancen, die mit emer Anlage in diesen hi- 
vestmentvemiögen verbmiden smd. zu enthalten. Dabei ist 
auf die wesenthchen Risiken liinzuw'eisen. die Euifluss auf 
das Risikoprofil des hivestmenn^emiögens haben; dabei sind 
auch die Risiken der Ziehnvestmentvemiögen eüizubezie- 
hen. wenn diese emen wesentlichen Einfluss auf das Risiko- 
profil des Investmentvermögens haben. Absatz 6 Satz 4 bis 6 
gilt entsprechend. Daneben smd folgende Angaben aufzu- 
iiehmen: 

1 . anstelle der Angaben nach Artikel 7 Absatz 1 Buchsta- 
be b der Verordnmig (EU) Nr. 583/2010 der Hinweis auf 
die Mögliclikeit zm Emscliränkmig der Rücknalmie nach 
§ 227, 

2. uii Abscliiütt „Risiko- mid Ertragsprofil“ zusätzüch der 
Waniliinw'eis nach § 228 Absatz 2, 

3. zusätzhch zu den Angaben nach Artikel 28 der Verord- 
nmig (EU) Nr. 583/2010 auch Angaben zmn Erw'erb aus- 
ländischer nicht beaufsichtigter Zielinvestmentvemiögen 
nach § 228 Absatz 2 Nuumier 1, 
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(6) unverändert 


(7) Für Dach-Hedgefonds gemäß den §§ 225 bis 229 sind 
Artikel 4 Absatz 8 imd die Artikel 8 mid 9 der Verordnmig 
(EU) Nr. 583/2010 nicht anzuwenden. Die Darstellmig des 
Risiko- mid Ertragsprofils nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
hat für Dach-Hedgefonds eine Bezeiclmimg der wesentli- 
chen Risiken mid Chancen, die mit emer Anlage in diesen hi- 
vestnientvennögen verbmiden smd. zu enthalten. Dabei ist 
auf die wesentlichen Risiken lünzuweisen. die Euifluss auf 
das Risikoprofil des hivestmentvemiögens haben; dabei sind 
auch die Risiken der Zielinvestmentvennögen einzubezie- 
hen. wemi diese einen wesenthchen Einfluss auf das Risiko- 
profil des hivestmenti'ennögens haben. Absatz 6 Satz 4 bis 6 
gilt entsprechend. Daneben smd folgende Angaben aufzu- 
nelimeu; 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. zusätzlich zu den Angaben nach Artikel 28 der Verord- 
nmig (EU) Nr. 583/2010 auch Angaben zimi Erwerb aus- 
ländischer nicht beaufsichtigter Ziehnvestmentvennögen 
nach § 228 Absatz 1 Nimmier 2. 
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4. zusätzlich zu den Angaben nach Artikel 29 der Verord- 
nimg (EU) Nr. 583/2010 auch Angaben zu Krediten imd 
Leereerkäufen nach § 228 Absatz 1 Nununer 4. 

4. unverändert 

(8) Die Emiitthmg und Erläuterung der Risiken iin 
Ralmien des Risiko- imd Ertiagsprofils nach den Absätzen 6 
imd 7 müssen mit dem internen Verfaliren zin Emiittlmig. 
Messung und Überw'achiuig von Risiken übereinstinunen. 
das die Verw'altungsgesellschaft im Simie der Artikel 38 bis 
40 der Richtlinie 2010/43/EU angewendet hat. Verwaltet 
eine Verwaltungsgesellschaft melu als ein Investmentver- 
mögen. sind die liiemiit verbimdenen Risiken einlieitlich zu 
ennittehi mid widerspruchsfrei zu erläutern. 

(8) unverändert 

§ 167 

Information mittels eines dauerhaften Datenträgers 

(1) Ist fiir die Übermittlung von hiformationen nach diesem 
Gesetz die Verwendrmg eines dauerhaften Datenträgers vorge- 
sehen. ist die Verwendung eines anderen dauerhaften Datenträ- 
gers als Papier nur zulässig, werm dies auf Gnmd der Rahmen- 
bedingimgen. unter denen das Geschäft ausgeflihrt wird, 
angemessen ist imd der Anleger sich ausdrücklich für diese an- 
dere Form der Übemiittlimg von Informationen entschieden hat. 

(2) Eine elektronische Übennittlmig von Informationen 
gilt im Hinblick auf die Ralunenbedingiuigen. miter denen 
das Geschäft zwischen der Kapitalverw'altmigsgesellschaft 
imd dem Anleger ausgefülirt wird oder werden soll, als an- 
gemessen. werm der Anleger nachweislich einen regehnäßi- 
gen Zugang zum Internet hat. Dies gilt als nachgew'iesen. 
wemi der Anleger für die Ausfühimig dieser Geschäfte eine 
E-Mail-Adresse angegeben hat. 

(3) Soweit die Kapitalveiwaltimgsgesellschaft Anteile 
oder Aktien nicht selbst verw'alirt oder die Übemiittlimg von 
Infomiationen nicht selbst vomelmien kami. hat sie den 
depotfiilirenden Stellen der Anleger die Infomiationen in 
angemessener Weise für eine Übemutthmg an die Anleger 
bereitzustellen. Die depotfUlirenden Stellen haben den Anle- 
gern die Informationen unverzüghch nach der Bereitstellimg 
zu übemütteln. Die Kapitalverw'altungsgesellschaft hat der 
depotftüirenden Stelle die Aufw'endungen zu erstatten, die 
diese für die Vervielföltigimg von Mitteilimgen und für die 
Verwendimg des dauerhaften Datenträgers an die Anleger er- 
bracht hat. Für die Höhe des Aufft'endimgsersatzanspmchs 
gilt die Verordnung über den Ersatz von Aufvv’endimgen der 
Kreditinstitute vom 17. Jmii 2003 (BGBl. I S. 885) in der je- 
weils geltenden Fassmig entsprechend. 

§ 167 

unverändert 

§ 168 

Bewertung; Verordnuugsermärhtigung 

(1) Der Nettoinventarw'ert je Anteil oder je Aktie ergibt 
sich aus der Teilung des Wertes des offenen Publikmns- 
investmenU'emiögens durch die Zahl der in den Verkelir 
gelangten Anteile oder Aktien. Der Wert eines offenen 
Publikumsinvestmentvennögens ist auf Gnmd der jew'eih- 
gen Verkelirsw'erte der zu ilmi gehörenden Vennögensgegen- 
stände abzüglich der aufgenonmienen Kredite imd sonstigen 
Verbindliclikeiten zu ennittehi. Ziu' Bestiimiimig des Ver- 
kehrswertes des Vennögensgegenstandes ist das jeweilige 
gesetzliche oder marktübliche Verfaliren zugimide zu legen. 

§ 168 

unverändert 
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(2) Bei Vermögensgegeiiständeii. die zuni Handel an einer 
Börse zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt 
zugelassen oder in diesen einbezogen sind, ist als Verkelirs- 
wert der Kurswert der Vennögensgegenstände anzusetzen, 
sofern dieser eine verlässliche Bewertung gew'ährleistet. 

(3) Bei Vennögensgegenständen. für die die Vorausset- 
zimgen nach Absatz 2 nicht vorliegen oder für die kein 
handelbarer Kurs verfügbar ist. ist der Verkelu'swert. der bei 
sorgfältiger Einschätzimg nach geeigneten Bewertimgsmo- 
dellen imter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegeben- 
heiten angemessen ist. zugnmde zu legen. 

(4) Für die Bewertung von Schuldversclireibungen. die 
nicht zmn Handel an einer Börse zugelassen oder nicht an 
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen 
einbezogen sind sowie für die Bewertung von Schuldschein- 
darlehen sind die für' vergleichbare Schuldversclireibungen 
imd Schuldscheindarlehen verembarten Preise imd gege- 
benenfalls die Kursw'erte von Anleihen vergleichbarer Emit- 
tenten luid entsprechender Laufzeit imd Verzinsimg. erfor- 
derlichenfalls mit einem Absclilag zimi Ausgleich der 
geringeren Veräußerbarkeit, zugrunde zu legen. 

(5) Auf Derivate geleistete Einschüsse luiter Einbe- 
ziehung der am Börsentag festgestellten Bewertiuigs- 
gewiime mid Bewertmigsverluste sind dem Investment\’er- 
mögen zuzureclmen. 

(6) Bei schw'ebenden Verpflichtiuigsgeschäften ist an- 
stelle des von der Kapitalverw^altmigsgesellschaft zu liefern- 
den Vennögensgegenstandes die von ilir zu fordernde Ge- 
genleistmig lumiittelbar nach Abscliluss des Geschäfts zu 
berücksichtigen. Für die Rückerstattimgsansprüche aus 
Wertpapier-Darlehen ist der jeweilige Km'swert der als Dar- 
lehen übertragenen Wertpapiere maßgebend. 

(7) Die Kapitalverw^altungsgesellschaft hat alle angemes- 
senen Maßnahmen zu ergreifen, imi bei Erw'erb imd Veräu- 
ßenmg von Vermögensgegenständen das bestmögliche Er- 
gebnis fiir das offene Publikimisinvestmentvermögen zu 
erzielen. Dabei hat sie den Kurs oder den Preis, die Kosten, 
die Geschwindigkeit imd Walirscheinliclikeit der Ausfüli- 
nmg und Abreclmimg. den Umfang imd die Art des Auftrags 
sowie alle sonstigen, für die Auftragsausfülmmg relevanten 
Aspekte zu berücksichtigen. Die Gewichtung dieser Fak- 
toren bestimmt sich nach folgenden Kriterien: 

1 . Ziele. Anlagepolitrk und spezifische Risiken des offenen 
Publikimisinvestmentvemiögens. wie sie im Verkaufs- 
prospekt oder gegebenenfalls in den Anlagebedingungen 
dargelegt sind. 

2. Merkmale des Auftrags. 

3. Merkmale der Vermögensgegenstände imd 

4. Merkmale der Ausfüluungsplätze, an die der Auftrag 
w'eitergeleitet werden kami. 

Geschäftsabsclilüsse ftir das offene Publikmiisinvestment- 
vennögen zu nicht marktgerechten Bedingimgen sind luizu- 
lässig. wenn sie für das offene Publikumsinvestmentvemiö- 
gen nachteilig sind. 

(8) Das Bmidesministerium der Finanzen wird emiäch- 
tigt. durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustinmiung des 
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Bmidesrates bedarf, weitere Bestiimnimgeii über die Be- 
wertiuig der Vermögensgegenstände und die Anteil- oder 
Aktienwertennittlung sowie über die Berücksichtigung un- 
gewisser Steuercerpflichtmigen bei der Anteil- oder Aktien- 
wertermittlimg zu erlassen. Das Bundesministerium der 
Finanzen kami diese Emiächtigimg diu'cli Reclitsverordnung 
auf die Bundesanstalt übertragen. 

§ 169 

Bewei'tungsverfahren 

(1) Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat eine interne 
Bewertungsrichtlinie zu erstellen. Die Bewertungsrichtlinie 
legt geeignete imd kohärente Verfaluen fth die ordnimgs- 
gemäße. transparente und imabhängige Bewertimg der Ver- 
mögensgegenstäude des Investmentvennögens fest. Die 
Bewertimgsrichtliuie soll vorsehen, dass für jeden Vermö- 
gensgegenstand ein geeignetes, am jeweiligen Markt aner- 
kaimtes Wertemiittlungsverfaluen zugrande zu legen ist imd 
dass die Auswalil des Verfaluens zu begründen ist. 

(2) Die Bewertimg der Vennögensgegenstände hat impar- 
teiisch imd mit der gebotenen Saclikeimtnis. Sorgfalt und 
Gewissenliaftigkeit zu erfolgen. 

(3) Die Kriterien für die Verfaluen für die ordnimgsge- 
mäße Bew'ertung der Vermögensgegenstände mid für die Be- 
reclmimg des Nettoinventarw'ertes pro Anteil oder Aktie so- 
wie deren konsistente Anwendimg imd die Überprüfung der 
Verfaluen. Methoden mid für Bereclmmigen bestiumien sich 
nach den Artikehi 67 bis 74 der Verordnmig (EU) Nr. .../ 
2013 [Level-2-Verordnmig nach Artikel 19 Absatz 11 Buch- 
stabe a der Richtlinie 2011/61/EU]. Fiu das Bewertungsver- 
faluen bei inländischen OGAW sind die Artikel 67 bis 74 der 
Verordnimg (EU) Nr. .../2013 [Level-2- Verordnmig nach 
Artikel 19 Absatz 11 Buclistabe a der Richtlinie 2011/61/ 
EU] entsprechend anzuwenden. 

§ 170 

VeröfTentlirhung des Ausgabe- und Rücknahmepreises 
und des Xettoinventarwertes 

Gibt die KapitalverwaltimgsgeseUschaft oder die Ver- 
wahrstelle den Ausgabepreis bekaimt. so ist sie verpflichtet, 
auch den Rücknalunepreis bekaimt zu geben; wird der Rück- 
nalmiepreis bekaimt gegeben, so ist auch der Ausgabepreis 
bekaimt zu geben. Ausgabe- mid Rücknahmepreis sowie der 
Nettoinventarw'ert je Anteil oder Aktie sind bei jeder Mög- 
lichkeit ziu Ausgabe oder Rücknalmie von Anteilen oder 
Aktien, für OGAW mindestens jedoch zw'einial im Monat, in 
einer hiiueichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszei- 
tmig oder im Verkaufsprospekt oder in den in den wesent- 
lichen Anlegeiinfomiationen bezeiclmeten elektronischen 
Infomiationsmedien zu veröfifentlichen. 

Unterabsclmitt 2 
Master-Feeder-Stniktmen 

§ 171 

Genehmigung des Feederfonds 

(1) Die Anlage eines Feederfonds in einem Masterfonds 
bedarf der vorherigen Genelmiigimg dmch die Bundes- 
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§ 169 

unverändert 


§ 170 

unverändert 


Unterabsclmitt 2 
Master-F eeder-Stniktiuen 

§ 171 

unverändert 
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anstalt. Die Anlage eines inländischen OGAW als Feeder- 
fonds in einem Masterfonds ist mu genelmügungsfalüg. so- 
weit es sich bei dem Masterfonds mn einen OGAW handelt. 

Die Anlage eines Sonstigen Inveshnentvermögens als Fee- 
derfonds in einem Masterfonds ist niu' genelunigungsfaliig. 
soweit es sich auch bei dem Masterfonds mn ein Sonstiges 
hivestmeiin ermögeii handelt. 

(2) Spezial-AIF dürfen nicht Masterfonds oder Feeder- 
fonds einer Master-Feeder-Struktm sein, wemi Publikmnsin- 
vestmenWemiögen Masterfonds oder Feederfonds derselben 
Master-Feeder-Stniktur sind. 

(3) Die Kapitalveiwaltimgsgesellschaft. die den Feeder- 
fonds verwaltet, hat dem Genelunigimgsantrag folgende An- 
gaben imd Unterlagen beizufügen: 

1. die Anlagebedingmigen oder die Satzimg des Feeder- 
fonds mid des Masterfonds. 

2. den Verkaufsprospekt mid die wesentlichen Anlegerin- 
formationen des Feederfonds mid des Masterfonds ge- 
mäß den §§ 164, 166 oder gemäß Artikel 78 der Richth- 
lüe 2009/65/EG, 

3. die Master-Feeder- Vereinbarung oder die entsprechen- 
den interaen Regelmigen für Geschäftstätigkeiten gemäß 
§ 175 Absatz 1 Satz 2 oder Artikel 60 Absatz 1 Unterab- 
satz 3 der Richtlinie 2009/65/EG, 

4. die Verwalustellenvereinbanmg im Siime des § 175 Ab- 
satz 2, wemi für den Masterfonds mid den Feederfonds 
verschiedene Verw'alirstellen beaufhagt ■wurden. 

5. die Abschlussprüferv'ereinbanmg. w'emi für den Master- 
fonds mid den Feederfonds versclüedene Absclilussprü- 
fer bestellt wurden und 

6. gegebenenfalls die hifomiationen füi' die Anleger nach § 

180 Absatz 1. 

Bei einem EU-OGAW, der Anteile an mindestens einen 
OGAW-Feederfonds ausgegeben hat. selbst kein Feeder- 
fonds ist und keine Anteile eines Feederfonds hält (EU-Mas- 
ter-OGAW) hat die Kapitalverw'altmigsgesellschaft. die den 
Feederfonds verwaltet, außerdem eine Bestätigung der 
zuständigen Stelle des Herkmiftsstaates des Masterfonds 
beizufügen, dass dieser ein EU-OGAW ist. selbst nicht 
Feederfonds ist mid keine Anteile an einem anderen 
Feederfonds hält. Die Unterlagen sind in einer in intematio- 
nalen Finanzkreisen üblichen Sprache beizufügen. Freiiid- 
spracliige Unterlagen sind mit einer deutschen Übersetzung 
vorzulegeii. 

(4) Der beabsichtigte Wechsel der Anlage in einen ande- 
ren Masterfonds bedarf der i'orherigen Genehmigung dmch 
die Bundesanstalt gemäß Absatz 1 . Dem Antrag auf Geneh- 
uiigmig sind folgende Angaben mid Unterlagen beizufügen: 

1 . der Antrag auf Genelunigmig der Ändermig der Anlage- 
bedingmigen miter Bezeiclmmig des Masterfonds. 

2. die vorgenoniuienen Ändeimigen des Verkaufsprospekts 
imd der wesenthchen Anlegerinfomiationen mid 

3 . die Unterlagen gemäß Absatz 3 . 

(5) Die Bmidesanstalt hat die Genelunigmig nach Absatz 1 
oder Absatz 4 abw'eichend von § 163 Absatz 2 Satz 1 imier- 
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halb einer Frist von 1 5 Arbeitstagen zu eileilen. weim alle in 
Absatz 3 oder Absatz 4 genaimten Unterlagen vollständig 
vorliegen mid der Feederfonds, seine Verwalirstelle imd sein 
Absclilussprüfer sowie der Masterfonds die Anfordenuigen 
nach diesem Absclmitt erfüllen. Liegen die Voraussetzmigen 
für die Genelunigmig nicht vor, hat die Bmidesanstalt dies 
dem Antragsteller imierhalb der Frist nach Satz 1 imter An- 
gabe der Gründe mitzuteilen imd felilende oder geänderte 
Angaben oder Unterlagen anzufordem. Mit dem Eingang der 
angeforderten Angaben oder Unterlagen begimit der Lauf 
der in Satz 1 genaimten Frist erneut. Die Genelunigimg gilt 
als erteilt, wemi über den Genelmiigimgsantrag nicht imier- 
halb der Frist nach Satz 1 entscliieden worden ist mid eine 
Mitteihmg nach Satz 2 nicht ei folgt ist. Auf Antrag der Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaft hat die Bundesanstalt die Ge- 
nelmügiuig nach Satz 4 scliriftlich zu bestätigen. 

(6) Wird beabsichtigt, einen EU-OGAW, der mindestens 
85 Prozent seines Vennögens in einem Masterfonds anlegt 
(EU-Feeder-OGAW), in einem inländischen OGAW als 
Masterfonds anzulegen, stellt die Bimdesanstalt auf Antrag 
der EU-OGAW- Verwaltungsgesellschaft oder der Kapital- 
verw'altmigsgesellschaft. die den Feederfonds verwaltet, 
eine Bescheinigung aus. mit der bestätigt wird, dass es sich 
bei diesem Masterfonds mn einen inländischen OGAW han- 
delt. der inländische OGAW selbst nicht ebenfalls Feeder- 
fonds ist mid keine Anteile an einem Feederfonds hält. Die 
Bescheinigimg dient zur Vorlage bei den zuständigen Stellen 
des Herkimftsstaates eines EU-Feeder-OGAW mid als Nach- 
weis. dass es sich bei dem Masterfonds mii einen inländi- 
schen OGAW handelt, dieser selbst nicht ebenfalls Feeder- 
fonds ist mid keine Anteile an einem Feederfonds hält. Zum 
Nachweis, dass keine Anteile an einem Feederfonds gehal- 
ten werden, hat die Verwahrstelle eine entsprechende Bestä- 
tigmig auszustellen, die bei Antragstellmig nicht älter als 
zw'ei Wochen sein darf. 


§ 172 

Besondere Anforderungen 
an Kapitalverwaltungsgesellschaften 


§ 172 

unverändert 


(1) Verwaltet eine Kapitalverwaltmigsgesellschaft Mas- 
terfonds mid Feederfonds, muss sie so organisiert sein, dass 
das Risiko von hiteressenkonflikten zwischen Feederfonds 
imd Masterfonds oder zwischen Feederfonds und anderen 
Anlegern des Masterfonds möglichst gering ist. Die Kapital- 
verw'altimgsgesellschaft muss insbesondere geeignete Rege- 
hmgen zu den Kosten mid Gebüluen festlegen, die der Fee- 
derfonds zu tragen hat. Sie muss gegebenenfalls geeignete 
Regelmigen festlegen zu Rückerstattmigen des Masterfonds 
an den Feederfonds sowie zu den Anteil- oder Aktienklassen 
des Masterfonds, die von Feederfonds eiworben werden 
kömien. 

(2) Bei der Anwendmig von angemessenen Giundsätzen 
mid Verfaliren gemäß § 26 Absatz 6 zm Verhindermig von 
Beeinträchtigmigen der Marktstabihtät mid Marktintegrität 
sind insbesondere angemessene Maßnalmien zm Abstini- 
nimig der Zeitpläne für die Bereclmmig mid Veröffenth- 
chmig des Wertes von Investmentv’emiögen. insbesondere 
von Masterfonds mid Feederfonds, zu treffen. 
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§ 173 

Verkaufsprospekt, Anlagebediuguugeu, Jahresbericht 

(1) Der Verkaufsprospekt eines Feederfonds hat über die 
Angaben nach § 165 liinaus mindestens folgende Angaben 
zu enthalten: 

1 . eine Erläuterung, dass es sich tun den Feederfonds eines 
bestimmten Masterfonds handelt imd er als solcher dau- 
erhaft mindestens 85 Prozent seines Wertes in Anteile 
dieses Masterfonds anlegt. 

2. die Angabe des Risikoprofils imd die Angabe, ob die 
Wertentwdcklimg von Feederfonds imd Masterfonds 
identisch ist oder in welchem Ausmaß imd aus welchen 
Gründen sie sich miterscheiden sowie eine Beschreibmig 
der gemäß § 174 Absatz 1 getätigten Anlagen. 

3. eine kurze Besclueibimg des Masterfonds, seiner Struk- 
tur. seines Anlageziels imd seiner Anlagestrategie ein- 
schließhch des Risikoprofils und Angaben dazu, wo imd 
wie der aktuelle Verkaufsprospekt des Masterfonds er- 
hältlich ist sowie Angaben über den Sitz des Masterfonds. 

4. eine Zusammenfassung der Master-Feeder- Vereinbarung 
nach § 175 Absatz 1 Satz 2 oder der entsprechenden in- 
teraen Regehmgen für Geschäftstätigkeiten nach § 175 

Absatz 1 Satz 3, 

5 . die Mögliclikeiten ftü die Anleger, weitere hifomiationen 
über den Masterfonds mid die Master-Feeder- Vereinba- 
rmig einziüiolen. 

6. eine Besclneibmig sämtlicher Vergütmigen imd Kosten, 
die der Feederfonds auf Grand der Anlage in Anteilen des 
Masterfonds zu zahlen liat. sowie der gesamten Gebüliren 
von Feederfonds imd Masterfonds imd 

7. eine Besclireibung der steuerhchen Auswirkimgen der 

Anlage in den Masterfonds ftu- den Feederfonds. 

(2) Handelt es sich bei dem Feederfonds um einen 

OGAW, hat die den Feederfonds verw'altende Kapitalverw'al- 
ümgsgesellschaft der Bundesanstalt vorbehaltlich der Eiii- 
reichimgsp flicht nach § 171 Absatz 3 auch Änderungen des 
Verkaufsprospekts mid der wesentlichen Aiüegerinformatio- 
nen des Masterfonds unverzüglich nach erstmaliger Verwen- 
dimg einzureichen. Handelt es sich bei dem Feederfonds um 
ein Sonstiges hivestmentvemiögen. sind der Bimdesanstalt 
auch die Änderungen des Verkaufsprospekts imd der wesent- 
lichen Aulegerinformationen des Masterfonds gemäß § 316 

Absatz 4 mitzuteilen. 

(3) Die Anlagebedingimgen des Feederfonds müssen die 
Bezeiclmimg des Masterfonds enthalten. 

(4) Der Jaliresbericht eines Feederfonds muss zusätzlich 
zu den in § 101 Absatz 1 vorgesehenen hifomiationen eine 
Erklänmg zu den zusammengefassten Gebüliren von Feeder- 
fonds imd Masterfonds enthalten. Er muss ferner darüber in- 
formieren. wo der Jaliresbericht des Masterfonds erhältlich 
ist. Der Halbjaliresbericht eines Feederfonds muss auch dar- 
über informieren, wo der Halbjaliresbericht des Masterfonds 
erhältlich ist. 

§ 173 

unverändert 


(5) Kapitalverw'altimgsgesellschafteii. die einen Feeder- 
fonds verwalten, haben der Bimdesanstalt auch für den Mas- 
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terfonds den Jalues- imd Halbjaluesbericht miverzüglich 
nach erstmaliger Verwendimg einzureichen. 

(6) Der Absclilussprüfer des Feederfonds hat in seinem 
Prüfiuigsbericht den Prüflmgsvennerk und w'eitere Infomia- 
tionen nach Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
20 10/44/EU der Kommission vom 1 . Juli 2010 zur Durchfüli- 
nmg der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments 
mid des Rates in Bezug auf Bestimmmigen über Fondsver- 
sclimelzungen. Master-Feeder-Strukturen imd das Anzeige- 
verfaliren (ABI. L 176 vom 10.7.2010, S. 28, L 179 vom 
14.7.2010, S. 16) des Absclilussprüfers des Masterfonds zu 
berücksichtigen. Haben der Feederfonds imd der Master- 
fonds imterscliiedhche Gescliäftsjalue, hat der Absclilussprü- 
fer des Masterfonds einen Bericht über die Prüfimg der von 
der Verw'altungsgesellschaft des Masterfonds zu erstellenden 
hiformationen nach Artikel 12 Buclistabe b der Richtlinie 
2010/44/EU für den Masterfonds zimi Geschäftsjaluesende 
des Feederfonds zu erstellen. Der Absclilussprüfer des Fee- 
derfonds hat in seinem Prüfungsbericht insbesondere jegliche 
in den vom Absclilussprüfer des Masterfonds übermittelten 
Unterlagen festgestellten Unregelmäßigkeiten sowie deren 
Auswirkungen auf den Feederfonds 2 m nemien. Weder der 
Absclilussprüfer des Masterfonds noch der Absclilussprüfer 
des Feederfonds verletzt durch Befolgung dieser Vorsclirift 
vertragliche oder durch Rechts- oder Verwaltiuigsvorsclirift 
vorgesehene Bestimmiuigen. die die Offenlegimg von hifor- 
uiationen einscliränken oder die den Datenschutz betreffen. 
Eine Hafhuig des Absclilussprüfers oder einer ftir Um han- 
dehideri Person aus diesem Gnmd ist ausgesclüossen. 


§ 174 

Anlagegrenzen, Anlagebesrhi'änkungen, 
Aussetzung der Anteile 


§ 174 

unverändert 


(1) Die Kapitalverwaltiuigsgesellschaft hat für einen Fee- 
derfonds imgeachtet der Anlagegrenzen nach § 207 Ab- 
satz 1, § 210 Absatz 3 imd § 221 Absatz 3 mindestens 
85 Prozent des Wertes des Feederfonds in Anteüe eines Mas- 
terfonds atizulegen. Der Feederfonds darf erst darm über die 
Anlagegretizen nach § 207 Absatz 1, § 210 Absatz 3 und 
§ 22 1 Absatz 3 liinaus in Anteile eines Masterforids anlegen. 
w'emi die Genelmiigimg nach § 167 erteilt wwden ist imd die 
Master-Feeder- Vereinbarung nach § 175 Absatz 1 und. falls 
erforderlich, die Verw'alirstellenvereinbarmig nach § 175 
Absatz 2 und die Absclilussprüfen’ereinbanmg nach § 175 
Absatz 3 w'irksam geworden sind. Die Kapitalveiwaltungs- 
gesellschaft darf bis zu 15 Prozent des Wertes des Feeder- 
fonds anlegen in 

1 . Bankguthaben nach § 195, sofern diese täglich verfügbar 
sind, und 

2. Derivate nach § 197 Absatz 1, sofern diese ausschließlich 
für AbsicheiungszwTcke verw'endet werden. 

§ 1 12 Absatz 2 Satz 1 mid 2 bleibt mibeiülut. 

(2) Die Kapitalveiwaltmigsgesellschaft darf für' Rech- 
nimg eines Masterfonds keine Anteile an einem Feederfonds 
halten. 

(3) Die Kapitalverw'altungsgesellschaft muss für die Zwe- 
cke der EuUialümg des § 197 Absatz 2 das MarktrisUcopoten- 
zial eines Feederfonds bereclmen aus der Kombination sei- 
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lies Marktrisikopotenzials durch den Einsatz von Derivaten 
nach Absatz 1 Satz 3 Nuuuner 2 niit 

1 . dem tatsäclilichen Marktiisikopotenzial des Masterfonds 
durch den Einsatz von Derivaten iin Verhältnis zur An- 
lage des Feederfonds in dem Masterfonds oder 

2. dem höchstmöghcheu Marktrisikopotenzial des Master- 
fonds durch den Einsatz von Derivaten gemäß seiner An- 
lagebedingiuigen oder seiner Satzung im Vei'hältnis zur 
Anlage des Feederfonds in dem Masterfonds. 

(4) Wird die Rücknalime der Anteile eines Masterfonds 
zeitw'eihg ausgesetzt, ist die den Feederfonds verw-altende 
Kapitalverw'altungsgesellschaft abweichend von § 98 Ab- 
satz 2 Satz 1 oder § 1 16 Absatz 2 Satz 6 dazu berechtigt, die 
Rücknahme der Anteile des Feederfonds wälirend des glei- 
chen Zeitraums auszusetzen. 

§ 175 

Vereinbarungen bei Master-Feeder-Strukturen 

(1) Die Kapitalvenvaltimgsgesellschaft des inländischen 
Masterfonds hat der Verw'altungsgesellschaft des Feeder- 
fonds alle Unterlagen imd Informationen zur Verfügung zu 
stellen, die diese benötigt, um die Anforderungen an einen 
Feederfonds nach diesem Gesetz oder der zur Umsetzmig 
der Richtlinie 2009/65/EG erlassenen Vorscliriften des Her- 
kiuiftsstaates des Feederfonds zu erfüllen. Beide Veiw'al- 
tmigsgesellschaffen haben liierüber eine Vereinbarmig ge- 
mäß den Artikehi 8 bis 14 der Richtlinie 2010/44/EU 
abzuschheßen (Master-Feeder- Vereinbanmg). Werden Mas- 
terfonds imd Feederfonds von der gleichen Kapitalveiw'al- 
ümgsgesellschaft verw'altet. kami die VereinbaiTmg durch 
interne Regelimgen für Geschäftstätigkeiten unter Berück- 
sichtigmig der in den Artikeln 15 bis 19 der Richtlinie 2010/ 
44/EU genannten Inhalte ersetzt w'erden. 

(2) Wemi für Masterfonds luid Feederfonds unterschied- 
liche Verw^alirstellen beauftragt w^den. haben diese eine 
Vereinbanmg gemäß den Artikehi 24 bis 26 der Richtlinie 
2010/44/EU über den Informationsaustausch abzuschließen, 
imi sicherzustellen, dass beide üu'e Pflichten erfüllen (Ver- 
walirstellenvereinbarung) . 

(3) Wurden für Masterfonds mid Feederfonds miter- 
scliiedhche Abschlussprüfer bestellt, haben diese eine Ver- 
einbarung gemäß den Artikehi 27 imd 28 der Richtlinie 
2010/44/EU über den hifomiationsaustausch und die Pflich- 
ten nach § 173 Absatz 6 Satz 1 bis 3 abzuschließen, um 
sicherzustellen, dass beide Absclilussprüfer ilire Pflichten 
erftillen (Absclüussprüfen'ereinbanmg) . 

§ 176 

Pflichten der Kapitalverwaltnugsgesellsrhaft 
und der Veinahrstelle 

(1) Die Kapitah erwaltiuigsgesellschaft hat für einen von 
ilir veiw'alteten Feederfonds die Anlagen des Masterfonds 
wirksam zu überw'achen. Zin Erfüllimg dieser Verpflichtimg 
kami sie sich auf Infonnationen mid Unterlagen der Veiw'al- 
timgsgesellscliaft des Masterfonds, seiner Verw-alirstelle 
oder seines Abschlussprüfers stützen, es sei demi. es liegen 
Gründe vor. an der Richtigkeit dieser Infonnationen imd 
Unterlagen zu zw'eifehi. 
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§ 176 

unverändert 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-195- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(2) Die Kapitalverw^altungsgesellschaft. die einen Master- 
fonds veiw'altet. darf weder flir die Anlage des Feederfonds 
in den Anteilen des Masterfonds einen Ausgabeaufsclilag 
noch für die Rücknalmie einen Rücknaluneabschlag erhe- 
ben. Erhält die Kapitalveiwaltimgsgesellschaft. die einen 
Feederfonds verwaltet, oder eine in iluem Namen handehide 
Person im Zusanmienhaug mit einer Anlage in Anteilen des 
Masterfonds eine Vertiiebsgebülu'. eine Veiliiebsprovision 
oder einen sonstigen geldw'erten Vorteil, sind diese in das 
Vermögen des Feederfonds einzuzahlen. 

(3) Die Kapitalverw'altungsgesellschaft hat die Bundes- 
anstalt imverzüglich über jeden Feederfonds zu mit errichten, 
der in Anteile des von ilir verwalteten Masterfonds anlegt. 
Haben auch ausländische Feederfonds in Anteile des Master- 
fonds angelegt, hat die Bimdesanstalt miverzüglich die zu- 
ständigen Stellen im Herkmiftsstaat des Feederfonds über 
solche Anlagen zu luiterrichten. 

(4) Die Kapitalverwaltiuigsgesellschafl hat für einen von 
ilir veiwalteten Masterfonds sicherzustellen, dass sämtliche 
hiformationen. die infolge der Umsetzmig der Richtlinie 
2009/65/EG, nach anderen Rechtsvorscliriften der Einopä- 
ischen Union, nach den geltenden inländischen Vorschriften, 
den Anlagebedingiuigen oder der Satzmig erforderlich sind, 
den folgenden Stellen rechtzeitig zur Verftigmig gestellt w'er- 
den: 

1 . der Verwaltmigsgesellschaft des Feederfonds. 

2. der Bimdesanstalt imd den zuständigen Stellen des Her- 

kimftsstaates des Feederfonds. 

3. der Veiwalirstelle des Feederfonds imd 

4. dem Abschlussprüfer des Feederfonds. 

(5) Eine Kapitalverwaltmigsgesellschaft muss Anteile an 
einem Masterfonds, in den mindestens zwai Feederfonds an- 
gelegt sind, nicht dem Publikimi anbieten. 

(6) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft eines Feederfonds 
hat der Verwahrstelle des Feederfonds alle hiformationen 
über den Masterfonds mitzuteilen, die ftü' die Erfüllung der 
Pflichten der Verwahrstelle erforderlich sind. Die Verw'ahr- 
stelle eines inländischen Masterfonds hat die Bundesanstalt, 
die Verwaltungsgesellschaft des Feederfonds und die Ver- 
w'ahrstelle des Feederfonds mmiittelbai' über alle Unregel- 
mäßigkeiten zu miterrichten, die sie in Bezug auf den Mas- 
terfonds feststellt mid die eine negative Auswirkung auf den 
Feederfonds haben köimten. Weder die Verw'ahrstelle des 
Masterfonds noch die Verw'alirstelle des Feederfonds ver- 
letzt durch Befolgmig dieser Vorsclirift vertragliche oder 
durch Rechts- oder Verwaltungsvorsclirift vorgesehene Be- 
stinunungen. die die Offenlegmig von hiforaiationen ein- 
scluänken oder die den Datenschutz betreffen. Eine Haftung 
der Verwalustelle oder einer für sie handehiden Person aus 
diesem Gnmd ist aiisgesclilossen. 


§ 177 

unverändert 


§ 177 

Mitteilungspflichten der Bundesanstalt 


(1) Sind die Anlagebedingmigen sow^olil des Masterfonds 
als auch des Feederfonds nach den Vorscliriften dieses Ge- 
setzes geneluuigt w^orden. miterrichtet die Bmidesanstalt die 
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Kapitalverw'altmigsgesellschaft. die den Feederfonds ver- 
waltet. luiverzüglich über 

1 . jede Entscheidung. 

2. jede Maßnalune. 

3. jede Feststellung von Zuwiderliandlimgen gegen die Be- 
stiinniimgen dieses Unterabsclinitts sowie 

4. alle nach § 38 Absatz 4 Satz 2 in Verbindimg niit § 29 Ab- 
satz 3 des Kreditw'esengesetzes initgeteilten Tatsachen. 

die den Masterfonds, seine Verw-alnstelle oder seinen Ab- 
sclilussprilfer betreffen. 

(2) Sind nur die Anlagebedingimgen des Masterfonds 
nach den Vorscliriften dieses Gesetzes genelmiigt worden, 
imterrichtet die Bundesanstalt die zuständigen Stellen des 
Herkmrftsstaates des EU-Feeder-OGAW imverzüglich über 

1 . jede Entscheidung. 

2. jede Maßnalune. 

3. jede Feststelliuig von Zuwiderhandlungen gegen die Be- 
stiiuuiimgen dieses Unterabscluütts sowde 

4. alle nach 38 Absatz 4 Satz 2 in Verbindimg mit § 29 Ab- 
satz 3 des Kreditwesengesetzes initgeteilten Tatsachen. 

die den Masterfonds, seine Verw'alustelle oder seinen Ab- 
sclilussprüfer betreffen. 

(3) Sind niu die Anlagebedingimgen des Feederfonds 
nach den Vorscluiften dieses Gesetzes genelmiigt worden 
imd erhält die Bundesanstalt Infonnationen entsprechend 
Absatz 2 von den zuständigen Stellen des Herkmiftsstaates 
des EU-Master-OGAW, imterrichtet sie die Kapitalveiw'al- 
ümgsgesellschaft. die den Feederfonds verw'altet. unverzüg- 
lich darüber. 

§ 178 

Abwicklung eines Masterfonds 

(1) Die Abwicklung eines inländischen Masterfonds darf 
frühestens drei Monate nach dein Zeitpimkt beginnen, zu 
dem alle Anleger des Masterfonds, bei einem inländischen 
Feederfonds die Bimdesanstalt mid bei einem EU-Feeder- 
OGAW die zuständige Stelle des Herkunftsstaates über die 
verbindliche Entscheidmig der Abwicklung informiert wor- 
den sind. 

(2) Bei der Abwicklmig eines inländischen Masterfonds 
ist auch der inländische Feederfonds abzuwickehi. es sei 
deim. die Bmidesanstalt genehmigt ein Weiterbestehen als 
Feederfonds durch Anlage in einem anderen Masterfonds 
oder eine Umwandlmig des Feederfonds in ein inländisches 
Investmenti enuögen. das kein Feederfonds ist. Für die Ge- 
nelmügimg nach Satz 1 hat die AfF-Kapitalveiwaltungsge- 
sellschaft folgende Angaben imd Unterlagen spätestens zwei 
Monate nach Kenntnis der i'erbindlichen Entscheidmig über 
die Abwicklimg des Masterfonds bei der Bmidesanstalt ein- 
ziueichen: 

1 . bei Anlage in einem anderen Masterfonds 

a) den Antrag auf Genelunigimg des Weiterbestehens. 

b) den Antrag auf Genelmiigmig der Ändenmg der Au- 
la gebedingmigen mit der Bezeiclmmig des Master- 
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§ 178 

Abwicklung eines Masterfonds 
(1) unverändert 


(2) Bei der Abwicklung eines inländischen Masterfonds 
ist auch der inländische Feederfonds abzuwickehi. es sei 
deim. die Bmidesanstalt genehmigt ein Weiterbestehen als 
Feederfonds durch Anlage in einem anderen Masterfonds 
oder eine Umw'andhmg des Feederfonds in ein inländisches 
Investmenti'ermögen. das kein Feederfonds ist. Für die Ge- 
nelmiigmig nach Satz 1 hat die Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft folgende Angaben imd Unterlagen spätestens zwei 
Monate nach Kemitnis der verbindlichen Entscheidung über 
die Abwicklmig des Masterfonds bei der Bmidesanstalt ein- 
zm'eichen: 

1. unverändert 
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fonds. in dessen Anteile mindestens 85 Prozent des 
Wertes des Investmentv'emiögens angelegt werden 
sollen. 

c) die vorgenoinmenen Ändenmgen des Verkaufspros- 
pekts luid der wesentlichen Anlegerinfonnationen imd 

d) die Angaben imd Unterlagen nach § 171 Absatz 3; 

2. bei Umwandhuig des inländischen Feederfonds in ein 

inländisches hivestmenU'ermögen. das kein Feederfonds 

ist. 

a) den Antrag auf Genelmiigmig der Änderung der Au- 
la gebedinguugen. 

b) die vorgenomnienen Ändeiungen des Verkaufspros- 
pekts imd der wesentlichen Anlegerinformationen. 

Weim die Verw'altiuigsgesellschaft des Masterfonds die Ka- 
pitalverwaltungsgesellschaft des Feederfonds mein als fünf 
Monate vor dem Begimi der Abwicklung des Masterfonds 
über ihre verbmdhche Entscheidimg zur Abwickhmg infor- 
miert hat. hat die Kapitalverw'altungsgesellschaft des Fee- 
derfonds abweichend von der Frist nach Satz 2 den Geneh- 
migmigsantrag mid die Angaben luid Unterlagen nach Satz 2 
spätestens drei Monate vor der Abwickliuig des Masterfonds 
bei der Bundesanstalt einzmeichen. 

(3) Die Bimdesanstalt hat die Genelunigimg ituierhalb 
emer Frist von 1 5 Arbeitstagen zu erteilen, wemi alle m Ab- 
satz 2 genaimten Angaben und Unterlagen vollständig vor- 
liegen imd die Anforderungen nach diesem Abschnitt erfül- 
len. Liegen die Voraussetzungen für die Genelmiigmig nicht 
vor. hat die Bundesanstalt dies der Kapitalverw'altmigsge- 
sellschaft umerlialb der Frist nach Satz 1 imter Angabe der 
Gründe mitzuteilen mid feldende oder geänderte Angaben 
oder Unterlagen anzufordeni. Mit dem Eingang der angefor- 
derten Angaben oder Unterlagen begumt der Lauf der in 
Satz 1 genaimten Frist erneut. Die Genehmigimg gilt als 
erteilt, wemi über den Genehniigimgsantrag nicht iimerhalb 
der Frist nach Satz 1 entscliieden w'orden ist imd eine Mit- 
teilmig nach Satz 2 nicht erfolgt ist. Auf Antrag der Kapital- 
verw'altimgsgesellschaft hat die Bimdesanstalt die Geneh- 
migung nach Satz 4 sclirifthch zu bestätigen. 

(4) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft des Feederfonds 
hat die Verw'altimgsgesellschaft des Masterfonds unverzüg- 
lich über die erteilte Genelmiigmig zu miterrichten mid alle 
erforderlichen Maßnalmien zu ergreifen, mn die Anforde- 
nmgen nach § 180 zu erfüllen. 

(5) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft des Feederfonds 
hat eine beabsichtigte Abw'icklmig des Feederfonds der Bmi- 
desanstalt spätestens zw'ei Monate nach Kenntnisnahme der 
geplanten Abwicklmig des Masterfonds mitzuteilen; die An- 
leger des Feederfonds sind liien on miverzügUch durch eine 
Bekamitmachmig im Bimdesanzeiger mid mittels eines dau- 
erhaften Datenträgers zu miterrichten. Absatz 2 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(6) Sollen Abw'ickhmgserlöse des Masterfonds an den 
Feederfonds ausgezalilt werden, bevor der Feederfonds in ei- 
nen neuen Masterfonds gemäß Absatz 2 Satz 2 Nunmier 1 
anlegt oder seine Anlagegrmidsätze gemäß Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 ändert, versieht die Bmidesanstalt ilire Genehmi- 
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2. unverändert 


Wemi die Verw’altimgsgesellschaft des Masterfonds die Ka- 
pitalverw'altmigsgesellschaft des Feederfonds iiielir als fünf 
Monate vor dem Begiim der Abwicklung des Masterfonds 
über ilire verbindliche Entscheidimg zur Abwicklmig infor- 
miert hat. hat die Kapitalverw'altungsgesellschaft des Fee- 
derfonds abweichend von der Frist nach Satz 2 den Geneh- 
migmigsantrag mid die Angaben mid Unterlagen nach Satz 2 
spätestens drei Monate vor der Abw icklmig des Masterfonds 
bei der Bundesanstalt einzureichen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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giuig mit einer Nebenbestinunimg. dass der Feederfonds die 
Abwicklimgserlöse zu erhalten hat entw'eder 

1 . als Barzaldmig oder 

2. ganz oder neben einer Barzahliuig zmnindest teilw'eise in 
Fonn einer Übertragmig von Vermögensgegenständen, 
wenn die Kapitalverw'altungsgesellschaft des Feeder- 
fonds damit einverstanden ist imd die Master-Feeder- 
Vereinbanmg oder die internen Regelimgen für Ge- 
schäftstätigkeiten mid die \'erbindliche Entscheidimg zur 
Abwicklimg des Masterfonds dies vorsehen. 

Bankguthaben, die der Feederfonds vor Genelmiigimg nach 
Absatz 2 als Abwicklungserlöse erhalten hat. dürfen vor 
einer Wiederanlage gemäß Absatz 2 Satz 2 Nimuner 1 oder 
Nummer 2 lediglich für ein efiBzientes Liquiditätsmanage- 
ment angelegt werden. Die Kapitalverw'altiuigsgesellschaft 
darf erhaltene Vermögensgegenstände nach Satz 1 Nimi- 
mer 2 jederzeit gegen Barzahliuig veräußern. 


§ 179 

Verschmelzung oder Spaltung des Masterfonds 


§ 179 

unverändert 


(1) Eine Versclmielzung eines inländischen Masterfonds 
kaim nur dann wirksam werden, wemi die Kapitalveiw'al- 
tungsgesellschaft die Versclmielzungsinforaiationen nach 
§ 1 77 mindestens 60 Tage vor dem geplanten Übertragimgs- 
stichtag allen Anlegern des Masterfonds auf einem dauerhaf- 
ten Datenträger übermittelt. Im Fall eines inländischen Fee- 
derfonds sind die Versclmielzungsinfomiationen darüber 
liinaus auch der Bundesanstalt imd im Fall eines ausländi- 
schen Feederfonds den zuständigen Stellen des Herkimfts- 
staates zu übemiittehi. 

(2) Bei der Versclmielzimg eines Masterfonds oder der 
Spaltimg eines ausländischen Masterfonds ist der Feeder- 
fonds abzuwickehi. es sei demi. die Bimdesanstalt geneh- 
migt auf Antrag der Kapitalverw^altimgsgesellschaft ein 
Weiterbestehen des Investmentveimögens. Eine solche 
Genelmiigmig ist nur zulässig, wemi der Feederfonds 

1 . Feederfonds desselben Masterfonds bleibt und der Mas- 
terfonds übemelimendes Investmenn'eimögen einer Ver- 
schmelzimg ist oder oluie wesentliche Veränderungen aus 
einer Spaltung hervorgeht. 

2. Feederfonds eines anderen aus der Versclmielzimg oder 
Spaltimg hervorgegangenen Masterfonds wird imd 

a) der Masterfonds übertragendes hivestmentvemiögen 
einer Verschmelzung ist imd der Feederfonds Anteile 
am übemelmienden Masterfonds erhält oder 

b) der Feederfonds nach einer Spaltmig eines Master- 
fonds Anteile am hivestmentvemiögen erhält und die- 
ses sich nicht wesenthch vom Masterfonds miter- 
scheidet. 

3. Feederfonds eines anderen nicht aus der Versclmielzmig 
oder Spaltmig hen'orgegangen Masterfonds wird oder 

4. der Feederfonds in ein inländisches hivestmentvemiögen 
imigewandelt wird, das kein Feederfonds ist. 

(3) Dem Antrag gemäß Absatz 2 sind folgende Angaben 
mid Unterlagen spätestens einen Monat nach Keimtnis der 
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Versclmielzung oder Spaltung des Masterfonds bei der Bim- 
desanstalt einzureichen: 

1 . bei einem Antrag nach Absatz 2 Satz 2 Nmmner 1 

a) gegebenenfalls der Antrag auf Genelmiigimg der Än- 
denmg der Anlagebedingimgen imd 

b) gegebenenfalls die vorgenonmienen Ändenuigen des 
Verkaufsprospekts und der wesentlichen Anlegerin- 
formationen: 

2. bei einem Antrag nach Absatz 2 Satz 2 Nmmner 2 oder 

Nimuner 3 

a) der Antrag auf Genelmiigmig der Ändenmg der Anla- 
gebedingmigen luiter Bezeiclmung des Masterfonds. 

b) die vorgenommenen Ändeinngen des Verkaufspros- 
pekts mid der wesentlichen Anlegerinfonnationen mid 

c) die Angaben mid Unterlagen nach § 171 Absatz 3; 

3 . bei einem Antrag nach Absatz 2 Satz 2 Nmmner 4 

a) der Antrag auf Genelmiigmig der Ändenmg der Anla- 
gebedingmigen mid 

b) die vorgenonmienen Ändermigen des Verkaufspros- 
pekts mid der w'esentlichen Anlegerinformationen. 

Hat die Verwaltmigsgesellschaft des Masterfonds der Kapi- 
talverwaltmigsgesellschaft des Feederfonds die Versclmiel- 
zmigsinfonuationen nach § 1 77 mein als vier Monate vor der 
geplanten Versclmielzmig oder Spaltmig übennittelt. hat die 
Kapitalverw'altmigsgesellscliaft des Feederfonds abw'ei- 
chend von der Frist nach Satz 1 den Genelmügmigsantrag 
mid die Angaben und Unterlagen nach Satz 1 spätestens drei 
Monate vor dem Wirksamwerden der Versclmielzimg eines 
Masterfonds oder der Spaltimg eines ausländischen Master- 
fonds bei der Bmidesanstalt einzmeichen. 

(4) Die Bimdesanstalt hat die Genehmigung innerhalb 
einer Frist von 1 5 Arbeitstagen zu erteilen, w'eim alle in Ab- 
satz 3 genamiten Angaben mid Unterlagen vollständig vor- 
liegen mid die Anfordermigeii nach diesem Abschnitt erfül- 
len. Liegen die Voraus setzmigen für die Genehmigung nicht 
vor. hat die Bmidesanstalt dies der Kapitalverw'altungsge- 
sellschaft imierhalb der Frist nach Satz 1 unter Angabe der 
Gründe niitzuteilen mid felilende oder geänderte Angaben 
oder Unterlagen anzufordem. Mit dem Fingang der angefor- 
derten Angaben oder Unterlagen begümt der Lauf der in 
Satz 1 genamiten Frist erneut. Die Genelmiigimg gilt als er- 
teilt. wemi über den Genehmigmigsantrag nicht innerhalb 
der Frist nach Satz 1 entschieden worden ist mid eine Mit- 
teilmig nach Satz 2 nicht erfolgt ist. Auf Antrag der Kapital- 
verw'altimgsgesellschaft hat die Bmidesanstalt die Geneh- 
migung nach Satz 4 sclirifthch zu bestätigen. 

(5) Die Kapitalverw'altmigsgesellschaft des Feederfonds 
hat die Verw'altimgsgesellschaft des Masterfonds unverzüg- 
lich über die erteilte Genelmiigmig zu mitemchten mid die 
Maßnalunen nach § 1 80 zu ergreifen. 

(6) Die Kapitalverw'altmigsgesellschaft des Feederfonds 
hat der Bmidesanstalt eine beabsichtigte Abwicklimg des 
Feederfonds spätestens einen Monat nach Kemitnis der ge- 
planten Versclmielzmig oder Spaltmig des Masterfonds niit- 
zuteilen; die Anleger des Feederfonds sind liieivon miver- 


Drucksache 17/13395 


-200- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


züglich durch eine Bekaiuitmachimg iui Bimdesanzeiger und 
mittels eines dauerhaften Datenträgers zu unterrichten. Ab- 
satz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Die Kapitalverw^altungsgesellschaft des Masterfonds 
muss der Verw'altungsgesellschaft des Feederfonds vor dem 
Wirksamwerden einer Versclunelzmig die Mögliclikeit zur 
Rückgabe sämtlicher Anteile eimäimien. es sei demi. die 
Bimdesanstalt oder die zuständigen Stellen des Herkiuifts- 
mitgliedstaates des Feederfonds haben ein Weiterbestehen 
des Feederfonds genelunigt. Die Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft des Feederfonds kamt ilu' Rückgaberecht entspre- 
chend den Vorgaben des § 187 Absatz 1 auch ausüben, wenn 
die Bimdesanstalt in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 Nimi- 
mer 2. 3 imd 4 ilire Genelmiigmig nicht spätestens einen Ar- 
beitstag vor dem Wiiksamwerden der Versclmielzimg oder 
Spaltimg erteilt hat. Die Kapitalverw'altungsgesellschaft des 
Feederfonds kaiui dieses Rückgaberecht ferner ausüben, lun 
das Rückgaberecht der Anleger des Feederfonds nach § 180 
Absatz 1 Satz 1 Nununer 4 zu waluen. Bevor die Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft des Feederfonds das Rückgaberecht 
ausübt. hat sie andere zur Verfügiuig stehende Möglichkeiten 
in Erw'ägmig zu ziehen, durch die Transaktionskosten oder 
andere negative Auswirkmigen auf die Anleger des Feeder- 
fonds vermieden oder verringert werden kömien. 

(8) Übt die Kapitalverw'altmigsgesellschaft des Feeder- 
fonds ilu Rückgaberecht an Anteilen des Masterfonds aus. 
erhält sie den Rücknalunebetiag entweder 

1 . als Barzalilung oder 

2. ganz oder neben einer Barzalilmig zmiündest teilw'eise in 

Fonu einer Übertragmig von Vermögensgegenständen. 

wenn sie damit einverstanden ist mid die Master-Feeder- 

Vereinbamiig dies vorsieht. 

Die Kapitalverw'altungsgesellschaft des Feederfonds darf 
erhaltene Vermögensgegenstände, die sie nach Satz 1 Num- 
mer 2 erhalten hat. jederzeit gegen Barzalilmig veräußern. 
Sie darf Barzahlmigen. die sie nach Satz 1 Nimmier 1 erhal- 
ten hat. vor einer Wiederanlage gemäß Absatz 2 Satz 2 Num- 
mer 2 oder Nunmier 3 lediglich für ein effizientes Liquidi- 
tätsmanagement anlegen. 


§ 180 


§ 180 

unverändert 


Umwandlung in Feederfonds 


oder Änderung des Masterfonds 


(1) Werden die Anlagebedingmigen eines inländischen 
OGAW oder eines Sonstigen hivestmentvemiögens im Rah- 
men der Umwandlmig in einen Feederfonds erstmals als An- 
lagebedingmigen dieses Feederfonds genelunigt oder W'ird 
die Anlage eines Feederfonds in Anteile eines Masterfonds 
bei einem beabsichtigten Weclisel des Masterfonds gemäß 
§171 Absatz 1 erneut genelmügt. hat die Kapitalveiw'al- 
tmigsgesellschaft den Anlegern folgende hifomiationen zur 
Verfügiuig zu stellen: 

1 . den Hinweis, dass die Bimdesanstalt die Anlage des Fee- 
derfonds in Anteile des Masterfonds genelunigt hat. 

2. die wesentlichen Anlegerinfoniiationen nach den §§164 
imd 166 oder nach Artikel 78 der Richtlinie 2009/65/EG 
über Feederfonds und Masterfonds, 
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3. das Datiun der ersten Anlage des Feederfonds in dem 
Masterfonds oder, wemi er bereits in dem Masterfonds 
angelegt hat. das Datimi des Tages, an dem seine Anlagen 
die bisher für Um geltenden Anlagegrenzen übersteigen 
werden luid 

4. den Hinw'eis. dass die AiUeger das Recht haben, iimer- 
halb von 30 Tagen die kosteiUose Rücknalmie iluer An- 
teile zu verlangen, gegebenenfalls miter Amechnimg der 
Gebüluen. die zur Abdeckimg der Rücknalunekosten ent- 
standen sind. 

Diese hiformationen müssen spätestens 30 Tage vor dem in 
Satz 1 Nummer 3 genaimten Datum auf einem dauerhaften 
Datenträger zur Verfügung gestellt werden. Die in Satz 1 
Nummer 4 genaimte Frist begiimt mit dem Zugang der hifor- 
mationen. 

(2) Wiu-de ein EU-OGAW in einen EU-Feeder-OGAW 
imigewandelt oder ändert ein EU-OGAW als Feederfonds 
seinen Masterfonds mid wurde der EU-OGAW oder der EU- 
Feeder-OGAW bereits gemäß § 310 zimi Veilrieb angezeigt, 
sind die in Artikel 64 Absatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG 
genaimten hiformationen den AiUegeni in deutscher Sprache 
auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügmig zu stellen. 
Die EU-OGAW-Verw'altimgsgesellschaft oder die Kapital- 
verwaltmigsgesellscliaft. die den EU-Feeder-OGAW ver- 
waltet. ist für die Erstellung der Übersetzmig verantwortlich. 
Die Übersetzung muss den hUialt des Originals richtig mid 
vollständig wiedergeben. 

(3) Die Kapitalverwaltmigsgesellschaft darf für Rech- 
nimg des Feederfonds vor Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 ge- 
naimten Frist nur Anteile des Masterfonds imter Berücksich- 
tigimg der bisher geltenden AiUagegrenzen erworben. 

(4) In den Fällen der Umwundhmg in einen Feederfonds 
nach Absatz 1 ist die Übertragung aller Vermögensgegen- 
stände des in den Feederfonds umgew'andelten Investment- 
venuögens an den Masterfonds gegen Ausgabe von Anteilen 
am Masterfonds zulässig. 


Unterabsclmitt 3 

Verschmelzmig von offenen 
Pubhkumsmvestmentvemiögen 


Unterabsclmitt 3 


unverändert 


§ 181 


Gegenstand der Verschmelzung; Versrhmelzungsarten 

(1) Spezial- AIF dürfen nicht auf Publikimisinvestment- 
vennögen versclimolzen worden. PublikumsinvestmenU er- 
mögen dürfen nicht auf Spezial- AIF versclunolzen worden. 
OGAW dürfen nur mit AIF verschmolzen worden, wonn das 
übemeluuende oder neu gegründete hivestmentvomiögen 
woiterhui ein OGAW ist. 

(2) Neben der Versclmielzimg durch Aufiialime mid der 
Versclmielzmig dmch Neiigjündmig im Siime von § 1 Ab- 
satz 19 Nimmier 37 köimen Versclmielzimgen eines EU- 
OGAW auf ein OGAW-Sonder\onnögen. eine OGAW-hi- 
vestmentaktiengesellschaft oder ein Teilgesellschaftsvermö- 
gen einer OGAW-hivestmeiitaktiengesellschaft gemäß den 
Vorgaben des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe p Ziffer iii der 
Richtlinie 2009/65/EG erfolgen. 
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§ 182 

Genehmigung der Verschmelzung 

(1) Die Verschnielzimg von Sondeivemiögen auf ein an- 
deres bestehendes oder ein neues, dadmcli gegründetes über- 
nelunendes Sondeivemiögen (inländische Versclunelzmig) 
oder eines OGAW-Souder\'ennögens auf ein anderes beste- 
hendes oder einen neuen, dadurch gegründeten übemelmieri- 
den EU-OGAW (grerrzüberschreitende Versclinielzimg) be- 
darf der Genelmügmrg der Bundesanstalt. 

(2) Bei einer Versclunelzmig dmch Aufiialmie hat die 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft des übertragenden Sonder- 
vennögeus dem Antrag auf Genelimigmig folgende Anga- 
ben imd Unterlagen beizufügen: 

1. den Versclunelzmigsplan nach § 184, 

2. bei grenzübersclueitender Versclunelzmig eine aktuelle 
Fassimg des Verkaufsprospekts gemäß Artikel 69 Absatz 
1 imd 2 der Richtlinie 2009/65/EG luid der wesentlichen 
Anlegerinfomiationen gemäß Artikel 78 der Richtlinie 
2009/65/EG des übemelunenderi EU-OGAW, 

3 . eine Erklänmg der Verwalustellen des übertragenden Son- 
den ermögens mid des übemelunenderi Sonderveraiögens 
oder des EU-OGAW zu iluer Piüfiuig nach § 185 Ab- 
satz 1 oder bei einer grenzübersclueitenden Verscluiiel- 
zimg gemäß Artikel 41 der Richtlinie 2009/65/EG mid 

4. die Versclunelzmigsinfomiationen nach § 186 Absatz 1 
oder bei einer grenzübersclueitenden Versclmielzmig ge- 
mäß Artikel 43 der Richtlinie 2009/65/EG, die den Anle- 
gern des übertragenden Sonderv'ennögens mid des über- 
neluiienden Sonderv'ennögens oder des EU-OGAW zu 
der geplanten Versclmielzmig übennittelt werden sollen. 

Bei einer Versclmielzmig dmch Neugründmig eines Sonder- 
vennögens ist dem Antrag auf Genelmugimg zusätzlich zu 
den in Satz 1 genaimten Angaben mid Unterlagen ein Antrag 
auf Genehmigmig der Anlagebedingimgen des neu zu grün- 
denden Sonderv’emiögens nach den §§162 imd 163 beizu- 
fügeti. Bei einer Versclunelzmig dmch Neugründmig eines 
EU-OGAW ist dem Antrag auf Genelunigmig zusätzlich zu 
den in Satz 1 genaimten Angaben mid Unterlagen ein Nach- 
weis darüber beizufügen. dass die Genehmigmig der Anlage- 
bedingimgen des neu zu gründenden EU-OGAW bei der 
zuständigen Stelle des Herkmiftsmitgliedstaates beantragt 
müde. Die Angaben mid Unterlagen nach Satz 1 Nimmier 1 
bis 4 sind in deutscher Sprache und bei einer grenzüber- 
sclueitenden Versclunelzmig auch in der Amtssprache oder 
in einer der Amtssprachen der zuständigen Stellen des Her- 
kmiftsnütgliedstaates des übemelunenden EU-OGAW oder 
einer von diesen gebilligten Sprache einzmeichen. 

(3) Felllende Angaben imd Unterlagen fordert die Bmi- 
desanstalt imierhalb von zelui Ai'beitstagen nach Eingang 
des Genelmügmigsantrags an. Liegt der vollständige Antrag 
vor. übennittelt die Bmidesanstalt bei einer grenzüberscluei- 
tenden Versclunelzmig den zuständigen Stellen des Her- 
kmiftsstaates des übemelunenden EU-OGAW miverzüglich 
Abscliriften der Angaben imd Unterlagen nach Absatz 2. 

(4) Die Bundesanstalt prüft, ob den Anlegern angemes- 
sene Verschmelzmigsinfonnationen zm Verfiigung gestellt 
werden; dabei berücksichtigt sie die potenziellen Auswir- 
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kimgeii der geplanten Versclmielzung auf die Anleger des 
übertragenden mid des übemeluiienden Sonderceraiögens. 

Sie kaiui von der Kapitalverw'altungsgesellschaft des über- 
tragenden Sondervennögens scluiftlich verlangen, dass die 
Versclmielzimgsinfonnationen ftu die Anleger des übertra- 
genden Sondervennögens klarer gestaltet werden. Sow’eit sie 
eine Nachbessenmg der Versclunelziuigsinfonnationen für 
die Anleger des übemehnienden Sondervennögens für erfor- 
derhch hält, karui sie iruierhalb von 15 Arbeitstagen nach 
dem Erhalt des vollständigen Antrags gemäß Absatz 2 
schriftlich eine Ändenmg verlangen. 

(5) Die Biuidesanstalt genelunigt die geplante Versclunel- 
ztmg. wenn 

1. die geplante Versclmielzung den Anfordenmgen der 
§§183 bis 186 entspricht. 

2. bei einer grenzübersclireitenden Versclmielzimg fiir den 
übenielmieriden EU-OGAW der Vertrieb der Anteile so- 
wolil gemäß § 310 im hilarid als auch gemäß Artikel 93 
der Richtlinie 2009/65/EG zmniridest in denjenigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Vertrags- 
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum angezeigt wurde, in denen auch für das über- 
tragende OGAW-Sonderv^ennögen der Vertrieb der 
Anteile gemäß Artikel 93 der Richtlinie 2009/65/EG 
angezeigt wvirde. 

3. die Biuidesanstalt 

a) keine oder keine weitere Nachbessenmg der Ver- 
schnielzimgsüifomiationen nach Absatz 4 verlangt 
hat oder 

b) bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung kei- 
nen Hinweis der zuständigen Stellen des Herkiuifts- 
mitgliedstaates des übemelmienden EU-OGAW er- 
halten hat. dass die Versclmielzungsinfomiationen 
nicht zufiiedenstellend im Sinne des Artikels 39 Ab- 
satz 3 Unterabsatz 4 Satz 1 der Richtlinie 2009/65/EG 
sind oder eine Mitteilung der zuständigen Stellen des 
Herkuiiftsmitghedstaates im Sinne des Artikels 39 
Absatz 3 Unterabsatz 4 Satz 2 der Richtlinie 2009/65/ 

EG erhalten hat. dass die Nachbessenmg der Ver- 
sclmielzimgsuifonnationen zufriedenstellend ist mid 

4. bei einer Versclmielzung durch Neugründimg eines EU- 
OGAW ein Nachweis der Genelunigmig der Anlage- 
bedingimgen des neu gegründeten EU-OGAW durch die 
zuständige Stelle des Herkunftsstaates von der EU- 
OGAW-Vens'altungsgesellschaft des neu gegründeten 
EU-OGAW der Bmidesanstalt eingereicht wurde. 

(6) Die Bmidesanstalt teilt der Kapitalverw^altungsgesell- 
scliaft imierhalb von 20 Aibeitstagen nach Vorlage der voll- 
ständigen Angaben nach Absatz 2 uüt. ob die Verschmelzmig 
genelunigt w'ird. Der Lauf dieser Frist ist geheiimit. solange 
die Bmidesanstalt eine Nachbessenmg der Versclmielzmigs- 
iiifomiationen nach Absatz 4 verlangt oder ilu bei einer grenz- 
übersclueitenden Versclmielzmig eine Mitteilmig der zustän- 
digen Stellen des Herkmiftsstaates des übemelmienden 
EU-OGAW vorhegt, dass die Versclmielzmigsinfomiationen 
nicht zufiiedenstellend sind. Ist die Frist bei einer grenz- 
überschreitenden Versclmielzmig gehenunt. gilt Satz 1 mit 
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der Maßgabe, dass die Bundesanstalt der Kapitalverw'al- 
tungsgesellschaft nach 20 Arbeitstagen mitteilt, dass die Ge- 
nelmügung erst erteilt werden kaim. weim sie eine Mitteilung 
der zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates darüber 
eiiialten hat. dass die Nachbesserung der Versclunelzungsin- 
fomiationen zirfriedenstellend ist und dass damit die Hem- 
mimg der Frist beendet ist. Bei einer grenzübersclireitenden 
Verscluuelzimg luiterrichtet die Bimdesanstalt die zustän- 
digen Stellen des Herkimftsstaates des übemelimenden EU- 
OGAW darüber, ob sie die Genelimigmig erteilt hat. 

(7) Bei einer Versclmielzimg durch Neugiündung eines 
Sonder\ ermögens gilt § 163 Absatz 2 mit der Maßgabe, dass 
an die Stelle der Frist von vier Wochen eine Frist von 20 
Arbeitstagen tritt: werden fehlende oder geänderte Angaben 
oder Unterlagen angefordert, begirmt der Lauf der in Ab- 
satz 6 Satz 1 genaruiten Frist mit dem Eingang der angefor- 
derten Angaben oder Unterlagen emeirt. 

§ 183 

Verschmelzung eines EU-OGAW 
auf ein OGAW-Sondervermögen 

(1) Werden der Burrdesanstalt bei einer geplanten Ver- 
sclmielziuig eures EU-OGAW auf ein OGAW-Sondervermö- 
gerr Absclirifterr der Arrgaben imd Unterlagerr nach Arti- 
kel 39 Absatz 2 der Richthnie 2009/65/EG vorr den zustäri- 
digerr Stellerr des Herkimftsrnitgliedstaates des übertragen- 
den EU-OGAW übermittelt, prüft sie. ob den Anlegern 
angemessene Versclunelzimgsinfonnationerr zm' Verfügmig 
gestellt werden; dabei berücksichtigt sie die potenziellen 
Auswirkimgen der geplanten Versclmielzimg auf die Anle- 
ger des übemelmierideri OGAW-Sonderv^miögens. Soweit 
die Bimdesanstalt eine Nachbessenmg für erforderlich hält, 
kaim sie irmerhalb von 1 5 Arbeitstagen nach dem Erhalt der 
vollständigen Angaben imd Unterlagen gemäß Artikel 39 
Absatz 2 der Richtlinie 2009/65/EG von der OGAW-Kapi- 
talverw’altungsgesellschaft des übemelmierideri OGAW- 
Sondeivemiögens schriftlich eine Ändenmg der Versclmiel- 
zimgsinformationen für die Anleger des übernehmenden 
OGAW-Sondetvemiögens verlangen. 

(2) Verlangt die Bundesanstalt die Nachbessenmg der 
Verschmelzungsiiiformationen nach Absatz 1, setzt sie die 
zuständigen Stellen des Herkmiftsmitgliedstaates des über- 
tragenden EU-OGAW liierüber in Keimtnis. Sobald sie von 
der OGAW-Kapitalverw^altmigsgesellschaft des übemeli- 
uienden OGAW-Sonden'ermögens eine zufiiedenstellende 
Nachbessenmg der Versclmielzmigsinformationen erhalten 
hat. teilt sie dies den zuständigen Stellen des Herkimftsmit- 
gliedstaates des übertragenden EU-OGAW mit. spätestens 
jedoch hmerhalb von 20 Arbeitstagen. 

§ 184 

Vei'schmelzungsplau 

Die Vertretmigsorgane der an der Versclmielzimg beteihg- 
ten Rechtsträger haben ftu gemeinschaftliche Reclmimg der 
Anleger des übertragenden Sonden’emiögens imd der An- 
leger des übemelmierideri Sondeiv'emiögens oder übemeh- 
uienden EU-OGAW einen gemeinsamen Versclmielzungs- 
plan aufzustellen. Sow'eit untersclüedhche Rechtsträger an 
der Versclmielzmig beteiligt sind, handelt es sich dabei tun 
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einen Vertrag, auf den § 3 1 Ib Absatz 2 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs keine Anwendung findet. Der Verscluiielzungs- 
plan muss mindestens die folgenden Angaben entlialten: 

1 . die Art der Versclmielzmig imd die beteiligten Sonder- 
vermögen oder EU-OGAW, 

2. den Hintergnmd der geplanten Versclunelzung imd die 
Beweggründe dafür. 

3. die erwarteten Auswirkungen der geplanten Versclunel- 
zimg auf die Anleger des übertragenden Sonder\'ermö- 
gens imd des übemelmienden Sondervermögens oder 
EU-OGAW, 

4. die besclilossenen Kriterien für die Bewertimg der Ver- 
mögeusgegenstände und Verbindliclikeiten im Zeitpimkt 
der Bereclmimg des Umtauschverhältnisses. 

5 . die Methode zur Bereclmimg des Umtauschverhältnisses. 

6. den geplanten Übertragmigsstichtag. zu dem die Ver- 
sclmielzmig wirksam wird. 

7. die fiir die Übertragmig von Vennögensw erten imd den 
Umtausch von Anteilen geltenden Bestünmimgen imd 

8. bei einer Versclmielzmig durch Neugründimg gemäß § 1 
Absatz 19 Niunnier 37 Buchstabe b die Anlagebedingim- 
gen oder die Satzung des neuen Sondeiweraiögens oder 
EU-OGAW. 

Weitere Angaben sind zulässig, kömien aber nicht von der 
Bmidesanstalt verlangt werden. 

§ 185 

Prüfung der Verschmelzung; Verordnungsermächtigung 

(1) Die Verw'ahrstellen des übertragenden Sonden'eruiö- 
gens und des übemeluneuden Sondeiwemiögens oder EU- 
OGAW haben zu überprüfen, ob die Angaben nach § 184 
Satz 3 Nimimer 1, 6 imd 7 mit den Anfordenmgen dieses Ge- 
setzes imd den Anlagebedingungen des jeweiligen Sonder- 
venuögens übereinstimnien. 

(2) Die Verschmelzung ist enfw'eder durch eine Verw'ahr- 
stelle. durch einen Wirtschaftsprüfer oder dmxh den Ab- 
sclilussprüfer des übertragenden Sonden'emiögens oder des 
übemelunenden Sondervemiögens oder EU-OGAW zu prü- 
fen. Die Prüfimg ist mit einer Erklänmg darüber abzusclilie- 
ßen. ob bei der Versclmielzmig 

1 . die Kriterien, die im Zeitpmikt der Bereclmmig des Uni- 
tauschverhältnisses für die Bewertmig der Vermögensge- 
genstände mid gegebenenfalls der Verbindliclikeiten be- 
schlossen worden sind, beachtet wmden. 

2. die Barzaldimg. sofern eine Barzalilmig erfolgt, je Anteil 
entsprechend den getroffenen Vereinbarmigen bereclmet 
WTirde mid 

3. die Metliode. die zm Bereclmmig des Unitauschverhält- 
nisses besclilossen worden ist. beachtet wurde mid das 
tatsächliche Umtauschverhältnis zu dem Zeitpunkt, auf 
den die Bereclmimg dieses Umtauschverhälüiisses er- 
folgte. nach dieser Methode bereclmet wurde. 

§318 Absatz 3 bis 8 sowne die §§ 319, 319b mid 323 des 
Handelsgesetzbuchs gelten entsprechend. 
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(3) Das Bimdesministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bimdesministerimn der Justiz 
durch Rechtsverordnimg. die nicht der Zustiumiung des Bim- 
desrates bedarf, nähere Bestiimnungen über den Zeitpmikt 
der Prüfung, hüialte der Prüfung sowie Umfang mid Darstel- 
hmgen des Prüfungsberichts zu erlassen, soweit dies zur Er- 
füllimg der Aufgaben der Bmidesanstalt erforderlich ist. Das 
Bimdesministerium der Finanzen kami die Ennächtigimg 
diuch Rechtsverordnimg auf die Bmidesanstalt übertragen. 

§ 186 

Verse hmelzungsinformationen 

(1) Den Anlegern des übertragenden Sondeivermögens 
imd des übemelmienden Sondervermögens oder EU-OGAW 
sind von der Kapitalverw'altimgsgesellschaft geeignete imd 
präzise hifomiationen über die geplante Versclmielzmig zu 
übenuittehi. damit sie sich ein verlässliches Urteil über die 
Auswirkmigen des Vorhabens auf ilue Anlage bilden mid 
ilire Rechte nach § 187 ausüben kömien (Versclmielzmigsin- 
fomiationen). Hierbei sind insbesondere die Vorgaben nach 
Artikel 3 der Richtlinie 2010/44/EU zu beachten. 

(2) Die Versclmielzmigsinfonnationen sind den Anlegern 
des übertragenden Sonden^ennögens imd des übemelmien- 
den Sondeivermögens oder EU-OGAW erst zu übennittehi. 
nachdem die Bmidesanstalt oder, bei der Versclmielzmig 
eines EU-OGAW auf ein OGAW-Sondeivennögen. die zu- 
ständigen Stellen des Herkmiftsstaates die geplante Ver- 
sclmielzmig genelmiigt haben. Zwischen der Übemiittlmig 
der Versclmielzimgsinfomiationen mid dem Fristablauf für 
einen Antrag auf Rücknalmie oder gegebenenfalls Umtausch 
olme weitere Kosten gemäß § 187 Absatz 1 muss ein Zeit- 
ramn von mindestens 30 Tagen liegen. 

(3) Die Verschmelzungsinfomiationen müssen die folgen- 
den Angaben enthalten: 

1 . Hintergrund der geplanten Versclunelzimg und die Be- 
weggründe dafür. 

2. potenzielle Auswirkmigen der geplanten Verschmelzimg 
auf die Anleger nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 1 
mid 2 der Richtlinie 2010/44/EU, insbesondere hinsicht- 
lich w'esentlicher Unterschiede in Bezug auf Anlagepoh- 
tik mid -Strategie, Kosten, erw'artetes Ergebnis, Jahres- 
mid Halbjaliresberichte, etwaige Beeinträchtigung der 
Wertentwdcklmig mid gegebenenfalls eine eindeutige 
Waniimg an die Anleger, dass sich hinsichtlich ilu er steu- 
erlichen Behandlmig im Zuge der Versclmielzmig Ände- 
rungen ergeben kömien. 

3 . spezifische Rechte der Anleger in Bezug auf die geplante 
Versclmielzmig nach Maßgabe des Ailikels 4 Absatz 3 
mid 4 der Richtlinie 2010/44/EU, insbesondere das Recht 
auf zusätzliche hifomiationen. auf Erhalt einer Absclirift 
der Erklärmig des Prüfers gemäß § 185 Absatz 2 auf An- 
frage. auf kostenlose Rücknalmie mid gegebenenfalls 
Umtausch der Anteile gemäß § 187 Absatz 1 sowie die 
Frist für die Walmielunmig dieses Rechts. 

4. maßgebliche Verfahrensaspekte mid den geplanten Über- 
tragmigsstichtag. zu dem die Versclmielzmig wirksam 
wird, nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 5 bis 8 der 
Richtlinie 2010/44/EU mid 
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5. eine aktuelle Fassung der wesentlichen Anlegerinfonna- 
tionen gemäß den §§164 mid 166 oder gemäß Artikel 78 
der Richtlinie 2009/65/EG des übenielmienden Son- 
dervermögens oder EU-OGAW nach Maßgabe des Ar- 
tikels 5 der Richtlinie 2010/44/EU. 

Werden zu Begum der Versclmielzungsinfonnationen die 
wesentlichen Pmikte der Versclmrelzimg zusammengefasst, 
ist darin auf den jeweihgen Absclmitt im Dokiunent zu ver- 
weisen. der die weiteren hiformationen enthält. Die Ver- 
sclunelzimgsinformationen sind den Anlegern auf einem 
dauerhaften Datenträger zu übennitteln imd auf der Intemet- 
seite der Kapitalverwaltungsgesellschaft zugänglich zu ma- 
chen. Die KapitalvervraltungsgeseUschaft hat die Übermitt- 
hmg der Versclmielzmigsinfonnationen an die Anleger im 
Bundesanzeiger bekaimt zu machen; dabei ist mitzuteilen, 
wo imd auf welche Weise weitere Informationen zur Ver- 
sclmielzimg erlangt werden kömien. Die Übennittlmig der 
Versclmielztuigsinfonnationen gilt drei Tage nach der Auf- 
gabe zm Post oder Absendimg als erfolgt. Dies gilt nicht, 
wenn feststeht, dass der dauerhafte Datenträger den Empfän- 
ger nicht oder zu einem späteren Zeitpiuikt erreicht hat. 

(4) Wurde die Absicht. EU-OGAW-Investmentanteile am 
übertragenden oder überaelunenden EU-OGAW im Gel- 
timgsbereich dieses Gesetzes zu vertreiben, gemäß § 3 10 an- 
gezeigt. müssen die Versclunelzungsinfomiationen der Bmi- 
desanstalt unverzüglich in deutscher Sprache eingereicht 
werden. Die EU-OGAW-Verw'alhmgsgesellscliaft oder die 
Kapitalverw'altungsgesellscliaft. die diese Infonnationen zu 
übennittehi hat. ist für die Übersetzmig verantw'ortlich. Die 
Übersetzung hat den Inlialt des Originals richtig mid voll- 
ständig wiederzugeben. 


§ 187 

Rechte der Anleger 

(1) Die Anleger des übertragenden Sonder\'ermögens und 
des übernehmenden Sonden'ennögens oder EU-OGAW 
haben das Recht, von der Kapitalverw^altungsgesellschaft 
Folgendes zu verlangen: 

1 . die Rücknalime ilirer Anteile olme w'eitere Kosten, mit 
Ausnalime der Kostern die zur Deckimg der Auflösimgs- 
kosten einbehalten werden oder 

2 . sow'eit möglich, den Umtausch ilner Anteile olme weitere 
Kosten in Anteile eines anderen Sondervermögens oder 
EU-OGAW, das mit den bisherigen Anlagegnmdsätzen 
vereinbar ist mid von derselben Kapitalverw'altungsge- 
sellschaft oder von einem Untenielunen. das zu der Kapi- 
talverwaltmigsgesellschaft in einer Verbindmig im Siime 
des § 290 Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs steht, 
verwaltet wird oder 

3. im Fall der Verschmelzmig von Inmiobilien-Sondeiver- 
niögen den Umtausch iluer Anteile olme weitere Kosten 
in Anteile eines anderen Immobilien-Sondervemiögens. 
das mit den bisherigen Anlagegnmdsätzen vereinbar ist. 

Dieses Recht auf Rücknalmie oder Umtausch besteht ab dem 
Zeitpmikt. in dem die Anleger sowolil des übertragenden 
Sondeivermögens als auch des übenielmienden Sondeiver- 
niögens oder EU-OGAW nach § 1 86 Absatz 2 über die ge- 
plante Versclmielzmig imterrichtet werden; es erhscht ftinf 
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Arbeitstage vor dem Zeitpimkt der Bereclmimg des Um- 
tauschverhälüüsses nach § 189 Absatz 1 Nmimier 3 oder 
Artikel 47 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie 2009/65/ 

EG. § 255 Absatz 3 mid 4 bleibt unberülirt. Rückgabeerklä- 
nmgen. die em Anleger vor der Versclunelzimg bezüglich 
der von ilun gehaltenen Anteile abgibt, gelten nach der Ver- 
sclmielzimg weiter imd beziehen sich dami auf Anteile des 
Anlegers an dem übemeluneuden Investmentvennögen mit 
entsprechendem Wert. 

(2) Unbeschadet der Bestinmiungen des Absatzes 1 kamt 
die Bimdesanstalt bei Versclmielzungen abw'eichend von 
§ 98 Absatz 1 die zeitweilige Aussetzmig der Rücknalmie 
der Anteile verlangen oder gestatten, w'emi eine solche Aus- 
setzung aus Gründen des Anlegerschutzes gerechtfertigt ist. 

(3) Die Kapitalverw'altimgsgesellschafl hat den Anlegern 
des übertragenden Sondeivermögens imd des übernehmen- 
den Sondervennögens oder EU-OGAW sowie der Bimdes- 
anstalt auf Anfrage kostenlos eine Abscluift der Erklänmg 
des Prüfers gemäß § 185 Absatz 2 zur Verfugimg zu stellen. 

§ 188 

Kosten der Verschmelzung 

Eine Kapitalverwaltimgsgesellschaft darf jegliche Kos- 
ten. die mit der Vorbereitung und Durchfülmmg der Ver- 
sclmielzmig verbimden sind, w'eder dem übeitiagenden Son- 
deivemiögen noch dem übemeluneuden Sondervemiögen 
oder EU-OGAW noch iluen Anlegern in Reclmimg stellen. 

§ 189 

Wirksamwerden der Verschmelzung 

(1) Die Versclunelzimg w'ird mit Ablauf des Geschäftsjah- 
res des übertragenden Sondervennögens w'irksam. w'enn 

1. die Versclunelzimg im laufenden Geschäftsjalu geneh- 
migt worden ist. 

2. soweit erforderlich, die Hauptversammlungen der betei- 
ligten Investmentvennögen zugestinunt haben. 

3. die Werte des übemeluneuden und des übeltragenden 
Sondervemiögens oder EU-OGAW zimi Ende des Ge- 
schäftsjahres des übertragenden Sonden'emiögens (Über- 
tragimgsstichtag) berecluiet w'orden sind imd 

4. das Umtauschverhältnis der Anteile sowie gegebenen- 
falls der Barzalilmig in Höhe von nicht mein als 10 Pro- 
zent des Nettoinventarw'ertes dieser Anteile zimi Übertra- 
gungsstichtag festgelegt w'orden ist. 

(2) Es kaiui ein anderer Stichtag bestimmt w^erden. mit 
dessen Ablauf die Verschmelzung wmksani w^erden soll. Die- 
ser Zeitpunkt darf erst nach einer gegebenenfalls erforder- 
lichen Zustimmung der stinmiberechtigten Aktionäre der 
übemeluneuden oder übertragenden hivestmentaktiengesell- 
schaft mit veränderlichem Kapital oder des übemelmienden 
oder übertragenden EU-OGAW liegen, hn Übrigen ist Ab- 
satz 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Werte des 
übemeluneuden imd des übertragenden Sondervemiögens 
zu diesem Stichtag zu berecluien sind luid das Umtauschver- 
hältnis zu diesem Stichtag festzulegen ist. 

(3) Die am Verschmelziuigsvorgang beteiligten Kapi- 
talverw’altimgsgesellschaften luid die Verw'alustellen haben 
die lüerftir erforderlichen tecluiischen Umbuchungen imd 
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rechtsgeschäfthcheii Haudhmgen vorzimelunen imd sich ge- 
genseitig hierüber zu unterrichten. 

(4) Die Kapitalverw'altimgsgesellschaft des übenielunen- 
den Sonder\'emiögens hat das Wii'ksamwerden der Ver- 
sclunelzung iui Bimdesanzeiger und darüber liinaus in einer 
liiiueichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung 
oder in den ini Verkaufsprospekt bezeicluieten elektroni- 
schen Infonnationsniedien bekaimt zu machen. Bei einer 
grenzübersclueitendeu Versclmielzung hat sie das Wirk- 
sanwerden der Versclunelzimg nach den entsprechenden 
Rechtsvorscliriften des Herkunftsstaates des übemelunen- 
den EU-OGAW zu veröffenthchen. Die Bimdesanstalt ist 
hierüber zu imterrichten; bei der Versclmielzmig eines 
EU-OGAW auf ein OGAW-Sonder\'ennögen sind auch die 
zuständigen Stellen im Herkunftsstaat des übertragenden 
EU-OGAW zu miterrichten. 

(5) Eine Versclmielzmig. die nach Absatz 1 oder Absatz 2 
wirksam geworden ist. kamt nicht iiielir für' nichtig erklärt 
werden. 

§ 190 

Rechtsfolgen der Verschmelzung 

(1) Eine Versclunelzimg durch Aufiialmie hat folgende 
Auswirkungen : 

1. alle Vemiögensgegenstände mid Verbindliclikeiten des 
übertragenden Sonderveniiögens gehen auf das über- 
nelmieride Sondervemiögen oder den übemelmienden 
EU-OGAW über; 

2 . die Anleger des übertragenden Soiiderveraiögens werden 
Anleger des übemelmienden Sondervennögens oder des 
übemehnienden EU-OGAW; sie haben, soweit dies im 
Versclmielzimgsplan vorgesehen ist. Arispmch auf eine 
Barzalilmig in Höhe von bis zu 10 Prozent des Wertes 
ihrer Anteile am übertragenden Sonden^emiögen. wobei 
dies nicht gilt, soweit das übemelmiende Sonder^'emiö- 
geti oder der übernehmende EU-OGAW Anteilsinliaber 
des übertragenden Sondervemiögens ist; Rechte Dritter 
an den Anteilen bestehen an den an ilue Stelle tretenden 
Anteüen weiter mid 

3. das übertragende Sondervemiögen erlischt. 

(2) Eine Versclmielzmig dmch Neugründmig hat folgende 
Auswirkmigen: 

1. alle Vermögensgegenstände mid Verbindlichkeiten der 
übertragenden Sonden emiögen gehen auf das neu ge- 
gründete Sondervemiögen oder den neu gegründeten 
EU-OGAW über; 

2. die Anleger der übertragenden Sondervemiögen werden 
Anleger des neu gegründeten Sonderv emiögens oder des 
neu gegründeten EU-OGAW; sie haben, soweit dies im 
Verscluuelzimgsplan vorgesehen ist. Arispmch auf eine 
Barzalilmig in Höhe von bis zu 10 Prozent des Wertes 
üuer Anteile an dem übertragenden Sondervemiögen; 

Rechte Dritter an den Anteilen bestehen an den an ilue 
Stelle tretenden Anteilen weiter mid 

3. die übertragenden Sondervemiögen erlöschen. 

(3) Die neuen Anteile des übemelmienden oder neu 
gegründeten Sonden'emiögens gelten mit Begirm des Tages. 
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der dem Übertragungsstichtag folgt, als bei den Anlegern des 
übertragenden Sonder\ ennögens oder EU-OGAW ausge- 
geben. 

§ 191 

Verschmelzung mit Investmentaktiengesellsrhaften 
mit veränderlichem Kapital 

(1) Die §§ 181 bis 190 sind entsprechend anzuw'enden auf 
die Versclunelzimg 

1 . eines Sonden'ennögens auf eine Investmentaktiengesell- 
schaft mit veränderlichem Kapital oder auf ein Teilgesell- 
schaftsvermögen einer Investmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital. 

2. eines Teilgesellschaftsvennögens einer hivestmentak- 
tiengesellschaft mit veränderlichem Kapital auf ein ande- 
res Teilgesellschaftsvermögen derselben hivestmentak- 
tiengesellscliaft. 

3. eines Teilgesellschaftsvermögens einer Investment- 
aktiengesellscliaft mit veränderhchem Kapital auf ein 
Teilgesellschaftsvermögen einer anderen hivestnient- 
aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital imd 

4. eines Teilgesellschaftsvermögens einer hivestment- 
aktiengesellscliaft mit veränderlichem Kapital auf em 
Sondeivemiögen oder auf einen EU-OGAW. 

(2) Die §§ 183, 186, 189 imd 190 sind entsprechend anzu- 
wenden auf die Versclunelzmig eines EU-OGAW auf eine 
OGAW-hivestmentaktiengesellscliaft oder auf ein Teilgesell- 
schaftsvennögen einer OGAW-hivestmentaktiengesellscliaft. 

(3) Auf die Fälle der Versclunelzimg einer Investmeiit- 
aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital auf eine 
andere hivestmentaktiengesellschaft mit veränderhchem 
Kapital, auf ein Teilgesellschaftsveimögen einer Investmen- 
taktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital, auf ein Son- 
den ermögen oder auf einen EU-OGAW sind die Vorsclirif- 
ten des Umwandlungsgesetzes über die Versclunelzimg 
anzuwenden, soweit sich aus der entsprechenden Anwen- 
dimg der §§ 167, 182. 188 imd 189 Absatz 2 bis 5 sowie des 
§ 190 nichts anderes ergibt. 

(4) Die Satzimg einer hivestmentaktiengesellscliaft mit 
veränderhchem Kapital darf fth' die Zustinmimig der Aktio- 
näre zu einer Versclmielzimg nicht mein als 75 Prozent der tat- 
sächhch abgegebenen Stimmen der bei der Hauptversanmi- 
hmg anwesenden oder vertretenen Aktionäie verlangen. 

(5) Bei intern verwalteten hivestmentaktiengesellschaften 
mit veränderlichem Kapital dürfen entsprechend den Vorga- 
ben des § 188 die Kosten einer Versclmielzimg nicht den An- 
lageaktionären zugereclmet werden. 

Abschnitt 2 

Investmentvermögen gemäß 
der OGAW-Richtlinie 

§ 192 

Zulässige Vermögeusgegenstände 

Die OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft darf für ei- 
nen inländischen OGAW nur die in den §§193 bis 198 ge- 
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nannten Vennögensgegenstände erwerben. Edehnetalle und 
Zertifikate über Edehnetalle dürfen von der OGAW-Kapital- 
verwaltiuigsgesellschaft ftir einen inländischen OGAW nicht 
erw'orben w'erden. 


§ 193 

Wertpapiere 


§ 193 

unverändert 


(1) Die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft darf vor- 
behaltlich des § 198 für Reclmung eines inländischen 

OGAW nur Wertpapiere erw'erben. 

1. die an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Eiuopä- 
ischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an 
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in 
diesen einbezogen sind. 

2. die ausscliheßhch an einer Börse außerhalb der Mitglied- 
staaten der Europäischen Union oder außerhalb der an- 
deren Vertragsstaaten des Abkonmiens über den Eiuo- 
päischen Wirtschaftsraiun zmn Handel zugelassen oder 
in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten 
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern 
die Wald dieser Börse oder dieses orgaiusierten Marktes 
von der Bimdesanstalt zugelassen ist. 

3. deren Zulassung an einer Börse in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einem anderen Vertrags- 
staat des Abkonmiens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraimi zum Handel oder deren Zulassmig an einem 
organisierten Markt oder deren Einbeziehiuig in diesen 
Markt in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertiagsstaat des Abkonmiens 
über den Europäischen Wiitschaftsraimi nach den Ausga- 
bebedingimgen zu beantragen ist. sofern die Zulassung 
oder Einbeziehimg dieser Wertpapiere innerhalb eines 
Jahres nach ilirer Ausgabe erfolgt. 

4. deren Zulassung an einer Börse zum Handel oder deren 
Zulassung an einem organisierten Maikt oder die Einbe- 
ziehung in diesen Markt außerhalb der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Ver- 
tragsstaaten des Abkonmiens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingimgen zu be- 
antragen ist. sofern die Wald dieser Börse oder dieses or- 
ganisierten Marktes von der Bmidesanstalt zugelassen ist 
luid die Zulassmig oder Einbeziehmig dieser Wertpapiere 
innerhalb eines Jalires nach ilirer Ausgabe erfolgt. 

5 . in Fonn von Aktien, die dem udändischen OGAW bei ei- 
ner Kapitalerhöhmig aus Gesellschaftsmitteln zustehen. 

6. die in Aiisübmig von Bezugsrechten, die zum iidändi- 
schen OGAW gehören, erwwben werden. 

7. in Form von AnteUen an gescldossenen Fonds, die die in 
Artikel 2 Absatz 2 Buclistabe a mid b der Richtlinie 2007/ 
16/EG der Konmiission vom 19. März 2007 zur Durch- 
fülinmg der Richtlinie 85/611/EWG des Rates zur Koor- 
dinienmg der Rechts- mid Veiwaltimgsvorschriften be- 
treffend bestinmite Organismen für gemeinsame Aidagen 
in Wertpapieren (OGAW) im Hinblick auf die Erläute- 
nuig gewisser Definitionen (ABI. L 79, S. 11) genaimten 
Kriterien erfüllen. 
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8. in Fonn von Finanzinstiumenten. die die in Artikel 2 Ab- 
satz 2 Buchstabe c der Richtlinie 2007/16/EG genaimten 
Kriterien erfüllen. 

Der Erw'erb von Wertpapieren nach Satz 1 Nuuuner 1 bis 4 
darf nur erfolgen, wenn zusätzlich die Voraussetzungen des 
Artikels 2 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a bis c Ziffer i. 
Buchstabe d Ziffer i luid Buchstabe e bis g der Richtlinie 
2007/16/EG erftült smd. 

(2) Wertpapiere nach Maßgabe des Absatzes 1 sind auch 
Bezugsrechte, sofern sich die Wertpapiere, aus denen die Be- 
zugsrechte herriilu'eu. im inländischen OGAW befinden kön- 
nen. 


§ 194 


§ 194 

unverändert 


Geldmai'ktinstrumente 


(1) Die OGAW-Kapitalverw'altiuigsgesellschaft darf 
vorbehaltlich des § 198 für Reclmimg eines inländischen 
OGAW Instnunente. die üblicherweise auf dem Geldmarkt 
gehandelt werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die im 
Zeitpmikt ilires Erw'erbs für den inländischen OGAW eine 
restliche Laufzeit von höchstens 397 Tagen haben, deren 
Verzinsimg nach den Ausgabebedingmigen wälirend ilirer 
gesamten Laufzeit regelmäßig, mindestens aber eimnal in 
397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder deren Risiko- 
profil dem Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht 
(Geldmarktinstnmiente), nur erwerben, wemi sie 

1 . an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkom- 
mens über den Europäischen Wiilschaftsraimi zmn Han- 
del zugelassen oder dort an emem anderen organisierten 
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind. 

2 . ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitghedstaa- 
ten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum zmn Handel zugelassen oder dort an 
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in 
diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Börse 
oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt 
zugelassen ist. 

3. von der Europäischen Union, dem Bimd. einem Sonder- 
vennögen des Bmides. einem Land, einem anderen Mit- 
ghedstaat oder einer anderen zentralstaatlichen, regiona- 
len oder lokalen Gebietskörperscliaft oder der Zentralbank 
eines Mitghedstaates der Europäischen Union, der Euro- 
päischen Zentralbank oder der Europäischen Inves- 
titionsbank. einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bim- 
desstaat ist. einem Ghedstaat dieses Bundesstaates oder 
von einer intemationalen öfifentlich-rechtlichen Eimich- 
timg. der mindestens ein Mitgliedstaat der Emopäischen 
Union angehört, begeben oder garantiert werden. 

4. von einem Untemelmien begeben werden, dessen Wert- 
papiere auf den imter den Nmmnem 1 mid 2 bezeiclmeten 
Märkten gehandelt werden. 

5. begeben oder garantiert werden 

a) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der 
Europäischen Union festgelegten Kriterien einer Auf- 
sicht imterstellt ist oder 
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b) einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestinunungen. die 
nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des 
Rechts der Europäischen Union gleichwertig sind, un- 
terhegt imd diese einliält oder 

6. von anderen Emittenten begeben w'erden imd es sich bei 

dem jew'eihgen Emittenten 

a) um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von 
mindestens 10 Millionen Euro handelt, das seinen 
Jaluesabscliluss nach den Vorscluiften der Vierten 
Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 
über den Jahresabscliluss von Gesellschaften be- 
stimmter Rechtsformen (ABI. L 222, S. 11), die zu- 
letzt durch Artikel 49 der Richtlinie 2006/43/EG des 
Europäischen Parlaments luid des Rates vom 17. Mai 
2006 (ABI. L 157, S. 87) geändert worden ist. erstellt 
und veröffentlicht. 

b) um einen Rechtsträger handelt, der iimerhalb einer 
Untemelmiensgnippe. die eine oder melirere börsen- 
notierte Gesellschaften umfasst, für die Finanziermig 
dieser Gruppe zuständig ist oder 

c) um einen Rechtsträger handelt, der die wertpapiermä- 
ßige Unterlegimg von Verbindliclikeiten durch Nut- 
zung einer von einer Bank eingeräimiten Kreditlinie 
finanzieren soll; für die weilpapiemiäßige Unterle- 
gmig mid die von einer Bank eingeräumte Kreditlinie 
gilt Artikel 7 der Richtlinie 2007/16/EG. 

(2) Geldmarktinstnunente im Siime des Absatzes 1 dürfen 
nur erworben werden, w'emi sie die Voraussetzungen des Ar- 
tikels 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2007/1 6/EG erfüllen. 

Für Geldmarktinstruniente im Siime des Absatzes 1 Num- 
mer 1 und 2 gilt Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2007/ 16/EG. 

(3) Geldmarktinstnunente im Siime des Absatzes 1 Num- 
mer 3 bis 6 dürfen nur erwürben w'erden. w'enn die Emission 
oder der Emittent dieser histnmiente Vorschriften über den 
Einlagen- und den Anlegerschutz unterliegt imd zusätzlich 
die Kriterien des Artikels 5 Absatz 1 der Richtlinie 2007/16/ 

EG erfüllt sind. Für den Erw'erb von Geldmarktinstrumen- 
ten. die nach Absatz 1 Nununer 3 von einer regionalen oder 
lokalen Gebietskörperschaft eines Mitghedstaates der Euro- 
päischen Union oder von einer intemationalen öffentlich- 
rechtlichen Einrichtimg im Siime des Absatzes 1 Nimmier 3 
begeben w’erden. aber w'eder von diesem Mitgliedstaat oder, 
weim dieser ein Bmidesstaat ist. einem Gliedstaat dieses 
Bundesstaates garantiert w'erden mid für den Erw’erb von 
Geldmarktinstrumenten nach Absatz 1 Nunmier 4 imd 6 gilt 
Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2007/16/EG; für den 
Erw’erb aller anderen Geldmarktinstrumente nach Absatz 1 
Niunmer 3 außer Geldmarktinstiumenten. die von der Euro- 
päischen Zentralbank oder der Zentralbank eines Mitglied- 
staates der Europäischen Union begeben oder garantiert wur- 
den. gilt Artikel 5 Absatz 4 dieser Richtlinie. Für den Eiwerb 
von GeldmarktinstiTunenten nach Absatz 1 Niunmer 5 gelten 
Artikel 5 Absatz 3 imd. w'eim es sich mn Geldmarktinstru- 
mente handelt, die von einem Kr editinstitut, das Aufsichts- 
bestiumiiuigen. die nach Auffassmig der Bimdesanstalt den- 
jenigen des Rechts der Eiuopäischen Union gleichwertig 
sind, miterhegt mid diese einliält. begeben oder garantiert 
W'erden. Artikel 6 der Richtlinie 2007/16/EG. 
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§ 195 

Buukguthaben 


§ 195 

unverändert 


Die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft darf für 
Reclmung eines inländischen OGAW nur Bankguthaben hal- 
ten. die eine Laufzeit von höchstens zwölf Monaten haben. 
Die auf Sperrkonten zu ftüuenden Gutliaben köimen bei 
einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraimi imter- 
halten werden; die Guthaben kömien auch bei einem Kredit- 
institut mit Sitz in einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestim- 
mmigen nach Auffassimg der Bundesanstalt denjenigen des 
Rechts der Europäischen Union gleichw'ertig sind, gehalten 
werden. 


§ 196 


§ 196 

unverändert 


Investmentauteile 


(1) Die OGAW-Kapitalverw^altmigsgesellschaft kamt für 
Reclmmig eines inländischen OGAW Anteile an OGAW er- 
werben. Anteile an anderen inländischen Sondervermögen 
imd Investmentaktiengesellschafiten mit veränderhchem 
Kapital sowie Anteile an ausländischen offenen Investment- 
vemiögen. die keine Anteile an EU-OGAW sind, kaim sie 
nur erwerben, wemi 

1 . diese nach Rechtsvorscliriften zugelassen wurden, die sie 
einer wirksamen öffentlichen Aufsicht zum Schutz der 
Anleger unterstellen und ausreichende Gewälu für eine 
befriedigende Zusammenarbeit zwischen den Behörden 
besteht. 

2. das Schutzniveau des Anlegers dem Schutzniveau eines 
Anlegers in einem inländischen OGAW gleichw'ertig ist 
imd insbesondere die Voiscluiften für die getrennte Ver- 
w'alinmg der Vermögensgegenstände, für die Kreditauf- 
nahme und die Kreditgew'älinmg sowie für Leeiveikäufe 
von Wertpapieren und Geldmarktinstiumenten den Anfor- 
denmgen der Richtlinie 85/611/EWG gleichw'ertig sind. 

3 . die Geschäftstätigkeit Gegenstand von Jahres- und Halb- 
jahresberichten ist. die es erlauben, sich ein Urteil über 
das Vermögen und die Verbindliclikeiten. die Erträge imd 
die Transaktionen im Berichtszeitraum zu bilden. 

4. die Anteile dem Publikmn olme eine zahlenmäßige Be- 
grenzimg angeboten w'erden und die Anleger das Recht 
ziu Rückgabe der Anteile haben. 

Anteile an inländischen Sondeivemiögen. an hivestmentak- 
tiengesellscliaften mit veränderlichem Kapital, an EU-OGAW 
mid an ausländischen offenen AJF dürfen nur eiw'orben W'er- 
den. w'enn nach den Anlagebedingungen oder der Satzung der 
OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft. der hivestmentak- 
tiengesellscliaft mit veränderlichem Kapital, des ausländi- 
schen AIF oder der ausländischen ALF -Verwaltungsgesellschaft 
insgesamt höchstens 10 Prozent des Wertes ilires Vermögens 
in Anteilen an anderen inländischen Sondeivemiögen. hivest- 
mentaktiengesellscliafren mit veränderlichem Kapital oder 
ausländischen offenen AIF angelegt w'erden dürfen. 

(2) Beim Erw'erb von Anteilen im Sitme des Absatzes 1, 
die direkt oder indirekt von derselben OGAW-Kapitalver- 
w'altimgsgesellschaft oder von einer Gesellschaft verwaltet 
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werden, init der die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
durch eine w'esentliche umnittelbare oder mittelbare Beteih- 
gimg verbmiden ist. darf die OGAW-Kapitalveiwaltiuigsge- 
sellschaft oder die andere Gresellscliaft fiii' den Erw'erb mid 
die Rücknalune keine Ausgabeaufschläge imd Rücknalmie- 
abscliläge bereclmen. 

§ 197 

Gesamtgrenze; Derivate; Verordnungsermächtigung 

(1) Der inländische OGAW darf nm in Derivate, die von 
Wertpapieren. Geldmarktinstimnenten. Investmentanteilen 
gemäß § 196. Finanzindizes im Simie des Artikels 9 Absatz 1 
der Richtlinie 2007/1 6/EG, Zinssätzen. Wechselkmsen oder 
Wähnmgen. in die der inländische OGAW nach seinen An- 
lagebedingiuigen investieren darf, abgeleitet sind, zu Invest- 
mentzw’ecken investieren. Satz 1 gilt entsprechend für Fi- 
nanzinstrumente mit derivativer Komponente im Simie des 
Artikels 10 Absatz 1 der Richtlinie 2007/16/EG. 

(2) Die OGAW- Verwaltungsgesellschaft muss sicherstel- 
len. dass sich das Marktrisikopotenzial eines inländischen 
OGAW durch den Einsatz von Derivaten luid Finanzinstru- 
menten mit derivativer Komponente gemäß Absatz 1 höclis- 
tens verdoppelt. 

(3) Das Bmidesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt. durch Rechtsverordnmig. die nicht der Zustimmmig des 
Bmidesrates bedarf. 

1. die Beschaffeidieit von zulässigen Risikomesssystemen 
für Derivate einscliließlich der Bemessiuigsmethode des 
Marktrisikopotenzials festzulegen. 

2. vorzuschreiben, wie die Derivate auf die Grenzen gemäß 
den §§ 206 imd 207 anzureclmen sind. 

3. näliere Bestimmimgen über Derivate zu erlassen, die 
nicht zum Handel an einer Börse zugelassen oder an 
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in 
diesen einbezogen sind. 

4. Bestimmimgen über die Bereclmmig und Begrenzimg 
des Anrechnmigsbetrages für das Konttahentenrisiko 
nach § 206 Absatz 5 Satz 1 Nununer 3 festzulegen. 

5. Aufeeiclmungs- imd Untemchtmigspflichten festzulegen. 

6. w'eitere Voraussetziuigen fiir den Abschluss von Geschäf- 
ten. die Derivate 2 nmi Gegenstand haben, festzulegen, 
insbesondere für Derivate, deren Wertentwicklimg zur 
Wertentwicklmig des dazugehörigen Basiswertes entge- 
gengesetzt verläuft. 

Das Bimdesministerium der Finanzen kaim die Ennächtigmig 
durch Rechtsverordnuug auf die Bmidesanstalt übeilragen. 

§ 198 

Sonstige Anlageiustrumeute 

Die OGAW-Kapitalveiwalttmgsgesellschaft darf nur bis 
zu 10 Prozent des Wertes des inländischen OGAW hisgesamt 
anlegen in 

1. Wertpapiere, die nicht zum Handel an einer Börse zu- 
gelassen oder an einem anderen organisierten Markt zu- 
gelassen oder in diesen einbezogen sind, im Übrigen je- 
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§ 197 

unverändert 


§ 198 

Sonstige Anlageiustrumeute 

Die OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaft darf nur bis 
zu 10 Prozent des Wertes des inländischen OGAW insgesamt 
anlegen in 

1. unverändert 


Drucksache 17/13395 


-216- 


Deutscher Bimdestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 

doch die Kriterien des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a 
bis c Ziffer ii. Buchstabe d Ziffer ii und Buclistabe e bis g 
der Richtlinie 2007/1 6/EG erflillen. 

2. Geldinarktinstrrunente von Emittenten, die nicht den 
Anforderungen des § 194 genügen, sofern die Geldmarkt- 
instnmiente die Voraussetziuigen des Artikels 4 Absatz 1 
imd 2 der Richtlirrie 2007/1 6/EG erfüllerr. 

3. Aktien, w'elche die Anfordenmgetr des § 193 Absatz 1 
Nummer 3 imd 4 erfüllerr. 

4. Fordenmgen aus Gelddarleherr. die nicht unter § 194 
fallen. Teilbeträge eines von einem Dritten gewährten 
Gesamtdarlehens sind mid über die ein Schuldschein 
aitsgesteUt ist (Schuldscheindarlehen), sofern diese For- 
denmgen nach dem Erw'erb für den inländischen OGAW 
mindestens zw'eimal abgetreten werden körmen mid das 
Darlehen gewährt wurde 

a) dem Bund, einem Sorrdetv’ennögen des Bimdes. ei- 
nem Land, der Europäischen Union oder einem Staat, 
der Mitglied der Organisation für wirtscliaftliche Zu- 
sammenarbeit imd Entwicklimg ist. 

b) einer anderen inländischen Gebietskörperschaft oder 
einer Regionalregiermrg oder örtlichen Gebietskör- 
perschaft eines anderen Mitgliedstaates der Euro- 
päischen Union oder eines anderen Vertragsstaates 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum. sofern die Fordenmg an die Regionalregienmg 
oder an die Gebietskörperschaft gemäß Artikel 110 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr ..J2013 [CRR-Ver- 
oj'dnungJ in derselben Weise behandelt werden kann 
wie eine Fordenmg an den Zentralstaat, auf dessen 
Hoheitsgebiet die Regionalregienmg oder die Ge- 
bietskörperscliaft ansässig ist. 

c) sonstigen Körperschaften oder Anstalten des öffent- 
lichen Rechts mit Sitz im Inland oder in einem ande- 
ren Mitgliedstaat der Emopäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkonmiens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum. 

d) Unternehmen, die Wertpapiere ausgegeben haben, die 
an einem organisierten Markt im Sirme von § 2 Ab- 
satz 5 des Wertpapierhandelsgesetzes zimi Handel 
zugelasseu sind oder die an einem anderen organisier- 
ten Markt, der die wesentlichen Anfordenmgen an 
geregelte Märkte im Siime der Richtlinie 2004/39/EG 
in der jeweils geltenden Fassung erfüllt, zimi Handel 
zugelassen sind oder 

e) gegen Übemalune der Gewälirleistung für die Ver- 
zinsmig mid Rückzalilmig dmch eine der in den Buch- 
staben a bis c bezeiclmeten Stellen. 

§ 199 

Ki'editaufuahme 

Die OGAW-Kapitalveiwaltmigsgesellschaft darf für ge- 
meinschafthche Reclmmig der Anleger kurzfristige Kredite 
nur bis zur Höhe von 10 Prozent des Wertes des inländischen 
OGAW imd nur aufrielmien. w'emi die Bedingimgen der Kre- 
ditaufrialime marktübhch sind mid dies in den Anlagebedin- 
gimgen vorgesehen ist. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. Fordenmgen aus Gelddarlehen, die nicht imter § 194 
fallen. Teilbeträge eines von einem Dritten gewährten 
Gesamtdarlehens sind imd über die ein Schuldschein 
ausgestellt ist (Schuldscheindarlehen), sofern diese For- 
denmgen nach dem Erw'erb fiir den inländischen OGAW 
mindestens zw'eimal abgetreten werden kömien und das 
Darlehen gewährt wirde 

a) unverändert 


b) einer anderen inländischen Gebietskörperschaft oder 
einer Regionalregienmg oder örtlichen Gebietskör- 
perschaft eines anderen Mitghedstaates der Emo- 
päischen Union oder eines anderen Vertragsstaates 
des Abkonmiens über den Emopäischen Wirtschafts- 
rauni. sofern die Fordenmg an die Regionalregiermig 
oder an die Gebietskörperschaft gemäß Anhang VI 
Teil 1 Nnmmer 9 der Richtlinie 2006/48/EG in der- 
selben Weise behandelt werden kami wie eine Forde- 
rmig an den Zentralstaat, auf dessen Hoheitsgebiet die 
Regionafregienmg oder die Gebietskörperschaft an- 
sässig ist. 

c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 

§ 199 

unverändert 
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§ 200 

Wertpapier-Darlehen, Sicherheiten 

(1) Die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft darf für 
Reclmung des inländischen OGAW Wertpapiere an einen 
Dritten (Wertpapier-Darlehensneluner) gegen ein markt- 
gerechtes Entgelt nur mit der Maßgabe übertragen, dass der 
Wertpapier-Darlehensuelmier der OGAW-Kapitalverwal- 
buigsgesellschaft für Reclmung des uiländischen OGAW 
Wertpapiere von gleicher Art. Güte luid Menge zurückzuer- 
statten hat (Wertpapier-Darlehen), wemi dies in den Anlage- 
bedingimgen vorgesehen ist. Weitpapier-Darlehen dürfen 
einem Wertpapier- Darlehensnelmier nur insoweit gewährt 
werden, als der Kiuswert der zu übertragenden Wertpapiere 
zusammen mit dem Kurswert der für' Reclmimg des inländi- 
schen OGAW dem Weitpapier-Darlehensnelmier bereits als 
Wertpapier-Darlehen übertragenen Wertpapiere 10 Prozent 
des Wertes des inländischen OGAW nicht übersteigt; Wert- 
papier-Darlehen an konzemangehörige Untemelmien im 
Siime des § 290 des Handelsgesetzbuchs gelten als Wertpa- 
pier-Darlehen an dasselbe Untemelmien. Die OGAW-Kapi- 
talverw’altmigsgesellschaft muss jederzeit ziu Kündigung 
des Wertpapier-Darlehens berechtigt sein. 

(2) Die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellscliaft darf Wert- 
papiere nach Absatz 1 niu übertragen, weim sie sich vor 
Übertragmig oder Zug um Zug gegen Übeitragimg der Wert- 
papiere für Rechnmig des inländischen OGAW ausreichende 
Sicherheiten diucli Geldzahlmig oder durch Verpfandimg 
oder Abtretimg von Gutliaben oder diu'cli Übereignmig oder 
Verpfandimg von Wertpapieren oder Geldmarktinstnmien- 
ten nach Maßgabe der Sätze 2 imd 3 mid des Absatzes 3 hat 
gewäliren lassen. Die durch Verfügimgen nach Satz 1 ge- 
währten Guthaben müssen auf Euro oder auf die Wälirung 
lauten, in der die Anteile oder Aktien des inländischen 
OGAW begeben wurden. Die Guthaben müssen 

1 . auf Sperrkonten bei der Verw'alu'stelle oder mit ihrer Zu- 
stimmimg auf Sperrkonten bei anderen Kreditinstituten 
mit Sitz in einem Mitghedstaat der Emopäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkonmiens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder bei einem ande- 
ren Kreditinstitut mit Sitz in einem Drittstaat nach Maß- 
gabe des § 195 Satz 2 Halbsatz 2 miterhalten werden oder 

2. in der Wälinmg des Guthabens angelegt werden 

a) in Schuldversclireibmigen. die eine hohe Quahtät 
aufw'eisen mid die vom Bmid. von einem Land, der 
Europäischen Union, einem Mitghedstaat der Euro- 
päischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, 
einem anderen Vertragsstaat des Abkonmiens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem Dritt- 
staat ausgegeben w'orden sind. 

b) in Geldmarktfonds mit kmzer Laufzeitstinktur ent- 
sprechend von der Bmidesanstalt auf Grundlage von 
§ 4 Absatz 2 erlassenen Richtlinien oder 

im Wege eines Pensionsgeschäftes mit einem Kreditinstitut, 
das die jederzeitige Rückfordenmg des aufgelaufenen Gut- 
habens gew'älirleistet. 

Die Erträge aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem 
inländischen OGAW zu. Zu veipfändende Wellpapiere müs- 
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§200 

Wertpapier-Darlehen, Sicherheiten 
(1) unverändert 


(2) Die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaff darf Wert- 
papiere nach Absatz 1 nur übertragen, wemi sie sich vor 
Übertragmig oder Zug mii Zug gegen Übertragmig der Wert- 
papiere für' Reclmimg des inländischen OGAW ausreichende 
Sicherheiten dmch Geldzahlmig oder durch Verpfandmig 
oder Abtietmig von Guthaben oder dmch Übereignmig oder 
Verpfandmig von Wertpapieren oder Geldmarktinstnmien- 
ten nach Maßgabe der Sätze 2 imd 3 mid des Absatzes 3 hat 
gewähren lassen. Die dmch Verfügimgen nach Satz 1 ge- 
währten Guthaben müssen auf Emo oder auf die Wälirung 
lauten, in der die Anteile oder Aktien des inländischen 
OGAW begeben wtirden. Die Guthaben müssen 

1. unverändert 


2. in der Wähnmg des Guthabens angelegt werden 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) im Wege eines Pensionsgeschäftes mit einem Kredit- 
institut. das die jederzeitige Rückfordenmg des aufge- 
laufeneu Guthabens gewälirleistet. 

Die Erträge aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem 
inländischen OGAW zu. Zu verpfändende Wertpapiere niüs- 


Drucksache 17/13395 


-218- 


Deutscher Bimdestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 

seil von einem geeigneten Kieditinstitut veiwahrt werden. 
Als Sicherheit mizulässig sind Wertpapiere, die vom Wert- 
papier-Darlehensnelmier oder von einem zu demselben Kon- 
zern gehörenden Untemelmien ausgestellt sind. 

(3) Der Kurswert der als Wertpapier-Dailehen zu übertra- 
genden Wertpapiere bildet zusanunen mit den zugehörigen 
Erträgen den zu sichernden Wert (Sicherangswert). Der Um- 
fang der Sicherheitsleistung ist insbesondere unter Berück- 
sichtigimg der wirtschaftlichen Verhältnisse des Wertpapier- 
Darlehensnelmters zu bestinunen. Die Sicherheitsleistung 
darf den Sichenmgswert zuzüglich eines marktüblichen Auf- 
sclilags nicht imtersclueiten. Die OGAW-Kapitalverw'al- 
timgsgesellschaft hat imverzüglich die Leistmig weiterer 
Sicherheiten zu verlangen, wemi sich auf Gnmd der börsen- 
täghchen Ermittlimg des Sichenmgswertes imd der erhalte- 
nen Sicherheitsleistiuig oder einer Verändenmg der wirt- 
schafthchen Verhältnisse des Wertpapier-Dailehensnehmers 
ergibt, dass die Sicherheiten nicht melir ausreichen. 

(4) Die OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellscliaft hat der 
Bundesanstalt imverzüghch die Untersclueitung des Wertes 
der Sicherheitsleistmig unter den Sichenmgswert imter Dar- 
legimg des Sachverhalts anzuzeigen. 

§201 

Wertpapier-Darlehensvertrag 

In dem Darlehensvertiag zwischen der OGAW-Kapital- 
verwaltungsgesellschaft mid dem Wertpapier-Darlehens- 
nelmier sind neben den auf Giuud des § 200 erforderlichen 
Regehmgen insbesondere festzulegen: 

1 . die Verpflichtung des Wertpapier-Darlehensnehmers, die 
Erträge aus den als Wertpapier-Dailehen erhaltenen 
Wertpapieren bei Fälligkeit an die Verw'ahrstelle für 
Recluumg des inländischen OGAW zu zalüen: 

2. die Verpflichtimg des Wertpapier-Darlehensneluners. als 
Wertpapier-Darleheu erhaltene Aktien der OGAW-Kapi- 
talverwaltungsgesellscliaft so rechtzeitig zurückzuerstat- 
ten. dass diese die verbrieften Rechte ausüben kaim: dies 
gilt nicht für Ansprüche auf Anteile am Gewinn; die Ver- 
pflichtimg zur Rückerstattmig ist entbelulich. weim die 
OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaft ziu Ausübung 
der Stimmrechte aus den Aktien bevollmächtigt worden 
ist imd die Stimmrechte ausüben kaim imd 

3. die Rechte der OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
bei nicht rechtzeitiger Erfüllmig der Verpflichtungen des 
Wertpapier-Darlehensnelmiers . 

§ 202 

Organisierte Wertpapier-Darlehenssysteme 

Die OGAW-Kapitalverw^altmigsgeseUschaft kaim sich ei- 
nes von einer Wertpapiersanmielbank oder von einem ande- 
ren Untemelmien. dessen Untemelmiensgegenstand die Ab- 
wickhmg von grenzübersclireitenden Effektengescliäften für 
andere ist imd das in den Anlagebedingimgen genaimt ist. 
organisierten Systems ziu Vennittlimg mid Abwicklmig von 
Wertpapier-Darlehen bedienen, das von den Anfordenmgen 
nach den §§ 200 imd 201 abweicht, weim durch die Bediii- 
gimgen dieses Systems die Walmmg der Interessen der An- 
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seil von einem geeigneten Kieditinstitut verw'ahrt werden. 
Als Sicherheit mizulässig sind Wertpapiere, die vom Wert- 
papier-Darlehensnelmier oder von einem zu demselben Kon- 
zern gehörenden Untemelmien ausgestellt sind. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§201 

unverändert 


§202 

unverändert 
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leger gewälirleistet ist. Von dem jederzeitigen Kündigungs- 
recht nach § 200 Absatz 1 darf nicht abgewichen werden. 

§203 

Pensionsgesrhäfte 

Die OGAW-Kapitalverwultungsgesellschaft darf fiir 
Reclmimg eures inländischen CXjAW Pensionsgeschäfte im 
Sinne des § 340b Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs mit Kre- 
ditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der 
Gnmdlage standardisierter Ralmienverträge nin abschheßen. 
wemi dies in den Anlagebedingimgen vorgesehen ist. Die 
Pensionsgeschäfte mtissen Wertpapiere zum Gegenstand ha- 
ben. die nach den Anlagebedingungen ftir das inländischen 
OGAW erwürben werden dürfen. Die Pensionsgeschäfte dür- 
fen höchstens eine Laufzeit von zwölf Monaten haben. Die 
OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft muss jedoch jeder- 
zeit zur Kündigung des Pensionsgeschäftes berechtigt sein. 
Die in Pension genonunenen Wertpapiere sind auf die An- 
lagegrenzen des § 206 Absatz 1, 2 luid 3 anzureclmen. 

§204 

Verweisung; Verordnungsermächtigung 

(1) Für die weiteren ui den §§ 192 bis211 genaimten Ver- 
mögensgegenstäude gelten die §§ 200 bis 203 simigemäß. 

(2) Die ui den §§ 200 und 203 genaimten Geschäfte müs- 
sen die Ul Artikel 11 Absatz 1 der Richtluiie 2007/1 6/EG ge- 
namiten Kriterien erfüllen. 

(3) Das Bimdesministerimn der Fmanzen wird ermäch- 
tigt. durch Rechtsverorduuug. die nicht der Zustiumimig des 
Bimdesrates bedarf, weitere Kriterien fiir die in den §§ 200 
luid 203 genannten Gescliäfte vorzusclueiben. insbesondere 
Bestinuumigen über die Bereclmmig imd Begrenzimg des 
Marktrisikopotenzials imd des Kontrahentemisikos sowie 
über die Beschaffenlieit luid die Anlage der Sicherheiten 
oder der Gegenstände der Pensionsgeschäfte imd deren An- 
reclmimg auf die Anlagegrenzen. Das Bimdesministeriimi 
der Finanzen kaim die Ermächtigung dmch Rechtsverord- 
nimg auf die Bundesanstalt übertragen. 

§205 

Leeiwerkäufe 

Die KapitalverwaltimgsgeseUschaft darf fiir gemeinscliaft- 
liche Rechmmg der Anleger keine Vemiögensgegenstände 
nach Maßgabe der §§ 193, 194 und 196 verkaufen, w'enn die 
jeweihgen Vemiögensgegenstände im Zeitpunkt des Ge- 
schäftsabschlusses nicht zum üiländischen OGAW gehören; 
§ 197 bleibt imberülirt. Die Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts 
wird durch eüien Verstoß gegen Satz 1 nicht berührt. 

§206 

Emittentengrenzeu 

(1) Die OGAW-Kapitalveiwaltmigsgesellschaft darf m 
Wertpapiere und Geldmarktmstnmiente desselben Emitten- 
ten nur bis zu 5 Prozent des Wertes des üiländischen OGAW 
anlegen; in diesen Werten dürfen jedoch bis zu 10 Prozent 
des Wertes des inländischen OGAW angelegt w'erden. wenn 
dies hl den Anlagebedhigimgen vorgesehen ist imd der Ge- 
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§203 

unverändert 


§204 

unverändert 


§205 

unverändert 


§206 

unverändert 
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saintw'ert der Wertpapiere imd GeldmarktinstiTunente dieser 
Emittenten 40 Prozent des Wertes des inländischen OGAW 
nicht übersteigt. 

(2) Die OGAW-Kapitah'eiwaltungsgesellschaft darf in 
Schuldversclireibmigen. Schuldscheindarlehen und Geldm- 
arktinstnuuente. die vom Bmid. von einem Land, der Euro- 
päischen Union, einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem anderen 
Vertragsstaat des Abkonunens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum. einem Drittstaat oder von einer interaationalen 
Organisation, der mindestens ein Mitgliedstaat der Eiuopä- 
ischen Union angehöit. ausgegeben oder garantiert worden 
sind, jeweils bis zu 35 Prozent des Wertes des inländischen 
OGAW nur anlegen. wemi dies in den Anlagebedingimgen 
vorgesehen ist. 

(3) Die OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaft darf in 
Pfandbriefe mid Konmiimalschuldversclu'eibimgen sowie 
Schuldversclireibungen. die von Kieditinstituten mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in eüieni 
anderen Vertragsstaat des Abkonunens über den Eiuopä- 
ischen Wirtschaftsraum ausgegeben worden sind, jew'eils bis 
zu 25 Prozent des Wertes des inländischen OGAW niu an- 
legen. wemi 

1 . dies in den Anlagebedingungen vorgesehen ist. 

2. die Kreditinstitute auf Grand gesetzlicher Vorschriften 
zmii Schutz der hdiaber dieser Schuldversclueibungen 
einer besonderen öffentlichen Aufsicht luiterliegen. 

3. die mit der Ausgabe der Schuldversclueibiuigen aufge- 
nonmienen Mittel nach den gesetzhchen Vorschriften in 
Vermögenswerten angelegt werden, die 

a) wäluend der gesamten Laufzeit der Schuldverscluei- 
bmigen die sich aus ihnen ergebenden Verbindlichkei- 
ten ausreichend decken luid 

b) bei einem Ausfall des Emittenten vorrangig für die 
falhg werdenden Rückzalilimgen imd die Zahlung der 
Zinsen bestimmt sind. 

Legt die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft melu als 
5 Prozent des Wertes des inländischen OGAW in Schuldver- 
sclueibungen desselben Emittenten nach Satz 1 an. hat sie si- 
cherzustellen. dass der Gesamtw'ert dieser Schuldverscluei- 
biuigen 80 Prozent des Wertes des inländischen OGAW nicht 
übersteigt. Die Bmidesanstalt übemiittelt der Eiuopäischen 
Wertpapier- luid Marktaufsichtsbehörde mid der Eiuopä- 
ischen Kommission ein Verzeiclmis der in Satz 1 genamiten 
Kategorien von Schuldverschreibmigen und Emittenten; die- 
sem Verzeichnis ist ein Vermerk beizufügen. in dem die Art 
der Deckimg erläutert W'ird. 

(4) Die OGAW-Kapitalverwultmigsgesellschaft darf nur 
bis zu 20 Prozent des Wertes des inländischen OGAW in 
Bankguthaben nach Maßgabe des § 195 bei demselben Kre- 
ditinstitut anlegen. 

(5) Die OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft hat 
sicherzustellen, dass eine Kombination aus 

1. Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von ein 
imd derselben Einrichtimg begeben werden. 

2. Einlagen bei dieser Eiiuichtimg imd 
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3 . Anrecluiiuigsbeträgen für das Kontrahentemisiko der init 
dieser Einrichtung eingegangenen Geschäfte 

20 Prozent des Wertes des jeweiligen inländischen OGAW 
nicht übersteigt. Satz 1 gilt für die in den Absätzen 2 imd 3 
genaimten Eniittenten imd Garantiegeber uiit der Maßgabe, 
dass die OGAW-Kapitalverw^altungsgesellschaft sicher- 
zustellen hat. dass eine Kombination der in Satz 1 genaimten 
Vermögensgegenstände luid Anreclmmigsbeträge 35 Prozent 
des Wertes des jeweiligen inländischen OGAW nicht über- 
steigt. Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in beiden 
Fällen imberülirt. 

(6) Die in den Absätzen 2 mid 3 genaimten Schuldver- 
sclueibimgen. Schuldscheindailehen imd Geldmarktinstru- 
mente werden bei der Anwendung der in Absatz 1 genaimten 
Grenze von 40 Prozent nicht berücksichtigt. Die in den Ab- 
sätzen 1 bis 5 genaimten Grenzen düifen abweichend von der 
Regehmg in Absatz 5 nicht kimmliert werden. 

(7) Wertpapiere und Geldmarktmstiuinente von Unter- 
nelmien. zwischen denen eine Verbindimg im Siime des 
§ 290 Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuclis besteht, 
gelten als Wertpapiere desselben Emittenten. 

§ 207 

Erwerb von Anteilen an Investmenti ermögen 

(1) Die OGAW-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft darf in 
Anteile an einem euizigen hivestmentvennögen nach Maß- 
gabe des § 196 Absatz 1 niu bis zu 20 Prozent des Wertes des 
inländischen OGAW anlegen. 

(2) Die OGAW-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft darf in 
Anteile an InvestmentvTrmögen nach Maßgabe des § 196 
Absatz 1 Satz 2 uisgesamt nur bis zu 30 Prozent des Wertes 
des inländischen OGAW anlegen. 

§208 

Ei'weiterte Anlagegrenzen 

Die OGAW-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft darf abw'ei- 
chend von § 206 Absatz 1 in Wertpapiere imd Geldmarktrns- 
tnmiente desselben Emittenten nach Maßgabe des § 206 Ab- 
satz 2 melu als 35 Prozent des Wertes des inländischen 
OGAW anlegen. weim 

1 . dies in den Anlagebedingimgen des inländischen OGAW 
luiter Angabe der betreffenden Emittenten vorgesehen ist 
imd 

2. die für Rechnung des inländischen OGAW gehaltenen 
Wertpapiere mid Geldmarktinstrumente aus mindestens 
sechs verscliiedenen Emissionen stammen, wobei nicht 
melir als 30 Prozent des Wertes des uiländischen OGAW 
in einer Emission gehalten werden dürfen. 

§ 209 

Wertpapierindex-OGAW 

(1) Abw'eichend zu der in § 206 bestimmten Grenze darf 
die OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft bis zu 20 Pro- 
zent des Wertes des uiländischen OGAW in Wertpapiere 
eines Emittenten anlegen. weim nach den Aidagebeduigmi- 
gen die Auswalil der für den inländischen OGAW zu erw'er- 
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§ 207 

unverändert 


§208 

unverändert 


§209 

unverändert 
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benden Wertpapiere darauf gerichtet ist. luiter Walmmg einer 
angemessenen Risikomischmig einen bestinunten. von der 
Bundesanstalt anerkaimten Weitpapierindex naclizubilden 
(Wertpapierindex-OGAW). Der Wertpapierindex ist insbe- 
sondere anzuerkemien. wemi 

1 . seine Zusamniensetzmig lümeichend diversifiziert ist. 

2. er eine adäquate Bezugsgnmdlage füi' den Markt dar- 
stellt. auf den er sich bezieht. 

3. er in angemessener Weise veröffentlicht wird. 

Ein Wertpapierindex stellt eine adäquate Bezugsgnmdlage 
für den Markt dar. wemi er die Anfordenmgen des Arti- 
kels 12 Absatz 3 der Richtlinie 2007/16/EG erftillt. Ein 
Wertpapierindex wird in angemessener Weise veröffentlicht, 
wenn die Kriterien des Artikels 12 Absatz 4 der Richtlinie 
2007/16/EG erfiUlt smd. 

(2) Die in § 206 Absatz 1 bestumnte Grenze darf für Wert- 
papiere eines Emittenten auf bis zu 35 Prozent des Wertes 
des inländischen OGAW angehoben werden, w'enn die An- 
fordenmgen nach Maßgabe des Absatzes 1 erfüllt sind. Eine 
Anlage bis zu der Grenze nach Satz 1 ist niu: bei einem ein- 
zigen Emittenten zulässig. 


§210 

Emittentenbezogene Anlagegrenzen 


§210 

unverändert 


(1) Schuldversclueibmigen desselben Emittenten oder 
Geldmarktinstrumente desselben Emittenten darf die 
OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft füi' Rechnimg eines 
inländischen OGAW nur insoweit eiwerben, als der Gesamt- 
neimbetrag jeweils 10 Prozent des Gesamüieimbetrags der 
in Umlauf befindhchen Schuldversclireibimgen imd Geld- 
marktinstnmiente desselben Emittenten nicht übersteigt. 
Dies gilt nicht für Wertpapiere oder Geldmarktinsüimiente 
nach Maßgabe des § 206 Absatz 2. Die in Satz 1 bestimmte 
Grenze braucht beim Erw'erb nicht eingehalten zu w’erden. 
wenn der Gesamtneimbetrag der in Umlauf befindlichen 
Schuldverschreibmigen oder Geldmarktinstnnnente dessel- 
ben Emittenten von der OGAW-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaff nicht ermittelt werden kami. Aktien ohne Stimmrechte 
desselben Emittenten dürfen füi' einen inländischen OGAW 
nur insoweit erw'orben werden, als üu- Anteil an dem Kapital, 
das auf die ausgegebenen Aktien olme Stinmirechte dessel- 
ben Emittenten entfallt. 10 Prozent nicht übersteigt. 

(2) Die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft darf für 
alle von ilir verw'alteten inländischen OGAW Aktien dessel- 
ben Emittenten nur insoweit eiwerben, als die Stimmrechte, 
die der OGAW-Kapitalverw^altirngsgesellschaff aus Aktien 
desselben Emittenten zustehen. 10 Prozent der gesamten 
Stinmirechte aus Aktien desselben Emittenten nicht über- 
steigen. Hat ein anderer Mitgliedstaat der Em'opäischen 
Union oder ein anderer Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaffsramn eine niedrigere Grenze 
für den Erw'erb von Aktien mit Stiimni'echten desselben 
Emittenten festgelegt, so ist diese Grenze maßgebend, wemi 
eine OGAW-Kapitalverwaltmigsgesellschaff für die von ilir 
verw'alteten inländischen OGAW solche Aktien eines Emit- 
tenten mit Sitz in diesem Staat erw'iibt. 
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(3) Die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellscliaft dai'f fiir 
Reclmimg eines inländischen OGAW nicht mein als 25 Pro- 
zent der ausgegebenen Anteile eines anderen offenen inländi- 
schen. EU- oder ausländischen Investinentcennögens. das 
nach dem Gnmdsatz der Risikomischimg in Vennögensge- 
genstände im Sume der §§192 bis 198 angelegt ist. erw'erben. 

§211 

Überschreiten von Anlagegrenzen 

(1) Die in den §§ 198, 206 imd 210 bestimmten Grenzen 
dürfen überscliritten werden, weim es sich mn den Erwerb 
von Aktien, die dem inländischen OGAW bei einer Kapital- 
erhölnmg aus GeseUschaftsmittehi zustehen, oder mn den 
Erw'erb von neuen Aktien in Ausübmig von Bezugsrechten 
aus Wertpapieren handelt, die zmn inländischen OGAW ge- 
hören. 

(2) Werden die in den § § 206 bis 2 1 0 bestinunten Grenzen 
in den Fällen des Absatzes 1 oder mibeabsichtigt von der 
OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft überscliritten. so hat 
die OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft bei ihren Ver- 
käufen für Reclmmig des inländischen OGAW als vorrangi- 
ges Ziel anzustreben, diese Grenzen wieder einzulialten. so- 
weit dies den Interessen der Anleger nicht zuwiderläuft. 

(3) Die in den §§ 206 bis 209 bestiimnten Grenzen dürfen 
in den ersten seclis Monaten seit Errichtmig eines inländi- 
schen OGAW sowie nach vollzogener Versclmielzmig dmch 
den überaelmienden inländischen OGAW jeweils miter Be- 
achtmig des Grundsatzes der Risikostreuimg überscliritten 
werden. 


§212 

Bewertet'; Häuflgkeit der Bewertung und Berechnung 

Der Wert eines inländischen OGAW imd der Nettoinven- 
tarw'ert je Anteil oder Aktie sind bei jeder Möglichkeit zm 
Ausgabe imd Rückgabe von Anteilen oder Aktien entweder 
von der Verwalirstelle imter Mitwii'kung der OGAW-Kapi- 
talverwaltungsgesellschaft oder von der OGAW-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft selbst zu emiittehi. 

§213 

Umwandlung von inländischen OGAW 

Inländische OGAW dürfen nicht ui AIF umgewandelt 
werden. 


Abschnitt 3 

Offene inländische Publikums- AIF 
Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Vorscliriften für offene 
inländische Publikmiis-AIF 

§214 

Risikomischung, Arten 

Offene Publikunis-AIF müssen nach dem Gnmdsatz der 
Risikomischmig anlegt sein mid dürfen nur als Gemischte In- 
vestmenti'emiögen gemäß den §§218 mid 219, als Sonstige 
Investmenti'emiögen gemäß den §§ 220 bis 224, als Dach- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§211 

unverändert 


§212 

unverändert 


§213 

unverändert 


Abschnitt 3 

Offene inländische Publikums- AIF 

Unterabsclmitt 1 
unverändert 
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Hedgefonds gemäß den §§ 225 bis 229 oder als hnmobilien- 
Sonder\'ennögen gemäß den §§ 230 bis 260 aufgelegt w'erden. 

§215 

Begrenzung von Leverage durch die Bundesanstalt 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft hat der Bim- 
desanstalt zu zeigen, dass die von der AIF-Kapitalveiw'al- 
timgsgesellschaft angesetzte Begrenzmig des Umfangs des 
eingesetzten Leverage angemessen ist imd dass sie diese Be- 
grenzimg stets einliält. 

(2) Die Bmidesanstalt bewertet die Risiken, die aus dem 
Einsatz von Leverage diuch die AIF-Kapitalverw'altimgsge- 
sellschaft erwachsen kömiten; sie besclnänkt nach Informa- 
tion der Europäischen Wertpapier- imd Marktaufsichtsbe- 
hörde. des Eiuopäischen Ausschusses für Systemrisiken und 
der zuständigen Stellen des Herkimflsmitgliedstaates des 
AIF den Umfang des Leverage, den die AJF-Kapitalverwal- 
timgsgesellschaft einsetzen darf, wemi sie dies zin Gewäln- 
leistimg der Stabilität und hitegrität des Finanzsystems als 
nötig erachtet. Alternativ ordnet die Bmidesanstalt sonstige 
Bescliränkmigeu in Bezug auf die Verw'altimg des AIF an. so 
dass das Ausmaß begrenzt wird, in dem der Einsatz von Le- 
verage zur Entstehmig von Systemrisiken im Finanzsystem 
oder des Risikos von Marktstönmgen beiträgt. Die Bmides- 
anstalt informiert die Emopäische Wertpapier- mid 
Marktaufsichtsbehörde, den Emopäischen Ausschuss für 
Systemrisiken und die zuständigen Stellen des Herkmifts- 
uiitgliedstaates des AIF ordnimgsgemäß über die diesbezüg- 
lich eingeleiteten Maßnalmieu. 

(3) Die Information gemäß Absatz 2 erfolgt spätestens 
zehn Arbeitstage vor dem geplanten Wirksamwerdeu oder 
der Emeueruug der eingeleiteten Maßnalmie. Die Mitteilung 
enthält Einzelheiten der vorgesclilagenen Maßnalmie. die 
Gründe für diesen Vorsclilag mid den Zeitpmikt. zu dem die 
Maßnalmie wirksam werden soll. Unter besonderen Umstän- 
den kamt die Bmidesanstalt verfügen, dass die vorgeschla- 
gene Maßnalmie imierhalb des in Satz 1 genannten Zeit- 
ramns wirksam wird. 

(4) Die Bmidesanstalt berücksichtigt bei ihrer Entschei- 
dmig über Maßnalmieu die Empfelilmig der Europäischen 
Wertpapier- mid Marktaufsichtsbehörde, die diese nach der 
hifomiation gemäß Absatz 2 Satz 3 oder auf Gnmdlage der 
hiformation nach Absatz 2 Satz 1 ausspricht. Sieht die Bmi- 
desanstalt eine Maßnalmie vor, die dieser Empfelilmig nicht 
entspricht, miterrichtet sie die Emopäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde liier\'on miter Angabe der Gründe. 

(5) Für die Bedingungen, miter welchen die Maßnalmien 
nach Absatz 2 angewendet werden, gilt Artikel 112 der Ver- 
ordnmig (EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnmig gemäß Ar- 
tikel 25 Absatz 9 der Richtlinie 2011/61/EU] entsprechend. 

§216 

Bewerte!' 

(1) Die Bewertung der Vemiögensgegenstände ist durch- 
zuftihren 

1 . entweder durch einen externen Bewerter, der eine natür- 
liche oder juristische Person oder eine Personenhandels- 
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gesellschaft ist. die unabhängig vom offenen Publikmns- 
AIF, von der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft mid 
von anderen Personen mit engen Verbindungen zum Pu- 
blikimis-AIF oder zur AIF-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaft ist oder 

2. von der AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft selbst, 
vorausgesetzt die Bewertmigsaufgabe ist von der Port- 
folioverw'altimg imd der Vergütiuigspolitik fiuiktional 
imabhängig imd die Vergütungspolitik und andere Maß- 
nalunen stellen sicher, dass hiteressenkonflikte gemin- 
dert imd ein imzulässiger Einfluss auf die Mitaiheiter ver- 
hindert werden. 

Die für einen Publikums- AIF bestellte Verwalirstelle kamt 
nicht als externer Bewerter dieses Pubhkums-AJF bestellt 
werden, es sei deim. es liegt eine fimktionale imd liierarclii- 
sche Tremiimg der Ausfiilinmg ilirer Veiwalu'fimktionen von 
iluen Aufgaben als externer Bewerter vor imd die potenziel- 
len hiteressenkonflikte werden ordnmigsgemäß ermittelt, 
gesteuert, beobachtet mid den Anlegern des Publikimis-AIF 
gegenüber ofifengelegt. 

(2) Wird ein externer Bewerter für die Bewertimg heran- 
gezogen. so weist die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
nach, dass 

1 . der externe Bewerter einer gesetzlich anerkaimten obh- 
gatorischen berufsmäßigen Registrienmg oder Rechts- 
imd Verw'altungsvorscluiften oder benifsständischen Re- 
gehi miterliegt. 

2. der externe Bewerter ausreichende berufliche Garantien 
vorweisen kaim. um die Beweilimgsfimktion wirksam 
ausüben zu können imd 

3. die Bestellung des externen Bewert ers den Anfordermi- 
gen des § 36 Absatz 1, 2 mid 10 entspricht. 

(3) Die Kriterien und der hdialt der erforderhchen be- 
raflichen Garantien des externen Bewerters nach Absatz 2 
Nummer 2 bestimmen sich nach Artikel 73 der Verordnimg 
(EU) Nr. .../2013 [Level-2- Verordnung nach Artikel 19 Ab- 
satz 11 Buchstabe b der Richtlinie 2011/61/EU]. 

(4) Ein bestellter externer Bewerter darf die Bewertmigs- 
fimktion nicht an einen Dritten delegieren. 

(5) Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft teilt die Be- 
stellmig eines externen Bewerters der Bundesanstalt mit. 

Liegen die Voraussetzmigen von Absatz 2 nicht vor. kaim die 
Bimdesanstalt die Bestellmig eines anderen externen Bewer- 
ters verlangen. 

(6) Wird die Bewertung nicht von einem externen Bewer- 
ter vorgenommen. kann die Bmidesanstalt verlangen, dass 
die Bewertmigsverfahren sowie Beweilimgen der AIF-Kapi- 
talverw'altmigsgesellschaft dmch den Abschlusspififer im 
Ralmien der Jaliresabschlussprüfimg des Publikmiis-AIF zu 
überprüfen sind. 

(7) Die AJE-Kapitalverwaltmigsgesellschaft bleibt auch 
daim für die ordnimgsgemäße Bewertimg der Vennögensge- 
genstände des Publikimis-AIF sowie füi' die Bereclmimg mid 
Bekaimtgabe des Nettoinventarw^ertes verantw-orthch. wemi 
sie einen externen Bewerter bestellt hat. Ungeachtet des Sat- 
zes 1 mid imabhängig von anders lautenden vertraglichen 
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Regehmgen haftet der externe Bewerter gegenüber der AIF- 
Kapitalveiw'altungsgesellschaft ftii' jeghche Verluste der 
AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft. die sich auf falirlässige 
oder vorsätzliche Nichterflilhmg der Aufgaben durch den 
externen Bewerter zurückfüluen lassen. 

§217 

Häuflgkeit der Bew'ertung und Berechnung; 

Offenlegung 

(1) Die Bewertimg der Vermögensgegenstände mid die 
Berecluumg des Nettoinventarw'ertes je Anteil oder Aktie 
sind in einem zeitlichen Abstand dm'clizuftilu'en. der den 
zimi Investmentvermögen gehörenden Vennögensgegen- 
ständen und der Ausgabe- und Rücknalmiehäufigkeit der 
Anteile oder Aktien angemessen ist. jedoch mindestens ein- 
mal im Jalir. 

(2) Die Kriterien ziu Bestimmimg der Häufigkeit der Be- 
wertmig der Vermögensgegenstände imd zur Berecluumg 
des Nettoinventarw'ertes je Anteil oder Aktie bestiuunen sich 
nach den Artikehi 67 bis 74 der Verordnmig (EU) Nr. .../ 

2013 [Level-2-Verordnung nach Artikel 19 Absatz 11 Buch- 
stabe c der Richtlinie 2011/61/EU]. 

(3) Die Offenlegiuig des Nettoinventarwfertes je Anteil 
oder Aktie erfolgt gemäß § 170. Die Bewertmig der Vermö- 
gensgegenstände ist entsprechend den diesbezüglichen An- 
lagebedingimgen offenzulegen; sie hat nach jeder Bewer- 
timg zu erfolgen. 


Unterabschnitt 2 
unverändert 

§218 

Gemischte Investmenti'ei'mögen 

Gemischte Investmenti-eimögen sind offene inländische 
Publikimis-AIF, die in Vermögensgegenstände nach Maß- 
gabe des § 2 1 9 anlegen. Auf die Verw'altimg von Gemischten 
hivestmenti ermögen sind die Vorscluiften der §§ 192 bis 
211 insoweit anzuwenden, als sich aus den nachfolgenden 
Vorschriften nichts anderes ergibt. 

§219 

Zulässige Vermögensgegenstände, Anlagegrenzen 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft dar f ftii- Rech- 
nmig eines Gemischten hivestmenti'emiögens nur erwerben: 

1. Vermögensgegenstände nach Maßgabe der §§ 193 
bis 198, 

2. Anteile oder Aktien an 

a) inländischen AIF nach Maßgabe der §§ 218, 219 
sowie Anteile an vergleichbaren EU- oder ausländi- 
schen AIF, 

b) inländischen AIF nach Maßgabe der §§ 220 bis 224 
sowie Anteile an vergleichbaren EU- oder ausländi- 
schen AIF. 

(2) Anteile oder Aktien nach Absatz 1 Nmimier 2 Buch- 
stabe a dürfen niu erworben werden, soweit der Publikimis- 
AIF seine Mittel nach den Anlagebedingungen insgesamt zu 
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höchstens 10 Prozent des Wertes seines Veraiögens in An- 
teile an anderen hivestmentvemiögen anlegen darf. Anteile 
oder Aktien nach Absatz 1 Nuininer 2 Buchstabe b dürfen 
niu erwwben werden, soweit der Publikmns-AIF seine Mit- 
tel nach den Anlagebedingungen nicht in Anteile oder Ak- 
tien an anderen hivestnientvennögen anlegen darf. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Anteile oder Aktien an anderen 
iidändischen. EU- oder ausländischen Publiktuns-AIF iin 
Suuie des § 196 oder für Anteile oder Aktien an Spezial-AIF, 
die nach den Anlagebedinguugen ausscliließlich in die fol- 
genden Vemiögensgegenstände anlegen dürfen; 

1. Bankguthaben. 

2. Geldmarktinstrumente. 

3. Wertpapiere, die zur Sichenmg der in Artikel 18.1 des 
Protokolls über die Satzimg des Europäischen Systems 
der Zentralbanken mid der Eiuopäischen Zentralbank 
vom 7. Februar 1992 (BGBl. 1992 II S. 1299) genamiten 
Kreditgeschäfte von der Europäischen Zentralbank oder 
der Deutschen Bundesbank zugelassen sind oder deren 
Zulassmig nach den Emissionsbedingiuigen beantragt 
wird, sofern die Zulassung imierhalb eines Jalires nach 
ihrer Ausgabe erfolgt. 

(4) Ist es der AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschaft nach 
den Anlagebedingungen gestattet, für Reclmimg des Ge- 
mischten Investment\'ermögens Anteile oder Aktien nach 
Absatz 1 Niunmer 2 Buclistabe b zu erwerben, gelten § 225 
Absatz 3 mid 4 Satz 2 imd 3, § 228 Absatz 1 luid § 229 Ab- 
satz 2 entsprechend. 

(5) Die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft darf in An- 
teile oder Aktien nach Absatz 1 Nmiuner 2 Buclistabe b ins- 
gesamt nur bis zu 10 Prozent des Wertes des Investmentver- 
mögens anlegen. Nach Maßgabe des § 207 Absatz 1 darf die 
AIF-Kapitalverwaltungsgesellscliaft in Anteile oder Aktien 
an einem einzigen hivestmentv'ermögen nach § 196 Absatz 1 
Satz 1 imd 2 insgesamt nur in Höhe von bis zu 20 Prozent des 
Wertes des hivestmenWermögens anlegen; § 207 Absatz 2 ist 
nicht anzuwenden. 

(6) Die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft kann die in 
§ 209 bestimmten Grenzen fUi' ein Wertpapierindex-OG AW- 
hivestmenn'ermögen übersclueiten. wemi nach den Anlage- 
bedingmigen die Auswalil der fiü- das Gemischte Invest- 
menn enuögen zu erw'erbenden Wertpapiere darauf gerichtet 
ist. imter Walirung einer angemessenen Risikomischung 
einen bestimmten, allgemein imd von der Bmidesanstalt 
anerkannten Wertpapierindex naclizubilden. § 209 Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 


Unterabsclmitt 3 
Sonstige hivestmentv'emiögen 


Unterabsclmitt 3 
Sonstige Investmenti emiögen 


§ 220 

Sonstige Investments'ermögen 


§220 

unverändert 


Auf die Verwaltimg von Sonstigen hivestmenti'ennögen 
nach Maßgabe der §§ 220 bis 224 sind die Vorschriften der 
§§192 bis 205 insoweit anzuwenden, als sich aus den nach- 
folgenden Vorsclirtften nichts anderes ergibt. 
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§221 

Zulässige Vermögeusgegenstäude, 

Anlagegrenzen, Kreditaufnahme 

(1) Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellscliaft darf für ein 
Sonstiges InvestmenU'emiögen nin erwarben; 

1. Vermögensgegenstände nach Maßgabe der §§ 193 bis 

198, wobei sie nicht den Erwerbsbescluänkimgen nach 
§ 197 Absatz 1 unteiworfen ist. 

2. Anteile oder Aktien an inländischen Investmentver- 
mögen nach Maßgabe der §§ 196, 218 imd 220 sowie an 
entsprechenden EU-Investmentvermögen oder ausländi- 
schen AIF, 

3. Edelmetalle. 

4. imverbriefte Darlehensfordenmgen. 

(2) Ist es der AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschaft nach 
den Anlagebedingmigen gestattet, fiir Reclmmig des Sonsti- 
gen Investmenti'ermögens Anteile oder Aktien an anderen 
Sonstigen Investmentvermögen sowie an entsprechenden 
EU-AIF oder ausländischen AIF zu erwerben, gelten § 225 
Absatz 3 und 4 Satz 2 mid 3, § 228 Absatz 1 mid § 229 Ab- 
satz 2 entsprechend. 

(3) Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft darf m An- 
teile oder Aktien an anderen Sonstigen hivestmentvermögen 
sowie an entsprechenden EU-AIF oder ausländischen AIF 
nur bis zu 30 Prozent des Wertes des Sonstigen hivestnient- 
vennögens anlegen. 

(4) Die AIF-Kapitalverw'alhmgsgesellschaft darf in Ver- 
mögensgegenstände im Simie des § 198 nur bis zu 20 Pro- 
zent des Wertes des Sonstigen hivestmentvemiögens an- 
legen. 

(5) Die AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschaft muss sicher- 
stellen. dass der Anteil der für Reclmmig des Sonstigen hi- 
vestmenti'ermögens gehaltenen Edehnetalle. Derivate imd 
imverbrieften Darlehensfordenmgen einsclüießhch solcher, 
die als sonstige Anlageinstnmiente im Sinne des § 198 
erwerbbar sind. 30 Prozent des Wertes des Sonstigen hi- 
vestmentvermögens nicht übersteigt. Derivate im Sinne des 
§ 197 Absatz 1 werden auf diese Grenze nicht angerechnet. 

(6) Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft darf für ge- 
meinschafthche Reclmmig der Anleger kurzfiistige Kr edite 
nur bis zm Höhe von 20 Prozent des Wertes des Sonstigen 
hivestmentvermögens mid nm aufiielmien. weim die Bedin- 
gungen der Kreditaufiialuue maiktüblich sind und dies in 
den Anlagebedingmigen vorgesehen ist. 

(7) Abweichend von § 200 darf die AIF-Kapitalveiw'al- 
tmigsgesellschaft Wertpapiere auf bestunmte Zeit über- 
tragen. Ist für die Rückerstattmig eines Wertpapier-Daile- 
hens eine Zeit bestinuut. muss die Rückerstattmig spätestens 

30 Tage nach der Übertragimg der Wertpapiere fällig sein. 

Der Kursw'ert der für eine bestinmite Zeit zu übeltragenden 
Wertpapiere darf zusanmien mit dem Kmsweit der für 
Reclmmig des Sonstigen hivesünentvemiögens bereits als 
Wertpapier-Darlehen für eine bestinmite Zeit übertragenen 
Wertpapiere 15 Prozent des Wertes des Sonstigen Invest- 
uienti'enuögens nicht übersteigen. Abweichend von § 203 
müssen Pensionsgeschäfte nicht jederzeit kündbar sein. 

§221 

unverändert 
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§ 222 

Mikroflusrnziustitute 

§222 

Mikrofinanzinstitute 

(1) Abw'eichend von § 221 Absatz 5 Satz 1 darf die AJF- 
Kapitalveiw’altungsgesellschaft bis zu 95 Prozent des Wertes 
des Sonstigen InvestnienH'emiögens in imverbriefte Dar- 
lehens fordenuigen von regulierten Mikrofinanzinstituten 
imd in imverbriefte Darleliensfordenmgen gegen regulierte 
Mikrofinanzinstitute aidegeu; ein Erwxrb von imverbrieften 
Darlehensfordenmgen gegen regulierte Mikrofinanzinstitute 
ist jedoch nur zulässig, weim der Erw'erb der Refinanzienmg 
des Mikrofmanzinstituts dient. Regulierte Mikrofinanzinsti- 
tute iin Siime des Satzes 1 sind Unteraelmien. 

1 . die als Kredit- oder Finanzinstitut von der in ilirem Sitz- 
staat für die Beaufsichtigimg von Kreditinstituten zustän- 
digen Behörde zugelassen sind imd nach international 
anerkaimten Gnmdsätzen beaufsichtigt w'erden. 

2. deren Haupttätigkeit die Vergabe von Gelddarlehen an 
Klein- mid Kleinstimtemelmier für deren imtemelmieri- 
sche Zwecke ist imd 

3. bei denen 60 Prozent der Darlehensvergaben an einen 
einzehien Darlehensnelmier den Betrag von insgesamt 
10 000 Euro nicht übersclueitet. 

Abweichend von § 221 Absatz 5 Satz 1 darf die AIF-Kapi- 
talverw'altimgsgesellschaft auch bis zu 75 Prozent des 
Wertes des Sonstigen Investmentvennögens in imverbriefte 
Darlehensfordenmgen von umegulierten Miki'ofinanzinsti- 
tuten mid in miverbriefte Darlehensfordenmgen gegen im- 
regulierte Mikrofinanzinstitute aidegen. deren Geschäfts- 
tätigkeit jeweils die in Satz 2 Nunmier 2 imd 3 geiiaimten 
JCriterien erfüllt und 

(1) unverändert 

4 . die seit mindestens drei Jaliren neben der allgemeinen 
fachhchen Eignimg über ein ausreichendes Erfahnmgs- 
wissen für die Tätigkeit im Mikrofinanzsektor verfügen. 

1. unverändert 

5 . die ein naclilialtiges Geschäftsmodell vorwxisen können 
imd 

2. unverändert 

6 . deren ordnungsgemäße Geschäftsorganisation sowie 
deren Risikomanagement von einem im Staat des Mikro- 
finanzinstituts niedergelassenen Wirtschaftsprüfer ge- 
prüft sowie von der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft 
regehuäßig kontrolhert werden. 

Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft daif Vemiögensge- 
genstände desselben Mikrofinanzinstituts jedoch nur in Höhe 
von bis zu 10 Prozent mid von melireren Mikrofinanzinstitu- 
ten desselben Staates nur in Höhe von bis zu 1 5 Prozent des 
Wertes des Sonstigen hivestmenti'ennögens erw'erben. 

3. unverändert 

(2) Macht eine AJF-Kapitalverw'altmigsgeseUschaft von 
den Anlagemögliclikeiten nach Absatz 1 Gebrauch, darf sie 
für Reclmimg des Sonstigen Investmenrt'ennögens auch 
Wertpapiere erwerben, die von Mikrofinanzinstituten im 
Siime des Absatzes 1 Satz 2 begeben werden, olme dass die 
Erw'erbsbescliränkmigen nach § 193 Absatz 1 Satz 1 Nimi- 
uier 2 mid 4 gelten. Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft 
darf in Wertpapiere im Siime des Satzes 1 iim bis zu 1 5 Pro- 
zent des Wertes des Sonstigen Investmentvemiögens anlegen. 

(2) unverändert 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 müssen die Personen, die 
für die Anlageentscheidungen bei dem Sonstigen Invest- 

(3) unverändert 
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menU enuögeii verantw^ortlich sind, neben der allgemeinen 
facldicheu Eignmig für die Durchfülmmg von Eivestinentge- 
scliäften ausreichendes Erfalmmgswissen in Bezug auf die in 
Absatz 1 genannten Anlageinögliclikeiten haben. 

§223 

Sonderregelungen für die Ausgabe und Rücknahme 
von AnteUen oder Aktien 

(1) Die Anlagebedingungen von Sonstigen Investmentver- 
mögen körnten abweichend von § 98 Absatz 1 vorsehen, dass 
die Rücknalime von Anteilen oder Aktien höclistens eimnal 
halbjährhch luid mindestens eiimial jälirlich zu einem in den 
Anlagebedingimgen bestimmten Tennin erfolgt, wemi ziun 
Zeitpiuikt der Rückgabe der Anteile oder Aktien die Smnme 
der Werte der zuriickgegebenen Anteile oder Aktien einen in 
den Anlagebedinguugen bestimmten Betrag überschreitet, hi 
den Fällen des Satzes 1 müssen die Anlagebedingimgen vor- 
sehen. dass die Rückgabe eines Anteils oder von Aktien 
durch eine unwidenufliche schriftliche Rückgabeerklänmg 
gegenüber der AIF-Kapitalverwaltungsgesellscliaft luiter 
Eüilialtimg einer Rückgabefiist erfolgen muss, die mindes- 
tens einen Monat betragen muss luid höchstens zw'ölf Monate 
betragen darf; § 227 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(2) hl den Fällen des § 222 Absatz 1 ist § 98 Absatz 1 mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass die Anlagebedingimgen vor- 
sehen müssen, dass die Rücknalmie von Anteilen oder Aktien 
nur zu bestinmiten Rücknalmie tenninen erfolgt, jedoch 
höchstens eiimial lierteljälirhch imd niuidestens eiimial jälir- 
lich. Die Rückgabe von Anteilen oder Aktien ist nur zulässig 
durch eine imwiderrufliche Rückgabeerklänmg miter Einlial- 
timg einer Rückgabefiist. die zwischen einem Monat mid 
24 Monaten betragen muss; § 227 Absatz 3 gilt entsprechend. 

§224 

Angaben im Verkaufsprospekt 
und in den Anlagebedingungen 

(1) Der Verkaufsprospekt muss bei Sonstigen Investment- 
venuögen zusätzlich zu den Angaben nach § 165 folgende 
Angaben enthalten: 

1 . ob und in welchem Umfang in Vemiögensgegenstände 
im Süme des § 198, in Edehnetalle. Derivate und imver- 
briefte Darlehensfordenmgen angelegt werden darf; 

2. eine Besclireibmig der wesentlichen Merkmale der ftir 
das Sonstige hivestmentirermögen erw'erbbaren imver- 
brieften Darlehensforderungen; 

3. Angaben zu dem Umfang, in dem Kredite aufgenommen 
W'erden dürfen, verbmiden mit eüier Erläutermig der 
Risiken, die damit verbimden sein kömien; 

4. im Fall des § 222 Absatz 1 mid 2, ob mid in welchem 
Umfang von den dort genaimten Anlagemögliclikeiten 
Gebrauch gemacht wird mid eine Erläutenmg der damit 
verbimdenen Risiken sowie eüie Besclireibmig der we- 
sentlichen Merkmale der Mikrofinanzinstitute mid nach 
welchen Gnmdsätzen sie aiisgewälilt werden; 

5. im Fall des § 223 Absatz 1 einen ausdrücklichen, druck- 
technisch henwgehobenen Hinweis, dass der Anleger 
abweichend von § 98 Absatz 1 von der AJF-Kapitalver- 
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§223 

unverändert 


§224 

unverändert 
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waltungsgesellschaft die Rücknaluiie von Anteilen oder 
Aktien und die Auszahlung des Anteil- oder Aktienwer- 
tes nur zu bestimmten Tenninen verlangen kaim. wemi 
zmn Zeitpunkt der Rückgabe der Anteile oder Aktien die 
Simime der Werte der ziuückgegebenen Anteile oder Ak- 
tien den in den Anlagebedingungen bestiuunten Betrag 
übersclireitet; 

6. im Fall des § 223 Absatz 2 einen ausdrücklichen, dnick- 
tecluiisch heivorgehobenen Hinweis, dass der Anleger 
abweichend von § 98 Absatz 1 von der AIF-Kapitalver- 
waltungsgeseUschaft die Rücknalune von Anteilen oder 
Aktien mid die Auszalilung des Anteil- oder Aktienwer- 
tes nur zu bestinmiten Terminen verlangen kamt: 

7. alle Voraussetzmigen mid Bedingungen ftir die Rück- 
nalune und Auszalilung von Anteilen oder Aktien aus 
dem Sonstigen hivestmentvennögen Zug um Zug gegen 
Rückgabe der Anteile oder Aktien. 

(2) Die Aidagebedingimgen eines Sonstigen Investment- 

venuögens müssen zusätzlich zu den Angaben nach § 162 

folgende Angaben enthalten: 

1 . die Arten der Edehnetalle. Derivate und Darlehensforde- 
ruugen. die für das Sonstige Investmenti'emiögen erwür- 
ben w'erden dürfen: 

2. in w'elchem Umfang die zulässigen Vennögensgegen- 
stände erworben werden dürfen; 

3 . den Anteil des Sonstigen InvestinenU'ennögens. der min- 
destens in Bankguthaben. Geldmaiktinstrumenten oder 
anderen liquiden Mitteln gehalten w'erden muss; 

4. alle Voraussetzmigen und Bedingungen für die Rück- 
nalune imd Auszahlung von Anteilen oder Aktien aus 
dem Sonstigen hivestmentvennögen Zug mn Zug gegen 
Rückgabe der Anteile oder Aktien. 


Unterabscluiitt 4 
Dach-Hedgefonds 


Unterabscluiitt 4 
unverändert 


§225 

Dach-Hedgefonds 


(1) Dach-Hedgefonds sind AJF, die vorbehaltlich der 
Regeliuig in Absatz 2 in Anteile oder Aktien von Zielfonds 
anlegen. Zielfonds sind Hedgefonds nach Maßgabe des 
§ 283 oder EU-AIF oder ausländische AJF, deren Anlage- 
politik den Anfordeiungen des § 283 Absatz 1 vergleichbar 
ist. Leverage mit Ausnalune von Kreditaufiialunen nach 
Maßgabe des § 199 und Leeri'erkäufe dürfen für Dach- 
Hedgefonds nicht diuchgefülirt W'erden. 

(2) Die AIF-Kapitah'eiwaltmigsgesellschaft darf für 
Recluimig eines Dach-Hedgefonds nur bis zu 49 Prozent des 
Wertes des Dach-Hedgefonds in 

1 . Bankguthaben. 

2. Geldmarktinstnmiente mid 

3. Anteile an hivestmentvemiögen im Situie des § 196, die 
ausscliließlich in Bankguthaben mid Geldmarktinstni- 
mente anlegen dürfen, sow'ie Anteile an entsprechenden 
EU-AIF oder ausländischen AIF 
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anlegen. Nur zur Wälmmgskurssichei'ung von in Freindwäli- 
rung gehaltenen Vennögensgegenständen dürfen Devisen- 
tenninkontrakte verkauft sowie Verkaufsoptionsrechte auf 
Devisen oder auf Devisentemiinkontrakte erworben werden, 
die auf dieselbe Fremdwäluung lauten. 

(3) Die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft darf fiir 
Reclunmg eines Dach-Hedgefonds ausländische Zielfonds 
nur erw^erben. wetui deren Vennögensgegenstände von einer 
Verw'ahrsteUe oder einem Primebroker, der die Voraussetzun- 
gen des § 85 Absatz 4 Nimmier 2 erfiillt. verw'alut werden. 

(4) Die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft darf nicht 
mein als 20 Prozent des Wertes eines Dach-Hedgefonds in 
einem einzehien Zielfonds anlegen. Sie darf nicht in melu als 
zw'ei Zielfonds vom gleichen Emittenten oder Fondsmana- 
ger mid nicht in Zielfonds anlegen. die ilire Mittel selbst in 
anderen Zielfonds anlegen. Die AIF-Kapitalverwaltimgsge- 
sellschaft darf nicht in ausländische Zielfonds aus Staaten 
anlegen. die bei der Bekämpfung der Geldwäsche nicht im 
Siime internationaler Verembanmgen kooperieren. Dach- 
Hedgefonds dürfen auch sämtliche ausgegebene Anteile 
oder Aktien eines Zielfonds erw'erben. 

(5) AJF-Kapitalverwfaltungsgesellschaften. die Dach- 
Hedgefonds verwalten, müssen sicherstellen, dass iluien 
sämtüche für die Anlageentscheidiuig notwendigen Infor- 
mationen über die Zielfonds, in die sie anlegen w'ollen. vor- 
liegen. mindestens jedoch 

1 . der letzte Jahres- mid gegebenenfalls Halbjaluesbericht. 

2. die Anlagebedingungen imd Verkaufsprospekte oder 
gleichwertige Dokumente, 

3. Informationen zur Organisation, zmn Management, zur 
Anlagepolitik, zmn Risikomanagement imd zm Venv'ahr- 
stelle oder zu vergleichbaren Eiiuichtmigen. 

4. Angaben zu Anlagebesclu'änkungen. zur Liquidität, zum 
Umfang des Leverage imd zm Dmchfülmmg von Leer- 
verkäufen. 

(6) Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften haben die 
Zielfonds, in die sie anlegen. in Bezug auf die Einhaltung der 
Anlagestrategien mid Risiken laufend zu übeiw'achen imd 
haben sich regelmäßig allgemein anerkamite Risikokemizif- 
fem vorlegen zu lassen. Die Methode, nach der die Risiko- 
kemiziffer erreclmet wird, muss der ALF-Kapitalverw’al- 
timgsgesellschaft von dem jeweiligen Zielfonds angegeben 
imd erläutert werden. Die Verw'alirstelle der Zielfonds hat 
eine Bestätigmig des Wertes des Zielfonds vorzulegen. 

§226 

Auskunftsrecht der Bundesanstalt 

AIF-Kapitalverw'altmigsgesellscliaften. die Dach-Hedge- 
fonds verwalten, haben der Bimdesanstalt auf Anfordermig 
alle Unterlagen mid Risikokemizifiem. die Urnen nach Maß- 
gabe des § 225 Absatz 5 mid 6 vorliegen, vorzulegen. 

§227 

Rücknahme 

(1) Bei Dach-Hedgefonds kömien die AiUagebedingmi- 
gen abweichend von § 98 vorsehen, dass die Rücknalmie von 
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Anteilen oder Aktien nur zu bestiimnten Rücknalunetenni- 
nen. jedoch mindestens eiimial in jedem Kalendercierteljalir, 
erfolgt. 

(2) Anteil- oder Aktiemückgaben sind bei Dach-Hedge- 
fonds bis zu 100 Kalendertage vor dem jeweiligen Rücknah- 
metermin. zu dem auch der AnteU- oder Aktienwert ermittelt 
wird, durch eine luiwidenufliche Rückgabeerklänmg gegen- 
über der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft zu erklären. 

Im Fall von im hiland in einem Depot verw-aluten Anteilen 
oder Aktien hat die Erklänmg durch die depotfüluende Stelle 
zu erfolgen. 

(3) Die Anteile oder Aktien, auf die sich die Rückgabeer- 
klärung bezieht, sind bis ziu tatsäclüichen Rückgabe von der 
depotftihrenden Stelle zu sperren. Bei Anteilen oder Aktien, 
die nicht im hilaiid in einem Depot verw'alut w’erden. wird 
die Rückgabeerklärung erst wirksam imd begiimt die Frist 
erst zu laufen, wemi die Verwahi’stelle die zurückzugeben- 
den Anteile oder Aktien in ein Speirdepot übertragen hat. 

(4) Der Rücknalmiepreis muss luiverzüglich. spätestens 
aber 50 Kalendertage nach dem Rücknalmietennin gezalilt 
werden. 


§ 228 

Verkaufsprospekt 

(1) Der Verkaufsprospekt muss bei Dach-Hedgefonds zu- 
sätzlich zu den Angaben nach § 165 folgende Angaben ent- 
halten: 

1 . Angaben zu den Grundsätzen, nach denen die Zielfonds 
ausgewälilt w'erden; 

2. Angaben zu dem Untfang. in dem Anteile ausländischer 
nicht beaufsichtigter Zielfonds erworben werden dürfen, 
mit dem Hinweis, dass es sich bei diesen Zielfonds imi 
AIF handelt, deren Anlagepolitik den Anfordenmgen für 
Hedgefonds vergleichbar ist. die aber möghcherweise 
keiner mit diesem Gesetz vergleichbaren staatlichen Auf- 
sicht imterliegen; 

3. Angaben zu den Anfordenmgen. die an die Geschäftslei- 
timg der Zielfonds gestellt werden; 

4. Angaben zu dem Umfang, in dem von den ausgewählten 
Zielfonds im Ralmien ilirer Anlagestrategien Kredite auf- 
genommen mid Leerverkäufe durchgeftlhrt werden dür- 
fen. mit einem Hinweis zu den Risiken, die damit verbmi- 
den sein köimeii; 

5. Angaben zur Gebüluenstniktur der Zielfonds mit einem 
Hinw'eis auf die Besonderheiten bei der Höhe der Gebüli- 
ren sowie Angaben zu den Methoden, nach denen die Ge- 
samtkosten berecluiet werden, die der Anleger zu tragen 
hat; 

6. Angaben zu den Einzellieiten mid Bedingimgen der 
Rücknalmie imd der Auszalilmig von Anteilen oder Ak- 
tien. gegebenenfalls verbimden mit einem ausdrückh- 
chen. drucktechnisch heivorgehobenen Hinweis, dass der 
Anleger abweichend von § 98 Absatz 1 nicht jederzeit 
von der AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft die Rück- 
nalune von Anteilen oder Aktien imd die Auszahlung des 
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auf die Anteile oder Aktien entfallenden Vennögensan- 
teils verlangen kami. 

(2) Zusätzlich muss der Verkaufsprospekt eines Dach- 
Hedgefonds an auffälliger Stelle druckteclmisch her\'orge- 
hoben folgenden Wanilhnweis enthalten: „Der Biuidesini- 
nister der Finanzen warnt: Dieser Investnientfonds investiert 
in Hedgefonds, die keinen gesetzlichen Leverage- oder Risi- 
kobescluänkmigen miterliegen.“ 

§ 229 

Anlagebediugungen 

(1) Die Anlagebedingimgen von AIF-Kapitalverwal- 
tmigsgesellschaften. die Dach-Hedgefonds verwalten, müs- 
sen die Angaben nach Maßgabe des § 162 enthalten. 

(2) Ergänzend zu § 162 Absatz 2 Nmnmer 1 ist von den 
AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaften anzugeben. 

1 . nach welchen Gnmdsätzen Zielfonds, in die sie anlegen. 
ausgewälilt werden. 

2. dass es sich bei diesen Zielfonds imi Hedgefonds. EU- 
AIF oder ausländische AIF handelt, deren Anlagepolitik 
jeweils Anforderungen imterliegt. die denen nach § 283 
vergleichbar smd. 

3. welchen Anlagestrategien diese Zielfonds folgen mid ui 
welchem Umfang sie im Ralunen ilirer Anlagestrategien 
zm Generierung von Leverage Kredite aufiielmien. Wert- 
papier-Darlehen oder Derivate einsetzen imd Leeiver- 
käufe durclifüliren dürfen. 

4. bis zu welcher Höhe Mittel in Bankguthaben. Geldmark- 
tinstnmienten und in Anteilen oder Aktien an inländi- 
schen AIF, EU-AIF oder ausländischen AIF nach § 225 
Absatz 2 Satz 1 angelegt werden dürfen imd 

5. ob die Vermögensgegeustände eines Zielfonds bei einer 
Verw’ahrstelle oder einem Primebroker verfuhrt werden. 

(3) Ergänzend zu § 162 Absatz 2 Nimuner 4 haben AIF- 
Kapitalverw'altungsgesellscliaften. die Dach-Hedgefonds 
verwalten, alle Voraussetzmigen luid Bedingungen der Rück- 
gabe und Auszahlmig von Anteilen aus dem Dach-Hedge- 
fonds Zug um Zug gegen Rückgabe der Anteile anzugeben. 

Unterabsclmitt 5 

Unterabsclmitt 5 

Immobihen-Sondervermögen 

Immobilien-Sondervermögen 

§230 

Immobilien-Sondeiwermögeu 

(1) Für die Verw'altmig von Inmiobilien-Soudeivermögen 
gelten die Vorschriften der § § 1 92 bis 2 1 1 siimgemäß. soweit 
sich aus den §§ 231 bis 260 nichts anderes ergibt. 

(2) Das Inunobilien-Sonden'eraiögen darf nicht für eine 
begrenzte Dauer gebildet werden. 

§230 

unverändert 

§231 

Zulässige Vermögensgegenstände; Anlagegrenzen 

(1) Die AIF-Kapitah'erw'altimgsgesellschaft darf für ein 
Immobilien-Sondeiveniiögen nur folgende Vennögensge- 
genstände erw'erben: 

§231 

Zulässige Vermögeusgegenstände; Anlagegrenzen 

(1) unverändert 
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1. Mietw'olmgnmdstücke. Geschäftsgrundstücke und ge- 
mischt genutzte Grundstücke; 

2. Gnmdstücke im Zustand der Bebaumig. w'emi 

a) die genehmigte Bauplanmig die Nutzmig als Miet- 
wolmgnmdstücke. Geschäftsgrmidstücke oder ge- 
mischt genutzte Gnmdstücke vorsieht. 

b) mit einem Abscliluss der Bebaumig in angemessener 
Zeit zu recluien ist imd 

c) die Aufw'endmigen für die Gnmdstücke insgesamt 
20 Prozent des Wertes des Sondeivermögens nicht 
übersclireiteu; 

3. imbebaute Grundstücke, die für eine alsbaldige eigene 
Bebaumig zm Nutzmig als Miet«'ohngnmdstücke. Ge- 
schäftsgrmidstücke oder gemischt genutzte Gnmdstücke 
bestimmt und geeignet sind, weim zur Zeit des Erw'erbs 
ihr Wert zusammen mit dem Wert der mibebauten Gnmd- 
stücke, die sich bereits in dem Sonden'eniiögen befin- 
den. 20 Prozent des Wertes des Sonden'eniiögens nicht 
übersteigt; 

4. Erbbaurechte imter den Voraussetzimgen der Nuumieni 1 
bis 3; 

5. andere Grundstücke mid andere Erbbamechte sowie 
Rechte in Fonn des Wolmmigseigentums. Teileigentimis. 
Wolmimgserbbamechts mid Teilerbbamechts, wemi zm 
Zeit des Erwerbs ilir Wert zusanmien mit dem Wert der 
Gnmdstücke mid Rechte gleicher Art. die sich bereits in 
dem Sondeivemiögen befinden. 15 Prozent des Wertes 
des Sonden’ennögens nicht übersclireitet; 

6. Nießbrauclirechte an Mietwolmgnmdstücken. Geschäfts- 
grmidstücken und gemischt genutzten Gnmdstücken. die 
der Erfülhmg öffentlicher Aufgaben dienen, wenn zur 
Zeit der Bestellimg die Aufwendmigen für das Nieß- 
brauchrecht zusammen mit dem Wert der Nießbrauch- 
rechte. die sich bereits im Sonden'eniiögen befinden. 
10 Prozent des Wertes des Sonden emiögens nicht über- 
steigen; 

7. die in den §§ 234 mid 253 genamiten Vermögensgegen- 
stände. 

Weitere Voraussetzung für den Erwerb der in den Nunmiem 
5 mid 6 genamiten Vermögensgegenstände ist. dass deren Er- 
werb in den Anlagebedingmigen vorgesehen sein muss und 
dass die Vermögensgegenstände einen dauernden Ertrag 
erwarten lassen müssen. 

(2) Ein in Absatz 1 Nimimer 1 bis 6 genamiter Vemiö- 
gensgegenstand darf nm erworben werden, weim 

1 . er zuvor von einem externen Bewerter im Sinne des §250 
Nummer 1 bewertet -wurde, 
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(2) Ein in Absatz 1 Nmiimer 1 bis 6 genannter Vermö- 
gensgegeustand darf nur erworben werden, wenn 

1 . der Vermögensgegeustand zuvor bei einem Wert des 


a) Vermögensgegenstands bis zn einschließlich 50 Mil- 
lionen Euro von einem externen Bewerter, der die 
Anforderungen nach § 216 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 1 und Satz 2, Absatz 2 bis 5 erfüllt oder 

b) Vermögensgegenstands über 50 Millionen Euro 
von zwei externen, voneinander unabhängigen 
Bewertern, die die Anforderungen nach § 216 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2, Absatz 2 bis 5 
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2. der externe Bewertet nicht zugleich die regelmäßige Be- 
w'ertmig gemäß den §§ 248, 249 imd 251 Absatz 1 durch- 
ftihrt imd 


3. die aus dem Sondervennögen zu erbringende Gegenleis- 
ttmg den ermittelten Wert nicht oder nur unwesentlich 
übersteigt. 

Entsprechendes gilt im Fall des § 232 für Vereinbarmigen 
über die Bemessung des Erbbauzinses imd über dessen etwa- 
ige spätere Änderung. 

(3) Für ein InmiobUien-Sondervermögen dürfen auch Ge- 
genstände erworben werden, die zur Bewirtschafhmg der 
Vermögensgegenstände des Inunobilien-Sonden’ennögens 
erforderlich sind. 

(4) Bei der Bereclmmig des Wertes des Soiiden’ermögens 
gemäß Absatz 1 Nununer 2. 3, 6 mid 7, § 232 Absatz 4 sowie 
bei der Angabe des Anteils des Sondeiweraiögens gemäß 
§ 233 Absatz 1 Niuumer 3 werden die aufgenommenen Dar- 
lehen nicht abgezogen. 

(5) Im Fall des § 234 sind die von der lumiobilien-Ge- 
seUschaft gehaltenen Vemiögensgegenstände bei dem Im- 
mobilien-Sondeivermögen bei der Anw'endimg der in den 
Absätzen 1 und 2. §§ 232 mid 233 genaimten Anlagebe- 
sclnänkimgen und der Bereclmmig der dort genannten Gren- 
zen entsprechend der Beteihgimgshöhe zu berücksichtigen. 

§232 

Erbbaurechtsbestellung 

(1) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft darf ein 
Gnmdstück nur miter den in den Anlagebedingimgen fest- 
gelegten Bedingimgen mit einem Erbbaurecht belasten. 

(2) Vor der Bestellmig des Erbbaurechts ist die Angemes- 
senlieit des Erbbauzinses von einem ext einen Beweiier im 
Sinne des § 250 Nummer 1 zu bestätigen; der externe Be^ver- 
ter darf nicht zugleich die regelmäßige Be^\■ertu^g gemäß 
den §§ 248, 249 und 251 Absatz 1 durchführen. 

(3) Innerhalb von zw'ei Monaten nach der Bestellung des 
Erbbaurechts ist der Wert des Giimdstücks von einem exter- 
nen Bewerter im Sinne des § 250 Nummer 1 neu festzustellen. 

(4) Ein Erbbamecht darf nicht bestellt werden, w'eim der 
Wert des Grundstücks, an dem das Erbbamecht bestellt w'er- 
den soll, zusammen mit dem Wert der Gimidstücke. an de- 
nen bereits Erbbamechte bestellt worden sind. 10 Prozent 
des Wertes des Immobilien-Sondeiveiinögens übersteigt. 

(5) Die Verlängeiimg eines Erbbamechts gilt als Neube- 
stellmig. 
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erfüllen und die die Bewertung des Vermögensge- 
genstauds unabhängig voneinander vornehmen, 

bewertet wurde, 

2. der externe Bewerter im Sinne von Nummer 1 Buch- 
stabe a oder die externen Bewerter im Sinne von 
Nummer 1 Buchstabe b Objektbesichtigungen vorge- 
nommen haben, 

3. der externe Bewerter im Sinne von Nummer 1 Buch- 
stabe a oder die externen Bewerter im Sinne von 
Nummer 1 Buchstabe b nicht zugleich die regelmäßige 
Bewertung gemäß den §§ 249 imd 251 Absatz 1 dmch- 
führt oder durchführen mid 

4. unverändert 


§ 250 Absatz 2 gilt entsprechend. Entsprechendes gilt für 
Vereinbarmigen über die Bemessung des Erbbauzinses und 
über dessen etwuige spätere Ändenuig. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§232 

Erbbaurechtsbestellung 
(1) unverändert 


(2) Vor der Bestellimg des Erbbaurechts ist die Angemes- 
senheit des Erbbauzinses entsprechend § 231 Absatz 2 zu 
bestätigen. 


(3) Innerhalb von zwei Monaten nach der Bestellmig des 
Erbbamechts ist der Wert des Grmidstücks entsprechend 
§231 Absatz 2 neu festzustellen. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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§233 

Vermögensgegenstände in Drittstaaten; Währungsrisiko 

(1) Vennögensgegeiistände, die sich in Staaten befinden, 
die keine Vertragsstaaten des Abkonunens über den Europä- 
ischen Wirtschaffsramn smd. dürfen ftb em luunobilien- 
Sonder\'ermögen nin daun erwwben werden, wemi 

1 . die Anlagebedmguugen dies vorsehen: 

2. eme angemessene regionale Streinmg der Vennögensge- 
genstände gewälirleistet ist: 

3. diese Staaten mid der jeweilige Anteil des Sonden'ermö- 
gens. der m diesen Staaten höclistens angelegt werden 
darf, m den Anlagebeduigimgen angegeben sind: 

4. m diesen Staaten die freie Übertragbarkeit der Vermö- 
gensgegeustäude gewälirleistet imd der Kapitalverkelir 
nicht bescliränkt ist: 

5 . die Walinielmiung der Rechte luid Pflichten der Verw'alir- 
stelle gewälirleistet ist. 

(2) Die AEF-Kapitalverw'altungsgesellschaft hat sicher- 
zustellen. dass die für Reclmmig eines luunobilien-Sonder- 
vennögens gehaltenen Vermögensgegenstände nur insoweit 
einem Währungsrisiko unterliegen, als der Wert der eüieiii 
solchen Risiko unterliegenden Vermögensgegenstände 30 Pro- 
zent des Wertes des Sonden'emiögens nicht übersteigt. 

§233 

unverändert 

§234 

Beteiligung an Immobilien-Gesellsrhaften 

Die AIP-Kapitalverw'altmigsgesellschaft darf für Rech- 
uimg des Inmiobilien-Sondeivemiögens Beteiligimgen an 
Immobilien-Gesellscliaften nur erw^erben imd halten, wenn 

1 . die Anlagebedingungen dies vorsehen. 

2. die Beteiligimg einen daueniden Ertrag erw'arten lässt. 

3. durch Vereinbarung zwischen ATF-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaff und Immobilien-Gesellschaff die Befugnisse 
der Verwalirstelle nach § 84 Absatz 1 Nimmier 5 sicher- 
gestellt sind. 

4. die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft bei der Immo- 
bilien-Gesellschaff die Stinmien- imd Kapitahnelirheit 
hat. die für eine Ändermig der Satzung erforderlich ist. 

5. durch die Rechtsform der Inunobilien-Gesellschaft eine 
über die geleistete Euilage liinausgehende Nachschuss- 
pflicht ausgeschlossen ist und 

6. die Immobilien-Gesellschaff. sofern sie an einer anderen 
Inunobilieii-Gesellschaff beteiligt ist. an dieser unmittel- 
bar oder mittelbar mit 100 Prozent des Kapitals und der 
Stiuunrechte beteiligt ist: eine mittelbare Beteihgung ist 
nur bei emer Immobilien-Gesellschaff mit Sitz im Aus- 
land zulässig. 

Abweichend von Satz 1 Nmiuner 4 darf die AIF-Kapitalver- 
waltimgsgesellschaff Beteiligimgen an einer luunobilien- 
Gesellschaft auch daim eiwerben mid halten, wemi sie nicht 
die für eine Änderung der Satzimg erforderliche Stimmen- 
imd Kapitahneluheit hat (Mmderheitsbeteihgimg). hi die- 
sem Fall ist die Anlagegrenze nach § 237 Absatz 3 zu beach- 
ten. 

§234 

unverändert 
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§235 

Anforderungen an die Immobilien-Gesellsrhaften 

(1) Die ATF-Kapitalveiwaltungsgesellscliaft dai'f ftir Rech- 
iiiuig des Immobilien- Soiider\'ermögens Beteiligimgen nur 
an solchen Inmiobilien-Gesellschaften erw'erben imd halten. 

1 . deren Untemelunensgegenstand im Gesellschaftsvertrag 
oder in der Satzimg auf Tätigkeiten bescliränkt ist. die die 
AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft ftir das Inmtobihen- 
Sondeivermögen ausüben darf imd 

2. die nach dem Gesellschaftsvertrag oder der Satzung 
nur Vermögensgegenstände im Simie des § 231 Absatz 1 
Nunuuer 1 bis 5 mid 7 sowie Absatz 3 oder Beteiligmigen 
an anderen Immobilien-Gesellschaften erw'erben dürfen, 
die nach den Anlagebedingmigen munittelbar ftir das Im- 
mobihen-Sondeivennögen erw'orben werden dürfen. 

(2) Die Satzmig oder der Gesellschaftsvertrag der Immo- 
bilien-Gesellschaft muss sicherstellen, dass 

1 . die von der Inunobiüen-GeseUschaft neu zu erw'erbenden 
Vermögensgegenstände vor iluem Erw'erb von einem 
extemen Bewerter im Sinne des § 250 Nummer 1 bewer- 
tet W'erden. 

2. der externe Bewerter nicht zugleich die regehnäßige Be- 
w'ertmig gemäß den §§ 248, 249 luid 251 Absatz 1 durch- 
fülut mid 

3. die Inmiobilien-Gesellscliaft eine luniiobilie oder eine 
Beteiligimg an einer anderen Iimnobilien-Gesellschaft 
nur erw'erben darf, weim der dem Umfang der Betei- 
ligmig entsprechende Wert der Inmiobilie oder der Betei- 
ligimg an der anderen Inmiobiüen-Gesellschaft 15 Pro- 
zent des Wertes des Inuuobilien-Sondeivermögens. ftir 
dessen Rechnung eine Beteiligimg an der Immobilien- 
Gesellschaft gehalten wird, nicht übersteigt. 

§ 243 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(3) Entspricht der Gesellschaftsveitrag oder die Satzimg 
der Immobilien-Gesellschaft nicht den Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 2. so darf die AJF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft die Beteiligimg an der Inunobilien-Gesellschaft niu 
erw’erben. wenn sichergestellt ist. dass der Gesellschafts- 
vertrag oder die Satzung unverzüglich nach dem Erw^erb der 
Beteiligimg entsprechend geändert wird. 

(4) Die Gesellschafter einer Inmiobüien-Gesellschaft. an 
der die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft ftir Rechnung 
des Inunobilien-Sonden'ennögens beteiügt ist. müssen ilue 
Einlagen vollständig eingezahlt haben. 

§236 

Einerb der Beteiligung; 

Wertermittlung durch Abschlussprüfer 

(1) Bevor die AJF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft die 
Beteiligung an einer Inunobilien-Gesellschaft eiw'irbt. ist 
der Wert der Immobilien-Gesellschaft von einem Abschluss- 
prüfer im Sinne des § 3 19 Absatz 1 Satz 1 imd 2 des Handels- 
gesetzbuclis zu eruüttehi. 

(2) Bei der Wertemüttlmig ist von dem letzten mit dem 
Bestätigimgsvemierk eines Absclilussprüfers versehenen 
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§235 

Anforderungen au die Immobilien-Gesellschaften 
(1) unverändert 


(2) Die Satzmig oder der Gesellschaftsvertrag der Inuno- 

bihen-Gesellschaft muss sicherstellen, dass 

1 . die von der Inunobilien-Gesellschaft neu zu erwerbenden 
Vermögensgegenstände vor iluem Erw^erb entsprechend 
§ 231 Absatz 2 bewertet werden. 

2. der externe Bewerter nicht zugleich die regelmäßige Be- 
w'ertung gemäß den §§ 249 mid 251 Absatz 1 diuchfülirt 
mid 

3. unverändert 


§ 243 Absatz 2 und § 250 Absatz 2 gelten entsprechend. 
(3) unverändert 


(4) unverändert 


§236 

EiTierb der Beteiligung; 
Wertermittlung durch Abschlussprüfer 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Jaliresabschluss der Ininiobilien-Gesellscliaft auszugehen. 
Liegt der Jahresabscliluss nielir als drei Monate vor dem Be- 
wertungsstichtag. ist von den Vemiögensweilen imd Ver- 
bindliclikeiten der Inunobilien-Gesellschaft auszugehen. die 
in einer vom Absclilusspriifer geprüften aktuellen Vemiö- 
gensaufstellmig nachgewiesen sind. 

(3) Für die Bewertung gelten die §§ 248 imd 250 Nimi- 
mer 2. 


§237 

Umfang der Beteiligung; Anlagegrenzen 

(1) Der Wert aller Vermögensgegenstände, die zimi Ver- 
mögen der Immobilien-Gesellscliaften gehören, an denen die 
AIF-Kapitalverw'altungsgesellscliaft für Rechnung des Im- 
mobilien-Sondeivermögens beteiligt ist. darf 49 Prozent des 
Wertes des Inunobihen-Sondeivermögens nicht übersteigen. 

(2) Der Wert von Vermögensgegenständen, die zum Ver- 
mögen einer ImmobUien-Gesellschaft gehören, an der die 
AJF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft für Reclmimg des Im- 
mobilien-Soiideivemiögens zu 100 Prozent des Kapitals und 
der Stinunrechte beteiligt ist. wird auf die Aidagegrenze 
nach Absatz 1 nicht angerecluiet. 

(3) Unbeschadet der Aulagegrenze nach Absatz 1 darf der 
Wert der Vermögensgegenstände, die zum Vennögen von 
hmnobilien-Gesellschaften gehören, an denen die AIF-Ka- 
pitalverwaltmigsgesellschaft für Reclmmig des luunobilien- 
Sonderveraiögens nicht mit einer Kapitalmeluheit beteiligt 
ist. 30 Prozent des Wertes des Iimnobilien-Sondervermögens 
nicht übersclueiten. 

(4) Bei der Berechnung des Wertes des Sondeivermögens 
nach den Absätzen 1 luid 3 werden die aufgenonunenen Dar- 
lehen nicht abgezogen. 
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(3) Für die Bewertimg gelten die §§ 248 imd 250 Ab- 
satz 1 Nimuiier 2 und Absatz 2 mit der Maßgabe, dass die 
im Jahresabschluss oder in der Vermögensaufstellung 
der ImmobUien-Gesellschaft ausgewlesenen ImmobUien 
mit dem Wert anzusetzen sind, der 

1. zuvor bei einem Wert der Immobilie von 

a) bis zu einschließlich 50 MUlionen Euro von einem 
externen Bewertet’, der die Anforderungen nach 
§ 216 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2, Ab- 
satz 2 bis 5 erfüUt oder 

b) mehr als 50 Millionen Euro von zwei externen, 
voneinander unabhängigen Bewertern, die die 
Anforderungen nach § 216 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 1 und Satz 2, Absatz 2 bis 5 erfUUen und die 
die Bewertung der Vermögensgegenstände unab- 
hängig voneinander vornehmen, 

festgesteUt wurde und wobei 

2. der Bewertet' im Sinne von Nummer 1 Buchstabe a 

oder die Bewertet' im Sinne von Nummer 1 Buchstabe b 

a) Objektbesichtigungen vorgenommen hat oder 
haben, 

b) nicht zugleich die regelmäßige Bewertung gemäß 
den §§ 249 und 251 Absatz 1 durchführt oder 
durchführen und 

c) nicht zugleich Abschlussprüfer ist oder sind. 

§237 

unverändert 
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(5) Nicht anziireclmen auf die Anlagegrenzeii der Absät- 
ze 3 luid 4 ist die von einer AIF-KapitalverwaltungsgeseU- 
schaft für Reclmung eines einzelnen Iimnobilien-Sonder- 
vennögens gehaltene Kapitalbeteiligimg von weniger als 
50 Prozent des Wertes der bmnobilien-Gesellschaft. wemi 
die Beteiligung der AIF-KapitalverW'altungsgesellschaft ui- 
folge zusätzbcher Kapitalbeteiligimgen die Anfordenmgen 
des § 234 Satz 1 Niunnier 4 erfüllt. 

(6) Beteibgimgen an derselben Inunobilien-Gesellschaft 
dürfen nicht sowolil für Reclunmg eines oder meluerer 
Publikums- AIF als auch für Reclmung emes oder meluerer 
Spezial-AIF gehalten werden. 

(7) Wemi nach Erwerb einer Minderheitsbeteihgimg die 
Voraussetzungen ftu den Erw'erb imd das Halten der Betei- 
ligtmg nicht melu erfüllt sind, hat die AIF-Kapitalverwal- 
tmigsgesellschaft die Veräußenmg der Beteiligimg unter 
Waluimg der hiteressen der Anleger anzustreben. 

§238 

Beteiligungen von Immobilien-Gesellsrhaften 
an Immobilieu-Gesellsrhafteu 

Für Beteiligungen von himiobilien-Gesellschaften an 
anderen Inmiobihen-Gesellscliaften gelten § 231 Absatz 5, 
§ 235 Absatz 2 bis 4 sowie die §§ 236, 237 Absatz 1 bis 6 
entsprechend. 

§239 

Verbot und Einschränkung 
von Erwerb und Veräußerung 

(1) Ein Vermögensgegeustand nach § 231 Absatz 1 oder 
nach § 234 darf für Reclmimg eines hiunobilien-Sondeiver- 
mögens nicht erw'orben werden, wemi er bereits im Eigentum 
der AJF-Kapitalverw'altimgsgesellscliaft steht. Er darf ferner 
fiü Rechniuig eines Immobilien-Sondeivermögens nicht von 
einem Mutter-, Schwester- oder Tochtenmtemehmen der 
AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft oder von einer anderen 
Gesellschaft erw^orben werden, an der die AIF-Kapitalver- 
waltungsgesellscliaft eine bedeutende Beteihgimg hält. 

(2) Eine AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft darf nur mit 
Zustimmmig der Bundesanstalt einen ftir Reclmimg eines 
hrmiobilien-Sondeivermögens gehaltenen Vemiögensge- 
genstaud nach § 231 Absatz 1 oder nach § 234 

1 . ftir eigene Reclmmig erw'erben. 

2. an ein Untemelimen im Simie des Absatzes 1 Satz 2 ver- 
äußern oder 

3 . auf einen anderen AIF übertragen, der von ilu oder eüiem 
Unternehmen im Simie des Absatzes 1 Satz 2 verwaltet 
wird. 

§240 

Dai'lehensgewährung an Immobilien-Gesellschaften 

(1) Die AJF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft darf einer 
hnmobilien-Gesellschaft ftir Reclmimg des Inmiobilien- 
Sondeivemiögens ein Darlehen nur gewäluen. wemi 

1 . sie an der hmnobilien-Gesellschaft für Reclmimg des Ini- 
mobihen-Sondervemiögens mimittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist. 
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§238 

unverändert 


§239 

unverändert 


§240 

unverändert 
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2. die Darlehensbedingrmgen marktgerecht sind. 

3. das Darlehen ausreichend besichert ist und 

4. bei einer Veräußerung der Beteiligung das Darlehen in- 
nerhalb von sechs Monaten nach der Veräußerung zu- 
rückzuzalilen ist. 

(2) Die AIF-Kapitalverwaltiuigsgesellschaft hat sicherzu- 
stellen. dass 

1 . die Sunune der Darlehen, die einer Inunobilien-Gesell- 
schaft für Reclmimg des Inunobilien-Sondeiveraiögens 
insgesamt gewährt werden. 50 Prozent des Wertes der 
von der Immobilieu-Gesellschaft gehaltenen Grundstü- 
cke nicht übersteigt und 

2. die Siunme der Darlehen, die den Inunobilien-GeseU- 
schaften insgesamt ftir Reclmimg des Inmiobilien-Son- 
deivemiögens gewälirt werden. 25 Prozent des Wertes 
des InmiobUien-Sondervermögens nicht übersteigt; bei 
der Bereclmmig der Grenze sind die aufgenonmienen 
Darlehen nicht abzuziehen. 

(3) Einer Darlehensgewälmmg nach den Absätzen 1 imd 2 
steht gleich, weim ein Dritter im Auftrag der ACF-Kapital- 
verw'altimgsgesellschaff der Inmiobilien-Gesellschaft ein 
Darlehen im eigenen Namen für Reclmmig des luunobilien- 
Sondervemiögens gewälirt. 


§241 

Zahlungen, Übei'warhuug durch die Verwahrstelle 

Die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft hat mit der 
Inmiobilien-Gesellscliaft zu vereinbaren, dass die der AIF- 
Kapitalveiw'altungsgesellscliaft ftü' Reclmmig des Inmio- 
bilien-Souden'ennögens zustehenden Zalümigen. der Li- 
quidationserlös und sonstige der AIF-Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaft für Reclmimg des Inmiobilien-Sondeivemiö- 
gens zustehende Betiäge uuverzüghch auf ein Konto nach 
§ 83 Absatz 6 Satz 2 einzuzahlen sind. Satz 1 gilt ent- 
sprechend für Immobilien-Gesellschaften. die Beteihgim- 
gen an anderen Immobilien-Gesellschaften erw'erben oder 
halten. 

§242 

Wirksamkeit eines Rechtsgeschäfts 

Die Nichtbeachtmig der vorstehenden Vorschriften be- 
rülut die Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts nicht. 

§243 

Risikomischung 

(1) Der Wert einer Inuuobilie darf zur Zeit des Eiw'erbs 
15 Prozent des Wertes des Sonden'emiögeiis nicht über- 
steigen. Der Gesamtwert aller Immobilien, deren einzehier 
Wert iiielir als 10 Prozent des Wertes des Sondeivemiögens 
beträgt, darf 50 Prozent des Wertes des Sondeiveruiögens 
nicht übersclireiten. Bei der Bereclmmig der Werte werden 
aufgenonmiene Darlehen nicht abgezogen. 

(2) Als Inmiobilie im Siime des Absatzes 1 gilt auch eine 
aus melireren Inmiobilien bestehende wütschafthche Ein- 
heit. 


§241 

unverändert 


§242 

unverändert 


§243 

unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§244 

Anlaufzeit 

Die Anlagegrenzen in den §§ 231 bis 238 imd 243 sowie 
§ 253 Absatz 1 Satz 1 gelten für das Iinniobilien-Sonder\'er- 
mögen einer AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft erst, wemi 
seit dem Zeitpunkt der Bildmig dieses Sonder\'emiögens 
eine Frist von vier Jalireu verstrichen ist. 

§244 

unverändert 

§245 

Treulrandverlrältnis 

Abw'eichend von § 92 Absatz 1 kömien Vennögensgegen- 
stände. die zum Immobilien-Sondeivennögen gehören, nin 
im Eigentimi der AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft stehen. 

§245 

unverändert 

§246 

Verfügungsbesrhi'änkung 

(1) Die AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft hat dafür zu 
sorgen, dass die Verfilgungsbescliränkimg nach § 84 Absatz 1 
Niunmer 3 in das Gnuidbuch eingetragen wird. Ist bei aus- 
ländischen Grundstücken die Eintragiuig der Verfügimgsbe- 
scliränkimg in ein Grmidbuch oder ein vergleichbares Regis- 
ter nicht möglich, so ist die Wirksamkeit der Verfügimgsbe- 
scliränkmig in anderer geeigneter Form sicherzustellen. 

(2) Die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft kami gegen- 
über dem Grundbucliamt die Bestelliuig der Verw'alirstelle 
durch eine Bescheinigung der Bmidesanstalt nachw'eisen. 
aus der sich ergibt, dass die Bmidesanstalt die Auswahl als 
Verwalirstelle genelmiigt liat mid von ilirem Recht, der AIF- 
Kapitalveiw'altimgsgesellscliaft einen Weclisel der Verw'alir- 
stelle aufeuerlegen. keinen Gebrauch gemacht hat. 

§246 

unverändert 

§247 

Vermögensaufstellung 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft hat in der 
Vemiögensaufstellmig nach § 101 Absatz 1 Satz 3 Nimmier 1 
den Bestand der zum Sondervermögen gehörenden Immo- 
bilien imd sonstigen Vennögensgegenstände aufzufüliren 
imd dabei Folgendes anzugeben: 

1. Größe. Art mid Lage sowie Bau- mid Erwerbsjahr eines 
Grundstücks. 

2. Gebäudenutzfläche, Leerstandsquote. Nutzungsentgelt- 
ausfallquote. Fremdfinanziermigsquote. 

3. Restlaufzeiten der Nutzimgsverträge, 

4. Verkehrswert oder im Fall des § 248 Absatz 2 Satz 1 den 
Kau^reis. 

5 . Nebenkosten bei Anschafifimg von Vermögensgegenstän- 
den im Siime des § 23 1 Absatz 1 imd des § 234, 

6. wesentliche Ergebnisse der nach Maßgabe dieses Unter- 
abschnitts erstellten Wertgutachten. 

7. etwaige Bestands- oder Projektentwickhmgsmaßnalmien 
und 

8. sonstige wesentliche Merkmale der zum Sondeivermö- 
gen gehörenden Immobilien mid sonstigen Vemiögens- 
gegenstände. 

§247 

unverändert 
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Die im Berichtszeitraum getätigten Käufe mid Verkäufe von 
Inmiobilien imd Beteiligimgen an Immobilien-Gesellschaften 
sind in einer Anlage zur Vennögensaufstellung anzugeben. 

(2) Bei einer Beteiligung nach § 234 hat die AIF-Kapital- 
verw’altimgsgesellschaft oder die Inunobilien-Gesellschaft 
in der Vermögensaufstelhuig anzugeben: 

1 . Firma. Rechtsfonn imd Sitz der Inunobihen-Gesellschaft. 

2. das Gesellschaftskapital. 

3. die Höhe der Beteiligung imd den Zeitpmikt ihres Er- 
werbs diuch die AEF-Kapitalveiwaltiuigsgesellschaft und 

4. Anzalil der durch die AIF-Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft oder Dritte nach § 240 gew'ährten Darlehen sowie 
die jeweihgen Beträge. 

Als Verkelusw'ert der Beteiligmig ist der nach § 248 Absatz 4 
ennittelte Wert anzusetzen. Die Angaben nach Absatz 1 für 
die Inmiobilien und sonstigen Vermögensgegenstände der 
Inmiobilien-Gesellschaft sind nachiichtlich aufzufilluen imd 
besonders zu keimzeiclmen. 

§248 

Sonderregelu für die Bewertung 

(1) § 168 ist mit den Maßgaben der Absätze 2 bis 4 an- 
zuwenden. 

(2) Für Vennögensgegenstände im Siime des § 23 1 Ab- 
satz 1 sowie des § 234 ist im Zeitpmikt des Erw'erbs mid 
danach nicht länger als zwülf Monate der Kaufpreis dieser 
Vermögensgegenstände auzusetzen. Abweichend von Satz 1 
ist der Wert erneut zu emiittehi imd anzusetzen, wemi nach 
Auffassimg der AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft der An- 
satz des Kaufpreises auf Gnmd von Ändenmgen wesent- 
licher Bewertungsfaktoren nicht mein sachgerecht ist; die 
AEF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft hat ilue Entscheidung 
imd die Gründe dafür nachvollziehbar zu dokumentieren. 

(3) Die Anschaffimgsnebenkosten eines Vermögensge- 
genstandes im Simie des § 231 Absatz 1 sowie des § 234 sind 
gesondert anzusetzen mid über die voraussichthche Dauer 
seiner Zugehörigkeit zum Immobilien-Sondeiveimögen in 
gleichen Jahresbeträgen abzuschreiben, längstens jedoch 
über einen Zeitraum von zelm Jaluen. Wird ein Vemiögens- 
gegenstand veräußert, sind die Anschaffimgsnebenkosten in 
voller Höhe abziisclireiben. Die Absclireibungen sind nicht 
in der Ertrags- imd Aufw'andsrechnung zu berücksichtigen. 

(4) Der Wert der Beteiligmig an einer Immobilien-Gesell- 
scliaft ist nach den für die Bewertmig von Untemehmensbe- 
teihgimgen allgemein anerkaimten Grmidsätzen zu eimitteln. 


§249 

Sonderregeln für das Bewertnngsverfahren 

(1) § 169 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Bewertimgsrichtlinien ftü Inmiobilien-Sondeivemiögen 
zusätzlich vorzuseheu haben, dass der externe Bewerter im 
Sinne des § 250 Nummer 1 Objektbesichtigungen yoniimmt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§248 

Sonderregelu für die Bewertung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Der Wert der Beteiligmig an einer Imniobihen-Ge- 
sellschaft ist nach den fiir die Bewertimg von Untemehmens- 
beteihgmigen allgemein anerkaimten Grundsätzen zu er- 
mitteln. Die im Jahresabschluss oder in der Vermögens- 
aufstellung der Immobilieu-Gesellschaft ausgeisiesenen 
Immobilien sind dabei mit dem Wert anzusetzen, der 
entsprechend § 249 Absatz 1 festgestellt wurde. 

§249 

Sonderregelu für das Bewertungsverfahren 

(1) § 169 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Bewertimgsrichtlinien füi' Inunobihen-Sondervennögen 
zusätzlich vorzusehen haben, dass 
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(2) Die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft oder die 
Immobilien-Gesellschaft muss die Inunobilieii-Gesellschaft. 
an der sie beteiligt ist. vertragüch verpflichten. 

1 . bei der AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft und der Ver- 
wahrstelle monatlich Vennögensaufstellimgen einziuei- 
chen mid 

2. die VermögensaufsteUmigen euunal jälu'lich anhand des 
von einem Abschlussprüfer mit einem Bestätigimgs- 
vemierk versehenen Jaluesabsclilusses der Inunobilien- 
Gesellschaft prüfen zu lassen. 

(3) Der auf Grund der Vemiögensaufstelliuigen ermittelte 
Wert der Beteiligmig an einer Inunobilien-Gesellschaft ist 
den Bewertiuigen zur laufenden Preisennittlmig zugnmde zu 
legen. 

§250 

Sonderregelu für den Bewerter 
§ 216 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

1 . die Bewertimg der Vermögensgegenstände im Siiuie des 
§ 23 1 Absatz 1 nur durch einen externen Bewerter erfol- 
gen darf. 

2. der Wert der Beteiligung an einer InunobiUen-Gesell- 
schaft durch einen Abschlussprüfer im Simie des § 319 
Absatz 1 Satz 1 imd 2 des Handelsgesetzbuchs zu ermit- 
tehi ist. 


§251 

Sonderregeln für die Hänflgkeit der Bewertnng 

(1) § 21 7 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Wert 
der Vermögensgegenstände im Siiuie des § 231 Absatz 1 imd 
des § 234 innerhalb eines Zeitramns von di'ei Monaten vor 
jedem Ausgabetennin zu emiittehi ist. Abweichend von 
Satz 1 ist der Wert stets erneut zu emüttehi luid anzusetzen, 
weiui nach Auffassung der AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft der zuletzt ennittelte Wert auf Gnuid von Änderungen 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. die Vermögensgegenstände im Sinne des § 231 Ab- 
satz 1 sowie des § 234 von zwei externen, voneinander 
nnabhängigen Bewertern, die die Anforderungen 
nach § 216 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2, Ab- 
satz 2 bis 5 erfüllen und die die Bewertung der Vermö- 
gensgegenstände unabhängig voneinander vorneh- 
men, bewertet werden und 

2. die externen Bewerter im Sinne der Nummer 1 Ob- 
jektbesirhtigungen vornehmen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§250 

Sonderregeln für den Bewerter 
(1) § 216 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

1 . die Bewertimg der Vennögensgegenstände im Siime des 
§ 23 1 Absatz 1 nur diuch zwei externe Bewerter erfolgen 
darf. 

2. unverändert 


(2) Ein externer Bewerter darf für eine AIF-Kapital- 
verwaltungsgesellschaft für die Bewertung von Immobi- 
lien-Sondervermögen nur für einen Zeitraum von maxi- 
mal drei Jahren tätig sein. Die Einnahmen des externen 
Betverters aus seiner Tätigkeit für die AIF-Kapitalver- 
waltungsgesellschaft dürfen 30 Prozent seiner Gesamt- 
einnahmen, bezogen auf das Geschäftsjahr des externen 
Bewerters, nicht überschreiten. Die Bundesanstalt kann 
verlangen, dass ihr entsprechende Nachweise vorgelegt 
werden. Die AlF-Kapitalverw altungsgesellschaft darf ei- 
nen externen Bewerter erst nach Ablauf von zw'ei Jahren 
seit Ende des Zeitraums nach Satz 1 erneut als externen 
Bewerter bestellen. 

§251 

Sonderregeln für die Häufigkeit der Bewertung 

(1) § 217 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Wert 
der Vermögensgegenstände im Siime des § 231 Absatz 1 und 
des § 234 hmerhalb emes Zeitraimis von drei Monaten zu er- 
mitteln ist. Sehen die Anlagebedingungen eines Immobi- 
lien-Sondervermögens gemäß § 255 Absatz 2 die Rück- 
nahme von Anteilen seltener als alle drei Monate vor, ist 
der Wert der Vermögensgegenstände im Sinne des § 231 
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wesentlicher Bew'ertungsfaktoren nicht nielir sachgerecht 
ist; die AJE-Kapitalverw^altiuigsgesellschaft hat ilire Ent- 
scheidung mid die Gründe dafür nachvollziehbar zu doku- 
mentieren. 


(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Bewertimg der im 
Jahresabscliluss oder in der Vermögensaufstellimg der Im- 
mobilien-Gesellschaft ausgewiesenen Inunobihen diirch den 
externen Bewerter gemäß § 250 Nummer 1. 

§252 

Ertragsverwendung 

(1) Die Anlagebedingmigen müssen vorselien. dass Er- 
träge des Sondervermögens, die für künftige histandsetzim- 
gen von Vermögensgegenständen des Sondervennögens er- 
forderlich sind, nicht ausgeschüttet werden dürfen. 

(2) Mindestens 50 Prozent der Erträge des Sondeivermö- 
gens müssen ausgeschüttet werden, sofern sie nicht ftir künf- 
tige erforderhclie Instandsetzungen einzubelialten sind; rea- 
lisierte Gewume aus Veräußeiungsgescliäften sind keine 
Erträge im Simie dieses Absatzes. 

(3) Die Anlagebedingungen müssen angeben, ob mid in 
welchem Umfang Erträge zum AiKgleich von Wertminde- 
nuigen der Vermögensgegenstände des Sondervennögens 
luid für künftige erforderliche Instandsetzmigen nach Ab- 
satz 1 einbehalten werden. 

§253 

Liquiditätsvorsrhi'iften 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft darf ftir 
Reclmmig eines Immobihen-Sonder\'ermögens einen Be- 
trag. der insgesamt 49 Prozent des Wertes des Sondeivermö- 
gens entspricht, nur halten m 

1. Bankguthaben; 

2. Geldmarktinstrumenten; 

3. Investmentanteilen nach Maßgabe des § 196 oder Antei- 
len an Spezial- Sonderv'emiögen nach Maßgabe des § 196 
Absatz 1 Satz 2, die nach den Anlagebedingmigen aus- 
schließlich m Vermögensgegenstände nach den Nmn- 
mem 1, 2 und 4 Buchstabe a anlegen dürfen; die §§ 207 
luid 210 Absatz 3 suid auf Spezial-Sondeiveraiögen nicht 
anzuw'enden; 

4. Wertpapieren, die 

a) zur Sichenmg der m Artikel 18.1 des Protokolls über 
die Satzung des Europäischen Systems der Zentral- 
banken luid der Europäischen Zentralbank vom 7. Fe- 
bruar 1992 (BGBl. 1992 II S. 1299) genamiten Kredit- 
geschäfte von der Europäischen Zentralbank oder der 
Deutschen Bimdesbank zugelasseri suid oder deren 
Zulassimg nach den Emissiorisbedingimgeri beantragt 
wird, sofern die Zulassimg iimerhalb euies Jalues nach 
ihrer Ausgabe erfolgt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Absatz 1 und des § 234 innerhalb eines Zeitraums von 
drei Monaten vor jedem Rücknahmetermin zu enuittelu. 
Abweichend von Satz 1 und 2 ist der Wert stets erneut zu er- 
mittehi imd anzusetzen, wemi nach Auffassung der AIF-Ka- 
pitalverwultmigsgeseUschaft der zuletzt ermittelte Wert auf 
Griuiid von Ändenmgen wesentlicher Bewertmigsfaktoren 
nicht mehr sachgerecht ist; die AIF-Kapitalverwaltmigs- 
gesellschaft hat ilue Entscheidimg imd die Gründe dafür 
nachvollziehbar zu dokumentieren. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Bew'ertimg der un 
Jaliresabscliluss oder ui der Vermögensaufstellimg der Im- 
mobilien-Gesellschaft ausgewiesenen Inmiobilien. 

§252 

unverändert 


§253 

Liquidit ä tsvor sc h riften 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft darf für 
Reclmmig emes Inmiobilien-Sonden’emiögens einen Be- 
trag. der insgesamt 49 Prozent des Wertes des Sondervermö- 
gens entspricht, nur halten m 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 
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b) entw'eder an einem organisierten Markt im Simie von 
§ 2 Absatz 5 des Wertpapierhandelsgesetzes zmn 
Handel zugelassen sind oder die festverzinsliche 
Wertpapiere sind, soweit ilu' Wert einen Betrag von 
5 Prozent des Wertes des Sondeiv’ennögens nicht 
übersteigt; 

5 . Aktien von REIT- Aktiengesellschaften oder vergleichbare 
Anteile ausländischer juristischer Personen, die an einem 
der in § 193 Absatz 1 Nimimer 1 imd 2 bezeiclmeten 
Märkte zugelassen oder in einen dieser Märkte einbezo- 
gen sind, soweit der Wert dieser Aktien oder Anteile einen 
Betrag von 5 Prozent des Wertes des Sondeivermögens 
nicht übersclireitet mid die in Ailikel 2 Absatz 1 der Richt- 
linie 2007/1 6/EG genamiten Kriterien erfüllt sind mid 

6. Derivaten zu Absichenmgszwecken. 

Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft hat sicherzustellen, 
dass liiervon ein nach den überprüfbaren imd dokimientier- 
ten Bereclmmigen des Liquiditätsmanagements ausreichen- 
der Betrag für die Rücknalmie von Anteilen verfügbar ist. 


(2) Bei der Berechnung der Anlagegrenze nach Absatz 1 
Satz 1 sind folgende gebundene Mittel des luunobilien-Son- 
deivermögens abzuziehen: 

1 . die Mittel, die zur Sicherstellmig einer ordnmigsgemäßen 
laufenden Bewirtschaftung benötigt werden; 

2. die Mittel, die für die näcliste Ausschüttung vorgesehen 
sind; 

3 . die Mittel, die erforderhch werden zin Erfüllung von Ver- 
bindlichkeiten 

a) aus rechtswirksam gesclilossenen Gnuidstückskauf- 
verträgen. 

b) aus Darlehensverträgen. 

c) ftir die bevorstehenden Anlagen m bestinmiten Immo- 
bilien. 

d) für bestimmte Baumaßnalunen sowie 

e) aus Bauverträgen. 

sofern die Verbindliclikeiten in den folgenden zwxi Jah- 
ren fällig w'erden. 

(3) Die AIF-Kapitalverwalttmgsgesellschaft darf fiir 
Reclmiuig eines Immobilien-Sonderv ermögens Wertpapier- 
Darlehen nur auf mibestinmite Zeit gewähren. 

§254 

Ki'editaufnahme 

(1) Die AIE-Kapitalverw'alhmgsgesellschaft darf mi- 
beschadet des § 199 ftir gemeinschafthche Rechnmig der 
Anleger Kredite nur bis zur Höhe von 30 Prozent des 
Verkelirsw'ertes der Inunobilien, die zmn Sondeivennögen 
gehören, imd nm dami aufiielunen mid halten, wemi 

1 . dies in den Anlagebediiigimgen vorgesehen ist. 

2. die Kreditaufiialune mit einer ordnmigsgemäßen Wirt- 
schaftsfülinuig vereinbar ist. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


5. unverändert 


6. unverändert 

Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft hat sicherzustellen, 
dass hieivon ein nach den überprüfbaren mid dokimientier- 
ten Bereclmmigen des Liquiditätsmanagements ausreichen- 
der Betrag, der mindestens 5 Prozent des Wertes des Son- 
dervermögens entspricht, fiir die Rücknahme von Anteilen 
verfügbar ist. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§254 

unverändert 
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3. die Bedingimgen der Kreditaufiialime marktüblich sind 
imd 

4. die Grenze nach § 260 Absatz 3 Nununer 3 nicht über- 
scliritten w'ird. 

Eine Kreditaufiialune zin Finanzienmg der Rücknalnne von 
Anteilen ist nur nach Maßgabe des § 199 zulässig. 

(2) Entsprechend der Beteiligimgshöhe sind die von der 
hnmobilien-Gesellschaft aufgenominenen Kredite bei dem 
humobilien-Sondeivermögen bei der Berecluiimg der in Ab- 
satz 1 genaimten Grenzen zu berücksichtigen. 

§255 

Sonderregeln für die Ansgabe und Rücknahme 
von AnteUeu 

(1) Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft hat die Aus- 
gabe von Anteilen vorübergehend auszusetzen, wemi eme 
Verletzimg der Anlagegrenzen nach den Liquiditätsvorscluif- 
ten dieses Abschnitts oder der Anlagebedingiuigen droht. 

(2) Abweichend von § 98 Absatz 1 Satz 1 müssen die 
Anlagebedmgmigen von Inunobilien-Sondervennögen 
vorsehen, dass die Rücknalmie von Anteilen niu zu einem 
bestimmten Rücknabmetennin im Kalenderjahr eifolgt. Der 
zeitliche Abstand zynischen den Rücknalunetenninen muss 
zw'ölf Monate betragen. Neue Anteile düi'fen nur zu den m 
den Anlagebedingmigen festgelegten Ausgabetenninen aus- 
gegeben werden. Der zeitliche Abstand zwischen den Ausga- 
beterminen muss mindestens drei Monate beh agen. Einer 
der Ausgabetennine muss mit dem Rückgabetennin zusam- 
menfallen. 

(3) Die Rückgabe von Anteilen ist erst nach Ablauf einer 
Mindesthaltefrist von 24 Monaten möglich. Der Anleger hat 
nachzuweisen, dass er muidestens den in seiner Rückgabeer- 
klänmg aufgefüluten Bestand an Anteilen w'ährend der ge- 
samten 24 Monate, die dem verlangten Rücknahmetermin 
lumuttelbar vorausgehen, durchgehend gehalten hat. Der 
Nachweis kaim durch die depotftilirende Stelle in Textform 
als besonderer Nachweis der Anteilinliaberschaft erbracht 
oder auf andere in den Anlagebedingimgen vorgesehene 
Weise gefiUirt werden. 

(4) Anteilrückgaben sind imter Einlialtuug emer Rückgabe- 
frist von zw'ölf Monaten durch eme miwiderrufhche Rückga- 
beerklänmg gegenüber der ACF-JCapitalverwaltungsgesell- 
schaft zu erklären. § 227 Absatz 3 gilt entsprechend; die An- 
lagebeduigiuigeii köiuien eine andere Fonn ftir den Nachweis 
vorsehen, dass die Rückgabe in Einklang mit Satz 1 erfolgt. 

§256 

ZusätzUche Angaben im Verkaufsprospekt 
und in den Anlagebediuguugeu 

(1) Der Verkaufsprospekt muss zusätzlich zu den Anga- 
ben nach § 165 folgende Angaben enthalten: 

1. einen ausdrücklichen, dnrckteclmisch heivorgehobenen 
Hinweis, dass der Anleger abweichend von § 98 Absatz 1 
Satz 1 von der AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft die 
Rücknalmie von Anteilen imd die Auszalilmig des An- 
teilswertes nur zu den Rücknalunetenninen verlangen 
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§255 

Sonderregeln für die Ausgabe und Rücknahme 
von AnteUeu 

(1) unverändert 

(2) In Abweichung von § 98 Absatz 1 Satz 1 können die 
Anlagebedingmigen von Immobilien-Sondeivemiögen vor- 
sehen. dass die Rücknalmie von Anteilen nm zu bestimmten 
Rücknalmieteraiinen, jedoch mindestens alle zw'ölf Monate 
erfolgt. Neue Anteile dürfen in den Fällen des Satzes 1 nm 
zu den in den Anlagebedingmigen festgelegten Rücknah- 
meterminen ausgegeben werden. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§256 

unverändert 
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kaim. die in den Anlagebedingimgen bestiuunt sind 
sow'ie 

2 . alle Voraussetzimgen und Bedingungen fiu die Rückgabe 
und Auszalilimg von Anteilen aus dem Sondeivermögen 
Zug imi Zug gegen Rückgabe der Anteile. 

(2) Die Angaben nach Absatz 1 Nmimier 2 sind in die An- 
lagebedingmigen aufzuuelmten. 

§257 

Aussetzung der Rücknahme 

(1) Verlangt der Anleger, dass iluii gegen Rückgabe des 
Anteils sein Anteil am Inmiobilien-Sondervemiögen ausge- 
zalilt wird, so hat die AJF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
die Rücknalune der Anteile zu verw'eigem und auszusetzen, 
weim die Bankgutliaben und der Erlös der nach § 253 Ab- 
satz 1 angelegten Mittel zur Zalilimg des Rücknalunepreises 
imd zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen laufenden 
Bewirtschaftmig nicht ausreichen oder nicht sogleich zur 
Verfügimg stehen. Zur Beschafihmg der für die Rücknahme 
der Anteile notwendigen Mittel hat die AIF-Kapitalveiw'al- 
timgsgesellschaft Vennögensgegenstände des Sondeivermö- 
gens zu angemessenen Bedingiuigen zu veräußern. 

(2) Reichen die hquiden Mittel gemäß § 253 Absatz 1 
zwnlf Monate nach der Aussetzmig der Rücknalune gemäß 
Absatz 1 Satz 1 nicht aus. so liat die AJF-Kapitalverw'altimgs- 
gesellschaft die Rücknalune weiterhin zu verw'eigem imd 
diucli Veräußenmg von Vemiögensgegenständen des Sonder- 
vermögens w'eitere liquide Mittel zu beschaffen. Der Veräu- 
ßenuigserlös kaiui abweichend von § 260 Absatz 1 Satz 1 den 
dort genannten Wert mn bis zu 10 Prozent luiterschreiten. 

(3) Reichen die liquiden Mittel gemäß § 253 Absatz 1 
auch 24 Monate nach der Aussetziuig der Rücknalune gemäß 
Absatz 1 Satz 1 nicht aus. hat die AJF-Kapitalveiwaltungs- 
gesellschaft die Rücknalune der Anteile weiterhin zu verwei- 
gern imd durch Veräußerung von Vermögensgegenständen 
des Sondervermögens weitere hquide Mittel zu beschaffen. 
Der Veräußerungserlös kaiui ahweichend von § 260 Absatz 1 
Satz 1 den dort genaiuiten Wert mn bis zu 20 Prozent miter- 
sclueiten. 36 Monate nach der Aussetzimg der Rücknalmie 
gemäß Absatz 1 Satz 1 kaiui jeder Anleger verlangen, dass 
ilun gegen Rückgabe des Anteils sein Anteil am Sonderver- 
mögen aus diesem ausgezahlt wird. 

(4) Reichen auch 36 Monate nach der Aussetzmig der 
Rücknahme die Bankguthaben mid die liquiden Mittel nicht 
aus. so erlischt das Recht der AJF-Kapitalverw'altungsgesell- 
scliaft. dieses Immobilien-Sonden'ennögen zu veiwalten; 
dies gilt auch, w'eiui eine AIF-Kapitalven\'altungsgesell- 
scliaft zum dritten Mal bimien fünf Jaluen die Rücknalmie 
von Anteilen aussetzt. Ein erneuter Fristlauf nach den Absät- 
zen 1 bis 3 konmit nicht in Betracht, weiui die AIF-Kapital- 
verwaltmigsgesellschaft die Anteilrücknaluiie nur zu einem 
Rücknahmetennin wieder aufgenonuiien hatte, aber zmii 
darauf folgenden Rücknaluiieteniiin die Anteilrücknalmie 
erneut imter Benifiuig auf Absatz 1 Satz 1 verw'eigert. 
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§257 

Aussetzung der Rücknahme 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Reichen auch 36 Monate nach der Aussetzmig der 
Rücknalmie die Bankguthaben imd die hquiden Mittel nicht 
aus, so erlischt das Recht der AIF-Kapitalveiw'altungsgesell- 
schaft. dieses hnmobilien-Sondeivemiögen zu verwalten; 
dies gilt auch, wenn eine AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft zum dritten Mal bimien fünf Jaliren die Rücknalune 
von Anteilen aussetzt. Ein erneuter Fristlauf nach den Absät- 
zen 1 his 3 konmit nicht in Betracht, weim die AJF-Kapital- 
verw'altmigsgesellschaft die Anteilrücknalmie binnen drei 
Monaten erneut aussetzt oder wenn sie, falls die Anlage- 
bedingungen nicht mehr als vier Rückgabetermine im 
Jahr vorsehen, die Anteilrücknahme nur zu einem Rück- 
nalmietemiin wieder aufgenonmien hatte, aber zmn darauf 
folgenden Rücknalmietennui die Anteilrücknalmie erneut 
miter Berufimg auf Absatz 1 Satz 1 verweigert. 
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§258 

Aussetzung nach Kündigung 


§258 

unverändert 


(1) Außergewöluiliche Umstände im Simie des § 98 Ab- 
satz 2 Satz 1 liegen vor. wemi die AIF-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft die Kündigimg der Verw^altimg des luunobilien- 
Sonder\'ermögens erklärt hat. 

(2) Eine AJF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft. die die Ver- 
waltimg eines Immobilien- Sondeiv’ennögens gekündigt hat. 
ist bis zum Erlöschen des Verw'altungsrechts berechtigt imd 
verpflichtet, in Abstimmmig mit der Verw^alnstelle sämtliche 
Vermögensgegenstände dieses Sondeivennögens zu an- 
gemessen Bedingmigeu oder mit Einwilligimg der Anleger 
gemäß § 259 zu veräußern. 

(3) Wälirend einer Aussetzung der Rücknalmie nach § 98 
Absatz 2 oder nach Absatz 1 in Verbindimg mit § 98 Absatz 2 
sind § 239 sowie die in § 244 genaimten Anlaufbegrenzim- 
gen nicht anzuwenden, soweit die Veräußenmg von Vermö- 
gensgegenständen des Sonderv^emiögens es erfordert, dass 
diese Vorscluiften im hiteresse der Anleger nicht angewen- 
det werden. 

(4) Aus den Erlösen aus Veräußenuigen nach Absatz 2 ist 
den Anlegern in Abstünmimg mit der Veiwalu stelle ungeach- 
tet des § 252 ein halbjährhcher Absclilag auszuzalüen. sow'eit 

1 . diese Erlöse nicht zur Sicherstellmig einer ordnmigsge- 
niäßen laufenden Bewirtscliafhmg benötigt werden imd 

2. nicht Gewährleistungszusagen aus den Veräußenmgsge- 
schäften oder zu erwartende Auseinandersetzungskosten 
den Einbehalt im Sondeivennögen verlangen. 


§259 

Beschlüsse der Anleger 


§259 

unverändert 


(1) Die Anlagebedingmigen eines Inmiobilien-Sondeiver- 
mögens haben für den Fall der Aussetzung der Rücknalmie 
von Anteilen gemäß § 257 vorzusehen, dass die Anleger durch 
Meluheitsbescliluss in die Veräußeiung bestinmiter Vermö- 
gensgegenstände eiuwilligen kömien. auch wenn die Veräu- 
ßenmg nicht zu angemessenen Bedingimgen im Simie des 
§ 257 Absatz 1 Satz 3 erfolgt. Ein Widenuf der Einwilhgung 
konunt nicht in Betracht. Die Einwilligimg verpflichtet die 
AIF-Kapitalverw’altimgsgesellschaft nicht ziu Veräußerung. 

(2) Ein Bescliluss der Anleger ist nur wirksam, wenn min- 
destens 30 Prozent der Stinunrechte bei der Besclüuss- 
fassung vertreten waren. § 5 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 6 
Satz 1 sowie die §§ 6 bis 20 des Schuldversclireibimgsgeset- 
zes über Beschlüsse der Gläubiger gelten für Beschlüsse der 
Anleger, mit denen diese eine Einwilligung erteilen oder ver- 
sagen. mit der Maßgabe entsprechend, dass 

1. an die Stelle der ausstehenden Schuldverschreibmigen 
die ausgegebenen hivestmentanteile treten. 

2. an die Stelle des Schuldners die AIF-Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaft tritt imd 

3. an die Stelle der Gläubigerversanmilimg die Anlegeiver- 
saumilimg tritt. 

Eine einbenifene Anlegen'ersanmilimg bleibt von der Wie- 
deraufiialmie der Anteilrücknalmie miberiilirt. 


Drucksache 17/13395 


-250- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 

(3) Die Abstinunuiig soll olme Versaimnlimg diu'cligeftüirt 
werden, wemi nicht außergewölmliclie Umstände eine Ver- 
sanmilimg zur Information der Anleger erforderlich machen. 

§260 

Veräußerung und Belastung 
von Vermögensgegenständen 

(1) Die Veräußerung von Vermögensgegenständen nach 
§ 23 1 Absatz 1 luid § 234, die zu einem Sondervermögen 
gehören, ist vorbehaltlich des § 257 nin zulässig, wenn 

1 . dies in den Anlagebedingimgen vorgesehen ist und 

2. die Gegenleistung den vorn extemen Bewerter im Sinne 
des § 250Nuimner 1 ennittelten Wert nicht oder nicht we- 
sentlich imtersclueitet. 

Werden diucli ein einlieitliches Rechtsgeschäft zw'ei oder 
melir der in Satz 1 genamiten Vermögensgegenstände an 
denselben Erwerber veräußert, darf die insgesamt verein- 
barte Gegenleistmig die Sunune der Werte, die für die veräu- 
ßerten Vermögensgegenstände ermittelt winden, um höclis- 
tens 5 Prozent untersclireiten. W'emi dies den Interessen der 
Anleger nicht zuwiderläuft. 

(2) Von der Bewertung durch den externen Bewerter im 
Sinne des § 250 Nummer 1 kami abgesehen werden, wemi 

1 . Teile des Immobilienvennögens auf behördliches Verlan- 
gen zu öffenthchen Zwecken veräußert werden. 

2. Teile des Inmiobilienvennögens im Unileguugsverfalireu 
getauscht oder, lun ein Umlegmigsverfalnen abzuwen- 
den. gegen andere InmiobUien getauscht werden oder 

3. zur Abrundung eigenen Grundbesitzes InunobiUen liin- 
zuerw'orben werden und die lüerftir zu entrichtende Ge- 
genleistimg die Gegenleistimg. die für eine gleich große 
Fläche einer eigenen Immobihe erbracht wairde. um 
höchstens 5 Prozent übersclireitet. 

(3) Die Belastimg von Vermögensgegenständen nach § 23 1 
Absatz 1, die zu einem Sondervennögen gehören, sowie die 
Abtretimg und Belastimg von Fordenmgen aus Rechtsverhält- 
nissen. die sich auf Vermögensgegenstände nach § 23 1 Ab- 
satz 1 beziehen, sind vorbelialtlich des § 239 zulässig, weim 

1 . dies in den Anlagebedingungen vorgesehen imd mit einer 
ordnimgsgemäßen Wirtschaftsfiihrung vereinbai' ist. 

2. die Verw'ahrstelle den vorgenaimten Maßnahmen zu- 
stimmt. W'eil sie die Bedingmigen. unter denen die Maß- 
nalimen erfolgen sollen, für marktüblich erachtet und 

3. die ATF-Kapitalverw^altungsgesellschaft sicherstellt, dass 
die Belastimg insgesamt 30 Prozent des Verkelu'swertes 
der im Sondervennögen befindlichen Inunobilien nicht 
überschreitet. 

(4) Verfligmigen über Veraiögensgegenstände, die zmii 
Vermögen der Inunobilien-Gesellschaften gehören, gelten 
für die Prüfimg iluer Zulässigkeit als Veniiögensgegen- 
stände im Siiuie der Absätze 1 luid 3. 

(5) Die Wirksamkeit einer Verfügmig wird diucli einen 
Verstoß gegen die Vorscliriften der Absätze 1 imd 3 nicht 
berührt. 
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§260 

Veräußerung und Belastung 
von Vermögensgegenständen 

(1) Die Veräußenmg von Vennögensgegenständen nach 
§ 23 1 Absatz 1 imd § 234, die zu einem Sondervennögen 
gehören, ist vorbehalthch des § 257 niu zulässig, weiui 

1. unverändert 

2. die Gegenleistimg den gemäß § 249 Absatz 1 ermittelten 
Wert nicht oder nicht wesenthch imterschreitet. 

Werden durch ein einlieitliches Rechtsgeschäft zwei oder 
melir der in Satz 1 genaiuiten Vermögensgegenstände an 
denselben Erw'erber veräußert, darf die insgesamt verein- 
barte Gegenleistung die Simuiie der Weite, die für die veräu- 
ßerten Vermögensgegenstände ermittelt wauden. um höclis- 
tens 5 Prozent luitersclueiten. wemi dies den Interessen der 
Anleger nicht zuwiderläuft. 

(2) Von der Bewertimg gemäß § 249 Absatz 1 kaiui ab- 
gesehen werden, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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Abschnitt 4 

Geschlossene inländische Publikuuis-AIF 
Unterabschnitt 1 

Allgemeine Voi schriften für geschlossene 
inländische Publikinns-AIF 

§261 

Zulässige Vermögensgegenstände, Anlagegrenzen 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft darf für 
einen gesclilossenen inländischen Publikimis-AIF nur in- 
vestieren in 

1 . Sachwerte. 

2. Anteile oder Aktien an ÖPP-Projektgesellschaften. 

3 . Anteile oder Aktien an Gesellschaften, die nach dem Ge- 
sellschaftsvertrag oder der Satziuig nur Vennögensge- 
genstände im Siime der Nunmier 1 sowie die zur Bewirt- 
schafhuig dieser Vermögensgegenstände erforderlichen 
Vermögensgegenstände oder Beteihgiuigen an solchen 
Gesellschaften erw^erben dürfen. 

4. Beteiligimgen an Unternehmen, die nicht zum Handel an 
einer Börse zugelassen oder in einen organisierten Markt 
einbezogen sind. 

5. Anteile oder Aktien an gesclilossenen inländischen 
Publikimis-AIF nach Maßgabe der §§ 261 bis 272 oder an 
einopäischen oder ausländischen gesclilossenen Pubh- 
kiuns-AIF, deren Anlagepolitik vergleichbaren Anforde- 
rungen unterliegt. 

6. Anteile oder Aktien an gesclilossenen inländischen Spe- 
zial- AIF nach Maßgabe der §§ 285 bis 292 in Verbindung 
mit den §§ 273 bis 277, der §§ 337 imd 338 oder an 
geschlossenen EU-Spezial-AJF oder ausländischen ge- 
schlossenen Spezial-AIF, deren Anlagepolitik vergleich- 
baren Anforderungen unterliegt. 

7. Vermögensgegenstände nach den §§ 193 bis 195. 

(2) Sachwerte im Simie von Absatz 1 Nimimer 1 sind ins- 
besondere 

1 . Inmiobüien. einscliließlich Wald. Forst imd Agrarland. 

2. Scliiffe. Sclüfifsaufbauten mid Scliiffsbestand- und -er- 
satzteile. 

3. Luftfalirzeuge. Luftfalirzeugbestaud- und -ersatzteile. 

4. Anlagen zur Erzeugimg. zum Transport imd zur Speiche- 
rung von Strom. Gas oder Wäniie aus emeuerbaren Ener- 
gien. 

5. Scliienenfalirzeuge, Sclüenenfalirzeugbestand- mid -er- 
satzteile. 

6. Falirzeuge. die im Raluiien der ElektromobUität genutzt 
w'erden. 

7. Container, 

8. für Vermögensgegenstände im Simie der Nunnnem 2 
bis 6 genutzte Infrastruktur. 

(3) Geschäfte, die Derivate zum Gegenstand haben, dür- 
fen nur zur Absichenmg von im gesclilossenen inländischen 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
Abschnitt 4 

Geschlossene inländische Publikums- AIF 
entfällt 

§261 

Zulässige Vermögensgegenstände, Anlagegrenzen 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Publikums- AIF gehaltenen Veraiögensgegenständen gegen 
einen Wertv erlust getätigt werden. 

(4) Die AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellscliaft hat sicherzu- 
stellen. dass die Vennögensgegenstände eines gesclilossenen 
inländischen Publikimis-AIF niu' insoweit eurem Wälmings- 
risiko imterliegen. als der Wert der einem solchen Risiko 
imterliegenden Vennögensgegenstände 30 Prozent des Wer- 
tes dieses AIF nicht übersteigt. 

(5) In einen Vermögensgegenstand im Simie des Absat- 
zes 1 Nuumier 1 darf nur investiert w'erden. w'emi er zuvor 
von einem externen Bewerten der die Anforderungen nach 
§216 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2, Absatz 2 bis 4 
eifüllt, aber nicht zugleich die jährliche Bewei'tung der Ver- 
mögensgegenstände gemäß § 272 durchfühii, bewertet 
wurde und die aus dem geschlossenen inländischen Publi- 
kums-AlF zu erbringende Gegenleistung den ennittelten 
Wert nicht oder nur unwesentlich übersteigt. 


(6) Vor der Investition in einen Vennögensgegenstand im 
Siime des Absatzes 1 Nununer 2 bis 6 ist der Wert der ÖPP- 
Projektgesellschaft. der Gesellschaft im Sinne des Absat- 
zes 1 Nummer 3, des Unternehmens im Sinne des Absat- 
zes 1 Nunmier 4 oder des gesclilossenen AIF im Sinne des 
Absatzes 1 Nummer 5 oder 6 durch einen extemen Bewerter, 
der die Anforderungen nach § 216 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und Satz 2, Absatz 2 bis 4 eifüllt, aber nicht zugleich die 
jährliche Bewertung der Vennögensgegenstände gemäß 
§272 durchfühii, zu ennitteln. Dabei ist von dem letzten mit 
Bestätigungs\-ennerk eines Abschlussprüfers versehenen 
Jahresabschluss der ÖPP-Projektgesellschaft, der Gesell- 
schaft im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3, des Unteniehmens 
im Sinne des Absatzes 1 Nummer 4 oder des geschlossenen 
AIF im Sinne des Absatzes 1 Nummer 5 oder 6 oder, wenn 
der Jahresabschluss mehr als drei Monate vor dem Bewer- 
tungsstichtag liegt, von den Vennögenswerten und Verbind- 
lichkeiten der ÖPP-Projektgesellschaft, der Gesellschaft im 
Sinne des Absatzes 1 Nummer 3, des Unteniehmens im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 4 oder des geschlossenen AIF im 
Sinne des Absatzes 1 Nummer 5 oder 6 auszugehen, die in 
einer vom Abschlussprüfer geprüften aktuellen Vennögens- 
aufstellung nachgewiesen sind. 
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(4) unverändert 


(5) In einen Vermögensgegenstand im Sinne des Absat- 
zes 1 Nununer 1 darf niu investieil werden, wemi 

1. der Vermögensgegenstand zuvor bei einem Wert des 

a) Vermögensgegenstands bis zu einschließlich 50 Mil- 
lionen Euro von einem externen Bewerter, der die 
Anforderungen nach § 216 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 1 und Satz 2, Absatz 2 bis 5 erfüllt, oder 

b) Vermögensgegenstands Uber SO Millionen Enro 
von zwei externen, voneinander unabhängigen 
Bewertern, die die Anforderungen nach § 216 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2, Absatz 2 bis 5 
erfüllen und die die Bewertung des Vermögensge- 
genstands unabhängig voneinander vornehmen, 

bewertet wnrde, 

2. der externe Bewerter im Sinne von Nummer 1 Buch- 
stabe a oder die externen Bewerter im Sinne von 
Nummer 1 Buchstabe b nicht zugleich die jährliche 
Bewertung der Vermögensgegenstände gemäß § 272 
durchführt oder durchführen und 

3. die aus dem geschlossenen inländischen Publikums- 
AlF zu erbringende Gegenleistung den ermittelten 
Wert nicht oder nur unwesentlich übersteigt. 

§ 250 Absatz 2 und § 271 Absatz 2 gelten entsprechend. 

(6) Vor der Investition in einen Vennögensgegenstand im 
Sinne des Absatzes 1 Nimnner 2 bis 6 ist der Wert der ÖPP- 
Projektgesellschaft. der Gesellschaft im Siime des Absat- 
zes 1 Nimuner 3, des Untemelmiens im Sinne des Absat- 
zes 1 Nunmier 4 oder des geschlossenen AIF im Siime des 
Absatzes 1 Nimmier 5 oder Nummer 6 

1. durch 

a) einen externen Bewerter, der die Anforderungen 
nach § 216 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2, 
Absatz 2 bis 5 erfüllt, wenn der Wert des Vermö- 
gensgegenstandes 50 Millionen Euro nicht über- 
steigt, oder 

b) zwei externe, voneinander unabhängige Bewerter, 
die die Anforderungen nach § 216 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und Satz 2, Absatz 2 bis 5 erfüllen und 
die die Bewertung des Vermögensgegeustandes 
unabhängig voneinander vornehmen, 

zu ermitteln, wobei 

2. der externe Bewerter im Sinne von Nummer 1 Buch- 
stabe a oder die externen Bewerter im Sinne von 
Nummer 1 Buchstabe b nicht zugleich die jährliche 
Bewertung der Vermögensgegenstände gemäß § 272 
durchführt oder durchführen. 
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(7) Investiert die AIF-Kapitalverw’altiuigsgesellschaft für 
einen geschlossenen inländischen Publikunis-AIF in Veruiö- 
gensgegenstände im Sirme von Absatz 1 Nmmner 4, gelten 
die §§ 287 bis 292 entsprechend. 


§262 

Risikomischung 

(1) Die AIF-Kapitalveiwaltiuigsgesellschaft darf für 
einen geschlossenen inländischen PubUkiuns-AIF nur nach 
dem Grmidsatz der Risikomischiuig investieren. Der Gnmd- 
satz der Risikomischung im Simie des Satzes 1 gilt als 
erfüllt, wenn 

1. entweder in mindestens drei Sachwerte im Sinne des 
§ 261 Absatz 2 investiert wird mid die Anteile jedes ein- 
zehien Sachwertes am Wert des gesamten AIF im We- 
sentlichen gleiclimäßig verteilt sind oder 

2 . bei wirtschaftlicher Betrachtimgsw'eise eine Streuimg des 
Allsfallrisikos gewälirleistet ist. 


(2) Abweichend von Absatz 1 darf die AIF-Kapitalver- 
waltungsgesellschaft für den gesclilossenen inländischen 
Publikums- AIF olme Einhaltung des Grundsatzes der Risi- 
komischmig investieren, wemi 

1. sie für den geschlossenen inländischen Publikums- AIF 
nicht in Vermögensgegenstände im Simie des § 261 Ab- 
satz 1 Nunmier 4 investiert luid 

2. die Anteile oder Aktien dieses AIF nur von solchen Pri- 
vatanlegem gehalten werden. 

a) die sich verpflichten, mindestens 20 000 Euro zu in- 
vestieren luid 

b) für die die in § 1 Absatz 19 Nmmner 33 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb bis ee genamiten Voraussetzmi- 
gen erfüllt sind. 
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§ 250 Absatz 2 gilt entsprechend. Bei der Bewertung ist 
von dem letzten mit Bestätigungsvermerk eines Ab- 
schlussprüfers versehenen Jahresabschluss der ÖPP- 
Projektgesellschaft, der Gesellschaft im Sinne des Absat- 
zes 1 Nummer 3, des Unternehmens im Sinne des Absat- 
zes 1 Nummer 4 oder des geschlossenen AIF im Sinne des 
Absatzes 1 Nummer 5 oder Nummer 6 oder, wenn der 
Jahresabschluss mehr als drei Monate vor dem Bewer- 
tungsstichtag liegt, von den Vermögenswerten und Ver- 
bindlichkeiten der ÖPP-Projektgesellschaft, der Gesell- 
schaft im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3, des 
Unternehmens im Sinne des Absatzes 1 Nummer 4 oder 
des geschlossenen AIF im Sinne des Absatzes 1 Num- 
mer 5 oder Nummer 6 auszugehen, die in einer vom Ab- 
schlussprüfer geprüften aktuellen Vermögensaufstellung 
nachgewiesen sind. 

(7) unverändert 


(8) Geschlossene Publikums-AIF dürfen nicht Feeder- 
AIF in einer Master-Feeder-Konstruktion sein. 

§262 

Risikomischung 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft darf für 
einen gesclilossenen inländischen Pubükmns-AIF nur nach 
dem Grundsatz der Risikomischiuig investieren. Der Gnmd- 
satz der Risikomischiuig im Sinne des Satzes 1 gilt als 
erfüllt, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 

Der geschlossene inländische Publikums-AIF muss spä- 
testens 18 Monate nach Beginn des Vertriebs risikoge- 
mischt investiert sein. Für den Zeitraum nach Satz 3, in 
dem der geschlossene Publikums-AIF noch nicht risiko- 
gemischt investiert ist, sind die Anleger in dem Verkaufs- 
prospekt und den wesentlichen Anlegerinformationen 
gemäß § 268 darauf hinzuweisen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 darf die AJF-Kapitalver- 
waltungsgesellschaft für den gesclilossenen inländischen 
Publikums-AIF oluie Eiuhaltimg des Grundsatzes der Risi- 
komischung investieren, weiui 

1. unverändert 

2. die Anteile oder Aktien dieses AIF nur von solchen Pri- 
vatanlegem erworben werden. 

a) unverändert 

b) unverändert 
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Weim für den gesclilossenen inländischen Publikuins-AIF 
ohne Euilialtiuig des Grundsatzes der Risikoinischung uives- 
tiert wird, müssen der Verkaufsprospekt und die wesent- 
lichen Anlegerinformationen an her\wgehobener Stelle auf 
das Ausfallrisiko mangels Risikomischmig liinweisen. 

§263 

Beschränkung von Leverage und Belastung 

(1) Für einen geschlossenen inländischen Publikimis-AIF 
dürfen Kredite niu bis ziu Höhe von 60 Prozent des Wertes 
des gesclilossenen Publikums-AJF imd nur daim aufgenom- 
men werden, wemi die Bedmgimgen der Kieditaufhahme 
marktüblich sind und dies in den Anlagebedingimgen vorge- 
sehen ist. 

(2) Für die hifomiationspflicht der AIF-Kapitalverwal- 
timgsgesellschaft im Hinblick auf das eingesetzte Leverage 
sowie die Befugnis der Bmidesanstalt zur Bescliränkimg des 
eingesetzten Leverage emscliließlich der diesbezüglichen 
Mitteilmigspflichten der Bundesanstalt gilt § 215 entspre- 
chend. 

(3) Die Belastiuig von Vermögensgegenständen im Sinne 
des § 261 Absatz 1 Niuimier 1, die zu einem geschlossenen 
uüändischen Publikums- AIF gehören, sow'ie die Abtretmig 
luid Belastmig von Fordeiungen aus Rechtsverhältnissen, 
die sich auf diese Vermögensgegenstände beziehen, süid zu- 
lässig. w'emi 

1 . dies in den Anlagebedingungen vorgesehen mid mit einer 
ordnmigsgemäßeii Wiitschaftsfülmuig vereüibar ist mid 

2. die Verw'ahrstelle den vorgenannten Maßnalmien zu- 
stimmt. w'eil sie die Bedmgimgen. miter denen die Maß- 
naluneu erfolgen sollen, für marktüblich erachtet. 

(4) Die AIF-Kapitalverw'alnmgsgesellschaft muss sicher- 
stellen. dass die Belastmig nach Absatz 3 nicht höher ist als 
der Prozentsatz der Kieditaiifiiahine des geschlossenen in- 
ländischen Ptiblihnns-AIF und insgesamt 60 Prozent des 
Verkehrswertes der im gesclilossenen Publikimis-AIF be- 
findlichen Vermögensgegenstände nicht überschreitet. 


§264 

Verfügungsbesrhi'änkuug 

(1) Die AIF-Kapitalveiwaltiuigsgesellschaff hat dafür' zu 
sorgen, dass die Verfügmigsbescliränkmig nach § 84 Absatz 1 
Nmimier 3 bei Immobilien ui das Grundbuch imd sonstigen 
Vemiögensgegenständen. sofern ein Register für den jewei- 
ligen Vemiögensgegenstand besteht, ui das entsprechende 
eingetragen wird. Besteht für' die in § 84 Absatz 1 Nimmier 3 
genaimteri Vemiögensgegenstäride kein Register, in das eine 
Verfügiuigsbesclirärikmig euigetiagen werden karm. so ist 
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Wemi für den geschlossenen inländischen Publikiuns-AJF 
olme Euilialtimg des Gr'midsatzes der Risikomischmig inves- 
tiert wird, müssen der Verkaufsprospekt luid die wesent- 
lichen Arilegerinfomiatiorien an heivorgehobener Stelle auf 
das Ausfallrisiko mangels Risikomischmig liinweisen. 

§263 

Beschränkung von Leverage und Belastung 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die AJF-Kapitalverwaltmigsgesellschaff muss sicher- 
stellen. dass die Belastmig nach Absatz 3 insgesamt 60 Pro- 
zent des Verkelirswertes der im gesclilossenen Publikimis- 
AIF befindhchen Vemiögensgegenstände nicht übersclirei- 
tet. 

(5) Die in den Absätzen 1 und 4 genannten Grenzen 
gelten nicht während der Dauer des erstmaligen Ver- 
triebs eines geschlossenen inländischen Publikums-AIF, 
längstens jedoch für einen Zeitraum von 18 Monaten ab 
Beginn des Vertriebs, sofern dies in den Anlagebedingun- 
gen vorgesehen ist. In dem Verkaufsprospekt und den 
wesentlichen Anlegerinformatiouen gemäß § 268 sind die 
Anleger auf die fehlenden Begrenzungen hinzuweisen. 

§264 

unverändert 
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die Wirksamkeit der Verftigmigsbescliränkimg in anderer 
geeigneter Form sicherzustellen. 

(2) Die Bestellung der Veiwalu'stelle kaim gegenüber dem 
Gnuidbuchamt oder sonstigen Register, in die in § 84 Ab- 
satz 1 Nununer 3 genamite Vennögensgegenstände eingetra- 
gen werden, durch eine Bescheinigung der Bundesanstalt 
nachgew'iesen werden, aus der sich ergibt, dass die Bundes- 
anstalt die Auswahl der Euuichtung als Verw'alirstelle geneh- 
migt hat imd von ilirem Recht nicht Gebrauch gemacht hat. 
der AIF-Kapitalverwaltiuigsgesellschaft einen Wechsel der 
Verw'ahrsteUe aufzuerlegen. 

§265 

Leeiwerkäufe 

Die AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft darf ftir gemein- 
schaftUche Recluiung der Anleger keine Vennögensgegen- 
stände nach Maßgabe der §§193 imd 194 verkaufen, weim 
die jeweihgen Vennögensgegenstände im Zeitpimkt des Ge- 
schäftsabschlusses nicht ziun gesclilossenen inländischen 
Publikums-AIF gehören. Die Wirksamkeit des Rechtsge- 
schäfts wird durch einen Verstoß gegen Satz 1 nicht berülut. 

§266 

Anlagebediugungen 

(1) Die Anlagebedingimgen, nach denen sich 

1 . m Verbindimg mit der Satzung der Pubhkimisuivestmen- 
taktiengesellschaft mit fixem Kapital das Rechtsverhält- 
nis dieser Investmentaktiengesellschaft zu iluen An- 
legern bestimmt oder 

2. in Verbindung mit dem Gesellschaftsvertrag der 
gesclilossenen Publikmnsinvestmentkommanditgesell- 
schaft das Rechtsverhältnis dieser Investmentkomman- 
ditgesellschaft zu iliren Anlegern bestimmt. 

sind vor Ausgabe der Anteile oder Aktien schriftlich festzu- 
halten. 

(2) Die Anlagebedingmigen müssen neben der Bezeich- 
nimg des geschlossenen Publikums-AIF, der Angabe des 
Namens und des Sitzes der AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft sowie den in § 162 Absatz 2 Nummer 5 bis 7 und 9 
bis 14 genamiten Angaben mindestens folgende Angaben 
imd Vorgaben enthalten: 

1. die Angaben in § 162 Absatz 2 Nunmier 4, sofern den 
Anlegern Rückgaberechte eingeräimit werden, imd 

2. die Staaten imd der jeweilige Anteil des geschlossenen 
Publikums-AIF, der in diesen Staaten höchstens angelegt 
W'erden darf, wemi eine AIF-Kapitalven\'altungsgesell- 
schaft für euien gesclilossenen Publikums-AIF Vemiö- 
gensgegeiistände. die außerhalb eines Vertragsstaates des 
Abkonunens über den Eiuopäischen Wütschaftsraum ge- 
legen sind, erw'irbt. 

§ 162 Absatz 2 Nmnmer 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass anstelle der Angabe „welche Vennögensgegenstände in 
welchem Umfang erw'orben werden dürfen '' die AIF-Kapital- 
verw'altungsgesellschaft in den Aidagebedingungen festlegen 
muss, welche Vennögensgegenstände in welchem Umfang für 
den geschlossenen Publikimis-AIF erw'orben werden. 
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§265 

unverändert 


§266 

Anlagebediugungen 
(1) unverändert 


(2) Die Anlagebedingimgen müssen neben der Bezeich- 
nung des gesclilossenen Publikimis-AIF, der Angabe des 
Namens mid des Sitzes der AIF-Kapitalverwaltimgsgesell- 
schaft sowie den in § 162 Absatz 2 Nmnmer 5 bis 7 mid 9 
bis 14 genaimten Angaben mindestens folgende Angaben 
mid Vorgaben enthalten: 

1. unverändert 

2. unverändert 


§ 162 Absatz 2 Nimmier 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass anstelle der Angabe welche Vennögensgegenstände in 
welchem Umfang erworben werden dürfen die AIF-Kapital- 
verwaltmigsgesellscliaft in den Anlagebedingimgen festlegen 
muss, welche Vennögensgegenstände in welchem Umfang ftir 
den gesclilossenen Publikimis-AIF erworben werden. 
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§267 

Genehmigung der Aulagebediugungen 

(1) Die Anlagebedingmigen sowie Änderungen der 
Anlagebedingungen bedürfen der Genelunigmig der Bim- 
desanstalt. Die Genelmiigung kaiui nur von solchen AJF- 
Kapitalveiw'altimgsgesellscliaften beantragt werden, die 
die betroffene Art von AIF verw'alten dürfen. 

(2) Die Genelunigung ist imierhalb einer Frist von vier 
Wochen nach Eingang des Antrags zu erteilen, wenn die An- 
lagebedmgimgen den gesetzlichen AnfordetTuigen entspre- 
chen und der Antrag von einer AIF-Kapitalverw'altttugsge- 
sellschaft im Sume von Absatz 1 Satz 2 gestellt WTtrde. § 163 
Absatz 2 Satz 2 imd 4 bis 9 gilt entsprechend. 

(3) Eine Andenmg der Anlagebedingmigen. die mit den 
bisherigen Anlagegnmdsätzen des gesclilossenen Pubh- 
kimis-AIF nicht vereinbar ist oder zu emer Andenmg der 
Kosten oder der weserithcheri Arilegerrechte ftihrt. ist nm 
mit Zustimmmig einer quahfizierteri Melirheit von An- 
legern. die mindestens 75 Prozent des Zeiclmimgskapitals 
auf sich vereinigen, möglich. Handelt es sich bei dem 
gesclilossenen Publikums- AIF imi eme gesclilossene Invest- 
uientkoumianditgesellschaft. bei der sich die Anleger mittel- 
bar über einen Treuliandkomnianditisten an dem gesclilosse- 
nen Publikunis-AJF beteiligen, so darf der Treuliandkoui- 
uianditist sein Stinmirecht nm' nach vorheriger Weismig 
durch den Anleger ausüben. Die Bmidesanstalt kami die Än- 
denuig der Anlagebedingimgen iiii Simie des Satzes 1 nur 
miter der aufscliiebenden Bedingmig emer Zustinmimig 
durch die Anleger gemäß Satz 1 geiielimigen. § 163 Absatz 2 
Satz 5 gilt mit der Maßgabe, dass die Genelmiigmig nm unter 
der aufschiebenden Bedmgmig einer Zustunmmig der An- 
leger gemäß Satz 1 als erteilt gilt. Zu diesem Zweck hat die 
AIF-Kapitalverwaltmigsgesellscliaft die betroffenen Anle- 
ger mittels emes dauerhaften Datenträgers über die geplan- 
ten mid von der Bmidesanstalt genelmiigten Ändenmgen im 
Sume des Satzes 1 mid ilire Hintergründe zu informieren imd 
ilmen einen Zeitraum von drei Monaten fth die Entschei- 
dmigsfmdmig einzmäumen. Hat eme qualifizierte Melirheit 
der Anleger geniäft Satz 1 der geplanten Andenmg zuge- 
stiuunt. uifomiiert die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft 
die Bundesanstalt über die bevorstehende Änderung der 
Anlagebedingmigen mid den Zeitpmikt ihres Inkrafttretens. 
Die Infonnationen nach Satz 5 stellt die AIF-Kapitalverwal- 
tmigsgesellschaft den Anlegern auf einem dauerhaften Da- 
tenträger zm Verfügmig mid veröffentlicht diese Informatio- 
nen im Bundesanzeiger und. sofern die Anteile oder Aktien 
des betreffenden gesclilossenen Publikmiis-AIF im Gel- 
tmigsbereich dieses Gesetzes vertrieben werden dürfen, in 
den im Verkaufsprospekt bezeiclmeten elektronischen Infor- 
niationsniedien. Die Ändermig darf früliestens am Tag nach 
der Veröfifentlichmig im Bmidesanzeiger in Kraft ti'eten. 

(4) Sonstige Ändermigen. die von der Bmidesanstalt ge- 
nelmiigt wurden oder als genelmiigt gelten, veröffentlicht 
die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft im Bmidesanzeiger 
mid. sofern die Anteile oder Aktien des betreffenden ge- 
schlossenen Publikmns-AIF uii Geltmigsbereich dieses Ge- 
setzes vertrieben w'erden dürfen, m den im Verkaufsprospekt 
bezeichneten elektronischen Informationsmedien. Die Än- 
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§267 

Genehmigung der Anlagebedingungen 

(1) unverändert 


(2) Die Genelmiigmig ist umerhalb einer Frist von vier 
Wochen nach Eingang des Antrags zu erteilen, ■w'emi die An- 
lagebedmgmigen den gesetzlichen Anforderungen entspre- 
chen mid der Antrag von einer AIF-Kapitalverw'altmigsge- 
sellschaft im Sume von Absatz 1 Satz 2 gestellt wmde. § 163 
Absatz 2 Satz 2 mid 4 bis 11 gilt entsprechend. 

(3) Eine Andenmg der Anlagebedingmigen. die mit den 
bisherigen Anlagegnmdsätzen des geschlossenen Publi- 
kmiis-AIF nicht vereinbar ist oder zu einer Ändenmg der 
Kosten oder der w'esentlichen Anlegenechte ftilirt. ist nm 
mit Zustimmmig emer quahfizierten Meluheit von An- 
legern. die niuidestens zwei Drittel des Zeiclmungskapitals 
auf sich vereinigen, möglich. Handelt es sich bei dem 
geschlossenen Publikums-AIF imi eme geschlossene Invest- 
nientkonmianditgesellschaft. bei der sich die Anleger mittel- 
bar über einen Treuliandkonnnanditisten an dem gesclilosse- 
nen Publikums-AIF beteiligen, so darf der Treuliandkoni- 
nianditist sein Stinmirecht nm nach vorheriger Weisung 
dmch den Anleger ausüben. Die Bmidesanstalt kami die Än- 
derung der Anlagebedingimgen im Simie des Satzes 1 nm 
miter der aufscliiebenden Bedmgmig einer Zustimmung 
dmch die Anleger gemäß Satz 1 genelmiigen. § 163 Absatz 2 
Satz 5 gilt mit der Maßgabe, dass die Genehmigung nm miter 
der aufschiebenden Bedingmig emer Zustimmung der An- 
leger gemäß Satz 1 als erteilt gilt. Zu diesem Zweck liat die 
AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft die betroffenen Anle- 
ger mittels eines dauerhaften Datenträgers über die geplan- 
ten und von der Bmidesanstalt genelunigten Ändermigen im 
Sume des Satzes 1 mid ilire Hintergründe zu uiformieren mid 
ilmen euien Zeitraimi von drei Monaten fiir die Entschei- 
dmigsfindmig euizmäimien. Hat eine qualifizierte Melirheit 
der Anleger gemäß Satz 1 der geplanten Ändermig zuge- 
stinmit. uifomiiert die AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft 
die Bmidesanstalt über die bevorstehende Ändermig der 
Anlagebedingmigen mid den Zeitpmikt ilues Inkrafttretens. 
Die Infonnationen nach Satz 6 stellt die AIF-Kapitalverwal- 
ttmgsgeseUschaft den Anlegern auf einem dauerhaften Da- 
tenträger zm Verfügmig mid veröffentlicht diese hifomiatio- 
nen im Bmidesanzeiger und. sofern die Anteile oder Aktien 
des betreffenden geschlossenen Publikums-AIF im Gel- 
tmigsbereich dieses Gesetzes vertrieben werden dürfen, in 
den im Verkaufsprospekt bezeiclmeten elektronischen Infor- 
niationsniedien. Die Ändermig darf fiüliestens am Tag nach 
der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft treten. 

(4) unverändert 
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denmgen dürfen fiüliestens ani Tag nach der Veröffent- 
lichiuig iin Bimdesanzeiger in Kraft treten. 

(5) Für hifomiationen mittels eines dauerhaften Datenträ- (5) unverändert 
gers gilt § 167 entsprechend. 

§268 

Erstellung von Verkaufsprospekt 
und wesentlichen Anlegerinformationen 

(1) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft hat für die 
von ilu verw'alteten gesclilossenen Publikmns-AIF den Ver- 
kaufsprospekt imd die wesentlichen Anlegerinformationen 
zu erstellen. Sobald die AJF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft mit dem Vertrieb des gesclilossenen Publikimis-AIF 
gemäß § 316 begimien darf, hat sie dem Publikmn die aktu- 
elle Fassung des Verkaufsprospekts luid der wesentlichen 
Anlegerinfomiationen auf der Intemetseite der AIF-Kapi- 
talverwaltungsgesellschaft zugänglich zu machen. Die 
Pflicht zur Erstelhuig eines Verkaufsprospekts gilt nicht für 
solche gesclilossenen AIF-Pubhkiuiisuivestnientaktienge- 
sellschaften. die einen Prospekt nach dem Wertpapierpros- 
pektgesetz erstellen müssen und in diesen Prospekt zusätz- 
lich die Angaben gemäß § 269 als ergänzende hiforaiatio- 
nen aufiiehmen. 

(2) Die wesentlichen Anlegerinfonnationen sowie die 
Angaben von wesenthcher Bedeutmig im Verkaufsprospekt 
sind auf dem neusten Stand zu halten. Bei gesclilossenen 
Publikums- AIF mit einer eimiialigen Veitriebsphase gilt dies 
nur für die Dauer der Vertriebsphase. 

§269 

Mindestangaben im Verkaufsprospekt 

(1) Für den Verkaufsprospekt von gesclilossenen Publi- 
kimis-AIF gilt § 165 Absatz 1, Absatz 2 Nunmier 1 bis 25 
imd 27 bis 38. Absatz 3 bis 5, 7 bis 9 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des in § 165 Absatz 2 Num- 
mer 19 genaimten Verweises auf die §§ 168 bis 170,212.216 
imd 217 der Verweis auf die §§ 271 imd 272 tritt imd die 
Regelmigen. soweit sie sich auf Teilinvestmentvemiögen 
beziehen, nicht anzuwenden sind. 

(2) Zusätzhch sind folgende Infomiationen in den Ver- 
kaufsprospekt aufamelimen: 

1 . bei gesclilossenen Publikimis-AIF in Fonn der geschlos- 
senen hivestmentkommanditgesellschaft die Angabe, 
wie die Anteile übertragen "werden kömien imd in W'el- 
cher Weise ilire freie Handelbaikeit eingescliränkt ist; 

2. gegebenenfalls in Bezug auf den Treuhandkonuuanditis- 
ten: 

a) Name imd Anschrift, bei juristischen Personen Firma 
mid Sitz; 

b) Aufgaben mid Rechtsgjundlage der Tätigkeit; 

c) seine w'esentlichen Rechte imd Pflichten; 

d) der Gesamtbetrag der für die Walinielmiimg der Auf- 
gaben vereinbarten Vergütimg; 

3. bei gesclilossenen Publikunis-AIF, die in Vennögensge- 
genstände gemäß § 261 Absatz 1 Nimuner 2 investieren. 


§269 

unverändert 


§268 

unverändert 
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a) eine Besclueibung der wesentlichen Merkmale von 
ÖPP-Projektgesellschaften; 

b) die Arten von ÖPP-Projektgesellschaften. die für den 
gesclilossenen Publikums- AIF erworben werden dür- 
fen. imd nach welchen Grundsätzen sie ausgewälilt 
werden; 

c) ein Hinweis, dass in Beteiligimgen an ÖPP-Projekt- 
gesellschaften. die nicht zimi Handel an einer Börse 
zugelassen oder in einen anderen organisierten Markt 
einbezogen sind, angelegt werden darf. 

(3) Sofern bereits feststeht, in welche konkreten Anlage- 
objekte im Siime von § 261 Absatz 1 Nununer 1 investiert 
werden soll, sind folgende Angaben zu den Anlageobjekten 
zusätzlich in den Verkaufsprospekt mit aufeimelmien: 

1 . Besclueibiuig des Anlageobjekts; 

2. nicht nur unerhebliche dingliche Belastimgen des An- 
lageobjekts; 

3. rechtliche oder tatsächliche Bescliränkungen der Ver- 
wendungsmögliclikeiten des Anlageobjekts, insbeson- 
dere im Hinblick auf das Anlageziel; 

4. ob behördliche Genelmiigungen erforderlich sind und 
inwieweit diese vorliegen; 

5 . welche Verträge die Kapitalveiwaltungsgesellschaft über 
die Anschaftimg oder Herstellung des Anlageobjekts 
oder wesenthcher Teile davon gesclilossen hat; 

6. den Namen der Person oder Gesellschaft, die ein Bewer- 
tungsgutachten für das Anlageobjekt erstellt hat. das Da- 
tum des Bewertungsgutachtens imd dessen Ergebnis; 

7. die voraussichtlichen Gesamtkosten des Anlageobjekts 
in einer Aufgliedenmg. die insbesondere Anschafiftuigs- 
imd Herstellungskosten sowie sonstige Kosten ausweist 
imd die geplante Finanzienmg in einer Gliedenmg. die 
Eigen- und Fremdmittel gesondert ausweist, jeweils im- 
tergliedert nach Zwischenfinanzienmgs- imd Endfinan- 
zienmgsmittehi; zu den Eigen- und Fremdmittehi sind 
die Konditionen imd Fälhgkeiten anzugeben imd in w'el- 
chem Umfang und von wem diese bereits verbindlich zu- 
gesagt sind. 

Steht noch nicht fest, in welche konkreten Anlageobjekte in- 
vestiert w'erden soll, ist dies im Verkaufsprospekt anzugeben. 


§ 270 

Inhalt, Form und Gestaltung 
der wesentlichen Anlegerinformationen 


§270 

unverändert 


(1) Eür die wesentlichen Anlegerinformationen für ge- 
sclilossene Publikums- AIF gilt § 166 Absatz 1 bis 3 mid 5 
nach Maßgabe der folgenden Vorscliriften entsprechend. 

(2) Für gescldossene Publikimis-AIF sind die Artikel 3 
bis 7, 10 bis 24, 26 bis 30 mid 38 der Verordnmig (EU) 
Nr. 583/2010 liinsichtlich der näheren Inlialte. der Form mid 
Gestalümg der wesentlichen Anlegerinfonnationen entspre- 
chend mit folgenden Maßgaben anzuwenden; 

1. sofern bereits feststeht, in welche konkreten Anlage- 
objekte im Simie von § 261 Absatz 1 Nununer 1 investiert 
werden soll, ist zusätzlich zu den in Artikel 7 Absatz 1 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-259- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der Verordnung (EU) Nr. 583/2010 genamiten Min- 
destangaben eine Beschreibung dieser Anlageobjekte er- 
forderlich. Andernfalls ist die Angabe aufzunelunen. dass 
noch nicht feststeht, in welche konkreten Anlageobjekte 
investiert werden soll; 

2. in den Fällen, in denen eine Besclneibung von konkreten 
Anlageobjekten ini Siime von Nununer 1 oder eine Dar- 
stellung von Performance-Szenarien erfolgt, ist Artikel 6 
der Verordnmig (EU) Nr. 583/2010 mit der Maßgabe an- 
zuwenden. dass die wesentlichen Anlegerinformationen 
ausgednickt nicht länger als drei Seiten sein dürfen; 

3 . die in Artikel 1 0 Absatz 2 Buclistabe b und c der Verord- 
nimg (EU) Nr. 583/2010 genamiten Kosten umfassen die 
mit der Anlage in den gesclilossenen Publikimis-AIF ver- 
bmidenen Kosten mid Provisionen; 

4. sofern gemäß Artikel 15 Absatz 4 der Verordnmig (EU) 

Nr. 583/2010 keine Daten über die früliere Wertentwick- 
Imig für ein vollständiges Kalenderjalir vorliegen, sind 
anstelle der bisherigen Wertentw'icklimg im Sinne von 
§ 166 Absatz 2 Satz 1 Nunmier 5 die Aussichten ftir die 
Kapitalrückzalilimg mid Erträge luiter verschiedenen 
Marktbedingmigen in Fonn einer Illustration darzustel- 
len; die Illustration muss mindestens diei zweckmäßige 
Szenarien der potenziellen Wertentwicklmig des ge- 
schlossenen Publikmiis-AIF enthalten; 

5. Artikel 4 Absatz 8 mid die Artikel 8 luid 9 der Verord- 
nmig (EU) Nr. 583/2010 sind nicht anzuwenden; die Dar- 
stellmig des Risiko- mid Ertragsprofils nach § 166 Ab- 
satz 2 Satz 1 Nmnnier 3 hat dafür eine Bezeichnimg der 
wesentlichen Risiken und Chancen, die mit einer Anlage 
verbunden sind, zu enthalten. Dabei ist auf die wesent- 
lichen Risiken, die Einfluss auf das Risikoprofil des 
geschlossenen Publikunis-AJF haben, liinzuweisen; ins- 
besondere sind die Risiken der Investitionen in die Ver- 
niögensgegenstände, in die der geschlossene Publikums- 
AIF investiert, zu bezeichnen. Daneben ist ein Hinweis 
auf die Beschreibmig der wesentlichen Risiken in den 
Verkaufsprospekt aufrimelmien. Die Darstellung muss 
den Anleger in die Lage versetzen, die Bedeutung und die 
Wirkimg der verscliiedenen Risikofaktoren zu verstehen. 

Die Besclireibmig ist in Textfomi zu erstellen mid darf 
keine grafischen Elemente aufw'eisen. Daneben sind fol- 
gende Angaben aufzmielmien: 

a) ein genereller Hinweis, dass mit der Investition in den 
gesclilossenen Publikunis-AIF neben den Chancen 
auf Wertsteigerungen auch Risiken verbimden sein 
können und 

b) anstelle der Angaben nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe b der Verordnmig (EU) Nr. 583/2010 ein 
Hinweis auf die felilende oder um' eingescliränkte 
Mögliclikeit der Rückgabe von Anteilen. 

Soweit sich die in Satz 1 genamiten Regehmgen auf Teil- 
investuieiin'emiögeii oder Master-Feeder-Konstinktionen 
beziehen, sind sie nicht anzuwenden. 

(3) Die Emiitthmg mid die Erläutermig der Risiken im 
Rahmen des Risiko- mid Ertragsprofils nach Absatz 2 Nimi- 
nier 5 müssen nüt dem internen Verfaliren zm Ermittlung. 
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Messung mid Überw'achimg von Risiken übereinstuninen. 
das die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft im Siime der 
Artikel 38 bis 40 der Richtlinie 2010/43/EU angewendet hat. 
Verwaltet eine AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft mein als 
ein Investmentvermögen, sind die hiennit verbimdenen Risi- 
ken einlieitlich zu eraiittehi imd widerspmchsfrei zu erläu- 
tern. 

(4) Sofern in den Anlagebedingungen eine zusätzliche 
Verw'altiuigsvergütimg für den Erw'erb, die Veräußenmg oder 
die Verw'altimg von Vennögensgegenständen nach § 261 
Absatz 1 Niunmer 1 vereinbart WTirde. ist diese Vergütmig 
neben der Gesamtkostenquote nach § 166 Absatz 5 geson- 
dert als Prozentsatz des durclisclmittlichen Nettoinventar- 
wertes des gesclilossenen Publikums- AIF anzugeben. 


§271 

Bewertung, Bewertungsverfahren, Bewertet- 


§271 

unverändert 


(1) § 168 ist fiir die Bewertung mit folgenden Maßgaben 
anzu wenden: 

1. Als Verkehrswert der Vennögensgegenstände im Sinne 
des § 261 Absatz 1 Niumner 1 ist für den Zeitraiun von 
zw'ölf Monaten nach dem Erw'erb der Kaufpreis des Ver- 
mögeiisgegenstandes anzusetzen. Ist die AJF-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft der Auffassung, dass der Kaufpreis 
auf Grund von Änderungen wesentlicher Bewertmigsfak- 
toren nicht melir sachgerecht ist. so ist der Verkelu-sw-ert 
neu zu emiittehi; die Kapitalverwaltmigsgesellschaff hat 
ilwe Entscheidimgen imd die sie tragenden Gründe nach- 
vollziehbar zu dokiunentieren. 

2. Bei Vermögensgegenstäuden im Siime des § 261 Absatz 1 
Nununer 1 sind die Anschaffungsnebenkosten gesondert 
anzusetzen und über die voraussichtliche Dauer der 
Zugehörigkeit des Vermögensgegenstandes, längstens 
jedoch über zelm Jahre in gleichen Jalnesbeträgen ab- 
zuschreiben. Wird ein Vermögensgegenstand veräußert, 
sind die Anschaffungsnebenkosten in voller Höhe abzu- 
schreiben. In einer Anlage zur Vermögensaufstellung 
sind die im Berichtszeitramn getätigten Käufe und Ver- 
käufe von Vermögensgegenständen im Siime des § 261 
Absatz 1 Nummer 1 anzugeben. 

(2) § 169 ist für das Bewertimgsverfahren mit der Maß- 
gabe anzuwenden, dass die Bewertmigsrichtlinien für ge- 
sclilossene Publikums-AIF, die in Vermögensgegenstände 
im Sinne des § 261 Absatz 1 Nmnnier 1 investieren, zusätz- 
lich vorzusehen haben, dass der Bewerter an einer Objektbe- 
sichtigung teihiimmt. 

(3) Die AJF-Kapitalverw'altungsgesellschaff muss jede 
Gesellschaft im Sinne des § 261 Absatz 1 Nmnmer 2 bis 6, 
an der ein gesclilossener Pubhkums-AJF eine Beteiligung 
hält, vertraglich verpflichten. Vemiögensaufstellimgen 

1. auf den Zeitpimkt der Bewertmig gemäß § 272 bei der 
AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft imd der Verw'alir- 
stelle einzureichen mid 

2. einmal jälirlich anliand des von einem Abschlussprüfer 
mit einem Bestätigmigsvennerk versehenen Jahresab- 
schlusses der Gesellschaft prüfen zu lassen. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-261- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 

Die Anfordenuig des Satzes 1 gilt auch für eine Unterbetei- 
ligimg an einer Gesellschaft im Süme des § 261 Absatz 1 
Nummer 2 bis 6. Der auf Gnmd der Vennögensaufstellmigen 
ennittelte Wert der Beteiligimg an einer Gesellschaft ist bei 
den Bewertimgen zur laufenden Preisennittlmig zugrmide zu 
legen. 

(4) Für die Anforderungen an den Bewerten die Pflichten 
der AIF-Kapitalverw^altungsgesellschaft bei der Bestelhmg 
eines Bewerters sowie die Rechte der Bimdesanstalt im Hin- 
blick auf den Bewerter gilt § 216 entsprechend. 

§ 272 

Häufigkeit der Bew'ertung und Berechnung; 

Offenlegung 

(1) Die Bewertimg der Vermögensgegenstände mid die 
Bereclmmig des Nettoinventarw'ertes je Anteil oder Aktie 
müssen mindestens eumial jälirlich erfolgen. Die Bewertmig 
imd Berecluiung suid darüber lünaus auch dami diuchzufiüi- 
ren. wemi das Gesellschaftsvennögen des AIF erhöht oder 
herabgesetzt wird. 

(2) Die Kriterien zin Bereclmmig des Nettoinventarw'ertes 
je Anteil oder Aktie imd zur Bestinuniuig der Häufigkeit der 
Bereclmmig bestinunen sich nach den Artikehi 67 bis 73 der 
Verordnmig (EU) Nr. . . ./2013 [Level-2-Verordnmig nach Ar- 
tikel 19 Absatz 11 Buchstabe c der Richtluiie 2011/61/EU]. 

(3) Die Bewertungen der Vermögensgegenstände mid 
Bereclmimgen des Nettouiventarwertes je Anteil oder Aktie 
sind entsprechend den diesbezügüchen Anlagebedingmigen 
gegenüber den Anlegern offenzulegen. Eine Offenlegmig hat 
nach jeder Bewertmig der Vermögensgegenstände und 
Bereclmmig des Nettomventarw'ertes je Anteil oder Aktie zu 
erfolgen. 


Kapitel 3 

Inländische Spezial-AIF 
Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 
für inländische Spezial-AIF 

§273 

Anlagebedingungen 
Die Anlagebedmgmigen. nach denen sich 

1. das vertragliche Rechtsverhältnis euier AJF-Kapitalver- 
waltmigsgesellschaft oder einer EU-AJF-Verw'altungsge- 
sellschaft zu den Anlegern eines Spezialsondervermö- 
gens bestimmt oder 

2. m Verbindmig mit der Satzung eüier Spezialinvestment- 
aktiengesellschaft das Rechtsverhältnis dieser Invest- 
nientaktiengesellschaft zu iluen Anlegern bestimmt oder 

3. m Verbmdimg mit dem Gresellschaftsvertrag einer Spe- 
zialmvestmentkonmianditgesellschaft das Rechtsver- 
hältnis dieser hivestmeutkonmianditgesellschaft zu ihr en 
Anlegern bestinmit. 

sind vor Ausgabe der Anteile oder Aktien schriftlich fest- 

ziilialten. Die Anlagebedmgmigen von inländischen Spezial- 
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§272 

unverändert 


Kapitel 3 
unverändert 
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AIF sowie die wesentlichen Ändenmgen der Aiüagebedin- 
giuigen sind der Biuidesanstalt von der AIF-Kapitalverw'al- 
tungsgesellschaft vorzulegen. 

§274 

Begrenzung von Leverage 

Für die hifomiationspflicht der AIF-Kapitalveiw’altimgs- 
gesellschaft iin Hinblick auf das eingesetzte Leverage sowie 
die Befiignis der Biuidesanstalt zur Besclu änkung des einge- 
setzten Leverage einscliließlich der Mitteilungspflichten der 
Bundesanstalt gilt § 215 entsprechend. Die Bedingungen, 
imter w'elchen die Maßnalunen nach Satz 1 in Verbindung mit 
§ 215 Absatz 2 angewendet w'erden. bestinunen sich nach 
Artikel 112 der Verordnung (EU) Nr. .../2013 [Level-2- 
Verordnimg gemäß Artikel 25 Absatz 9 der Richtlinie 2011/ 

61/EU]. 


§275 

Belastung 

(1) Die Belastung von Vennögensgegenständen. die zu 
einem Spezial- AIF gehören, sowie die Abtretiuig imd Belas- 
tiuig von Forderungen aus Rechtsverhältnissen, die sich auf 
diese Vennögensgegenstände beziehen, sind zulässig, w'emi 

1 . dies in den Anlagebedingungen vorgesehen imd mit einer 
ordnmigsgemäßeii Wirtschaftsfülmmg vereinbar ist und 

2. die Verw'ahrstelle den vorgenaimten Msißnalmien zu- 
stimmt. w'eil sie die Bedingmigen. unter denen die Maß- 
naluuen erfolgen sollen, für marktüblich erachtet. 

(2) Die Bmidesanstalt kaim die Höhe der zulässigen 
Belastimg der Vermögensgegenstände bescliränken. w'enn 
sie dies zum Schutz der Anleger oder zur Gew'ährleistung 
der Stabüität luid Integrität des Finanzsystems als nötig er- 
achtet. 


§276 

Leeiwerkäufe 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft darf für ge- 
meinschafthche Recluiung der Anleger keine Vermögensge- 
genstände nach Maßgabe der §§ 193, 194 luid 196 verkaufen. 
W'enn die jew'eihgen Vemiögensgegenstände im Zeitpmikt 
des Geschäftsabschlusses nicht zum Spezial-AJF gehören; 
§ 197 bleibt luiberüluf. Die Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts 
w'ird durch euien Verstoß gegen Satz 1 nicht berülut. 

(2) Absatz 1 findet keine Anw'endung auf AIF-Kapitalver- 
w'altungsgesellscliaften. die Hedgefonds verwalten. Die Bun- 
desanstalt kaiui Leeiverkäufe im Situie des § 283 Absatz 1 
Nimuner 2 bescliränken. w'emi sie dies zum Schutz der An- 
leger oder zur Gewährleistmig der Stabihtät und Integrität des 
Finanzsystems als nötig erachtet. 

§ 277 

Übertragung von Anteilen oder Aktien 

Die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft hat scliriftlich 
mit den Anlegern zu vereinbaren, dass die Anteile oder 
Aktien nur an professionelle luid seiniprofessionelle Anleger 
übertragen w'erden dürfen. 
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Abschnitt 2 

Vorschriften für offene inländische 
Spezial- AIF 

Unterabscluiitt 1 

Allgemeine Vorscluiften ftir offene 
inländische Spezial-AIF 

§ 278 

Bewertung, Bew’ertungsverfahren und Bewertet’ 

Für die Bewertimg. das Bewertimgsverfalu en imd den Be- 
werter gelten die §§ 168, 169 imd 216 entsprechend. 

§ 279 

Häuflgkeit der Bewertung, Offenlegung 

(1) Die Bewertimg der Vennögensgegenstände mid die 
Bereclmiuig des Nettoinventarw'ertes je Anteil oder Aktie 
sind in einem zeitlichen Abstand durclizuftiliren. der den 
zimi Spezial-AIF gehörenden Vemiögensgegenständen imd 
der Ausgabe- und Rücknalmiehäufigkeit der Anteile oder 
Aktien angemessen ist. jedoch mindestens eiimial jälirlich. 

(2) Die Kriterien zur Bestinunimg der Häufigkeit der 
Bewertmig des Wertes des AIF mid zur Bereclmmig des 
Nettoinventarw'ertes je Anteil oder Aktie bestiimnen sich 
nach den Artikeln 67 bis 74 der Verordnmig (EU) Nr. .../ 

2013 [Level-2-Verordnmig nach Artikel 19 Absatz 11 Buch- 
stabe c der Richtlinie 2011/61/EU]. 

(3) Die Bew'ertungeu der Vermögensgegenstände imd 
Bereclmimgen des Nettoinventarw'ertes je Anteil oder Aktie 
sind entsprechend den diesbezüghchen Anlagebedingungen 
gegenüber den Anlegern ofifenzulegen. 

§280 

Mastei'-Feeder-Struktureu 

Spezial-AIF dürfen nicht Masterfonds oder Feederfonds 
einer Master-Feeder-Stniktur sein, w'eim Publikimisinvest- 
menti’enuögen Masterfonds oder Feederfonds derselben 
Master-Feeder-Struktur sind. 

§281 

Verschmelzung 

(1) Spezialsondeiveraiögeii dürfen nicht auf Publikums- 
sonden emiögen versclunolzen W'erden. Publikimissonder- 
vennögen dürfen nicht auf Spezialsonden eraiögen ver- 
sclunolzen W'erden. Die §§ 184, 185, 189 imd 190 sind auf 
Spezialsondeivermögen mit den folgenden Maßgaben ent- 
sprechend anzuw'enden: 

1 . die Angaben nach § 1 84 Absatz 1 Satz 3 Nuuuner 1 bis 4 
im Versclmielzmigsplan sind nicht erforderlich; 

2. mit Zustimmmig der Anleger kami eine Prüflmg durch 
die Verwalirstellen nach § 185 Absatz 1 miterbleiben. der 
gesamte Verschmelzmigsvorgang ist jedoch vom Ab- 
scldussprüfer zu prüfen; 

3. Bekamitmachmigen. Veröfifentlichmigen oder Unterrich- 
hmgen nach § 189 Absatz 4 sind nicht erforderlich. 
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Eine Genelunigimg der Versclunelzimg von Spezialsonder- 
vennögen gemäß § 182 durch die Bundesanstalt ist nicht er- 
forderlich. die Anleger müssen der Versclmielzmig nach 
Vorlage des Verschmelziuigsplans jedoch zustimmen. 

(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden auf die Ver- 
sclmielziuig 

1. eines Spezialsonden’ennögens auf eine Spezialinvest- 
mentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder 
auf ein Teilgesellschaftsvennögen einer Spezialinvest- 
mentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital. 

2. eines Teilgesellschaftsvermögens einer Spezialinvest- 
mentaktiengesellschaff mit veränderlichem Kapital auf 
ein anderes TeilgeseUschaftsvermögen derselben Invest- 
mentaktiengesellschaff. 

3. eines Teilgesellschaftsvermögens einer Spezialinvest- 
mentaktiengesellschaff mit veränderlichem Kapital auf 
ein Teilgesellschaffsvermögen einer anderen Spezialin- 
vestmentaktiengesellschaff mit veränderlichem Kapital. 

4. eines Teilgesellschaffsvermögens einer Spezialinvest- 
mentaktiengesellschaff mit veränderlichem Kapital auf 
ein Spezialsonderv'ermögen. 

(3) Auf die Fälle der Versclmielziuig einer Spezialinvest- 
mentaktiengesellschaff mit veränderlichem Kapital auf eine 
andere Spezialinvestmentaktiengesellschaff mit veränder- 
lichem Kapital, ein Teilgesellschaffsvennögen einer Spezial- 
investmentaktiengesellscliaff mit veränderlichem Kapital 
oder ein Spezialsondervermögen sind die Vorscluiffen des 
Umwandlungsgesetzes zur Versclmielzmig anzuwenden, so- 
weit sich aus § 182 in Verbindimg mit Absatz 1 Satz 3, § 189 
Absatz 2. 3 imd 5 imd § 190 nichts anderes ergibt. 

(4) Die Satzmig einer Spezialinvestnientaktiengesell- 
schaff mit veränderlichem Kapital daiT für die Zustimmung 
der Aktionäre zu einer Versclmielzmig nicht mehr als 75 Pro- 
zent der tatsächlich abgegebenen Stiuunen der bei der 
Haupn ersauimlmig anwesenden oder vertretenen Aktionäre 
verlangen. 

Unterabsclmitt 2 

Besondere Vorscliriffen für allgemeine 
offene inländische Spezial- AIF 

§ 282 

Anlageobjekte, Anlagegrenzen 

(1) Die AIF-Kapitalverwaltmigsgesellscliaff muss die 
Mittel des allgemeinen offenen inländischen Spezial-AJF 
nach dem Grundsatz der Risikomischmig zm genieinschaff- 
lichen Kapitalanlage aiüegen. 

(2) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaff daif für den 
Spezial-AIF nur in Vemiögensgegenstände investieren, de- 
ren Verkelirsw'ert ennittelt werden kami. Die Zusamuienset- 
zimg der Vemiögensgegenstände des Spezial-AIF muss im 
Einklang mit den für den Spezial-AIF geltenden Regelmigen 
zur Rücknalune von Anteilen oder Aktien stehen. 

(3) Erwirbt der allgemeine offene inländische Spezial- 
AIF Beteiligimgen an einem nicht börseimotierten Untemeh- 
nien. hat die AIF-Kapitalverw^altmigsgesellschaff sicherzu- 
stellen. dass das hivestmentvennögen keine Kontrolle im 
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Siime des § 288 über das Untemeluneii erlangt. Für' den Er- 
werb von Minderheitsbeteiligungen an einem nicht börsen- 
uotierten Untemelmien gilt § 289 Absatz 1 entsprechend. 

Unterabscluütt 3 

Besondere Vorsclmften füi' Hedgefonds 
§283 

Hedgefouds 

(1) Hedgefonds sind allgemeine offene inländische Spe- 
zial-AIF nach § 282. deren Anlagebedingimgen zusätzlich 
mindestens eine der folgenden Bedingimgen vorsehen: 

1 . den Einsatz von Leverage in beträchtlichem Umfang oder 

2. den Verkauf von Vennögensgegenständen ftir gemein- 
schaftliche Rechnung der Anleger, die im Zeitpunkt des Ge- 
schäftsabsclilusses nicht zmn AIF gehören (Leerveikauf). 

Die Kriterien zur Bestinunmig. warnt Leverage in beträchth- 
chem Umfang eingesetzt wird, richten sich nach Artikel 111 
der Verordnmig (EU) Nr. . . ./2013 [Level-2-Verordnung ge- 
mäß Artikel 24 Absatz 6a der Richtlinie 201 1/61/EU]. 

(2) Die Anlagebedingungen von Hedgefonds müssen An- 
gaben darüber enthalten, ob die Vennögensgegenstände bei 
einer Verw'alirstelle oder bei einem Primebroker veiw'fJirt 
werden. 

(3) Für die Rücknalmie von Anteilen oder Aktien gilt § 227 
entsprechend mit der Maßgabe, dass abweichend von § 227 
Absatz 2 Anteil- oder Aktienrückgaben bei Hedgefonds bis 
zu 40 Kalendertage vor dem jeweiligen Rücknalmietemiin. 
zu dem auch der Anteil- oder Aktienpreis ennittelt w’ird. 
durch eine imwiderrufliche Rückgabeerklänmg gegenüber 
der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft zu erklären sind. 

Unterabscluutt 4 

Besondere Vorscliriften für offene inländische 
Spezial- AIF mit festen Anlagebedinguugen 

§284 

Anlagebedingungen, Anlagegrenzen 

(1) Für offene inländische Spezial- AIF mit festen Anlage- 
bedingmigen gelten § 282 Absatz 1 sowie die §§ 192 bis 211 
imd 218 bis 260, soweit sich aus den Absätzen 2 bis 4 nichts 
anderes ergibt. 

(2) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft kaim bei of- 
fenen inländischen Spezial- AIF mit festen Aiüagebedingim- 
gen von den § § 1 92 bis 2 1 1 , 2 1 8 bis 224 imd 230 bis 260 ab- 
weichen. w'eim 

1 . die Anleger zustinunen; 

2. für den entsprechenden Spezial-AIF nur die folgenden 
Vermögensgegenstände erw^orben werden: 

a) Wertpapiere. 

b) Geldmarktiiistnunente. 

c) Derivate. 

d) Bankguthaben. 

e) Immobilien. 

f) Beteiligiuigen an Inmiobilien-Gesellschaften. 


Drucksache 17/13395 


-266- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

g) Anteile oder Aktien an inländischen offenen Invest- 
meiitvemiögeii sowie an entsprechenden offenen EU- 
oder ausländischen hivestnientveraiögen. 

h) Beteiligimgen an ÖPP -Projektgesellschaften, wemi 
der Verkehrswert dieser Beteiligungen ennittelt wer- 
den kann. 

i) Edelmetalle, luiverbriefte Darlehensfordenmgen imd 
Untemelunensbeteiligiuigen. wemi der Verkehrsw'ert 
dieser Beteiligimgen ermittelt werden kaim: 

3. § 197 Absatz 2. § 276 Absatz 1, die §§ 240 imd 260 Ab- 
satz 3 mit der Maßgabe, dass die Belastmig nach § 260 
Absatz 3 Satz 1 insgesamt 50 Prozent des Verkelu'swertes 
der im Sonden^emiögen befindlichen Inunobilien nicht 
übersclneiten darf, imberülut bleiben imd 

4. die Anlagegrenze nach § 22 1 Absatz 4 liinsichtlich der in 
§ 198 Satz 1 Nimmier 1 genamiten Vermögensgegenstän- 
de. sofern es sich mn Aktien handelt, miberülirt bleibt. 

(3) Die AIF-Kapitalverw'alftmgsgesellschaft darf ftir ei- 
nen offenen inländischen Spezial-AJF mit festen Anlagebe- 
dingimgen in Beteiligimgen an Untemelimen. die nicht zimi 
Handel an einer Börse zugelassen oder in einen organisierten 
Markt einbezogen sind, nur bis zu 20 Prozent des Wertes des 
offenen inländischen Spezial-AJF mit festen Anlagebedin- 
gimgen anlegen. § 282 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(4) Die AIF-Kapitalverw^altmigsgesellschaft kaim für 
Reclmmig eines offenen inländischen Spezial- AIF mit festen 
Aidagebedingmigen kurzfiistige Kiedite nur bis zur Höhe 
von 30 Prozent des Wertes des AIF auftielmien. § 254 bleibt 
imberülut; soweit Kredite zulasten der im Sondeivermögen 
befindlichen Immobilien aufgenommen werden, ist dieser 
jedoch mit der Maßgabe anzuwenden, dass fiu gemein- 
schafthche Reclmmig der Anleger Kredite bis ziu Höhe von 
50 Prozent des Verkelirswertes der im Sondeivermögen be- 
findlichen lumiobihen aufgenonunen werden dürfen. 

Abschnitt 3 

Vorschriften für geschlossene 
inländische Spezial-AIF 

Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Vorscluiften für geschlossene 
inländische Spezial-AIF 

§285 

Anlageobjekte 

Die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft darf fiu das In- 
vestmentvermögen nur in Vemiögensgegenstände investie- 
ren. deren Verkehrsw'ert ermittelt W'erden kaim. 

§286 

Bewertung, Bewertungsverfahren und Bewerter; 

Häufigkeit der Beivertuug 

(1) Für die Bew'ertung. das Bew'eitmigsverfaluen imd den 
Bewerter gelten die §§ 168, 169 imd 216 entsprechend. 

(2) Für die Häufigkeit der Bew'eitmig gilt § 272 entspre- 
chend. 
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Unterabscluiitt 2 

Besondere Vorscluiften für AIF, die die Kontrolle über 
nicht börseimotierte Untemelunen und Einittenten erlangen 

§ 287 

Geltungsbereich 

(1) Die §§ 287 bis 292 sind anzuw'enden auf AIF-Kapital- 
verw'altimgsgesellschaften. 

1 . die AIF verwalten, die entw'eder allein oder gemeinsam 
auf Grand einer Vereinbanmg die Erlangimg von Kont- 
rolle gemäß § 288 Absatz 1 über ein nicht börsennotiertes 
Unternehmen zmn Ziel haben; 

2. die mit einer oder melneren AJF-Kapitalveiwaltimgs- 
gesellschaften auf Grund einer Vereinbarung Zusammen- 
arbeiten. gemäß der die von diesen AIF-Kapitalverw'al- 
tiuigsgesellscliaften verw'alteten AIF die Konüolle gemäß 
§ 288 Absatz 1 über ein nicht börsemiotiertes Untemeh- 
men erlangen. 

(2) Die §§ 287 bis 292 sind nicht anzuwenden, wenn das 
nicht börsemiotierte Untemelmien 

1 . ein kleineres oder mittleres Untemelunen im Siime von 
Artikel 2 Absatz 1 des Anhangs der Empfelilimg 2003/ 

361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die 
Defmition der Kleinstimtemehmen sowie der kleinen mid 
mittleren Untemelmien ist oder 

2. eine Zweckgesellschaft für den Eiwerb, den Besitz oder 
die Verw'altung von Immobilien ist. 

(3) Unbescliadet der Absätze 1 mid 2 ist § 289 Absatz 1 
auch auf AIE-Kapitalveiw'altungsgesellschaften anzuwen- 
den. die AIF verw'alten. die eine Minderheitsbeteiligimg an 
einem nicht börsennotierten Untemelmien erlangen. 

(4) § 290 Absatz 1 bis 3 imd § 292 sind auch auf AIF-Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaften aiizuwenden. die solche AIF 
verw'alten. die Kontrolle in Bezug auf einen Emittenten im 
Simie von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 
2004/109/EG erlangen. 

1. der seinen satzmigsmäßigen Sitz in der Europäischen 
Union hat und 

2. dessen Wertpapiere im Simie von Artikel 4 Absatz 1 
Nimuner 14 der Richtlinie 2004/39/EG zum Handel auf 
einem organisierten Markt im Sume von § 2 Absatz 5 des 
Wertpapierhandelsgesetzes zugelassen sind. 

Für die Zwecke dieser Paragraphen gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend. 

(5) Die §§ 287 bis 292 gelten vorbelialthch der Bedingmi- 
gen imd Bescluänkimgen. die in Artikel 6 der Richtlinie 
2002/ 14/EG festgelegt sind. 

§288 

Erlangen von Kontrolle 

(1) Für die Zw'ecke der §§ 287 bis 292 bedeutet Kontrolle 
im Fall nicht börsemiotierter Untemelmien die Erlangimg 
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von melir als 50 Prozent der Stiimnrechte dieser Unterneh- 
men. 

(2) Bei der Bereclmung des Anteils an den Stimmrechten, 
die von den entsprechenden AIF gehalten werden, werden 
zusätzlich zu von dem betreffenden AIF direkt gehaltenen 
Stinmirechten auch die folgenden Stinunrechte berücksich- 
tigt. wobei die Kontrolle gemäß Absatz 1 festgestellt wird; 

1 . von Unternehmen, die von dem AIF kontrolliert werden 
imd 

2. von natürlichen oder juristischen Personen, die in ilu'em 
eigenen Namen, aber im Auftrag des AIF oder eines von 
dem AIF kontrollierten Untemelunens handehi. 

Der Anteil der Stimmrechte wird ausgehend von der Ge- 
samtzalil der mit Stinunrechten versehenen Anteile berech- 
net. auch wemi die Ausübung dieser Stimmrechte ausgesetzt 
ist. 

(3) Kontrolle in Bezug auf Emittenten whd für die Zwe- 
cke der §§ 290 imd 292 gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Richt- 
linie 2004/25/EG des Europäischen Parlaments imd des Ra- 
tes vom 21. April 2004 betreffend Übemaluneaugebote 
(ABI. L 142 vom 30.4.2004, S. 12) definiert. 

§ 289 

Mitteilungspflichteu 

(1) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft imterrichtet 
die Bmidesanstalt. wemi der Anteil der Stinunrechte des 
nicht börsemiotierten Untemelunens. der von dem AIF ge- 
halten wird, diucli Erwerb, Verkauf oder Halten von Antei- 
len an dem nicht börsemiotierten Untemelunen die Schw'el- 
lenwerte von 10 Prozent. 20 Prozent. 30 Prozent. 50 Prozent 
luid 75 Prozent erreicht, überschieitet oder mitersclueitet. 

(2) Erlangt ein AIF allein oder gemeinsam nüt anderen 
AIF die Kontrolle über ein nicht börsemiotiertes Untenieh- 
uien gemäß § 287 Absatz 1 in Verbindiuig mit § 288 Ab- 
satz 1, informiert die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
die folgenden Stellen über den Kontrollerw'erb: 

1 . das nicht börseiuiotierte Untemelmien. 

2. die Anteilseigner, soweit deren Identität und Adresse der 
AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft 

a) vorliegen. 

b) von dem nicht börsemiotierten Untemelunen zur Ver- 
fügmig gestellt werden kömien oder 

c) über ein Register, zu dem die AJF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaft Zugang hat oder erhalten kann, zur 
Verfügmig gestellt w'erden kömien imd 

3. die Bmidesanstalt. 

(3) Die Mitteilimg nach Absatz 2 erhält die folgenden zu- 
sätzlichen Angaben: 

1. die sich liiusichtlich der Stinunrechte ergebende Situa- 
tion. 

2. die Bedingiuigen. luiter denen die Kontrolle erlangt 
wurde, einschließlich Nemimig der eüizehien beteiligten 
Anteilseigner, der zur Stinunabgabe in iluem Namen 
emiächtigten natürhchen oder juristischen Personen imd 
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gegebenenfalls der Beteiligungskette, über die die 
Stinunrechte tatsächhch gehalten werden. 

3. das Datum, an dem die Kontrolle erlangt mirde. 

(4) In seiner Mitteilung nach Absatz 2 Nimuner 1 ersucht 
die AEF-Kapitalverw^altmigsgesellschaft den Vorstand des 
Untemeluuens. entw'eder die Arbeiüielmier\'ertreter oder, 
falls es keine solchen Vertreter gibt, die Arbeiüieluner selbst 
imverzüghch von der Erlangung der Kontrolle durch den 
AIF imd von den hifoimationen gemäß Absatz 3 in Kenntnis 
zu setzen. Die AIF-Kapitalverwalttmgsgesellschaft bemülit 
sich nach besten Kräften sicherzustellen, dass der Vorstand 
entw'eder die Arbeitnelmiervertreter oder, falls es keine sol- 
chen Vertreter gibt, die Aibeitneluner selbst ordnungsgemäß 
informiert. 

(5) Die Mitteilmigen gemäß den Absätzen 1, 2 imd 3 wer- 
den so rasch wie möglich, aber nicht später als zelm Arbeits- 
tage nach dem Tag. an dem der AIF die entsprechende 
Schwelle erreicht, über- oder unterscliritten hat oder die 
Kontrolle über das nicht börsemiotierte Untemelmien erlangt 
hat. gemacht. 


§ 290 

Oflenlegungspflicht bei Erlangen der Kontrolle 

(1) Erlangt ein AIF allein oder gemeinsam mit anderen 
AIF die Kontrolle über ein nicht börsemiotiertes Unterneh- 
men oder einen Emittenten gemäß § 287 Absatz 1 in Verbin- 
diuig mit § 288 Absatz 1, legt die AIF-Kapitalverw'altimgs- 
gesellschaft den folgenden Stellen die in Absatz 2 genamiten 
Informationen vor: 

1 . dem betreffenden Untemelmien. 

2. den Anteilseignern, soweit deren Identität und Adresse 
der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft 

a) vorliegen. 

b) von dem nicht börsemiotierten Untemelmien zur Ver- 
fügung gestellt werden kömien oder 

c) über ein Register, zu dem die AIF-Kapitalverw'al- 
tungsgesellschaft Zugang hat oder erhalten kamt, zur 
Verfiigmig gestellt werden kömien und 

3. die Bimdesanstalt. 

(2) Die AJF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft legt die fol- 
genden hifomiationen vor: 

1 . die Identität der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft. die 
entweder allein oder im Ralimeii einer Vereinbanmg mit 
anderen AIF-Kapitalveiwaltmigsgesellscliaften die AIF 
verwalten, die die Kontrolle erlangt haben. 

2. die Grundsätze zur Venneidimg mid Steuenmg von hite- 
ressenkonflikten. insbesondere zwischen der AIF-Kapi- 
talverwaltimgsgesellschaft. dem AIF imd dem Untemeh- 
men. einscliließlich hifonnationen zu den besonderen 
Sicherheitsmaßnalmien. die getroffen wiirden. imi sicher- 
zustellen. dass Vereinbaiungen zwischen der AIF-Ka- 
pitalverw'altmigsgesellschaft oder dem AIF imd dem 
Untemelmien wie zwischen voneinander imabhäugigeu 
Geschäftspartnern gescldossen w'erden imd 
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3. die Grundsätze ftir die externe und interne Kouuniuiika- 
tion in Bezug auf das Untemelunen. insbesondere gegen- 
über den Arbeitnelunem. 

(3) In ilirer Mitteihmg nach Absatz 1 Nmmner 1 ersucht 
die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft den Vorstand des 
Untemeluuens. entw'eder die Arbeitneluner\'ertreter oder, 
falls es keine solchen Vertreter gibt, die Arbeiüieluner selbst 
imverzüghch von den Informationen gemäß Absatz 2 in 
Kenntnis zu setzen. Die AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
bemülit sich nach besten Kräften sicherzustellen, dass der 
Vorstand entw'eder die Arbeitnelunervertreter oder, falls es 
keine solchen Vertreter gibt, die Arbeitnelmier selbst ord- 
nungsgemäß informiert. 

(4) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft stellt sicher, 
dass den in Absatz 1 Nununer 1 und 2 genamiten Unterneh- 
men mid Anteüseignem folgende hifonnationen offengelegt 
werden: 

1 . die Absichten des AJF hinsichtlich der zukünftigen Ge- 
schäftsentw'ickluug des nicht börsemiotierten Untemeh- 
mens mid 

2. die voraussichtlichen Auswirkimgen auf die Beschäfti- 
gmig. eiuscliließlich wesentlicher Ändeimigen der Ar- 
beitsbedingmigen. 

Ferner ersucht die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft den 
Vorstand des nicht börsennotierten Untenielunens. die in 
diesem Absatz genamiten Infonnationen entw'eder den Ar- 
beiüielmieivertreteni oder, falls es keine solchen Vertreter 
gibt, den Arbeitnelmiem des nicht börsemiotierten Unter- 
nelmiens selbst zur Verftigmig zu stellen mid bemülit sich 
nach besten Kräften, dies sicherzustellen. 

(5) Sobald ein AIF die Kontrolle über ein nicht börsemio- 
tiertes Unteniehnien gemäß § 287 Absatz 1 in Verbindung 
mit § 288 Absatz 1 erlangt, legt die AIF -Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaft. die den betreffenden AJF verw'altet. der Bim- 
desanstalt und den Anlegern des AIF Angaben zur Finanzie- 
nmg des Erwerbs vor. 


§291 

Besondere Vorschriften hinsichtlich 
des Jahresabschlnsses und des Lageberichts 

(1) Erlangt ein AIF allein oder gemeinsam mit anderen 
AIF die Kontrolle über ein nicht börsemiotiertes Untemeh- 
uien oder einen Emittenten gemäß § 287 Absatz 1 in Verbin- 
diuig mit § 288 Absatz 1, ist die AIF-Kapitalverw'altungsge- 
seUschaft dazu verpflichtet. 

1 . darum zu ersuchen und nach besten Kräften sicherzustel- 
len. dass der Jaliresabscliluss mid. sofern gesetzlich vor- 
gesclirieben. der Lagebericht des nicht börsennotierten 
Untemelmiens iimerhalb der Frist, die in den einsclilägi- 
gen nationalen Rechtsvorscliriften für die Erstellmig der 
genamiten Unterlagen vorgesehen ist. gemäß Absatz 2 er- 
stellt. um die Infoniiation nach Absatz 2 ergänzt imd von 
den gesetzlichen Vertreteni des Untemelmiens den Ar- 
beitneluneivertretem oder, falls es keine solchen Vertre- 
ter gibt, den Arbeitnelunem selbst zur Verfügung gestellt 
wird oder 
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2. für jeden betreffenden AIF in den gemäß § 148 vorge- 
sehenen Anliang zum Jaluesabscliluss oder den gemäß 
§ 158 vorgesehenen Jaluesbericht zusätzlich die in Ab- 
satz 2 genamiteii hifonnationen über das betreffende 
nicht börsemiotierte Untemelunen aufzimelunen. 

(2) Die zusätzhchen hffomiationen gemäß Absatz 1 Num- 
mer 2 müssen ziunindest einen Bericht über die Lage des 
nicht börsemiotierten Untemelmrens am Ende des von dem 
Jahresabscliluss oder Jaluesbericht abgedeckten Zeitraums 
enthalten, in dem der Geschäftsverlauf des Untemelmiens so 
dargestellt wird, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild entsteht. Der Bericht soll außerdem fol- 
gende Informationen eutlialten: 

1. Ereignisse von besonderer Bedeutimg. die nach Ab- 
schluss des Geschäftsjalues eingetreten sind. 

2. die voraussichtliche Entwickliuig des Untemelunens mid 

3. die in Artikel 22 Absatz 2 der Zw'eiten Richtlinie des 
Rates vom 13. Dezember 1976 ziu Koordinienuig der 
Schutzbestinunungen. die in den Mitghedstaaten den Ge- 
sellschaften im Siime des Artikels 58 Absatz 2 des Ver- 
trages im hiteresse der Gesellschafter sowie Dritter für 
die Gründimg der Aktiengesellschaft sowie für die Erhal- 
tiuig und Änderung ilues Kapitals vorgescluieben sind, 
luii diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten (77/ 

91/EWG) (ABI. L 26 vom 31.1.1977) bezeicluieten An- 
gaben über den Erw^erb eigener Aktien. 

(3) Die AJF-Kapitalverw'altmigsgeseUschaft hat 

1. darum zu ersuchen luid nach bestmöghchem Bemühen 
sicherzustellen, dass die gesetzlichen Vertreter des nicht 
börsennotierten Untemelmrens die in Absatz 1 Nmn- 
mer 2 genannten Informationen über das betreffende 
Unternehmen entw'eder den Arbeiüiehmejveitretem des 
betreffenden Untemelimens oder, falls es keine solchen 
Vertreter gibt, den Arbeitnelunem selbst ituierhalb der in 
§ 148 in Verbindimg mit § 120 Absatz 1 oder in § 158 in 
Verbindimg mit § 135 Absatz 1 genaiuiten Frist ziu Ver- 
ftigmrg stellt oder 

2 . den Anlegern des AIF die hifonnationen gemäß Absatz 1 
Nummer 2. soweit bereits verfügbar, innerhalb der in § 148 
in Verbindiuig mit § 1 20 Absatz 1 oder in § 1 5 8 in Verbin- 
dmigmit § 135 Absatz 1 genaiuiten Frist luid in jedem Fall 
spätestens bis zu dem Stichtag, zu dem der Jahresab- 
schluss imd der Lagebericht des nicht börsennotierten Un- 
ternehmens gemäß den einsclilägigen nationalen Rechts- 
vorscluiften erstellt W'erden. zur Verfügung zu stellen. 

§ 292 

Zerschlagen von Unternehmen 

(1) Erlangt ein AIF allein oder gemeinsam mit anderen 
AIF die Kontrolle über ein nicht börsemiotiertes Untemeh- 
nien oder einen Emittenten gemäß § 288, ist die AIF-Kapi- 
talverw'altiuigsgesellschaft iiuierhalb von 24 Monaten nach 
Erlangen der Kontrolle über das Untemelunen durch den 
AIF dazu verpflichtet. 

1 . Ausschüttmigen. Kapitallierabsetziuigen. die Rücknalune 
von Anteilen oder den Ankauf eigener Anteile durch das 
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Uiitemehnien gemäß Absatz 2 weder zu gestatten noch 
zu ermöglichen, zu imterstützen oder anzuordnen. 

2 . sofern sie befugt ist. in den Versaimnlimgen der Leitiuigs- 
gremien des Unteraelunens im Namen des AJF abzustim- 
men. nicht für Ausschüttimgen. Kapitalherabsetzimgen. 
die Rücknalmie von Anteilen oder den Ankauf eigener 
Anteile durch das Untemelunen gemäß Absatz 2 zu stim- 
men imd 

3. sich in jedem Fall besttnöglich zu bemülien. Ausschüt- 
tmigen. Kapitalherabsetzimgen. die Rücknalmie von An- 
teilen oder den Ankauf eigener Anteile durch das Unter- 
nelunen gemäß Absatz 2 zu verliindem. 

(2) Die Pflichten gemäß Absatz 1 beziehen sich auf 

1. Ausschüttimgen an Anteilseigner, die vorgenonmien 
werden, weim das im Jaliresabschluss des Untemelmiens 
ausgewiesene Nettoaktiiwemiögen bei Abscliluss des 
letzten Geschäftsjalires den Betrag des gezeiclmeten Ka- 
pitals zuzüghch der Rücklagen, deren Ausschüttimg das 
Recht oder die Satzmig nicht gestattet, imtersclireitet oder 
infolge einer solchen Ausschüttmig mitersclireiten 
umrde. wobei der Betrag des gezeiclmeten Kapitals um 
den Betrag des noch nicht eingeforderten Teils des ge- 
zeiclmeten Kapitals vennindert wird, falls Letzterer nicht 
auf der Aktivseite der Bilanz ausgewiesen ist; 

2. Ausschüttimgen an Anteilseigner, deren Betrag den Be- 
trag des Ergebnisses des letzten abgesclilossenen Ge- 
schäftsjalires. zuzüglich des Gewiimvoitrags imd der 
Entnahmen aus liierftu verfügbaren Rücklagen, jedoch 
vermindert imi die Verluste aus filüieren Geschäftsjaliren 
sowie imi die Beträge, die nach Gesetz oder Satzung in 
Rücklagen eingestellt worden sind, übersclireiten würde; 

3. in dem Umfang, in dem der Aiikauf eigener Anteile ge- 
stattet ist. Ankäufe durch das Untenielmien. einscliließ- 
lich Anteilen, die bereits frülier vom Untenielmien er- 
worben und von ilmi gehalten wairden. imd Anteilen, die 
von einer Person erw'orben w'erden. die in ihrem eigenen 
Namen, aber im Auftrag des Untemelmiens handelt, die 
zur Folge hätten, dass das Nettoaktivv'ennögen unter die 
in Nummer 1 genaimte Sclwelle gesenkt würde. 

(3) Für die Zw'ecke des Absatzes 2 gilt Folgendes: 

1. der in Absatz 2 Nummer 1 imd 2 verw'endete Begriff 
, Ausschüttmigen“ bezieht sich insbesondere auf die Zah- 
hmg von Dividenden und Zinsen ini Zusammenliang mit 
Anteilen. 

2. die Bestimmungen für Kapitalherabsetzungen erstrecken 
sich nicht auf Herabsetzimgen des gezeichneten Kapitals, 
deren Zw'eck im Ausgleich von erlittenen Verlusten oder 
in der Aufiialmie von Geldern in eine nicht ausschüttbare 
Rücklage besteht, imter der Voraussetzimg. dass die Höhe 
einer solchen Rücklage nach dieser Maßnalmie 10 Pro- 
zent des herabgesetzten gezeiclmeten Kapitals nicht 
übersclireitet imd 

3. die Einscliränkimg gemäß Absatz 2 Nuimner 3 richtet 
sich nach Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b bis h der 
Richtlinie 77/91/EWG. 
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Entwurf 
Kapitel 4 

Vorschriften für den Vertrieb nnd den Ens erb 
von Investmenri'ermögen 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften für den Vertrieb 
und den Erwerb von Investmentvermögen 


§293 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Vertrieb ist das direkte oder indirekte Anbieten oder 

Platzieren von Anteilen oder Aktien eines hivestmentvermö- 

gens oder das Werben für ein Investmenh’ennögen . Als Ver- 
trieb gilt nicht, w'eim 

1 . Investmentvemiögen nur namentlich benaimt werden. 

2. nin die Nettomventarwerte und die an einem organisier- 
ten Markt ennittelten Kurse oder die Ausgabe- imd Rück- 
nalunepreise von Anteilen oder Aktien eines hivestment- 
vemiögens genamit oder veröffentlicht werden. 

3 . Verkaufsimterlagen eines Investmentvennögens mit mui- 
destens emem Teilinvestmenri'emiögen. dessen Anteile 
oder Aktien im Geltmigsbereich dieses Gesetzes an eine, 
melu'ere oder alle Anlegergnippen un Sume des § 1 
Absatz 19 Nunmier 31 bis 33 vertrieben w'erden dürfen, 
verwendet werden imd diese Verkaufsimterlagen auch 
Informationen über weitere Teilinvestmentvermögen 
enthalten, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
oder nur an eine andere Anlegergruppe vertrieben werden 
dürfen, sofern in den Verkaufsunterlagen jeweils druck- 
technisch herausgestellt an hervorgehobener Stelle 
darauf liingewiesen wird, dass die Anteile oder Aktien 
der weiteren Teilinvestmentvermögen im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes nicht vertrieben w^erden dürfen 
oder, sofern sie an einzehie Anlegergruppen vertrieben 
werden dürfen, an welche Anlegergruppe im Simie des 
§ 1 Absatz 19 Nuimuer 31 bis 33 sie nicht vertrieben 
w'erden dürfen. 

4. die Besteuermigsgnmdlagen nach § 5 des hivestment- 
steuergesetzes genaimt oder bekaimt gemacht werden. 

5. in emen Prospekt für Wertpapiere Mmdestangaben nach 
§ 7 des Wertpapierprospektgesetzes oder Zusatzangaben 
gemäß § 268 oder § 307 oder in erneu Prospekt für Ver- 
mögeiisanlageii Mindestangaben nach § 8g des Verkaufs- 
prospektgesetzes oder nach § 7 des Vemiögensanlagen- 
gesetzes aufgenoiimien werden. 

6. Verwaltmigsgesellschaften nur ilue gesetzlichen Veröf- 
fenthchiuigspflichten im Bmidesanzeiger oder aus- 
schließlich ilire regelmäßigen hifonnationspflichten ge- 
genüber dem bereits in das betreffende hivestmentver- 
niögen investierten Anleger nach diesem Gesetz erfüllen. 

7. em EU-Master-OGAW ausscliließlich Anteile an einen 
oder meluere inländische OGAW-Feederfonds ausgibt 
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Kapitel 4 

Vorschriften für den Vertrieb und den Ei’werb 
von Investmenri'ermögen 

Abschnitt 1 

Vorschriften für den Vertrieb 
und den Erwerb von Investmentvermögen 

Unterabschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften für den Vertrieb 
und den Erwerb von Investmenri'ermögen 

§293 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Vertrieb ist das direkte oder indhekte Anbieten oder 
Platzieren von Anteilen oder Aktien eines Investmentvermö- 
gens. Als Vertrieb gilt nicht, weim 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 

5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 
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imd darüber liinaus kein Vertrieb iin Siime des Satzes 1 statt- 
findet. Ein Vertrieb an semiprofessionelle imd professionelle 
Anleger ist nur daim gegeben, wemi dieser auf Initiative der 
Verw'altungsgesellscliaft oder in deren Aufti'ag erfolgt imd 
sich an semiprofessionelle oder professionelle Anleger mit 
Wohnsitz oder Sitz im hiland oder einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Union oder Veitragsstaat des Abkom- 
mens über den Europäischen Wutschaffsraimi richtet. Die 
Bimdesanstalt kaim Richtlinien aufstellen, nach denen sie 
für den Regelfall beurteilt, wami ein Veitrieb im Sinne der 
Sätze 1 imd 3 vorliegt. 

(2) Enthalten die Vorscliriften dieses Kapitels Regelungen 
für Investmentvermögen, gelten diese entsprechend auch für 
Teilinvestmentvemiögen. es sei demi. aus den Vorscliriften 
dieses Kapitels geht etw'as anderes hen'or. 

§294 

Auf den Vertrieb und den Erwerb von OGAW 
anwendbare Vorschriften 

(1) Auf den Vertrieb imd den Erw'erb von Anteilen oder 
Aktien an üdändischen OGAW oder an ziun Vertrieb berech- 
tigten EU-OGAW im Geltungsbereich dieses Gesetzes sind 
die Vorscliriften des Unterabsclmitts 1 dieses Abscluütts. so- 
W'eit sie auf Anteile oder Aktien an uiländischen OGAW 
oder EU-OGAW Anwendmig finden, anzuwenden. Zudem 
sind auf EU-OGAW die Vorscliriften des Absclmitts 2 Unter- 
absclmitt 1 imd auf inländische OGAW die Vorscliriften des 
Absclmitts 2 Unterabsclmitt 2 anzuwenden. Der Vertrieb von 
EU-OGAW im hiland ist nur zulässig, weim die Vorausset- 
zimgen des § 310 gegeben sind. 

(2) Die Bundesanstalt veiöffentlicht auf ilirer hitemetseite 
gemäß Artikel 30 der Richtluiie 2010/44/EU die Airfordemn- 
gen. die beim Vertrieb von Anteilen oder Aktien an EU- 
OGAW im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu beachten sind. 

§295 

Auf den Vertrieb und den Erwerb 
von AIF anwendbare Vorschriften 

(1) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an inländischen 
Publikunis-AIF an Privatanleger, semiprofessionelle imd 
professionelle Anleger im Geltimgsbereich dieses Gesetzes 
ist nur zulässig, w'emi die Voraussetzimgen des § 316 erfüllt 
sind. Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an EU-AIF imd 
ausländischen AIF an Privatanleger im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ist nur zulässig, w'enn die Voraussetzimgen der 
§§ 317 bis 320 erfüllt sind. Die Verw'altungsgesellschaften. 
die AIF verw’ alten, die die Voraussetzungen für den Vertrieb 
an Privatanleger nicht erfüllen, müssen wirksame Vorkeh- 
nmgen treffen, die verliindem. dass Anteile oder Aktien an 
den AIF an Privatanleger un Geltimgsbereich dieses Geset- 
zes vertrieben werden; dies gilt auch, weim miabhängige 
Untemelmien eingeschaltet werden, die für den AIF Wert- 
papierdienstleistmigen erbringen. 

(2) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an inländischen 
Spezial- AIF, EU-AIF imd ausländischen AIF an professio- 
nelle Anleger ist un hiland nur zulässig 

1 . bis zu dem in dem auf Grimdlage des Ailikels 66 Absatz 3 
in Verbindimg mit Artikel 67 Absatz 6 der Richtlinie 
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mid darüber liinaus kein Vertrieb im Sinne des Satzes 1 statt- 
findet. Ein Vertrieb an semiprofessionelle mid professionelle 
Anleger ist nur dami gegeben, weim dieser auf Initiative der 
Verw'altmigsgesellschaft oder in deren Auftrag erfolgt imd 
sich au semiprofessionelle oder professionelle Anleger mit 
Wolmsitz oder Sitz im hiland oder einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Union oder Vertragsstaat des Abkom- 
mens über den Eiu'opäischen Wirtschaffsrauui richtet. Die 
Bundesanstalt kaim Richtlinien aufstellen, nach denen sie 
für den Regelfall beurteilt, waim ein Vertrieb im Siime der 
Sätze 1 imd 3 vorliegt. 

(2) unverändert 


§294 

unverändert 


§295 

Auf den Vertrieb und den Erwerb 
von AIF anwendbare Vorschriften 

(1) unverändert 


(2) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an inländischen 
Spezial-AIF, EU-AIF imd ausländischen AIF an professio- 
nelle Anleger ist im hdaiid nur zulässig 

1 . bis zu dem in dem auf Giimdlage des Artikels 66 Absatz 3 
in Verbiudmig mit Artikel 67 Absatz 6 der Richtlinie 
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2011/61/EU erlassenen delegierten Rechtsakt der Euro- 
päischen Kouunission genaimten Zeitpunkt nach den 
Voraussetziuigen des §§ 321, 323, 329 oder 330; 

2. ab dem Zeitpmikt. auf den in Nmnmer 1 verwiesen w'ird. 
nach den Voraus setzimgen der §§ 321 bis 328. 

(3) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an inländischen 
Spezial- AIF, EU-AIF luid ausländischen AIF an seniiprofes- 
sionelle Anleger im Inland ist niu zulässig 

1 . bis zu dem in dem auf Grundlage des Artikels 66 Absatz 3 
in Verbindimg mit Artikel 67 Absatz 6 der Richtlinie 
2011/61/EU erlassenen delegierten Rechtsakt der Euro- 
päischen Kommission genarmten Zeitpmikt 

a) nach den für den Vertrieb an seruiprofessionelle An- 
leger genarmten Voraussetzmigen des §§ 321, 323, 
329 oder 330 oder 

b) nach den Vorarrssetzmigen der §§ 3 17 bis 320; 

2. ab dem Zeitpmikt. auf den in Nmimier 1 verwiesen w'ird. 

a) nach den für den Vertrieb an serniprofessiorielle An- 
leger genarmten Voraussetzmigen der §§ 321 bis 328 
oder 

b) nach den Voraussetzmigen der §§317 bis 320. 

(4) Werden im Geltmigsbereich dieses Gesetzes Anteile 
oder Aktien an udändischen Publikunis-AIF, an zimi Ver- 
trieb an Privatanleger berechtigten EU-AIF oder an zmn 
Vertrieb an Privatanleger berechtigten ausländischen AIF an 
Privatanleger vertrieben oder von diesen erworben, so gelten 
die Vorscliriften des Uuterabscluritts 1 dieses Absclmitts. 
soweit sie sich auf den Vertrieb oder den Eiw'erb von inlän- 
dischen Publikums-AIF, EU-AIF oder ausländischen AIF 
beziehen. 

(5) Werden im Geltungsbereich dieses Gesetzes Anteile 
oder Aktien an 

1 . inländischen AIF, 

2. von einer AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft oder ab 
dem Zeitpmikt. auf den in Absatz 2 Nmnmer 1 verwiesen 
wird, von einer ausländischen AIF-Verw'altungsgesell- 
schaft. die eine Erlaubnis nach § 58 erhalten hat. verw'al- 
teten EU-AIF, 

3 . zimi Vertrieb an professionelle Anleger berechtigten EU- 
AIF, die von einer EU-AIF- VerwaltmigsgeseUschaft oder 
ab dem Zeitpmikt. auf den in Absatz 2 Nimmier 1 verwie- 
sen wird, von einer ausländischen AIF-Verw'altungsge- 
sellschaft. deren Referenzmitgliedstaat nicht die Bundes- 
republik Deutscldand ist. verwaltet w'erden oder 

4. zum Vertrieb an professionelle Anleger berechtigten aus- 
ländischen AIF 

an serniprofessiorielle oder professionelle Anleger vertrie- 
ben oder durch diese erwürben, gelten die Vorscliriften des 
Unterabschnitts 2 dieses Absclmitts. 

(6) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaft. Anteile oder Aktien an von ilu' verwalteten inländi- 
schen AIF, an EU-AIF oder, ab dem Zeitpmikt. auf den in 
Absatz 2 Nununer 1 verwiesen w'ird. an ausländischen AIF 
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2011/61/EU erlassenen delegierten Rechtsakt der Emo- 
päischeri Korimiissiori genarmten Zeitpmikt nach den 
Voraussetzmigen des §§ 321, 323, 329, 330 oder 330a; 

2. ab dem Zeitpmikt. auf den in Nimmier 1 verwiesen w'ird. 
nach den Voraussetzungen der §§ 321 bis 328 oder 
§ 330a. 

(3) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an inländischen 
Spezial- AIF, EU-AIF mid ausländischen AIF an seniiprofes- 
sionelle Anleger im hilarid ist tim zulässig 

1 . bis zu dem in dem auf Gitmdlage des Artikels 66 Absatz 3 
in Verbiiidmig mit Artikel 67 Absatz 6 der Richtlinie 
2011/61/EU erlassenen delegierten Rechtsakt der Emo- 
päischeti Kommission genaimten Zeitpunkt 

a) nach den für den Vertrieb an semiprofessionelle An- 
leger genaimten Voraussetzimgen des §§ 321, 323, 
329, 330 oder 330a oder 

b) unverändert 

2. ab dem Zeitpmikt. auf den ui Nimmier 1 verwiesen wird. 

a) nach den für den Vertrieb an semiprofessionelle An- 
leger genaimten Voraussetzungen der §§ 321 bis 328 
oder 330a oder 

b) unverändert 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverwaltmigsgesell- 
schaft. Anteile oder Aktien an von ihr verwalteten uiländi- 
schen AIF, an EU-AIF oder, ab dem Zeitpunkt, auf den ui 
Absatz 2 Nununer 1 verwiesen w'ird. an ausländischen AIF 
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an professionelle Anleger in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkonmiens über den Europäischen Wiilschaftsraum zu 
vertreiben, gelten § 33 1 imd ab dem Zeitpmikt. auf den in 
Absatz 2 Nimimer 1 verwiesen wird. § 332. Die AIF-Kapi- 
talverw’altmigsgesellschaft stellt den am Erw'erb eines An- 
teils oder einer Aktie Interessierten in den anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Union imd Vertragsstaaten des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraum für je- 
den von ilir verwalteten inländischen ATF oder EU-AIF und 
für jeden von ihr vertriebenen AJF vor Vertragsscliluss 

1. die in § 307 Absatz 1 genamiten Infonnationen ein- 
schließlich aller wesentlichen Ändenmgen dieser Infor- 
mationen miter Berücksichtigung von § 307 Absatz 4 in 
der in den Anlagebedingmigen. der Satzimg oder dem 
Gesellschaftsvertrag des AIF festgelegten Art imd Weise 
zur Verfügung mid 

2. imterrichtet die am Erw'erb eines Anteils oder einer Aktie 
Interessierten nach § 307 Absatz 2 in Verbindimg mit 
§ 297 Absatz 4 und die Anleger nach § SOS Absatz 1 bis 3 
und 4 Satz 2 in Verbindung mit § 300 und über Ändenm- 
gen der Infonnationen nach § 307 Absatz 2 in Verbindung 
mit § 297 Absatz 4. 


(7) Beabsichtigt eine ausländische AIF-Verw'altimgsge- 
sellschaft ab dem Zeitpmikt. auf den in Absatz 2 Nunmier 1 
verwiesen wird. Anteile oder Aktien an von ilu verw'alteten 
inländischen AIF, an EU-AIF oder an ausländischen AIF an 
professionelle Anleger in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraum zu 
vertreiben, gelten die §§ 333 imd 334. Absatz 6 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(8) Das Wertpapierprospektgesetz imd die Richtlinie 
2003/71/EG bleiben miberülut. An die Stelle des Verkaufs- 
prospekts in diesem Kapitel treten die in einem Wertpapier- 
prospekt entlialtenen Angaben nach § 269, w'emi 

1 . der AIF gemäß § 268 Absatz 1 Satz 3 oder § 3 1 8 Absatz 3 
Satz 2 auf Gnuid seiner Pflicht zur Erstellung eines Pros- 
pekts nach dem Wertpapierprospektgesetz oder der Richt- 
linie 2003/71/EG mid der Aufiiiune aller gemäß § 269 er- 
forderhchen Angaben in diesen Prospekt von der Pflicht 
zur Erstellmig eines Verkaufsprospekts befreit ist luid 

2. aus den Vorschriften dieses Kapitels nichts anderes 
henorgeht. 

§296 

Vereinbarungen mit Drittstaaten 
zur OGAW-Konformität 

(1) Die Bimdesanstalt kaim mit den zuständigen Stellen 
von Drittstaaten vereinbaren, dass 

1 . die § § 3 1 0 imd 311 auf Anteile an ausländischen AIF, die 
in dem Drittstaat gemäß den Anfordenmgen der Richth- 
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an professionelle Anleger in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraimi zu 
vertreiben, gelten § 33 1 imd ab dem Zeitpmikt. auf den in 
Absatz 2 Nimmier 1 verwiesen wird. § 332. Die AIF-Kapi- 
talverwaltmigsgesellschaft stellt den am Erw'erb eines An- 
teils oder einer Aktie Interessierten in den anderen Mitghed- 
staaten der Emopäischen Union und Vertragsstaaten des 
Abkonmiens über den Emopäischen Wirtschaftsraum für je- 
den von ilir verw'alteten inländischen AIF oder EU-AIF und 
für jeden von ilir vertriebenen AIF vor Vertragsscliluss 

1. unverändert 


2. miterrichtet die am Erw'erb eines Anteils oder einer Aktie 
Interessierten nach § 307 Absatz 2 in Verbindmig mit 
§ 297 Absatz 4. 


Zudem informiert die AIF-Kapitaiverwaltungsgesell- 
srhaft die Anleger nach § 308 Absatz 1 bis 4, auch in Ver- 
bindung mit § 300 Absatz 1 bis 3, und über Änderungen 
der Informationen nach § 307 Absatz 2 in Verbindung 
mit § 297 Absatz 4. 

(7) unverändert 


(8) unverändert 


§296 

Vereinbarungen mit Drittstaaten 
zur OGAW-Konformität 

(1) unverändert 
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nie 2009/65/EG aufgelegt imd verw'altet werden, entspre- 
chend anzuw'enden sind, sofern diese AIF iin Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes vertrieben werden sollen imd 

2. die§§312 imd 313 entsprechend anzuwenden sind, wemi 
Anteile an inländischen OGAW auf dem Hoheitsgebiet 
des Drittstaates vertrieben werden sollen. 

§ 3 1 0 gilt dabei mit der Maßgabe, dass zusätzlich zu der Be- 
scheinigimg nach § 3 1 0 Absatz 1 Satz 1 Nunmier 2 auch eine 
Bescheinigimg der zuständigen Stelle des Drittstaates zu 
übennittehi ist. dass der angezeigte AIF gemäß der Richt- 
linie 2011/61/EU verwaltet wird. 

(2) Die Bmidesanstalt darf die Vereinbanmg nach Ab- 
satz 1 nur abschließen. wemi 

1. die Anforderungen der Richtlinie 2009/65/EG in das 
Recht des Drittstaates entsprechend mngesetzt sind mid 
öffentlich beaufsichtigt werden. 

2. die Bmidesanstalt mid die zuständigen Stellen des Dritt- 
staates eine Vereinbarmig im Siime des Artikels 42 Ab- 
satz 1 Buclistabe b in Verbindmig mit Absatz 3 der Richt- 
linie 2011/61/EU abgesclilossen haben oder zeitgleich 
mit der Vereinbarmig nach Absatz 1 abscldießen werden. 

3. der Drittstaat gemäß Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe c der 
Richtlinie 201 1/61 /EU nicht auf der Liste der nicht 
kooperierenden Länder und Gebiete, die von der Arbeits- 
gruppe .finanzielle Maßnahmen gegen die Geldwäsche 
mid die Terrorismusfuianzieiimg“ aufgestellt wurde, steht. 

4. der gegenseitige Marktzugang miter vergleichbaren Vor- 
aussetzmigen gewälirt wird imd 

5. die Vereinbarmig nach Absatz 1 auf solche ausländischen 
AIF des Drittstaates besclu'änkt wird, bei denen sowold 
der ADF als auch der Verw^alter iliren Sitz in diesem Dritt- 
staat haben, mid die gemäß der Richtlinie 2011/61/EU 
verwaltet werden. 

(3) Auf ausländische AIF, deren Anteile entsprechend 
Absatz 1 im Geltmigsbereich dieses Gesetzes vertrieben 
werden, sind diejenigen Bestinmiimgen dieses Gesetzes ent- 
sprechend anzuwenden, die eine EU-OGAW-Verwaltmigs- 
gesellschaft zu beachten hat. wemi sie Anteile an einem 
EU-OGAW im Geltmigsbereich dieses Gesetzes vertreibt; 
insbesondere sind § 94 Absatz 3, die §§ 297, 298 sowie 301 
bis 306 und 309 entsprechend anzuw'enden. Darüber hinaus 
gilt für den Vertrieb des ausländischen AIF Artikel 42 Ab- 
satz 1 Buchstabe a in Verbindmig mit den Artikeln 22, 23 
imd 24 der Richtlinie 2011/61/EU. 

(4) Die Bmidesanstalt veröffentlicht die Vereinbanmg 
nach Absatz 1 imverzüglich nach Inkrafttreten auf iluer In- 
temetseite. Mit der Bekaimtmachimg sind die in Absatz 2 ge- 
naimten Vorscliriften anzuw'enden. Die Vereinbarmig nach 
Absatz 1 verhert ilire Gelümgskiaft ab dem Zeitpmikt. auf 
den in Absatz 2 Nmimier 1 verw'iesen wird. 

Unterabsclmitt 1 

Vorscliriften ftu den Vertrieb mid den Erw'erb 
von AIF in Bezug auf Privataideger mid ftu' den 
Vertrieb mid den Erw'erb von OGAW 
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(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Bmidesanstalt veröfifenthcht die Vereinbanmg 
nach Absatz 1 unverzüglich nach Inkrafttreten auf ilirer In- 
temetseite. Mit der Bekaimtmachimg sind die in Absatz 3 ge- 
naimten Vorscliriften anzuw'enden. Die Vereinbanmg nach 
Absatz 1 verliert ilire Geltimgskiaft ab dem Zeitpmikt. auf 
den in § 295 Absatz 2 Nmimier 1 verw'iesen wird. 

Unterabsclmitt 2 

Vorscliriften ftii' den Vertrieb mid den Erw'erb 
von AIF in Bezug auf Privatanleger mid für den 
Vertrieb imd den Erw'erb von OGAW 
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§ 297 

Verkaufsunterlagen und Hinweispnirhten 

(1) Dem am Erwerb eines Anteils oder einer Aktie an 
einem OGAW Interessierten sind rechtzeitig vor Vertrags- 
schluss die wesentlichen Anlegerinfonnationen m der gel- 
tenden Fassung kostenlos zur Verfügung zu stellen. Darüber 
liinaus smd ilmi sowie auch dem Anleger eines OGAW auf 
Verlangen der Verkaufsprospekt sowie der letzte veröffent- 
lichte Jahres- mid Halbjaluesbericht kostenlos zur Verfii- 
gimg zu stellen. 

(2) Der am Erwerb eines Anteils oder einer Aktie an 
einem AIF interessierte Privatanleger ist vor Vertragsschluss 
über den jüngsten Nettoinventarw'ert des hivestmentvermö- 
gens oder den jüngsten Marktpreis der Anteile oder Aktien 
gemäß den §§ 168 imd 271 Absatz 1 zu uifonnieren. Hmi 
sind rechtzeitig vor Vertragsscliluss die w'esentlichen An- 
legerinformationen. der Verkaufsprospekt imd der letzte ver- 
öffentlichte Jalires- mid Halbjaluesbericht in der geltenden 
Fassimg kostenlos zur Verfügmig zu stellen. 

(3) Die Anlagebedingimgen luid gegebenenfalls die Sat- 
zimg oder der Gesellschaffsvertrag luid der Treidiandvertrag 
mit dem Treidiandkonmianditisten smd dem Verkaufspros- 
pekt von OGAW imd AIF beizufügen. es sei demi. dieser ent- 
hält emen Hinweis, wo diese im Geltmigsbereich dieses Ge- 
setzes kostenlos erlialten werden kömien. 

(4) Der am Erwerb eines Anteils oder einer Aktie Interes- 
sierte ist auf eme bestehende Vereüibanuig huizuweisen. die 
die Verwahrstelle getroffen hat. imi sich vertraglich von der 
Hafhmg gemäß § 77 Absatz 4 oder § 88 Absatz 4 freizustellen. 

(5) Die in den Absätzen 1, 2 Satz I sowie ui Absatz 3 ge- 
namiten Unterlagen (Verkaufsimterlagen) sind dem am Er- 
werb eines Anteils oder einer Aktie hiteressierten imd dem 
Anleger auf einem dauerhaften Datenträger oder einer Inter- 
netseite gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) Nr. 583/ 
2010 sowie auf Verlangen jederzeit kostenlos in Papierform 
ziu Verfügung zu stellen. Der am Erw'erb eines Anteils oder 
einer Aktie Interessierte ist darauf liinzuweisen. wo im Gel- 
timgsbereich des Gesetzes imd auf welche Weise er die Ver- 
kaufsimterlagen kostenlos erhalten kaim. 

(6) Dem am Erwerb eines Anteils oder einer Aktie an 
einem Feederfonds hiteressierten imd dem Anleger eines 
Feederfonds smd auch der Verkaufsprospekt sow'ie Jahres- 
imd Halbjahresbericht des Masterfonds auf Verlangen kos- 
tenlos in Papierform zur Verfügung zu stellen. Zusätzhch ist 
den Anlegern des Feederfonds mid des Masterfonds die 
gemäß § 175 Absatz 1 oder § 317 Absatz 3 Nimmier 5 ab- 
gesclilossene Master-Feeder-Vereinbarung auf Verlangen 
kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

(7) Dem am Erwerb eures Anteils oder eurer Aktie inter- 
essierten Privatanleger smd vor dem Erwerb eines Anteils 
oder eurer Aktie an einem Dach-Hedgefonds oder von EU- 
AIF oder ausländischen AIF, die liinsichtlich der Anlage- 
politik Anfordenmgen imterliegen. die denen von Dach- 
Hedgefonds vergleichbar sind, sämtliche Verkaufemiter- 
lagen auszuliändigen. Der Erw'erb bedarf der sclirifflichen 
Form. Der am Erw'erb hiteressierte muss vor dem Erw'erb auf 
die Risiken des AIF nach Maßgabe des § 228 Absatz 2 aus- 
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§297 

Verkaufsunterlagen und Hinweispflichten 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) Die in den Absätzen 1, 2 Satz 2 sowie in Absatz 3 ge- 
namiten Unterlagen (Verkaufsimterlagen) sind dem am Er- 
werb eines Anteils oder einer Aktie Interessierten und dem 
Anleger auf einem dauerhaften Datenträger oder einer hiter- 
netseite gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) Nr. 583/ 
2010 sowie auf Verlangen jederzeit kostenlos in Papierform 
zur Verfiigmig zu stellen. Der am Erw'erb eines Anteils oder 
einer Aktie hiteressierte ist darauf liinzuweisen. wo im Gel- 
tmigsbereich des Gesetzes mid auf w'elche Weise er die Ver- 
kaufsimterlagen kostenlos erhalten kaim. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 
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drücklich liingewieseii werden. Ist streitig, ob der Verkäufer 
die Belelmmg durchgeftüirt hat. trifft die Beweislast den 
Verkäufer. 

(8) Soweit sie Infonnationspflichten gegenüber dem am 
Erw'erb eines Anteils oder einer Aktie Interessierten betref- 
fen. finden die Absätze 1 , 2 Satz 1 und 2, die Absätze 4, 6 
Satz 1 und Absatz 7 keine Anwendung auf den Eiw'erb von 
Anteilen oder Aktien im Ralunen einer Finanzp)ortfoliover- 
waltimg im Simie des § 1 Absatz la Nununer 3 des Kreditw'e- 
sengesetzes oder des § 20 Absatz 2 Nimuner 1 oder Absatz 3 
Nimuner 1. Werden Anteilen oder Aktien im Ralmien eines 
Investment-Sparplans in regelmäßigem Abstand erw'orben. 
so sind die Absätze 1, 2 Satz 1 und 2, die Absätze 4, 6 Satz 1 
imd Absatz 7, soweit sie Informationspflichteu gegenüber 
dem am Erwerb eines Anteils oder einer Aktie Interessierten 
betreffen, nur auf den erstmaligen Erwerb anzuwenden. 

(9) Dem Erwerber eines Anteils oder einer Aktie an einem 
OGAW oder AIF ist eine Diucliscluift des Antrags auf Ver- 
tragsabscliluss auszuliändigen oder eine Kaufabreclmiuig zu 
übersenden, die jeweils einen Hinweis auf die Höhe des 
Ausgabeaufsclilags und des Rücknaluneabscldags und eine 
Belelmmg über das Recht des Käufers zum Widerruf nach 
§ 305 enthalten müssen. 

(10) Auf Verlangen des am Erwerb eines Anteils oder 
einer Aktie Interessierten muss die Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaft. die EU-Verw^altungsgesellschaft oder die aus- 
ländische AIF- Verwaltungsgesellschaft zusätzlich über die 
Anlagegrenzen des Risikomanagements des Investuientver- 
mögens. die Risikonianagementmethoden imd die jüngsten 
Entw'icklmigen bei den Risiken imd Renditen der wichtigs- 
ten Kategorien von Vermögensgegenständen des Invest- 
menti'emiögens infonniereu. 

§ 298 

Vei'öfTentlirhungspflichten und laufende 
Informationspflichteu für EU-OGAW 

(1) Für nach § 3 10 zum Vertrieb angezeigte Anteile oder 
Aktien an EU-OGAW hat die EU-OGAW-Veiwaltungsge- 
sellschaft oder die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft 
folgende Unterlagen und Angaben im Geltimgsbereich die- 
ses Gesetzes in deutscher Sprache oder in einer in intema- 
tionalen Finanzkreisen üblichen Sprache zu veröffenthchen: 

1 . den Jahresbericht ftir den Schluss eines jeden Geschäfts- 
jahres. 

2. den Halbjaluesbericht. 

3. den Verkaufsprospekt. 

4. die Anlagebedingimgen oder die Satzung. 

5 . die Ausgabe- mid Rücknalmiepreise der Anteile oder Ak- 
tien sowie 

6. sonstige Unterlagen und Angaben, die in dem Herkunfts- 
niitgliedstaat des EU-OGAW zu veröffentlichen sind. 

Die wesentlichen Anlegeiinfonnationen gemäß Artikel 78 
der Richtlinie 2009/65/EG sind olme Änderung gegenüber 
der im Herkunftsmitgliedstaat verw'endeten Fassung in deut- 
scher Sprache zu veröffentlichen. Die in den Sätzen 1 und 2 
beschriebenen Anfordeiimgen gelten auch für jegliche Än- 
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(8) Soweit sie Infonnationspflichten gegenüber dem am 
Erw'erb eines Anteils oder einer Aktie Interessierten betref- 
fen. finden die Absätze 1, 2. 4, 6 Satz 1 imd Absatz 7 keine 
Anw^endimg auf den Erw^erb von Anteilen oder Aktien im 
Rahmen einer Fiuanzportfolioverw'altmig im Siime des § 1 
Absatz la Nununer 3 des Ki'editwesengesetzes oder des § 20 
Absatz 2 Nimuner 1 oder Absatz 3 Nimmier 2. Werden An- 
teilen oder Aktien im Ralunen eines Investment-Sparplans in 
regelmäßigem Abstand erworben, so sind die Absätze 1, 2. 
4, 6 Satz 1 imd Absatz 7, soweit sie Infonnationspflichten 
gegenüber dem am Erwerb eines Anteils oder einer Aktie In- 
teressierten betreffen, niu auf den erstmaligen Erw'erb anzu- 
w'enden. 

(9) unverändert 


(10) unverändert 


§298 

unverändert 
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denmgen der genamiteii Eifomiationen luid Unterlagen. Für 
die Häufigkeit der Veröfifentlicliungen von Ausgabe- imd 
Rücknalmiepreis gelten die Vorscliriften des Herkunftsuiit- 
gliedstaates des EU-OGAW entsprechend. 

(2) Neben der Veröffentlicliimg in einem im Verkaufspro- 
spekt zu benemienden Infonnationsmedium sind die Anleger 
entsprechend § 167 imverzüglich mittels eines dauerhaften 
Datenträgers zu miterrichten über 

1 . die Aussetzimg der Rücknalune der Anteile oder Aktien 
eines Investmenn^emiögeiis; 

2. die Küudigiuig der Verw’altmig eines Investmentvermö- 
gens oder dessen Abwicklmig; 

3. Ändenmgen der Anlagebedingimgen. die mit den bishe- 
rigen Anlagegnuidsätzen nicht vereinbar sind, die we- 
sentliche Anlegerrechte berüluen oder die Vergütmigen 
mid Aufwendmigserstattmigen betreffen, die aus dem 
Investmentvermögen entnonunen werden können, ein- 
scliließlich der Hintergründe der Ändeiungen sowie der 
Rechte der Anleger in einer verständlichen Art und 
Weise; dabei ist mitzuteilen, wo luid auf w'elche Weise 
W'eitere Infonnationen lüerzu erlangt werden kömien; 

4. die Versclmielzimg von Investmentvennögen in Fonn 
von Versclimelzmigsinforaiationen. die gemäß Artikel 43 
der Richtlinie 2009/65/EG zu erstellen sind luid 

5. die Umwandhmg eines Investmentvennögens in einen 
Feederfonds oder die Ändermig eines Masterfonds in 
Fonn von Informationen, die gemäß Artikel 64 der Richt- 
linie 2009/65/EG zu erstellen sind. 

§ 299 

Veröfl'entlirhungspflichten und laufende Informations- 
pflichten für EU-AIF und ausländische AIF 

(1) Die EU-AIF- Verw'altungsgesellschaft oder die aus- 
ländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft veröflfenthcht für 
Anteile oder Aktien an EU-AIF oder ausländischen AIF 

1 . den Verkaufsprospekt mid alle Ändenmgen desselben auf 
der Intemetseite der AIF-Verw'altimgsgesellschaft; 

2. die Anlagebedingmigen. die Satzimg oder den Gesell- 
schaftsvertrag mid alle Ändenmgen derselben auf der 
Intemetseite der AIF-Verw'altmigsgesellschaft; 

3. einen Jaliresbericht für den Schluss eines jeden Ge- 
schäftsjalires im Bmidesanzeiger spätestens sechs 
Monate nach Ablauf des Geschäftsjalires; der Bericht hat 
folgende Angaben zu enthalten: 

a) eine Vermögensaufstellmig. die in einer dem § 101 Ab- 
satz 1 Satz 3 Nununer 1 mid 2, ausgenommen Num- 
mer 1 Satz 3 und 7, vergleichbaren Weise ausgestaltet 
ist mid die im Berichtszeitraum getätigten Käufe mid 
Verkäufe von Vemiögensgegenständen im Siime von 
§ 261 Absatz 1 Nunmier 1 benemit; 

b) eine nach der Art der Aufw'endmigen mid Erträge ge- 
gliederte Aufwands- mid Ertragsreclmung; 

c) einen Bericht über die Tätigkeiten der AIF-Veiw’al- 
tmigsgesellschaft im i'ergangenen Geschäftsjahr ein- 
scliließlich einer Übersicht über die Entw'ickhmg des 
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§299 

Vei'öffentlichungspflichten und laufende Informations- 
pflichteu für EU-AIF und ausländische AIF 

(1) Die EU-AIF-Verwaltmigsgesellschaft oder die aus- 
ländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft veröffentlicht für 
Anteile oder Aktien an EU-AIF oder ausländischen AIF 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 
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Investnientvemiögens in einer § 101 Absatz 1 Num- 
mer 4 Satz 3 und § 247 Absatz 1 vergleichbaren 
Weise; die Übersicht ist mit dem ausdrücklichen Hin- 
weis zu verbinden, dass die vergangenlieitsbezogenen 
Werte keine Rücksclilüsse flir die Zukimft gew'älu'en; 

d) die Anzahl der am Berichtsstichtag imilaufenden 
Anteile oder Aktien und den Wert eines Anteils oder 
einer Aktie; 

e) jede wesentliche Änderung der im Verkaufsprospekt 
aufgefiilirten Informationen wälirend des Geschäfts- 
jalues. auf das sich der Bericht bezieht: 

f) die Gesamtsmnme der im abgelaufenen Geschäftsjalu' 
gezalilten Vergütimgeu. aufgegliedert nach festen imd 
variablen von der Verwaltungsgesellschaft an ihre 
Mitarbeiter gezalilten Vergütimgen. sowie die Zalil der 
Begünstigten und gegebenenfalls die vom EU-AIF 
oder ausländischen AJF gezalilten Carried Interest; 

g) die Gesamtsumme der gezalilten Vergütungen, aufge- 
gliedert nach Vergütungen für Fülimngskräfte luid Mit- 
arbeiter der Verw'altungsgesellschaft. deren Tätigkeit 
sich wesentlich auf das RisikoprofU des AIF auswirkt; 

h) eine Wiedergabe des vollständigen Berichts des Rech- 
nungsprüfers einscliließlich etwaiger Vorbehalte; 

i) eine Gesamtkostenquote entsprechend § 166 Absatz 5 
oder § 270 Absatz 1 in Verbindung mit § 166 Absatz 5; 
gegebenenfalls zusätzlich euie Kostenquote für er- 
folgsabhängige Verwaltimgsvergütungen imd zusätz- 
liche Verwaltmigsvergüümgen nach § 166 Absatz 5 
Satz 4 oder § 270 Absatz 4; 

4. einen Halbjahresbericht ftir die Mitte eines jeden Ge- 
schäftsjalires. falls es sich um einen offenen AIF handelt; 
der Bericht ist ini Bundesanzeiger spätestens zw'ei Mo- 
nate nach dem Stichtag zu veröffentüchen und muss die 
Angaben nach Nummer 3 Buchstabe a imd d enthalten; 
außerdem sind die Angaben nach Nimmier 3 Buchstabe b 
imd c aufzunelimen. wemi ftir das Halbjalu' Zwischenaus- 
schüttimgen erfolgt oder vorgesehen sind; 

5 . die Ausgabe- mid Rücknalunepreise imd den Nettoinven- 
tarw'ert je Anteil oder Aktie bei j eder Ausgabe oder Rück- 
nalune von Anteilen oder Aktien, jedoch mindestens ein- 
mal im Jalir. in einer im Verkaufsprospekt anzugebenden 
liinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung 
mit Erscheinungsort im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder in den im Verkaufsprospekt bezeiclmeten elektroni- 
schen Informationsmedien; dabei ist der für den niedrigs- 
ten Anlagebetrag bereclmete Ausgabepreis 2 m nemien; 
abw'eichend erfolgt die Veröffentlichmig bei mit OGAW 
nach § 192 vergleichbaren Investmentvennögen mindes- 
tens zw'eimal im Monat. 

Inlialt imd Fomi des Jaluesberichtes bestinmien sich im 
Übrigen nach den Artikehi 103 bis 107 der Verordnimg (EU) 
Nr. . . ./2013 [Level-2-Verordnmig gemäß Artikel 22 Absatz 4 
der Richtlinie 201 1/61/EU]. Der Jalu'esbericht eines Feeder- 
fonds muss zudem die Anfordeiungen entsprechend § 173 
Absatz 6 erfüllen. 
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4. unverändert 


5. unverändert 


Inlialt imd Foim des Jaliresberichtes bestiimnen sich im 
Übrigen nach den Aitikeln 1 03 bis 107 der Verordnimg (EU) 
Nr. . . ./2013 [Level-2-Verordnimg gemäß Artikel 22 Absatz 4 
der Richtluiie 2011/61/EU]. Der Jalu'esbericht eines Feeder- 
fonds muss zudem die Anfordenmgen entsprechend § 173 
Absatz 4 erftillen. Die Berichte nach § 299 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 und 4 sind dem Anleger auf Verlangen zur 
Verfügung zu stellen. 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) Ausgabe- und RücknaLniepreise der Anteile oder Ak- 
tien an ausländischen AIF und EU-AIF dürfen in Bekanntga- 
ben niu gemeinsam genaimt werden; dabei ist der für den nied- 
rigsten Anlagebetrag berechnete Ausgabepreis zu nennen. 

(2) unverändert 

(3) Für gesclilossene EU-AIF imd gesclilossene ausländi- 
sche AIF, die mit inländischen geschlossenen Publikunis- 
AIF nach den §§261 bis 272 vergleichbar sind imd die an ei- 
nem organisierten Markt im Simie des § 2 Absatz 5 des Wert- 
papierhandelsgesetzes oder an einem organisierten Markt, 
der die wesentlichen Anforderungen an geregelte Märkte im 
Siime der Richtlinie 2004/39/EG erfüllt, zugelassen sind, 
müssen die gemäß Absatz 1 Nimmier 3 zu veröffentlichen- 
den Unterlagen eine Darstellimg der Entwicklimg des Kurses 
der Anteile oder Aktien des InvestmenU'ennögens mid des 
Nettoinventarw'ertes des Investmentvennögens im Berichts- 
zeitraum enthalten. 

(3) unverändert 

(4) Absatz 1 Nmimier 5 und Absatz 2 gelten nicht ftir ge- 
schlossene EU-AIF und geschlossene ausländische AIF, die 
mit inländischen gesclilossenen AIF nach den §§ 261 bis 272 
vergleichbar sind. Für AIF im Simie von Satz 1, die nicht zu 
den in Absatz 3 genamiten AIF gehören, muss den Anlegern 
der Nettoinventarw'ert je AnteU oder Aktie entsprechend den 
Vorschriften für inländische geschlossene Publikimis-AIF nach 
§ 272 ofifengelegt werden. Für AIF im Simie von Absatz 3 
veröfifenthchen die AIF-Verw'altmigsgesellschaften täglich in 
einer liinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitmig 
mit Erscheinimgsort im Geltmigsbereich dieses Gesetzes 

1 . den Kurs der Anteile oder Aktien des AIF, der an dem 
organisierten Markt im Simie des § 2 Absatz 5 des Wert- 
papierhandelsgesetzes oder an einem organisierten 
Markt, der die wesentlichen Anfordermigen an geregelte 
Märkte im Simie der Richtlinie 2004/39/EG erfüllt, er- 
mittelt wurde, mid 

(4) unverändert 

2. den Nettoinventarweit des AIF entsprechend den Vor- 
schriften für inländische gesclilossene Publikimis-AIF 
nach § 272. 

In sonstigen Veröfifentlichimgen imd Werbeschriften über 
den AIF im Simie von Satz 3 düifen der Kurs der Anteile 
oder Aktien und der Nettoinventarw'ert des Investmentver- 
uiögens nur gemeinsam genaimt w'erden. 

(5) Die Veröffentlichimgs- und Untemchtimgspflichten 
gemäß § 298 Absatz 2 gelten fiir EU-AIF-Verw'altungsge- 
seUschaften oder ausländische AIF- Verwaltungsgesellschaf- 
ten entsprechend. Zusätzüch ist dem Anleger auf Verlangen 
der Jaliresbericht mit den Angaben nach Absatz 1 Nimimer 3 
zur Verfiigmig zu stellen. Ist der AIF nach der Richtlinie 
2004/ 109/EG verpflichtet. Jaliresfmanzberichte zu veröf- 
fentlichen. so sind dem Anleger die Angaben nach Absatz 1 
Niunnier 3 auf Verlangen gesondert oder in Fomi einer Er- 
gänzimg zum Jaliresfinanzbericht zur Verfugmig zu stellen. 

In letzterem Fall ist der Jaliresfinanzbericht spätestens vier 
Monate nach Ende des Geschäftsjalires zu veröffentlichen. 

(5) unverändert 

§300 

Zusätzliche Informatiouspflichten bei AIF 

(1) Für jeden von ilu verw'alteten inländischen AIF, EU- 
AIF oder ausländischen AIF muss die AIF-Veiwaltmigsge- 

§300 

unverändert 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-283- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 

Seilschaft den Anlegern ün Geltimgsbereich dieses Gesetzes 
regelmäßig Folgendes offenlegen: 

1 . den prozentualen Anteil der Vennögensgegenstände des 
AIF, die schwer zu liquidieren sind imd für die deshalb 
besondere Regehmgen gelten. 

2. jeghche neue Regelmigen zmn Liquiditätsmanagenient 
des AIF luid 

3. das aktuelle Risikoprofil des AIF imd die von der ADF- 
Verw'altmigsgesellschaft zur Steuerung dieser Risiken 
eingesetzten Risikomanagementsysteme. 

(2) Für jeden von ilir verw'alteten. Leverage einsetzenden 
inländischen AIF, EU-AIF oder ausländischen AIF muss die 
AIF-Verwaltungsgesellschaft den Anlegern im Geltimgsbe- 
reich dieses Gesetzes regelmäßig Folgendes offenlegen: 

1. alle Änderungen des maximalen Umfangs, in dem die 
AIF-Verwaltiuigsgesellschaft ftii- Reclmimg des AIF Le- 
verage einsetzen kaim sowie etw'aige Rechte ziu Wieder- 
verwendiuig von Sicherheiten oder sonstige Garantien, 
die im Ralunen von Leverage-Geschäften gewährt wur- 
den. mid 

2. die Gesamthöhe des Leverage des betreffenden AIF. 

(3) Näliere Bestinunungen zu den Offenlegmigspflichten 
gemäß den Absätzen 1 mid 2 ergeben sich aus den Arti- 
kehi 108 mid 109 der Verordnmig (EU) Nr. .../2013 [Level-2- 
Verordnimg gemäß Artikel 23 Absatz 6 der Richtlinie 2011/ 
61/EU]. 

(4) Die AIF-Verwaltimgsgesellschaft infoniüert die An- 
leger zusätzhch miverzüghch mittels dauerhaften Daten- 
trägers entsprechend § 167 mid dmch Veröfifentlichmig in 
einem w'eiteren im Verkaufsprospekt zu benemienden Infor- 
uiationsniediuni über alle Ändeimigen. die sich in Bezug auf 
die Haftung der Verwuhrstelle ergeben. 

§301 

Sonstige Veröffentlichungspflichten 

Auf der Intemetseite der Kapitalveiw'altmigsgesellschaft. 
der EU-Verw'altungsgeseUschaft oder der ausländischen AIF- 
Verw'altimgsgesellschaft ist jew'eils eine geltende Fassmig der 
w'esentlichen Anlegerinformationen zu veröffentlichen mid 
auf eine bestehende Vereinbarmig liinzuw'eisen. die die Ver- 
w'ahrsteUe getroffen hat. um sich vertraglich von der Haftmig 
gemäß § 77 Absatz 4 oder § 88 Absatz 4 fi'eizustellen. 

§302 

Werbung 

(1) Werbmig für AIF gegenüber Privatanlegem mid Wer- 
bmig für OGAW muss eindeutig als solche erkemibar sein. 
Sie muss redlich mid eindeutig sein mid dai'f nicht irre- 
füluend sein. Insbesondere darf Werbmig. die zum Eiwerb 
von Anteilen oder Aktien eines inländischen Investnientver- 
niögens. EU-Investmentvemiögens oder ausländischen AIF 
auffordert mid spezifische Informationen über diese Anteile 
oder Aktien enthält, keine Aussagen treffen, die im Wider- 
spruch zu Infomiationen des Verkaufsprospekts und den in 
den §§166 und 270, in Artikel 78 der Richtlinie 2009/65/EG 
oder in § 318 Absatz 5 genamiten wesentlichen Anleger- 
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§301 

unverändert 


§302 

Werbung 

(1) Werbung für AIF gegenüber Privatanlegem mid Wer- 
bmig für OGAW muss eüideutig als solche erkemibar sein. 
Sie muss redlich mid eindeutig sein mid darf nicht irre- 
fülirend sein. Insbesondere darf Werbimg. die zum Erwerb 
von Anteilen oder Aktien eines inländischen Investnientver- 
niögens. EU-Investmentvemiögens oder ausländischen AIF 
auffordert mid spezifische Infomiationen über diese Anteile 
oder Aktien enthält, keine Aussagen treffen, die im Wider- 
spmch zu Infomiationen des Verkaufsprospekts mid den in 
den §§ 166, 270, 318 Absatz 5 oder in Artikel 78 der Richt- 
linie 2009/65/EG genamiten wxsentlichen Anlegerinfomia- 
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iiiformatioiien stehen oder die Bedeutimg dieser Informatio- 
nen herabsnifeii. 

(2) Bei Werbimg m Textfonn ist darauf liinzuweisen. dass 
em Verkaufsprospekt existiert imd dass die m den §§ 166 
und 270 oder m Artikel 78 der Richtlinie 2009/65/EG oder 
in § Absatz 5 genannten wesentlichen Anlegerinforma- 
tionen verfügbar smd. Dabei ist anzugeben, wo imd in w'el- 
cher Sprache diese hiformationen oder Unterlagen erhältlich 
sind imd welche Zugangsmöghclikeiten bestehen. 

(3) Werbimg in Textfonn für den Erw'erb von Anteilen 
oder Aktien eines inländischen hivestmentcermögens. nach 
dessen Anlagebedingimgen oder Satzung die Anlage von 
mein als 35 Prozent des Wertes des hivestmentcermögens in 
Schuldversclireibimgen eines der in § 206 Absatz 2 Satz 1 
genaimten Aussteller zulässig ist. muss diese Aussteller be- 
nemien. 

(4) Werbung für den Erwerb von Anteilen oder Aktien ei- 
nes hivestmenn'emiögeiis. nach dessen Anlagebedingmigen 
oder Satzmig ein anerkamiter Wertpapierindex nachgebildet 
wird oder hauptsäclüich in Derivate nach Maßgabe des § 1 97 
angelegt wird, muss auf die Anlagestrategie hinw'eisen. 
Weist ein hivestmenti'ermögen auf Grand semer Zusam- 
mensetzimg oder der füi' die Fondsverw'altimg veiw'eiideten 
Teclmiken eine erhöhte Volatilität auf. so muss in der Wer- 
bimg darauf liingewiesen werden. Die Sätze 1 mid 2 gelten 
nicht für die Werbmig für ausländische AIF oder EU-AIF. 

(5) Werbmig in Textfonn für einen Feederfonds muss 
einen Hinw'eis enthalten, dass dieser dauerhaft mindestens 
85 Prozent seines Vermögens in Anteile eines Masterfonds 
anlegt. 

(6) Werbung für Dach-Hedgefonds oder für ausländische 
AIF oder EU-AIF, die lünsichtlich der Anlagepolitik An- 
fordenmgen imterhegen. die denen von Dach-Hedgefonds 
vergleichbar sind, muss ausdrücklich auf die besonderen 
Risiken des Investmentvermögens nach Maßgabe des § 228 
Absatz 2 liinweisen. 

(7) Die Bmidesanstalt kaim Werbimg untersagen, imi 
Missständen bei der Werbung füi‘ AIF gegenüber Privatanle- 
gem und für OGAW zu begegnen. Dies gilt insbesondere für 

1. Werbmig mit Angaben, die in irreführender Weise den 
Anschein eines besonders günstigen Angebots hervor- 
rafen kömien sowie 

2. Werbung mit dem Hinweis auf die Befugnisse der Bim- 
desanstalt nach diesem Gesetz oder auf die Befugnisse 
der für die Aufsicht zuständigen Stellen m anderen Mit- 
gliedstaaten der Emopäischen Union. Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Emopäischen Wirtschaftsraum 
oder Drittstaaten. 

§ 303 

Maßgebliche Sprachfassung 

(1) Sämtliche Veröffentlichimgen mid Werbeschriften, die 
sich auf Anteile oder Aktien an einem an Privatanleger ver- 
triebenen AIF oder an einem inländischen OGAW beziehen, 
sind in deutscher Sprache abzufassen oder mit einer deut- 
schen Übersetzimg zu versehen. Dabei ist der deutsche Wort- 
laut der in § 297 Absatz 1 bis 5 mid 9 genaimten Unterlagen 
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tionen stehen oder die Bedeutimg dieser Infonnationen 
herabstufen. 

(2) Bei Werbimg in Textfonn ist darauf lünzuw'eisen. dass 
ein Verkaufsprospekt existiert imd dass die in den §§ 166, 
270, 318 Absatz 5 oder in Artikel 78 der Richtlinie 2009/65/ 
EG genannten wesentlichen Anlegerinformationen verfüg- 
bar sind. Dabei ist anzugeben, wo imd in welcher Sprache 
diese hiformationen oder Unterlagen erhältlich sind imd 
welche Zugangsmöghclikeiten bestehen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


§303 

unverändert 
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imd der in Satz 1 genamiten Unterlagen und Veröffentlichun- 
gen maßgeblich. 

(2) Bei EU-OGAW ist der deutsche Wortlaut der wesent- 
lichen Anlegerinfonnationen für die Prospekthaftung nach 
§ 306 maßgeblich: für die übrigen in § 298 Absatz 1 genami- 
ten Unterlagen ist die mi Geltungsbereich dieses Gesetzes 
veröffentlichte Spraclifassimg zugnmde zu legen. Erfolgt die 
Veröffentlichung auch in deutscher Sprache, so ist der deut- 
sche Wortlaut maßgeblich. 

(3) Übersetzungen von wesentlichen Anlegerinfomia- 
tionen imd Unterlagen gemäß § 298 Absatz 1 Satz 1 imd 
gemäß § 299 Absatz 1 Satz 1 müssen imter der Verantw'or- 
timg der ausländischen AIF-Verw'altimgsgesellschaft oder 
der EU-Verwaltiuigsgesellschaft erstellt werden. Sie müssen 
den Inlialt der urspiüughchen hifomiationen richtig mid 
vollständig wiedergeben. 

§304 

Kostenvorausbelastung 

Winde die Abnahme von Anteilen oder Aktien für einen 
melirjälirigen Zeitraum vereinbart, so darf von jeder der für 
das erste Jalir vereinbarten Zahliuigen höchstens em Drittel 
für die Deckimg von Kosten verw'endet werden, die rest- 
lichen Kosten müssen auf alle späteren Zalümigen gleich- 
mäßig verteilt werden. 

§305 

Widerrufsrecht 

(1) Ist der Käufer von Anteilen oder Aktien durch münd- 
liche Verhandhmgen außerhalb der ständigen Geschäfts- 
rämne desjenigen, der die Anteile oder Aktien verkauft oder 
den Verkauf vermittelt hat. dazu bestinunt worden, eine auf 
den Kauf gerichtete Willenserklänuig abzugeben, so ist er an 
diese Erklärmig nur gebmiden. wenn er sie nicht innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen bei der Verw'altuugsgesellschaff 
oder einem Repräsentanten im Simie des § 319 schriftlich 
widerruft; dies gilt auch dami. w'emi derjenige, der die An- 
teile oder Aktien verkauft oder den Verkauf vermittelt, keine 
ständigen Geschäftsräume hat. Bei Femabsatzgeschäffen gilt 
§ 3 12d Absatz 4 Nununer 6 des Biügerlichen Gesetzbuchs 
entsprechend. 

(2) Zur Walirung der Frist genügt die rechtzeitige Absen- 
diuig der Widemifserklärmig. Die Widerrufsfrist begimit erst 
zu laufen, weim dem Käufer die Durchsclirift des Antrags 
auf Vertragsabscliluss ausgehändigt oder eine Kaufabrech- 
nung übersandt worden ist mid in der Durchscluift oder der 
Kaufabrecluimig eine Beleluung über das WideiTufsrecht 
enthalten ist. die den Anfordenmgen des § 360 Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs genügt. Ist der Fristbegiim nach 
Satz 2 streitig, trifft die Beweislast den Verkäufer. 

(3) Das Recht zmn Widemif besteht nicht, wemi der Ver- 
käufer nachweist, dass 

1. der Käufer kem Verbraucher im Simie des § 13 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs ist oder 

2. er den Käufer zu den Verhandhuigen. die zmn Verkauf 
der Anteile oder Aktien gefülirt haben, auf Gnind vorher- 
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§304 

unverändert 


§305 

Widerrufsrecht 

(1) Ist der Käufer von Anteilen oder Aktien eines offenen 
Investmenti'ermögens durch mündliche Verhandlimgen 
außerhalb der ständigen Geschäftsräume desjenigen, der die 
Anteile oder Aktien verkauft oder den Verkauf vermittelt hat. 
dazu bestinunt worden, eine auf den Kauf gerichtete Wil- 
lenserklänmg abzugeben, so ist er an diese Erklärung niu 
gebunden, wemi er sie nicht imierhalb emer Frist von zwei 
Wochen bei der Verw'altimgsgesellschaft oder einem Reprä- 
sentanten im Siiuie des § 319 schriftlich widerruft; dies gilt 
auch dami. wemi derjenige, der die Anteile oder Aktien ver- 
kauft oder den Verkauf vermittelt, kerne ständigen Geschäfts- 
räume hat. Bei Femabsatzgeschäffen gilt § 312d Absatz 4 
Nimuner 6 des Bürgerlichen Gesetzbuclis entsprechend. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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gehender Bestellung gemäß § 55 Absatz 1 der Gew'erbe- 
ordnmig aufgesucht hat. 

(4) Ist der Widerruf erfolgt und hat der Käufer bereits 
Zalilimgen geleistet, so ist die Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft. die EU-Verw'altimgsgesellschaft oder die ausländi- 
sche AIF-Verwaltiuigsgesellschaft verpflichtet, dem Käufer, 
gegebenenfalls Zug lun Zug gegen Rückübertragimg der 
erworbenen Anteile oder Aktien, die bezalilten Kosten luid 
einen Betrag auszuzalilen. der dem Wert der bezalilten An- 
teile oder Aktien am Tag nach dem Eingang der Widerrufs- 
erklänmg entspricht. 

(5) Auf das Recht zum Widerruf kaiui nicht verzichtet 
werden. 

(6) Die Vorsclirift ist auf den Verkauf von Anteilen oder 
Aktien durch den Anleger entsprechend anwendbar. 


§306 

Prospekthaftung und Haftung 
für die wesentlichen Anlegerinformationen 

(1) Sind in dem Verkaufsprospekt Angaben, die für die 
Bemteihmg der Anteile oder Aktien von wesenthcher Be- 
deutimg sind, unrichtig oder mivollständig. so kann der- 
jenige, der auf Grund des Verkaufsprospekts Anteile oder 
Aktien gekauft hat. von der Verw'altmigsgesellschaft und von 
demjenigen, der diese Anteile oder Aktien im eigenen Na- 
men gewerbsmäßig verkauft hat. als Gesamtschuldner die 
Übemalmie der Anteile oder Aktien gegen Erstattimg des 
von ilun gezahlten Betrages verlangen. Ist der Käufer in dem 
Zeitpiuikt. in dem er von der Umichtigkeit oder Unvollstän- 
digkeit des Verkaufsprospekts Kemitnis erlangt hat. nicht 
melir Inhaber des Anteils oder der Aktie, so kami er die Zali- 
huig des Betrages verlangen, mn den der von ilun gezahlte 
Betrag den Rücknahmepreis des Anteils oder der Aktie oder 
andernfalls den Wert des Anteils oder der Aktie im Zeitpunkt 
der Veräußerung übersteigt. 


(2) Sind in den wesenthchen Anlegerinformationen ent- 
haltene Angaben irreftiluend. lunichtig oder nicht mit den 
einsclilägigen Stellen des Verkaufsprospekts vereinbar, so 
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(4) unverändert 


(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) Das Widerrufsrecht in Bezug auf Anteile und Ak- 
tien eines geschlossenen Iuvestment\'ermögens richtet 
sich nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 

(8) Anleger, die vor der VeröHentlichung eines Nach- 
trags zum Verkaufsprospekt eine auf den Erwerb eines 
Anteils oder einer Aktie eines geschlossenen Publikums- 
AH^ gerichtete Willenserklärung abgegeben haben, kön- 
nen diese innerhalb einer Frist von zwei Werktagen nach 
VeröHentlichung des Nachtrags widerrufen, sofern noch 
keine Erfüllung eiugetreten ist. Der Widerruf muss keine 
Begründung enthalten und ist in Textform gegenüber der 
im Nachtrag als Empfänger des Widerrufs bezeichneten 
Verwaltungsgesellschaft oder Person zu erklären; zur 
Fristwahrung reicht die rechtzeitige Absendung. Auf die 
Rechtsfolgen des Widerrufs ist § 357 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. 

§306 

Prospekthaftung und Haftung 
für die wesentlichen Anlegerinformationen 

(1) Sind in dem Verkaufeprospekt Angaben, die für die 
Beurteilung der Anteile oder Aktien von wesentlicher Be- 
deutung sind, muichtig oder imvollständig, so kann der- 
jenige. der auf Gnmd des Verkaufsprospekts Anteile oder 
Aktien gekauft hat. von der Verw'altimgsgesellschaft, von 
denjenigen, die neben der Verwaltungsgesellschaft für 
den Verkaufsprospekt die Verantwortung übernommen 
haben oder von denen der Erlass des Verkaufsprospektes 
ausgeht, mid von demjenigen, der diese Anteile oder Aktien 
im eigenen Namen gewerbsmäßig verkauft hat. als Gesamt- 
schuldner die Übemalmie der Anteile oder Aktien gegen Er- 
stattung des von ihm gezahlten Betrages verlfuigen. Ist der 
Käufer in dem Zeitpmikt. in dem er von der Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Verkaufsprospekts Kemitnis er- 
langt hat. nicht melir hiliaber des Anteils oder der Aktie, so 
kami er die Zalilimg des Betrages verlangen, imi den der von 
ilmi gezalilte Betrag den Rücknaluiiepreis des Anteils oder 
der Aktie oder andernfalls den Weil des Anteils oder der Ak- 
tie im Zeitpunkt der Veräußemng übersteigt. 

(2) unverändert 
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kami derjenige, der auf Gnmd der wesentüclien Anlegerin- 
fomiationen Anteile oder Aktien gekauft hat. von der Ver- 
waltungsgesellschaft und von demjenigen, der diese Anteile 
oder Aktien im eigenen Namen gewerbsmäßig verkauft hat. 
als Gesamtschuldner die Übemalmie der Anteile oder Aktien 
gegen Erstattmig des von üun gezahlten Betrages verlangen. 
Ist der Käufer in dem Zeitpunkt, m dem er von der Felilerhaf- 
tigkeit der wesentlichen Anlegerinformationen Keruitnis er- 
langt hat. nicht melir Inliaber des Anteils oder der Aktie, so 
kamt er die Zalilung des Betrages verlangen, imi den der von 
üun gezalüte Betrag den Rücknaluuepreis des Anteils oder 
der Aktie oder andernfalls den Wert des Anteils oder der Ak- 
tie im Zeitpmikt der Veräußenmg übersteigt. 

(3) Eine Gesellschaft oder diejenige Stelle, welche die 
Anteile oder Aktien un eigenen Namen gew'erbsmäßig ver- 
kauft hat. kamt nicht nach Absatz 1 oder 2 in Anspnich ge- 
nonunen werden, weim sie nachweist, dass sie die Unrichtig- 
keit oder Unvollständigkeit des Verkaufsprospekts oder die 
Unrichtigkeit der w'esentlichen Aiüegerinformationen nicht 
gekaimt hat luid die Unkemitiüs nicht auf grober Fahrlässig- 
keit bendit. Der Anspruch nach Absatz 1 oder nach Absatz 2 
besteht nicht, w'eim der Käufer der Anteile oder Aktien die 
Umichtigkeit oder Unvollständigkeit des Verkaufsprospekts 
oder die Umichtigkeit der wesentlichen Aiüegeiinformatio- 
nen beim Kauf gekannt hat. 

(4) Zur Übemalmie nach Absatz 1 oder 2 ist auch ver- 
pflichtet. wer gewerbsmäßig den Verkauf der Anteile oder 
Aktien vennittelt oder die Anteile oder Aktien im fi'emden 
Namen verkauft liat. wemi er die Umichtigkeit oder UnvoU- 
ständigkeit des Verkaufsprospekts oder die Unrichtigkeit der 
wesentlichen Anlegerinfomiationen gekamit hat. Dies gilt 
nicht, wenn auch der Käufer der Anteile oder Aktien die Un- 
richtigkeit oder Unvollstäudigkeit des Verkaufsprospekts 
oder die Unrichtigkeit der wesentlichen Anlegeiinfomiatio- 
nen beim Kauf gekamit hat. 


(5) Eine Vereinbarung, dmch die der Anspmch nach 
Absatz 1, 2 oder 4 im Voraus eniiäßigt oder erlassen w’ird. 
ist miwirksani. Weiteigehende Ansprüche, die sich aus den 
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(3) Eine Gesellschaft, eine Person oder diejenige Stelle, 
welche die Anteile oder Aktien im eigenen Namen gewerbs- 
mäßig verkauft hat. kami nicht nach Absatz 1 oder 2 in An- 
spnich genoimiien werden, wemi sie nachweist, dass sie die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Verkaufsprospekts 
oder die Unrichtigkeit der wesentlichen Aiüegerinfomiatio- 
nen nicht gekamit hat imd die Unkemitnis nicht auf grober 
Falulässigkeit berulit. Der Anspnich nach Absatz 1 oder 
nach Absatz 2 besteht nicht, wenn der Käufer der Anteile 
oder Aktien die Umichtigkeit oder UnvoUständigkeit des 
Verkaufsprospekts oder die Unrichtigkeit der wesenthchen 
Anlegerinfomiationen beün Kauf gekamit hat. 

(4) unverändert 


(5) Wurde ein Verkaufsprospekt entgegen § 164 Ab- 
satz 1, § 268 Absatz 1, § 298 Absatz 1 oder § 299 Absatz 1 
nicht veröffentlicht, so kann der Erwerber eines Anteils 
oder einer Aktie an einem Investmentvermögen von dem 
Anbieter die Übernahme der Anteile oder Aktien gegen 
Erstattung des Ei'werbspreises, soweit dieser den ersten 
Ei-werbspreis nicht überschreitet, und der mit dem Er- 
werb verbundenen üblichen Kosten verlangen, sofern 
das Ei-werbsgeschäft vor Veröffentlichung eines Ver- 
kaufsprospekts und innerhalb von zwei Jahren nach dem 
ersten Anbieten oder Platzieren von Anteilen oder Ak- 
tien dieses Investmentvermögens im Inland abgeschlos- 
sen wurde. Ist der Em'erber nicht mehr Inhaber der An- 
teUe oder Aktien des luvestmeuti ermögens, kann er die 
Zahlung des Unterschiedsbetrags zvnschen dem Erwerbs- 
preis und dem Veräußerungspreis der Anteile oder Ak- 
tien sowie der mit dem Ei'werb und der Veräußerung 
verbundenen üblichen Kosten verlangen. Die Ansprüche 
dieses Absatzes bestehen nicht, sofern der Erw^erber die 
Pflicht, einen Verkaufsprospekt zu veröffentlichen, bei 
dem Erwerb kannte. 

(6) Eine Vereinbanmg. durch die der Anspmch nach 
Absatz 1, 2, 4 oder 5 im Voraus emiäßigt oder erlassen wird, 
ist unw^irksam. Weitergeheiide Ansprüche, die sich aus den 
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Vorscliriften des bürgerlichen Rechts auf Gnuid von Verträ- 
gen oder unerlaubten Handhmgen ergeben kömien. bleiben 
luiberülut. 

Unterabsclmitt 2 

Vorschriften ftir den Vertrieb und den Erwerb von AIF in 

Bezug auf seniiprofessionelle und professionelle Anleger 

§307 

Infoimationspflirhten gegenüber semiprofessionellen 
und professionellen Anlegern und Haftung 

(1) Dem am Erwerb eines Anteils oder einer Aktie inter- 
essierten professionellen Anleger oder semiprofessionellen 
Anleger ist vor Vertragsschluss der letzte Jaluesbericht nach 
.^107 Absatz 4 Satz 2, § \12 Absatz 3 Satz 2, § \37 Absatz 2, 
§ 148 Absatz 1, § 160 Absatz 1 Satz 1 oder Artikel 22 der 
Richtlinie 2011/61/EU ziu Verfilgung zu stellen. Zusätzlich 
sind ilun folgende hifonnationen einscliließhch aller wesent- 
lichen Änderungen in der in den Anlagebedingimgen. der 
Satzung oder des Gesellschaftsvertrages des AIF festgeleg- 
ten Art imd Weise zur Verftigimg zu stellen; 

1 . eine Beschreibung der Anlagestrategie und der Ziele des 
AIF; 

2. eine Besclireibung der Art der Vermögenswerte, in die 
der AIF uivestieren darf und der Tecluiiken. die er euiset- 
zen darf luid aller damit verbmidenen Risiken; 

3 . eine Besclireibung etw'aiger Anlagebescliränkimgen; 

4. Angaben über den Sitz emes eventuellen Master-AIF und 
über den Sitz der Zielinvestmenh'ennögen. wemi es sich 
bei dem AIF um ein Dach-hivestmeiiA’emiögen handelt; 

5. eine Besclireibmig der Umstände, imter denen der AIF 
Leverage einsetzen kann. Art mid Quellen des zulässigen 
Leverage luid damit verbimdener Risiken. Beschreibung 
sonstiger Bescliränkmigen ftir den Einsatz von Leverage 
sowie des maximalen Umfangs des Leverage, den die 
AIF-Verwaltimgsgesellschaft ftir Rechnimg des AIF ein- 
setzen darf, und der Handliabung der Wiedeiverw'endimg 
von Sicherheiten und Vermögenswerten; 

6. eine Besclireibmig der Verfaliren. nach denen der AIF 
seine Anlagestrategie oder seine Anlagepohtik oder bei- 
des ändern kaim; 

7. eine Besclireibmig der wichtigsten reclithclien Ausw'ir- 
kmigen der für die Tätigung der Anlage eingegangenen 
Vertragsbeziehmig. einschließlich hifonnationen über 
die zuständigen Gerichte, das anwendbare Recht und 
darüber, ob Reclitsuistruniente vorhanden sind, die die 
Anerkemimig mid VoUstreckmig von Urteilen in dem 
Gebiet vorselien. in dem der AIF seinen Sitz hat; 

8. Identität der AJF-Verw'altmigsgeseUschaft. der Ver- 
wahrstelle des AIF, des Reclmmigsprüfers oder sonsti- 
ger Dienstleistungsanbieter sowie eine Erläutenmg ili- 
rer Pflichten sowie der Rechte der Anleger; 

9. eine Besclireibmig. ui welcher Weise die AIF-Verw'al- 
timgsgesellschaft den Anfordermigen des § 25 Absatz 5 
oder des Artikels 9 Absatz 7 der Richtlinie 201 1/61/EU 
gerecht wird; 
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Vorscliriften des büi gerlichen Rechts auf Gnuid von Verträ- 
gen oder mierlaubten Handlmigen ergeben kömien. bleiben 
miberülirt. 

Unterabsclmitt 3 

Vorscliriften ftir den Vertrieb mid den Erwerb von AIF ui 
Bezug auf seniiprofessionelle mid professioneUe Anleger 

§307 

Informationspflirhten gegenüber semiprofessionellen 
und professionellen Anlegern und Haftung 

(1) Dem am Erwerb eines Anteils oder einer Aktie inter- 
essierten professionellen Anleger oder semiprofessionellen 
Anleger ist vor Vertragsscliluss der letzte Jaluesbericht nach 
den §§ 67, 101, 102, 106, 107, 120 bis 123, 135 bis 137, 148, 
158 bis 161 oder Artikel 22 der Richtlinie 2011/61/EU zm 
Verftlgmig zu stellen. Zusätzlich sind ihm folgende hifomia- 
tionen einscliließhch aller wesenthchen Ändenmgen in der 
in den Anlagebedingmigen. der Satzung oder des GeseU- 
schaftsvertrages des AIF festgelegten Art mid Weise zur Ver- 
fügung zu stehen: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. eine Besclireibmig. m welcher Weise die AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft den Anfordenmgen des § 25 Absatz 6 
oder des Artikels 9 Absatz 7 der Richtlinie 201 1/61/EU 
gerecht wird; 
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10. eine Besclireibimg sämtlicher von der AIF-Veiw'al- 
tungsgesellschaft übertragener Verwaltimgsfunktionen 
gemäß Anliaiig I der Richtlinie 2011/61/EU sowie 
sämthcher von der Verw'alirstelle übertragener Ver- 
walirfiuiktionen; die Bezeiclmmig des Beauftragten so- 
wie eine Beschreibmig sämtlicher hiteressenkoiifhkte. 
die sich aus der Aufgabenübeilragmig ergeben kömiten; 

1 1 . eine Besclueibimg des Bewertmigsverfaluens des AIF 
imd der Kalkulationsmethoden für die Bew’ertimg von 
Vermögenswerten, einscliließhch der Verfallen für die 
Bewertimg schwer zu bewertender Vennögenswerte 
gemäß den §§ 278, 279, 286 oder gemäß Artikel 19 der 
Richtluiie 2011/61/EU; 

12. eine Besclueibimg des Liquiditätsrisikomanagements 
des AIF, einscliließhch der Rücknalunerechte imter 
normalen und außergewöhnlichen Umständen, mid der 
bestehenden Rücknalmievereinbanuigen mit den An- 
legern; 

13. eme Besclireibung sämthcher Entgelte, Gebühren mid 
sonstiger Kosten miter Angabe der jew'eiligen Höchst- 
beträge. die von den Anlegern mittel- oder lumiittelbar 
getragen werden; 

14. eme Besclireibung. m welcher Weise die AIF-Veiw'al- 
tmigsgesellschaft eine faire Behandlmig der Anleger 
gewälirleistet sow'ie, warm iimiier Anleger eine Vor- 
zugsbehandlung oder emen Anspmch dai'auf erhalten, 
eme Erläuterung 

a) dieser Behandlung. 

b) der Art der Anleger, die eine solche Behandlung er- 
halten sowie 

c) gegebenenfaUs der rechtlichen oder w'irtschaftlichen 
Verbindiuigen zwischen diesen Anlegern mid dem 
AIF oder der AIF-Verw'altmigsgesellschaft; 

15. eine Besclireibmig der Verfaliren imd Bedingimgen ftir 
die Ausgabe mid den Verkauf von Anteilen oder Aktien; 

16. die Angabe des jüngsten Nettoinventarw'erts des AIF 
oder des jüngsten Marktpreises der Anteile oder Aktien 
des AIF nach den §§ 278 mid 286 Absatz 1 oder nach 
Artikel 19 der Richtlinie 2011/61/EU; 

17. Angaben zur bisherigen Wertent«dcklung des AIF, so- 
fern verfügbar; 

18. die Identität des Primebrokers, eine Besclueibmig aller 
wesentlichen Verembarungen zwischen der AIF-Ver- 
W'altmigsgeseUschaft mid iliren Primebrokera em- 
scliließlich der Darlegmig. in W'elcher Weise diesbezüg- 
liche hiteressenkonflikte beigelegt werden sowie die 
Bestiuuumig. die im Vertrag mit der Verw'ahrstelle über 
die Mögliclikeit einer Übeilragmig oder Wiedeiver- 
WTiidmig von Vemiögenswerten des AIF enthalten ist 
mid Angaben über jede eventuell bestehende Haftmigs- 
übertragmig auf den Priniebroker; 

19. eine Besclireibmig. wami mid wie die hiforaiationen 
offengelegt w'erden. die gemäß § 308 Absatz 4 Satz 1 m 
Verbüidmig mit § 300 oder Artikel 23 Absatz 4 imd 5 
erforderhch smd. 
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10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 


15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 


19. eine Besclireibmig. waim mid wie die Infonnationen 
ofifengelegt w'erden. die gemäß § 308 Absatz 4 Satz 2 in 
Verbmdmig mit § 300 Absatz 1 bis 3 oder Artikel 23 
Absatz 4 mid 5 der Richtlinie 2011/61/EU erforderhch 
sind. 
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(2) § 297 Absatz 4 und 8 sowie § 305 gelten entsprechend. 

(3) § 306 Absatz 1, 3 bis 5 gilt entsprechend init der Maß- 
gabe. dass es statt „Verkaufsprospekt“ , Jnfonnationen nach 
§ 307 Absatz 1 luid 2“ heißen muss luid dass die Hafhmgs- 
regehuigen in Bezug auf die wesentlichen Anlegeruiforma- 
tioneii nicht anzuwenden sind. 

(4) Ist die AEF-Verw'altiuigsgesellschaft dmch das Wert- 
papierprospektgesetz oder durch die Richtlinie 2003/71/EG 
verpflichtet, einen Wertpapieiprospekt zu veröffentlichen, so 
hat sie die in Absatz 1 genaimten Angaben entw'eder geson- 
dert oder als ergänzende Angaben im Wertpapierprospekt 
offenzulegen. 

§308 

Sonstige Informatiouspflichten 

(1) Die EU-AIF-Veiwaltimgsgesellschaft imd die auslän- 
dische AIF-Verw'altiuigsgesellschaft haben den semiprofes- 
sionellen imd den professionellen Anlegern emes EU-AIF 
oder ausländischen AIF im Geltiuigsbereich dieses Gesetzes 
spätestens sechs Monate nach Ende emes jeden Geschäfts- 
jalires auf Verlangen den geprüften luid testierten Jahres- 
bericht nach Artikel 22 der Richtlmie 2011/61/EU zur Ver- 
ftigimg zu stellen. 

(2) Der Jaliresbericht muss folgende Angaben enthalten: 

1 . eme Vemiögensaufstellmig. 

2. eme Aufw'ands- imd Ertragsreclmiuig. 

3. einen Bericht über die Tätigkeiten der AIF-Verw'altungs- 

gesellschaft im vergangenen Geschäftsjalu' imd 

4. die in § 299 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 Buclistabe e bis h 

genaimten Angaben. 

§ 299 Absatz 1 Nummer 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Ist der AIF nach der Richtlinie 2004/109/EG ver- 
pflichtet. Jahresfinanzberichte zu veröffentlichen, so sind 
dem Anleger die Angaben nach Absatz 2 auf Verlangen ge- 
sondert oder in Form einer Ergänzimg zum Jahresfinanzbe- 
richt zur Verfügung zu stellen, hi letzterem Fall ist der Jah- 
resfinanzbericht spätestens vier Monate nach Ende des 
Geschäftsjahres zu veröffentlichen. 

(4) Die AIF-Verwaltimgsgesellschaft informiert die An- 
leger imverzüglich über alle Änderungen, die sich ui Bezug 
auf die Haftmig der Verw'alirstelle ergeben. Zudem gilt § 300 
Absatz 1 bis 3 entsprechend. 

Abschnitt 2 

Vertriebsanzeige und 
Vertriebsuntersagung für OGAW 

Unterabsclmitt 1 

Anzeigei erfaliren beim Vertrieb 
von EU-OGAW ün hiland 

§309 

Pflichten beim Vertrieb von EU-OGAW im Inland 

(1) Die EU-OGAW- Verw'alümgsgesellschaft oder die 
OGAW-Kapitalverw'alümgsgesellschaft muss für den Ver- 
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(2) unverändert 

(3) § 306 Absatz 1, 3, 4 und 6 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass es statt „Verkaufsprospekt“ .Jnfonnationen 
nach § 307 Absatz 1 imd 2“ heißen muss mid dass die Haf- 
timgsregehmgeu m Bezug auf die wesenthchen Anlegerin- 
foruiationen nicht anzuwenden sind. 

(4) unverändert 


§308 

Sonstige Informatiouspflichten 
(1) unverändert 


(2) Der Jahresbericht muss folgende Angaben entlialten: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. die in § 299 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe e bis h 
genaimten Angaben. 

§ 299 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


Abschnitt 2 
unverändert 
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trieb von Anteilen oder Aktien an EU-OGAW unter Einlial- 
timg der deutschen Rechts- imd Veiwaltungsvorscluiften 
säinthche Vorkeluiuigen treffen, die sicherstellen, dass 

1 . Zahlungen an die Anteilinliaber oder Aktionäre im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes geleistet werden imd 

2. Rückkauf imd Rücknalmie der Anteile oder Aktien im 
Geltmigsbereich dieses Gesetzes erfolgen. 

Sie hat mindestens ein inländisches Kreditinstitut oder eine 
inländische Zweigniederlassimg eines Kreditinstituts mit 
Sitz im Ausland zu beneimen. über das oder die die Zahlim- 
gen für die Anleger geleitet werden imd über das oder die die 
Rücknahme von Anteilen oder Aktien durch die EU-OGAW- 
Verwaltimgsgesellschaft oder die OGAW-Kapitalverwal- 
tungsgesellschaft abgewickelt werden kaim. soweit die An- 
teile oder Aktien an EU-OGAW als gednickte Einzelurkim- 
den ausgegeben werden. 

(2) Die EU-OGAW-Verw'altimgsgesellschaft oder die 
OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft. die Anteile oder 
Aktien an EU-OGAW im Geltmigsbereich dieses Gesetzes 
vertreibt, liat sicherzustellen, dass die Anleger im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes alle Informationen imd Unterlagen 
sowie Ändenmgen dieser hifonnationen imd Unterlagen er- 
halten. die sie gemäß Kapitel IX der Richtlinie 2009/65/EG 
den Aidegem im Herkimftsmitgliedstaat des EU-OGAW lie- 
fern muss. 

(3) Angaben über die nach den Absätzen 1 imd 2 getrof- 
fenen Vorkelinmgen mid Maßnalmien sind in den Verkaufs- 
prospekt aufzmielmien. der im Geltmigsbereich dieses Ge- 
setzes verbreitet ist. Bei EU-OGAW mit mindestens einem 
Teilinvestmentvermögen, dessen Anteile oder Aktien im 
Geltmigsbereich dieses Gesetzes vertrieben werden dürfen, 
imd mindestens einem weiteren Teilinvestmentvermögen, 
für das keine Anzeige nach § 3 10 erstattet wm'de. ist druck- 
technisch hervorgehoben an zentraler Stelle darauf hinzu- 
weisen. dass für das weitere oder die weiteren Teilinvest- 
menti ennögen keine Anzeige erstattet wvirde und Anteile 
oder Aktien dieses oder dieser Teilinvestmenri’ermögen im 
Geltmigsbereich dieses Gesetzes nicht vertrieben werden 
dürfen; dieses oder diese weiteren Teihnvestmentvemiögen 
sind namentlich zu bezeiclmen. 

§310 

Anzeige zum Vertrieb von EU-OGAW im Inland 

(1) Beabsichtigt eine EU-OGAW-Verw'altungsgesell- 
schaff oder eine OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft. 

Anteile oder Aktien im Geltmigsbereich dieses Gesetzes an 
EU-OGAW zu vertreiben, so prüft die Bundesanstalt, ob die 
zuständigen Stellen des Herkmiftsnütgliedstaates des EU- 
OGAW folgende Unterlagen an die Bmidesanstalt übermit- 
telt haben: 

1 . das Anzeigesclireiben gemäß Anliang I der Verordnimg 
(EU) Nr. 584/2010, 

2. die Bescheinigmig gemäß Anliang II der Verordnmig 
(EU) Nr. 584/2010 darüber, dass es sich mn einen EU- 
OGAW handelt. 

3. die Anlagebedingmigen oder die Satzmig des EU- 
OGAW, den Verkaufsprospekt sowie den letzten Jalires- 
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bericht und den anschheßenden Halbjaliresbericht gemäß 

Artikel 93 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2009/65/ 

EG mid 

4. die in Artikel 78 der Richtlinie 2009/65/EG genaimten 

wesentlichen Anlegerinfoiinationen. 

Der Vertrieb kami aufgenommen werden, weim die EU- 
OGAW-Verw'altungsgesellschaft oder die OGAW-Kapi- 
talverw'altimgsgesellschaft von der zuständigen Stelle 
des Herkimftsmitgliedstaates des EU-OGAW über diese 
Übermitthmg unterrichtet wT.irde. Die näheren hilialte. die 
Form imd die Gestaltung des Anzeigeverfalu'ens bestinmien 
sich nach den Artikehi 1 bis 5 der Verordnung (EU) Nr. 584/ 

2010 . 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 Nmmner 3 genaimten Unter- 
lagen sind entw'eder in deutscher Sprache oder in einer in 
internationalen Finanzkreisen gebräuclihchen Sprache vor- 
zulegen. Die in Absatz 1 Satz 1 Nimmier 4 genannten we- 
sentlichen Anlegerinfonnationen sind in deutscher Sprache 
vorzulegen. Verantworthch für die Übersetzungen ist die 
EU-OGAW- Verwaltmigsgesellschaft oder die OGAW-Kapi- 
talverw'altungsgesellschaft; der Inlialt der ursprünglichen 
hiformationen muss richtig mid vollständig wiedergeben 
werden. Das Anzeigesclu eiben gemäß Absatz 1 Satz 1 Nimi- 
mer 1 imd die Bescheinigung gemäß Absatz 1 Satz 1 Nimi- 
mer 2 sind in einer in internationalen Finanzkreisen ge- 
bräuchlichen Sprache vorzulegen, sofern die Bmidesanstalt 
imd die zuständige Stelle des Herkmiftsmitgliedstaates nicht 
vereinbart haben, dass diese in einer Amtssprache beider 
Mitgliedstaaten übermittelt werden kömien. 

(3) Die Bmidesanstalt verlangt im Ralmien des Anzeige- 
verfahrens keine zusätzlichen Unterlagen. Zertifikate oder 
hiformationen. die nicht in Artikel 93 der Richtlinie 2009/ 

65/EG vorgesehen sind. 

(4) Die EU-OGAW-Verwaltmigsgesellschaft oder die 
OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft hat die Bundes- 
anstalt über Ändenmgen der Anlagebedingimgen oder der 
Satzimg. des Verkaufsprospekts, des Jahresberichts, des 
Halbjahresberichts mid der wesentlichen Anlegerinformatio- 
nen gemäß Artikel 78 der Richtlinie 2009/65/EG jeweils mi- 
verzüglich zu miterrichten mid miverzüglich daitiber zu in- 
formieren. wo diese Unterlagen in elektronischer Form 
verfügbar sind. Die Bmidesanstalt hat eine E-Mail-Adresse 
anzugeben, an die die Aktualisiermigen mid Ändeitmgen 
sämtücher in Satz 1 genaimter Unterlagen überaiittelt wer- 
den müssen. Die EU-OGAW- Verw'altungsgesellschaft oder 
die OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft hat bei der 
Übersendimg die Änderungen oder Aktualisiermigen zu be- 
sclireiben oder eine geänderte Fassung des jeweihgen Doku- 
ments als Anlage in einem gebräuchlichen elektronischen 
Format beizuftigen. 

(5) Werden hiformationen über die Modahtäten der Ver- 
niarktmig oder vertriebene Anteil- oder Aktienklassen, die 
im Anzeigesclireiben gemäß Artikel 93 Absatz 1 der Richt- 
linie 2009/65/EG niitgeteilt WTirden. geändert, so teilt die 
EU-OGAW- Verwaltmigsgesellschaft oder die OGAW-Kapi- 
talverw’altmigsgesellschaft diese Ändenmg der Bmides- 
anstalt vor Umsetzmig der Ändenmg in Textfonn mit. 
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§311 

Untersagung und Einstellung des Vertriebs 
von EU OGAW 

(1) Die Bimdesanstalt ist befugt, alle erforderlichen mid 
geeigneten Maßnalunen zuni Schutz der Anleger zu ergrei- 
fen. einscliließlich einer Untersagung des Vertriebs von An- 
teilen oder Aktien an EU-OGAW, wemi 

1 . die Art imd Weise des Vertriebs gegen sonstige Vorschrif- 
ten des deutschen Rechts verstoßen. 

2. die Pflichten nach § 309 nicht oder nicht mein erftült sind. 

(2) Hat die Bimdesanstalt liiiueichende Anlialtspimkte für 
die Annalune. dass eine EU-OGAW-Verw'altimgsgesell- 
schaft oder OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft. die An- 
teile oder Aktien an EU-OGAW ini Geltimgsbereich dieses 
Gesetzes vertreibt, gegen Vorscluifiten dieses Gesetzes ver- 
stößt imd hat die Bmidesanstalt keine Beflignisse nach Ab- 
satz 1, so teilt sie ilne Erkemitnisse den zuständigen Stellen 
des Herkiuifitsniitgliedstaates des EU-OGAW mit imd for- 
dert diese auf. geeignete Maßnalmien zu ergr eifen. 

(3) Werden Verstöße gegen Vorscluiften dieses Gesetzes 
durch die Maßnalunen der zuständigen Stellen des Her- 
kimftsmitgliedstaates des EU-OGAW nicht beendet oder 
erw'eisen sich diese Maßnalunen als nicht geeignet oder als 
imzulänglich, so ist die Bmidesanstalt befugt. 

1. nach Unterrichtung der zuständigen Stellen des Her- 
kimftsmitgliedstaates des EU-OGAW ini Ralunen iluer 
Aufsicht imd Überwachmig der Vorscluiften des Ab- 
schnitts 1 Unterabsclmitt 1 imd des Abscluütts 2 Unterab- 
schnitt 1 dieses Kapitels alle erforderlichen imd geeigne- 
ten Maßnalunen zimi Schutz der Anleger zu ergreifen, 
einschheßhch einer Untersagung des weiteren Vertriebs 
von Anteilen oder Aktien an EU-OGAW, 

2. die Eiuopäische Wertpapier- mid Marktaufsichtsbehörde 
nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnimg (EU) Nr. 

1095/2010 um Hilfe zu ersuchen. 

Maßnalunen gemäß Satz 1 Nimmier 1 imd 2 sind auch zu er- 
greifen. wenn der Herkmiffsmitgliedstaat des EU-OGAW 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist Maßnalunen er- 
greift und die EU-OGAW- Verwaltimgsgesellschaft oder die 
OGAW-Kapitalverwaltmigsgesellschaft. die Anteile oder 
Aktien dieses EU-OGAW im Geltimgsbereich dieses Geset- 
zes vertreibt, deshalb weiterliin auf eine Weise tätig ist. die 
den hiteressen der Anleger im Geltmigsbereich dieses Geset- 
zes eindeutig zuwiderläuft. Die Europäische Kommission 
imd die Eiuopäische Wertpapier- mid Marktaufsichtsbe- 
hörde sind miverzüglich über jede nach Satz 1 Nunmier 1 er- 
griffene Maßnalune zu miterrichten. 

(4) Die Bmidesanstalt teilt den zuständigen Stellen des 
Herkimftsnütgliedstaates des EU-OGAW die Untersagung 
des Vertriebs mit. Sofern der Herkimftsnütgliedstaat dieses 
EU-OGAW ein anderer ist als der Herkimftsmitgliedstaat der 
verwaltenden EU-OGAW- Verwultimgsgesellschaft. teilt die 
Bmidesanstalt die Untersagimg auch den zuständigen Stellen 
des Herkimftsnütgliedstaates der EU-OGAW-Verw'altungs- 
gesellschaft nüt. Sie macht die Untersagimg im Bmides- 
anzeiger bekaimt. falls ein Vertrieb stattgefmiden hat. Ent- 
stehen der Bimdesanstalt diuch die Bekaimtmachimg nach 
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Satz 2 Kosten, sind diese der Bundesanstalt von der EU- 
OGAW-Verw'altungsgesellschaft oder der OGAW-Kapital- 
verwaltiuigsgesellschaft zu erstatten. 

(5) Teilt die zuständige Stelle des Herkimftsuiitghedstaa- 
tes des EU-OGAW der Bimdesanstalt die Einstelhmg des 
Vertriebs von Anteilen oder Aktien an EU-OGAW mit. so 
hat die EU-OGAW- Verw'altimgsgesellschaft oder die 
OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft dies unverzüglich 
im Bimdesanzeiger zu veröffentlichen imd die Veröflfent- 
liclumg der Bimdesanstalt naclizuweisen. Wemi die Veröf- 
fentlichmigspflicht auch nach Fristsetzimg durch die 
Bundesanstalt nicht erfüllt wird, kaim die Bimdesanstalt die 
Veröffentlichung auf Kosten der EU-OGAW- Verw'altimgs- 
gesellschaft oder der OGAW-Kapitalverwaltimgsgesell- 
schaft vomelmien. Absatz 6 bleibt imberiilirt. 

(6) Teilt die zuständige Stelle des Herkimftsmitghedstaa- 
tes des EU-OGAW der Bimdesanstalt die Einstellung des 
Vertriebs von einzehien Teilinvestmentvennögen des EU- 
OGAW mit. so hat die EU-OGAW-Verw'altimgsgesellschaft 
oder die OGAW-Kapitalverw'altmigsgesellschaft die Bim- 
desanstalt über geänderte Angaben mid Unterlagen entspre- 
chend § 310 Absatz 4 Satz 1 zu imtemchten. Dabei ist § 293 
Absatz 1 Satz 2 Nmmner 3 zu berücksichtigen. Die geänder- 
ten Unterlagen dürfen erst nach der Untemchtimg im Gel- 
timgsbereich dieses Gesetzes eingesetzt werden. Die EU- 
OGAW- Verw'altungsgesellschaft oder die OGAW-Kapital- 
verwaltungsgesellschaft hat die Einstelhmg des Vertriebs im- 
verzüglich im Bimdesanzeiger zu veröffenthchen imd dies 
der Bmidesanstalt naclizuweisen. Wemi die Veröffenth- 
chimgspflicht auch nach Fristsetzung nicht erfüllt wird, kann 
die Bundesanstalt die Veröffenthchimg auf Kosten der EU- 
OGAW- Verw'altungsgesellschaft oder der OGAW-Kapital- 
verw’altungsgesellschaft vomelmien. 

Unterabsclmitt 2 

Anzeigeverfaliren für den Vertrieb von inländischen 
OGAW in anderen Mitghedstaaten der Europäischen 
Union oder in Vertragsstaaten des Abkonmiens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 

§312 

Anzeigepflirht; Verordnungsermächtigung 

(1) Beabsichtigt eine OGAW-Kapitalverw'altungsgesell- 
scliaft oder eine EU-OGAW- Verw'altungsgesellschaft. An- 
teile oder Aktien an einem von ilir verw'alteten iiüändischeu 
OGAW in einem anderen Mitghedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum zu vertreiben, so hat 
sie dies der Bimdesanstalt mit einem Anzeigeschreiben ge- 
mäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 584/2010 anzuzei- 
gen. Die Anzeige muss in einer in inteniationalen Finanz- 
kreisen gebräuclilichen Sprache gefasst sein, wemi nicht 
vereinbart wurde, dass sie in einer der Amtssprachen der bei- 
den Mitghedstaaten gefasst wird. Der Anzeige sind in je- 
weils geltender Fassung beizufügen: 

1 . die Anlagebedingimgen. der Verkaufsprospekt sowie der 
letzte Jahresbericht imd der anschließende Halbjahres- 
bericht. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-295- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. die wesentlichen Anlegerinfomiationen gemäß § 166. 

(2) Die nach Absatz 1 Satz 2 Nmimier 1 beizufügenden 
Unterlagen sind entw'eder zu übersetzen 

1 . in die Amtssprache des Aufiialuuestaates. 

2. in eine der Amtssprachen des Aufiialmiestaates, 

3 . in eine von den zuständigen Stellen des Aufiialuuestaates 
akzeptierte Sprache oder 

4. in eine in internationalen Finanzkreisen gebräuchliche 
Sprache. 

(3) Die wesentlichen Anlegerinformationen sind in der 
Amtssprache oder in einer der Amtssprachen des Aufiiah- 
mestaates oder in einer von den zuständigen Stellen des 
Aufiiahmestaates akzeptierten Sprache vorzulegen. Verant- 
wortlich für die Übersetzimg ist die OGAW-Kapitalverw'al- 
timgsgesellschaft oder die EU-OGAW-Verw'altimgsgesell- 
schaft; die Übersetzmig muss den Inlialt der urspriinglichen 
hifomiationen richtig luid vollständig wiedergeben. 

(4) Die Bmidesanstalt prüft, ob die gemäß Absatz 1 über- 
mittelten Unterlagen vollständig sind. Felllende Angaben 
imd Unterlagen fordert sie imierhalb von zelm Arbeitstagen 
als Ergänzungsanzeige an. Die Ergäimmgsanzeige ist der 
Bmidesanstalt imierlialb von sechs Monaten nach der Erstat- 
timg der Anzeige oder der letzten Eigänzmigsanzeige einzu- 
reichen; anderenfalls ist eine Übemiitthuig der Anzeige nach 
Absatz 5 ausgesclilossen. Die Frist nach Satz 3 ist eine Aus- 
sclilussfiist. Eine erneute Anzeige ist jederzeit möglich. 

(5) Spätestens zelm Arbeitstage nach Eingang der voll- 
ständigen Anzeige bei der Bmidesanstalt übemrittelt sie den 
zuständigen Stellen des Aiifiialmiestaates diese Anzeige 
sowie eine Bescheinigung gemäß Anliang II der Verordnung 
(EU) Nr. 584/2010 darüber, dass es sich imi einen inlän- 
dischen OGAW handelt. Das Anzeigesclireiben mid die 
Bescheinigmig sind den zuständigen Stellen des Aufiiahme- 
staates in einer in internationalen Finanzkreisen gebräuch- 
lichen Sprache zu übemiittehi. w'emi nicht vereinbart wurde, 
dass sie in einer der Amtssprachen der beiden Mitghedstaa- 
ten gefasst werden. Die Bmidesanstalt benaclirichtigt die 
OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft oder die EU-OGAW- 
Verwaltmigsgesellschaft mmiittelbar über die Übemiittlmig. 

Die OGAW-Kapitalverw'altungsgesellschaft oder die EU- 
OGAW-Verw'altmigsgesellschaft kamt üue Anteile oder Ak- 
tien ab dem Datum dieser Benaclmchtigung im Aufiiahme- 
staat auf den Markt bringen. Die näheren hüialte. die Form 
mid die Gestaltung des Anzeigeverfalirens bestinmien sich 
nach den Artikeln 1 bis 5 derVerordnmig (EU) Nr. 584/2010. 

(6) Unbeschadet der Anzeige nach Absatz 1 stellt die 
Bundesanstalt auf Antrag der OGAW-Kapitalverwaltmigs- 
gesellschaft oder der EU-OGAW-Verw'altmigsgesellschaft 
eine Bescheinigmig gemäß Anliang II der Verordnmig (EU) 

Nr. 584/2010 aus, dass die Vorscluiften der Richtlinie 2009/ 

65/EG erfüllt sind. 

(7) Die OGAW-Kapitalveiwaltmigsgesellschaft oder die 
EU-OGAW-Verwaltmigsgesellschaft hat das Anzeigeschrei- 
ben nach Absatz 1 Satz 1 mid die in Absatz 1 Satz 2 genami- 
ten Unterlagen über das Melde- mid Veröfifentlichungssys- 
teni der Bmidesanstalt zu überniittehi. 
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(8) Das Biuidesministerium der Finanzen kami durch 
Rechtsverordnimg. die nicht der Zustimmung des Bimdes- 
rates bedarf, näliere Bestiimnungen über Art. Umfang imd 
Fomi der euizureichenden Unterlagen nach Absatz 6 imd über 
die zulässigen Datenträger imd Übeitragimgswege erlassen. 
Das Bimdesministerium der Finanzen kaim die Ennächtigmig 
durch Rechtsverordnimg auf die Bundesanstalt übertragen. 

§313 

Veröflentlichungspflichten 

(1) Die OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaft oder die 
EU-OGAW-Verwaltimgsgesellschaft hat sämtliche in § 312 
Absatz 1 und 2 genannten Unterlagen sowie deren Ändenm- 
gen auf ilirer Intemetseite oder einer Intemetseite. die sie im 
Anzeigeschreiben gemäß Anliaug I der Verordnimg (EU) 
Nr. 584/2010 genaimt hat. zu veröffentlichen. Sie hat den 
zuständigen Stellen des Aufiialunestaates Zugang zu dieser 
Intemetseite zu gew'äliren. 

(2) Die OGAW-Kapitalverwaltmigsgesellschaft oder die 
EU-OGAW-Verwaltmigsgesellschaft hat die veröffentlich- 
ten Unterlagen mid Übersetzungen auf dem neuesten Stand 
zu halten. Die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft oder 
die EU-OGAW-Verw'altungsgesellschaft hat die zuständigen 
Stellen des Aufiiahmestaates auf elektronischem Wege über 
jede Änderung an den in § 312 genaimten Unterlagen sowie 
darüber, w'o diese Unterlagen im Internet verfügbar sind, zu 
miterrichten. Die OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaft 
oder die EU-OGAW-Veiwaltmigsgesellschaft hat lüerbei 
entw'eder die Ändenmgen oder Aktualisienmgen zu be- 
sclireiben oder eine geänderte Fassmig des jew'eihgen Doku- 
ments als Anlage in einem gebräuclilichen elektronischen 
Fomiat beizufiigen. 

(3) Sollten sich die im Anzeigesclireiben nach Absatz 1 
Satz 1 mitgeteilten Vorkelinmgen für die Vemiarktimg ge- 
mäß Anhang I Teil B der Verordnung (EU) Nr. 584/2010 
oder für die vertriebenen Anteil- oder Aktienklassen ändern, 
so hat die OGAW-Kapitalverw'altimgsgesellschaft oder die 
EU-OGAW-Verwaltimgsgesellschaft dies den zuständigen 
Stellen des Aufiialmiestaates vor Umsetzimg der Ändenmg 
in Textfomi mitzuteilen. 

Abschnitt 3 

Anzeige, Einstellung und Untersagung 
des Vertriebs von AIF 

§314 

Untersagung des Vertriebs 

(1) Soweit § 11 nicht anzuwenden ist. ist die Bmides- 
anstalt üi Bezug auf AIF befugt, alle zum Schutz der Anleger 
geeigneten imd erforderlichen Maßnalunen zu ergr eifen, ein- 
scliließlich einer Untersagung des Vertriebs von Anteilen 
oder Aktien dieser Investmentvennögen. weim 

1 . eine nach diesem Gesetz beim beabsichtigten Vertrieb 
von Anteilen oder Aktien an einem AIF erforderliche 
Anzeige nicht ordnmigsgemäß erstattet oder der Ver- 
trieb vor der entsprechenden Mitteilmig der Bimdesan- 
stalt aufgenonmien wurden ist. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Abschnitt 3 

Anzeige, Einstellung und Untersagung 
des Vertriebs von AIF 

§314 

Untersagung des Vertriebs 

(1) Sow'eit § 11 nicht anzuwenden ist. ist die Bmides- 
anstalt in Bezug auf AIF befligt. alle ziun Schutz der Anleger 
geeigneten imd erforderlichen Maßnalunen zu ergreifen, ein- 
scliließlich eüier Untersagung des Vertriebs von Anteilen 
oder Aktien dieser Investmentiumiögen. w'emi 

1. unverändert 
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2. die nach § 295 Absatz 1 Satz 3 geforderten Vorkelirun- 
gen nicht geeignet sind, uni einen Vertrieb an Privatan- 
leger wirksam zu verliindem oder entsprechende Vor- 
kelinmgen nicht eingehalten werden. 

3. eine Voraussetzimg für die Zulässigkeit des Vertriebs 
nach diesem Gesetz entfallen ist oder die der Bundes- 
anstalt gegenüber nach § 320 Absatz 1 Satz 2 Niunmer 
7, § 329 Absatz 2 Satz 3 Nmmner 2 oder 3 oder § 330 
Absatz 2 Satz 3 Nunmier 2 übernommenen Pflichten 
trotz Mahnmig nicht eingehalten werden. 

4. die AIF- Verwaltungsgesellschaft, ein von ilu' bestellter 
Repräsentant oder eine mit dem Vertrieb befasste Per- 
son erheblich gegen § 302 Absatz 1 bis 6 oder Anord- 
nimgen nach § 302 Absatz 7 verstößt imd die Verstöße 
trotz Verwaniimg durch die Bimdesanstalt nicht einge- 
stellt werden. 

5. die hifonnations- imd Veröffenthchimgspflichten nach 
§ 307 Absatz 1 oder Absatz 2 in Verbindimg mit § 297 
Absatz 4 oder nach § 308 oder § 297 Absatz 2 bis 7, 9 
oder 10, den §§ 299 bis 301, 303 Absatz 1 oder 3 oder 
§ 3 18 nicht ordnimgsgemäß erfüllt werden. 

6. gegen sonstige Vorscluiften dieses Gesetzes verstoßen 
wird. 

7. bei einem Vertrieb eines AIF an Privatanleger ein durch 
rechtskräftiges Urteil oder gerichthchen Vergleich 
gegenüber der AIF-Veiwaltmigsgesellschaft oder der 
Vertriebsgesellschaft festgestellter Anspnich eines 
Anlegers nicht erfüllt worden ist. 

8. bei dem Vertrieb an Privatanleger erheblich gegen die 
Anlagebedingmigen. die Satzmig oder den Gesell- 
schaftsveitrag verstoßen worden ist. 

9. die Art imd Weise des Vertriebs gegen sonstige Vor- 
scluiften des deutschen Rechts verstoßen. 

10. Kosten, die der Bundesanstalt im Ralunen der Pflicht 
zur Bekaimtmachung des gesetzlichen Vertreters nach 
§ 319 Absatz 3 entstanden sind, trotz Maluiimg nicht 
erstattet werden oder eine Gebülu, die für die Prüfimg 
von nach § 320 Absatz 1 Satz 2 Nununer 7, § 329 
Absatz 2 Satz 3 Nununer 2 oder § 330 Absatz 2 Satz 3 
Niuimier 2 vorgescluiebenen Angaben luid Unterlagen 
zu entrichten ist. trotz Mahnimg nicht gezahlt wird. 

(2) Die Bundesanstalt kaiui bei AIF mit Teilinvestment- 
vennögen auch den Vertrieb von Anteilen oder Aktien an 
Teilinvestmentvemiögeu. die im Geltmigsbereich dieses 
Gesetzes nach den §§ 316, 320, 329 oder 330 an eine, meh- 
rere oder alle Anlegergruppen im Simie des § 1 Absatz 19 
Nummer 31 bis 33 vertrieben werden dürfen, untersagen, 
wemi weitere Anteile oder Aktien von Teilinvestmentver- 
mögen desselben AIF im Gelümgsbereich dieses Gesetzes 
an eine, meluere oder alle Anlegergiuppen im Siiuie des § 1 
Absatz 19 Nmnmer 31 bis 33 vertrieben werden, die im Gel- 
timgsbereich dieses Gesetzes entweder nicht oder nicht an 
diese Anlegergruppe vertrieben werden dür fen. 

(3) Die Bimdesanstalt macht eine Vertriebsmitersagimg 
im Bimdesanzeiger bekamit. falls ein Veilrieb bereits stattge- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
2. unverändert 


3. eine Voraussetzmig für' die Zulässigkeit des Vertriebs 
nach diesem Gesetz nicht vorliegt oder entfallen ist 
oder die der Bimdesanstalt gegenüber nach § 320 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 7, § 329 Absatz 2 Satz 3 Num- 
mer 2 oder 3, § 330 Absatz 2 Satz 3 Nimuner 2 oder 
§ 330a Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und 3 übernomme- 
nen Pflichten trotz Maluiimg nicht eingehalten werden. 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 
10. unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


Drucksache 17/13395 


-298- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 

fiuiden hat. Entstehen der Bundesanstalt durch die Bekaimt- 
uiachmig nach Satz 1 Kosten, sind ilu' diese von der AIF- Ver- 
waltungsgesellschaft zu erstatten. 

(4) Hat die Bmidesanstalt den weiteren Veitiieb eines AIF, 
der einer Anzeigepfhcht nach den §§ 316, 320, 329 oder 330 
luiterliegt. nach Absatz 1 Nuininer 2. 5 und 7 bis 10 oder Ab- 
satz 2 ini Geltimgsbereich dieses Gresetzes imtei'sagt. darf die 
AIF- Verwaltungsgesellschaft die Absicht, die Anteile oder 
Aktien dieses AIF im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu ver- 
treiben. erst ein Jalir nach der Untersagimg wieder anzeigen. 

§315 

Einstellung des Vertriebs von AIF 

(1) Stellt eine AIF-Verw'altimgsgesellschaft den Vertrieb 
von Anteilen oder Aktien eines von üir verw'alteten und nach 
§ 316 oder § 320 vertriebenen AIF iin Geltimgsbereich die- 
ses Gesetzes gegenüber einer, melireren oder allen Anleger- 
gnrppen ini Siime des § 1 Absatz 19 Nimnner 31 bis 33 ein. 
so hat die AIF-Verw'altmigsgesellschaft dies luiverzüglich iin 
Bmidesanzeiger zu veröffentlichen mid die Veröffentlichung 
der Bimdesanstalt nachzuweisen. Die Bundesanstalt kaim 
die Veröffentlichimg auf Kosten der AIF-Verw'altimgsgesell- 
schaft voraelunen. wemi die Veröfifentlichiuigspflicht auch 
nach Fristsetzung diucli die Bundesanstalt nicht erfüllt w'ird. 
Absatz 2 bleibt imberülut. 

(2) Stellt eine AIF-Verw'altungsgesellschaft den Vertrieb 
von einzehien Teilinvestmenti'ennögen eines AIF gegenüber 
einer, melireren oder allen Anlegergruppen im Siiuie des § 1 
Absatz 19 Niunmer 3 1 bis 33 im Geltimgsbereich dieses Ge- 
setzes ein. so hat sie § 293 Absatz 1 Satz 2 Nunmier 3 bei 
Ändermigen der im Anzeigeverfaluen eingereichten Anga- 
ben imd Unterlagen zu berücksichtigen. Die AIF-Veiw’al- 
timgsgesellschaft hat die Einstellimg des Veilriebs von An- 
teilen oder Aktien an nach § 316 oder § 320 vertriebenen AIF 
imverzüghch im Bundesanzeiger zu veröffenthchen und dies 
der Bimdesanstalt naclizuweisen. Die Bundesanstalt kann 
die Veröffentlichimg auf Kosten der AIF-Verw'altungsgesell- 
schaft vomelimen. weim die Veröffentlichimgspflicht auch 
nach Fristsetzimg nicht erfüllt wird. 

Unterabsclmitt 1 

Anzeigeverfaliren ftü- den Vertrieb 
von Publikums- AIF, von EU- AIF oder 
von ausländischen AIF an Privatanleger im Inland 

§316 

Anzeigepflicht einer AlF-Kapitalverwaltungs- 
gesellsrhaft beim beabsichtigten Vertiieb 
von inländischen Publikums-AIF im Inland 

(1) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft. Anteile oder Aktien an einem von ilir verwalteten 
inländischen Publikums-AIF im Gelümgsbereich dieses 
Gesetzes zu vertreiben, so hat sie dies der Bmidesanstalt 
anzuzeigen. Das Anzeigesclireiben muss folgende Angaben 
imd Unterlagen in jew'eils geltender Fassmig enthalten: 

1 . einen Geschäftsplan, der Angaben zu dem angezeigten 
Pubhkimis-AIF entliält: 
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(4) unverändert 


§315 

unverändert 


Unterabsclmitt 1 

Anzeigeverfaliren für den Vertrieb 
von Publikimis-AIF, von EU-AIF oder 
von ausländischen AIF an Privatanleger im Inland 

§316 

Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft beim beabsichtigten Vertrieb 
von inländischen Pnblikums-AXF im Inland 

(1) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaft. Anteile oder Aktien an einem von ilir verwalteten 
inländischen Publikums-AIF im Gelümgsbereich dieses 
Gesetzes zu vertreiben, so hat sie dies der Bundesanstalt 
anzuzeigen. Das Anzeigeschreiben muss folgende Angaben 
mid Unterlagen in jeweils geltender Fassmig enthalten: 

1. unverändert 
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2. die Aiilagebedingimgen oder einen Verweis auf die zur 
Genelmiigimg eingereichten Anlagebedingungen und ge- 
gebenenfalls die Satzimg oder den Gesellschaftsvertrag 
des angezeigten AIF; 

3 . die Angabe der Verwalirstelle oder einen Veiw'eis auf die 
von der Bundesanstalt gemäß den §§ 89, 69 Absatz 1 ge- 
neluuigte Verw'alirstelle des angezeigten AIF; 

4. den Verkaufsprospekt und die wesentlichen Anlegerin- 
formationen des angezeigten AIF; 

5. alle weiteren für den Anleger veifügbaren Informationen 
über den angezeigten AIF; 

6. falls es sich bei dem angezeigten AIF um einen Feeder- 
fonds handelt, einen Verweis auf die von der Bimdesan- 
stalt genelmiigten Anlagebedingmigen des Masterfonds, 
einen Verweis auf die von der Biuidesanstalt gemäß § 87 
in Verbindiuig mit § 69 genelunigte Verw'alnstelle des 
Masterfonds, den Verkaufsprospekt imd die wesentlichen 
Anlegerinfomiationen des Masterfonds sowie die An- 
gabe. ob der Masterfonds im Geltimgsbereich dieses Ge- 
setzes an Privatanleger vertrieben werden darf. 

(2) Die Bmidesanstalt prüft, ob die gemäß Absatz 1 über- 
mittelten Angaben imd Unterlagen vollständig sind. Feh- 
lende Angaben mid Unterlagen fordert die Bmidesanstalt in- 
nerhalb einer Frist von 20 Arbeitstagen nach dem Tag. an 
dem sämtliche der folgenden Voraussetziuigen vorUegen. als 
Ergänzmigsanzeige an: 

1 . Eingang der Anzeige, 

2. Genehmigimg der Aiilagebedingimgen imd 

3. Genehmigimg der Verw'alirstelle. 

Mit Eingang der Ergänzimgsanzeige begimit die in Satz 2 ge- 
nannte Frist erneut. Die Ergänzmigsanzeige ist der Bmides- 
anstalt imierhalb von sechs Monaten nach der Erstattung der 
Anzeige oder der letzten Ergänzungsanzeige einzmeichen; 
andernfalls ist eine Mitteilmig nach Absatz 3 ausgeschlos- 
sen. Die Frist nach Satz 4 ist eine Aussclilussfiist. Eine er- 
neute Anzeige ist jederzeit möglich. 

(3) Innerhalb von 20 Arbeitstagen nach Eingang der voll- 
ständigen Anzeigemiterlagen nach Absatz 1 sowie der Ge- 
nelmügmig der Anlagebedingmigen imd der Verw'ahrstelle 
teilt die Bundesanstalt der AIF-Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft mit. ob sie mit dem Vertrieb des un Anzeigeschreiben 
nach Absatz 1 genaimten AIF im Geltmigsbereich dieses 
Gesetzes begumen kmui. Die Bmidesanstalt kami die Auf- 
nalime des Vertriebs imierhalb der in Satz 1 genaimten Frist 
imtersagen. w'erm sich aus den ihr im Anzeige\'ei fahren ein- 
gereichten Unterlagen und Angaben ein Verstoß gegen die- 
ses Gesetz eigibt. Teilt sie der AIF-Kapitalverw'altungsge- 
sellschaft entsprechende Beanstandimgen der eingereichten 
Angaben mid Unterlagen iimerhalb der Frist von Satz 1 mit. 
w'ird die Frist miterbrochen mid begiimt die in Satz 1 ge- 
naimte Frist mit der Euireichmig der geänderten Angaben 
mid Unterlagen erneut. Die AIF-Kapitalverwaltmigsgesell- 
schaft kaim ab dem Datmii der entsprechenden Mitteilmig 
nach Satz 1 mit dem Veitrieb des angezeigten AIF im Gel- 
tmigsbereich dieses Gesetzes begumen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
2. unverändert 


3. die Angabe der Verw'ahrstelle oder einen Verw'eis auf die 
von der Bimdesanstalt gemäß den §§ 87, 69 Absatz 1 ge- 
neluuigte Verw'alustelle des angezeigten AIF; 

4. unverändert 

5. entfällt 

5. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Imierhalb von 20 Arbeitstagen nach Eingang der voll- 
ständigen Anzeigemiterlagen nach Absatz 1 sowie der Ge- 
nelmügmig der Aiilagebedingimgen imd der Verw'ahrstelle 
teilt die Bundesanstalt der AIF-Kapitalverw'altmigsgesell- 
schaft mit. ob sie mit dem Vertrieb des im Anzeigeschreiben 
nach Absatz 1 genannten AIF im Geltmigsbereich dieses 
Gesetzes begimien kami. Die Bmidesanstalt kami die Auf- 
nalmie des Vertriebs imierhalb der in Satz 1 genaimten Frist 
mitersagen. W'enn die AIF-Kapitalveiwaltungsgesellschaft 
oder die Verwaltung des augezeigten AIF durch die AIF- 
Kapitalverwaltungsgesellschaft gegen die Vorschriften 
dieses Gesetzes verstößt. Teilt sie der AIF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaft entsprechende Beanstandimgen der ein- 
gereichten Angaben mid Unterlagen imierhalb der Frist von 
Satz 1 mit. wird die Frist miterbrochen mid begimit die in 
Satz 1 genaimte Frist mit der Eimeichimg der geänderten 
Angaben mid Unterlagen erneut. Die AIF-Kapitalverwal- 
tmigsgesellschaft kami ab dem Datimi der entsprechenden 
Mitteilung nach Satz 1 mit dem Vertrieb des angezeigten AIF 
im Geltmigsbereich dieses Gesetzes begumen. 
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(4) Bei einer Änderung der nach Absatz 1 überaiittelten 
Angaben oder Unterlagen teilt die AIF-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft der Bimdesanstalt diese Änderung scliriftlich 
uiit und übemiittelt der Bimdesanstalt gegebenenfalls zeit- 
gleich aktualisierte Angaben imd Unterlagen. Geplante Än- 
denmgen sind mindestens 20 Arbeitstage vor Durclifulmmg 
der Ändenmg mitzuteilen, migeplante Ändenrngen imver- 
züglich nach deren Eintreten. Sollte die AIF-Kapitalverw'al- 
timgsgesellschaft oder die Verw'altimg des betreffenden AIF 
durch die geplante Änderung gegen dieses Gesetz verstoßen, 
so teilt die Bimdesanstalt derÄJF-Jvapitalverwaltimgsgesell- 
schaft miverzüglich mit. dass sie die Ändenmg nicht durch- 
fiüuen darf. Wird eine geplante Ändenmg imgeachtet der 
Sätze 1 und 2 durchgefiilirt oder ftilirt eine durch einen imvor- 
hersehbaren Umstand ausgelöste Ändenmg dazu, dass die 
AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft oder die Verwaltimg 
des betreffenden AIF durch diese Ändenmg nmmielir gegen 
dieses Gesetz verstößt, so ergreift die Bimdesanstalt alle ge- 
botenen Maßnalmien gemäß § 5 emscliließhch der ausdrück- 
lichen Untersagmig des Vertriebs des betreffenden AIF. 


§317 

Zulässigkeit des Vertriebs von EU-AIF 
oder von ausländischen AIF an Privatanleger 

(1) Der Vertrieb von EU-AIF imd ausländischen AIF 
durch eine EU-AIF- Verw'altungsgesellschaft oder eine aus- 
ländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft an Privatanleger im 
Geltimgsbereich dieses Gesetzes ist nur zulässig, w’emi 

1 . der AIF und seine Verw'altungsgesellschaft im Staat ihres 
gemeinsamen Sitzes einer wirksamen öffentlichen Auf- 
sicht zum Schutz der Anleger imterüegen; 

2. die zuständigen Aufsichtsstellen des Sitzstaates zu einer 
nach den Erfahrungen der Bimdesanstalt befiiedigenden 
Zusaiimienarbeit mit der Bmidesanstalt entsprechend den 
§§ 9 imd 10 bereit sind; 

3 . die AIF-Verw'altmigsgesellschaft mid die Verwaltmig des 
angezeigten AIF durch sie den AnfordeiTuigen der Richt- 
linie 2011/61/EU entsprechen; 

4. die AIE-Verw'altimgsgesellschaft der Bmidesanstalt ein 
inländisches Kreditinstitut oder eine zuverlässige, fach- 
lich geeignete Person mit Sitz oder Wolmsitz im Gel- 
tmigsbereich dieses Gesetzes als Repräsentanten benermt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Bei einer Änderung der nach Absatz 1 übermittelten 
Angaben oder Unterlagen teilt die AIF-Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaft der Bimdesanstalt diese Ändenmg scliriftlich 
mit mid übermittelt der Bimdesanstalt gegebenenfalls zeit- 
gleich aktualisierte Angaben imd Unterlagen. Geplante Än- 
derungen sind mindestens 20 Arbeitstage vor Durclifülmmg 
der Ändenmg mitzuteilen, imgeplante Änderungen unver- 
züghch nach deren Eintreten. Sollte die AIF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaft oder die Verwaltimg des betreffenden ÄIF 
durch die geplante Ändenmg gegen dieses Gesetz verstoßen, 
so teilt die Bimdesanstalt derÄIF-Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft miverzüghch mit. dass sie die Änderung nicht durch- 
füliren darf. Wird eine geplante Ändenmg imgeachtet der 
Sätze 1 bis 3 dmchgeftüirt oder fUlirt eine durch einen unvor- 
hersehbaren Umstand ausgelöste Änderung dazu, dass die 
AIF-Kapitalverw’altimgsgesellschaft oder die Verwaltmig 
des betreffenden AIF durch diese Ändenmg nmmielir gegen 
dieses Gesetz verstößt, so ergreift die Bmidesanstalt alle ge- 
botenen Maßnalmien gemäß § 5 einscliließlich der ausdrück- 
lichen Untersagmig des Vertriebs des betr effenden AIF. 

(5) Betrifft die Änderung nach Absatz 4 einen wichti- 
gen neuen Umstand oder eine wesentliche Unrichtigkeit 
in Bezug auf die im Verkaufsprospekt eines geschlosse- 
nen inländischen Publikums-AIF enthaltenen Angaben, 
die die Beurteilung des luvestmeutvermögens oder der 
AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft beeinflussen könn- 
ten, so ist diese Änderung auch als Nachtrag zum Ver- 
kaufsprospekt, der den Empfänger des Widerrufs be- 
zeichnen sowie einen Hinweis, wo der Nachtrag zur 
kostenlosen Ausgabe bereitgehalten wird, und an heiwor- 
gehobener Stelle auch eine Belehrung über das Wider- 
rufsrecht enthalten muss, unverzüglich im Bundesanzei- 
ger und in einer hinreichend verbreiteten Whischafts- 
oder Tageszeitung oder in den im Verkaufsprospekt zu 
bezeichneten elektronischen Informationsmedien zu ver- 
öffentlichen. 

§317 

Zulässigkeit des Vertriebs von EU-AIF 
oder von ausländischen AIF an Privatanleger 

(1) Der Vertrieb von EU-AIF mid ausländischen AIF 
dmch eine EU-AIF- Verw'altimgsgesellschaft oder eine aus- 
ländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft an Privatanleger im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ist nur zulässig, weim 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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die liinreichend ausgestattet ist. mn die Compliance- 
Fiuiktioii entsprechend § 57 Absatz 3 Satz 3 walinielmien 
zu kömien; 

5. eine Verwalirstelle die Gegenstände des AIF in einer 
Weise sichert, die den Vorsclniften der §§80 bis 90 ver- 
gleichbar ist; 

6. ein oder melirere inländische Kreditinstitute oder inlän- 
dische Zweigniederlassimgen von Kreditinstituten init 
Sitz ini Ausland als Zahlstellen benamit werden, über 
welche von den Anlegern geleistete oder für sie be- 
stimmte Zalilimgen geleitet werden kömien; werden Zah- 
huigen imd Überweisimgen über eine Zalilstelle geleitet, 
so ist sicherzustellen, dass die Beträge imverzüghch an 
das in § 83 Absatz 6 genamite Geldkonto oder an die 
Anleger weitergeleitet werden; 

7. die Anlagebedingimgen. die Satzung oder der Gesell- 
schaftsvertrag 

a) bei offenen AIF die Mindestinlialte nach § 162 mid 
gegebenenfalls 

aa) bei mit Sonstigen Investmentvemiögen ver- 
gleichbaren AIF die Angaben nach § 224 Absatz 3, 

bb) bei mit Dach-Hedgefonds vergleichbaren AIF die 
Angaben nach § 229, 

cc) bei mit Inunobilien-Sondeivennögen vergleich- 
baren AIF die Angaben nach § 256 Absatz 2 

aufw'eisen. 

b) bei geschlossenen AIF die Mindestinlialte nach § 266 
aufw'eisen. 

c) Regehmgen enthalten, die bei offenen AIF die Einhal- 
timg der Vorschriften m den §§ 192 bis 213 oder den 
§§ 218. 219 oder den §§ 220, 221,222 oder § 225 oder 
den §§ 230 bis 246, 252 bis 254, 258 bis 260 imd bei 
gesclilosseneu AIF die Einlialtimg der Vorschriften in 
den §§261 bis 265 sicherstellen. 

d) vorsehen, dass die zum AIF gehörenden Vemiögens- 
gegenstände nicht verpfändet oder sonst belastet, zur 
Sichenmg übereignet oder zur Sichenmg abgetreten 
werden dürfen, es sei demi. es werden für den AIF Kre- 
dite miter Berücksichtigung der Anfordenmgen nach 
den §§ 199, 221 Absatz 6, nach § 254 aufgenonmien. 
einem Dritten Optionsrechte emgeräimit oder Wertpa- 
pierpensionsgeschäfte nach § 203 oder Finanztennin- 
koiitrakte. Devisentenninkontrakte. Swaps oder ähnh- 
che Gescliäfte nach Maßgabe des § 197 abgesclilossen. 

e) bei offenen AIF mit Ausnalmie von offenen Inunobi- 
lien-Investmeuti'ennögen vorsehen, dass die Anleger 
täghch die Auszalüimg des auf den Anteil oder die 
Aktie entfallenden Vermögensteils verlangen kömien. 
es sei deim. sie sehen bei mit Sonstigen Invest- 
uientvemiögeii l ergleichbaren AIF Regelmigen ent- 
sprechend § 223 Absatz 1, bei mit Sonstigen Invest- 
uientvemiögen mit Anlagemögliclikeiten entspre- 
chend § 222 Absatz 1 vergleichbaren AIF Regehmgen 
entsprechend § 223 Absatz 2 oder bei mit Dach- 
Hedgefonds vergleichbaren AIF Regehmgen entspre- 
chend § 227 vor. 
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5. unverändert 

6. unverändert 


7. die Anlagebedingimgen. die Satzung oder der Gesell- 
schaftsvertrag 

a) bei offenen AIF die Mindestinhalte nach § 162 mid 
gegebenenfalls 

aa) bei mit Sonstigen Investmentvemiögen ver- 
gleichbaren AIF die Angaben nach § 224 Absatz 2. 

bb) unverändert 
cc) unverändert 

aufw'eisen. 

b) unverändert 

c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 
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f) bei init Imuiobihen-Sonder\ ennögeii vergleichbaren 
hivestuientvemiögen eine Regehmg entsprechend 
den §§ 255, 257 vorsehen, 

g) bei gesclilossenen AIF vorsehen, dass die Anleger zu- 
mindest am Ende der Laufzeit die Auszalilmig des auf 
den Anteil oder die Aktie entfallenden Vermögens- 
teils verlangen kömien. 

h) Regehmgen enthalten, die sicherstellen, dass die Be- 
wertimg des AIF bei offenen AIF in einer den §§168 
bis 170, 216 und 217, bei mit Inmiobilien-Sondeiver- 
mögen vergleichbaren AIF imter Berücksichtigmig 
der Sonderregelmig in den §§ 248 bis 251 imd bei ge- 
sclilossenen AIF in einer den §§ 271 imd 272 entspre- 
chenden Weise erfolgt. 

i) vorsehen, dass eine Kostenvorausbelastung nach 
Maßgabe des § 304 eingescliränkt ist imd dass im Jah- 
resbericht luid gegebenenfalls in den Halbjaliresbe- 
richten die Angaben gemäß § 101 Absatz 2 Nmnmer 4 
zu machen sind. 

j) bei gesclilossenen AIF zudem vorsehen, dass die Bil- 
dmig von Teilinvestmentvermögen mid Master-Fee- 
der-Konstruktionen ausgesclilossen ist; 


f) unverändert 


g) unverändert 


h) unverändert 


i) unverändert 


j) unverändert 


8. die in § 297 Absatz 2 bis 7, 9 mid 10, in den §§ 299 bis 8. unverändert 
301, 303 Absatz 1 mid3midin§ 3 1 8 genamiten Pflichten 
zur Unterrichtimg der am Eiwerb eines Anteils oder einer 
Aktie Interessierten oder des Anlegers ordnimgsgemäß 
erftillt w'erden. 


(2) Sofern es sich bei dem angezeigten AIF um einen aus- (2) unverändert 
ländischen AIF handelt, der von einer ausländischen AIF- 
Verwaltungsgesellschaft verwaltet wird, ist der Vertrieb nur 
zulässig, wenn zusätzlich folgende Anforderungen erfüllt 
sind: 


1 . Es bestehen geeignete Vereinbanmgen über die Zusam- 
menarbeit zwischen der Bimdesanstalt imd den für die 
Aufsicht zuständigen Stellen des Drittstaates, in dem der 
ausländische AIF und die ausländische AIF- Verwal- 
tungsgesellschaft iliren Sitz haben; die Vereinbanmgen 
müssen 

a) der Überw'achimg von Systeimisiken dienen. 

b) im Einklang mit den internationalen Standards und 
den Artikeki 113bisll5 der Verordnung (EU) Nr. . . . / 
2013 [Level-2-Richtlinie 2011/61/EU] stehen imd 

c) einen wirksamen Infonnationsaustausch gewährleis- 
ten. der es der Bundesanstalt ennöglicht. ilue in § 5 
festgelegten Aufgaben zu erfüllen. 

2. Der Herkmrffsstaat des angezeigten AIF steht nicht auf 
der Liste der nicht kooperativen Länder imd Gebiete, die 
von der Arbeitsgruppe „Finanzielle Maßnahmen gegen 
die Geldwäsche mid die TeiTorismusfinanzienmg“ aufge- 
stellt w^irde. 


3. Der Herkunffsstaat des angezeigten AIF hat mit der Bim- 
desrepublik Deutscliland eine Vereinbanmg miterzeich- 
net. die den Normen gemäß Artikel 26 des OECD-Mus- 
terabkommens zur Vemieidmig der Doppelbesteuenmg 
von Einkommen imd Vennögen vollständig entspricht 
imd einen wirksamen Informationsaustausch in Steueran- 
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gelegeiilieiteii. gegebenenfalls einschließlich multilatera- 
ler Abkonuuen über die Besteueiimg. gewäluleistet. 

(3) Ist der angezeigte AIF ein Feeder- AIF, müssen zusätz- 
lich zu den Anforderungen nach Absatz 1 mid gegebenen- 
falls nach Absatz 2 in Bezug auf den Feeder- AIF zumindest 
folgende Anforderungen erfüllt sein: 

1 . der Master- AIF luid dessen Verw'altungsgesellschaft 
müssen denselben Herkmiftsstaat haben wie der Feeder- 
AIF imd dessen Verw'altungsgesellschaft. 

2. die Anlagebedingimgen. die Satzung oder der Gesell- 
schaftsvertrag des Master-AJF müssen Regelimgen ent- 
halten. die die Einhaltung der Vorscluiften der §§ 220, 
221 mid 222 sicherstellen. 

3. der Master- AIF imd dessen Verw'altimgsgesellschaft 
müssen die Voraussetzmigen der §§317 bis 319 erftillen 
mid das Anzeigeverfaliren gemäß § 320 erfolgreich abge- 
schlossen haben. 

4. die Anlagebedingmigen oder die Satzmig des Feeder- AIF 
müssen eine Bezeiclmmig des Master-AJF enthalten, m 
dessen Anteile oder Aktien mindestens 85 Prozent des 
Wertes des Feeder- AIF angelegt werden mid gewälirleis- 
ten. dass die Anleger in einer Art mid Weise geschützt 
werden, die mit den Vorscluiften dieses Gesetzes in Be- 
zug auf Master-Feeder-Konsüuktionen im Bereich der 
Publikimisinvestmentveraiögen vergleichbar ist. 

5. die in § 1 75 vorgesehenen Vereinbarmigen wwden abge- 
schlossen. 

(3) unverändert 

§318 

Vei'kaufsprospekt und wesentliche 
Anlegeiinformationen beim Vertrieb von EU-AIF 
oder von ansländischen AIF an Privatanleger 

(1) Der Verkaufsprospekt des EU-ACF oder des ausländi- 
schen AIF muss mit einem Datum versehen sein mid alle An- 
gaben enthalten, die ztmi Zeitpunkt der Antragstellmig für 
die BemteUmig der Anteile oder Aktien des EU-AIF oder 
des ausländischen AIF von wesentlicher Bedeutung sind. Er 
muss zumindest die in § 165 Absatz 2 bis 7 imd 9 geforderten 
Angaben enthalten. Der Verkaufsprospekt eines gesclilosse- 
nen AIF muss keine Angaben entsprechend § 165 Absatz 3 
Nummer 2 mid Absatz 4 bis 7, dafiir aber Angaben entspre- 
chend § 269 Absatz 2 Nununer 2 mid 3 mid Absatz 3 sowie 
einen Hinw'eis enthalten, wie die Anteile oder Aktien über- 
tragen W'erden köimen mid gegebenenfalls einen Hinw'eis. in 
welcher Weise ilue fi'eie Handelbarkeit emgescluänkt ist. 
Der Verkaufsprospekt eines Feeder-AIF muss zusätzlich die 
Angaben nach § 173 Absatz 1 enthalten. Darüber hinaus 
muss der Verkaufsprospekt eures EU-AIF oder ausländi- 
schen AIF insbesondere Angaben enthalten 

1 . über Name oder Finna. Rechtsfonii. Sitz mid Höhe des 
gezeiclmeten mid eingezalilten Kapitals (Grmid- oder 
Stanmikapital abzüghch der ausstehenden Einlagen zu- 
züglich der Rücklagen) des EU-AIF oder des auslän- 
dischen AIF, der AIF-Verw'altmigsgesellschaft. des 
Unternehmens, das den Vertrieb der Anteile oder Aktien 
im Geltmigsbereich dieses Gesetzes übernommen hat 
(Vertriebsgesellschaft), mid der Verwalustelle. 

§318 

Verkaufsprospekt und wesentliche 
Anlegerinformationen beim Vertrieb von FU-AIF 
oder von ausländischen AIF an Privatanleger 

(1) unverändert 
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2. über Name oder Firma. Sitz imd Ansclirift des Repräsen- 
tanten imd der Zalilstellen. 

3. über die Voraussetzmigen imd Bedingiuigen. zu denen 
die Anleger die Auszalilimg des auf den Anteil oder die 
Aktie entfallenden Veimögensteils verlangen kömien so- 
wie über die für die Auszalilung zuständigen Stellen. 

Der Verkaufsprospekt muss ferner ausdrückliche Hinw’eise 
darauf enthalten, dass der EU-AIF oder der ausländische AJF 
imd seine Verwaltimgsgesellschaft nicht einer staatlichen 
Aufsicht durch die Bmidesanstalt unterstehen. Die Bimdes- 
anstalt kaim verlangen, dass in den Verkaufsprospekt weitere 
Angaben aufgenonmien werden, wemi sie Grund zu der An- 
nahme hat. dass die Angaben füi' den Erw'erber erforderlich 
sind. 

(2) Der Verkaufsprospekt von EU-AIF mid ausländischen 
AIF, die liinsichtlich ilirer Anlagepolitik Anfordenmgen im- 
terliegen. die denen von Dach-Hedgefonds nach § 225 Ab- 
satz 1 imd 2 vergleichbar sind, muss darüber liinaus Angaben 
entsprechend den in § 228 genaimten Angaben entlialten. 
Der Verkaufsprospekt von EU-AIF oder ausländischen AIF, 
die liinsichtlich ilirer Anlagepolitik Anfordenmgen miter- 
liegen. die denen von Sonstigen Sonden'ennögen nach den 
§§ 220, 221, 222 vergleichbar sind, muss darüber liinaus 
Angaben entsprechend den in § 219 Absatz 1 genaimten 
Angaben entlialten. Der Verkaufsprospekt von EU-AIF oder 
ausländischen AIF, die hinsichtlich ilirer Anlagepolitik An- 
fordenmgen miterliegen, die denen von lumiobilien-Sonder- 
venuögen nach § 230 vergleichbar sind, muss darüber liinaus 
Angaben entsprecheiid den Angaben nach § 256 Absatz 1 
enthalten. 

(3) Für EU-AIF- Verw^altmigsgesellschaften oder auslän- 
dische AIF-Verw'altmigsgesellscliaften. die nach der Richth- 
lüe 2003/71/EG einen Prospekt zu veröffentlichen haben, 
bestinmien sich die in diesen Prospekt aufzimehmenden 
Mindestangabeii nach dem Wertpapierprospektgesetz imd 
der Verordnung (EG) Nr. 809/2004. Enthält dieser Prospekt 
zusätzlich die in den Absätzen 1 imd 2 geforderten Angaben, 
muss dartiber hinaus kein Verkaufsprospekt erstellt werden. 
Die Absätze 4 und 6 gelten entsprechend. 

(4) Außerdem ist dem Verkaufsprospekt als Anlage beizu- 
fügen: 

1 . ein Jaliresbericht nach § 299 Absatz 1 Nmmner 3, dessen 
Stichtag nicht länger als 16 Monate zurückhegen darf, 
imd 

2. bei offenen AIF, weim der Stichtag des Jaluesberichts 
länger als acht Monate zurückliegt, auch ein Halbjahres- 
bericht nach § 299 Absatz 1 Nimmier 4. 

(5) Für EU-AIF und ausländische AIF suid w'esentliche 
Anlegerinfomiationen zu erstellen. Für offene EU-AIF mid 
offene ausländische AIF gilt § 166 Absatz 1 bis 5 mid für 
gesclilossene EU-AIF mid gesclilossene ausländische AIF 
gilt § 270 entsprechend. Für die wesentlichen Anlegerin- 
formationen von EU-AIF und ausländischen AJF, die himio- 
bilien-Sondeivennögen entsprechen, sind die Anfordenm- 
gen nach § 166 Absatz 6 mid von EU-AIF mid ausländischen 
AIF, die Dach-Hedgefonds nach § 220 entsprechen, sind die 
Anfordenmgen nach § 166 Absatz 7 zu beachten. 
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(2) Der Verkaufsprospekt von EU-AIF imd ausländischen 
AIF, die liinsichtlich ilirer Anlagepolitik Anfordenmgen mi- 
terliegen. die denen von Dach-Hedgefonds nach § 225 Ab- 
satz 1 mid 2 vergleichbar sind, muss darüber liinaus Angaben 
entsprechend den in § 228 genaimten Angaben enthalten. 
Der Verkaufsprospekt von EU-AIF oder ausländischen AIF, 
die liinsichtlich ilirer Anlagepolitik Anfordenmgen miter- 
liegen. die denen von Sonstigen Sonden'emiögen nach den 
§§ 220, 221, 222 vergleichbar sind, muss darüber liinaus 
Angaben entsprechend den in § 224 Absatz 1 genaimten 
Angaben enthalten. Der Verkaufsprospekt von EU-AIF oder 
ausländischen AIF, die huisichtlich ilirer AiJagepohtik An- 
fordenmgen miterliegen, die denen von Inmiobilien-Sonder- 
vemiögen nach § 230 vergleichbar sind, muss darüber liinaus 
Angaben entsprechend den Angaben nach § 256 Absatz 1 
enthalten. 

(3) unverändert 


(4) Außerdem ist dem Verkaufsprospekt als Anlage beizu- 
fügeii: 

1 . ein Jaliresbericht nach § 299 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 
dessen Stichtag nicht länger als 16 Monate zurückliegen 
darf, mid 

2. bei offenen AIF, weim der Stichtag des Jaliresberichts 
länger als acht Monate zurückhegt, auch ein Halbjahres- 
bericht nach § 299 Absatz 1 Satz 1 Nmnmer 4. 

(5) Für EU-AIF mid ausländische AIF sind w'esentliche 
Anlegerinfomiationen zu erstellen. Für offene EU-AIF mid 
offene ausländische AIF gilt § 166 Absatz 1 bis 5 mid für 
gesclilossene EU-AJF mid gesclilossene ausländische AIF 
gilt § 270 entsprechend. Für die wesentlichen Anlegerin- 
fomiationen von EU-AIF mid ausländischen AIF, die Inmio- 
bihen-Sonden'^emiögen entsprechen, smd die Anfordenm- 
gen nach § 1 66 Absatz 6 mid von EU-AIF imd ausländischen 
AIF, die Dach-Hedgefonds nach § 225 entsprechen, sind die 
Anfordermigen nach § 166 Absatz 7 zu beachten. 
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(6) Die wesentlichen Anlegerinfonnationen sow'ie Anga- 
ben von wesentlicher Bedeutimg im Verkaufsprospekt sind 
auf dem neusten Stand zu halten. Bei gesclilossenen AIF mit 
einer eiimialigen Vertriebsphase gilt dies niu' für die Dauer 
der Vertriebsphase. 

§319 

Vertretung der Gesellschaft, Gerichtsstand 
beim Vertrieb von EU-AIF oder von ausländischen 
AIF an Privatanleger 

(1) Der Repräsentant vertritt den EU-AIF oder ausländi- 
schen AIF gerichtlich mid außergerichthch. Er ist ermäch- 
tigt. für die AIF-Verw'altungsgesellschaft imd die Vertriebs- 
gesellschaft bestimmten Schriftstücke zu empfangen. Diese 
Befugnisse körnten nicht bescliränkt werden. 

(2) Für Klagen gegen einen EU-AIF oder einen ausländi- 
schen AIF, eine AIF-Verw’altungsgesellschaft oder eine Ver- 
triebsgesellschaft. die zmn Vertrieb von Anteilen oder Ak- 
tien an EU-AIF oder ausländischen AIF an Piivatanleger im 
Geltimgsbereich dieses Gesetzes Bezug haben, ist das Ge- 
richt zuständig, üi dessen Bezirk der Repräsentant seinen 
Wohnsitz oder Sitz hat. Dieser Gerichtsstand kaim durch 
Vereinbarung nicht ausgeschlossen werden. 

(3) Der Name des Repräsentanten und die Beendigung 
semer Stelhuig sind von der Bmidesanstalt im Bimdesanzei- 
ger bekamit zu machen. Entstehen der Bmidesanstalt dmch 
die Bekamitmaclumg nach Satz 1 Kosten, so smd ihr diese 
Kosten zu erstatten. 

§320 

Anzeigepflicht beim beabsichtigten Vertrieb von EU-AIF 
oder von ausländischen AIF an Privatanleger im Inland 

(1) Beabsichtigt eine EU-AIF-Vetwaltungsgesellschaft 
oder eine ausländische AIF-Veiwaltimgsgesellschaft. Anteile 
oder Aktien an einem von ilir verw'alteten EU-AIF oder an ei- 
nem ausländischen AIF im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
an Privatanleger zu vertreiben, so hat sie dies der Bimdesan- 
stalt anzuzeigen. Das Anzeigeschreiben muss folgende An- 
gaben mid Unterlagen ui jeweils geltender Fassimg enthalten: 

1 . bei der Anzeige 

a) einer EU-AIF- Verwaltimgsgesellschaft oder ab dem 
Zeitpmikt. auf den in § 295 Absatz 2 Nummer 1 ver- 
wiesen w'ird. einer ausländischen AIF-Veiwaltmigs- 
gesellschaft eme Bescheinigmig der zuständigen 
Stelle ihres Herkimftsmitgliedstaates oder ihres Re- 
ferenzmitgliedstaates hl euier ui der internationalen 
Finanzw'elt gebräuclilichen Sprache, dass die AIF- 
Veiw'altungsgesellschaft mid die Verwaltung des AIF 
dmch diese der Richtluiie 2011/61/EU entsprechen. 

b) euier ausländischen AIF -Verw'altmigsgesellschaft vor 
dem Zeitpmikt. auf den ui § 295 Absatz 2 Nimuner 1 
verwiesen wird. Angaben mid Unterlagen entspre- 
chend § 22 Absatz 1 Nmiuiier 1 bis 9 mid 13; 

2. alle wesentlichen Angaben zmn Repräsentanten, zm Ver- 
wahrstelle mid zur Zaldstelle sowie die Bestätigmigen 
des Repräsentanten, der Verwalu'stelle mid der Zahlstelle 
über die Übenialmie dieser Fmiktionen: Angaben zm 
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§319 

unverändert 


§320 

Anzeigepflicht beim beabsichtigten Vertrieb von EU-AIF 
oder von ausländischen AIF an Privatanleger im Inland 

(1) Beabsichtigt eure EU-AIF- Verwaltungsgesellschaft 
oder ehie ausländische AIF-Verwaltungsgesellscliaft. Anteile 
oder Aktien an einem von ilir verw'alteten EU-AIF oder an ei- 
nem ausländischen AIF im Geltimgsbereich dieses Gesetzes 
an Privatanleger zu vertreiben, so liat sie dies der Bmidesan- 
stalt anzuzeigen. Das Aiizeigesclireiben muss folgende An- 
gaben mid Unterlagen hi jew'eils geltender Fassimg enthalten: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Verw'ahrstelle sind niu' insoweit erforderUcli. als sie von 
der Bescheinigiuig nach Nuinnier 1 Buchstabe a nicht 
erfasst werden; 

3. die Anlagebedmgimgen. die Satzimg oder den Gesell- 
schaftsvertrag des EU-AIF oder ausländischen AIF, sei- 
nen Geschäftsplan, der auch die wesentlichen Angaben 
zu Semen Organen enthält, sowie den Verkaufsprospekt 
imd die wesentliche Anlegerinfonnationen imd alle w'ei- 
teren für den Anleger verfügbaren hifonnationen über 
den angezeigten AIF sowie wesentliche Angaben über 
die für den Vertrieb un Geltimgsbereich dieses Gesetzes 
vorgesehenen Vertriebsgesellschaften: 

4. den letzten Jaliresbericht. der den Anfordenmgen des 
§ 299 Absatz 1 Nmnnier 3 entsprechen muss. imd. wemi 
der Stichtag des Jaliresberichts länger als acht Monate 
zurückhegt imd es sich nicht mn emen geschlossenen 
AIF handelt, auch der anscliließende Halbjaliresbericht. 
der den Anforderungen des § 299 Absatz 1 Nimmier 4 
entsprechen muss; der Jaliresbericht muss mit dem Bestä- 
tigimgsvemierk eines Wirtschaftsprüfers versehen sein; 

5. die festgestellte Jalnesbilanz des letzten Geschäftsjahres 
nebst Gewinn- mid Verlustreclmung (Jaliresabsclduss) 
der Verwaltimgsgesellscliaft. die mit dem Bestätigimgs- 
vemierk emes Wirtschaftspiüfers versehen sem muss; 

6. Angaben zu den Vorkelmmgen für den Vertrieb des ange- 
zeigten AIF; 

7. die Erklänmg der EU-AIF-Verw'altmigsgesellschaft oder 
der ausländischen AIF-Verwultmigsgesellschaft. dass sie 
sich verpflichtet. 

a) der Bundesanstalt den Jahi'esabschluss der Verw’al- 
tmigsgesellschaft und den nach § 299 Absatz 1 Num- 
mer 3 zu veröffentlichenden Jaliresbericht spätestens 
sechs Monate nach Ende jedes Geschäftsjahres sowie 
fiir offene AIF zusätzlich den nach § 299 Absatz 1 
Nimmier 4 zu veröffentlichenden Halbjahresbericht 
spätestens drei Monate nach Ende jedes Geschäfts- 
halbjalires eumueicheu; der Jahresabschluss und der 
Jaliresbericht müssen mit dem Bestätigungsvemierk 
eines Wirtschaftsprüfers versehen sein: 

b) die Biuidesanstalt über alle wesentlichen Ändenmgen 
von Umständen, die bei der Veitriebsanzeige ange- 
geben worden smd oder die der Bescheuiigiuig der 
zuständigen Stelle nach Nimmier 1 Buchstabe a zu- 
gnmde liegen, gemäß Absatz 3 zu imterrichten und 
die Ändeiungsangaben naclizuweisen; 

c) der Bundesanstalt auf Verlangen über ilire Geschäfts- 
tätigkeit Auskunft zu erteilen imd Unterlagen vorzu- 
legen; 

d) auf Verlangen der Biuidesanstalt den Emsatz von Le- 
verage auf den von der Bmidesanstalt geforderten 
Umfang zu bescliränken oder einzustellen mid 

e) falls es sich mn eine ausländische AIF- Verwaltungs- 
gesellschaft handelt, gegenüber der Bmidesanstalt die 
Berichtspflichten nach § 35 zu erfüllen: 
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3. unverändert 


4. den letzten Jaliresbericht. der den Anfordenmgen des 
§ 299 Absatz 1 Satz 1 Nimmier 3 entsprechen muss. und. 
w'emi der Stichtag des Jaliresberichts länger als acht 
Monate zmückliegt mid es sich nicht imi einen geschlos- 
senen AIF handelt. auch der anscliließende Halbjaliresbe- 
richt. der den Anfordenmgen des § 299 Absatz 1 Satz 1 
Nmmiier 4 entsprechen muss; der Jaliresbericht muss mit 
dem Bestätigimgsveraierk emes Wirtschaftsprüfers ver- 
sehen sein; 

5. unverändert 


6. unverändert 

7. die Erklänmg der EU-AIF-Verw'altimgsgesellschaft oder 
der ausländischen AIF-Verw'altungsgesellschaft. dass sie 
sich verpflichtet. 

a) der Bmidesanstalt den Jahresabschluss der Verw'al- 
tmigsgesellschaft mid den nach § 299 Absatz 1 Satz 1 
Nimmier 3 zu veröffentlichenden Jahresbericht spätes- 
tens sechs Monate nach Ende jedes Geschäftsjalires 
sowie für offene AIF zusätzlich den nach § 299 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nimmier 4 zu veröffentlichenden Halb- 
jaliresbericht spätestens drei Monate nach Ende jedes 
Gescliäftshalbjalires euizureichen; der Jahresab- 
scliluss mid der Jaliresbericht müssen mit dem Bestäti- 
gmigsvemierk eines Wirtschaftsprüfers versehen sein; 

b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 
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8. den Nachweis über die Zalilung der Gebühr für die An- 
zeige; 

9. alle wesentlichen Angaben imd Unterlagen, aus denen 
her\'orgeht. dass der ausländische AIF imd seine Ver- 
waltiuigsgesellschaft in dem Staat, in dem sie ilnen Sitz 
haben, eurer wirksamen öffentlichen Aufsicht ziun 
Schutz der Anleger unterhegen; 

10. gegebenenfalls die nach § 175 erforderhchen Vereinba- 
nmgen für Master-Feeder-Stmkturen. 

Fremdspracliige Unterlagen sind mit einer deutschen Über- 
setzung vorzirlegen. 

(2) § 3 1 6 Absatz 2 mid 3 ist mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, dass es statt „AEF-Kapitalverw'altungsgeseU- 
schaft“ „EU-AIF-Verw'altungsgesellschaft oder ausländi- 
sche AJF-Verw'altimgsgeseUschaft“ heißen muss imd dass 
die in § 3 16 Absatz 3 Satz 1 genaimte Frist bei der Anzeige 

1 . einer EU-AIF-Verw'altmigsgesellschaft oder ab dem Zeit- 
pimkt. auf den in § 295 Absatz 2 Nimuner 1 verw'iesen 
wird, einer ausländischen AJF-Verw'altmigsgesellschaft 
drei Monate. 

2. eurer ausländischen AIF-Verw'altungsgesellschaft vor 
dem Zeitpmikt. auf den in § 295 Absatz 2 Nimuner 1 ver- 
wiesen wird, sechs Monate 

beträgt. 

(3) Hat die anzeigende ausländische AJF-Verw'altmrgsge- 
sellschaft im Sume von Absatz 1 Buchstabe b bereits einen 
AIF zrmr Vertrieb an Privatanleger uu Geltimgsbereich die- 
ses Gesetzes nach Absatz 1 Satz 1 angezeigt, so prüft die 
Bimdesanstalt bei der Anzeige eures weiteren AIF der glei- 
chen Art nicht erneut das Vorliegen der Voraussetzimgen 
nach § 317 Absatz 1 Satz 1 Nimuner 1 imd 3, weiur die an- 
zeigende AIF-Verwaltimgsgesellschaft im Anzeigeschreiben 
versichert, dass in Be 2 mg auf die Anforderungen nach § 3 1 7 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 imd 3 seit der letzten Anzeige 
keine Änderungen erfolgt sind. In diesem Fall müssen die in 
§ 22 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 genamrten Angaben nicht ein- 
gereicht werden mrd die irr Absatz 2 Buchstabe b genaimte 
Frist beträgt drei Monate. 

(4) § 316 Absatz 4 Satz 1 und 2 ist mit der Maßgabe ent- 
sprechend anzuwenden, dass es statt ,AIF-Kapitalverwal- 
timgsgesellschaft“ „EU-AIF-Verw'altungsgesellschaft oder 
ausländische AIF-Verwaltimgsgesellschaft“ heißen muss. 
Wird eure geplante Änderung migeachtet von § 3 16 Absatz 4 
Satz 1 und 2 durchgeftilut oder ftüul eine durch einen im- 
vorhersehbaren Umstand ausgelöste Ändenmg dazu, dass 
die EU-AIF-Verwaltungsgesellschaft. ausländische AIF- 
Verwaltmigsgesellschaft oder die Verwaltung des betreffen- 
den AIF durch die EU-AJF-Verw'altmrgsgeseUschaft oder die 
ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaft gegen dieses Ge- 
setz verstößt, so ergreift die Bmrdesanstalt alle gebotenen 
Maßnalunen eursclrließlich der ausdrücklichen Untersagmig 
des Vertriebs des betreffenden AIF. 

Unterabscluiitt 2 

Anzeigeverfaluen für' den Vertrieb 
von AIF an senriprofessionelle Anleger 
mrd professionelle Anleger im Inland 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 


10. unverändert 

Fremdspracliige Unterlagen sind mit einer deutschen Über- 
setzmig vorzulegen. 

(2) unverändert 


(3) Hat die anzeigende ausländische AIF-Verwaltmigsge- 
sellschaft im Süure von Absatz 1 Buchstabe b bereits euren 
AIF zmir Vertrieb an Privatanleger im Geltimgsbereich die- 
ses Gesetzes nach Absatz 1 Satz 1 angezeigt, so prüft die 
Bundesanstalt bei der Anzeige eines weiteren AIF der glei- 
chen Art nicht erneut das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 317 Absatz 1 Satz 1 Nimuner 1 imd 3, wemr die an- 
zeigende AIF-Verw'altimgsgesellschaft im Anzeigeschreiben 
versichert, dass in Bezug auf die Anfordenmgen nach § 317 
Absatz 1 Satz 1 Nimmier 1 imd 3 seit der letzten Anzeige 
keine Änderungen erfolgt sind. In diesem Fall müssen die in 
§ 22 Absatz 1 Nimmrer 1 bis 9 genaiurten Angaben nicht ein- 
gereicht w^erden imd die in Absatz 2 Nummer 2 genaimte 
Frist beträgt drei Monate. 

(4) § 3 1 6 Absatz 4 Satz 1 bis 3 ist mit der Maßgabe entspre- 
chend anzuw^enderr. dass es statt ,AIF-Kapitalverwaltungsge- 
sellschaft“ ,£U-AIF- Verwaltungsgesellschaft oder auslän- 
dische AIF-Verw'^altimgsgesellschaft" heißen muss. Wird eine 
geplante Ändenmg imgeachtet von § 316 Absatz 4 Satz 1 
bis 3 durchgefülrrt oder ftürrt eure diucli einen unvorhersehba- 
ren Umstand ausgelöste Änderung dazu, dass die EU-AIF- 
Verw'altungsgesellschaft. ausländische AIF-Verw'altimgsge- 
sellschaft oder die Verwaltimg des betreffenden AIF durch die 
EU-AJF-Verw'altimgsgeseUsclraft oder die ausländische AIF- 
Verw'altungsgesellschaft gegen dieses Gesetz verstößt, so er- 
greift die Bimdesanstalt alle gebotenen Maßnalmren ein- 
sclrließhch der ausdrücklichen Untersagmig des Vertriebs des 
betrefifenden AIF. § 316 Absatz 5 gilt entsprechend. 

Unterabscluiitt 2 

Anzeigeverfaluen für' den Vertrieb 
von AIF an semiprofessionelle Anleger 
imd professionelle Anleger im Inland 
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§321 

Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalverwaltungs- 
gesellsrhaft beim beabsichtigten Vertrieb von EU-AIF 
oder von inländischen Spezial-AIF an semiprofessionelle 
nnd professionelle Anleger im Inland 

(1) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverw'altimgsgesell- 
schaft. Anteile oder Aktien an einem von ilir verw’alteten 
EU-AIF oder an einem von ilu' veiwalteten inländischen 
Spezial- ADF an semiprofessionelle oder professionelle Anle- 
ger im Geltimgsbereich dieses Gesetzes zu vertreiben, so hat 
sie dies der Bimdesanstalt anzuzeigen. Das Anzeigeschrei- 
ben muss folgende Angaben imd Unterlagen in jeweils gel- 
tender Fassiuig entlialten: 

1 . einen Geschäftsplan, der Angaben zmn angezeigten AIF 
sowie zu seinem Sitz enthält: 

2. die Anlagebedingmigen. die Satzung oder den Gesell- 
schaftsvertrag des angezeigten AIF; 

3 . den Namen der Verwahrstelle des angezeigten AIF; 

4. eine Besclireibung des angezeigten AIF luid alle für die 
Anleger verfügbaren Informationen über den angezeig- 
ten AIF; 

5. Angaben zmn Sitz des Master- AIF luid seiner Veiw’al- 
tmigsgesellschaft. falls es sich bei dem angezeigten AIF 
um einen Feeder-AIF handelt; 

6. alle in § 307 Absatz 1 genannten weiteren hifomiationen 
für jeden angezeigten AIF; 

7. Angaben zu den Vbrkehimigen. die getroffen wurden, imi 
zu verhindern, dass Anteüe oder Aktien des angezeigten 

AIF an Privatanleger vertrieben werden, insbesondere 
wenn die AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaff für die Er- 
bringmig von Wertpapierdienstleistungen fiu den ange- 
zeigten AIF auf unabhängige Untemelmien zurückgreift. 

Ist der EU-AIF oder der inländische Spezial-AIF, den die 
AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft an semiprofessionelle 
oder professionelle Anleger im Geltimgsbereich dieses Ge- 
setzes zu vertreiben beabsichtigt, ein Feeder-AIF, ist eine 
Anzeige nach Satz 1 nur zulässig, w'eim der Master-AIF 
ebenfalls ein EU-AIF oder ein inländischer AIF ist. der von 
einer EU-AIF -Verwaltmigsgesellschaft oder einer AIF-Ka- 
pitalverwaltmigsgesellschaft verw'altet wird. Andernfalls 
richtet sich das Anzeigeverfalmen ab dem Zeitpunkt, auf den 
in § 295 Absatz 2 Nummer 1 verwiesen w'ird. nach § 322 und 
vor diesem Zeitpmikt nach § 329. 

(2) Die Bmidesanstalt prüft, ob die gemäß Absatz 1 über- 
mittelten Angaben mid Unterlagen vollständig sind. Feh- 
lende Angaben mid Unterlagen fordert sie iimerhalb einer 

Frist von 20 Arbeitstagen als Ergänzmigsanzeige an. Mit 
Eingang der Eigänzungsanzeige begiimt die in Satz 2 ge- 
nannte Frist erneut. Die Ergänzmigsanzeige ist der Bmides- 
anstalt imierhalb von sechs Monaten nach der Erstattmig der 
Anzeige oder der letzten Ergänzmigsanzeige einzmeichen; 
andernfalls ist eine Mitteilmig nach Absatz 4 ausgescldos- 
sen. Die Frist nach Satz 3 ist eine Aussclilussfrist. Eine er- 
neute Anzeige ist jederzeit möglich. 

(3) hmeiiialb von 20 Arbeitstagen nach Eingang der voll- 
ständigen Anzeigemiterlagen nach Absatz 1 teilt die Biuides- 

§321 

unverändert 
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aiistalt der AIF-Kapitalveiwaltmigsgesellscliaft mit. ob diese 
mit dem Vertrieb des im Anzeigesclireiben genaimten AIF an 
semiprofessionelle luid professionelle Anleger im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ab sofort begiimen kami. Die Bimdes- 
anstalt kaiui imierhalb dieser Frist die Aufiialmie des Vertriebs 
mitersagen. wenn die AEF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
oder die Verwaltimg des angezeigten AIF diuch die AIF-Ka- 
pitalverw'altiuigsgesellscliaft gegen die Vorscliriften dieses 
Gesetzes oder gegen die Vorscliriften der Richtlinie 2011/61/ 

EU verstößt. TeUt sie der AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
entsprechende Beanstandmigen der eingereichten Angaben 
imd Unterlagen iimerlialb der Frist von Satz 1 mit. wird die in 
Satz 1 genaiuite Frist imterbrochen mid beginnt mit der Ein- 
reichung der geänderten Angaben imd Unterlagen erneut. Die 
AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschaft kami ab dem Datmn der 
entsprechenden Mitteilung nach Satz 1 mit dem Vertrieb des 
angezeigten AIF an semiprofessionelle imd professionelle 
Anleger im Geltungsbereich dieses Gesetzes begimien. Han- 
delt es sich imi einen EU- AIF, so teilt die Bimdesanstalt zu- 
dem den für den EU- AIF zuständigen Stellen mit. dass die 
AIF-Kapitalverwaltiuigsgesellschaft mit dem Vertrieb von 
Anteilen oder Aktien des EU-AIF an professionelle Anleger 
im Geltmigsbereich dieses Gesetzes begimien kami. 

(4) Die AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft teilt der Biui- 
desanstalt wesenthche Ändenmgen der nach Absatz 1 oder 2 
übenuittelten Angaben scliriftlich mit. Ändenmgen. die von 
der AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft geplant sind, sind 
mindestens einen Monat vor Dmclifüluimg der Ändenmg 
mitzuteilen. Ungeplante Ändenmgen sind miverzüghch nach 
ilireni Eintreten mitzuteilen. Fülirt die geplante Ändenmg 
dazu, dass die AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft oder die 
Verwaltung des betreffenden AIF durch die AIF-Kapitalver- 
waltimgsgesellschaft nunmelir gegen die Vorschriften dieses 
Gesetzes oder gegen die Vorscliriften der Richtlinie 2011/61/ 

EU verstößt, so teUt die Bimdesanstalt der AIF-Kapitalver- 
waltimgsgesellschaft imverzüglich mit. dass sie die Ände- 
nmg nicht durclifiiliren darf Wird eine geplante Ändenmg 
imgeachtet der Sätze 1 bis 4 durchgeführt oder führt eine 
durch einen unvorhersehbaren Umstand ausgelöste Ände- 
nmg dazu, dass die ÄIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
oder die Verwaltung des betreffenden ÄIF durch die AJF-Ka- 
pitalverw'altimgsgesellschaft nmmielu' gegen die Vorscluif- 
ten dieses Gesetzes oder der Richtlinie 201 1/61/EU verstößt, 
so ergreift die Bmidesanstalt alle gebotenen Maßnahmen ge- 
mäß § 5 einschließlich der ausdrücklichen Untersagung des 
Vertriebs des betreffenden AIF. 

§ 322 § 322 

Anzeigepflirht einer AIF-Kapitalverwaltungsgesell- unverändert 

Schaft beim beabsichtigten Vertrieb von ausländischen 
AIF oder von inländischen Spezial-Feeder- AIF oder EU- 
Feeder-AIF, deren jeweiliger Master-AIF kein EU-AIF 
oder inländischer AIF ist, der von einer EU-AIF-Ver- 

waltungsgesellschaft oder einer AIF-Kapitalverwal- 
tungsgesellschaft veiivaltet wird, au semiprofessionelle 
und professionelle Anleger im Inland 

(1) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an auslän- 
dischen AIF imd von Anteilen oder Aktien an EU-Feeder- 
AIF oder inländischen Spezial-Feeder- AIF, deren jew'eihger 
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Master- AIF kein EU-AIF oder inländischer AIF ist. der von 
einer EU-AIF-Verw'altungsgesellschaft oder einer AIF-Ka- 
pitalverwaltungsgesellschaft verwaltet wird, an seiniprofes- 
sionelle imd professionelle Anleger im Geltimgsbereich die- 
ses Gesetzes durch eine AIF-Kapitalverwaltiuigsgesellschaft 
ist nur zulässig, weim 

1 . geeignete Vereinbanmgen über die Zusauunenarbeit zwi- 
schen der Biuidesanstalt und den Aufsichtsbehörden des 
Drittstaates bestehen, in dem der ausländische AIF seinen 
Sitz hat. damit imter Berücksichtigimg von § 9 Absatz 8 
zumindest ein effizienter hifonnationsaustausch gew'älir- 
leistet ist. der es der Bundesanstalt ennöglicht. ilire Auf- 
gaben gemäß der Richtlinie 2011/61/EU w'alirzimehmen; 

2. der Drittstaat, in dem der ausländische AIF seinen Sitz 
hat. nicht auf der Liste der nicht kooperativen Länder und 
Gebiete steht, die von der Arbeitsgruppe .F^inanzielle 
Maßnaluiien gegen die Geldw'äsche und die Terrorismus- 
finanzienuig“ aufgestellt wurde; 

3. der Drittstaat, in dem der ausländische AIF seinen Sitz 
hat. mit der Bmidesrepublik Deutscliland eine Vereinba- 
rmig luiterzeiclmet liat. die den Normen des Artikels 26 
des OECD-Musterabkonunens ziu Venneidimg der 
Doppelbesteuerung von Einkonmien luid Vermögen 
vollständig entspricht und einen wiiksamen hiforma- 
tionsaustausch in Steuerangelegenlieiten. gegebenenfalls 
einscldießlich multilateraler Abkonunen über die Besteu- 
ermig. gewäluleistet; 

4. die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft bei der Verw'al- 
timg eines ausländischen AIF abweichend von § 55 Ab- 
satz 1 Nimnner 1 alle in der Richtlinie 2011/61/EU für 
diese AIF festgelegten Anfordenmgen erfüllt. 

(2) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft. Anteile oder Aktien an einem von ilu verwalteten 
AIF im Sinne von Absatz 1 Satz 1 im Geltimgsbereich dieses 
Gesetzes an semiprofessionelle oder professionelle Anleger 
zu vertreiben, so hat sie dies der Biuidesanstalt anzuzeigen. 

Für den hüialt des Anzeigesclireibens einschheßhch der 
erforderlichen Dokumentation imd Angaben gilt § 321 Ab- 
satz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) § 32 1 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) § 321 Absatz 3 Satz 1 bis 4 und 6 gilt entsprechend. 

Die Biuidesanstalt teilt der Europäischen Wertpapier- imd 
Marktaufsichtsbehörde nüt. dass die AIF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaft mit dem Veifrieb von Anteilen oder Aktien 
des angezeigten AIF im Geltungsbereich dieses Gesetzes an 
professionelle Anleger begimien kaim. Falls es sich luu einen 
EU-Feeder-AIF handelt, teilt die Bmidesanstalt zudem den 
für den EU-Feeder-AIF in seinem Herkiuiftsniitgliedstaat 
zuständigen Stellen mit. dass die AIF-Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaft mit dem Vertrieb von Anteilen oder Aktien des 
EU-Feeder-AIF an professionelle Anleger im Geltmigsbe- 
reich dieses Gesetzes begimien kaim. 

(5) Die AJF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft teilt der Biui- 
desanstalt wesentliche Ändeiungen der nach Absatz 2 über- 
mittelten Angaben scliriftlich nüt. § 321 Absatz 4 Satz 2 
bis 5 gilt entsprechend. Ändenuigen sind zulässig, wemi sie 
lücht dazu fiüiren. dass die AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
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schalt oder die Verw'altung des angezeigten AIF durch die 
AIF-Kapitalverwaltiuigsgesellschalt gegen die Vorscluiften 
dieses Gesetzes oder gegen die Vorscluiften der Richtlinie 
2011/61/EU verstößt. Bei zulässigen Ändenmgen unterrich- 
tet die Bimdesanstalt miverzüglich die Eiuopäische Wert- 
papier- imd Marktaufsichtsbehörde, soweit die Ändenmgen 
die Beendigimg des Vertriebs von bestinunten AIF oder 
zusätzlich vertriebenen AIF betreffen. 

§ 323 § 323 

Anzeigepflirht einer EU-AIF-Verwaltungsgesellschaft unverändert 

beim beabsichtigten Vertrieb von EU-AIF oder 
von inländischen Spezial-AIF an semiprofessionelle 
und professionelle Anleger im Inland 

(1) Beabsichtigt eine EU-AIF-Veiw'altimgsgesellschaft 
iin Geltmigsbereich dieses Gesetzes Anteile oder Aktien an 
EU-AIF oder an inländischen Spezial-AIF an semiprofessio- 
nelle oder professionelle Anleger zu vertreiben, so prüft die 
Bimdesanstalt. ob die zuständige Stelle des Herkimftsmit- 
gliedstaates der EU-AIF- Verwaltimgsgesellschaft Folgendes 
übennittelt liat: 

1 . eine von ilu ausgestellte Bescheinigmig über die Erlaub- 
nis der betreffenden EU-AIF-Verw'altimgsgesellschaft 
ziu Verw'altmig von AIF mit einer bestinunten Anlage- 
strategie sowie 

2 . ein Anzeigeschreiben für j eden angezeigten AIF 

jeweils in einer in der internationalen Finanzw'elt gebräuch- 
lichen Sprache. Für den Inlialt des Anzeigesclueibens ein- 
scliließlich der erforderlichen Dokumentation mid Angaben 
gilt § 321 Absatz 1 Satz 2 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass es statt ..AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft“ „EU- 
AIF-Verwaltungsgesellschaft“ heißen muss, die Vorkelmm- 
gen Zimt Vertrieb des angezeigten AIF angegeben sein müs- 
sen und die Bimdesrepublik Deutscliland als Staat genaimt 
sein muss, in dem Anteile oder Aktien des angezeigten AIF 
an professionelle Anleger vertrieben werden sollen. 

(2) Der Vertrieb kamt aufgenonmien werden, wenn die 
EU-AIF-Verw'altungsgesellschaft von der zuständigen Stelle 
ilues Herkunftsmitgliedstaates über die Übennittlung nach 
Absatz 1 miterrichtet wmrde. Ist der AIF im Sinne von Ab- 
satz 1 Satz 1 ein Feeder-AIF, so besteht ein Recht zimi Ver- 
trieb gemäß Satz 1 nur, weiui der Master-AIF ebenfalls ein 
EU-AIF oder ein inländischer AIF ist. der von einer EU- 
AIF- Verw'altungsgesellschaft oder einer AIF-Kapitalvem'al- 
timgsgesellschaft verw'altet wird. Die Bmidesanstalt prüft, 
ob die Vorkelmmgen nach § 321 Absatz 1 Satz 2 Nimmier 7 
geeignet sind, um einen Vertrieb an Privatanleger wirksam 
zu verhindern luid ob die Vorkelumigen nach § 323 Absatz 1 
Satz 2 gegen dieses Gesetz verstoßen. 

(3) Wird die Bmidesanstalt von den zuständigen Stellen 
im Herkmiftsmitgliedstaat der EU-AIF-Verwaltungsgesell- 
schaft über eine Ändermig der Vorkelirmigen nach § 32 1 Ab- 
satz 1 Satz 2 Nummer 7 mid § 323 Absatz 1 Satz 2 miterrich- 
tet. prüft die Bmidesanstalt. ob die Vorkelumigen nach § 32 1 
Absatz 1 Satz 2 Nmnnier 7 weiterhin geeignet sind, um einen 
Vertrieb an Privatanleger wirksam zu verlündem und ob die 
Vorkelmmgen nach § 323 Absatz 1 Satz 2 weiterliin nicht ge- 
gen dieses Gesetz verstoßen. 
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§324 

Anzeigepflirht einer EU-AIF-VenvaltungsgesellschRft 
beim beabsichtigten Vertrieb von ansländischen AIF 
oder von inländischen Spezial-Feeder- AIF oder EU- 
Feeder-AIF, deren jeweiliger Master-AIF kein EU-AIE 
oder inländischer AIF ist, der von einer EU-AIF-Vei'wal- 
tnngsgesellschaft oder einer AIF-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft vei'waltet wird, an semiprofessionelle 
nnd professionelle Anleger im Inland 

(1) Ein Vertrieb von Anteilen oder Aktien an ausländi- 
schen AIF imd von Anteilen oder Aktien an inländischen 
Spezial-Feeder- AIF oder EU-Feeder-AIF, deren jeweihger 
Master-AIF kein EU-AIF oder inländischer AIF ist. der von 
einer EU-AIF- Verwaltungsgesellschaft oder einer AIF-Kapi- 
talverw’altungsgesellschaft verwaltet wird, an semiprofessio- 
nelle oder professionelle Anleger im Geltimgsbereich dieses 
Gesetzes durch eine EU-AIF- Verw'altungsgesellschaft ist niu 
zulässig, weim die in § 322 Absatz 1 genaimten Vorausset- 
zimgeu gegeben sind. Ist die Bimdesanstalt nicht mit der Be- 
luteiliuig der in § 322 Absatz 1 Nununer 1 luid 2 genannten 
Voraussetzungen durch die zuständige Stelle des Herkiuifts- 
mitgliedstaates der EU-AIF- Verw'altungsgesellschaft einver- 
standen. kann die Bundesanstalt die Europäische Wertpapier- 
luid Marktaufsichtsbehörde nach Maßgabe des Artikels 19 
der Verordnimg (EU) Nr. 1095/2010 mii Hilfe ersuchen. 

(2) Beabsichtigt eine EU-AIF-Verwaltiuigsgesellschaft 
im Geltmigsbereich dieses Gesetzes die in Absatz 1 Satz 1 
genaimten AIF an semiprofessionelle oder professionelle 
Anleger zu vertreiben, so prüft die Bmidesanstalt. ob die zu- 
ständige Stelle des Herkimftsmitgliedstaates der EU-AIF- 
Verwaltimgsgesellscliaft eine von ilu ausgestellte Bescheini- 
gimg über die Erlaubnis der betreffenden EU-AIF-Verwal- 
timgsgesellschaft zur Verwaltimg von AIF mit einer be- 
stiuunten Anlagestrategie sowie ein Anzeigeschreiben für 
jeden AIF in einer in der intemationalen Finanzw'elt ge- 
bräuclihchen Sprache übermittelt hat. § 323 Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(3) § 323 Absatz 2 Satz 1 imd 3 sow'ie Absatz 3 ist entspre- 
chend anzuwenden. 


§325 

Anzeigepilicht einer ausländischen AIF-Verwaltungs- 
gesellschaft, deren Refereuzmitgliedstaat die Bundes- 
republik Deutschland ist, beim beabsichtigten Vertrieb 

s’on EU-AIF oder von inländischen Spezial- AIF an 
semiprofessionelle und professionelle Anleger im Inland 

(1) Beabsichtigt eine ausländische AIF- Verwaltungsge- 
sellschaft. deren Referenzmitgliedstaat gemäß § 56 die Biui- 
desrepublik Deutscliland ist mid die von der Bundesanstalt 
eine Erlaubnis nach § 58 erhalten hat. Anteile oder Aktien an 
einem von iln verw'alteten EU-AIF oder inländischen Spe- 
zial-AIF an semiprofessionelle oder professionelle Anleger 
un Geltmigsbereich dieses Gesetzes zu vertreiben, hat sie 
dies der Bimdesanstalt anzuzeigen. § 32 1 Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, dass es statt „AIF-Kapital- 
verw’altmigsgesellschaft“ „ausländische AIF-Verwaltimgs- 
gesellschaft“ heißen muss. 


§324 

unverändert 


§325 

unverändert 
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(2) § 32 1 Absatz 2 bis 4 ist mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, dass 

1 . es statt ,.AIF-Kapitalverw"altungsgesellscliaft“ „ausländi- 
sche AIF-Verw'altungsgesellschaft“ heißen muss, 

2. im Rahmen von § 32 1 Absatz 3 die Bimdesanstalt zusätz- 
lich der Europäischen Wertpapier- luid Marktaufsichts- 
behörde mitteilt, dass die ausländische AIF- Verwaltungs- 
gesellschaft mit dem Vertrieb von Anteilen oder Aktien 
des angezeigten AIF an professionelle Anleger im Inland 
begimien kamt und 

3 . bei zulässigen Ändenmgen nach § 32 1 Absatz 4 die Bim- 
desanstalt unverzüglich die Europäische Wertpapier- imd 
Marktaufsichtsbehörde imterrichtet. soweit die Ändenm- 
gen die Beendigung des Vertriebs von bestinmiten AIF 
oder zusätzlich vertriebenen AIF betreffen. 

§326 

Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Ve rwaltungs- 
gesellschaft, deren Referenzmitgliedstaat die Bundes- 
republik Deutschland ist, beim beabsichtigten Vertrieb 
von ansländischen AIF an semiprofessionelle und 
professionelle Anleger im Inland 

(1) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an ausländischen 
AIF an semiprofessionelle oder professionelle Anleger un 
Geltimgsbereich dieses Gesetzes diucli euie ausländische 
AIF-Veiw'altmigsgesellschaft. deren Referenzmitghedstaat 
gemäß Artikel 37 Absatz 4 der Richtlüiie 2011/61/EU die 
Bmidesrepublik Deutschland ist. ist nur zulässig, weim die in 
§ 322 Absatz 1 genannten Voraussetzimgen gegeben smd. 

(2) Beabsichtigt eme ausländische AIF-Veiwaltimgsgesell- 
schaft. deren Referenzmitgliedstaat gemäß § 56 die Bmides- 
republik Deutschland ist mid die von der Bimdesanstalt eine 
Erlaubnis nach § 58 erhalten hat, Anteile oder Aktien an ei- 
nem von ihr verw'alteten ausländischen AIF im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes an semiprofessionelle oder professio- 
nelle Anleger zu vertreiben, hat sie dies der Bundesanstalt 
anzuzeigen. § 321 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass es statt .AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft“ 
„ausländische AJF-Verw'altmigsgesellschaft“ heißen muss. 

(3) § 322 Absatz 3, 4 Satz 1 imd 2 und Absatz 5 gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, dass es statt ,AIF-Kapital- 
verw'altimgsgesellschaft" „ausländische AIF-Verw’altmigs- 
gesellschaft“ heißen muss. 


§327 

Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Veii^’altungs- 
gesellschaft, deren Referenzmitgliedstaat nicht die Bun- 
desrepnblik Dentschland ist, beim beabsichtigten Ver- 
trieb von EU-AIF oder von inländischen Spezial- AIF an 
semiprofessionelle nnd professionelle Anleger im Inland 

(1) Beabsichtigt eme ausländische AIF-Verwaltimgsge- 
sellschaft. deren Referenzmitgliedstaat gemäß Artikel 37 
Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU ein anderer Mitghed- 
staat der Europäischen Union oder eui anderer Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraimi als 
die Bmidesrepublik Deutscldand ist. im Geltmigsbereich 
dieses Gesetzes Anteile oder Aktien an EU-AIF oder in- 
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unverändert 


§327 

unverändert 
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ländische Spezial-AIF an semiprofessionelle oder professio- 
nelle Anleger im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu vertrei- 
ben. so prüft die Biuidesanstalt. ob die zuständige Stelle des 
Referenzmitgliedstaates der ausländischen AIF-Veiw'al- 
tungsgesellschaft Folgendes übemiittelt hat: 

1 . eine von ilir ausgestellte Bescheinigmig über die Erlaub- 
nis der betreffenden ausländischen AIF-Verw'altimgsge- 
sellschaft zur Verw'altung von AIF mit einer bestinmiten 
Anlagestrategie imd 

2 . ein Anzeigesclireiben fiir j eden angezeigten AIF 

jeweils in einer in der internationalen Finanzw'elt gebräuch- 
lichen Sprache. Für den Inlialt des Anzeigeschreibens ein- 
schließlich der erforderlichen Dokmnentation mid Angaben 
gilt § 321 Absatz 1 Satz 2 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass es statt ,vAIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft“ „auslän- 
dische AIF-Verwaltmigsgesellschaft“ heißen muss, die Vor- 
kelmmgen zum Vertrieb des angezeigten AIF angegeben 
sein müssen und die Bimdesrepublik Deutscliland als Staat 
genaimt sein muss, in dem Anteile oder Aktien des angezeig- 
ten AIF an professionelle Anleger vertrieben w erden sollen. 

(2) Der Vertrieb kaim aufgenoimnen W'erden. W'enn die 
ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaft von der zuständi- 
gen Stelle ilires Referenzmitgliedstaates über die Übermitt- 
hmg nach Absatz 1 unterrichtet wairde. § 323 Absatz 2 Satz 3 
luid Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 328 § 328 

Anzeigepflirht einer ausländischen AIF-Vei'waltungs- unverändert 

gesellschaft, deren Referenzmitgliedstaat nicht die 
Bundesrepublik Deutschland ist, beim beabsichtigten 
Vertrieb von ausländischen AIF an semiprofessionelle 
und professionelle Anleger im Inland 

(1) Ein Vertrieb von Anteilen oder Aktien an auslän- 
dischen AIF an semiprofessionelle oder professionelle 
Anleger im Geltungsbereich dieses Gesetzes durch eine aus- 
ländische AIF-Verw'altmigsgesellschaft. deren Referenzmit- 
gliedstaat gemäß Artikel 37 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/ 

EU ein anderer Mitgliedstaat der Eiuopäischen Union oder 
Vertragsstaat des Abkonunens über den Eiuopäischen Wirt- 
schaftsraum ist. ist nur zulässig, w^emi die in § 322 Absatz 1 
genaimten Voraussetzungen gegeben sind. Ist die Bundes- 
anstalt nicht mit der Beiuteilmig der in § 322 Absatz 1 Num- 
mer 1 luid 2 genaimten Voraussetzungen diuch die /nistän- 
dige Stelle des Referenzmitgliedstaates der ausländischen 
AIF-Verw'altmigsgesellschafit einverstanden, kamt die Biui- 
desanstalt die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichts- 
behörde nach Maßgabe des Artikels 1 9 der Verordnung (EU) 

Nr. 1095/2010 lun Hilfe ersuchen. 

(2) Beabsichtigt eine ausländische AIF-Verwaltimgs- 
gesellschaft. im Geltmigsbereich dieses Gesetzes Anteile 
oder Aktien an ausländischen AIF an semiprofessionelle 
oder professionelle Anleger zu vertreiben, priift die Bmides- 
anstalt. ob die zuständige Stelle des Referenzmitgliedstaates 
der ausländischen AFF-Verw^altirngsgesellschaft Folgendes 
übennittelt hat: 

1 . eine von ilu ausgestellte Bescheinigung über die Erlaub- 
nis der betreffenden ausländischen AIF-Verw'altungsge- 
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Seilschaft zur Verw'altung von AIF uiit einer bestiinuiten 
Anlagestrategie sowie 

2 . ein Anzeigesclireiben ftir j eden angezeigten AIF 

jeweils m emer m der mtemationalen Finanzw'elt gebräuch- 
lichen Sprache. § 327 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) § 327 Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

§329 

Anzeigepflicht einer EU-AIF-Verwaltnngsgesellschaft 
oder einer AIF-Kapitalvenvaltungsgesellschaft beim 
beabsichtigten Vertrieb von von ihr verwalteten inlän- 
dischen Spezial-Feeder- AIF oder FU-Feeder-AIF, deren 
jeweiliger Master-AIF kein FU-AIF oder inländischer 
AIF ist, der von einer FU-AIF-Verw'altungsgesellschaft 
oder einer AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft verwal- 
tet wird, oder ansländischen AIF an semiprofessionelle 
nnd professionelle Anleger im Inland 

(1) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an von einer 
EU-AIF-Vervi'altiuigsgesellschaft oder einer AIF-Kapital- 
verw'altmigsgesellschaft verw'alteten inländischen Spezial- 
Feeder-AIF oder EU-Feeder-AIF, deren jeweiliger Master- 
AIF kein EU- AIF oder inländischer AIF ist. der von einer 
EU-AIF-Verw'altimgsgesellschaft oder einer AIF-Kapital- 
verwaltungsgesellschaft verw^altet wird, oder ausländischen 
AIF an semiprofessionelle oder professionelle Anleger im 
Geltimgsbereich dieses Gesetzes ist zulässig, wemi 

1 . bei einem Vertrieb an professionelle Anleger 

a) die AIF-Kapitalverwalnuigsgesellschaft luid die Ver- 
waltimg des AIF dmch die AIF-Kapitalveiwaltuugs- 
gesellschaft die Anfordenmgen dieses Gesetzes mit 
Ausnahme der §§80 bis 90 imd die EU-AIF-Veiw'al- 
tungsgesellschaft luid die Verw'altung des AIF durch 
diese die Anfordenmgen der von ilirem Herkunftsmit- 
gliedstaat zur Umsetzimg der Richtlinie 2011/61/EU 
erlassenen Vorscliriften mit Ausnahme der in Arti- 
kel 21 der Richtlinie 2011/61/EU genannten Voraus- 
setzimgen erfüllt und 

b) die AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft oder die EU- 
AIF-Verw'altungsgesellschaft eine oder mehrere Stel- 
len benaimt hat. die sie nicht selbst ist imd die die Auf- 
gaben nach Artikel 21 Absatz 7, 8 und 9 der Richtlinie 
2011/61/EU walimelmien. luid sie diese Stelle oder 
Stellen der Bundesanstalt oder der in ihrem Her- 
kmiftsmitgliedstaat zuständigen Stelle angezeigt hat; 

2 . bei einem Vertrieb an semiprofessionelle Aideger die AIF- 
Kapitalverw'altungsgesellschaft oder die EU-AIF-Verwal- 
tiuigsgesellscliaft imd die Verwaltung des AIF durch diese 
den Anfordeiungeu dieses Gesetzes oder den von ilirem 
Herkunftsmitgliedstaat zur Umsetzmig der Richtlinie 
2011/61/EU erlassenen Vorscliriften entsprechen; 

3. bei einem Vertrieb an semiprofessionelle Anleger oder 
professionelle Anleger 

a) bei einem ausländischen AIF geeignete, der Überwa- 
chung der Systemrisiken dienende mid im Einklang 
mit den intemationalen Standards mid den Arti- 
kehi 113 bis 115 der Verordnung (EU) Nr. .../2013 
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§329 

Ajizeigepflicht einer FU-AIF-Verwaltungsgesellschaft 
oder einer AEF-Kapitalverwaltungsgesellschaft beim 
beabsichtigten Vertrieb von von ihr verwalteten inlän- 
dischen Spezial-Feeder- AIF oder FU-Feeder-AIF, deren 
jeweiliger Master-AIF kein FU-AIF oder inländischer 
AIF ist, der von einer FU-AIF-Verwaltungsgesellschaft 
oder einer AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft verw'al- 
tet wird, oder ausländischen AIF an semiprofessionelle 
und professionelle Anleger im Inland 

(1) unverändert 
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[Level-2-Verordnung gemäß Ailikel 36 Absatz 3 der 
Richtlinie 2011/61/EU] stehende VereinbaiTuigen 
über die Zusanunenarbeit zwischen der Bundesanstalt 
oder den zuständigen Stellen im Herkmiftsmitglied- 
staat der EU-AEF-Verw'altimgsgesellschaft imd den 
zuständigen Stellen des Drittstaates, in dem der aus- 
ländische AIF seinen Sitz hat. bestehen, so dass ein 
effizienter hifomiationsaustausch gew'älirleistet ist. 
der es der Bimdesanstalt oder den zuständigen Stellen 
im Herkimftsmitgliedstaat der EU-AIF-Veiwaltimgs- 
gesellschaft ermöglicht, ilue in der Richtlinie 2011/ 

61/EU festgelegten Aufgaben zu erfüllen; 

b) der Drittstaat, in dem der ausländische AIF seinen Sitz 
hat. nicht auf der Liste der nicht kooperativen Länder 
imd Gebiete steht, die von der Arbeitsgnippe .Einan- 
zielle Maßnalmien gegen die Geldw'äsche imd die Ter- 
rorismusfinanzienmg" aufgestellt wurde; 

c) die Vorkelmingen nach § 32 1 Absatz 1 Satz 2 Nimi- 
mer 7 geeignet sind, einen Vertrieb an Privatanleger 
zu verliindem. 

Ist der angezeigte AIF ein Feeder- AIF, sind zusätzlich die 
Anfordenmgen des Absatzes 1 Satz 1 Niunmer 1 oder 2 
imd 3 von dem Master-AIF mid dessen Verw'altuugsgesell- 
schaft entsprechend einzulialten. 

(2) Beabsichtigt eine EU-AIF-Verw'alümgsgesellschaft (2) unverändert 
oder eine AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft. Anteile oder 
Aktien an von üir verw'alteten AIF im Simie von Absatz 1 
Satz 1 im Geltimgsbereich dieses Gesetzes an semiprofes- 
sionelle oder professionelle Anleger zu veitreiben, so hat sie 
dies der Bimdesanstalt anzuzeigen. § 32 1 Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. Darüber hinaus sind der Anzeige folgende 
Angaben und Dokmuente beizufügen: 

1 . bei der Anzeige durch eine EU-AIF-Verw'altimgsgesell- 
schaft eine Bescheinigimg der zuständigen Stelle ilires 
Herkimftsmitgliedstaates in einer in der internationalen 
Finanzw'elt gebräuchlichen Sprache, dass die EU-AIF- 
Verw'altimgsgesellschaft imd die Verwnltimg des AIF 
durch diese der Richtlinie 2011/61/EU entsprechen und 
gegebenenfalls, dass geeignete Vereinbanmgen im Sinne 
von Absatz 1 Satz 1 Niunmer 3 Buchstabe a über die 
Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Stellen im 
Herkimftsmitgliedstaat der EU-AlF-Verw'altungsgesell- 
schaft imd den zuständigen Stellen des Drittstaates, in 
dem der ausländische AIF seinen Sitz hat. bestehen; ist 
nur ein Vertrieb an professionelle Anleger beabsichtigt, 
muss sich die Bescheinigung nicht auf die gesamten in 
Artikel 21 der Richtlinie 2011/61/EU genannten Anfor- 
denmgen erstrecken, sondern nur auf die in Artikel 2 1 
Absatz 7, 8 und 9 genamiten Voraussetzungen; 

2. eine Erklärung der EU-AIF-Verwalümgsgesellschaft 
darüber, dass sie sich verpflichtet. 

a) der Bimdesanstalt den Jaluesbericht des AIF, der den 
Anfordenmgen des Aitikeles 22 imd gegebenenfalls 
des Artikels 29 der Richtlinie 20 11/61 /EU entspre- 
chen muss, spätestens sechs Monate nach Ende eines 
jeden Geschäftsjalires einzmeichen; der Jaliresbericht 
muss mit dem Bestätigimgsveimerk eines Wirt- 
schaftsprüfers versehen sein; 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-317- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 

b) die Biuidesanstalt über alle wesentlichen Ändeiimgen 
von Umständen, die bei der Veilriebsanzeige ange- 
geben worden sind oder die der Bescheinigung der 
zuständigen Stelle nach Nununer 1 zugrunde hegen, 
zu imterricliten mid die Ändenmgsangaben nach- 
zuweisen; 

c) der Bundesanstalt auf Verlangen über ilue Geschäfts- 
tätigkeit Auskunft zu erteilen imd Unterlagen vorzu- 
legen: 

3. eine Erklärung der AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschaft. 
dass sie sich entsprechend Nimuner 2 Buchstabe b ver- 
pflichtet; 

4. ein Nachweis über die Zalilimg der Gebülu für die An- 
zeige. 

(3) Ist der angezeigte AIF ein Feeder-AIF, 

1 . sind der Anzeige zusätzhch in Bezug auf den Master- AIF 
luid seuie Verwaltmigsgesellschaft Angaben imd Doku- 
mente entsprechend 

a) Absatz 2 Satz 3 Nunmier 1 oder, sofern es sich bei der 
Veiw'altmigsgeseUschaft des Master-AIF lun eine 
ausländische AJF-Verwaltiuigsgesellschaft handelt. 
Angaben und Dokimiente entsprechend § 22 Absatz 1 
bis 9 luid 13, und alle weiteren wesentlichen Angaben 
über die Verw'alusteUe oder die Stellen nach Absatz 1 
Satz 1 Nununer 1 Buchstabe b sowie 

b) §321 Absatz 1 Satz 2 
beizufügen imd 

2. muss sich die Erklärung nach Absatz 2 Satz 3 Nimmier 2 
oder 3 auch auf den Master-AIF imd seine Veiwaltmigs- 
gesellschaft erstrecken. 

(4) Fremdspracliige Unterlagen suid in deutscher Überset- 
zimg oder in englischer Sprache vorzulegen. § 37 d Absatz 2 
imd 3 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass es statt ,AIF- 
Kapitalverw'altungsgesellschaft" , AIF -Kapitalverwalfimgs- 
gesellschaft oder EU-AIF- Verwaltmigsgesellschaft“ heißen 
muss imd dass die in § 37 6 Absatz 3 Satz 1 genannte Frist 30 
Arbeitstage imd für den Fall, dass der angezeigte AIF ein 
Feeder-AIF ist. 

1 . dessen Master-AIF nicht von einer ausländischen AIF- 
Verw'altimgsgesellschaft veiwaltet wird, zwei Monate. 

2 . dessen Master-AIF von einer ausländischen AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft verw'altet wird, fünf Monate 

beträgt. 

§ 330 

Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Vei'waltungs- 
gesellschaft beim beabsichtigten Vertrieb von von ihr 
verwalteten ausländischen AIF oder EU-AIF an semi- 
professionelle und professionelle Anleger im Inland 

(1) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an von einer 
ausländischen AIF-Verw'altimgsgesellschaft veiw'alteten 
ausländischen AIF oder EU-AIF an professionelle oder se- 
nüprofessionelle Anleger im Geltmigsbereich dieses Geset- 
zes ist zailässig. wemi 
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(3) unverändert 


(4) Fremdspracliige Unterlagen suid in deutscher Überset- 
zmig oder ui englischer Sprache vorzulegen. § 321 Absatz 2 
mid Absatz 3 Satz 1 bis 4 gilt entsprechend mit der Maß- 
gabe. dass es statt „AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft“ 
. AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft oder EU-AIF-Verwal- 
tmigsgeseUschaft“ heißen muss imd dass die ui § 321 Ab- 
satz 3 Satz 1 genaiuite Frist 30 Arbeitstage imd für den Fall, 
dass der angezeigte AIF ein Feeder-AIF ist. 

1. unverändert 

2. unverändert 
beträgt. 

§ 330 

Anzeigepflicht einer ansländischen AIF- Vei'waltnngs- 
gesellschaft beim beabsichtigten Vertrieb von von ihr 
verwalteten ausländischen AIF oder EU-AIF an semi- 
professionelle und professionelle Anleger im Inland 

(1) unverändert 
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1 . bei einem Vertrieb an professionelle Anleger 

a) die ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaft mid 
die Verwaltung des AIF durch die ausländische AIF- 
Veiw'altungsgesellschaft den Anforderungen des § 35 
und gegebenenfalls der §§ 287 bis 292 entsprechen. 

b) die ausländische AIF-Verw'altungsgesellschaft eine 
oder melirere Stellen benaiuit hat. die die Aufgaben 
nach Artikel 21 Absatz 7 bis 9 der Richtlinie 2011/61/ 

EU waluiielunen. die ausländische AIF-Verw'altimgs- 
gesellschaft diese Aufgaben nicht selbst walmiinunt 
und sie diese Stelle oder Stellen der Bundesanstalt 
augezeigt hat imd 

c) die in § 307 Absatz 1 imd Absatz 2 erste Alternative 
in Verbindimg mit § 297 Absatz 4 sowie § 308 vorge- 
sehenen Pflichten ziu Unterrichtimg der am Erwerb 
eines Anteils oder einer Aktie hiteressierten ord- 
nungsgemäß erfüllt w'erden; 

2. bei einem Vertrieb an semiprofessionelle Anleger die 
ausländische ATF-Venvaltungsgesellschaft luid die Ver- 
w'altmig des AIF diuch diese den in diesem Gesetz unige- 
setzten Anfordeiungen der Richthnie 2011/61/EU ent- 
sprechen; 

3. bei einem Vertrieb an semiprofessionelle Anleger oder 
professionelle Anleger 

a) geeignete Vereinbarungen über die Zusanmienarbeit 
zwischen der Bundesanstalt luid den zuständigen Stel- 
len des Drittstaates, in dem die ausländische AIF- Ver- 
waltungsgesellscliaft iluen Sitz hat. imd gegebenen- 
falls den zuständigen Stellen des Drittstaates, in dem 
der ausländische AIF seinen Sitz hat. imd den zustän- 
digen Stellen des Herkmiftsmitgliedstaates des EU- 
AIF bestehen: die Vereiubanmgen müssen 

aa) der Überw'achung der Systemrisiken dienen. 

bb) im Einklang mit den internationalen Standards 
und den Artikehi 113 bis 115 der Verordnimg 
(EU) Nr. .../2013 [Level-2-Verordnimg gemäß 
Artikel 42 Absatz 3 der Richtlinie 2011/61/EU] 
stehen mid 

cc) einen effizienten hifomiationsaustausch gew’ähr- 
leisten. der es der Bundesanstalt ermöglicht, ilire 
in der Richtlinie 2011/61/EU festgelegten Aufga- 
ben zu erftUlen; 

b) weder der Drittstaat, in dem die ausländische AIF- 
Verw'altmigsgeseUschaft ilu'eii Sitz hat noch der Dritt- 
staat. in dem der ausländische AIF seinen Sitz hat. auf 
der Liste der nicht kooperativen Länder und Gebiete 
steht, die von der Arbeitsgruppe .Einanzielle Maß- 
nahmen gegen die Geldw^äsche mid die Ten'orismus- 
finanzienmg“ aufgestellt w^irde; 

c) die Vorkelinmgen nach § 32 1 Absatz 1 Satz 2 Num- 
mer 7 geeignet sind, einen Vertrieb an Privatanleger 
zu verliindem. 

Ist der angezeigte AIF ein Feeder- AIF, sind zusätzlich die 
Anforderungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 
imd 3 von dem Master-AIF mid dessen Verw'altmigsgesell- 
schaft entsprechend einzuhalten. 
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(2) Beabsichtigt eine ausländische AIF-Verwaltimgs- (2) unverändert 
gesellschaft. Anteile oder Aktien an von ilu verwalteten 

ausländischen AIF oder EU-AIF iin Geltungsbereich dieses 
Gesetzes an seniiprofessionelle oder professionelle Anleger 
zu vertreiben, so hat sie dies der Bimdesanstalt anzuzeigen. 

§321 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Darüber liinaus 
sind der Anzeige folgende Dokumente und Angaben beizu- 
fügen: 

1 . alle wesentlichen Angaben über 

a) die Verw'altimgsgesellschaft des angezeigten AIF imd 
ihre Organe sowie 

b) die Verw'alirstelle oder die Stellen nach Absatz 1 Satz 1 
Nimimer 1 Buclistabe b, einscliließlich der Angaben 
entsprechend § 22 Absatz 1 Nimuner 13; 

2. eine Erklänmg der ausländischen AIF-Verw'altimgs- 
gesellscliaft darüber, dass sie sich verpflichtet. 

a) der Bimdesanstalt den Jaluesbericht des AIF, der den 
Anfordenmgen des Artikels 22 imd gegebenenfalls 
des Artikels 29 der Richtlinie 2011/61/EU entspre- 
chen muss, spätestens seclis Monate nach Ende jedes 
Geschäftsjalires einzureichen; der Jaliresbericht muss 
mit dem Bestätigungsvennerk eines Wirtschaftsprü- 
fers versehen sein; 

b) die Bimdesanstalt über alle wesentlichen Änderungen 
von Umständen, die bei der Veitriebsanzeige angege- 
ben worden sind, zu imtenichten mid die Ändenmgs- 
angaben naclizuweisen; 

c) der Bundesanstalt auf Verlangen über ilire Geschäfts- 
tätigkeit Auskunft zu erteilen imd Unterlagen vorzu- 
legen imd gegenüber der Bimdesanstalt die sich aus 
Absatz 1 Satz 1 Nmnmer 1 oder 2 ergebenden Melde- 
und Informationspflichten zu erfüllen: 

3 . bei einem Vertrieb an semiprofessionelle Anleger zusätz- 
lich die Angaben imd Unterlagen entsprechend § 22 Ab- 
satz 1 Nummer 1 bis 9 in Bezug auf die ausländische 
AIF-Verwaltimgsgesellschaft; 

4. der Nachweis über die Zalilmig der Gebühr für die An- 
zeige. 

(3) Ist der angezeigte AIF ein Feeder- AIF, (3) unverändert 

1 . sind der Anzeige zusätzlich in Bezug auf den Master- AIF 
imd seine Verw'altmigsgeseUschaft Angaben mid Doku- 
mente 

a) entsprechend Absatz 2 Satz 3 Niumner 1 sowie ent- 
sprechend § 321 Absatz 1 Satz 2 imd 

b) bei einem Vertrieb an semiprofessionelle Anleger 

aa) entsprechend Absatz 2 Satz 3 Nununer 3 in Be- 
zug auf die ausländische AIF-Verw'altmigsgesell- 
schaft. sofern der Master-AIF von einer auslän- 
dischen AIF-Veiwaltmigsgesellschaft verwaltet 
w'ird. oder 

bb) eine Bescheinigimg der zuständigen Stelle ihres 
Herkunftsmitgliedstaates in einer in der internati- 
onalen Finanzw'elt gebräuclüichen Sprache, dass 
die EU-AIF- Verw'altungsgesellschaft imd die 
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Verwaltiuig des Master-AIF durch diese der 
Richtlinie 2011/61/EU entsprechen, sofern der 
Master-AIF von einer EU-AIF-Veiwaltungsge- 
sellschaft verw^altet wird. 

beizufiigen imd 

2. muss sich die Erklänmg nach Absatz 2 Satz 3 Nimimer 2 
auch auf den Master AIF imd seine Verw'altungsgesell- 
schaft erstrecken. 

(4) Fremdsprachige Unterlagen sind in deutscher Überset- 
zung oder in englischer Sprache vorzulegen. § 3 1 6 Absatz 2 
imd 3 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass es statt , AIF- 
Kapitalverw'altungsgesellschaft“ „ausländische AIF-Ver- 
waltungsgesellschaft“ heißen muss mid dass die in § 3 16 Ab- 
satz 3 Satz 1 genannte Frist 

1 . bei einem Vertrieb an professionelle Anleger. 

a) für den Fall, dass der angezeigte AIF kein Feeder- AIF 
ist. zwei Monate. 

b) für den Fall, dass der angezeigte AIF eui Feeder- AIF 
ist. 

aa) dessen Master-AIF nicht von einer ausländischen 
AIF-Verw'altmigsgesellschaft verw'altet w'ird. 
drei Monate. 

bb) dessen Master-AIF von einer ausländischen AIF- 
Verwaltmigsgesellscliaft verwaltet wird, ider 
Monate. 

2. bei einem Vertrieb an semiprofessionelle Anleger 

a) für den Fall, dass der angezeigte AIF kein Feeder- AIF 
ist. vier Monate. 

b) für den Fall, dass der angezeigte AIF ein Feeder- AIF 
ist. 

aa) dessen Master-AIF nicht von einer ausländischen 
ATF-Verw^^altungsgesellschaft verw^altet w'ird. ftüif 
Monate. 

bb) dessen Master-AIF von einer ausländischen AIF- 
Verwaltungsgesellschaft veiw'altet wird, acht 
Monate 

beträgt. 

(5) Hat die anzeigende ausländische AIF-Veiwaltuugs- 
gesellschaft bereits einen AIF zum Vertrieb an semiprofes- 
sionelle Anleger im Geltmigsbereich dieses Gesetzes nach 
Absatz 2 Satz 1 angezeigt, so prüft die Bimdesanstalt bei 
der Anzeige eines weiteren AIF der gleichen Art nicht 
erneut das Vorliegen der Voraussetzmigen nach Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2 mit Ausnalune der Artikel 22 imd 23 der 
Richtlinie 2011/61/EU, werm die anzeigende AIF-Verw'al- 
tmigsgesellschaft rrn Anzeigesclireiben versichert, dass m 
Bezug auf die gemäß Absatz 2 Satz 3 Nunmier 1 Buch- 
stabe b imd Nummer 3 gemachten Angaben seit der letzten 
Anzeige keine Änderungen erfolgt sind. In diesem Fall smd 
die in Absatz 2 Satz 3 Nimmier 1 Buchstabe b imd Nummer 
3 genaimten Angaben nicht erforderlich imd die in Absatz 4 
Nimmier 2 genaimten Fristen für' den Vertrieb an semi- 
professionelle Anleger verkürzen sich jeweils imi zwei 
Monate. 
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(4) unverändert 


(5) Hat die anzeigende ausländische AIF-Verwaltmigsge- 
sellschaft bereits einen AIF 2 nmi Vertrieb an semiprofessio- 
neUe Anleger im Geltmigsbereich dieses Gesetzes nach Ab- 
satz 2 Satz 1 angezeigt, so prüft die Bimdesanstalt bei der 
Anzeige eines weiteren AIF der gleichen Art nicht erneut 
das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 mit Ausnahme der Artikel 22 und 23 der Richt- 
linie 2011/61/EU, werm die anzeigende AIF-Verw-altiuigs- 
gesellschaft im Anzeigesclireiben versichert, dass in Bezug 
auf die gemäß Absatz 2 Satz 3 Nimmier 1 mid 3 gemachten 
Angaben seit der letzten Anzeige keine Ändermigen erfolgt 
sind. In diesem Fall sind die in Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 
mid 3 genaimten Angaben nicht erforderlich mid die in 
Absatz 4 Nimmier 2 genaimten Fristen für den Vertrieb an 
semiprofessionelle Anleger verkürzen sich jeweils um zwei 
Monate. 
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§330a 

Anzeigepflicht von EU-AIF-Vei’waltnngsgesellschaften, 
die die Bedingnngen nach Artikel 3 Absatz 2 
der Richtlinie 2011/61/EU erfüllen, beim beabsichtigten 
Vertrieb von AIF an professionelle 
und semiprofessionelle Anleger im Inland 

(1) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an AIF, die 
von einer EU-AIF-Vei’waltungsgesellschaft verwaltet 
werden, die die Bedingnngen nach Artikel 3 Absatz 2 der 
Richtlinie 2011/61/EU erfüllt, an semiprofessionelle oder 
professionelle Anleger im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes ist znlässig, wenn 

1. die EU-AIF-Verwaltungsgesellschaft in ihrem Her- 
kunftsmitgliedstaat gemäß den im Herkunftsmit- 
gliedstaat anzuwendenden Vorschriften, die Ariikel 3 
der Richtlinie 2011/61/EU nmsetzen, registriert ist 
und 

2. der Herkunftsmitgliedstaat der EU-AIF -Verwaltungs- 
gesellschaft einen Vertrieb von AIF, die von einer 
AXF-Kapitalverwaltungsgesellschaft verwaltet wer- 
den, die die Bedingungen nach § 2 Absatz 4 erfüllt und 
gemäß § 44 Absatz 1 Nnmmer 1 registriert ist, eben- 
falls gestattet nnd den Vertrieb dieser AIF nicht an 
höhere Voraussetzungen knüpft als dieses Gesetz. 

(2) Beabsichtigt eine EU-AIF-Vens altungsgesellschaft, 
die die Bedingnngen nach Artikel 3 Absatz 2 der Richt- 
linie 2011/61/EU erfüllt, Anteile oder Aktien an von ihr 
vei'ss’alteten AIF im Geltungsbereich dieses Gesetzes an 
semiprofessionelle oder professioneUe Anleger zn ver- 
treiben, so hat sie dies der Bnndesanstalt anzuzeigen. Der 
Anzeige sind folgende Angaben nnd Dokumente beiznfü- 
gen: 

1. eine Bescheinigung der znständigen Stelle ihres Her- 
knnftsmitgliedstaats in einer in der internationalen 
Finanzwelt gebräuchlichen Sprache, dass die EET- 
AIF-Verwaltnngsgesellschaft in ihrem Herknnftsmit- 
gUedstaat gemäß den im Herknnftsmitgliedstaat an- 
znwendenden Vorschriften, die Artikel 3 der Richt- 
linie 2011/61/EU Umsetzen, registriert ist, 

2. eine Erklärung der EU-AIF-Verwaltungsgesellschaft 
darüber, dass sie sich verpflichtet, die Bundesanstalt 
über alle wesentlichen Änderungen ihre Registrie- 
rung betreffend zu unterrichten und die Änderungs- 
angaben nachzuweisen, 

3. der Bundesanstalt auf Verlangen über ihre Geschäfts- 
tätigkeit Auskunft zu erteilen und Unterlagen vorzu- 
legen, 

4. ein Nachweis über die Zahlung der Gebühr für die 
Anzeige. 

Fremdsprachige Unterlagen sind in deutscher Überset- 
zung oder in englischer Sprache vorzulegen. 

(3) Der Vertrieb kann aufgenommen werden, wenn die 
Zulässigkeitsvoraussetzungen nach Absatz 1 gegeben 
sind und eine vollständige Anzeige nach Absatz 2 bei der 
Bundesanstalt eingegangen ist. Auf T^trag der EU-AIF- 
Verwaltungsgesellschaft hat die Bundesanstalt das Vor- 
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Unterabsclmitt 3 

Anzeigeverfaliren für den Vertrieb von AIF 
an professionelle Anleger in anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union imd Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

§331 

Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft beim Vertrieb von EU-AIF oder inländischen 
AIF an professionelle Anleger in anderen Mitglied- 
staaten der Enropäischen Union oder in Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen 
Wii'tschaftsraum; Verordnungsermächtigung 

(1) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverwaltmigsgesell- 
schaft. Anteile oder Aktien an einem von iln verwalteten 
EU-AIF oder an einem von iln verwalteten inländischen AIF 
in anderen Mitgliedstaaten der Emopäischen Union oder in 
Vertragsstaaten des Abkoimnens über den Europäischen 
Wirtschaftsraimi an professionelle Anleger zu vertreiben, so 
hat sie dies der Bundesanstalt in einer in intemationalen 
Finanzkreisen gebräuclilichen Sprache anzuzeigen. Das An- 
zeigesclneiben muss die in § 321 Absatz 1 Satz 2 geforderten 
Angaben imd Unterlagen in jew'eüs geltender Fassimg ent- 
halten. Zusätzhch müssen in dem Sclireiben Angaben zu den 
Vorkelmmgen für den Vertrieb des angezeigten AIF gemacht 
imd der Mitghedstaat der Europäischen Union oder der Ver- 
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum. in dem Anteile oder Aktien des angezeigten 
AIF an professionelle Anleger veitrieben w'erden sollen, an- 
gegeben w'erden. Ist der AIF im Suuie von Satz 1 ein Feeder- 
AIF, so ist eine Anzeige nach Satz 1 nur zulässig, w'emi der 
Master- AIF ebenfalls ein EU-AIF oder ein inländischer AIF 
ist. der von einer EU-AIF- Venvaltmigsgesellschaft oder ei- 
ner AIF-Kapitalverw’altmigsgesellschaft verwaltet wird. Ist 
dies nicht der Fall, so richtet sich das Anzeigeverfaluen ab 
dem Zeitpunkt, auf den in § 295 Absatz 2 Nununer 1 verwie- 
sen W'ird. nach § 332. 

(2) Die AIF-Kapitalverwfaltimgsgesellschaft hat das An- 
zeigesclireiben nach Absatz 1 einschließhch der erforder- 
lichen Angaben mid Unterlagen über das Melde- mid Ver- 
öffentlichmigs System der Bimdesanstalt zu übemüttehi. Das 
Bmidesministerimn der Finanzen kami durch Rechtsverord- 
niuig. die nicht der Zustinunmig des Biuidesrates bedarf, 
nähere Bestiuunimgen über Art. Umfang imd Form der ein- 
zureichenden Unterlagen nach Satz 1 imd über die zuläs- 
sigen Datenträger und Übertragmigsw'ege erlassen. Das 
Bimdesministerium der Finanzen kaim die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die Bimdesanstalt übertragen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

liegen der Zulässigkeitsvoraussetzungen nach Absatz 1 
und den Eingang der vollständigen Anzeige nach Absatz 2 
zu bestätigen. 

(4) § 295 Absatz 5 flndet keine Anwendung für den 
Vertrieb und den Ei’W'erb von AIF, die von einer EU-AIF- 
Verwaltungsgesellschaft veiivaltet werden, die die Bedin- 
gungen nach Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2011/61/ 
EU erfüllt, und die im Inland gemäß § 330a veririeben 
werden dürfen. 

Unterabsclmitt 3 

Anzeigeverfaliren für den Vertrieb von AIF 
an professionelle Anleger in anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union imd Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

§331 

Anzeigepflicht einer AIF-Kapitalvei-waltungsgesell- 
schaft beim Vertrieb von EU-AIF oder inländischen 
AIF au professionelle Anleger in anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Union oder in Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum; Verordnuugsermächtigung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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(3) § 32 1 Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden uiit der 
Maßgabe, dass nach Ablauf der in § 32 1 Absatz 2 Satz 4 ge- 
naimten Frist eine Übennittlung der Anzeige nach Absatz 4 
ausgesclilossen ist. 

(4) Liegen keine Anlialtspmikte dafür vor. dass die AIF- 
Kapitalveiw'altimgsgesellschaft oder die Verw'altimg des an- 
gezeigten AIF durch die AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft den Vorscliriften dieses Gesetzes oder der Richtlinie 
201 1/61 /EU nicht entspricht oder künftig nicht entsprechen 
wird, übermittelt die Bimdesanstalt spätestens 20 Arbeits- 
tage nach dem Eingang der vollständigen Anzeigeimterlagen 
nach Absatz 1 die vollständigen Anzeigeimterlagen an die 
zuständigen Stellen der anderen Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Union oder der Vertragsstaaten des Abkonmiens über 
den Europäischen Wirtschaftsramn. in denen der angezeigte 
AIF an professionelle Anleger verhieben w'erden soll. Die 
Bimdesanstalt fügt eine in einer in uitemationalen Finanz- 
kreisen gebräucliüchen Sprache erstellte Bescheinigung 
über die Erlaubnis der AJF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft 
zur Verw'altmig von AIF mit einer bestiumiten Anlagestrate- 
gie bei. Die Vorkelinmgen nach § 191 Absatz 1 Satz 2 Nimi- 
uier 7 und § 33 1 Absatz 1 Satz 2 sind von der Bundesanstalt 
nicht zu überprüfen. 

(5) Die Bundesanstalt imterrichtet die AIF-Kapitalver- 
walhrngsgesellscliaft imverzüglich über den Versand der 
Anzeigeimterlagen. Die AEF-Kapitalveiwaltmigsgesellschaft 
kaim ab dem Datum dieser Mitteilmig mit dem Vertrieb des 
angezeigten AIF an professionelle Anleger in dem betreffen- 
den Mitgliedstaat der Europäischen Union oder im Vertrags- 
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
ramn begumen. Falls es sich bei dem angezeigten AIF um 
einen EU-AIF liandelt. ftir den eine andere Stelle als die 
Stelle des Mitgliedstaates der Emopäischen Union oder des 
Vertragsstaates des Abkonmiens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, in dem der angezeigte AIF an professio- 
nelle Anleger vertrieben werden soll, zuständig ist. teilt die 
Bimdesanstalt zudem der für den EU-AIF zuständigen Stelle 
mit. dass die ACF-Kapitalverw^altmigsgesellschaft mit dem 
Vertrieb von Anteilen oder Aktien des EU-AIF an professio- 
nelle Anleger im Aufiiahmestaat der AIF-Kapitalvervi'al- 
tmigsgesellschaft begumen kamt. 

(6) Können die Anzeigemiterlagen nicht nach Absatz 4 
Satz 1 an die zuständigen Stellen der anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Union oder Vertragsstaaten des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsramn über- 
mittelt werden, teilt die Bimdesanstalt dies der AIF-Kapi- 
talverw'altmigsgesellschaft miter Angabe der Gründe imier- 
halb der Frist von Absatz 4 Satz 1 mit. Hierdmch w'ird die 
in Satz 1 genamite Frist unterbrochen mid beginnt mit der 
Einreichmig der geänderten Angaben mid Unterlagen er- 
neut. 

(7) § 321 Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden. Bei 
zulässigen Ändenmgen miteirichtet die Bimdesanstalt mi- 
verzüghch die zuständigen Stellen des Aufiialmieuiitglied- 
staates der ACF-Kapitalverw^altmigsgesellschaft über diese 
Ändenmgen. Die Vorkelumigen nach § 191 Absatz 1 Satz 2 
Nmnuier 7 mid § 33 1 Absatz 1 Satz 2 sind von der Bmides- 
anstalt nicht zu überprüfen. 
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(3) unverändert 


(4) Liegen keine Anlialtspmikte dafür vor, dass die AIF- 
Kapitalverw'altmigsgesellscliaft oder die Veiw'altmig des an- 
gezeigten AIF dmch die AIF-Kapitalverwalhmgsgesell- 
schaff den Vorschriften dieses Gesetzes oder der Richtlinie 
2011/61/EU nicht entspricht oder künftig nicht entsprechen 
wird, übermittelt die Bimdesanstalt spätestens 20 Arbeits- 
tage nach dem Eingang der vollständigen Anzeigemiterlagen 
nach Absatz 1 die vollständigen Anzeigeunterlagen an die 
zuständigen Stellen der anderen Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Union oder der Vertragsstaaten des Abkonmiens über 
den Europäischen Wirtschaftsramn. in denen der angezeigte 
AIF an professionelle Anleger vertrieben werden soU. Die 
Bundesanstalt ftigt eine in einer in intemationalen Finanz- 
kreisen gebräuclilichen Sprache erstellte Bescheinigmig 
über die Erlaubnis der AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft 
zm Verw'altmig von AIF mit einer bestiumiten Anlagestrate- 
gie bei. Die Vorkelinmgen nach § 321 Absatz 1 Satz 2 Num- 
mer 7 mid § 33 1 Absatz 1 Satz 3 sind von der Bmidesanstalt 
nicht zu überprüfen. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) § 321 Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden. Bei 
zulässigen Ändenmgen miteirichtet die Bmidesanstalt mi- 
verzüglich die zuständigen Stellen des Aufiiahmeuiitghed- 
staates der AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft über diese 
Ändenmgen. Die Vorkelmmgen nach § 321 Absatz 1 Satz 2 
Nimmier 7 mid § 33 1 Absatz 1 Satz 3 sind von der Bmides- 
anstalt nicht zu überprüfen. 
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§332 

Anzeigepflirht einer AlF-Kapitalverwaltungsgesell- 
srhaft beim Vertrieb von ansländisrhen AIF oder von 
inländischen Feeder-AIF oder EU-Feeder-AIF, deren 
jeweiliger Master-AIF kein EU-AIF oder inländischer 
AIF ist, der von einer EU-AIF- Verwaltungsgesellschaft 
oder einer AIF-Kapitalvei'naltungsgesellschaft verwaltet 
nird, an professionelle Anleger in anderen Mitgiiedstaa- 
ten der Enropäischen Union oder in Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Enropäischen Wirtschaftsraum 

(1) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an auslän- 
dischen AIF imd von Anteilen oder Aktien an inländischen 
Feeder-AIF oder EU-Feeder-AIF, deren jeweiliger Master- 
AIF kein EU-AIF oder inländischer AIF ist. der von einer 
EU-AIF-Verw'altimgsgeseUschaft oder einer AIF-Kapital- 
verwaltungsgesellschaft verw'altet wird, an professionelle 
Anleger in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder in Vertragsstaaten des Abkonunens über den Eiuopä- 
ischen Wirtschaftsraum durch eine AIF-Kapitalverwaltimgs- 
gesellschaft ist nur zulässig, wemi die in § 322 Absatz 1 ge- 
naimten Voraus setztuigen gegeben sind. 

(2) Beabsichtigt eine AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft. Anteile oder Aktien an einem von iln verwalteten 
AIF im Siruie von Absatz 1 Satz 1 in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem Vertrags- 
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raiuii an professionelle Anleger zu vertreiben, so hat sie dies 
der Bimdesanstalt in einer in inteniationalen Finanzkreisen 
gebräuclilichen Sprache anzuzeigen. Das Anzeigesclweiben 
muss die in § 322 Absatz 2 Satz 2 gefordeiten Angaben mid 
Unterlagen in jew'eils geltender Fassmig entlialten. 

(3) § 33 1 Absatz 2 bis 7 ist mit der Maßgabe entsprechend 
anzuw'enden. 

1. dass die Bundesanstalt im Ralunen von § 331 Absatz 5 
zusätzlich der Europäischen Wertpapier- imd Marktauf- 
sichtsbehörde mitteilt, dass die AIF-Kapitalveiw’altuugs- 
gesellschaft mit dem Vertrieb von Anteilen oder Aktien 
des angezeigten AIF an professionelle Anleger im Auf- 
naluuemitgliedstaat der AIF-Kapitalveiw'altungsgesell- 
schaft beginnen katui. 

2. dass die Bundesanstalt bei einer zulässigen Ändeiimg 
nach § 33 1 Absatz 7 zusätzlich unverzüglich die Europä- 
ische Wertpapier- luid Marktaufsichtsbehörde zu benach- 
richtigen hat. sow'eit die Änderungen die Beendigung des 
Vertriebs von bestimmten AIF oder zusätzhch vertriebe- 
nen AIF betreffen. 


§ 333 

Anzeigepflicht einer ausländischen AIF-Veiwaltungs- 
gesellschaft, deren Refereuzmitgliedstaat die Bundes- 
republik Deutschland ist, beim Vertrieb von EU-AIF 
oder von inländischen AIF au professionelle Anleger 
in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder in Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum 

(1) Beabsichtigt eine ausländische AIF-Veiw'altungsge- 
sellschaft. deren Referenzmitgliedstaat gemäß § 56 die Bim- 
desrepublik Deutscliland ist luid die von der Bundesanstalt 


§332 

unverändert 


§ 333 

unverändert 
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eine Erlaubnis nach § 58 erhalten hat. Anteile oder Aktien an 
einem von ilu verw'alteten EU-AIF oder inländischen AIF in 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder in 
Vertragsstaaten des Abkoimnens über den Europäischen 
Wirtschaftsramn an professionelle Anleger zu vertreiben, so 
hat sie dies der Bimdesanstalt in einer in intemationalen 
Finanzkreisen gebräuclilichen Sprache anzuzeigen. Das An- 
zeigesclueiben muss die in § 33 1 Absatz 1 Satz 2 geforderten 
Angaben imd Unterlagen in jeweils geltender Fassimg ent- 
halten. wobei es statt ,AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft“ 

..ausländische AJF-Verw'altungsgesellschaft“ heißen muss. 

(2) § 331 Absatz 2 bis 7 ist mit den Maßgaben entspre- 
chend anzuwenden, dass 

1 . es statt .vAEF-Kapitalverw'altungsgesellschaft“ „ausländi- 
sche AIF- Verwaltungsgesellschaft“ heißen muss. 

2. die Bimdesanstalt im Ralmien von § 33 1 Absatz 5 zusätz- 
lich der Emopäischen Wertpapier- imd Marktaufsichts- 
behörde mitteilt, dass die ausländische AIF-Verwalnmgs- 
gesellscliaft mit dem Vertrieb von Anteilen oder Aktien 
des angezeigten AIF an professionelle Anleger im Auf- 
naluneniitgliedstaat der ausländischen AIF-Verwalümgs- 
gesellschaft begimien kaim und 

3. die Bmidesanstalt bei einer zulässigen Ändenmg nach 
§ 331 Absatz 7 zusätzlich unverzüglich die Europäische 
Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde zu benaclnich- 
tigen hat. soweit die Ändermigen die Beendigimg des 
Vertriebs von bestinmiten AIF oder zusätzlich vertrie- 
benen AIF betreffen. 


§ 334 § 334 

Anzeigepflir ht einer ausländischen AIF - unverändert 

Verwaltungsgesellsrhaft, deren Referenzmitgliedstaat 
die Bundesrepublik Deutschland ist, beim Vertrieb 
von ausländischen AIF an professionelle Anleger 
in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder in Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wii-tschaftsraum 

(1) Der Vertrieb von Anteilen oder Aktien an auslän- 
dischen AIF durch eine ausländische AIF-Verwaltimgsge- 
sellschaft an professionelle Anleger in anderen Mitghedstaa- 
ten der Eiuopäischen Union oder in Vertragsstaaten des 
Abkonmiens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist nur 
zulässig, weim die in § 322 Absatz 1 genamiten Anfordemn- 
gen erftült sind. Ist die zuständige Stelle des Aufiiahme- 
staates der ausländischen AIF- Verwaltungsgesellschaft nicht 
mit der Beurteilung der in § 322 Absatz 1 Nimmier 1 mid 2 
genamiten Voraussetzungen durch die Bundesanstalt einver- 
standen. kami sie die Europäische Wertpapier- imd Markt- 
aufsichtsbehörde nach Maßgabe des Artikels 19 der Verord- 
nimg (EU) Nr. 1095/2010 lun Hilfe ersuchen. 

(2) Beabsichtigt eine ausländische AIF-Veiwaltmigs- 
gesellschaft. deren Referenzmitgliedstaat gemäß § 56 die 
Bimdesrepublik Deutschland ist imd die von der Bimdes- 
anstalt eine Erlaubnis nach § 58 erhalten hat. Anteile oder 
Aktien an einem von ilu veiwalteten AIF im Simie von Ab- 
satz 1 Satz 1 in einem anderen Mitgliedstaat der Europä- 
ischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum an professionelle 
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Anleger zu vertreiben, so hat sie dies der Bimdesanstalt in 
einer in intemationalen Finanzkreisen gebräuclüichen Spra- 
che anzuzeigen. Das Anzeigesclueiben muss die in § 33 1 
Absatz 2 Satz 1 geforderten Angaben imd Unterlagen m je- 
weils geltender Fassimg enthalten, wobei es statt „AIF-Kapi- 
talverw'altungsgesellschaft" „ausländische AIF- Verwaltungs- 
gesellschaft“ heißen muss. 

(3) § 33 1 Absatz 2 bis 5 Satz 1 imd 2. Absatz 6 imd Ab- 
satz 7 ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass 

1 . es statt .„AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft“ „ausländi- 
sche AIF-Verwaltmigsgesellschaft“ heißen muss. 

2. im Ralmien von § 33 1 Absatz 5 die Bimdesanstalt zusätz- 
lich der Europäischen Wertpapier- imd Marktaufsichts- 
behörde mitteilt, dass die ausländische AIF-Veiwaltimgs- 
gesellschaft mit dem Vertrieb von Anteilen oder Aktien 
des angezeigten AIF an professionelle Anleger im Auf- 
naluuemitgliedstaat der ausländischen AIF-Verwaltimgs- 
gesellschaft begumen kaim und 

3. die Bimdesanstalt bei emer zulässigen Ändenmg nach 
§ 331 Absatz 7 zusätzlich unverzüghch die Europäische 
Wertpapier- mid Maiktaufsichtsbehörde zu benaclirichti- 
gen hat. soweit die Ändenmgen die Beendigmig des Ver- 
triebs von bestinunten AIF oder zusätzlich vertriebenen 
AIF betrefien. 

§335 

Bescheinigung der Bundesanstalt 

Unbeschadet der Anzeigen nach den §§ 331 bis 334 stellt 
die Bundesanstalt auf Antrag der AIF-Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaft eüie Bescheuiigung darüber aus. dass die Vor- 
scluiften der Richtluiie 2011/61/EU erfüllt sind. 


Unterabsclmitt 4 

Verw'eis imd Ersuchen ftü‘ den Vertrieb von AIF 
an semiprofessionelle imd professionelle Anleger 

§336 

Verweise und Ersuchen nach Artikel 19 
der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 

(1) Die nälieren Besthmnungen zu den m § 322 Absatz 1 
Niunmer 1, § 324 Absatz 1 Satz 1, § 326 Absatz 1, § 328 
Absatz 1 Satz 1, § 330 Absatz 1 Satz 1 Nunmier3, § 332 Ab- 
satz 1 Satz 1 und § 334 Absatz 1 Satz 1 genaimten Vereinba- 
nmgen über die Zusanmienarbeit richten sich nach den Arti- 
kehi 113 bis 115 der Verordnung (EU) Nr. .../2013 [Level-2- 
Verordnimg nach Artikel 35 Absatz 1 1 , Artikel 40 Absatz 1 1 
imd Artikel 42 Absatz 3 der Richtluiie 2011/61/EU]. 

(2) Leimt eme zuständige Stelle einen Antrag auf hifor- 
mationsaustausch im Sume der §§ 324, 328, 332 imd 334 
zwischen den zuständigen Stellen des Herkimftsmitglied- 
staates oder des Referenzmitgliedstaates imd den zustän- 
digen Stellen der Aufiialmiemitgliedstaaten der AIF-Kapi- 
talverw’altungsgesellschaft. der EU-AIF-Verw'altungsgesell- 
schaft oder der ausländischen AIF-Verw'altungsgesellschaft 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§335 

Bescheinigung der Bundesanstalt 

(1) Unbeschadet der Anzeigen nach den §§ 331 bis 334 
stellt die Bimdesanstalt auf Antrag der AIF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaft eme Bescheinigimg darüber aus. dass die 
Vorscliriften der Richtlinie 2011/61/EU erfüllt sind. 

(2) Die Bundesanstalt stellt auf Antrag der AlF-Kapi- 
talverwaltungsgesellschaft, die gemäß § 44 registriert ist, 
eine Bescheinigung über die Registrierung aus. 

Unterabsclmitt 4 
unverändert 
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ab, so können die Bundesanstalt imd die zuständigen Stellen 
des Herkunftsniitgliedstaates oder des Referenzinitgliedstaa- 
tes luid des Aufiialmieinitgliedstaates der AIF-Veiwaltirngs- 
gesellscliaft die Europäische Wertpapier- imd Marktaufsichts- 
behörde nach Maßgabe des Artikels 1 9 der Verordnung (EU) 
Nr. 1095/2010 mn Hilfe ersuchen. 

(3) Scliließt eine für einen EU-AIF zuständige Stelle die 
gemäß § 330 Absatz 1 Satz 1 Niuiuiier 3 Buchstabe a gefor- 
derte Vereinbarung über Zusanunenarbeit nicht imierhalb 
eines angemessenen Zeitraums ab, kaim die Bimdesaustalt 
die Europäische Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde 
nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnimg (EU) 
Nr. 1095/2010 tun Hilfe ersuchen. 

Kapitel 5 

Europäische Risikokapitalfonds 
§337 

Europäische Risikokapitalfonds 

(1) Für ADF-Kapitalveiwaltmigsgesellschaften. die die 
Voraussetzmigen nach § 2 Absatz 6 erfüllen, gelten 

1. die §§ 1, 2, 5 Absatz 1 und die §§ 6. 7, 13, 14,44 Absatz 1 
Nununer 1, 2 und 5 imd Absatz 4 entsprechend sow'ie 

2. die Vorscliriften der Verordnimg (EU) Nr. .../2013 [Ver- 
ordnmig über Europäische Risikokapitalfonds]. 

(2) AJE-Kapitalverwaltmigsgesellschaften. die die Vor- 
aussetzmigen des Artikels 2 Absatz Ib der Verordnung (EU) 
Nr. .../2013 erfüllen imd die Bezeiclmmig „[deutsche Ab- 
kinzung]", „EuVECA“, „Eumpäischer Risikokapitalfonds" 
oder „European Venture Capital Fund“ weiter führen, ha- 
ben neben den Vorschriften dieses Gesetzes die in Artikel 2 
Absatz Ib der Verordnimg (EU) Nr. .../2013 genamiten 
Artikel der Verordnmig (EU) Nr. . . ./2013 zu erfüllen. 

Kapitel 6 

Europäische Fonds für soziales Unternehmertum 
§338 

Europäische Fonds für soziales Unternehmertum 

(1) Für AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaften. die die 
Voraussetzmigen nach § 2 Absatz 7 erfilllen. gelten 

1. die §§ 1, 2, 5 Absatz 1 imd die §§ 6, 7, 13, 14, 44 Absatz 1 
Nimuner 1, 2 und 5 mid Absatz 4 entsprechend sow'ie 

2. die Vorscliriften der Verordnmig (EU) Nr. . . ./2013 [Ver- 
ordnmig über Emopäische Sozialfonds]. 

(2) AIE-Kapitalverwaltmigsgesellschaften. die die Vor- 
aussetzmigen des Artikels 2 Absatz la der Verordnmig (EU) 
Nr. .../2013 erfüllen imd die Bezeiclmmig „EuFSU", „Eu- 
SEF“, „Europäischer Fonds fiir soziales Untemehinertutn" 
oder „European Social Entiepreneurship Fund" weiter füli- 
ren. haben neben den Vorscliriften dieses Gesetzes die in Ar- 
tikel 2 Absatz la der Verordnmig (EU) Nr. . . ./2013 genami- 
ten Artikel der Verordnmig (EU) Nr. . . ./2013 za erfüllen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Kapitel 5 

Europäische Risikokapitalfonds 

§337 

Europäische Risikokapitalfonds 

(1) Für AIF-Kapitalveiwaltmigsgesellschaften. die die 
Voraussetzmigen nach § 2 Absatz 6 erfüllen, gelten 

1. die §§ 1, 2, 5 Absatz 1 imd die §§ 6, 7, 13, 14. 44 Absatz 1 
Nununer 1, 2, 5 bis 7 mid Absatz 4 bis 7 entsprechend 
sowie 

2. unverändert 

(2) AIF-Kapitalveiwaltmigsgesellschaften. die die Vor- 
aussetzmigen des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe b der Ver- 
ordnmig (EU) Nr. .../2013 erfüllen mid die Bezeichnung 
„EuVECA“ weiter füluen. haben neben den Vorschriften 
dieses Gesetzes die in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b der 
Verordnmig (EU) Nr. . . ./20 1 3 genarmten Artikel der Verord- 
nmig (EU) Nr. . . ./2013 zu erfüllen. 


Kapitel 6 

Europäische Fonds für soziales Unternehmertum 

§ 338 

Europäische Fonds für soziales Unternehmertum 

(1) Für AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaften. die die 
Voraussetzmigen nach § 2 Absatz 7 erftlllen. gelten 

1. die §§ 1, 2, 5 Absatz 1 mid die §§ 6, 7, 13, 14, 44 Absatz 1 
Nummer 1, 2, 5 bis 7 imd Absatz 4 bis 7 entsprechend so- 
wie 

2. unverändert 

(2) AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaften. die die Vor- 
aussetzmigen des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe b der Ver- 
ordnmig (EU) Nr. .../2013 erfüllen mid die Bezeichnung 
„EuSEF“ weiter füluen. haben neben den Vorschriften dieses 
Gesetzes die in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b der Verord- 
nmig (EU) Nr. .../2013 genamiten Artikel der Verordnimg 
(EU) Nr. .../2013 zu erfüllen. 


Drucksache 17/13395 


-328- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 
Kapitel 7 

Straf-, Bußgeld- und Ubergaugsvorsrhrifteu 
Abschnitt 1 

Straf- und Bußgeldvorscliriften 
§339 

Straf\'orschriften 

(1) Mit Freilieitsstrafe bis zu drei Jaluen oder init Geld- 
strafe wird bestraft, wer 

1 . olme Erlaubnis nach § 20 Absatz 1 Satz 1 das Geschäft 
einer Kapitalverwaltimgsgesellschaft betreibt. 

2. entgegen § 43 Absatz 1 in Verbindung init § 46b Absatz 1 
Satz 1 des Kreditwesengesetzes eine Anzeige nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet 
oder 

3. olme Registrierung nach § 44 Absatz 1 Nunmier 1 das 
Geschäft einer dort genamiten AJF-Kapitalverwaltimgs- 
gesellscliaft betreibt. 

(2) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nimi- 
mer 2 fahrlässig, so ist die Strafe Freilieitsstrafe bis zu einem 
Jalu oder Geldstrafe. 

§340 

Bußgeldvorschiifteu 

(1) Ordnimgswidrig handelt, wer 

1 . einer vollziehbaren Anordnimg nach § 40 Absatz 1 , § 113 
Absatz 3, § 119 Absatz 5, § 128 Absatz 4, § 147 Absatz 5 
oder § 153 Absatz 5 zuwiderhandelt. 

2. entgegen § 93 Absatz 4 ein Gelddarlehen gew’älirt oder 
eine dort genaimte Verpflichtung eingeht. 

3. entgegen § 112 Absatz 2 Satz 3, den § 199, 221 Absatz 6, 
§ 263 Absatz 1, § 284 Absatz 4 Satz 1 einen Kredit auf- 
ninmit. 

4. entgegen § 205 Satz 1, auch in Verbindung mit § 219 
Satz 2. § 220 oder § 284 Absatz 1, entgegen § 265 Satz 1 
oder § 276 Absatz 1 Satz 1 einen dort genaimten Vermö- 
gensgegenstand verkauft. 

5. einer vollziehbaren Anordnung nach § 215 Absatz 2 
Satz 1 zweiter Halbsatz oder Satz 2. jeweils auch in Ver- 
bindimg mit § 263 Absatz 2 oder § 274 Satz 1, zuw'ider- 
handelt. 

6. entgegen § 225 Absatz 1 Satz 3 einen Leeiverkauf durch- 
fulirt oder 

7. einer vollziehbaren Anordnmig nach § 276 Absatz 2 
Satz 2 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnimgswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leicht- 
fertig 

1 . einer vollziehbaren Anordnmig nach § 1 9 Absatz 2 Satz 2 
oder Absatz 3 Satz 1, jeweils auch in Verbindung mit 
§ 108 Absatz 3, zuwiderhandelt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
Kapitel 7 

Straf-, Bußgeld- uud Ubergaugsvorsrhrifteu 
Abschnitt 1 

Straf- und Bußgeldvorschriften 
§339 

Straf\'orschriften 

(1) Mit Freilieitssüafe bis zu drei Jaluen oder mit Geld- 
strafe wird bestraft, wer 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. olme Registrienmg nach § 44 Absatz 1 Nunmier 1, auch 
iu Verbiuduug mit Absatz 2 Satz 1, das Geschäft einer 
dort genamiten AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft be- 
treibt. 

(2) unverändert 

§340 

Bußgeldvorsrhriften 

(1) Ordnimgswidiig handelt, wer 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. entgegen § 205 Satz 1, auch in Verbindung mit § 218 
Satz 2. § 220 oder § 284 Absatz 1, entgegen § 265 Satz 1 
oder § 276 Absatz 1 Satz 1 einen dort genannten Vemiö- 
gensgegenstand verkauft. 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

(2) Ordnimgswidrig handelt, wer vorsätzüch oder leicht- 
fertig 

1. unverändert 
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2. entgegen § 34 Absatz 3, 4 oder Absatz 5 Satz 1 eine An- 2. 
zeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet. 

3. entgegen § 35 Absatz 3, auch in Verbindmig mit Ab- 3. 
Satz 6, oder entgegen § 35 Absatz 7 eine dort genaiuite 
Unterlage oder einen Jalnesbericht nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt. 

4. entgegen 

a) § 49 Absatz 1 Satz 1 , auch in Verbindung mit Ab- 
satz 5 oder einer Rechtsverordnimg nach Absatz 8, 

b) § 49 Absatz 4 Satz 1 , auch in Verbindmig mit einer 
Rechtsverordnimg nach Absatz 8, oder 

c) § 49 Absatz 6 Satz 4 

eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig, 
nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht recht- 
zeitig erstattet. 

5. entgegen § 53 Absatz 1, auch m Verbuidimg mit Ab- 
satz 2. eine dort genamite Angabe nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorgescliriebenen Weise 
oder nicht rechtzeitig übennittelt. 

6. entgegen § 53 Absatz 4 Satz 2 mit der Verwaltimg von 
EU-AIF begimit. 

7. entgegen § 53 Absatz 5 eine Anzeige nicht, nicht rich- 
tig. nicht vollständig, nicht in der vorgescliriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig erstattet. 

8. entgegen § 65 Absatz 1 einen EU-AIF verwaltet. 

9. entgegen § 65 Absatz 2 eine Zweigniederlassmig er- 
richtet. 

10. entgegen § 65 Absatz 4 Satz 2 mit der Verw'altmig von 
EU-AIF beginnt. 

1 1 . entgegen § 65 Absatz 5 eine Anzeige nicht, nicht rich- 
tig. nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig erstattet. 

12. entgegen 

a) § 67 Absatz 1 Satz 1 einen Jalnesbericht. 

b) § 101 Absatz 1 Satz 1, den §§ 103, 104 Absatz 1 
Satz 1 oder § 105 Absatz 1 oder Absatz 2. jeweils 
auch in Verbindmig mit einer Rechtsverordnung 
nach § 106 Satz 1, einen Jaliresbericht. einen Halb- 
jaliresbericht. einen Zwischenbericht, einen Auf- 
lösmigsbericht oder einen Abwicklmigsbericht. 

c) § 120 Absatz 1 Satz 2, in Verbindimg mit einer 
Rechtsverordnmig nach Absatz 8, jeweils auch in 
Verbmdmig mit § 122 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 
oder § 148 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1, jeweils 
auch m Verbindmig mit § 291 Absatz 1 Nimuner 2. 
emen Jahresabschluss, einen Lagebericht, einen 
Halbjaliresfinanzbericht. einen Auflösmigsbericht 
oder einen Abwicklmigsbericht oder 

d) § 135 Absatz 1, auch in Verbuidimg mit einer 
Rechtsverordnmig nach Absatz 5 Satz 1, jeweils 
auch in Verbindmig mit § 158, auch in Verbindung 
mit § 291 Absatz 1 Nunmier 2. einen Jaliresbericht 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
unverändert 

unverändert 

unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. entgegen 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) § 135 Absatz 1, auch in Verbindmig mit emer 
Rechtsverordnung nach Absatz 11 Satz 1, jeweils 
auch in Verbindimg mit § 158, auch ui Verbindmig 
mit § 291 Absatz 1 Nimmier 2, einen Jaliresbericht 
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nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vor- 
gescliriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstellt oder 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vor- 
gescliriebenen Weise oder nicht rechtzeitig aufstellt. 

13. entgegen § 107 Absatz 1 oder 2 den Jaliresbericht. den 
Halbjaliresbericht. den Auflösiuigsbericht oder den Ab- 
wicklimgsbericht nicht, nicht richtig, nicht vollständig, 
nicht in der vorgescliriebenen Weise oder nicht recht- 
zeitig bekannt macht. 

14. entgegen § 107 Absatz 3, § 123 Absatz 5, auch in Ver- 
bindimg mit § 148 Absatz 1, oder entgegen § 160 Ab- 
satz 4 einen dort genaimten Bericht nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig bei der Bimdes- 
anstalt einreicht oder nicht, nicht richtig, nicht vollstän- 
dig oder nicht rechtzeitig der Bimdesanstalt zur Verfü- 
giuig stellt. 

15. entgegen § 114 Satz 1, § 130 Satz 1, § 145 Satz 1 oder 
entgegen § 155 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet. 

16. entgegen § 1 63 Absatz 2 Satz 9, auch in Verbindimg mit 
§ 267 Absatz 2 Satz 2. die Anlagebedüigimgen dem 
Verkaufsprospekt beifügt. 

17. entgegen § 163 Absatz 2 Satz 10 die Anlagebedingim- 
gen dem Publikiun nicht, nicht richtig oder nicht voll- 
ständig zugänglich macht. 

18. entgegen § 164 Absatz 1 Satz 1 einen dort genaimten 
Verkaufsprospekt oder die wesentlichen Anlegerinfor- 
mationen dem Publikum nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig zugänglich macht. 

19. entgegen § 164 Absatz 1 Satz 2 einen dort genaimten 
Verkaufsprospekt oder die wesentlichen Anlegerinfor- 
mationen dem Publikum zugänglich macht. 

20. entgegen § 178 Absatz 1 eine Abw'icklimg beginnt. 

21. entgegen § 178 Absatz 5 Satz 1 oder § 179 Absatz 6 
Satz 1 eine Mitteilimg nicht, nicht richtig, nicht voll- 
ständig oder nicht rechtzeitig macht oder die Anleger 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge- 
sehenen Weise oder nicht rechtzeitig imtenichtet. 

22. entgegen § 180 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 oder Ab- 
satz 2 Satz 1 eine dort genamite Infonnation nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig zur Verfügmig stellt. 

23 . entgegen § 1 86 Absatz 2 Satz 1 , auch in Verbindmig mit 
§ 191 Absatz 1 oder Absatz 2, eine Verschmelzungs- 
information übermittelt. 

24. entgegen § 1 86 Absatz 4 Satz 1 , auch in Verbindmig mit 
§ 191 Absatz 1 oder Absatz 2. eine Versclmielzmigs- 
information der Bmidesanstalt nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgescliriebenen Weise oder 
nicht rechtzeitig einreicht. 

25. entgegen § 268 Absatz 1 Satz 2 einen dort genaimten 
Verkaufsprospekt oder die wesentlichen Anlegerinfor- 
mationen dem Publikimi nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig zugänglich macht. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vor- 
gescliriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstellt oder 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vor- 
gescliriebenen Weise oder nicht rechtzeitig aufstellt. 

13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 


22. unverändert 

23. unverändert 

24. unverändert 


25. unverändert 
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26. entgegen § 289 Absatz 1, 2 oder Absatz 5 eine Unterrich- 26. unverändert 
tung. Information oder Mitteihmg nicht, nicht richtig. 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig voniirmnt oder 

27. entgegen § 290 Absatz 1 oder Absatz 5 eine dort ge- 27. unverändert 
naiuite Information oder Angabe nicht, nicht richtig. 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt. 

(3) Ordnimgswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- (3) unverändert 

lässig 

1 . einer vollziehbaren Anordnmig nach § 5 Absatz 6 Satz 2 
oder Satz 8, § 1 1 Absatz 4 Satz 1 oder Satz 2 oder Ab- 
satz 6, § 3 1 1 Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 1 Nimuner 1 
oder § 314 Absatz 1 oder Absatz 2 zuwiderhandelt. 

2. entgegen § 14 Satz 1 in Verbindiuig mit § 44 Absatz 1 
Satz 1 des Kreditw'esengesetzes. auch in Verbindung mit 
§ 44b Absatz 1 Satz 1 des Kreditw'esengesetzes. eine 
Auskimft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteUt oder eine Unterlage nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt. 

3. entgegen § 14 Satz 2 in Verbindiuig mit § 44 Absatz 1 
Satz 4 oder § 44b Absatz 2 Satz 2 des Kreditw'esenge- 
setzes eine Maßnahme nicht duldet. 

4. entgegen § 18 Absatz 6 in Verbindiuig mit § 24c Ab- 
satz 1 Satz 1 oder Satz 5 des Kreditw'esengesetzes eine 
Datei nicht, nicht richtig oder nicht vollständig fülirt 
oder nicht gewälirleistet. dass die Bmidesanstalt jeder- 
zeit Daten automatisiert abrufen kaiui. 

5. einer vollziehbaren Anordnmig nach § 41 Satz 1 oder 
Satz 2 oder § 42 zuwiderhandelt, 

6. entgegen § 70 Absatz 5 oder § 85 Absatz 3 einen dort 
genaimteii Vennögensgegenstand wiedeiverw'endet. 

7. entgegen § 174 Absatz 1 Satz 1 weniger als 85 Prozent 
des Wertes des Feederfonds in Anteile eines Master- 
fonds anlegt. 

8. entgegen § 174 Absatz 1 Satz 2 in einen Masterfonds 
aulegt. 

9. entgegen 

a) den §§ 192. 193 Absatz 1, § 194 Absatz 1, § 210 
Absatz 1 Satz 1 oder Satz 4, Absatz 2 oder 3, § 219 
Absatz 1 oder Absatz 2. § 221 Absatz 1 oder § 225 
Absatz 2 Satz 2 oder 

b) § 231 Absatz 1, § 234 Satz 1, § 239 oder § 261 
Absatz 1 

einen Vermögensgegenstand erw'irbt oder in einen dort 
genamiteii Vennögensgegenstand investiert. 

10. entgegen § 195 Satz 1, § 234 Satz 1 oder § 253 Ab- 
satz 1 Satz 1 einen dort genaimten Vennögensgegen- 
stand oder Betrag hält. 

11. entgegen § 197 Absatz 1 Satz 1 oder § 261 Absatz 3 in 
Derivate investiert oder ein dort genamites Geschäft 
tätigt. 

12. entgegen § 197 Absatz 2. auch in Verbindiuig mit einer 
Rechtsverordniuig nach Absatz 3 Satz 1 Nimuner 1, 
nicht sicherstellt, dass sich das Marktrisikopotenzial 
höclistens verdoppelt. 
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13. entgegen den §§ 198, 206 Absatz 1 Satz 1 erster Halb- 
satz. Absatz 2. 3 Satz 1 oder Absatz 4, den §§ 207, 219 
Absatz 5, § 221 Absatz 3 oder Absatz 4, § 222 Absatz 2 
Satz 2 oder § 225 Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 4 Satz 1 
mein als einen dort genaimten Prozentsatz des Wertes in 
einen dort genannten Vennögensgegenstand anlegt. 

14. entgegen § 200 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 
Wertpapiere überträgt. 

15. entgegen § 200 Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz oder 
§ 240 Absatz 1 ein Darlehen gew'ährt. 

16. entgegen § 200 Absatz 4 eine Anzeige nicht, nicht rich- 
tig. nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet. 

17. entgegen § 203 Satz 1 ein Pensionsgeschäft absclüießt. 

18. entgegen § 206 Absatz 3 Satz 2 nicht sicherstellt, dass 
der Gesamtwert der Schuldverschreibimgen 80 Prozent 
des Wertes des inländischen OGAW nicht übersteigt. 

19. einer Vorscluift des § 206 Absatz 5 Satz 1, auch in Ver- 
bindmig mit §206 Absatz 5 Satz 2. oder § 221 Ab- 
satz 5 Satz 1 über eine dort genamite Sicherstellungs- 
pflicht zuwiderhandelt. 

20. entgegen § 222 Absatz 1 Satz 4 einen dort genaimten 
Vemiögensgegeiistand erwirbt. 

21. entgegen § 225 Absatz 1 Satz 3 Leverage durcliftüirt. 

22. entgegen § 225 Absatz 2 Satz 2 einen Devisentennin- 
kontrakt verkauft. 

23. entgegen § 225 Absatz 4 Satz 2 oder Satz 3, jeweils 
auch in Verbindmig mit § 221 Absatz 2. in dort ge- 
nannte Zielfonds anlegt. 

24. entgegen § 225 Absatz 5 nicht sicherstellt, dass die dort 
genaimten hifomiationen vorliegen. 

25. entgegen § 233 Absatz 2 oder § 261 Absatz 4 nicht 
sicherstellt, dass die Vermögensgegenstände niu in dem 
dort genaimten Umfang einem Wäluimgsrisiko unter- 
liegen. 

26. entgegen § 239 Absatz 2 Nununer 2 einen Vermögens- 
gegenstand veräußert. 

27. entgegen § 240 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass die 
Simmier der Darlehen einen dort genaimten Prozentsatz 
nicht übersteigt. 

28. entgegen § 264 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass 
die genannte Verfügmigsbescliränkmig in das Gnmd- 
buch oder ein dort genaimtes Register eingetragen W'ird. 

29. entgegen § 282 Absatz 2 Satz 1 in einen dort genaimten 
Vemiögensgegeiistand investiert oder 

30. entgegen § 285 in einen dort genaimten Vennögensge- 
genstand investiert. 

(4) Ordmmgswidrig handelt, wer vorsätzlich oder falir- (4) unverändert 
lässig einer unmittelbar geltenden Vorsclirift in Rechtsakten 
der Europäischen Union über Eiu'opäische Risikokapital- 
fonds oder Europäische Fonds für soziales Untenielmiertimi 
zuwiderhandelt, soweit eine Rechtsverordnimg nach Ab- 
satz 7 ftir einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist. 
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(5) Die Ordnimgswidrigkeit kaim in den Fällen des Absat- (5) unverändert 
zes 3 Nimuner 4, 6 und 8 bis 20 mit einer Geldbuße bis zu 

fünfzigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geld- 
buße bis zu hmiderttausend Emo gealmdet werden. 

(6) Verw'altungsbehörde im Simie des § 36 Absatz 1 Num- (6) unverändert 
mer 1 des Gesetzes über Ordnimgswidrigkeiten ist die Bim- 

desanstalt. 

(7) Das Bimdesministerium der Finanzen wird emiäcli- (7) unverändert 
tigt. soweit dies zur EKuchsetzmig der Rechtsakte der Emo- 

päischeu Union erforderlich ist. durch Rechtsverordnung 
olme Zustimmimg des Bmidesrates die Tatbestände zu be- 
zeichnen. die als Ordnmigswidiigkeit nach Absatz 4 gealm- 
det werden köimen. 


§ 341 § 341 

Beteiligung der Bundesanstalt unverändert 

und Mitteilungen in Strafsachen 

(1) Das Gericht, die Straft^erfolgungs- oder die StrafvoU- 
streckmigsbehörde hat in Straft'erfaliren gegen bedeutend 
beteiligte hüiaber. Geschäftsleiter oder Mitgheder der Ver- 
waltmigs- oder Aufsichtsorgane von Verw'altimgsgesell- 
schaften. extern verw'alteten Investmentgesellscliaften oder 
Verwalustellen oder deren jeweilige gesetzliche Vertreter 
oder persönhch haftende Gesellschafter wegen Verletzmig 
iluer Berufspflichten oder anderer Straftaten bei oder hu Zu- 
saimnenliang mit der Ausübung eures Gewerbes oder dem 
Betrieb eurer sorrstigerr wutschaftlicherr Urrteraelmrmrg. fer- 
trer m Straft'erfalrreir. die Straftateir irach § 339 zrmr Gegeir- 
starrd haben, inr Fall der Erhebmrg der öffeirtlicherr Klage der 
Bmrdesarrstalt 

1 . die Anklagesclrrift oder eure air ilrre Stelle treterrde Arr- 
tragsschrift. 

2. derr Antrag auf Erlass eures Strafbefelrls mrd 

3. die das Verfalrreir absclrließeirde Eirtscheidimg urit Be- 
griürdmrg 

zrt übemrittehr: ist gegerr die Errtscheidrmg ehr Rechtsnuttel 
ehrgelegt worden, ist die Errtscheidrmg rmter Hinweis auf das 
ehrgelegte Rechtsnuttel zu übenrrittehr. hr Verfahretr wegen 
falulässig begangetrer Straftaterr werderr die in den Ntmr- 
urem 1 mrd 2 besthrmrterr Übemrittlungen ntrr vorge- 
ironuuen. weiur aus der Sicht der überuuttelnden Stelle 
mrverzüghch Eirtscheidmrgerr oder airdere Maßtralmrerr der 
Bimdesanstalt geboteir shrd. 

(2) In Straft'erfaluerr. die Straftaterr rrach § 339 zrmr Ge- 
geirstarrd habeir. hat die Staatsarrwaltschaft die Bmrdesarrstalt 
bereits über die Ehrleitrmg des Enrrittlmrgsverfahrerrs zu mr- 
terrichteir. sow'eit dadmch eine Grefaludmrg des Erurittlrmgs- 
zw'ecks luclrt zu erwarterr ist. Erw'ägt die Staatsanwaltschaft, 
das Verfaluerr einzustellen, so hat sie die Bmrdesarrstalt zu 
hörerr. 

(3) Werderr sonst hr ehrem Strafcerfaluerr Tatsacherr be- 
karurt. die artf Missstärrde hr derrr Geschäftsbetrieb ehrer Ver- 
waltrmgsgesellschaft. extenr verw'alteterr hrvestnrerrtgesell- 
schaft oder Verr\'ahrstelle lurrdeuterr mrd ist dererr Kermtrus 
aus der Sicht der überuuttehrderr Stelle fth Maßrralurrerr der 
Brmdesarrstalt rrach diesem Gesetz erforderlich, soll das Ge- 
richt. die Straft'erfolgrmgs- oder die Strafvollstreckrmgsbe- 
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hörde diese Tatsachen ebenfalls mitteilen. soweit nicht für 
die übemiittehide Stelle erkemibar ist. dass schutzwäirdige 
Interessen des Betroffenen übeiwiegen. Dabei ist zu berück- 
sichtigen. wie gesichert die zu überaiittehiden Erkeimtnisse 
sind. 

(4) Der Bundesanstalt ist auf Antrag Akteneinsicht zu 
gewäliren. soweit nicht für die Akteneinsicht gew'älu'ende 
Stelle erkennbar ist. dass schutzwlirdige Interessen des Be- 
troffenen überw'iegen. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 


§342 

Beschwerde- und Schlichtungsverfahren; 
Verordnungsermächtiguug 


§342 

unverändert 


(1) Anleger imd Kimden kömien jederzeit w'egen behaup- 
teter Verstöße gegen dieses Gesetz Beschwerde bei der Bim- 
desanstalt einlegen. 

(2) Beschwerden sind scliriftlich oder zur Niedersclmft 
bei der Bimdesanstalt einzulegen und sollen den Sachverhalt 
sowie den Beschwerdegrund angeben. 

(3) Verbraucher können bei Streitigkeiten ini Zusanunen- 
hang mit Vorscliriften nach diesem Gesetz die Schlichtungs- 
Stelle aiuufen. die für die außergerichtliche Beilegimg von 
Verbraucherrechtsstreitigkeiten bei der Bmidesanstalt einzu- 
richten ist. Hiervon miberüluf bleibt das Recht, den Rechts- 
weg zu besclireiten. 

(4) Sow'eit behauptete Verstöße nach Absatz 1 oder Strei- 
tigkeiten nach Absatz 3 grenzübersclueitende Sachverhalte 
betreffen, arbeitet die Bundesanstalt mit den zuständigen 
Stellen der anderen Mitghedstaaten der Europäischen Union 
oder der anderen Vertragsstaaten des Abkonunens über 
den Europäischen Wirtschaftsraimi zusammen; die §§ 8, 9 
imd 19 gelten entsprechend. 

(5) Das Bundesministerium der Finanzen w'ird ermäch- 
tigt. dinch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bim- 
desrates im Einvemelunen mit dem Bmidesministeriimi der 
Justiz imd dem Bundesministeiium fth Emähnmg. Land- 
wirtschaft und Verbraucherschutz die näheren Einzelheiten 
des Verfalirens der Schlichtungsstelle nach Absatz 3 und die 
Zusanunenarbeit mit vergleichbaren Stellen zur außer- 
gerichtlichen Streitbeilegimg in anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union imd in Vertragsstaaten des Abkonmiens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum zu regeln. Das Ver- 
faluen ist auf die Verwirkhchmig des Rechts auszmichten 
und muss insbesondere gewälirleisten. dass 

1 . die Sclihchtmigsstelle imabhängig und miparteiisch han- 


delt. 


2. die Verfalirensregeln für Interessierte zugänglich sind. 

3. die Beteiligten des Sclilichümgsverfahrens rechtliches 
Gehör erhalten, insbesondere Tatsachen imd Bewertmi- 
gen Vorbringen kömien. mid 

4. die Schlichter imd ihre Hilfspersonen die Veitiauliclikeit 
der Informationen gewälirleisten. von denen sie im 
Sclilichtmigsverfaliren Kemitnis erhalten. 

Die Rechtsverordnimg kami auch die Pflicht der Untemeh- 
uien. sich nach Maßgabe eines geeigneten Verteihmgs- 
schlüssels an den Kosten des Verfaluens zu beteiligen imd 
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EinzeUieiten zur Ermittlung des Verteilimgssclilüssels ent- 
halten. Das Bimdesininisterium der Finanzen kaiui die Er- 
mächtigmig durch Rechts\'erordnung auf die Bundesanstalt 
übertragen. 

(6) Das Bimdesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt. durch Rechtsverordnimg olme Zustinmiung des Bim- 
desrates im Einvernehmen mit dem Bimdesministeriimi der 
Justiz imd dem Biuidesministerimn für- Emälumig. Land- 
wirtschaft mid Verbraucherschutz die Streitscldichtungsauf- 
gaben nach Absatz 3 auf eine oder melu ere geeignete private 
Stellen zu übertragen, wemi die Aufgaben dort zweckmäßi- 
ger erledigt werden körnten. Das Bimdesministeriimi der 
Finanzen kaim die Eimächtigimg durch Rechtsverordnmig 
auf die Bmidesanstalt übertragen. 

Abschnitt 2 
Übergangs vor Schriften 

Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Übergangsvorscliriften 
für AJF- Verwaltungsgesellschaften 

§343 

Ubergangsvorsrhriften für inländische 
nnd EU-AIF-Verwaltnngsgesellschaften 

(1) AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften. die vor dem 
22. Juli 2013 Tätigkeiten im Simie des § 20 ausüben, haben 
alle erforderlichen Maßnalmien zu ergreifen, imi den Rechts- 
vorscliriften dieses Gesetzes naclizukonmien. Sie haben vor 
Ablauf des 2 1 . Juh 2014 die Erlaubnis nach den §§20 mid 22 
oder, wemi sie die Voraussetzimgen des § 2 Absatz 4 Satz 1 
oder Absatz 5 Satz 1 erftülen. die Registrieimig nach § 44 
Absatz 1 zu beantragen. 

(2) EU-AIF-Verwalttmgsgesellschaften. die vor dem 
22. Juli 2013 inländische Spezial-AIF im Sinne des § 54 
verw'alten. haben alle erforderhchen Maßnahmen zu er- 
greifen. um den entsprechenden Rechtsvorschriften dieses 
Gesetzes naclizukommen. Die Angaben gemäß § 54 sind 
mmiittelbar nach Erteilung der Erlaubnis im Herkimfts- 
mitgliedstaat. spätestens bis zmn 31. Dezember 2014 der 
Bundesanstalt zu übermitteln. 

(3) Eine AIF-Kapitalverw'alhmgsgesellschaft. die vor 
dem 22. Juli 2013 Tätigkeiten im Sinne des § 20 ausübt. darf 
bis zmn 21. Januar 2015 bereits vor Erteilung der Erlaubnis 
nach den §§20 imd 22 neue AJF nach den Vorscliriften 
dieses Gesetzes, mit Ausnalmie des Erfordernisses der 
Erlaubnis, verwalten imd im Geltmigsbereich dieses Geset- 
zes vertreiben, weim sie bei Publikums-AIF zusammen mit 
dem Antrag auf Genehmigung der Anlagebedingmigen nach 
§ 163 oder § 267 mid bei Spezial-AIF zusanunen mit der 
Vertriebsanzeige nach § 321 

1. im Zeitraum vom 22. Juh 2013 bis zum 21. Jiiü 2014 den 
Antrag auf Erlaubnis nach den §§20 imd 22 einreicht, auf 
den bereits eingereichten, noch nicht bescliiedenen Antrag 
auf Erlaubnis nach den §§20 mid 22 veiweist oder die ver- 
bindhche Erklänmg gegenüber der Bmidesanstalt abgibt, 
itmerhalb der in Absatz 1 Satz 2 genaimten Frist einen An- 
trag auf Erlaubnis nach den §§ 20 mid 22 zu stellen. 
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Abschnitt 2 
Übergangs Vorschriften 

Unterabsclmitt 1 

Allgemeine Übergangsvorschriften 
fiir AIF-Verwaltmigsgesellschaften 

§343 

ilbergangsvoi'schrifteu für inländische 
nnd EU-AIF-Verwaltnngsgesellschaften 

(1) AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften. die vor dem 
22. Juli 2013 Tätigkeiten im Siime des § 20 ausüben, haben 
alle erforderlichen Maßnalmien zu ergreifen, um den Rechts- 
vorschriften dieses Gesetzes naclizukormnen. Sie haben vor 
Ablauf des 2 1 . Juli 20 1 4 die Erlaubnis nach den § § 20 mid 22 
oder, weim sie die Voraussetzimgen des § 2 Absatz 4 Satz 1, 
Absatz 4a Satz 1, Absatz 4b Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1 
erftülen. die Registrienmg nach § 44 zu beantragen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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2. iiii Zeitraum vom 22. Juli 2014 bis zum 21. Januar 2015 
auf den eingereichten, noch nicht bescliiedenen Antrag 
auf Erlaubnis nach den §§20 imd 22 verweist. 

Auf die Genelimigimg der Anlagebedingiuigen findet § 163 
Absatz 2 Satz 5 keine Anwendmig. hi dem Verkaufsprospekt 
imd den wesentlichen Anlegerinfomiationen gemäß § 164 
oder § 268 sind die Anleger dnickteclmisch herausgestellt 
an her\'orgehobener Stelle über die fehlende Erlaubnis der 
AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft mid die Folgen einer 
imterlassenen Antragstellung oder Erlaubnisversagung liin- 
zuweisen. Bei Spezial- AJF muss dieser Hinw'eis im Ralmien 
der Informationen gemäß § 307 erfolgen. Als neuer AJF im 
Siime von Satz 1 gilt ein AIF, der nach dem 21. Juli 2013 
aufgelegt wird. 

(4) Ein AIF gUt mit dem Zeitpimkt als aufgelegt im Siime 
dieses Abschnittes, in dem mindestens ein Anleger durch 
den imbedingten mid imbefiristeten Abschluss des auf die 
Ausgabe eines Anteils oder einer Aktie gerichteten schuld- 
rechtlichen Verpflichtungsgeschäfts einen Anteil oder eine 
Aktie des AIF gezeiclmet hat. 

(5) AEF-Kapitalverw'altungsgesellschaften im Siime des 
Absatzes 1, die weder die Voraussetzmigen des § 2 Absatz 4 
erfüllen noch biimen der in Absatz 1 Satz 2 vorgesehenen 
Frist einen Erlaubnisautiag stellen oder denen die Erlaubnis 
gemäß § 23 versagt wurde, köimen mit Zustiumiimg von An- 
legern. die inelir als 50 Prozent der Anteile des AIF halten, 
die Abwicklung des inländischen AJF biimen drei Monaten 
nach Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 genaimten Frist oder nach 
Versagimg der Erlaubnis dadmch abw^enden. dass sie die 
Verwaltimg auf eine AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft 
übertragen, die über eine Erlaubnis nach den §§20 mid 22 
verfügt imd sich zur Übenialuue der Veiw'altmig bereit er- 
klärt. Die Bimdesanstalt kaim im öffentlichen Interesse be- 
stinmien. dass die Verw'altimg des AIF auf eine AIF-Kapi- 
talverw'altmigsgesellschaft. die über eine Erlaubnis nach den 
§§20 imd 22 verfügt und sich zur Übenialune der Verwal- 
timg bereit erklärt, übergeht. Die Verw'altimg von inländi- 
schen Spezial- AIF kaim auch auf EU-AIF-Verwaltimgs- 
gesellschaften übertragen w'erden. für w'elche die erfor- 
derhchen Angaben gemäß § 54 übeniiittelt woirden. 

(6) Für EU-AIF-Verw'altmigsgesellschaften im Simie des 
Absatzes 2. für die nicht biimen der in Absatz 2 Satz 2 vor- 
gesehenen Frist die Angaben gemäß § 54 übeniiittelt wm- 
den. gilt Absatz 5 entsprechend mit der Maßgabe, dass die 
Übertragimg biimen drei Monaten nach Ablauf der in Ab- 
satz 2 Satz 2 genaimten Frist erfolgen kaim. Für EU-AEF- 
Verwaltungsgesellschaften. die vor dem 22. Juh 2013 inlän- 
dische Publikums- AIF verw'alten. mid für ausländische AIF- 
Verw^altungsgesellschaften. die vor dem 22. Juli 2013 in- 
ländische AJF verw^alten. gilt Absatz 5 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass die Übeitragmig nmerhalb von 1 5 Monaten 
nach dem 21. Juli 2013 erfolgen kaim. 

§344 

Übergangsvorschi'ifteu für ausländische 
AIF-Veiivaltungsgesellschaften 

Die §§56 bis 66 sind erst ab dem Zeitpimkt anzuw'enden. 
auf den in § 295 Absatz 2 Nimuner 1 veiwiesen w'ird. 
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(4) unverändert 


(5) AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften im Siime des 
Absatzes 1, die weder die Voraussetzmigen des § 2 Absatz 4, 
4a, 4b oder Absatz 5 erfüllen noch bümen der in Absatz 1 
Satz 2 vorgesehenen Frist einen Erlaubnisantrag stellen oder 
denen die Erlaubnis gemäß § 23 versagt wmrde. köimen mit 
Zustinmimig von Anlegern, die nielir als 50 Prozent der An- 
teile des AIF halten, die Abwdcklmig des inländischen AIF 
binnen drei Monaten nach Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 ge- 
naimten Frist oder nach Versagimg der Erlaubnis dadmch ab- 
w'enden. dass sie die Verwaltung auf eine AJF-Kapitalver- 
w'altungsgesellschaft übertragen, die über eine Erlaubnis 
nach den §§20 mid 22 verfügt mid sich zur Übernahme der 
Verw'altmig bereit erklärt. Die Bimdesanstalt kann im öffent- 
lichen Interesse bestinunen. dass die Verw'altung des AIF auf 
eine AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaft. die über eine Er- 
laubnis nach den §§20 mid 22 verfügt mid sich zur Über- 
nalmie der Verw'altimg bereit erklärt, übergeht. Die Verwal- 
tmig von inländischen Spezial- AJF kaim auch auf EU-AIF- 
Verw'altmigsgesellschaften übertragen werden, für w'elche 
die erforderhchen Angaben gemäß § 54 übennittelt wurden. 

(6) unverändert 


§344 

unverändert 
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Besondere Übergangsvorscliriften fiir offene AIF luid fiir 
AIF- Verwaltungsgesellschaften, die offene AIF verw'alten 

§345 

ilbergangsvorschriften für offene AIF und AIF- 
Verwaltungsgesellschaften, die offene AIF vei'walten, 
die bereits nach dem Investmentgesetz reguliert waren 

(1) Eme AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft. die bei 
hikrafttreten dieses Gesetzes 

1 . über eine Erlaubnis als Kapitalanlagegesellschaft nach § 7 
Absatz 1 des Investnientgesetzes in der bis zimi 21. Juli 
2013 geltenden Fassung oder als Investmentaktiengesell- 
schaft nach § 97 Absatz 1 des hivestinentgesetzes m der 
bis zimi 21. Juli 2013 geltenden Fassiuig verfugt mid 

2 . inländische offene Publikums- AIF verw'altet. die vor dem 
22. Juli 2013 im Siime des § 343 Absatz 4 aufgelegt und 
deren Anlagebedmgimgen gemäß den §§ 43, 43a des hi- 
vestmentgesetzes m der bis zimi 21. Juli 2013 geltenden 
Fassung genelmügt wanden. 

hat die Anlagebedingungen und gegebenenfalls die Satzmig 
dieser inländischen offenen Publikmns-AIF an die Vorscluif- 
ten dieses Gesetzes anzupassen; die geänderten Anlagebe- 
dmgimgen müssen spätestens am 21. Juli 2014 ui Kraft tre- 
ten. Die für die Anpassimg erforderlichen Ändenmgen der 
Anlagebedingmigen müssen nm' daim von der Bundesanstalt 
genelmügt w'erden. w'emi es sich bei diesen Ändermigen 
mcht um rem redaktionelle Ändeiungen auf Gnmd der An- 
passmigen an die Begriffliclikeiten nach diesem Gesetz han- 
delt. Andere als die zur Anpassimg der Anlagebedingungen 
an die Vorschriften dieses Gesetzes notw'endigen Ändenm- 
gen dürfen in den Anlagebedmgmigen mcht vorgenonmien 
w'erden. Für die Genelmügimg der Arüagebedingungen gilt 
nm § 163 Absatz 2 Satz 1 bis 4, 7 bis 11 mid Absatz 4 Satz 1, 
6 imd 7 nüt der Maßgabe, dass die in § 163 Absatz 2 Satz 1 
genaimte Frist zwei Monate ab Emreichmig des Antrags auf 
Genelmügmig der Anlagebedingimgen beträgt. Auf rein re- 
daktionelle Ändenmgen von Anlagebedingimgen im Sinne 
des Satzes 2 ist § 163 mcht anzuw'enden. jedoch gilt für die 
Bekaimtmachimg der Ändenmgen imd deren Inkrafttreten 
§ 163 Absatz 4 Satz 1 mid 6 erster Halbsatz entsprechend; 
die redaktionell angepassten Anlagebedingungen süid bei 
der Bimdesanstalt einzmeichen. Der Antrag auf Genelmü- 
gimg der Ändenmgen der Anlagebedingmigen oder, falls ein 
solcher nach Satz 2 lüclit erforderlich ist. die redaktionell an- 
gepassten Anlagebedmgimgen dürfen mcht nach dem Er- 
laubmsantrag gemäß § 22 bei der Bimdesanstalt eingereicht 
w'erden. Wird der Antrag auf Genelimigmig der Ändenmgen 
der Anlagebedmgimgen oder w'erden. falls em solcher nach 
Satz 2 mcht erforderhch ist. die redaktionell angepassten An- 
lagebedüigmigen vor dem Eilaubiüsantrag gemäß § 22 em- 
gereicht. muss die AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaft bei 
der Euireichung verbmdlich gegenüber der Bimdesanstalt er- 
klären. spätestens bis zmn 21. Juli 2014 einen Antrag auf Er- 
laubnis nach den §§20 mid 22 zu stellen. Die Bmidesaiistalt 
ist unverzüglich über den Zeitpmikt des hikrafttretens der 
Ändenmgen der Anlagebedingimgen zu mfomüeren. Bis 
zimi hikrafttreten der Ändenmgen der Änlagebedingungen 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
Unterabscluütt 2 

Besondere Übergangsvorscliriften für offene AIF imd für 
AIF-Verw'altmigsgesellschaften. die offene AIF verw'alten 

§345 

Ubergangsvorschriften für offene AIF nnd AIF- 
Verwaltnngsgesellsrhaften, die offene AIF verwalten, 
die bereits nach dem Investmentgesetz reguliert waren 

(1) unverändert 
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der verw'alteten inländischen offenen Fhiblikums-AIF iin 
Siiuie des Satzes 1 Nummer 2, spätestens jedoch bis zum 
21.Juh 2014, sind ftir diese AIF die für entsprechende 
Publdcums-AIF geltenden Vorscluiften des Investmentgeset- 
zes in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassmig weiter 
anzuwenden. Die §§ 1 imd 2 sowie die Vorscluiften dieses 
Gesetzes betreffend die ftir Umstellung auf das neue Recht 
erforderlichen Anträge. Verw'altimgsverfalu'en imd Be- 
scheide sowie die Übergangsvorschriften nach diesem Ge- 
setz bleiben luiberülut. Ab Inkrafttreten der geänderten An- 
lagebedingimgen. spätestens jedoch ab dem 22. Juli 2014, 
sind auf die inländischen offenen Publikums- AIF die Vor- 
schriften dieses Gesetzes anzuwenden. 

(2) Bis zimi Eingang des Erlaubnisantrags nach § 22 bei (2) unverändert 
der Bimdesanstalt. spätestens jedoch bis zum Ablauf des 

21. Juh 2014, gelten für eine AJE-KapitalverwaltungsgeseU- 
schaft im Simie des Absatzes 1 Satz 1 die Vorscluiften des 
hivestmentgesetzes in der bis ziuii 21. Juh 2013 geltenden 
Fassmig weiter. Absatz 1 Satz 10 gilt entsprechend. Soweit 
sich aus Absatz 1 Satz 9 nichts anderes ergibt, ist ab Eingang 
des Erlaubnisantrags nach § 22, spätestens jedoch ab dem 

22. Juh 2014, dieses Gesetz vollständig auf die AJF-Kapital- 
verw'altimgsgesellschaft im Simie des Absatzes 1 Satz 1 
anzuwenden mit der Maßgabe, dass im Hinblick auf die Ver- 
waltimg imd den Vertrieb von Publikimis-AIF im Siime des 
Absatzes 1 Satz 1 Nunuiier 2 im Geltmigsbereich dieses Ge- 
setzes luid so lange der Erlaubnisantrag, der bis zum 2 1 . Juli 
2014 einzureichen ist. noch nicht bescliieden wurde, das Er- 
fordernis der Erlaubnis diucli den noch nicht bescliiedenen 
vollständigen Erlaubnisantrag ersetzt wud. Haben die in Ab- 
satz 1 Satz 1 genamiten AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaf- 
ten bis zum Ablauf des 21. Juli 2014 keinen Antrag auf Er- 
laubnis gemäß § 22 gestellt, ist § 343 Absatz 5 anzuwenden. 

(3) Eine AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft. die bei (3) unverändert 
hikrafttreten dieses Gesetzes 

1 . über eine Erlaubnis als Kapitalanlagegesellschaft nach § 7 
Absatz 1 des Investmentgesetzes in der bis zum 2 1 . Juli 
2013 geltenden Fassung oder über eine Erlaubnis als 
Investmentaktiengesellschaft nach § 97 Absatz 1 des 
Investmentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 gelten- 
den Fassung verfügt mid 

2. inländische offene Spezial- AIF verw'altet. die vor dem 
22. Juli 2013 im Simie des § 343 Absatz 4 aufgelegt w'ur- 
den. 

hat die Anlagebedingmigen und gegebenenfalls die Satzung 
dieser inländischen offenen Spezial- AIF spätestens bis zum 
2 1 . Juli 2014 an die Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen 
imd zusammen mit dem Erlaubnisantrag gemäß § 22 ein- 
zureichen. Absatz 1 Satz 8 und 9 mid Absatz 2 gelten ent- 
sprechend. 

(4) Erfüllt eine AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft im (4) unverändert 
Simie des Absatzes 3 Satz 1 die Voraussetzimgen des § 2 Ab- 
satz 4, gelten für sie imd die von ilir verwalteten inländischen 

offenen Spezial- AIF im Simie des Absatzes 3 Satz 1 bis zimi 
Eingang des Antrags auf Registrieimig nach § 44 bei der 
Bundesanstalt, spätestens jedoch bis zum 21. Juli 2014, die 
Vorschriften des Investmentgesetzes in der bis zmn 2 1 . Juli 
2013 geltenden Fassmig weiter. Die Übergangsvorschriften. 
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die Vorscliriften zur Registrieiimg sowie die Befugnisse der 
Bimdesanstalt nach diesem Gesetz bleiben unberülut. Ab 
dem Eingang des Antrags auf Registrierung bei der Bmides- 
anstalt. spätestens ab dem 22. Juli 2014, sind die für diese 
AIF-Kapitalverwaltimgsgesellscliaft geltenden Vorscliriften 
dieses Gesetzes anzuwenden. 

(5) Beantragt eine AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 oder des Absatzes 3 Satz 1 gemäß 
§ 22 die Erlaubnis zur Verwaltung von AIF, muss sie diejeni- 
gen Angaben imd Unterlagen, die sie bereits bei dem Erlaub- 
nisantrag nach § 7 Absatz 1 oder § 97 Absatz 1 des Invest- 
mentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassiuig 
oder im Ralunen der Umstellung ilirer Investmennemiögen 
auf dieses Gesetz voigelegt hat. nicht erneut vorlegen, sofern 
diese Angaben luid Unterlagen weiterliin aktuell sind. 

(6) Eine AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschafit im Siime 
des Absatzes 1 Satz 1 darf von ilir verwaltete uüändische of- 
fene Ihiblikimis-AIF im Siime des Absatzes 1 Satz 1 Nimi- 
nier 2 nach dem 2 1 . Juli 20 1 3 im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes nach den Vorscliriften des Investmentgesetzes in der 
bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassiuig weiter vertreiben. 
Das Vertriebsrecht nach Satz 1 endet. 

1 . W'enn die Bmidesanstalt den Vertrieb mitersagt hat. 

2. w'emi die Bimdesanstalt die Erlaubnis nach § 23 versagt 
hat. 

3. mit dem Inkrafttreten der Änderungen der Anlagebedin- 
gimgen gemäß Absatz 2, 

4. spätestens jedoch mit Ablauf des 2 1 . Juli 2014. 

Ein Vertrieb der in Satz 1 genaimten inländischen offenen 
Publikimis-AIE nach dem 21. Juli 2014 oder, sofern die Än- 
denmgen der Anlagebedingimgen nach Absatz 2 frülier in 
Kraft treten, nach dem Inkrafttreten der Änderungen der Än- 
lagebedingmigen gemäß Absatz 2 ist nur zulässig, w’emi die 
AIF-Kapitalverwaltiuigsgesellschaft bis zu dem früheren der 
beiden Zeitpmikte das Anzeigeverfahren nach § 316 erfolg- 
reich diuchlaufen hat. § 3 1 6 Absatz 1 bis 3 ist für das Anzei- 
geverfaliren im Sinne des Satzes 3 mit den Maßgaben anzu- 
w'enden. dass 

1 . die Frist nach § 3 16 Absatz 3 zw'ei Monate beträgt. 

2. die Vertriebsanzeige zusammen mit dem Erlaubnisantrag 
gemäß § 22 eingereicht w'erden muss, 

3. solange der bei der Bmidesanstalt eingereichte Erlaub- 
nisantrag gemäß § 22 noch nicht bescliieden ist. das Er- 
fordernis der Erlaubnis nach § 22 diucli den bei der Bim- 
desanstalt eingereichten, aber noch nicht beschiedenen 
vollständigen Erlaubnisantrag ersetzt wird. 

Der Vertrieb nach den Vorscluiften dieses Gesetzes darf erst 
nach der Mitteilung nach § 3 1 6 Absatz 3 mid nach Inki afttre- 
ten der Ändermigen der Anlagebedingmigen fortgesetzt w'er- 
den. In dem Zeitraum, in dem das Erfordernis der Erlaubnis 
nach § 22 durch den bei der Bimdesanstalt eingereichten, 
aber noch nicht beschiedenen Erlaubnisantrag ersetzt w’ird. 
sind in dem Veikaufsprospekt mid den w'esentlichen Anleger- 
infomiationen die Anleger druckteclmisch herausgestellt an 
heivorgehobener Stelle über die feldende Erlaubnis der AIF- 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft mid die Folgen einer Erlaub- 
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(5) unverändert 


(6) Eine AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft im Siime 
des Absatzes 1 Satz 1 darf von ilir verw'altete inländische of- 
fene Publikmiis-AJF im Siime des Absatzes 1 Satz 1 Num- 
mer 2 nach dem 2 1 . Juli 20 1 3 im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes nach den Vorscliriften des Investmentgesetzes ui der 
bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassiuig w'eiter vertreiben. 
Das Vertriebsrecht nach Satz 1 endet. 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. mit dem Inkrafttreten der Ändermigen der Anlagebedm- 
gimgen gemäß Absatz 1, 

4. unverändert 

Ein Vertrieb der m Satz 1 genannten inländischen offenen 
Publikunis-AIF nach dem 21. Juli 2014 oder, sofern die Än- 
denmgen der Anlagebedingimgen nach Absatz 2 filiher in 
Kraft treten, nach dem Inkrafttreten der Ändenmgen der An- 
lagebedingmigen gemäß Absatz 2 ist nur zulässig, w'enn die 
AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft bis zu dem filiheren der 
beiden Zeitpmikte das Anzeigeverfaliren nach § 316 erfolg- 
reich durclilaufen hat. § 3 16 Absatz 1 bis 3 ist für das Anzei- 
geverfaliren im Siime des Satzes 3 mit den Maßgaben anzu- 
w'enden. dass 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


Der Vertrieb nach den Vorscluiften dieses Gesetzes darf erst 
nach der Mitteilmig nach § 3 1 6 Absatz 3 mid nach Inkrafttre- 
ten der Ändermigen der Anlagebedingmigen fortgesetzt w'er- 
den. In dem Zeitramii. in dem das Erfordernis der Erlaubnis 
nach § 22 durch den bei der Bimdesanstalt eingereichten, 
aber noch nicht beschiedenen Erlaubnisantrag ersetzt w'ird. 
sind ui dem Verkaufsprospekt mid den w'esentlichen Anleger- 
infomiationen die Anleger diucktechnisch herausgestellt an 
heivorgehobener Stelle über die felilende Erlaubnis der AJF- 
Kapitalveiwaltmigsgesellschaft mid die Folgen einer Erlaub- 
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nisversagmig liinzuweisen. Das Vertriebsrecht erlischt, wemi 
die Erlaubnis gemäß § 23 versagt wird. 

(7) Für eme AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft im 
Siime des Absatzes 3 Satz 1 mid den Vertrieb der von ilir 
verwalteten udändischen offenen Spezial- AIF im Süme des 
Absatzes 3 Satz 1 Nimuner 2 nach dem 21. Juli 2013 un 
Geltimgsbereich dieses Gesetzes an professionelle oder 
semiprofessionelle Anleger gilt Absatz 6 entsprechend mit 
der Maßgabe, dass jeweils an die Stelle des § 3 1 6 der § 32 1 
imd an die Stelle von inländischen offenen Publikimis-AIF 
inländische offene Spezial-AIF treten. 

(8) AIF- Verwaltungsgesellschaften, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine Anzeige nach § 139 Absatz 1 des In- 
vestmentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fas- 
simg oder nach § 7 Absatz 1 des Auslandsinvestmentgeset- 
zes in der bis zimi 3 1 . Dezember 2003 geltenden Fassung 
erstattet haben mid zum öffentlichen Vertrieb von Anteilen 
oder Aktien eines von ihr verwalteten AIF berechtigt sind 
imd diese auch nach dem 21. Juli 2014 un Geltimgsbereich 
dieses Gesetzes zu vertreiben beabsichtigen, müssen 

1 . m Bezug auf 

a) EU-AIF und 

b) ausländische AIF, 

die im Geltmigsbereich dieses Gesetzes an Privatanleger 
vertrieben werden, eme Anzeige nach § 320 an die Bim- 
desanstalt übemiittehi. 

2. m Bezug auf 

a) ausländische AIF imd 

b) EU-Feeder-AIF, deren Master-AIF keine EU-AIF 
oder inländischen AIF sind, die von einer EU-AIF- 
Veiw'altungsgeseUschaft oder einer AIF-Kapitalver- 
waltimgsgesellscliaft verw'altet werden. 

imd die im Geltungsbereich dieses Gesetzes von einer 
AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaft oder einer EU-AIF- 
Verw'altimgsgesellschaft an professionelle oder semipro- 
fessionelle Anleger vertrieben w'erden. eine Anzeige 
nach § 329 an die Bundesanstalt Ubennitteln. 

3. in Bezug auf 

a) EU-AIF und 

b) EU-Feeder-AIF, deren Master-AIF ein EU-AIF oder 
inländischer AIF ist. der von euier EU-AIF- Verwal- 
tuugsgesellschaft oder einer AIF -Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft verwaltet wird. 

imd die im Geltmigsbereich dieses Gesetzes von einer 
EU-AIF- Verw'altimgsgeseUschaft an professionelle oder 
semiprofessionelle Anleger vertrieben werden, über die 
zuständigen Stellen des Herkmiftsmitghedstaates der 
EU-AIF- Verw'altimgsgesellschaft eme Anzeige nach § 323 
übemiittehi. 

4. m Bezug auf 

a) ausländische AIF imd 

b) EU-AIF, 

die im Geltmigsbereich dieses Gesetzes von einer auslän- 
dischen AIF-Verw'altiuigsgesellschaft an professionelle 
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nisversagmig liinzuweisen. Das Vertriebsrecht erlischt, wemi 
die Erlaubnis gemäß § 23 versagt wird. 

(7) unverändert 


(8) AIF-Verwaltmigsgesellschaften. die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine Anzeige nach § 139 Absatz 1 des In- 
vestnientgesetzes in der bis zum 2 1 . Juli 2013 geltenden Fas- 
smig oder nach § 7 Absatz 1 des Auslandsinvestnientgeset- 
zes in der bis zmii 31. Dezember 2003 geltenden Fassung 
erstattet haben mid zmii öfifenthchen Vertrieb von Anteilen 
oder Aktien eines von ün verwalteten AIF berechtigt sind 
mid diese auch nach dem 21. Juli 2014 im Geltmigsbereich 
dieses Gesetzes zu vertreiben beabsichtigen, müssen 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. in Bezug auf 

a) unverändert 

b) unverändert 

die im Geltmigsbereich dieses Gesetzes von einer auslän- 
dischen AIF-Verwaltmigsgesellschaft an professionelle 
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oder semiprofessionelle Anleger vertrieben werden, eine 
Anzeige nach § 330 an die Bimdesanstalt übennittehL 


Die AIF-Vervvaltungsgesellschaft darf den AIF im Sinne von 
Satz 1 noch bis zum Abschluss des Anzeigeverfahrens im Gel- 
timgsbereich dieses Gesetzes nach den Vertriebsvorschriften 
des Investmentgesetzes in der bis ziun 2 1 . Juli 2013 geltenden 
Fassimg vertreiben. Das Vertriebsrecht nach Satz 2 endet spä- 
testens am 21. Juli 2014. Wird kein weiterer Vertrieb des AIF 
im Sinne von Satz 1 beabsichtigt, gilt § 3 1 5 entsprechend. Eine 
neue Vertriebsanzeige nach Satz 1 ist jederzeit möghch. 

(9) AJF-Verwaltimgsgesellschaflen. die in Bezug auf ilne 
EU- AIF oder ausländischen AIF nach dem 21. Juli 2014 
Tätigkeiten ausüben oder ausüben lassen, die zw'arnach dem 
Investmentgesetz m der bis zum 2 1 . Juh 2013 geltenden Fas- 
simg nicht als öffentlicher Vertrieb galten, nach diesem Ge- 
setz aber als Vertrieb anzusehen sind, haben, gegebenenfalls 
über die zuständigen Stellen des Herkmiffsmitgliedstaates. 
eine Anzeige nach den §§ 320, 323, 329 oder 330 zu über- 
mitteln. Absatz 8 Satz 2. 3 mid 5 gilt entsprechend. 

(10) AIF-Kapital Verwaltungsgesellschaften, die bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zmn Vertrieb eines ab dem 22. Juli 2013 der Anzeigepflicht 
nach § 33 1 imterfallenden AIF an professionelle Anleger be- 
rechtigt sind, dürfen diesen nach dem 2 1 . Juli 2014 dort nicht 
mein" vertreiben, es sei demi. sie haben ein neues Vertriebs- 
recht nach § 331 Absatz 5 Satz 2 erhalten. Abweichende Fris- 
ten in dem Mitghedstaat der Europäischen Union oder in dem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eiuopä- 
ischen Wirtscliaftsraum. in dem der AIF bisher zum Vertrieb 
an professionelle Anleger zugelassen war. bleiben imberührt. 
Die Fristen nach § 33 1 Absatz 3 mid 4 begimien zu laufen, so- 
bald die Bimdesanstalt der AIF-Kapitalverw'altimgsgesell- 
scliaft eine Erlaubnis gemäft § 22 erteilt liat und die Änderun- 
gen der Anlagebedingungen in Kraft getreten sind. 

(11) Für Verw’alirstellen von uiländischen offenen 
Publikimis-AIF ist keine erneute Genehniigimg nach § 69 
Absatz 1 Satz 1, auch in Verbmdmig mit § 87, erforderhch. 
wenn deren Auswahl bereits nach § 2 1 Absatz 1 des Invest- 
mentgesetzes in der bis zmn 2 1 . Juli 2013 geltenden Fassung 
genelmügt w'orden ist. 

(12) Der Antrag einer AIF-Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft. der auf eine Genelmügmig der Anlagebedingmigen 
eines AIF durch die Bimdesanstalt nach dem Investment- 
gesetz gerichtet ist mid der vor dem 21. Juli 2013 bei der 
Bmidesanstalt eingegangen ist. jedoch bis zum Ablauf des 
21. Juli 2013 noch nicht genelmügt war. gilt als am 22. Juli 
2013 gestellter Antrag auf Genelmügmig der Aiüagebedüi- 
gmigen nach diesem Gesetz. Sofern nach diesem Gesetz er- 
forderliche Angaben oder Dokumente felüen. hat die Bmi- 
desanstalt diese nacliziifordeni. 
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oder senüprofessioneUe Aiüeger vertrieben werden, eüie 
Anzeige nach § 330 an die Bmidesanstalt übemüttehi, 

5. in Bezug auf AIF, die im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes von einer EU-AIF-Vem altungsgesellschaft, die 
die Bedingungen nach Artikel 3 Absatz 2 der Richt- 
linie 2011/61/EU erfüllt, an professionelle oder semi- 
professionelle Anleger vertrieben werden, eine An- 
zeige nach § 330a an die Bundesanstalt übermitteln. 

Die AIF-Verwaltimgsgesellschaft darf den AIF ün Sinne von 
Satz 1 noch bis zum Abschluss des Anzeigeverfahrens im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes nach den Vertriebsvorschriften 
des Investmentgesetzes in der bis zum 21. Juh 2013 geltenden 
Fassung vertreiben. Das Vertriebsrecht nach Satz 2 endet spä- 
testens am 21. Juli 2014. Wird kein weiterer Vertrieb des AIF 
im Sinne von Satz 1 beabsichtigt, güt § 3 1 5 entsprechend. Eine 
neue Vertriebsanzeige nach Satz 1 ist jederzeit möghch. 

(9) AIF-Verw’altmigsgesellschaften. die üi Bezug auf ilire 
EU-AIF oder ausländischen AIF nach dem 21. Juh 2014 
Tätigkeiten ausüben oder ausüben lassen, die zwar nach dem 
hivestmentgesetz m der bis zum 2 1 . Juh 2013 geltenden Fas- 
smig nicht als öffentlicher Vertrieb galten, nach diesem Ge- 
setz aber als Vertrieb anzusehen smd. haben, gegebenenfalls 
über die zuständigen Stellen des Herkunftsnütghedstaates. 
eine Anzeige nach den §§ 320, 323, 329, 330 oder 330a zu 
übeniütteln. Absatz 8 Satz 2, 3 mid 5 gilt entsprechend. 

(10) unverändert 


(11) unverändert 


(12) unverändert 
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§346 

Besondere Übergangsvorschriften 
für ImmobiUen-Sondeiwermögen 

(1) Für Anleger, die am 21. Juli 2013 Anteile an Iinmo- 
biüen-Sonder\ ennögen in einem Wertpapierdepot auf iliren 
Namen liinterlegt haben, gelten im Hinbhck auf diese An- 
teile nicht die Mindesthaltefrist gemäß § 255 Absatz 3 imd 
die Rückgabefrist für Anteilsrückgaben gemäß § 255 Ab- 
satz 4, soweit die Anteilsrückgaben 30 000 Euro pro Kalen- 
derhalbjalu für einen Anleger nicht übersteigen. Anleger 
kömien verlangen, dass die Rücknaluiie von Anteilen gemäß 
Satz 1 weiterliin entsprechend den am 21. Juli 2013 gelten- 
den Vertragsbedingimgen erfolgt. 

(2) Für Immobilien-Sondervennögen, bei denen der An- 
leger die Rücknahme der Anteile nach Absatz 1 Satz 2 häu- 
figer als alle drei Monate verlangen kann, ist § 251 mit der 
Maßgabe anzmvenden, dass der Weil der Vennögensgegen- 
stände im Sinne von § 231 Absatz 1 sowie § 234 innerhalb 
eines Zeitraums von drei Monaten zu ennitteln mid anzu- 
setzen ist. Abweichend von Satz 1 ist der Wert stets erneut zu 
ennitteln und anzusetzen, wenn nach Auffassung der AIF- 
Kapitalveiw'altmigsgesellscliaft der zuletzt ermittelte Wert 
auf Gnind von Änderungen wesentlicher Bewertungsfak- 
toren nicht mehr sachgerecht ist; die AlF-Kapitalveiwal- 
tiingsgesellschaft liat ihre Entscheidung mid die tragenden 
Giiinde nachvollziehbar zu dokumentieren. 

(3) Für Anteile gemäß Absatz 1 Satz 1 ist in den Anlage- 
bedingiuigen des Immobilien-Sondervennögens festzulegen, 
dass die Rücknalmie dieser Anteile weiterliin entsprechend 
der Regehmg der am 2 1 . Juli 2013 geltenden Veitragsbedin- 
gimgen erfolgt. 

(4) Für Immobilien-Sondeivennögen, bei denen der An- 
leger die Anteilrücknahme nach Absatz 1 Satz 2 börsentäg- 
lich verlangen kann, ist § 253 Absatz 1 Satz 2 mit der Maß- 
gabe anztrwenden. dass ein Beti'ag. der mindestens 5 Prozent 
des Wertes des Sondeiwennögens entspricht, täglich fiir die 
Rücknahme von Anteilen veifügbar ist. 

(5) Für Anteile gemäß Absatz 1 Satz 1 müssen die An- 
gaben im Verkaufsprospekt nach § 256 Absatz 1 Nummer 1 
einen ausdrücklichen, drucktecluiisch hervorgehobenen 
Hinweis darauf enthalten, dass der Anleger die Rücknalmie 
dieser Anteile imd die Auszalilung des Anteilswertes ent- 
sprechend der Regelmig der am 21. Juh 2013 geltenden Ver- 
tragsbedingmigeii verlangen kami. 

(6) Fürlmmobilien-Sondeiwennögen, bei denen der Anle- 
ger die Anteilrücknahme nach Absatz 1 Satz 2 häufiger als 
alle drei Monate verlangen kann, gilt § 257 Absatz 4 Satz 2 
mit der Maßgabe, dass ein emeuter Fristlauf nach §257 
Absatz 1 bis 3 auch dann nicht in Beti acht kommt, wenn die 
AIF-Kapitalveiwaltungsgesellschaft die Anteilrücknahme 
binnen drei Monaten emeut aussetzt. 

(7) Soweit Anleger Anteile vor Ändenmg der Vertrags- 
bedingimgeii zmn Zwecke der Anpassmig an das Invest- 
uientgesetz in der ab dem 8. April 2011 geltenden Fassmig 
erworben haben, gilt die Frist des § 255 Absatz 3 als einge- 
halten. Aussetzmigen. nach denen die Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft am ersten Börsentag nach dem 1. Januar 2013 


§346 

Besondere Übergangsvorsrhriften 
für Immobilien-Sondervermögen 

(1) unverändert 


(2) Für Anleger, die nach dem 21. Jnli 2013 Anteile eines 
Immobilien-Sondeiwermögens erworben haben, gilt 
§ 255 Absatz 3 und 4 ungeachtet dessen, ob die AIF-Ka- 
pitalverw'altiuigsgeseUschaft die Anlagebedingungen des 
ImmobUieu-Sondeiwermögens bereits nach § 345 an die 
Vorschriften dieses Gesetzes angepasst hat. Der Ver- 
kaufsprospekt muss einen ausdrückiichen, drucktech- 
nisch hervorgehobenen Hinweis darauf enthalten, dass 
§ 255 Absatz 3 imd 4 abweichend von den am 21. Juli 
2013 geltenden Vertragsbedingungen für Anteile, die 
nach dem 21. Juli 2013 erworben werden, gilt. 

(3) unverändert 


(4) entfällt 


(4) unverändert 


(6) entfällt 


(5) unverändert 
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oder fitüier die Anteilrücknalmie wieder aufiiiinmt. gelten 
für die Zwecke des § 257 Absatz 4 Satz 1 nicht als Ausset- 
zungen. Auf die ain 8. April 2011 bestehenden luunobilien- 
Sonder\'ennögen. bei denen am 31. Dezember 2012 die 
Rücknalmie von Anteilen gemäß § 37 Absatz 2 oder § 81 des 
Investmentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden 
Fassung ausgesetzt ist. dürfen die §§ 37, 78, 80, 80c. 80d 
imd 81 des Investmentgesetzes in der bis zimi 7. April 2011 
geltenden Fassung noch bis zu dem Tag. der seclis Monate 
nach der Wiederaufiialune der Rücknalmie der Anteile liegt, 
imd müssen die §§ 258, 259 erst ab dem Tag. der auf den Tag 
sechs Monate nach der Wiederaufiialune der Anteile folgt, 
angewendet werden. 

(5) Auf die am 8. April 2011 bestehenden Inmiobilien- 
Sondeiveruiögen dürfen die §§ 80a. 91 Absatz 3 Nunmier 3 
mid Absatz 4 Satz 4 des Investmentgesetzes in der bis zimi 
7. April 2011 geltenden Fassung noch bis zum 3 1 . Dezember 
2014 weiter angewendet werden. Auf die am 1. Juli 2011 
bestehenden Inuiiobilien-Sondervennögen düi'fen § 82 Ab- 
satz 3 Satz 2 und § 91 Absatz 3 Nunmier 3 des Investnient- 
gesetzes in der vor dem 1 . Juli 2011 geltenden Fassung noch 
bis zum 31. Dezember 2014 weiter angewendet w'erden. 

§347 

Besondere tJbergangsvorschiiften 
für Altersvoi’sorge-Sondeiwermögen 

(1) Für Alters vorsoige-Sondervemiögen uii Siime des § 87 
des Investmentgesetzes in der bis zmn 21. Juh 2013 gelten- 
den Fassung, die vor dem 22. Juli 2013 im Siime des § 343 
Absatz 4 aufgelegt WTirden. gelten nach Inkrafttreten der Än- 
denmgen der Anlagebedingmigen zusätzhch zu den in § 345 
Absatz 1 Satz 1 1 genaimten Vorscliriften § 87 Absatz 2 
sowie die §§88 bis 90 mid 143 Absatz 3 Nunmier 6 Buchsta- 
be b des Investmentgesetzes in der bis zum 2 1 . Juh 2013 gel- 
tenden Fassung entsprechend. Die in § 345 Absatz 1 Satz 1 1 
genaimten Vorscliriften dieses Gesetzes, die sich auf Pubh- 
kimis-AIF beziehen, gelten jedoch niu. soweit sich aus § 87 
Absatz 2 sowie den §§88 bis 90 imd 99 Absatz 3 des Invest- 
nientgesetzes in der bis zmn 2 1 . Juli 2013 geltenden Fassung 
nichts anderes ergibt. 

(2) Nach dem 21. Juli 2013 dürfen Altersvorsorge-Son- 
deivemiögen im Siime des § 87 des Investmentgesetzes in 
der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung nicht mehr auf- 
gelegt im Siime des § 343 Absatz 4 werden. 

§348 

Besondere Ubergangsvorschiiften 
für Gemischte Sondervermögeu und Gemischte 
Investmentaktieugesellschaften 

Gemischte Sonder\'emiögen oder Gemischte Investmen- 
taktiengesellschaften. die vor dem 22. Juli 2013 gemäß den 
§§83 bis 86 des hivestmentgesetzes in der bis zmn 21. Juli 
2013 geltenden Fassimg aufgelegt waudeii mid die zu diesem 
Zeitpmikt 

1. Anteile an Inmiobihen-Sondeiveniiögen nach den §§66 

bis 82 des Investmentgesetzes in der bis zimi 21. Juli 

2013 geltenden Fassung. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(6) unverändert 


§347 

unverändert 


§348 

Besondere Ubergangsvorschriften 
für Gemischte Sondeiwermögen und Gemischte 
Investmentaktieugesellschaften 

Gemischte Soiiden'eraiögen oder Gemischte Investmen- 
taktiengesellschaften. die vor dem 22. Juli 2013 gemäß den 
§§ 83 bis 86 des Investmentgesetzes in der bis zum 21. Juli 
2013 geltenden Fassung aufgelegt wairden mid die zu diesem 
Zeitpmikt 

1. unverändert 
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2. Anteile an Sonder\'ennögen niit zusätzlichen Risiken 
nach § 112 des Investnientgesetzes in der bis zuin 2 1 . Juli 
2013 geltenden Fassung. 

3 . Aktien an Investnientaktiengesellschaften. deren Satzung 
eine dem § 112 des Investmentgesetzes in der bis zum 
21. Jub 2013 geltenden Fassimg vergleichbare Anlage- 
form vorsieht oder 

4. Anteile oder Aktien an mit Nmmner 2 oder 3 vergleich- 
baren EU-AIF oder ausländischen AIF 

imter Einlialtimg der Anlagegrenzen, der zusätzlichen Anga- 
ben im Verkaufsprospekt mid in den Vertragsbedingmigen 
gemäß § 84 Absatz 2, 3 in Verbindung mit § 113 Absatz 3 
imd 4 Satz 2 imd 3, den §§ 85, 117 Absatz 1 Satz 2 sowie 
§ 1 1 8 Satz des Investmentgesetzes in der bis zimi 2 1 . Juh 
2013 geltenden Fassimg erwwben haben, dürfen diese ge- 
haltenen Anteile oder Aktien abweichend von § 219 auch 
nach dem 21. Juli 2013 weiter halten. Auf die Verw'altmig 
von Gemischten Investmentvermögen im Simie des Satzes 1 
Nummer 1 oder 4, deren Vertragsbedmgimgen es erlauben, 
die Mittel zu mein als 50 Prozent des Wertes des Vermögens 
des Gemischten Investmenti'ermögens in Anteile an Immo- 
bilien-Sonden ennögen in Fonn von Publikumsinvestment- 
vennögen sow'ie in Anteile an vergleichbaren EU-AIF oder 
ausländischen AIF anzulegen, ist § 255 Absatz 3 imd 4 an- 
zuwenden. solange die Anteile nach Satz 1 Nimmier 1 oder 
Nummer 4 w'eiter gehalten werden. Im Übrigen gelten für 
diese Gemischten Investmenti'ennögen im Siime des Sat- 
zes 1 die Vorscliriften dieses Gesetzes einscldießlich der 
Übergangsvorscliriften. 

§349 

Besondere Übergangsvorschriften 
für Sonstige Sondeiwermögen 
und Sonstige Investmentaktiengesellsrhaften 

Sonstige Sonden'eraiögen oder Sonstige Investment- 
aktiengesellschaften. die vor dem 22. Juli 2013 gemäß den 
§ § 90g bis 90k des Investmentgesetzes in der bis zum 2 1 . Juh 
2013 geltenden Fassimg aufgelegt mirden imd die zu diesem 
Zeitpmikt 

1. Anteile an Immobilien-Sondervennögen nach § 66 des 
Investmentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 gelten- 
den Fassung. 

2. Anteile an Sonden’ermögen mit zusätzlichen Risiken 
nach § 1 12 des Investmentgesetzes in der bis zimi 21 . Juh 
2013 geltenden Fassung. 

3 . Aktien an Investmentaktiengesellschaften, deren Satzung 
eine dem § 112 des Investmentgesetzes in der bis zum 
21. Juh 2013 geltenden Fassimg vergleichbare Anlage- 
form vorsieht. 

4. Anteile oder Aktien an mit Nmmner 1, 2 oder 3 ver- 
gleichbaren EU-AIF oder ausländischen AIF oder 

5. Beteiligimgen an Untemelmien. sofern der Verkelirsw'ert 
der Beteihgimgen emiittelt werden karm. 

imter Einlialtimg der Arilagegrerizen. der zusätzlichen Anga- 
ben im Verkaufsprospekt imd in den Vertragsbedingungen ge- 
mäß § 90h Absatz 2 in Verbindmig mit § 1 1 3 Absatz 3 und 4 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 

miter Einlialtimg der Anlagegrenzen, der zusätzlichen Anga- 
ben im Verkaufsprospekt imd in den Vertragsbedingimgen 
gemäß § 84 Absatz 2. 3 in Verbindung mit § 1 1 3 Absatz 3 imd 
4 Satz 2 imd 3, in Verbindung mit § 117 Absatz 1 Satz 2, 
in Verbindung mit § 118 Satz 2 sowie § 85 des Investment- 
gesetzes in der bis zimi 21. Juh 2013 geltenden Fassmig er- 
w'orben liaben. dürfen diese gehaltenen Anteile oder Aktien 
abw'eichend von § 219 auch nach dem 21. Juh 2013 weiter 
halten. Auf die Verw'altimg von Gemischten Investmeiin'er- 
niögen im Siime des Satzes 1 Nimmier 1 oder 4, deren Ver- 
tragsbedingmigen es erlauben, die Mittel zu nielir als 50 Pro- 
zent des Wertes des Vennögens des Gemischten hivestnient- 
vemiögens in Anteile an Irmiiobilien-Sondervemiögen in 
Form von Publikumsinvestmentvennögen sowie in Anteile 
an vergleichbaren EU-AIF oder ausländischen AIF anzu- 
legen. ist § 255 Absatz 3 mid 4 anzuw'enden. solange die 
Anteile nach Satz 1 Nmmner 1 oder Nmmner 4 w'eiter gehal- 
ten w'erden. Im Übrigen gelten für' diese Gemischten Invest- 
uientveruiögen im Siime des Satzes 1 die Vorscliriften dieses 
Gesetzes einscliheßlich der Übergangsvorscliriften. 

§349 

unverändert 
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Satz 2 imd 3, § 90h Absatz 3 und 4, § 90j Absatz 2 Niunmer 1, 

§ 1 1 7 Absatz 1 Satz 2 sowie § 1 1 8 Satz 2 des Investmentge- 
setzes in der bis ziun 2 1 . Juli 20 1 3 geltenden Fassmig erw'or- 
ben haben, dürfen diese gehaltenen Anteile. Aktien oder Be- 
teiligungen abw'eichend von § 22 1 auch nach dem 2 1 . Juh 
2013 weiter halten. Im Übrigen gelten für die Sonstigen 
hivestmentvermögen im Simie des Satzes 1 die Vorscliriften 
dieses Gesetzes einschließlich der Übergangsvorschriften. 

§ 350 § 350 

Besondere Übergangsvorschriften unverändert 

für Hedgefonds und offene Spezial-AIF 

(1) Für eine AIF-Kapitalvenvaltiuigsgesellschaft. die bei 
hikrafttreten dieses Gesetzes 

1. über eine Erlaubnis als Kapitalanlagegesellschaft nach 
§ 7 Absatz 1 des hivestmentgesetzes in der bis zum 
2 1 . Juh 2013 geltenden Fassmig oder über eine Erlaubnis 
als Investmentaktiengesellschaft nach § 97 Absatz 1 des 
Investmentgesetzes in der bis zmn 21. Juli 2013 gelten- 
den Fassung verfügt mid 

2. Sondervermögen oder Investmentaktiengesellschaften 
mit zusätzlichen Risiken im Simie des § 112 des Invest- 
nientgesetzes in der bis zmn 21. Juli 2013 geltenden Fas- 
simg verw'altet. die vor dem 22. Juli 2013 aufgelegt im 
Simie des § 343 Absatz 4 wurden, an Privatanleger ver- 
trieben w'erden durften mid deren Anlagebedingmigen 
gemäß den §§ 43, 43a des hiveshnentgesetzes in der bis 
zmn 21. Juli 2013 geltenden Fassmig genelmiigt wurden. 

gilt § 345 Absatz 1 mid 2 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass in § 345 Absatz 1 Satz 11 an die Stelle des Begriffs 
,.Publikums-AlF“ der Begriff „Spezial-AIF“ tritt mid ein 
Vertrieb an Privatanleger oder ein Eiwerb der Anteile oder 
Aktien durch Privatanleger ab dem 22. Juh 2013 nicht uielir 
zulässig ist. sow'eit sich aus Satz 2 nichts anderes ergibt. 

Solange Anteile oder Aktien von Privatanlegem gehalten 
w'erden. gelten abw'eichend von § 345 Absatz 1 Satz 1 1 ab 
hikrafttreten der Ändenmgen der Anlagebedingungen die 
§§ 112. 116 und 118 des hivestmentgesetzes in der bis zum 
21. Juli 2013 geltenden Fassmig entsprechend, sofern sie 
Sondeivemiögen oder hivestmentaktiengesellschaften mit 
zusätzlichen Risiken im Sinne des § 112 des hivestnientge- 
setzes in der bis zum 2 1 . Juli 2013 geltenden F assmig betref- 
fen; ein Vertrieb an oder ein Erw'erb dmch Privatanleger ist 
ausgesclilossen. Solange Anteile oder Aktien von Privat- 
anlegem gehalten w'erden. gelten ferner die §§ 162. 163 
mid 297, sow'eit sich diese Vorscliriften auf Anleger bezie- 
hen. und die §§ 300, 301, 305 mid 306 im Hinblick auf die- 
jenigen Privatanleger, die noch Anteile oder Aktien halten. 

(2) Werden Anteile oder Aktien von inländischen offenen 
Spezial-AIF im Simie des § 345 Absatz 3 Satz 1 Nmnnier 2. 
die von einer AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaft im Simie 
von § 345 Absatz 3 Satz 1 Nunmier 1 verw'altet w'erden. von 
Privatanlegem gehalten, die diese Anteile oder Aktien vor 
dem 22. Juli 2013 erworben haben, so dürfen diese Privatan- 
leger diese vor dem 22. Juli 2013 erw'orbenen Anteile oder 
Aktien auch nach dem 22. Juli 2013 w'eiter halten, bis sie 
diese Anteile oder Aktien zurückgeben, oluie dass sich die 
Qualifikation des Investmentvemiögens als inländischer 
Spezial-ADF nach § 1 Absatz 6 ändert. 
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§351 

ITrergangsvorschriften für offene AIF und für AIF- 
Verwaltnngsgesellsrhaften, die offene AIF vei'walten, die 
nicht bereits nach dem Investmentgesetz regnliert waren 

(1) Eine AIF-Kapitalverwaltimgsgesellschaft. die bei Ei- 
krafttreten dieses Gesetzes 

1. nicht über eine Erlaubnis als Kapitalanlagegesellschaft 
nach § 7 Absatz 1 des Investmentgesetzes in der bis zum 

21. Juli 2013 geltenden Fassung oder eine Erlaubnis als 
Investmentaktiengesellscliaft nach § 97 Absatz 1 des hi- 
vestmentgesetzes in der bis zimi 21. Juli 2013 geltenden 
Fasstmg verfilgt und 

2 . inländische offene Publikums- AIF verw'altet. die vor dem 

22. Juli 2013 aufgelegt im Suuie des § 343 Absatz 4 wur- 
den. 

hat die Anlagebedingiuigen. Satziuigen oder Gesellschafts- 
verträge dieser inländischen offenen Publikmns-AIF an die 
Vorscliriften dieses Gesetzes anzupassen; die geänderten 
Anlagebedingungen müssen spätestens am 21. Juü 2014 in 
Kraft treten. Für die Genehmigung der Anlagebedingungen 
gilt niu § 163 Absatz 2 Satz 1 bis 4, 7 bis 11 und Absatz 4. 
Der Antrag auf Genelmügung der Anlagebedüigungen darf 
nicht nach dem Erlaubnisantrag gemäß § 22 bei der Bmides- 
anstalt eingereicht werden. Wird der Antrag auf Geneh- 
migmrg der Ändenmgen der Anlagebedingungen vor dem 
Erlaubnisantrag gemäß § 22 eingereicht, muss die AIF-Ka- 
pitalverwaltimgsgesellschaft bei der Eiiueichung verbind- 
lich gegenüber der Bundesanstalt erklären, spätestens bis 
zimi 21. Juh 2014 erneu Antrag auf Erlaubnis nach den §§ 20 
luid 22 zu stellen. Ab hikrafttreten der Anlagebedingimgen. 
spätestens jedoch ab dem 22. Juli 2014, finden auf diese 
inländischen offenen Publikiuns-AIF die für sie nach diesem 
Gesetz geltenden Vorschriften Anw'endimg. Die §§ 1 vmd 2 
sowie die Vorscliriften dieses Gesetzes betreffend die für 
Umstellung auf das neue Recht erforderhchen Anträge. Ver- 
w'altimgsverfaliren imd Bescheide sowie die Übergangsvor- 
scliriften nach diesem Gesetz bleiben bis zu dem in Satz 5 
genaimten Zeitpimkt unberülirt. 

(2) Sow'eit sich aus Absatz 1 Satz 5 nichts anderes ergibt, 
ist ab Eingang des Erlaubnisantrags nach § 22 bei der Bim- 
desanstalt dieses Gesetz vollständig auf die AIF-Kapitalver- 
w'altiuigsgesellschaft mit der Maßgabe anzuw'enden. dass im 
Hinblick auf die Verw'altimg und den Vertrieb von Pubh- 
kums-AIF im Simie des Satzes 1 Nununer 2 im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes und solange der Erlaubnisantrag, der 
bis zum 2 1 . Juh 2014 einzureichen ist. noch nicht beschieden 
wairde. das Erfordernis der Erlaubnis dmch den noch nicht 
besclüedenen vollständigen Erlaubnisantrag ersetzt w'ird. 
Absatz 1 Satz 6 gilt entsprechend. 

(3) Eine AIE-Kapitalverw'altungsgesellschaft im Simie 
des Absatzes 1 Satz 1 Nmimier 1 darf von ihr verwaltete 
inländische offene Publikmns-AIF im Simie des Absatzes 1 
Satz 1 Nimimer 2 nach dem 21. Juli 2013 w'eiter im Gel- 
timgsbereich dieses Gesetzes oluie die nach § 316 erforder- 
liche Anzeige vertreiben. Für das Ende des Vertriebsrechts 
nach Satz 1 imd die Voraussetzmigen ftir euien Vertrieb nach 
dem hikrafttreten der Ändenuigen der Anlagebedingungen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§351 

Ubergangsvorschiiften für offene AIF und für AIF- 
Verwaltungsgesellsrhaften, die offene AIF vei'walten, die 
nicht bereits nach dem Investmentgesetz reguliert waren 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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jedenfalls spätestens nach dem 21. Juli 2014, gilt § 345 
Absatz 6 Satz 2 bis 7 entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten füi' mländiscbe offene Spe- 
zial- AIF entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle 
des Antrags auf Grenelmiigimg der Anlagebedingiuigen die 
Anlagebedingiuigen. an die Stelle des Verw'eises auf § 316 
der Verwxis auf § 321 mid an die Stelle von Publikimis-AIF 
Spezial-ADF treten. 

(5) ADF-Verw'albmgsgesellschaften. die 

1 . offene EU-AIF oder offene ausländische AIF verw'alten. 
die kerne ausländischen hiveshnentvermögen im Sume 
des Investmentgesetzes m der bis zmn 21. Jub 2013 gel- 
tenden Fassimg smd und im biland vor dem 22. Juli 2013 
vertrieben werden dmften imd 

2. ab dem 22. Jub 2013 Tätigkeiten ausüben oder ausüben 
lassen, die nach diesem Gesetz als Vertrieb emes Invest- 
menfvermögens anzusehen smd. 

übennittebi. gegebenenfalls über die zuständigen Stellen des 
Herkimftsnutgbedstaates. eine Anzeige nach den §§ 320, 
323, 329 oder 330. § 345 Absatz 8 Satz 2. 3 luid 5 gilt ent- 
sprechend nut der Maßgabe, dass an die Stelle der Wörter 
, 4 iach den Vertriebsvorscluiften des bivestmentgesetzes ui 
der bis zum 21. Jub 2013 geltenden Fassmig“ die Wörter 
„nach den Vertriebsvorscluiften. die für diese bivestment- 
vennögen vor dem 22. Jub 2013 anwendbar waren“ treten. 

§352 

inbergangsvorschrift zu § 127 des Investmentgesetzes 

Auf Ansprüche nach § 127 des bivestmentgesetzes m der 
Fassung vom 30. Juni 2011, die vor dem 1 . Jub 2011 entstan- 
den sind, ist § 127 Absatz 5 des Investmentgesetzes m der bis 
zimi 30. Juni 2011 geltenden Fassmig weiter anzuwenden. 


Unterabscluutt 3 

Besondere Übergangsvorschriften 
für AJF-Verwaltmigsgesellschaften. die geschlossene 
AIF verw'alten. mid ftir gesclilossene AIF 

§353 

Besondere Übergangsvorschiiften 
für AIF-Vei'W'altungsgesellschaften, die geschlossene 
AIF venvalten, und für geschlossene AIF 

(1) Sofern AIF-Kapitalveiwaltimgsgesellschaften atts- 
scliließlich geschlossene AIF verw'alten. die nach dem 
21. Jub 2013 kerne zusätzlichen Anlagen tätigen, kömien sie 
solche AIF w'eiterhin verwalten, oluie dass sie die Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes einbalten müssen oder eine Erlaubms 
oder Registrienuig nach diesem Gesetz benötigen. 

(2) Sofern EU-AIF- Veiwaltmigsgesellschaften oder aus- 
ländische AIF-Verwaltimgsgesellschaften keine Erlaubnis 
oder Registrierung nach den zm Umsetzmig der Richtlinie 
2011/61/EU erlassenen Rechtsvorscliriften der anderen Mit- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(4) unverändert 


(5) AEF-Verw'altimgsgesellschaften. die 
1. unverändert 


2. unverändert 


übemuttebi. gegebenenfaUs über die zuständigen Stellen des 
Herkmiftsnutgbedstaates. euie Anzeige nach den §§ 320, 
323, 329, 330 oder 330a, § 345 Absatz 8 Satz 2, 3 mid 5 gUt 
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Wörter 
, 4 iach den Vertriebsvorscliriften des bivestmentgesetzes in 
der bis zum 21. Jub 2013 geltenden Fassmig" die Wörter 
„nach den Vertriebsvorscliriften. die für diese bivestment- 
veraiögen vor dem 22. Jub 2013 anwendbar waren“ treten. 

§352 

Übergangsvorschrift zu § 127 des Investmentgesetzes 

Auf Ansprüche nach § 127 des bivestmentgesetzes m der 
Fassmig vom 30. Jmu 2011, die vor dem 1 . Jub 2011 entstan- 
den sind, ist § 127 Absatz 5 des bivestmentgesetzes ui der bis 
zum 30. Juni 2011 geltenden Fassmig weiter anzuwenden. 
Sind dem Käufer die wesentlichen Anlageinformationen 
oder der Verkaufsprospekt nach dem Investmentgesetz 
zur Verfügung gestellt worden, ist auf diese Dokumente 
§ 127 des Investmentgesetzes in der bis zum 21. JuU 2013 
geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

Unterabscluutt 3 

Besondere Übergangsvorscliriften 
für AIF-Verw’altmigsgesellschaften. die geschlossene 
AIF verwalten, mid für gesclilossene AIF 

§353 

Besondere Übergangsvorschriften 

für AIF-Verwaltungsgesellschaften, die geschlossene 
AIF vei'w^alten, und für geschlossene AIF 

(1) Sofern AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaften vor 
dem 22. Juli 2013 geschlossene AIF verw'alten. die nach 
dem 21. Jub 2013 kerne zusätzlichen Anlagen tätigen, kön- 
nen sie weiterhin solche AIF verwalten, oluie eine Erlaubms 
oder Registrienuig nach diesem Gesetz zu haben. 

(2) unverändert 
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gliedstaaten der Europäischen Union oder der anderen Ver- 
tragsstaaten des Abkonimens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum benötigen und im biland ausscldießlich 
gesclilossene inländische AIF verw'alten. die nach dem 

21. Juh 2013 keine zusätzlichen Anlagen tätigen, kömien 
sie diese weiterhin verw'alten. olme die Vorscliriften dieses 
Gesetzes euilialten zu müssen. 

(3) Sofern AIF-Kapitalverw-altimgsgesellschaften aus- 
schließlich gesclilossene AIF verw'alten. deren Zeichnimgs- 
frist für Anleger vor hikrafttreten der Richtlinie 2011/61/EU 
ablief imd die für einen Zeitraum aufgelegt w'inden. der spä- 
testens am 2 1 . Juli 2016 abläuft, kömien sie w'eiterhin solche 
AIF verwalten, ohne dass sie die Vorscliriften dieses Geset- 
zes mit Ausnalime der §§ 67, 148 oder 158 imd gegebenen- 
falls des § 261 Absatz 7 imd der §§ 287 bis 292 einlialten 
oder eine Erlaubnis oder Registrienmg gemäß diesem Gesetz 
benötigen. Satz 1 findet auf die Verw'altiuig von inländischen 
gesclilossenen AIF, deren Zeiclmmigsfrist vor hikrafttreten 
der Richtlinie 2011/61/EU ablief imd die ftir einen Zeitraimi 
aufgelegt wurden, der spätestens am 21. Juli 2016 abläuft, 
dmcli EU-AXF-Veiwaltungsgesellschaften oder ausländische 
AJF-Verwaltmigsgesellschaften entsprechend Anw'endimg. 

(4) Für AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften. die nicht 
die Voraussetzungen des § 2 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 5 
Satz 1 erfüllen mid die gesclilossene inländische AIF verw'al- 
ten. deren Zeiclmmigsfiist vor dem 22. Juli 2013 abgelaufen 
ist mid die nach dem 21. Juli 2013 Anlagen tätigen, gelten ab 
Eingang des Erlaubnisantiags gemäß § 22 bei der Bimdes- 
anstalt fiir die Verw'altung dieser gesclilossenen inländischen 
AIF nur die §§ 1 bis 43, 53 bis 67, 80 bis 90, 148, 158 
bis 160, 261 Absatz 7, § 263 Absatz 2, die §§ 271, 272, 274, 
286 bis 292. 300, 303, 308 imd 339 bis 344, 352 bis 354 
entsprechend. Satz 1 ist auf die Vemaltimg von inländischen 
gesclilossenen Spezial-AIF, deren Zeiclmimgsfiist vor dem 

22. Juh 2013 abgelaufen ist und die nach dem 21. Juli 2013 
Anlagen tätigen, durch EU-AIF-Verw'altimgsgesellschaften 
entsprechend anzuw'enden. 


(5) Für AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften. die die 
Voraussetzungen des § 2 Absatz 5 Satz 1 erfüllen und die ge- 
sclilossene inländische AIF verw'alten. deren Zeiclmmigs- 
fiist vor dem 22. Juh 2013 abgelaufen ist und die nach dem 

2 1 . Juh 2013 Anlagen tätigen, sind ab Eingang des Registrie- 
nmgsantrags gemäß § 44 bei der Bundesanstalt fiir die Ver- 
W'altmig dieser gesclilossenen uiländischen AIF abw'eichend 
von § 2 Absatz 5 Satz 1 nur die §§ I bis 17, 26 bis 28, 42, 44 
bis 48, 80 bis 90, 261 Absatz 7, § 263 Absatz 2. die §§ 271, 
272. 339 bis 343, 353 mid 354 entsprechend anzuw'enden; da- 
bei richtet sich die Ausgestaltung der in den §§26 bis 28 ge- 
forderten Verhaltens- mid Organisationspfhchten nach dem 
Prinzip der Verhältnismäßigkeit, indem die Alt. der Umfang 
imd die Komplexität der Geschäfte der AIF-Kapitalverw'al- 
timgsgesellschaft mid der von der AIF-Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaft verw'alteten AIF berücksichtigt w'erden. 

(6) Für AIF-Kapitalverw'altmigsgeseUschaften. die ge- 
schlossene inländische AIF verw'alten. die vor dem 22. Juh 
2013 aufgelegt wurden, deren Zeiclmmigsfiist nicht vor dem 

22. Juh 2013 abgelaufen ist mid die nach dem 21. Juh 2013 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) Für AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaften. die nicht 
die Voraussetzimgen des § 2 Absatz 4 Satz 1, Absatz 4a 
Satz 1, Absatz 4b Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1 erfüllen mid 
die gesclilossene inländische AIF verw'alten. deren Zeich- 
nmigsfiist vor dem 22. Juh 2013 abgelaufen ist mid die nach 
dem 21. Juh 2013 Anlagen tätigen, gelten ab Emgang des 
Erlaubnisantrags gemäß § 22 bei der Bmidesanstalt für die 
Verw'altmig dieser gesclilossenen inländischen AIF um die 
§§ 1 bis 43, 53 bis 67, 80 bis 90, 158 Satz 1 in Verbindung 
mit § 135 Absatz 7 und 8. § 158 Satz 2, § 160 Absatz 4, 
§ 261 Absatz 7, § 263 Absatz 2. die §§271, 272. 274, 286 bis 
292. 300, 303, 308 mid 339 bis 344, 352 bis 354 entspre- 
chend. Satz 1 ist auf die Verw'altung von udändischen 
gesclilossenen Spezial-AIF, deren Zeiclmmigsfiist vor dem 
22. Juh 2013 abgelaufen ist imd die nach dem 21. Juh 2013 
Anlagen tätigen, durch EU-AJF-Verw'altimgsgesellschaften 
entsprechend anzuw'enden. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 
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Anlagen tätigen, gilt für die Veiwaltung dieser gesclilosse- 
nenAIF § 351 Absatz 1 bis 4 entsprechend. Für AIF-Veiw'al- 
tungsgesellschaften. die geschlossene EU-AIF oder ge- 
sclilossene ausländische AIF verw'alten. die im hdaiid vor 
dem 22. Juli 2013 vertrieben werden durften mid deren 
Zeiclmmigsfiist nicht vor dem 22. Juh 2013 abgelaufen ist. 
gilt § 351 Absatz 5 entsprechend. 

(7) Soweit sich aus den Absätzen 1 bis 3 nichts anderes 
ergibt, ist für AIF-Kapitalverwfaltungsgesellschaften. die 
gesclilossene AIF verwalten. § 343 anzuw'enden. 

(8) Die §§ 53, 54, 316, 320, 321, 323 imd 329 bis 331 sind 
nicht anzuwenden auf den Vertrieb von Anteilen oder Aktien 
an inländischen AIF oder EU-AIF, die Gegenstand eines 
laufenden öffentlichen Angebots imter Verw'endimg eines 
Prospektes sind, der vor dem 22. Juli 2013 im Einklang mit 
dem geltenden Prospektrecht erstellt imd veröffentlicht 
wurde, solange dieser Prospekt Gültigkeit hat. 

§354 

Übergsingsvorschrift zu § 342 Absatz 3 

§ 342 Absatz 3 gilt für Streitigkeiten im Zusaumienliang 
mit geschlossenen Publikums-AIF erst ab dem 22. Juli 2014. 

Unterabsclmitt 4 

Übergangsvorscliriften für 
OGAW-Verwultungsgesellschaften imd OGAW 

§355 

Ubergangsvoi'srhriften 

für OGAW-Verwaltungsgesellschaften und OGAW 

(1) OGAW-Kapitalveiwaltimgsgesellschaften oder extern 
verwaltete OGAW-hivestuientaktiengesellschaften. die bei 
hikrafttreten dieses Gesetzes die in § 1 7 Absatz 1 imd § 20 
Absatz 2 aufgefUlrrten Geschäfte betreiben imd die eine 
Erlaubnis nach § 7 des Investmentgesetzes in der bis zum 
21. Juh 2013 geltenden Fassung oder eine Erlaubnis als 
hivestmentaktiengesellschaft nach § 97 Absatz 1 des Invest- 
mentgesetzes in der bis zmn2I. Juli 2013 geltenden Fassung 
erhalten haben, bedürfen keiner erneuten Erlaubnis zum Ge- 
schäftsbetrieb; die Erlaubnis nach den §§ 20, 21 oder § 113 
gilt insow'eit als erteilt. 

(2) Die Anlagebedingmigen für inländische OGAW, die 
vor dem 22. Juli 2013 aufgelegt ün Siime des § 343 Absatz 4 
wurden, sind an die Vbrscliriften dieses Gesetzes anzupas- 
sen. Andere als die zur Anpassung der Anlagebedingungen 
an die Vorschriften dieses Gesetzes notwendigen Ändenm- 
gen dürfen ui den Anlagebedingmigen nicht vorgenonmien 
w'erden. Die Änderungen müssen nicht genehmigt werden, 
sofern diese Anlagebedmgmigen bereits nach § 43 Absatz 2 
imd § 43a des hivestmentgesetzes in der bis zmn 21. Juli 
2013 geltenden Fassmig genelmiigt winden imd Anpassmi- 
gen ledighch auf Grund von Anpassmigen an die Begriff- 
lichkeiten nach diesem Gesetz redaktioneller Natur sind. So- 
fern eine Genelmiigimg der Anlagebedingmigen nach Satz 3 
nicht erforderhch ist. haben die OGAW-Kapitalverwaltungs- 
gesellschaften und EU-OGAW-Verw'altmigsgesellschaften 
die Anlagebedingmigen redaktionell bis zum 3 1 . Dezember 
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(7) unverändert 

(8) Die §§ 53, 54, 316, 320, 321, 323 mid 329 bis 331 sind 
nicht anzuw’enden auf den Vertrieb von Anteilen oder Aktien 
an inländischen AIF oder EU-AIF, die Gegenstand eines 
laufenden öffenthchen Angebots imter Verwendmig eines 
Prospektes sind, der vor dem 22. Juli 2013 gemäß dem 
Wertpapierprospektgesetz oder der Richtlinie 2003/71/ 
EG erstellt imd veröffentlicht wurde, solange dieser Pros- 
pekt Gültigkeit hat. 

§354 

unverändert 


Unterabsclmitt 4 
unverändert 
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2014 an die Rechtsvorscluiften dieses Gesetzes anzupassen. 

§ 163 Absatz 1 bis 3 und 4 Satz 2 bis 5, 6 Halbsatz 2 und 7 
gilt für diese Änderungen nicht. Müssen die Anlagebedin- 
gimgen an die Anfordenuigen nach den §§ 200 bis 203 ange- 
passt werden, bedürfen diese Änderungen der Genehini- 
gmig; die Anpassimgen sind iimerhalb von sechs Monaten ab 
dem 22. Juli 2013 vorzvmehmen. Füi' die Genelunigiuig der 
Anlagebedingimgen gilt § 163 mit der Maßgabe, dass die in 
Äbsatz 2 Satz 1 genaimte Frist drei Monate beträgt imd dass 
Äbsatz 2 Satz 5, 6 imd 10, Äbsatz 3, Äbsatz 4 Satz 2 bis 5 
keine Änwendmig finden. Zudem haben die OGÄW-Kapital- 
verw’altimgsgesellschaften mid EU-OGÄW-Veiwaltimgsge- 
sellschaften zeitgleich mit den Änlagebedmgimgen jeweils 
die w'esentlichen Anlegerinfomiationen imd den Verkaufs- 
prospekt an die Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen mid 
diese Unterlagen jeweils gemeinsam imverzüglich nach erst- 
mahger Verwendimg bei der Bimdesanstalt einzureichen. 

Bedürfen die Ändenmgen der Anlagebedingimgen keiner 
Genelmiigmig durch die Bmidesanstalt. haben die OGAW- 
Kapitalverw'alnmgsgesellscliafteii mid die EU-OGAW-Ver- 
waltmigsgesellschaften zeitgleich die redaktionell angepass- 
ten Anlagebedingmigen bei der Bimdesanstalt einzureichen. 

Bis zum hikrafttreten der Ändenmgen der Anlagebedingmi- 
gen der inländischen OGAW, die von einer OGAW-Veiw'al- 
timgsgesellschaft im Siime des Absatzes 1 veiwaltet werden, 
gelten für diese inländischen OGAW die auf inländische 
OGAW anw'endbaren Vorscliriften des Investmentgesetzes 
in der bis zum 2 1 . Juh 20 1 3 geltenden Fassmig weiter. Ab In- 
krafttreten der geänderten Anlagebedingmigen finden auf 
diese inländischen OGAW die auf inländische OGAW nach 
diesem Gesetz anwendbaren Vorschriften Anwendimg. 

(3) Die Verw'ahrstelle von bereits aufgelegten inländi- 
schen OGAW bedarf keiner Genelmiigmig. sofern sie bereits 
nach § 21 Absatz 1 des Investmentgesetzes in der bis zum 
21. Juh 2013 geltenden Fassung genelmiigt wurde. 

(4) OGAW-Verw'altimgsgesellschaften, die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes über die zuständigen Stellen des 
Herkimftsstaates des EU-OGAW eine Anzeige nach § 132 
Absatz 1 des hivestmentgesetzes in der bis zimi 2 1 . Juli 2013 
geltenden Fassmig oder nach § 15c Absatz 1 des Auslands- 
investuientgesetzes in der bis zimi 3 1 . Dezember 2003 gel- 
tenden Fassmig erstattet haben mid zimi öflfenthchen Ver- 
trieb berechtigt sind, müssen keine neue Anzeige nach § 310 
übenuittehi; ein bereits erlangtes Vertriebsrecht besteht fort. 

OGAW-Verw'altmigsgesellschaften. die in Bezug auf ilue 
EU-OGAW nach dem 21. Juli 2013 Tätigkeiten ausüben 
oder ausüben lassen, die nach dem hivestmentgesetz in der 
bis zum 21. Juh 2013 geltenden Fassung nicht als öffent- 
licher Vertrieb galten, nach diesem Gesetz aber als Vertrieb 
anzusehen sind, übemiittehi bis zum 21. Juh 2014 über die 
zuständigen Stellen des Herkmiftsmitgliedstaates des EU- 
OGAW eine Anzeige nach § 310. 


Artikel 2 

Änderung des Investmentgesetzes 

In § 19f Absatz 1 Satz 2 des Investmentgesetzes vom 
15. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2676), das znletzt dnrrh 
Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Februar 2013 (BGBl. I 
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Artikel 2 

Aufhebung des Investmentgesetzes 

Das Investmentgesetz vom 15. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 2676). das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
26. Jimi 2012 (BGBl. I S. 1375) geändert w'orden ist. wird 
aufgehoben. 

Artikel 3 
Änderung des 

Kapitalanleger-MusteiTerfahrensgesetzes 

In § 1 Absatz 2 Satz 2 Nununer 2 des Kapitalaiüeger-Mus- 
terverfiihrensgesetzes vom 19. Oktober 2012 (BGBl. I 
S. 2182) werden die Wörter „sowie dem hivestuientgesetz“ 
durch die Wörter „ , dem Inveshiientgesetz in der bis ziun 
21. Juli 2013 geltenden Fassmig sowie dem Kapitalanlage- 
gesetzbuch“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch m der Fassung der Bekaimt- 
machmtg vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I 
S. 738), das zuletzt diuch Artikel 7 des Gesetzes vom 
19. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2182) geändert worden ist. 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 312a werden nach den Wörtern „§ 126 des Invest- 
mentgesetzes" die Wörter ,an der bis zum 21. Juli 2013 
geltenden Fassimg oder § 305 des Kapitalanlagegesetz- 
buclis" eingeftigt. 

2. In § 3 12d Absatz 4 Nununer 6 werden die Wörter , JCapi- 
talanlagegesellschaft oder einer ausländischen Invest- 
mentgesellschaft“ diucli die Wörter ,JCapi1alvei-\\'al- 
tungsgesellschaft, einer EU-Venvaltnngsgese!lschafi 
oder einer ausländischen A1F-Venvaltungsgese!lschafr 
ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Unterlassungsklagengesetzes 

Das Unterlassimgsklagengesetz in der Fassmig der 
Bekamitmaclumg vom 27. August 2002 (BGBl. I S. 3422, 
4346). das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. Fe- 
bruar 2012 (BGBl. I S. 146) geändert worden ist. w'ird wie 
folgt geändert: 
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S. 174) geändert worden ist, werden nach der Angabe 
„16“ die Wörter „sowie die Anforderungen nach Artikel 4 
Absatz 1, 2 und 3 Unterabsatz 2, Artikel 9 Absatz 1 bis 4 
sowie Ai'tikel 11 Absatz 1 bis 10, 11 Unterabsatz 1 nnd 
Absatz 12 der Verordnnng (EU) Nr. 648/2012 des Enro- 
päisrhen Parlaments und des Rates vom 4. Jnli 2012 über 
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien nnd Transak- 
tionsregister (ABI. L 201 vom 27.7.2012, S. 1)“ eingefügt. 

Artikel 2 a 

unverändert 


Artikel 3 

unverändert 


Artikel 4 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der Fassimg der Bekarmt- 
machmig vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42. 2909; 2003 I 
S. 738), das zuletzt diuch Artikel 7 des Gesetzes vom 
19. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2182) geändert worden ist. 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 312a w^erden nach den Wörtern „§ 126 des Invest- 
mentgesetzes“ die Wörter „in der bis zum 21. Juli 2013 
geltenden Fassimg oder § 305 Absatz 1 bis 6 des Kapi- 
talanlagegesetzbuchs“ emgeftlgt. 

2. In § 312d Absatz 4 Nimmier 6 werden die Wörter ,An- 
teUsscheinen, die von einer Kapitalanlagegesellschaft 
oder einer ausländischen Investmentgesellschaft ausge- 
geben werden,“ diuch die Wörter .AuteUen an offenen 
Investments^ermögeu im Sinne von § 1 Absatz 4 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

Artikel 5 
imveräiidert 


Drucksache 17/13395 


-352- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf 

1. In § 2 Absatz 2 Nummer 6 werden nach den Wörtern 
„§ 126 des Investmentgesetzes“ die Wörter „oder § 305 
des Kapitalanlagegesetzbuclis“ eingefügt. 

2. § 8 Absatz 2 Nmnmer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Bestiumimigeu in Allgemeinen Gescliäftsbedingmi- 
gen sind, für die nach dem Baiisparkassengesetz 
oder dem Kapitalanlagegesetzbuch eure Genehmi- 
gimg vorgesehen ist.“ 

Artikel 6 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch, m der im Bimdesgesetzblatt 

Teil m. Gliederungsnununer 4100-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch . . . geändert worden ist. 

wird wie folgt geändert: 

1 . In § 8b Absatz 2 Nmnmer 8 werden die Wörter „uiländi- 
scher Kapitalanlagegesellschaften imd hivestmentaktien- 
gesellschaften nach“ durch die Wörter „von Kapitalver- 
waltmigsgesellschaften mid extern verwalteten Invest- 
mentgesellschaften nach dem Kapitalanlagegesetzbuch.“ 
ersetzt. 

2. hl § 285 Nummer 26 werden die Wörter „zu Anteilen oder 
Anlageaktien an uiländischen hivestmentvemiögen un 
Sum des § 1 des Investmentgesetzes oder vergleichbaren 
ausländischen hivestmentanteilen un Simi des § 2 Abs. 9 
des hivestmentgesetzes von inelir als dem zelmten Teil, 
aufgegliedert nach Anlagezielen, deren Wert un Süm des 
§ 36 des hivestmentgesetzes“ durch die Wörter „zu An- 
teilen an Sondeivermögen un Suui des § 1 Absatz 10 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs oder Anlageaktien an hivest- 
nientaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital im 
Sinn der §§ 108 bis 123 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
oder vergleichbaren EU-hivestmentvennögen oder ver- 
gleichbaren ausländischen hivestmentvemiögen von uielir 
als dem zelmten Teil, aufgegüedert nach Anlagezielen, 
deren Wert im Simi der §§ 168, 278 des Kapitalanlage- 
gesetzbuclis oder des § 36 des hivestmentgesetzes“ er- 
setzt. 

3 . § 290 Absatz 2 Nummer 4 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs 
wird wie folgt gefasst: 

„Neben Untenielimen köimeii Zweckgesellschaften auch 
sonstige juristische Personen des Privatrechts oder 
miselbständige Sonden emiögen des Privatrechts sein, 
ausgenommen Spezial-Sondeivennögen un Sinn des § 2 
Absatz 3 des hivestmentgesetzes oder vergleichbai'e aus- 
ländische hivestmenh'eimögen oder als Sondervemiögen 
aufgelegte offene inländische Spezial- AIF mit festen An- 
lagebedmgiuigeii im Simi des § 284 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs oder vergleichbare EU-hivestmentvemiögen 
oder ausländische hivestmentvemiögen. die den als Son- 
dervemiögen aufgelegten offenen inländischen Spezial- 
AIF mit festen Anlagebeduigmigen un Simi des § 284 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs vergleichbar suid.“ 

4. hl § 3 14 Absatz 1 Nummer 1 8 werden die Wörter .Antei- 
len oder Anlageaktien an uiländischen hivestnientvemiö- 
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Artikel 6 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch, in der im Bimdesgesetzblatt 
Teil in. Gliederungsmmmier 4100-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch . . . geändert w’orden ist. 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. In § 285 Nmnmer 26 werden die Wörter „zu Anteilen oder 
Anlageaktien an inländischen InvestmenWemiögen un 
Simi des § 1 des hivestmentgesetzes oder vergleichbaren 
ausländischen hivestmentanteilen im Sinn des § 2 Abs. 9 
des hivestmentgesetzes von nielir als dem zelmten Teil, 
aufgegliedert nach Anlagezielen, deren Wert un Simi des 
§ 36 des hii'estmentgesetzes“ durch die Wörter „zu An- 
teilen an Sondeivemiögen un Sum des § 1 Absatz 10 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs oder Anlageaktien an hivest- 
mentaktiengesellschaffen mit veränderlichem Kapital im 
Sinn der §§ 108 bis 123 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
oder vergleichbaren EU-hivestmenrt-emiögen oder ver- 
gleichbaren ausländischen hivestmenti-ermögen von nielu 
als dem zelmten Teil, aufgegliedert nach Anlagezielen, 
deren Wert un Sum der §§ 168, 278 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs oder des § 36 des hivestmentgesetzes in der 
bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung“ ersetzt. 

3. unverändert 


4. In § 3 14 Absatz 1 Nimuner 1 8 werden die Wörter .Antei- 
len oder Anlageaktien an uiländischen hivestmentvemiö- 
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gen im Sinn des § 1 des Investinentgesetzes oder ver- 
gleichbaren ausländischen hiveshnentanteUen im Simi 
des § 2 Abs. 9 des hivestmentgesetzes von mein' als dem 
zelmten Teil, aufgegliedeit nach Anlagezielen, deren 
Wert im Sum des § 36 des Investmentgesetzes“ dmch die 
Wörter ..Anteilen an Sonder\'ermögen im Siim des § 1 
Absatz 10 des Kapitalanlagegesetzbiichs oder Anlage- 
aktien an Investmentaktiengesellschaften mit veränder- 
lichem Kapital im Simi der §§108 bis 123 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs oder vergleichbaren EU-Investment- 
vermögen oder vergleichbaren ausländischen Invest- 
mentvermögen von melir als dem zelmten Teil, aufgeglie- 
dert nach Anlagezielen, deren Wert im Simi der §§ 168, 
278 des Kapitalanlagegesetzbiichs oder des § 36 des 
Investmentgesetzes“ ersetzt. 

5. In § 341b Absatz 2 wird das Wort „Investmentanteile“ 
durch die Wörter „Anteile oder Aktien an Investmentver- 
mögen“ ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Handelsgesetzbuch 

Nach dem Zweiimddieißigsten Absclmitt des Eüifiüi- 
nmgsgesetzes zmn Handelsgesetzbuch in der im Bimdes- 
gesetzblatt Teil EIL Ghedenmgsnimuner 4101-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassimg, das zidetzt durch [. . .] geändert 
worden ist. wird folgender Dreiiuiddreißigster Absclmitt 
eingefiigt: 

..Dreiiuiddreißigster Absclmitt 
Übergangsvorscliriften zum AIFM-Umsetzungsgesetz 

Artikel 71 

(1) Die in § 8b Absatz 2 Nunmier 8, § 285 Nummer 26. 
§ 290 Absatz 2 Nummer 4 Satz 2 und § 3 14 Absatz 1 Num- 
mer 18 des Handelsgesetzbuchs jew'eils in Bezug genonmie- 
nen Bestimmungen des Investmentgesetzes sind die bis zimi 
21. Juh 2013 geltenden Fassungen dieser Bestimmungen. 

(2) § 285 Nummer 26, § 290 Absatz 2 Nimmier 4 Satz 2. 
§ 314 Absatz 1 Nummer 18 und § 341b Absatz 2 des Han- 
delsgesetzbuchs in der Fassmig des AIFM-Umsetzmigs- 
gesetzes sind erstmals auf Jahres- imd Konzemabschlüsse 
filr nach dem 2 1 . Juli 2013 beginnende Geschäftsjahre anzu- 
wenden. Für Jahres- und Konzemabscldüsse für Geschäfts- 
jalue. die vor dem 22. Juli 2013 begiimen. bleiben die Vor- 
scliriften des Handelsgesetzbuchs in der bis zmn 21. Juh 
2013 geltenden Fassung W'eiterliin anwendbar.“ 

Artikel 8 

Änderung des Wertpapierhaudelsgesetzes 

Das Wertpapierhandelsgesetz in der Fassimg der Be- 
kaimtniachimg vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2708), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juni 2012 
(BGBl. I S. 1375) geändert w'orden ist. wüd wie folgt 
geändert: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

gen im Simi des § 1 des hivestmentgesetzes oder ver- 
gleichbaren ausländischen hivestmentanteilen im Simi 
des § 2 Abs. 9 des hivestmentgesetzes von melir als dem 
zelmten Teil, aufgegliedert nach Anlagezielen, deren 
Wert uii Sinn des § 36 des hivestmentgesetzes“ durch die 
Wörter „Anteilen an Sondeivemiögen im Simi des § 1 
Absatz 10 des Kapitalanlagegesetzbuchs oder Anlage- 
aktien an hivestmentaktiengesellschaften mit veränder- 
lichem Kapital im Simi der §§ 108 bis 123 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs oder vergleichbaren EU-Investment- 
vemiögen oder vergleichbaren ausländischen Invest- 
menti'emiögeii von melir als dem zelmten Teil, aufgeglie- 
dert nach Anlagezielen, deren Wert im Simi der §§ 168, 
278 des Kapitalanlagegesetzbuchs oder des § 36 des 
hivestmentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 gelten- 
den Fassung“ ersetzt. 

5. unverändert 

Artikel 7 

unverändert 


Artikel 8 

Änderung des Wertpapierhaudelsgesetzes 

Das Wertpapierhandelsgesetz in der Fassmig der Be- 
kamitniachmig vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2708), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Jimi 2012 
(BGBl. I S. 1375) geändert worden ist. wird wie folgt 
geändert: 
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1 . § 2 w'ird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


1. unverändert 


b) hl Absatz 2b werden nach den Wörtern „Wertpapiere 
im Siiuie des Absatzes 1,“ die Wörter ,^iteile an 
hivestmentvemiögen im Simie des § 1 Absatz 1 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs.“ eingeftigt. 

2. § 2a Absatz 1 Niunmer 7 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

a) In Buchstabe d werden die Wörter „Kapitalanlage- 
gesellschaften. hivestmentaktiengesellschaften oder 
ausländischen hivestmentgesellschaften“ diuch die 
Wörter ,Ji.apitalverwaltimgsgesellschaften. extern 
verw'alteten Investmentgesellschaften. EU-Verwal- 
tmigsgesellschaften oder ausländischen AIF-Verwal- 
timgsgesellschaften“ ersetzt. 

b) Der Satzteil nach Buclistabe e wird wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter .Anteile an hivestmenrt'ennögen. die 
von einer inländischen Kapitalanlagegesellschaft 
oder Kapitalanlagegesellschaften, hivestmentak- 
tiengeseUschaften oder ausländischen Invest- 
mentgesellschaften im Simie der §§ 96 bis lila 
des Investmentgesetzes ausgegeben W'erden. oder 
auf ausländische hivestmentanteile. die nach dem 
hivestmeiitgesetz öffentlich veilrieben“ werden 
durch die Wörter „Anteile oder Aktien von in- 
ländischen hivestmenrt'ennögen. die von einer 
Kapitalverwaltmigsgesellschaft ausgegeben w'er- 
den. die eine Erlaubnis nach § 7 oder § 97 Ab- 
satz 1 des Investmentgesetzes in der bis zimi 
21. Juli 2013 geltenden Fassimg hat. die für den 
in § 345 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2. in 
Verbindmig mit Absatz 2 Satz 1, oder Absatz 4 
Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs vorgesehe- 
nen Zeitraum noch fortbesteht oder die eine Er- 
laubnis nach den §§ 20, 21 oder den §§ 20, 22 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs hat. oder auf Anteile 
oder Aktien an EU-hivestmentvemiögen oder 
ausländischen AIF, die nach dem Kapitalanlage- 
gesetzbuch vertrieben“ ersetzt. 

bb) Die Wörter .Anteile an Sondenemiögen mit 
zusätzlichen Risiken nach § 112 des Investment- 
gesetzes“ W'erden diucli die Wörter .Anteüe oder 
Aktien an Hedgefonds im Sinne des § 283 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

3. In § 7 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ..hivestmentgesell- 3. unverändert 
schäften“ diuch die Wörter ..Kapitalverw'altimgsgesell- 

schaften. extern verw'altete hivestmentgesellschaften. 
EU-Verw'altungsgesellschaften. ausländische AIF-Ver- 
w'altmigsgesellschaften“ ersetzt. 

4. hl § 8 Absatz 1 Satz 3 Niunmer 2 wird das Wort . Jnvest- 4. unverändert 
mentgesellschaften“ durch die Wörter ..Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschafteii. extern verw'altete hivestuientgesell- 

schaften. EU-Verwaltimgsgesellschaften oder ausländi- 
sche AIE-Verw'altmigsgesellschaften“ ersetzt. 


5. In § 9 Absatz la Satz 2 werden die Wörter .Anteilen an 5. unverändert 
hivestmenrt'emiögen. die von einer Kapitalanlagegesell- 
schaft oder einer ausländischen hivestmentgesellschaft 
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ausgegeben werden“ durch die Wörter .Anteile oder Ak- 
tien an Investmentv^emiögen iin Siime des § 1 Absatz 1 
des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

6. In § 10 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Kapitalanlagege- 
sellschaften“ durch das Wort „Kapitalverw'altungsgesell- 
schaften“ ersetzt. 

7. In § 27a Absatz 1 Satz 6 werden die Wörter „Kapitalan- 
lagegesellschaften. Investmentaktiengesellschaften“ diuch 
das Wort , Jvapitalverw'altungsgesellschaften“ ersetzt. 

8. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) hl Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „§ 124 des 
hivestmentgesetzes" durch die Wörter „§ 302 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angeftigt: 

,X)ie §§ 293 bis 296, 297, 303 bis 307 des Kapitalan- 
lagegesetzbuchs bleiben unberülirt.“ 

c) Absatz 3a w'ird wie folgt geändert: 
aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

.An die Stelle des hifomiationsblattes treten 

1 . bei Anteilen oder Aktien an OGAW oder an 
offenen Publikmns-AJF die wesentlichen An- 
legerinfonnationen nach den §§164 mid 166 
des Kapitalanlagegesetzbuchs, 

2. bei Anteilen oder Aktien an geschlossenen 
Publikums-AIF die w'esentlichen Anleger- 
infonnationen nach den §§ 268 luid 270 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs. 

3. bei EU-AIF und ausländischen AIF die we- 
senthchen Anlegerinformationen nach § 3 1 8 
Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs. 

4. bei EU-OGAW die wesenthchen Anleger- 
informationen. die nach § 298 Absatz 1 Satz 2 
des Kapitalanlagegesetzbuchs in deutscher 
Sprache veröffentlicht worden sind. 

5. bei inländischen hivestmenU'emiögen im 
Siime des hivestmentgesetzes. die für den in 
§ 345 Absatz 6 Satz 1 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs genamiten Zeitraiun noch weiter 
vertrieben werden dürfen, die wesentlichen 
Anlegerinformationen, die nach § 42 Absatz 2 
des Investmentgesetzes erstellt worden sind, 
luid 


6. bei ausländischen hivestmenrt'ermögen im 
Siime des hivestmentgesetzes. die für den in 
§ 345 Absatz 8 Satz 2 oder § 355 Absatz 2 
Satz 10 des Kapitalanlagegesetzbuchs ge- 
naimten Zeitiamn noch weiter vertrieben 
werden dürfen, die wesentlichen Anleger- 
infomiationen. die nach § 137 Absatz 2 des 
hivestmentgesetzes erstellt worden sind, imd 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 3 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) unverändert 

c) Absatz 3a wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

.An die Stelle des hiforaiationsblattes treten 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. bei inländischen Investmentvemiögen im 
Siime des hivestmentgesetzes in der bis zum 
21. Juli 2013 geltenden Fassung, die für den 
in § 345 Absatz 6 Satz 1 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs genamiten Zeitraiun noch weiter 
vertrieben werden dürfen, die W'esentlichen 
Anlegerinfonnationen, die nach § 42 Absatz 2 
des hivestmentgesetzes in der bis zum 
21. Juli 2013 geltenden Fassung erstellt 
worden sind, imd 

6. bei ausländischen hivestmentvermögen im 
Siime des hivestmentgesetzes in der bis zum 
21. Juli 2013 geltenden Fassung, die ftir den 
in § 345 Absatz 8 Satz 2 oder § 355 Absatz 2 
Satz 10 des Kapitalanlagegesetzbuchs genaim- 
ten Zeitraimi noch w'eiter vertrieben w'erden 
dürfen, die wesentlichen Aidegerinfomiatio- 
nen. die nach § 137 Absatz 2 des hivestnient- 
gesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 gelten- 
den Fassnng erstellt w'orden sind, mid 
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7. bei Vetinögeiisanlagen iin Siime des § 1 Ab- 7. unverändert 

Satz 2 des Vennögensanlagengesetzes das Ver- 
mögensanlagen-Inforaiationsblatt nach § 13 
des Vemiögensanlagengesetzes. soweit der 
Anbieter der Veraiögensanlagen zur Erstel- 
lung eines solchen Vennögensanlagen-Infor- 
mationsblatts verpflichtet ist.“ 

bb) Satz 4 wird aufgehoben. bb) unverändert 

9. In § 36 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „betrei- 9. unverändert 
ben.“ die Wörter „und bei Finanzdienstleistimgsinstitu- 
ten. die das eingesclnänkte Verw'alugeschäft im Simie 
des § 1 Absatz la Satz 2 Nimuner 12 des Kreditwesen- 
gesetzes erbringen.“ eingefiigt imd werden die Wörter 
„dieses Geschäft“ durch die Wörter „diese Geschäfte“ 
ersetzt. 


Artikel 9 Artikel 9 

Änderung des Wertpapierprospektgesetzes unverändert 

§ 1 Absatz 2 Nunmier 1 des Wertpapieiprospektgesetzes 
vom 22. Jmii 2005 (BGBl. I S. 1698), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 2012 (BGBl. I S. 1375) 
geändert worden ist. wird wie folgt gefasst; 

„1. Anteile oder Aktien von offenen hivestmentvennögen 
im Süuie des § 1 Absatz 4 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs;“. 


Artikel 10 Artikel 10 

Änderung des Börsengesetzes unverändert 

Das Börsengesetz vom 16. Juli 2007 (BGBl. I S. 1330, 

1351). das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. Jiuü 
2012 (BGBl. I S. 1375) geändert worden ist. wiid wie folgt 
geändert; 

1 . In § 1 0 Absatz 1 Satz 3 Nununer 2 wird das Wort , Jnvest- 
mentgesellschaffen“ durch die Wörter „Kapitalverw'al- 
tungsgesellschaffen. extern verw^alteten hivestmentge- 
sellschaften“ ersetzt. 

2. In § 12 Absatz 1 Satz 3 imd 5 wird jeweils das Wort ,Jca- 
pitalanlagegesellschaften“ durch das Wort „Kapitalver- 
w’altmigsgeseUschaffen“ ersetzt. 

3. § 32 Absatz 3 Nummer 2 wird wie folgt gefasst; 

„2. ein nach den Vorscluiften des Weilpapierprospektge- 
setzes gebilligter oder bescheinigter Prospekt oder 
ein Verkaufsprospekt im Simies des § 42 des Invest- 
mentgesetzes in der bis zmu 21. Juli 2013 geltenden 
Fassmig veröffentlicht worden ist. der füi' den in 
§ 345 Absatz 6 Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
vorgesehenen Zeiti aum noch verw'endet werden darf, 
oder ein Verkaufsprospekt im Simie des § 165 des 
Kapitalanlagegesetzbuclis oder ein Prospekt im 
Simie des § 318 Absatz 3 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs veröffentlicht worden ist. soweit nicht nach § 1 
Absatz 2 oder § 4 Absatz 2 des Wertpapierprospekt- 
gesetzes von der Veröffentlichimg eines Prospekts 
abgesehen werden kamt.“ 
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Artikel 11 

Änderung des Vermögensaulagengesetzes 

Das Veraiögensanlagengesetz vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2481). das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2415) geändert worden 
ist. wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In dem Satzteil vor Nimuner 1 w'erden nach den Wör- 
tern „im Suuie des Wertpapieiprospektgesetzes ver- 
briefte“ die Wörter „imd nicht als Anteile an Invest- 
mentvemiögeu im Siime des § 1 Absatz 1 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs ausgestaltete“ eingefiigt. 

b) Nimuner 3 wird aufgehoben. 

2. Dem § 32 werden die folgenden Absätze 5 bis 9 ange- 
ftigt: 

„(5) Auf Vermögensanlagen, die durch die Änderung 
des § 1 Absatz 2 luid das hikrafttreten des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs als Anteile an hivestmenU’emiögen im 
Simie des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
gelten mid die die Voraussetzmigen von § 353 Absatz 1 
oder 2 des Kapitalaiüagegesetzbuchs erfüllen, ist dieses 
Gesetz in der bis ziun 21. Juli 2013 geltenden Fassmig 
w'eiterliin anzuw'enden. 

(6) Auf Vennögensanlagen. die durch die Ändermig 
des § 1 Absatz 2 imd das hikrafttreten des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs als Anteile an hivestmentceimögen im 
Siime des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
gelten imd die die Voraussetzimgen von § 353 Absatz 3 
des Kapitalanlagegesetzbuchs erfüllen, ist dieses Gesetz 
in der bis zum 21. Juh 2013 geltenden Fassung mit Aus- 
nalune von Absclmitt 3 w^eiterliin anzuw'enden. 

(7) Auf Vermögensanlagen, die diuch die Änderung 
des § 1 Äbsatz 2 imd das Inkrafttreten des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs als Änteile an InvestmenWemiögen im 
Sinne des § 1 Äbsatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
gelten und die die Voraussetzimgen von § 353 Äbsatz 4 
oder 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs erfüllen, ist dieses 
Gesetz in der bis zimi21. Juli 2013 geltenden Fassmig bis 
zur Stelhmg des Erlaubnisantrags gemäß § 22 oder des 
Registrieningsantrags gemäß § 44 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs bei der Bimdesanstalt w'eiterlün anzuwen- 
den. Ab Eingang des Erlaubnisantrags nach § 22 oder des 
Registriermigsantrags gemäß § 44 des Kapitalanlagesetz- 
buchs ist für Vennögensanlagen im Sume des Satzes 1 
dieses Gesetz m der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fas- 
simg mit Ausnahme von Abschnitt 3 neben den m § 353 
Absatz 4 oder 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs genaimten 
Vorscliriften w^eiterlün auzuwenden. 

(8) Auf Vermögensanlagen, die vor dem 22. Juli 2013 
von muidestens emem Anleger gezeichnet wurden mid 
die durch die Ändermig des § 1 Absatz 2 mid das hikraft- 
treten des Kapitalanlagegesetzbuclis als Anteile an 
hivestmenti'emiögen im Simie des § 1 Absatz 1 des 
Kapitalalllagegesetzbuchs gelten mid die nicht die 
Voraussetzmigen von § 353 Absatz 1, 2, 3, 4 oder 5 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs erfiülen. ist dieses Gesetz in 
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Artikel 11 

Änderung des Verinögensaniagengesetzes 

Das Vemiögensanlagengesetz vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2481), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2415) geändert worden 
ist. w'ird w'ie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. Dem § 32 wurden die folgenden Absätze 5 bis 9 ange- 
fügt: 

„(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) Auf Vennögensanlagen. die dmch die Änderung 
des § 1 Absatz 2 mid das hikrafttreten des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs als Anteile an Investmentvemiögen im 
Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
gelten mid die die Voraussetzmigen von § 353 Absatz 4 
oder 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs erfüllen, ist dieses 
Gesetz in der bis zum 2 1 . Juh 2013 geltenden Fassmig bis 
zm Stellmig des Erlaubnisantrags gemäß § 22 oder des 
Registrienuigsantrags gemäß § 44 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs bei der Bimdesanstalt w'eiterliin anzuwen- 
den. Ab Eingang des Erlaubnisantrags nach § 22 oder des 
Registrienmgsantrags gemäß § 44 des Kapitalanlagesetz- 
buchs ist für Vennögensanlagen im Süme des Satzes 1 
dieses Gesetz in der bis zum 2 1 . Juli 2013 geltenden Fas- 
sung neben den ui § 353 Absatz 4 oder 5 des Kapital- 
milagegesetzbuchs genamiten Vorschriften weiterhin an- 
zuw'enden. 

(8) Auf Vennögensanlagen. die vor dem 22. Juli 2013 
von mindestens emem Anleger gezeiclmet w'urden mid 
die durch die Ändenmg des § 1 Absatz 2 mid das hikraft- 
treten des Kapitalanlagegesetzbuchs als Anteile an 
hivestmenti'eniiögen im Simie des § 1 Absatz 1 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs gelten mid die nicht die 
Voraussetzmigen von § 353 Absatz 1, 2. 3, 4 oder 5 des 
Kapitalalllagegesetzbuchs erfüllen, ist dieses Gesetz ui 
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der bis zum 2 1 . Juli 2013 geltenden Fassmig bis zur Stel- 
lung des Erlaubnisantrags gemäß § 22 des Kapitalan- 
lagegesetzbuclis bei der Bundesanstalt weiterliin mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Billigung des Verkaufs- 
prospekts nach § 8 nach dem 21. Juli 2013 nicht nielu 
erfolgen kaim. Zeiclmmig im Simie dieser Übergangs- 
vorsclirift ist der unbedingte mid imbefristete Abschluss 
des schuldrechtlichen Verpflichtiuigsgeschäfts. das da- 
rauf gerichtet ist. Gesellschafter an einer Publikums- 
gesellschaft zu werden. 


(9) Anträge, die auf eine Billigiuig des Verkaufspros- 
pekts von Vermögensanlagen, die diuch die Änderung 
des § 1 Absatz 2 und das hikrafttreten des Kapitalanla- 
gegesetzbuchs als Auteüe an hivestmentvermögen im 
Simie des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
gelten, durch die Bmidesanstalt gerichtet imd am 
21. Juh 2013 noch nicht beschieden w’ai'en. erlöschen 
gebüluenfrei mit Ablauf des 21. Juli 2013. Die Bundes- 
anstalt w'eist den Antragsteller auf diesen Umstand mid 
auf die Geltung des Kapitalanlagegesetzbuclis hin. Die 
vor dem 22. Juli 2013 erteilte Billigung des Verkaufs- 
prospekts von Vermögensanlagen im Simie von Satz 1 
erlischt am 22. Juli 2013, wemi die Vennögensanlage 
vor dem 22. Juh 2013 noch nicht von mindestens eüieiii 
Anleger gezeiclmet ist. Absatz 8 Satz 3 gilt entspre- 
chend.“ 


Artikel 12 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1089), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2751) geändert worden ist. 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 67 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

.Aktien, die zu einem inländischen. EU- oder ausländi- 
schen hivestmeiin^emiögeii nach dem Kapitalanlagesetz- 
buch gehören, dessen Anteile oder Aktien nicht aus- 
schließlich von professionellen luid semiprofessionellen 
Anlegern gehalten werden, gelten als Aktien des inländi- 
schen. EU- oder ausländischen Investmentvermögens. 
auch wemi sie im Miteigentum der Anleger stehen; ver- 
fugt das Investmenn'ermögen über keine eigene Rechts- 
persönliclikeit. gelten sie als Aktien der Verw'altungsge- 
sellschaft des hivestmentv'ermögens.“ 

2. In § 256 Absatz 5 Satz 4 werden die Wörter .JCapital- 
anlagegesellschaften im Siiui des § 2 Abs. 6 des 
hivestmentgesetzes" diuch die Wörter „Kapitalveiw'al- 
tmigsgesellschaften im Simi des § 1 7 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs“ ersetzt. 

3. In § 258 Absatz la werden die Wörter „Kapitalanlage- 
gesellschaften im Simi des § 2 Abs. 6 des Investment- 
gesetzes“ durch die Wörter .JCapitalverw'altimgsgesell- 
schaften im Simi des § 1 7 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ 
ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der bis zmn 21. Juli 2013 geltenden Fassimg bis zum 
Ende des Vertriebsrechts für den gemäß § 353 Ab- 
satz 6 in Verbindung mit den § 351 Absatz 3 und 4 und 
§ 345 Absatz 6 und 7 oder den § 351 Absatz 6 und 
§ 345 Absatz 8 des Kapitalanlagegesetzbuchs genann- 
ten Zeitraum weiterliin mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass eine Billigimg des Verkaufsprospekts nach § 8 nach 
dem 21. Juh 2013 nicht nielir erfolgen kami. Zeichnmig 
im Simie dieser Übergangsvorsclirift ist der unbedingte 
imd imbefi'istete Abscliluss des schuldrechtlichen Ver- 
pflichtmigsgeschäfts, das daiaiif gerichtet ist. Gesell- 
schafter an einer Publikimisgesellschaft zu werden. 

(9) unverändert 


Artikel 12 

uiiveräiidert 
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Artikel 13 

Artikel 13 

Änderung des Gesetzes 
über Unternehmensbeteiiigungsgesellschaften 

Das Gesetz über Untemelmieiisbeteiliguiigsgesellschaf- 
ten in der Fassung der Bekaimtniachung vom 9. September 

1998 (BGBl. I S. 2765), das zuletzt diucli Artikel 78 des Ge- 
setzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586) geändert 
worden ist. wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Eine Untemehmens- 
beteiligmigsgesellschaft darf' durch die Wörter „So- 
weit sich aus den Vorschriften des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs nichts anderes ergibt, darf eine 
Untemelunensbeteiligmigsgesellschaft“ ersetzt mid 
werden nach den Wörtern „Konuiianditgesellschaft 
auf Aktien“ die Wörter „oder in einer nach dem Recht 
eines anderen Mitgliedstaates der Em'opäischen 
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraiun ver- 
gleichbaren Rechtsfonn“ eingefugt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefugt: 

„Sofern die Untemehmensbeteiligiuigsgesellschaft 
vollständig den Regeln des Kapitalanlagegesetzbuchs 
miterfallt. gilt Satz 1 abweichend von § 142 Satz 1 mid 
§ 150 Absatz 2 Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs.“ 

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort , Jnland“ die Wör- 
ter „(inländische Untemelmiensbeteiligmigsgesell- 
schaft) oder iluen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Ver- 
tragsstaat des Abkonuuens über den Emopäischen 
Wirtschaftsraum (EU-Untemelunensbeteiligimgsge- 
sellschaft)“ eingeftigt. 

2. Dem § 3 Absatz 4 wird folgender Satz angefiigt: 

„Sofern die Untemelunensbeteiligimgsgesellschaft voll- 
ständig den Regehi des Kapitalanlagegesetzbuclis uuter- 
fallt. gilt für die Kreditaufiialune nach Satz 1 § 215 oder 
§ 274 des Kapitalanlagegesetzbuchs.“ 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Auf' das Wort 
„inländische“ und nach dem Wort „Untemelmiensbe- 
teiligtmgsgesellschaften“ die Wörter „, auf die §§ 148 
und 158 des Kapitalanlagegesetzbuchs nicht anzu- 
wenden sind.“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird w'ie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Untemelunensbeteih- 
gmigsgesellschaften“ diuch die Wörter „Inländi- 
sche Untemelmiensbeteiligmigsgesellschaften. 
auf die § 158 des Kapitalanlagegesetzbuchs nicht 
anzuw'enden ist mid“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden nach den Wörtern „Sow’eit eine“ 
das Wort „inländische“ mid nach dem Wort „Un- 
temelmieusbeteiligmigsgesellschaft" die Wörter 
„, auf die § 158 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
nicht anzuwenden ist mid" eingeftigt. 

unverändert 


Drucksache 17/13395 


-360- 


Deutscher Biuidestag - 17. Walüperiode 


Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4. Dem § 14 Absatz 1 wird folgender Satz angeftigt; 

, J3ie zuständige oberste Landesbehörde bestiuunt sich 

1. im Fall einer inländischen Untemelunensbetei- 
ligiuigsgesellschaft nach dem Sitz der Untemelmiens- 
beteiliguugsgesellschaft; 

2. im Fall einer EU-Untemelmiensbeteiligmigsgesell- 
schaft. die ilire Geschäftsleitung oder eine Betriebs- 
stätte im hiland hat. nach dem Sitz der Geschäfts- 
leituug oder der Betriebsstätte; 

3. im Fall einer EU-Untemelmiensbeteiligungsgesell- 
schaft. die keine Geschäftsleitmig oder Betriebsstätte 
im hiland hat und die nach Maßgabe des § 2 Absatz 2 
Beteiligimgen an inländischen Untemelmien erw'irbt. 
hält, verwaltet imd veräußert, nach dem Land, in dem 
die EU-UntemehniensbeteüigimgsgeseUschaft schwer- 
pmiktmäßig investiert.“ 

5 . § 1 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) hl Nunmier 3 W'ird der Piuikt am Ende durch das 
Wort „und“ ersetzt. 

bb) Folgende Nunmier 4 whd angeftigt: 

„4. sofern die die Untemelunensbeteiligiuigs- 
gesellschaft verwaltende Verw'altungsgesell- 
scliaft nach dem Kapitalanlagegesetzbuch er- 
laubnis- oder registrienmgspflichtig ist. ein 
Nachweis über 

a) die Erteihmg der Erlaubnis nach § 20 Ab- 
satz 1 in Verbindimg mit § 22 des Kapital- 
anlagegesetzbuclis oder 

b) die Registrienmg nach § 44 Absatz 1 des 
Kapitalanlagegesetzbuclis .“ 

b) Folgende Sätze werden angeftigt: 

„Eine EU-Untenielmiensbeteiligungsgesellschaft hat 
dem Antrag anstelle der in Satz 2 Nimmier 2 imd 3 ge- 
naimten Dokumente vergleichbare Dokimiente nach 
dem geltenden Recht ilires Herkunftsmitgliedstaates 
beizufUgen. Sofern die die EU-Untemehniensbeteih- 
gungsgesellschaft verwaltende Verw'altungsgesell- 
schaft nach den von üireni Flerkmiftsnütgliedstaat 2 nir 
Umsetzmig der Richtlinie 2011/61/EU des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 8. Jiuü 2011 
über die Verw'alter alternativer hivestmentfonds und 
zur Ändenmg der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/ 

65/EG und der Verordnmigen (EG) Nr. 1060/2009 
und (EU) Nr. 1095/2010 (ABI. L 174 vom 1.7.2011, 

S. 1) erlassenen Rechtsvorscliriften erlaubnis- oder 
registrienmgspflichtig ist. hat sie zusätzhch dem An- 
trag einen Nachweis beizufugen, dass die Verw'al- 
timgsgesellschaft bei der zuständigen Behörde ilues 
Herkimftsmitgliedstaates regisüiert ist oder sie eine 
Erlaubnis hat. Die EU-Untemelmiensbeteiligimgs- 
gesellschaft hat die Dokimiente in deutscher Sprache 
oder in einer in internationalen Finanzkreisen übh- 
chen Sprache einzureichen.“ 
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6. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt; 

„§ 15a 

Mitteilung der zuständigen Landesbehörden 
au die Bundesanstalt 

Die zuständige oberste Landesbehörde übermittelt 
der Biuidesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(Bundesanstalt) jährlich eine Liste aller von ilu aner- 
kamiten Untemelunensbeteiligmigsgesellschaften.“ 

7. Dem § 21 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine EU-Untemelmiensbeteihgimgsgesellschaft hat 
die Dokimiente in deutscher Sprache oder in einer in 
intemationalen Finanzkreisen üblichen Sprache ein- 
ziueichen.“ 

8. hl § 21a Absatz 2 Satz 3 Nuimner 2 wird das Wort 
„Finanzinstituten“ durch die Wörter , Jinanzdienstleis- 
tungsinstituten. AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaften“ 
ersetzt. 

9. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefügt: 

„§ 26a 

Übergangsvorschrift für den Nachweis 
nach § 15 Absatz 2 Nmiuner 4 

Eine Untemehmensbeteiligmigsgesellschaft. die vor 
dem 22. Juli 2013 als Untemelmiensbeteiligungsgesell- 
scliaft nach Maßgabe dieses Gresetzes anerkamit ist mid 
deren AJF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft nach den 
Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuclis erlaubnis- 
oder registriermigspflichtig ist. muss spätestens bis zum 
21. Januar 2015 der zuständigen Behörde einen Nach- 
weis nach § 1 5 Absatz 2 Nunmier 4 vorlegen.“ 

10. hl § 27 Absatz 1 Nuuuner 3 und 4 wird jew'eils nach der 
Angabe „§ 21 Abs. 1“ die Angabe „Satz 1“ eingefugt. 


Artikel 14 Artikel 14 

Änderung des Depotgesetzes unverändert 

In § 24 Absatz 3 des Depotgesetzes in der Fassiuig der 
Bekaimtmachung vom 11. Januai- 1995 (BGBl. I S. 34), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 25 12) geändert worden ist. wird das Wort , JCapi- 
talanlagegesellschaften“ durch das Wort „Kapitalverw'al- 
timgsgesellschaften“ und das Wort „Vierten“ durch das Wort 
„Fünften“ ersetzt. 


Artikel 15 Artikel 15 

Änderung des Strafgesetzbuchs unverändert 

In § 151 Nmnnier 3 des Stiafgesetzbuchs in der Fassung 
der Bekamitmachimg vom 13. November 1998 (BGBl. I 
S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
25. Jimi 2012 (BGBl. I S. 1374) geändert worden ist. w’ird 
das Wort „Kapitalanlagegesellschaffen“ diuch das Wort 
„Kapitalverwaltimgsgesellschaffen“ ersetzt. 
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Artikel 16 

Artikel 16 

Änderung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

In § 38 Absatz 4 Satz 1 imd§39Absatz3Satz2Nmnnier3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbescluänkimgen in der 
Fassung der Bekamitinachimg vom 15. Juli 2005 (BGBl. I 

S. 2114; 2009 I S. 3850), das zuletTd diucli Artikel 1 imd 
Artikel 4 Absatz 2 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 
(BGBl. I S. 2403) geändert worden ist. werden jeweils 
die Wörter „Kapitalanlagegesellscliaften im Simie des § 2 

Abs. 6 des Investmentgesetzes“ dmcli die Wörter „externen 
Kapitalverw'altungsgesellscliaften im Simie des § 17 Ab- 
satz 2 Nummer 1 des Kapitalanlagegesetzbuclis“ ersetzt. 

unverändert 

Artikel 17 

Artikel 17 

Änderung der Gewerbeordnung 

§ 34f der Gewerbeordnimg in der Fassung der Bekaimt- 
machimg vom 22. Febniar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I 

S. 2415) geändert worden ist. wird wie folgt geändert; 

1 . Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nimmier 1 werden die Wörter .Auteilsclieinen ei- 
ner Kapitalanlagegesellschaft oder hivestmentaktien- 
gesellschaft oder von ausländischen hivestmentantei- 
len. die im Geltmigsbereich des Investmentgesetzes 
öffentlich“ durch die Wörter „Anteile oder Aktien an 
inländischen offenen hivestmentvemiögen. offenen 
EU-Investment\'emiögen oder ausländischen offenen 
hivestmentvemiögen. die nach dem Kapitalanlage- 
gesetzbuch“ ersetzt. 

b) Nimimer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Anteile oder Aktien an inländischen geschlos- 
senen hivestmentvemiögen. geschlossenen EU- 
hivestmentiemiögen oder ausländischen ge- 
sclilossenen hivestmentvemiögen. die nach dem 
Kapitalanlagegesetzbuch vertrieben werden 
dürfen.“. 

c) hl Nummer 3 wird das Wort „sonstigen“ gestrichen. 

2. Absatz 3 Nummer 2 wird wie folgt gefasst; 

„2. Kapitalverwaltiuigsgesellschafteii. für die eine 
Erlaiibms nach § 7 Absatz 1 des hivestmentgesetzes 
in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung 
erteilt wurde, die für den in § 345 Absatz 2 Satz 1, 
Absatz 3 Satz 2 m Verbindmig mit Absatz 2 Satz 1, 
oder Absatz 4 Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
vorgesehenen Zeitiaum noch fortbesteht oder Kapi- 
talverwaltiuigsgesellschaften. für die euie Erlaubnis 
nach den §§20, 21 oder §§ 20, 22 des Kapital- 
anlagegesetzbuclis erteilt wmrde. ausländische AIF- 
Verw'altiuigsgesellschaften. fth die eine Erlaubnis 
nach § 58 des Kapitalanlagegesetzbuchs erteilt 
wurde und Zweigniederlassmigen von Untemelmien 
im Sume von § 51 Absatz 1 Satz 1, § 54 Absatz 1 
oder § 66 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs.“. 

unverändert 
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Artikel 18 

Änderung des Kreditwesengesetzes 

Das Kreditw'esengesetz in der Fassimg der Bekaimtnia- 
chiuig vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt 
durch Artikel 3a des Gesetzes vom 20. Dezember 2012 
(BGBl. I S. 2777) geändert worden ist. w'ird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz la Satz 2 wird wie folgt geändert: 


ad) In Nununer 1 1 werden nach dem Wort , Jinanz- 
instnunenten“ die Wörter „außerhalb der Ver- 
waltung eines hivestmeiin'ennögeiis im Simie 
des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ 
eingefugt luid wird der Piuikt am Ende durch ein 
Konuna ersetzt. 

bb) Folgende Nununer 12 wird angefügt: 

„12. die Verw'aluung mid die Verw'altimg von 
Wertpapieren aussclüießlich fiii' alternative 
Investmentfonds (AIF) im Siiuie des § 1 Ab- 
satz 3 (eingescluänktes Veiwalugeschäft).“ 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden in dem Satzteil vor Num- 
mer 1 die Wörter .JCapitalanlagegesellschaften oder 
Investmentaktiengesellschaften“ durch die Wörter 
.Kapitalverw'altungsgesellschaften oder extern ver- 
waltete Investmentgesellschaften“ ersetzt. 

c) In Absatz 3a Satz 3 wird das Wort „Kapitalanlage- 
geseUschaften“ durch die Wörter „externe Kapital - 
reiwaltungsgesellschaften " ersetzt. 

d) Absatz 1 1 Satz 1 bis 3 wird wie folgt gefasst: 

„(11) Finanzinstrumente im Sinne der Absätze 1 
bis 3 tmd 17 sowie im Simie des § 2 Absatz 1 mid 6 
sind 

1. Aktien mid andere Anteile an in- oder ausländi- 
schen juristischen Personen. Personengesellscliaf- 
ten und sonstigen Untemelmien. soweit sie Aktien 
vergleichbar sind, sowie Zertifikate, die Aktien 
oder Aktien vergleichbare Anteile vertreten. 

2. Vermögensanlagen im Siiuie des § 1 Absatz 2 des 
Vermögensanlagengesetzes mit Ausnalmie von 
Anteilen an einer Genossenschaft im Simie des § 1 
des Genossenschaftsgesetzes. 

3. Schuldtitel, insbesondere Grenussscheine. Inlia- 
berschuldversclueibmigen. Orderschuldverschrei- 
bmigen mid diesen Schuldtitehi vergleichbare 
Rechte, die iluer Art nach auf den Kapitahnärkten 
handelbar sind, mit Ausnalmie von Zahlmigs- 
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Artikel 18 

Änderung des Kreditwesengesetzes 

Das Kreditw'esengesetz in der Fassung der Bekamituia- 
chmig vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2776). das zuletzt 
durch Artikel 3a des Gesetzes vom 20. Dezember 2012 
(BGBl. I S. 2777) geändert worden ist. wird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . § 1 W'ird wie folgt geändert: 

a) Absatz la Satz 2 w'ird w'ie folgt geändert: 

aa) In Nummer 10 wird die Angabe „§ 2 Abs. 6 
Satz 1 Nr. 17“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 6 
Satz 1 Nummer 17 außerhalb der Veiwaltung 
eines Investmentv'ermögens im Sinne des § 1 
Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbnchs“ er- 
setzt. 

bb) unverändert 


cc) Folgende Nmiimer 12 w'ird angefügt: 

„12. die Verw'alinmg mid die Verw'altung von 
Wertpapieren aussclüießlich für alternative 
Investmentfonds (AIF) im Simie des § 1 
Absatz 3 des Kapitalanlagegesetzburhs 
(eingescluänktes Verw'ahrgeschäft).“ 

b) unverändert 


c) entfällt 


c) unverändert 
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instnunenten. sowie Zertifikate, die diese Schuld- 
titel vertreten. 

4. sonstige Rechte, die zimi Eiwerb oder zur Veräu- 
ßenuig von Rechten nach den Nuinniem 1 imd 3 
berechtigen oder zu einer Bai'zalilimg füliren. die 
in Abhängigkeit von solchen Rechten, von Wäh- 
nmgen. Zinssätzen oder anderen Erträgen, von 
Waren. Indices oder Messgrößen bestininit wird. 

5. Anteile an InvestmenA'ennögen int Sinne des § 1 
Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs. 

6. Geldniarktinstimnente. 

7. Devisen oder Reclmungseinlieiten sow'ie 

8. Derivate. 

Geldniarktinstnunente sind alle Gattimgen von For- 
denmgen. die übhcherw'eise auf dem Geldmarkt 
gehandelt werden, mit Ausnalune von Zalilimgsin- 
strumenten.“ 

e) In Absatz 19 Nununer 1 werden die Wörter .JKapital- 
anlagegesellschaften im Sitme des § 2 Abs. 6 des In- 
vestmentgesetzes. hivestmentaktiengesellschaften im 
Sume des § 2 Abs. 5 des Investmentgesetzes“ durch 
die Wörter .jCapitalveiwaltmigsgesellschaften im 
Sume des § 17 des Kapitalanlagegesetzbuchs, extern 
verw'altete Investmentgesellschaften im Siime des § 1 
Absatz 13 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ imd die 
Wörter „Kapitalanlagegesellschaffen und Investmen- 
taktiengesellschaffen“ durch die Wörter ..Kapitalver- 
waltimgsgesellscliaffen imd extern veiw'altete Invest- 
mentgesellschaffen“ ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nununer 3b wird wie folgt gefasst: 

„3b. Kapitalverw'altungsgesellschaffen und ex- 
tern verw'altete Investmentgesellschaften, 
sofern sie die kollektive Vermögensverw'al- 
tmig erbringen oder neben der kollektiven 
Vermögensveiw'altmig ausschließlich die 
in § 20 Absatz 2 imd 3 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs aufgefiUuten Dienstleistungen 
oder Nebendienstleistmigen als Bankge- 
schäffe betreiben:“. 

bb) Nach Nummer 3b w'ird folgende Nununer 3c eiii- 
gefügt: 

„3c. EU-Ven\'altmigsgesellschaffen imd aus- 
ländische AIF-Verw'altungsgesellschaffen. 
sofern sie die kollektive Vemiögensveiw'al- 
tmig oder neben der kollektiven Vennö- 
geusi erwaltmig ausschließlich die ui Arti- 
kel 6 Absatz 3 der Richtlinie 2009/65/EG 
oder die in Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 
2011/61/EU aufgefiilirten Dienstleistmigen 
oder Nebendienstleistmigen als Bankge- 
schäfte betreiben;“. 

cc) In Niunnier 10 werden das Konmia mid das Wort 
„mid“ dmch ein Semikolon erset/d. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


d) unverändert 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wii-d wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) unverändert 


cc) In Nununer 1 0 werden nach dem Wort „Vermö- 
gensanlagengesetzes“ die Wörter „oder von 
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dd) El Niunnier 1 1 wird der Punkt ani Ende durch eui 
Semikolon ersetzt. 


ee) Folgende Nummer 12 wud angefügt; 

„12. Untemelmien. die das Depotgeschäft im 
Siime des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nimmier 5 
ausscliließlich für AIF betteiben imd damit 
das euigescliränkte Verw'alirgeschäft im 
Siime des § 1 Absatz la Satz 2 Nimmier 12 
erbringen.“ 

b) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Nimmier 5a wird wie folgt gefasst: 

„5a. Kapitalverw'alttmgsgesellscliaften imd ex- 
tern verw'altete hivestmentgesellschaften. 
sofern sie die kollektive Veruiögensveiw'al- 
ttmg erbringen oder neben der kollektiven 
Vennögensverwalhmg ausscliließlich die in 
§ 20 Absatz 2 mid 3 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs aufgefülirten Dienstleisttmgeii 
oder Nebendienstleistimgen als Finanz- 
dienstleisttmgen erbringen;“. 

bb) Nunmier 5b wird wie folgt gefasst; 

„5b. EU-Verw'alttmgsgesellschaften und auslän- 
dische AIF-Verw'alttmgsgesellschaften. so- 
fern sie die kollektive Vemiögensveiw’al- 
ttmg erbringen oder neben der kollektiven 
Vermögensi'erw'alhmg ausschüeßlich die in 
Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 2009/65/ 
EG oder die in Artikel 6 Absatz 4 der Richt- 
liiue 2011/61/EU aufgefUhrten Dienstleis- 
tungen oder Nebendienstleistungen als Fi- 
uanzdienstleistungen erbringen:“. 

cc) Nunmier 8 wird wie folgt geändert: 

aaa) Buchstabe d wud wie folgt gefasst: 

„d) Kapitalveiwaltimgsgesellschaften. ex- 
tern verw'alteten Investmentgesellschaf- 
ten. EU-Verw'altmigsgesellschaften oder 
ausländischen AIF-Verw'altuugsgesell- 
schaften oder“. 

bbb) Im Satzteil nach Buchstabe e werden die 
Wörter .Anteile an Investuientvennögen. 
die von einer inländischen Kapitalanlage- 
gesellschaft oder hivestnientaktiengesell- 
schaft uii Sume der §§96 bis lila des 
Eivestmentgesetzes ausgegeben werden, 
oder auf ausländische hivestmentanteile. 
die nach dem hivestmentgesetz öffentlich“ 
durch die Wörter .Anteile oder Aktien an 
inländischen Eivestmentvemiögen. die von 
einer Kapitalverw'altimgsgesellschaft aus- 
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geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 
des Kapitalanlagegesetzburhs“ eingefttgt, das 
Konmia am Ende diucli eui Semikolon ersetzt 
mid das Wort „imd" gestrichen. 

dd) hl Nimmier 1 1 werden nach dem Wort „Ver- 
mögensanlagengesetzes“ die Wörter „oder von 
geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 
des Kapitalanlagegesetzbuchs“ eingefügt und 
der Pimkt am Ende diucli ein Semikolon ersetzt. 

ee) unverändert 


b) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) unverändert 


cc) unverändert 
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gegeben werden, die eine Erlaubnis nach 
§ 7 oder § 97 Absatz 1 des Investmentgeset- 
zes in der bis zmn 21. Juli 2013 geltenden 
Fassmig erhalten hat. die fiii' den m § 345 
Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2. in Verbin- 
dmig mit Absatz 2 Satz 1, oder Absatz 4 
Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs vor- 
gesehenen Zeitraimi noch fortbesteht oder 
eine Erlaubnis nach den §§ 20, 21 oder 
§§ 20, 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
erhalten hat oder auf Anteile oder Aktien 
an EU-hivestmenU’ermögen oder auslän- 
dischen AIF, die nach dem Kapitalanlage- 
gesetzbuch“ imd die Wörter .Anteile an 
Sondeivennögen mit zusätzlichen Risiken 
nach § 112 des hivestmentgesetzes“ durch 
die Wörter .Anteile oder Aktien an Hedge- 
fonds im Sume von § 283 des Kapitalan- 
lagegesetzbuchs" ersetzt. 


3. In § 8b Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Kapitalanlage- 
gesellschaft" durch das Wort „Kapitalrenraltungsge- 
sellschafl" ersetzt. 

4. hl § 9 Absatz 1 Satz 4 Niumner 2 wird das Wort „Invest- 
nientgesellscliaften“ durch die Wörter „Kapitalveiw'al- 
tungsgesellschaften. extern verwalteten hivestmentge- 
sellschaften. EU-Verw^altmigsgesellschaften oder auslän- 
dischen AIF-Verwaltmigsgesellschaften“ ersetzt. 

5. In § 10b Absatz 3 Satz 5 wird das Wort „Kapitalanlage- 
gesellschaften“ durch das Wort „Kapitalvenraltungs- 
gesellschaften “ ersetzt. 

6. hl § 24 Absatz 3a Satz 2 wird das Wort , JCapitalanlage- 
gesellschaften“ durch das Wort „Kapitalverwaltungs- 
gesellschaften“ ersetzt. 

7. In § 29 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort .Jiisti- 
tuten.“ die Wörter „Zweigniederlassimgen im Simie des 
§ 53b imd Zweigstellen im Simie des § 53,“ eingeftigt. 

8. In § 32 wird nach Absatz la folgender Absatz Ib ein- 
geftigt: 

„(Ib) Die Erlaubnis für das eingescliränkte Verw’ahr- 
geschäft im Sume des § 1 Absatz la Satz 2 Nummer 12 
kami nur erteilt werden, wemi die Erlaubnis zur Eibrin- 
gimg muidestens einer Finanzdienstleistimg im Sume des 
§ 1 Absatz la Satz 2 Niunnier 1 bis 4 oder zmn Betreiben 
eines Bankgeschäfts im Simie des § 1 Absatz 1 Satz 2 
vorliegt oder gleiclizeitig erteilt wird; mit Erlöschen oder 
Aufliebmig dieser Erlaubnis erlischt die Erlaubnis fiii' das 
eingescluänkte Verw'alugeschäft.“ 

9. hl § 33 Absatz 1 Satz 1 Niuimier 1 Buchstabe c werden 
nach dem Wort „handehi.“ die Wörter „bei Finanzdienst- 
leistimgsinstituten. die das eingescluänkte Verw'aluge- 
schäft im Simie des § 1 Absatz la Satz 1 Nimuner 12 
erbringen.“ eingeftigt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


dd) In den Nummern 19 und 20 werden jeweils 
nach dem Wort „Vermögensanlagengesetzes“ 
die Wörter „oder von geschlossenen AIF im 
Sinne des § 1 Absatz S des Kapitalanlagege- 
setzbuchs“ eiugefügt. 

3. entfällt 


3. unverändert 


5. entfällt 


4. unverändert 


5. In § 29 Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort „Insti- 
tuten.“ die Wörter „Zweigniederlassimgen im Simie des 
§ 53b imd Zweigstellen im Simie des § 53,“ eingeftigt. 

6. unverändert 


7. unverändert 
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10. § 44a wird w'ie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Kapitalanlage- 
gesellscliaft“ durch das Wort „Kapitalveiwaltungs- 
gesellscliaft“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz I wird das Wort „Kapitalanlagege- 
sellschaften“ dmch das Wort „Kapitalveiwaltiuigs- 
gesellschaffen“ ersetzt. 


Artikel 19 

Änderung des Einlagensicherungs- 
und Anlegerentschädigungsgesetzes 

Das Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsge- 
setz vom 16. Juh 1998 (BGBl. I S. 1842), das zuletzt diuch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I 
S. 1900) geändert worden ist, wird wie folgt geändert; 

1 . § 1 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. externe Kapitalverw^altmigsgesellschaften. denen 

a) eine Erlaubnis als Kapitalanlagegesellschaft 
nach § 7 Absatz 1 des Investmentgesetzes in der 
bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung erteilt 
M'orden ist mid die zur Erbringmig der in § 7 
Absatz 2 Nununer 1, 3 mid 4 des Investment- 
gesetzes in der bis zmn 21. Juli 2013 geltenden 
Fassmig genaimten Dienst- oder Nebendienst- 
leistmigen befiigt sind, sofern die Erlaubnis für 
den in § 345 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2, in 
Verbindmig mit Absatz 2 Satz 1, oder Absatz 4 
Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs genaimten 
Zeitraimr noch fortbesteht oder 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
8. unverändert 


9. Nach § 64n wird folgender § 64o eingefügt: 

„§ 64o 

Übergangsvor Schrift znm AIFM-Umsetzungsgesetz 

(1) Auf Finauzdienstleistungsinstitute, die durch 
die Änderung des § 1 und das Inkrafttreten des Ka- 
pitalanlagegesetzbuchs als Kapitalverwaltungsgesell- 
schaften im Sinne des § 17 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs oder als AnteUe au Investmentvermögen im 
Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
gelten und die die Voraussetzungen von § 353 Absatz 1 
bis 3 erfüllen, ist § 1 Absatz la in der bis zum 21. Juli 
2013 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

(2) Auf Finauzdienstleistungsinstitute, die durch 
die Änderung des § 1 und das Inkrafttreten des Ka- 
pitalaulagegesetzbuchs als Kapitalverwaltungsgesell- 
schaften im Sinne des § 17 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs oder als AnteUe au Investmentvermögen im 
Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
gelten, ist dieses Gesetz in der bis zum 21. Juli 2013 
geltenden Fassung bis zur SteUung des Erlaubnis- 
antrages gemäß § 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
oder, wenn die Voraussetzungen des § 2 Absatz 4, 4a, 
4b oder Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs erfüllt 
sind, bis zur Registrierung gemäß § 44 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs w'eiterhin auzuwenden.“ 

Artikel 19 

Änderuug des Einlagensicherungs- 
und Anlegerentschädigungsgesetzes 

Das Einlagensicherungs- imd Anlegerentschädigungsge- 
setz vom 16. Juli 1998 (BGBl. I S. 1842), das zuletzt dirrch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I 
S. 1900) geändert worden ist. wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Absatz 1 Nmnmer 4 wird wie folgt gefasst; 

„4. externe Kapitalverw'altmigsgesellschaften. denen 

a) eine Erlaubnis als Kapitalanlagegesellschaff 
nach § 7 Absatz 1 des Investmentgesetzes in der 
bis zrmi 21. Juli 2013 geltenden Fassung erteilt 
ist mid die zur Erbiingimg der in § 7 Absatz 2 
Nmmner 1, 3 mid 4 des Investmentgesetzes in 
der bis zmn 21. Juh 2013 geltenden Fassmig ge- 
namiten Dienst- oder Nebeiidienstleistungen be- 
fugt sind, sofern die Erlaubnis für den in § 345 
Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2. in Verbindmig 
mit Absatz 2 Satz 1 , oder Absatz 4 Satz 1 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs genannten Zeitramn 
noch fortbesteht oder 
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b) eine Erlaubnis nach § 20 Absatz 1 in Verbindung 
mit § 2 1 oder § 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
erteilt worden ist und die ziu Erbiingimg der in 
§ 20 Absatz 2 Niumner 1, 2 imd 3 oder Absatz 3 
Nimimer 2 bis 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
genaimten Dienst- oder Nebendienstleistungen 
befugt sind.“ 

2. § 3 Absatz 2 Niunmer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3- Verw'altimgsgesellschaften im Simie des § 1 Ab- 
satz 14 des Kapitalanlagegesetzbuchs mit Sitz im 
In- oder Ausland einsclüießlich der von iluien ver- 
walteten inländischen. EU- imd ausländischen hi- 
vestmenn ennögen im Simie des § 1 Absatz 1 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs.“. 

Artikel 20 
Änderung des 

Finauzdienstleistungsaufsiclitsgesetzes 

Das Finanzdienstleistimgsaufsichtsgesetz vom 22. April 

2002 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge- 
setzes vom 28. November 2012 (BGBl. 1 S. 2369) geändert 

worden ist. wird wie folgt geändert: 

1 . In § 5 Absatz 3 Satz 3 Niumner 3 wird das Wort , JCapi- 
talanlagegesellschaften“ durch das Wort „Kapitalveiw'al- 
tmigsgesellschafteii“ ersetzt. 

2. In § 7 Absatz 5 Satz 4 wird das Wort „Kapitalanlagege- 
sellschaften“ durch das Wort „Kapitalverw'altungsgesell- 
schaften“ ersetzt. 

3. § 15 Absatz 1 Nmnmer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. diuch 

a) die Bestellimg eines Abwicklers nach § 39 Ab- 
satz 4 des Kapitalanlagegesetzbuchs in Verbin- 
dmig mit § 38 Absatz 2 Satz 2 oder 4 des Kredit- 
wesengesetzes. 

b) eine Bekamitmachmig nach § 2 1 Absatz 4 oder 
§ 22 Absatz 5 oder § 39 Absatz 4 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs in Verbindung mit § 38 Ab- 
satz 3 des Kreditwesengesetzes. 

c) die BesteUimg eines Abwicklers nach § 1 5 des 
Kapitalalllagegesetzbuchs. 

d) eine Prüfung, die auf Grmid des § 14 des Kapi- 
talanlagegesetzbuchs in Verbindung mit § 44 
Absatz 1 oder § 44b Absatz 2 des Kreditw'esen- 
gesetzes vorgenommen wird.“. 

4. In § 16 werden die Wörter „Kapitalanlage- mid Invest- 
nientaktiengesellschafiten“ dmch die Wörter „Kapitalver- 
waltmigsgesellschaffeii. extern verw'alteten OGAW-hi- 
vestmentaktiengesellschafteu“ ersetzt. 

5. § 16e w'ird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Niuimier 4 wii'd wie folgt gefasst: 

„4. Gruppe Kapitalverw-altmigsgesellschaffen imd 
extern verwaltete OGAW-Investnientaktiengesell- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) eine Erlaubnis nach § 20 Absatz 1 in Verbindmig 
mit § 2 1 oder § 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
erteilt ist imd die zur Erbiingimg der in § 20 
Absatz 2 Nmmiier 1, 2 mid 3 oder Absatz 3 Nmii- 
nier 2 bis 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs ge- 
nannten Dienst- oder Nebendienstleistungen 
befugt sind.“ 

2. unverändert 


Artikel 20 
Änderung des 

Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes 

Das Finanzdienstleistimgsaufsichtsgesetz vom 22. April 
2002 (BGBl. IS. 1310), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge- 
setzes vom 28. November 2012 (BGBl. 1 S. 2369) geändert 
worden ist. wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. § 15 Absatz 1 Nmnmer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. dmch 

a) die Bestellimg eines Abwicklers nach § 39 Ab- 
satz 4 des Kapitalalllagegesetzbuchs in Verbin- 
dung mit § 38 Absatz 2 Satz 2 oder 3 des Kredit- 
wesengesetzes. 

b) unverändert 


c) unverändert 

d) unverändert 


4. unverändert 


5. § 16e wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-369- 


Drucksache 17/13395 


Entwurf 

schäften: Kapitalverw'altungsgesellschaften iin 
Süuie des § 17 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetz- 
buclis luid extern verw^altete OGAW-Investment- 
aktiengesellschaften iin Sinne des § 113 des 
Kapitalanlagegesetzbuclis sowie“. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aä) In Niunmer 3 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) Folgende Nununer 4 wud angefugt: 

„4- AIF-Kapitalverw'altiuigsgesellschaften mit 
einer Registrierung nach § 44 Absatz 1 Num- 
mer I des Kapitalanlagegesetzbuchs.“ 

6. § 16f Absatz 1 Nunmier 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. in der Gruppe Kapitalverwaltiuigsgesellschaften 
imd extern verw'altete OGAW-hivestmentaktienge- 
sellschaften nach dem Wert der von den Kapitalver- 
waltmigsgesellschaften verw'alteten Investmentver- 
mögen mid den von extern verwalteten OGAW- 
hivestmentaktiengesellschaften zm' gemeinschaft- 
lichen Kapitalanlage verw'alteten imd angelegten 
Mittehi. Dabei ist die Siumne der Werte aller von 
einem Umlagepflichtigen veiw'alteten Investment- 
vermögen oder zur gemeinschafthchen Kapitalan- 
lage verwalteten oder angelegten Mittel in das Ver- 
hältnis zu dem Gesamtbetrag des Wertes zu setzen, 
den die hivestmenWermögen imd zur gemeinschaft- 
lichen Kapitalanlage verwalteten oder angelegten 
Mittel aller Umlagepflichtigen haben. Maßgebend 
ist jeweils der Wert, der nach § 101 Absatz 1 Satz 3 
Nununer 1 Satz 6 oder nach § 120 Absatz 3 und 5, 
§ 135 Absatz 3 luid 5, § 148 oder § 158 jeweils in 
Verbindimg mit § 101 Absatz 1 Satz 3 Nimmier 1 
Satz 6 des Kapitalanlagegesetzbuchs in dem Jahres- 
bericht für das Geschäftsjalu angegeben w'ird. das 
dem Unilagejalu vorausgeht, Investmentvermögen, 
die keine Spezial-AIF ini Suuie des § 1 Absatz 6 
Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs sind, oder 
Mittel von OGAW-hivestmentaktiengesellschaften 
w'erden bei der Bereclmmig nach Satz 2 doppelt 
gew'ichtet;“. 

7. In § 16g Absatz 1 Nununer 3 werden die Wörter , jCapital- 
anlage- imd hivestmentaktiengesellschaften“ durch die 
Wörter , jCapitalverwaltmigsgesellschaften imd extern ver- 
waltete OGAW-Investmentaktiengesellscliaften“ ersetzt. 

8. § 23 W'ird wie folgt geändert: 

a) In der Überscluift w'erden die Wörter „fiir das Jalu 
2012“ gestrichen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


b) Absatz 3 w'ii'd wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 2 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3a, 4 bis 6 und 7 bis 9 des Kre- 
ditwesengesetzes“ durch die Angabe „§ 2 Ab- 
satz 1 Nummer 1 bis 3a, 3c bis 6 und 7 bis 12 
des Kreditwesengesetzes“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 2 Absatz 6 
Satz 1 Nummer 1 bis 5, 5b bis 18“ durch die 
Angabe „§ 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 bis 5, 
5b bis 20“ ersetzt. 

cc) unverändert 

dd) Folgende Nimmier 4 w'ird angefügt: 

„4. AIF-Kapitalverwaltungsgesellscliaften mit 
einer Registrierung nach § 44 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs .“ 

6. § 16f Absatz 1 Nmmner 2 w'ird wie folgt gefasst: 

„2. in der Gruppe Kapitalverw'altiuigsgesellschaften 
imd extern verw'altete OGAW-hivestmentaktienge- 
sellschaften nach dem Wert der von den Kapitalver- 
w'altmigsgesellschaften verw'alteten Investmentver- 
mögen imd den von extern verwalteten OGAW- 
Investmentaktiengesellschaften zur gemeinschaft- 
lichen Kapitalanlage verw'alteten imd angelegten 
Mittehi. Dabei ist die Simmie der Werte aller von 
einem Umlagepflichtigen verw'alteten Investment- 
vermögen oder ziu gemeinschaftlichen Kapitalan- 
lage verw'alteten oder angelegten Mittel in das Ver- 
hälüiis zu dem Gesamtbetrag des Wertes zu setzen, 
den die Investmenti'ermögen imd ziu gemeinschaft- 
lichen Kapitalanlage verw'alteten oder angelegten 
Mittel aller Umlagepflichtigen haben. Maßgebend 
ist jeweils der Wert, der nach § 101 Absatz 1 Satz 3 
Nununer 1 Satz 6 oder nach § 120 Absatz 2 und 5, 
§ 135 Absatz 3 imd 5, § 148 oder § 158 jew'eils in 
Verbindmig mit § 101 Absatz 1 Satz 3 Nununer 1 
Satz 6 des Kapitalanlagegesetzbuclis in dem Jalues- 
bericht fiir das Geschäftsjalu angegeben w'ird. das 
dem Unilagejalu vorausgeht, hivestmentvermögen. 
die keine Spezial-AIF im Sitme des § 1 Absatz 6 
Satz 1 des JCapitalanlagegesetzbuchs sind, oder 
Mittel von OGAW-hivestmentaktiengesellschaften 
W'erden bei der Bereclmmig nach Satz 2 doppelt 
gew'ichtet;“. 

7. unverändert 


8. unverändert 
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b) Folgender Absatz 3 wird angefugt: 

„(3) Die §§ 16e und 16f sind ab dem 22. Juli 2013 

mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

1. Umlagepflichtig in der Gmppe Kapitalveiw'al- 
tiuigsgesellschaften imd extern verwaltete OGAW- 
Investmentaktiengesellschaffen sind auch solche 
Kapitalveiw'altimgsgesellschaften. die eine Erlaub- 
nis nach § 7 oder § 97 Absatz 1 des hivestmentge- 
setzes in der bis zum 21 . Juli 2013 geltenden Fas- 
simg erhalten haben, die fiu den in § 345 Absatz 2 
Satz 1 , Absatz 3 Satz 2 . in Verbindung mit Absatz 2 
Satz 1, oder Absatz 4 Satz 1 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs vorgesehenen Zeitraum noch fort- 
besteht. 

2. Auf für das Umlagejalu 2013 Umlagepflichtige in 
der Gruppe Kapitalverw'altungsgesellschafiten und 
extern verwaltete OGAW-hivestmentaktiengesell- 
schaften ist bei der Bemessung der Umlagebeträge 
ftir dieses Umlagejalu- § 16f Absatz 1 Nimuner 2 in 
der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung ent- 
sprechend anzuwenden. 

3. Sofern auf Umlagepfhchtige in der Gruppe Kapi- 
talverw'altmigsgesellschaften mid extern veiw'al- 
tete OGAW-hivestmentaktiengesellschaffen auch 
nach dem Umlagejalir 2013 das hivestmentgesetz 
in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassmig 
anzuwenden ist. sind die von ilmen auf der Gnmd- 
lage des hivestmentgesetzes verw'alteten Sonder- 
vemiögen imd zm' gemeinschaftlichen Kapital- 
anlage veiw^alteten mid angelegten Mittel in die 
Bemessmig der Umlagebeü'äge des jew'eiligen 
Umlagejalires in entsprechender Anwendung des 
§ 16f Absatz 1 Nmnmer 2 einzubeziehen. Als Wert 
im Siiuie des Satzes 3 gilt dabei jeweils der Wert, 
der nach § 44 Absatz 1 Satz 3 Nunmier 1 Satz 6 
oder nach § 99 Absatz 3 in Verbindimg mit § 44 
Absatz 1 Satz 3 Nimmier 1 Satz 6 des Investment- 
gesetztes in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden 
Fassung in dem Jaliresbericht füi' das Geschäftsjalir 
angegeben wird, das dem Umlagejahr vorausgeht.“ 


AiHkei21 Artikel 21 

Änderung des Finauzstabilitätsgesetzes unvei ändert 

In § 2 Absatz 7 und § 5 Absatz 1 Satz 3 des Finanzstabih- 
tätsgesetzes vom 28. November 2012 (BGBl. I S. 2369) wer- 
den jeweils die Wörter „§ 5b des Investmentgesetzes“ durch 
die Wörter „§ 8 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 


Artikel 22 Artikel 22 

Änderung des Zahlungsdieusteaufsichtsgesetzes ii ii v e r ä ii d e r t 

Das Zalilungsdiensteaufsichtsgesetz vom 25. Jimi 2009 
(BGBl. I S. 1506), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 74 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geän- 
dert worden ist. wird wie folgt geändert: 
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1 . In § 1 Absatz 10 Niunmer 8 wild das Wort , jCapitalaida- 
gegesellscliaften“ durch das Wort „Kapitalveiwaltiuigs- 
gesellscliaften“ ersetzt und werden nach dem Wort 
„Investinentgesetz“ die Wörter „oder dem Kapitalanlage- 
gesetzbuch“ emgefliigt. 

2 . In § 26 Absatz 6 Satz 2 wird das Wort , Jnvestmentgesetz“ 
durch das Wort „Kapitalanlagegesetzbuch“ ersetzt. 

Artikel 23 

Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank 

In § 18 Satz 1 des Gesetzes über die Deutsche Bimdes- 
bank in der Fassiuig der Bekaimtmachimg vom 22. Oktober 
1992 (BGBl. I S. 1782), das zuletzt durch Artikel 9 des Ge- 
setzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2959) geändert 
worden ist. werden die Wörter „Kapitalanlagegesellschaften 
imd Investmentaktiengesellschaften“ durch die Wörter ,JCa- 
pitalverwaltimgsgesellschaften mid extern verw'alteten In- 
vestmentgesellschaften“ ersetzt. 

Artikel 24 

Änderung des Pfandbriefgesetzes 

hl § 19 Absatz 1 Nununer 4 des Pfandbriefgesetzes vom 
22. Mai 2005 (BGBl. I S. 1373), das zuletzt durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1900) 
geändert worden ist. werden die Wörter „Kapitalanlagege- 
sellschaften. hivestmentaktiengesellschaften“ durch die 
Wörter , JCapitalverwaltmigsgesellschaften nüt einer Erlaub- 
nis nach § 7 oder § 97 Absatz 1 des hivestmentgesetzes in der 
bis zum 2 1 . Juli 2013 geltenden Fassimg. die für den in § 345 
Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2, in Verbmdimg mit Absatz 2 
Satz 1, oder Absatz 4 Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
vorgesehenen Zeitraum noch fortbesteht oder mit einer Er- 
laubiüs nach den §§ 20, 21 oder §§ 20, 22 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs“ ersetzt. 

Artikel 25 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versichenmgsaufsichtsgesetz in der Fassimg der Be- 
kamitniachiuig vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 1 S. 2), 
das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Oktober 
2012 (BGBl. I S. 2246) geändert worden ist. wird wie folgt 
geändert: 

1 . hl § 7a Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „§ 32 Abs. 2 
mid 3 Ul Verbindmig mit einer Rechtsverordnmig nach 
Abs. 5 Nr. 1 des hivestmentgesetzes“ durch die Wörter 
„§ 94 Absatz 2 mid 3 m Verbindmig mit euier Rechts- 
verordnmig nach Absatz 5 Nmmiier 1 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs“ ersetzt. 

2. § 54b Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Soweit Lebensversicheningsverträge vorsehen, 
dass Versichermigsleistmigen m 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 23 

unverändert 


Artikel 24 

unverändert 


Artikel 25 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versichenuigsaufsichtsgesetz üi der Fassung der Be- 
kamitmachmig vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 1 S. 2), 
das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Oktober 
2012 (BGBl. I S. 2246) geändert worden ist. wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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1 . Anteilen oder Aktien an einem offenen Investment- 
Vermögen im Simie von § 1 Absatz 4 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs oder 

2. Vennögensgegenstände im Simie von § 2 Absatz 4 
des Investmentgesetzes in der bis zmn 21. Juli 2013 
geltenden Fassiuig. ausgenonmien Geld. 

erbracht werden, sind die Bestände der lüerfüi' zu bilden- 
den Abteilimg des Sichenmgsvennögens (Anlagestock) 
in den betroffenen Werten anzulegen.“ 

3. § 104k wild wie folgt geändert: 3. entfällt 

a) In Nummer I wird nach der Angabe „93/22/EWG“ 
das Wort „ und “ durch ein Komma ersetzt und werden 
nach der Angabe „ 2000/ 12/EG“ die Wörter „ , 2009/ 

65/EG und 2011/61/EU“ eingefügt und wird das Wo? t 
„Investmentgesetz“ durch das Wort „Kapitalanlage- 
gesetzbuch “ ersetzt. 

b) In Nummer 2 Buchstabe b werden die Wörter „Kapi- 
talanlagegesellschaften im Sinne des § 2 Abs. 6 des 
Investmentgesetzes, Investmentaktiengesellschaften 
im Sinne des § 2 Abs. 5 des Investmentgesetzes “ durch 
die Wörter „Kapitalvenvaltungsgesellschaflen im 
Sinne des §17 des Kapitalanlagegesetzbuchs, exteiv 
venvaltete Investmentgesellschaften im Sinne des § 1 
Absatz 13“ und die Wörter „Kapitalanlagegesell- 
schaften und Investmentaktiengesellschaften “ durch 
die Wörter „Kapitalveiwaltungsgesellschaften und 
exteiTt veiwaltete Investmentgesellschafien “ ersetzt. 

4. § 113 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 3. unverändert 

„(4) Hängt die Höhe der Versorgmigsleistungen von 
der Wertentwicklimg eines nach Maßgabe des Pensions- 
plans gebildeten hivestmentvermögens ab, ist für dieses 
Investmentvermögen entsprechend den §§ 67, 101, 120, 

135, 148 imd 158 des Kapitalanlagegesetzbuchs oder ent- 
sprechend § 44 des hivestmentgesetzes in der bis zum 
21. Juh 2013 geltenden Fassmig gesondert Rechmmg zu 
legen; § 101 Absatz 2 des Kapitalanlagegesetzbuchs oder 
§ 44 Absatz 2 des Investmentgesetzes in der bis zimi 
21. Juh 2013 geltenden Fassmig ist nicht anzuw'enden.“ 


Artikel 26 


Artikel 26 


Änderung des Bausparkasseugesetzes 


unverändert 


§ 4 Absatz 3 Nummer 7 des Bausparkassengesetzes in 
der Fassung der Bekamitmachmig vom 15. Februar 1991 
(BGBl. I S. 454). das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 29. Juli 2008 (BGBl. I S. 1509) geändert worden ist. 
wird wie folgt gefasst: 

„7. Anteilen an einem nach dem Grmidsatz der Risiko- 
mischmig angelegten hivestmenti'emiögen. die von 
einer Kapitalverw^altmigsgesellschaft mit einer Erlaub- 
nis nach § 7 oder § 97 Absatz 1 des Investmentgesetzes 
in der bis zimi 21. Juli 2013 geltenden Fassmig. die für 
den in § 345 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2, in Verbin- 
dung mit Absatz 2 Satz 1, oder Absatz 4 Satz 1 des Ka- 
pitalanlagegesetzbuclrs vorgesehenen Zeitiaum noch 
fortbesteht oder mit einer Erlaubnis nach den §§ 20, 21 
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oder §§ 20, 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs, einer EU- 
Veiw'altungsgesellschaft oder von einer ausländischen 
AIF-Verw'altmigsgesellschaft. die zum Schutz der An- 
teilinliaber einer besonderen öffentlichen Aufsicht 
miterhegt. ausgegeben wiirden. w'emi nach den Anlage- 
bedingimgen oder der Satzmig der Verw'altmigsgesell- 
schaft das Vermögen niu' in den Schuldtiteln der Nimi- 
mera 1 bis 6 luid in Bankguthaben angelegt werden darf.“ 


Artikel 26a 
Änderung des 

Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes 

Das Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom [...] 2013 (BGBl. I 
S. [...])> svii'd wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Verwaltuugsgesellsrhaften im Sinne des § 1 
Absatz 14 des Kapitalanlagegesetzbuchs.“ 

b) Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

„c) Kapitalvei'W'altungsgesellschaften im Sin- 
ne des § 17 des Kapitalanlagesetzbuchs, 
extern verwaltete Investmentgesellschaf- 
teu im Sinne des § 1 Absatz 13 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs,“. 

bb) Buchstabe d wird aufgehoben. 

cc) Die Buchstaben e bis i werden Buchstaben d 
bis h. 

dd) Im letzten Halbsatz werden die Wörter „Kapi- 
talanlagegesellschaften und Investmentak- 
tiengesellschaften“ durch die Wörter „Kapi- 
talverwaltuugsgesellschaften und extern ver- 
waltete Investmentgesellschaften“ ersetzt. 

2. In § 8 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „Kapital- 
anlagegesellschaften und andere Vermögensveiw^al- 
tungsgesellschaften im Sinne des Artikels 2 Num- 
mer 5 und des Artikels 30 der Richtlinie 2002/87/EG“ 
durch die Wörter „Verwaltungsgesellschaften im Sin- 
ne des § 1 Absatz 14 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ 
ersetzt. 

3. In § 18 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Kapital- 
anlagegesellschaften, Investmentaktiengesellschaften“ 
durch das Wort „Kapitalveiwaltungsgesellschaften“ 
ersetzt. 


Artikel 27 


Artikel 27 


Folgeäuderuugen in Rechtsverorduuugeu 


Folgeäuderuugeu in Rechtsverordnungen 

(1) unverändert 


(1) In § 1 Absatz 3 Nimmier 2 der Klageregisteiverord- 
nimg vom 14. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2694) werden 
nach dem Wort .Jnvestmentgesetz" die Wörter „in der bis 
zimi 21. Juh 2013 geltenden Fassimg oder dem Kapitalanla- 
gegesetzbuch“ eingefiigt. 
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(2) In § 43 Niunnier 6 Buclistabe b Doppelbuclistabe ii der 
Handelsregisterverordnung vom 12. August 1937 (RMBl 
1937, 515), die zuletzt dmcli Artikel 4 Absatz 7 des Gesetzes 
vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 2713) geändert worden ist. 
werderr nach dem Wort , Juvestmerrtaktierrgesellschaften“ die 
Wörter .anit variablem Kapital" eingefügt imd w'erderi die 
Wörter „(§ 105 Abs. 1 des Irrvestmerrtgesetzes)“ gestricherr. 

(3) Die Anlage 1 (zu § 4) der Verordniurg über die Berufs- 
ausbildimg ziun Investmentfondskaufinarm/ziu' Investment- 
fondskauflfrau vom 21. Mai 2003 (BGBl. I S. 718) w'ird wie 
folgt geändert: 

1 . In der laufenden Nimimer 1 . 1 Spalte 3 Buclistabe f wird 
das Wort , jCapitalanlagegeseUschaften“ durch das Wort 
.JCapitalverw'altimgsgesellschaften“ ersetzt. 

2. In der laufenden Nummer 4.2 Spalte 3 Buchstabe o wer- 
den das Wort ,X>epotbank" dinch das Wort „Verw'alir- 
stelle“ mid das Wort ,Ji.apitalanlagegesellschaft" dmch 
das Wort , JCapitalverw'altungsgesellschaft" ersetzt. 

(4) Die Wertpapierdienstleistungs-Prüfungsverordnung 
vom 16. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3515), die zuletzt diuch 
Artikel 1 der Verordnung vom 24. Oktober 2007 (BGBl. I 
S. 2499) geändert W'orderi ist, wird wie folgt geändert; 


1 . In § 4 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter .JDepotbank 
nach § 20 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 des Investmentgeset- 
zes" durch die Wörter „Verw'alustelle nach § 68 Absatz 3 
in Verbindung mit Absatz 2 des Kapitalanlagegesetz- 
buclis" und die Wörter „§§ 22 bis 29 des Investment- 
gesetzes" durch die Wörter „§§ 70 bis 79 des Kapital- 
anlagegesetzbuclis" ersetzt. 

2. § 6 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Wörter „Depotbank nach § 20 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 des Investmentgesetzes" 
durch die Wörter „Verw'alirstelle nach § 68 Absatz 3 
in Verbindung mit Absatz 2 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs" und die Wörter „§§ 22 bis 29 des Investment- 
gesetzes" durch die Wörter „§§ 70 bis 79 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs" ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Wörter „Kapitalanlagegesell- 
scliaften und Investmentaktiengesellschafterl“ durch 
die Wörter „Kapitalveiwaltimgsgesellscliafteri mid 
extern verwalteten Investmeritgesellschafteri“ ersetzt. 

c) In Satz 5 werden die Wörter „§ 22 des Investmentge- 
setzes“ diuch die Wörter „§ 70 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs", die Wörter „§ 27 des Investmentgesetzes" 
durch die Wörter „§ 76 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs" und die Wörter „§ 29 des Investmentgesetzes" 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Wertpapierdienstleistimgs-Prüfungsverordnung 
vom 16. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3515). die zuletzt diuch 
Artikel 1 der Verordnimg vom 24. Oktober 2007 (BGBl. I 
S. 2499) geändert worden ist. wird wie folgt geändert: 

1. ln § 1 Absatz 2 werden die Wöiter „Depotbankfnnk- 
tion nach § 20 Absatz 3 und 4 des Investmentgesetzes“ 
dnrrh die Wörter „Veru'ahrstellenfnnktion nach § 68 
Absatz 7 nnd 8 des Kapitalanlagengesetzbnchs“ er- 
setzt. 

2. In § 3 Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „Depot- 
bankfunktion nach Kapitel 1 Abschnitt 3 des Invest- 
mentgesetzes“ dnrch die Wörter „Veiivahrstellen- 
fnnktion nach Kapitel 1 Abschnitt 3 Unterabschnitt 1 
des Kapitalanlagengesetzbnchs“ ersetzt. 

3. unverändert 


4. unverändert 
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durch die Wörter „§ 79 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ ersetzt. 

d) In Satz 6 werden das Wort „Depotbank“ durch das 
Wort „Verw'ahrstelle“, das Wort , jCapitalanlagegesell- 
schaft“ durch das Wort „Kapitalverw'altungsgesell- 
scliaft“ und die Wörter „§ 28 des Invesünentgesetzes“ 
durch die Wörter „§ 78 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ ersetzt. 

(5) In § I Absatz 2 der Wertpapierdienstleistimgs- Verhal- 
tens- imd Organisationsverordnung vom 20. Juli 2007 
(BGBl. I S. 1432), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 5. April 2011 (BGBl. IS. 538) geändertw'orden ist. wer- 
den die Wörter .Jcapitalanlagegesellschaften im Simie des 
§ 2 Abs. 6 des Investmentgesetzes“ durch die Wörter ,.Kapi- 
talverwaltungsgesellschaften im Simie des § 17 des Kapi- 
talanlagegesetzbuchs. ausländische AIF-Verw'altungsgesell- 
schaften. deren Referenzmitgliedstaat die Bimdesrepublik 
Deutscliland nach § 56 des Kapitalanlagegesetzbuchs ist.“ 
imd die Wörter „§ 13 Abs. 1 Satz 1 des Investmentgesetzes“ 
dmch die Wörter „§ 51 Absatz 1 Satz 1, § 54 Absatz 1 mid 
§ 66 Absatz 1 des Kapitalanlagesetzbuchs“ ersetzt. 

(5) unverändert 

(6) Die Transparenzrichtlmie-Durcliftümuigsverordnmig 
vom 1 3 . März 2008 (BGBl. I S. 408) wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 w'ird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 werden die Wörter „§ 32 Abs. 2 Satz 1 
des Investmentgesetzes“ durch die Wörter „§ 94 Ab- 
satz 2 Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs“, die Wör- 
ter „§ 32 Abs. 3 des Investmentgesetzes“ durch die 
Wörter „§ 94 Absatz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ 
imd das Wort , jCapitalanlagegesellschafit“ durch das 
Wort , Jiapitalverw'altungsgesellschaft“ ersetzt. 

b) In Nummer 6 werden die Wörter „§ 32 Abs. 2 Satz 1 
des Investmentgesetzes“ durch die Wörter „§ 94 Ab- 
satz 2 Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuclis“ ersetzt. 

2. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In der Übersclirift wird das Wort ,Jiapitalanlagege- 
sellschafr‘ durch das Wort „Kapitalverw'altuugsge- 
sellscliaft“ ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Nuumier 1 werden das Wort 
„Kapitalanlagegesellschaft“ durch das Wort „Ka- 
pitalverw'altimgsgesellschaft“, die Wörter „§ 32 
Abs. 3 des Investmentgesetztes“ dm'ch die Wör- 
ter „§ 94 Absatz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ 
imd die Wörter „§ 32 Abs. 2 Satz 1 des Invest- 
mentgesetztes“ durch die Wörter „§ 94 Absatz 2 
Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

bb) In Nmnnier 2 wird das Wort „Kapitalanlagege- 
sellschaft“ durch das Wort „Kapitalveiwaltimgs- 
gesellschaft“ ersetzt. 

(Sa) In § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b der 
WpHG-Mitarbeiteranzeigeverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3116) werden die Wörter „Wertpapierhandels- und 
des Investmentgesetzes“ durch die Wörter „Wertpapier- 
haudelsgesetzes und Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

(6) unverändert 
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c) In Absatz 2 Satz 1 imd 2 wird jeweils das Wort „Ka- 
pitalanlagegesellschaft“ dmch das Wort „Kapitalver- 
waltungsgesellscliaft" ersetzt. 

3. § 21 w'ird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 32 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 des Investmentgesetzes“ dm'cli die Wörter „§ 94 
Absatz 2 Satz 1 Nunmrer 3 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 32 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 4 des Investmentgesetzes“ durch die Wörter „§ 94 
Absatz 2 Satz 1 Nunmier 4 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 Nununer 1 und Satz 2 imd 3 wird 
jeweils das Wort ,JCapitalanlagegesellschaft“ durch 
das Wort „Kapitalverw'alttmgsgesellschaft“ ersetzt. 

4. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überscluift werden die Wörter „§ 32 Abs. 4 des 
Investmentgesetzes“ durch die Wörter „§ 94 Absatz 4 
des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 in dem Satzteil vor Nununer 1 werden die 
Wörter „§ 32 Abs. 4 Satz 1 des Investmentgesetzes“ 
durch die Wörter „§ 94 Absatz 4 Satz 1 des Kapital- 
anlagesetzbuchs“, die Wörter „§ 32 Abs. 2 Satz 1 des 
Investmentgesetzes“ dmch die Wörter „§ 94 Absatz 2 
Satz 1 des Kapitalanlagesetzbuchs“ mid die Wörter 
„§ 32 Abs. 4 des Investmentgesetzes“ dmch die 
Wörter „§ 94 Absatz 4 des Kapitalanlagesetzbuchs“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „§ 32 Abs. 4 
Satz 1 des Investmentgesetzes“ dmch die Wörter 
„§ 94 Absatz 4 Satz 1 des Kapitalanlagesetzbuchs“ 
und die Wörter „§ 32 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Invest- 
mentgesetzes“ dmch die Wörter „§ 94 Absatz 2 Satz 1 
Nununer 3 des Kapitalanlagesetzbuchs“ ersetzt. 

5. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Folgender Absatz 2 wird angefugt: 

„(2) § 1 Nununer 5 mid 6, § 20 Absatz 1, § 21 Ab- 
satz 1 mid 2 sowie § 22 Absatz 1 mid 2 Satz 1 finden 
auf die Verw'altmig uiländischer OGAW, welche am 
21. Juh 2013 aufgelegt waren, erst ab dem in § 355 
Absatz 2 Satz 10 des Kapitalaiüagegesetzbuclis ge- 
nannten Zeitpmikt mid auf die Verw^altmig inländi- 
scher AIF, W'elche am 21. Juli 2013 aufgelegt waren, 
erst ab dem in § 345 Absatz 1 Satz 1 1 genannten Zeit- 
pmikt Anwendmig; bis dahin gelten sie für die Ver- 
waltmig inländischer OGAW mid inländischer AIF in 
der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassmig.“ 

(7) Die Zahlmigsinstituts-Recluimigslegmigsverordnmig 
vom 2. November 2009 (BGBl. I S. 3680), die dmch Arti- 
kel 2 der Verordnmig vom 9. Jmii 2011 (BGBl. I S. 1041) 
geändert worden ist. wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Absatz 1 Nunmier 1 mid in § 13 Nimuner 2 w’ird 

jeweils das Wort .Jnvestmentanteile“ dmch die Wörter 

.Anteile oder Aktien an Investmentvemiögen“ ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(7) Die Zahlmigsüistituts-Rechnimgslegmigsverordnmig 
vom 2. November 2009 (BGBl. I S. 3680), die dmch Arti- 
kel 2 der Verordnmig vom 9. Juni 2011 (BGBl. IS. 1041)ge- 
ändert worden ist. wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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2. Dem § 33 w'ird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die §§ 5 luid 15 in der Fassung des AIFM-Uui- 
setzimgsgesetzes vom [. ..] sind erstmals auf Jalires- mid 
Konzemabschlüsse für nach dem 21. Juli 2013 begin- 
nende Greschäftsjalire anzuwenden.“ 

(8) Die Kreditinstituts-Reclmungslegmigsverordnimg in 
der Fassimg der Bekamitmachiuig vom 11. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3658), die zuletzt durch Aitikel 3 der Verordnimg 
vom 9. Jimi 2011 (BGBl. I S. 1041) geändert worden ist. 
wird wie folgt geändert: 

1 . In § 6 Absatz 4 werden das Wort , jCapitalanlagegesell- 
schaften“ durch das Wort „Kapitalverwaltungsgesell- 
schaften“ imd das Wort „Sondeivermögen“ jew'eils durch 
das Wort , Jnvestmentvermögen“ ersetzt. 

2. In § 7 Absatz 1 Satz 1 mid in § 17 Satz 1 wird jeweils das 
Wort , Jnvestmentanteile“ durch die Wörter .Anteile oder 
Aktien an hivestmentvermögen“ ersetzt. 

3. Dem § 39 wird folgender Absatz 13 angefügt: 

„(13) Die §§ 6. 7 luid 17 in der Fassmig des AEFM- 
Umsetzmigsgesetzes vom [. . .] sind erstmals auf Jahres- 
imd Konzemabsclilüsse für nach dem 21. Juli 2013 be- 
giimeude Gescliäftsjalire anzuwenden.“ 

(9) Die Versicherungsuntemelunens-Reclmmigslegmigs- 
verordnung vom 8. November 1994 (BGBl. I S. 3378), die 
zuletzt diuch Artikel 7 Absatz 8 des Gesetzes vom 20. De- 
zember 2012 (BGBl. I S. 275) geändert worden ist. wird wie 
folgt geändert: 

1 . hl der Inhaltsübersicht whd üi der Angabe zu § 7 das 
Wort .Jnvestmentanteile" durch die Wörter .Anteile oder 
Aktien an hivestmenrt'emiögen“ ersetzt. 

2. In der Paragraphenüberscluift mid im Wortlaut von § 7 
wird jeweils das Wort .Jnvestmentanteile" dmvh die Wör- 
ter .Anteile oder Aktien an hivestmentvermögen“ ersetzt. 

3. Dem § 64 wird folgender Absatz 13 angefügt: 

„(73) § 7, Formblatt 1 sowie das Muster 1 in der Fas- 
simg des AIFM-Umsetzmigsgesetzes vom [. . .] sind erst- 
mals auf Jahres- imd Konzemabsclilüsse für nach dem 
21. Juh 2013 begiimende Gescliäftsjalire anzuwenden.“ 

4. Im Fomiblatt 1 wird der Aktiiposten C.in.1. wie folgt 
gefasst: 

„1. Aktien. Anteile oder Aktien an hivestmentvemiögen 
imd andere nicht fesWerzinsliche Wertpapiere “. 

5. Im Muster 1 W'ird im Posten C.III.l. das Wort .Jnvest- 
mentanteile“ durch die Wörter .Anteile oder Aktien an 
hivestmentvemiögen“ ersetzt. 

(10) Die Pensionsfonds-Reclmmigslegimgsverordnung 
vom 25. Februar 2003 (BGBl. I S. 246), die zuletzt dm'ch 
Artikel 5 der Verordnmig vom 9. Jmri 2011 (BGBl. I S. 1041) 
geändert worden ist. wird wie folgt geändert: 

1 . Dem § 41 w'ird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Das Fonnblatt 1 sowie die Muster 1 imd 2 in der 
Fassung des AIFM-Unisetzmigsgesetzes vom [...] sind 
erstmals auf Jalires- imd Konzemabsclilüsse für nach dem 
21. Juh 2013 begiimende Gescliäftsjalire aiiziiw’enden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. Dem § 33 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die §§ 5 imd 13 in der Fassimg des AIFM-Uni- 
setzmigsgesetzes vom [. . .] sind erstmals auf Jahres- und 
Konzemabsclilüsse für nach dem 21. Juli 2013 begin- 
nende Geschäftsjalue anzuwenden.“ 

(8) unverändert 


(9) Die Versicherungsuntemelimens-Reclmimgslegimgs- 
verordnung vom 8. November 1994 (BGBl. I S. 3378), die 
zuletzt diucli Aitikel 7 Absatz 8 des Gesetzes vom 20. De- 
zember 2012 (BGBl. I S. 275) geändert worden ist. wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. Dem § 64 wird folgender Absatz 14 angefügt: 

„(14) § 7, Fonnblatt 1 sowie das Muster 1 in der Fas- 
sung des AIFM-Umsetzimgsgesetzes vom [. . .] sind erst- 
mals auf Jalires- imd Konzemabsclilüsse für nach dem 
21. Juli 2013 begiimende Geschäftsjahre anzuw'enden.“ 

4. unverändert 


5. unverändert 


(10) unverändert 
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2. Im Formblatt 1 w'ird der Akthposteii C.in.l. wie folgt 
gefasst; 

„1. Aktien. Anteile oder Aktien an hivestmentvennögen 
imd andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 

3 . Im Muster 1 wird der Posten C.III. 1 . imd im Muster 2 der 
Posten m. 1 . jeweils wie folgt gefasst: 

„1. Aktien. Anteile oder Aktien an hivestmentvennögen 
imd andere nicht festverzinsliche Wertpapiere“. 

(11) Die Finanzanlagenvennittlungsverordnimg in der (11) unverändert 

Fassimg der Bekamitmachmig vom 2. Mai 2012 (BGBl. I 

S. 1006) wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Absatz 2 Satz 1 Nununer 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buclistabe b werden die Wörter „Investmentver- 
mögen im Simie des § 1 Satz 2 des Investmentgeset- 
zes“ durch die Wörter „offene hivestmentvermögen 
im Simie des § 1 Absatz 4 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ ersetzt. 

b) Buchstabe c wird wie folgt gefasst; 

„c) gesclilossene hivestmenti-emiögen im Süme des 
§ 1 Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs.“. 

c) In Buchstabe d wird das Wort „sonstige“ gestrichen. 

2. § 3 W'ird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 w’ird w'ie folgt geändert: 

aa) hl Nununer 1 w'erden die Wörter „hivestmentver- 
uiögeii im Simie des § 1 Satz 2 des hivestnientge- 
setzes“ durch die Wörter „offene hivestnientver- 
uiögen im Sinne des § 1 Absatz 4 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

bb) hl Nununer 2 w'erden die Wörter „geschlossene 
Fonds“ durch die Wörter „geschlossene hivest- 
nieuU'ermögen im Simie des § 1 Absatz 5 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

cc) hl Nummer 3 w'ird das Wort „sonstige“ gestri- 
chen. 

b) Absatz 3 w'ird w'ie folgt geändert: 

aa) hl Satz 3 w'erden die Wörter „, geschlossenen 
Fonds luid sonstigen“ diuch das Wort „und" er- 
setzt. 

bb) hl Satz 4 Nunmier 2 w'erden die Wörter „§ 1 
Satz 2 des hivestmentgesetzes. geschlossenen 
Fonds und sonstigen“ durch die Wörter „§ 1 Ab- 
satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs und“ ersetzt. 

3. In § 13 Absatz 4 w'erden die Wörter „Anteilen an hivest- 
nientveruiögen im Simie des § 1 Satz 2 des hivestment- 
gesetzes gelten § 121 Absatz 1 bis 3 sow'ie § 123 des 
hivestmentgesetzes“ durch die Wörter „Anteilen oder 
Aktien an hivestnienh'ennögen im Siiuie des § 1 
Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs gelten § 297 
Absatz 1 bis 7 imd Absatz 9 mid § 303 des Kapitalanla- 
gegesetzbuchs oder § 121 Absatz 1 bis 3 sow’ie § 123 des 
hivestmentgesetzes in der bis zmn 21. Juli 2013 gelten- 
den Fassung, solange diese Vorscluiffen gemäß § 345 
Absatz 6 oder 7 imd § 355 Absatz 2 des Kapitalanlagege- 
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setzbuchs auf das jeweilige Investmeiitcennögen an- 
w'endbar sind.“ ersetzt. 

4. In § 14 Absatz 2 werden die Wörter .Anteilen eines 
hivestmenrt'emiögens ini Siime des § 1 Satz 2 des In- 
vestnientgesetzes gilt § 124 Absatz 1 bis 2a des Invest- 
mentgesetzes“ durch die Wörter .Anteile oder Aktien an 
hivestmeurt'ermögen im Simie des § 1 Absatz 1 des Ka- 
pitalanlagegesetzbuchs gilt § 302 Absatz 1 bis 6 des Ka- 
pitalanlagegesetzbuchs oder § 124 Absatz 1 bis 2a des In- 
vestmentgesetzes in der bis ztmi 21. Juli 2013 geltenden 
Fassung, solange diese Vorscluift gemäß § 345 Absatz 6 
oder 7 imd § 355 Absatz 2 des Kapitalanlagegesetzbuchs 
auf das jeweilige hivestmentvermögen anwendbar ist.“ 
ersetzt. 

5. § 15 wird wie folgt gefasst: 

„§ 15 

Bereitstelhmg des hifonnationsblatts 

Im Fall einer Anlageberatung über Vermögensanlagen 
im Simie des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengeset- 
zes hat der Gewerbetreibende dem Anleger rechtzeitig 
vor dem Abschluss eines Geschäfts über jede Vermö- 
gensaulage. auf die sich eine Kaufempfelilimg bezieht, 
das Vemiögensanlagen-Infonnationsblatt. wemi ein sol- 
ches nach § 1 3 des Vermögensanlagengesetzes zu erstel- 
len ist. zur Verftigimg zu stellen.“ 

6. In § 16 Absatz 5 Nimimer 1 werden nach dem Wort .An- 
teile“ die Wörter ..oder Aktien“ eingefügt. 

7. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nimimer 3 wird wie folgt gefasst: 

..3. Offene hivestmentvermögen“. 

b) Nimimer 3.3.15 wird wie folgt gefasst: 

..3.3.15 Publikumsinvestmentvermögen“. 

c) Nimmier 3.3.16 wird wie folgt gefasst: 

„3.3.16 Spezial-AJF“. 

d) Nummer 3.5 wird wie folgt gefasst: 

,.3.5 Kapitalanlagegesetzbuch“. 

e) Nummer 4 wird w'ie folgt gefasst: 

„4. Gescldossene hivestmenffennögen“. 

f) Nimmier 4.2 w'ird wie folgt gefasst: 

„4.2 Arten von gesclilossenen hivestmentvermögen“. 

g) Nummer 4.5.1 wird wie folgt gefasst: 

„4.5.1 Kapitalanlagegesetzbuch“. 

h) In Nummer 5 W'ird das Wort ..Sonstige“ gestrichen. 

8. Die Anlage 2 w'ird wie folgt geändert: 

a) In der Übersclirift wird vor dem Wort ..hivestnientver- 
uiögen“ das Wort ..offene“ eingefügt, werden die 
Wörter .Anteile an geschlossenen Fonds in Forai 
einer Kommanditgesellschaft" durch die Wörter ..ge- 
sclilossene hivestnienh'eraiögen“ ersetzt imd w'ird 
das Wort ..sonstigen“ gestrichen. 

b) In Nimmier 3 werden die Wörter ..hivestnienrt'emiö- 
gen im Siime des hivestmentgesetzes“ dmch die Wör- 
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ter „offene hivestmentcemiögen ini Siime des § 1 Ab- 
satz 4 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

c) In Nimuuer 4 wird das Wort , Jonds" durch die Wör- 
ter „hivestinent\'ermögen iin Simie des § 1 Absatz 5 
des Kapitalanlagegesetzbuchs" ersetzt. 

d) In Nuinnier 5 wird das Wort „sonstige“ gestrichen. 

(12) In § 62 Absatz 1 der Außenwirtschaftsverordnimg in 
der Fassimg der Bekamitmachimg vom 22. November 1993 
(BGBl. I S. 1934, 2493), die zuletzt durch Artikel 1 der Ver- 
ordnimg vom 7. Jimi 2012 (BAnz. AT 13.06.2012 VI) geän- 
dert worden ist. wird das Wort , Jvapitalanlagegesellschaften“ 
diuch das Wort , JCapitalverwaltungsgesellschaften“ ersetzt. 

(13) hl § 6 Absatz 1 Satz 1 der Monatsausw'eisverordnmig 
vom31.Mai 1999 (BGBl.IS. 1080, 1330), die zuletzt durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 13. August 2008 (BGBl. I 
S. 1690) geändert worden ist. wird das Wort „Kapitalanlage- 
gesellschaften“ durch das Wort „Kapitalverw'altungsgeseU- 
schaften“ ersetzt. 

(14) § 3 Absatz 1 Niumner 8 der Liquiditätsverordniuig 
vom 14. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3117), die durch Arti- 
kel 13 des Gesetzes vom 1. Mäi'z 2011 (BGBl. I S. 288) 
geändert worden ist. wird wie folgt gefasst; 

„8. in Höhe von 90 Prozent der jeweiligen Rücknalmiepreise 
nicht w'ie Aidageveraiögen bewertete Anteile an inlän- 
dischen OGAW-Sondeivermögen. inländischen Spe- 
zialsondeivennögen. deren Anlagebedingmigen Anla- 
gegrvuidsätze imd -grenzen vorsehen, die denen von 
inländischen OGAW entsprechen, imd EU-OGAW, so- 
weit deren Rücknalune- imd Abwicklimgsregelungen 
denen für Publikumssondenennögen entsprechen; die 
Anlagebedingmigen der Sondeiv'ennögen müssen sicher- 
stellen. dass die Anteilseigner ilue Anteile börsentäglich 
zurückgebeu kömien und die Rücknalmie entgegen § 98 
Absatz 2 des Kapitalanlagegesetzbuchs nicht verweigert 
werden kami.“ 

(15) In § 3 Absatz 2 Satz 1 der Anzeigenverordnimg vom 
19. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3245), die zuletzt durch Ar- 
tikel 2 der Verordnmig vom 20. März 2009 (BGBl. I S. 562) 
geändert worden ist. werden nach dem Wort „hivestmentge- 
setzes“ die Wörter „in der bis zmn 21. Juli 2013 geltenden 
Fassimg“ eingeftlgt. 

(16) In § 16 Absatz 2 Satz 1 Nimmier 2 imd § 18 Satz 2 
Nimmier 2 der hiliaberkontrollverordnung vom 20. März 
2009 (BGBl. I S. 562. 688), die durch Artikel 1 der Verord- 
nimg vom 25. Mai 2012 (BGBl. I S. 1239) geändert worden 
ist. werden jeweils die Wörter „, Kapitalanlagegesellschaft 
oder Investmentaktiengesellscliaft mit Sitz im Inland ist“ 
durch die Wörter „oder Kapitalverw'altungsgesellschaft ist. 
die eine Erlaubnis nach § 7 oder § 97 Absatz 1 des Invest- 
uientgesetzes in der bis ziun 21. Juli 2013 geltenden Fas- 
simg. die für den in § 345 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2. 
in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1, oder Absatz 4 Satz 1 
des Kapitalanlagegesetzbuchs vorgesehenen Zeitraimi noch 
fortbesteht oder eine Erlaubnis nach den §§ 20, 21 oder 
§§ 20, 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs hat“ ersetzt. 

(17) Die Prüftmgsberichtsverordnimg vom 23. November 
2009 ^GBl. I S. 3793), die zuletzt durch Artikel 6 des Ge- 


(12) unverändert 


(13) unverändert 


(14) unverändert 


(15) unverändert 
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setzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2959) geändert 
worden ist. wird w'ie folgt geändert: 

1 . In der Inlialtsübersicht wird die Angabe zu § 59 wie folgt 

gefasst: 

„§ 59 Prüfung von Verw'alustellen im Siime des Kapi- 
talanlagegesetzbuchs“. 

2. In § 1 werden die Wörter „§ 20 Absatz 3 des Investment- 
gesetzes“ durch die Wöifer „§ 68 Absatz 7 des Kapital- 
anlagesetzbuchs“ ersetzt. 

3. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überscluift wird wie folgt gefasst: 

„§ 59 

Prüfung von Verwalu'stellen im Sinne 
des Kapitalanlagegesetzbuclis“. 

b) In Satz 1 werden die Wörter .JDepotbank nach § 20 
Absatz 1 Satz I oder Absatz 2 des hivestmentgeset- 
zes“ durch die Wörter „Verwalirstelle nach § 68 Ab- 
satz 3 in Verbindiuig mit Absatz 2 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs“ ersetzt. 

c) In Satz 2 werden die Wörter „§§ 22 bis 29 des Invest- 
mentgesetzes“ durch die Wörter „§§ 70 bis 79 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

d) In Satz 4 werden die Wörter „Kapitalanlagegesell- 
scliaften und hivestmentaktiengesellschaffen“ diuch 
die Wörter .JCapitalveiwaltmigsgesellschaffen mid 
extern verw'alteten hivestmentgesellschaffen“ ersetzt. 

e) In Satz 5 werden die Wörter „§ 22 des Invesünentge- 
setzes“ durch die Wörter „§ 70 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs“, die Wörter „§ 27 des Investmentgesetzes“ 
durch die Wörter „§ 76 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ und die Wörter „§ 29 des Invesünentgesetzes“ 
durch die Wörter „§ 79 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ ersetzt. 

f) In Satz 6 werden jeweils das Wort „Depotbank" durch 
das Wort „Verwalustelle", das Wort „Kapitalanlage- 
gesellschaff" durch das Wort „Kapitalverw'altungsge- 
sellschaff" imd die Wörter „§ 28 des Investmentgeset- 
zes“ diuch die Wörter „§ 78 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs" ersetzt. 

(18) § 1 Absatz 1 Satz 3 Niunmer 4 der EdB-Beitragsver- (18) unverändert 
ordinmg vom 10. Juli 1999 (BGBl. I S. 1540), die zuletzt 

durch Artikel 1 der Verordnimg vom 12. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2684) geändert w'orden ist. wird wie folgt 
gefasst: 

„4. Verw'altungsgesellschaffen im Siime des § 1 Absatz 14 
des Kapitalanlagegesetzbuchs mit Sitz im hi- oder Aus- 
land einscliließlich der von ilmen verwalteten in- und 
ausländischen hivestmentvemiögen im Siime des § 1 
Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs.“. 

(19) § 1 Absatz 1 Satz 3 Nunmier 4 der EdVÖB-Beitrags- (19) unverändert 
veroriiung vom 10. Juli 1999 (BGBl. I S. 1538), die zuletzt 

durch Artikel 1 der Verordnmig vom 17. August 2009 
(BGBl. I S. 2877) geändert worden ist. wud wie folgt 
gefasst: 

„4. Verw'altungsgesellschaffen im Siime des § 1 Absatz 14 
des Kapitalanlagegesetzbuchs mit Sitz im In- oder Aus- 
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land einschließlich der von ilmen verwalteten in- und 
ausländischen Investmentvemiögen iin Siiuie des § 1 
Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbiichs.“. 

(20) In § 2a Absatz 1 Nimuner 8 der EdW-Beitragsverord- 
nimg vom 19. August 1999 (BGBl. I S. 1891), die zuletzt 
durch Artikel 1 der Verordnimg vom 17. August 2009 
(BGBl. I S. 2881) geändert worden ist. wird das Wort , jCapi- 
talanlagegesellschaften“ durch das Wort „Kapitalveiw'al- 
timgsgesellschaften“ imd das Wort .jCapitalanlagegesell- 
schaft“ dirrch das Wort „Kapitalverw'altungsgesellschaft“ 
ersetzt. 

(21) In der Anlage zur Verordnung über die Satztmg 
der Bimdesanstalt fiü' Finanzdienstleistungsaufsicht vom 
29. April 2002 (BGBl. I S. 1499), die zuletzt dinch Artikel 15 
Absatz 87 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 
S. 160) geändert worden ist. wird in § i Absatz 6 Satz 1 
Nummer 3 und § 8 Absatz 4 Satz 1 Nmmner 7 jeweils das 
Wort .Jiapitalanlagegesellschafteri“ ditrch das Wort , jCapi- 
talverw'altungsgesellschaften“ ersetzt. 

Al Hkel 28 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 § 19 Absatz 6, § 26 Absatz 8, § 27 Absatz 6, 
§ 28 Absatz 4, § 29 Absatz 6, § 30 Absatz 5, § 37 Absatz 3, 
§ 38 Absatz 5, § 49 Absatz 8, § 68 Absatz 8, § 78 Absatz 3 
Satz 3 imd 4, § 89 Absatz 3 Satz 3 lurd 4, § 94 Absatz 5, § 96 
Absatz 4, §§ 106. 117 Absatz 9, § 120 Absatz 8, § 121 Ab- 
satz 4, § 132 Absatz 8, § 135 Absatz 11, § 136 Absatz 4, 
§ 166 Absatz 5 Satz 5 luid 6, § 168 Absatz 8, § 185 Ab- 
satz 3, § 197 Absatz 3, § 204 Absatz 3, § 312 Absatz 8, § 331 
Absatz 2 Satz 2 rmd 3, § 340 Absatz 7 sowie § 342 Absatz 5 
luid 6 tiitt am Tag nach der Verkündigung in Kraft. 

(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 22. Juh 2013 in 
Kraft. 
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(20) unverändert 


(21) In der Anlage zur Verordnung über die Satzimg der 
Bimdesanstalt ftu Finanzdienstleistimgsaufsicht vom 29. 
April 2002 (BGBl. I S. 1500), die zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 1. März 2013 (BGBl. I S. 355) geändert 
worden ist. wird in § 8 Absatz 4 Satz 1 Nimuner 7 das Wort 
„Kapitalanlagegesellschaften“ diuch das Wort .JCapitalver- 
waltungsgeseUschaften“ ersetzt. 


Artikel 28 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 § 19 Absatz 6, § 26 Absatz 8, § 27 Absatz 6. 
§ 28 Absatz 4, § 29 Absatz 6, § 30 Absatz 5, § 37 Absatz 3, 
§ 38 Absatz 5, § 49 Absatz 8, § 68 Absatz 8, § 78 Absatz 3 
Satz 3 imd 4, § 89 Absatz 3 Satz 3 imd 4, § 94 Absatz 5, § 96 
Absatz 4, §§ 106, 117 Absatz 9, § 120 Absatz 8, § 121 Ab- 
satz 4, § 132 Absatz 8, § 135 Absatz 11, § 136 Absatz 4, 
§ 166 Absatz 5 Satz 5 imd 6, § 168 Absatz 8, § 185 Ab- 
satz 3, § 197 Absatz 3, § 204 Absatz 3, § 312 Absatz 8, § 331 
Absatz 2 Satz 2 imd 3, § 340 Absatz 7, § 342 Absatz 5 und 6 
sowie Artikel 2 treten am Tag nach der Verkündigung in 
Kraft. 

(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 22. Juli 2013 in 
Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Ralph Brinkhaus, Dr. Carsten Sieling, Björn Sängerund 
Dr. Thomas Gambke 


A. Allgemeiner Teil 

I. Übei'weisung 

Der Deutsche Bimdestag hat den Gesetzeiitwiirf auf Druck- 
sache 17/12294 in seiner 222. Sitziuig am 21. Febniar 2013 
dem Finanzausschuss ziu federftüuenden Beratimg mid dem 
Rechtsausschuss sowie dem Ausschuss für Emähnmg. 
Landwirtschaft mid Verbraucherschutz zin Mitberatmig 
überwiesen. Der Haushaltsausschuss wTtrde zudem gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung des Deutschen Bimdestages be- 
teiligt. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 
ATFM-Richtlinie 

Der im Lichte der Fiiianzmarktkrise von den Staats- imd Re- 
gierungschefs im Ralmien der G20-Gipfel des Jalnes 2009 in 
London imd Pittsburgli gefasste Bescliluss zm- Regulierung 
systemisch relevanter Finanzinstitute wvnde auf einopäi- 
scher Ebene im Hinbhck auf die Reguliermig von Verwaltern 
alternativer hivestmentfonds (AJFM) dmch die Richth- 
nie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments luid des Rates 
vom 8. Jiuii 2011 über die Verw^alter alternativer hivestment- 
fonds mid zur Änderung der Richtlinien 2003/41 /EG 
imd 2009/65/EG und der Verordnmigen (EG) Nr. 1060/2009 
luid (EU) Nr. 1095/2010 (ABI. L 174 vom 1.7.2011, S. 1) 
(AIFM-Richtlinie) umgesetzt. Ziel der Richtlinie ist. ge- 
meinsame Anfordenmgen für die Zulassmig von mid die 
Aufsicht über Manager alternativer hivestmentfonds festzu- 
legen. um für den Umgang mit damit zusammenliängenden 
Risiken für Anleger mid Märkte in der Europäischen Union 
ein kohärentes Vorgehen zu gew'älirleisten. Die AEFM-Richt- 
linie ist am 21. Juli 2011 in Kraft getreten und bis zum 
22. Jiih 2013 in nationales Recht umzusetzen. 

Verordnmigen über Europäische Risikokapitalfonds über 
Europäische Fonds für soziales Untenielmiertmii 

Darüber liinaus wurden auf europäischer Ebene die Verord- 
nimg (EU) Nr. 345/2013 des Europäischen Parlaments imd 
des Rates vom 17. April 2013 über Europäische Risikokapi- 
talfonds (ABI. L 115 vom 25.4.2013, S. 1) und die Verord- 
nimg (EU) Nr. 346/2013 des Emopäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. April 2013 über Emopäische Fonds ftir 
soziales Untemelimeitmn (ABI. L 115 vom 25.4.2013, S. 18) 
verabschiedet. Ziel dieser EU- Verordnmigen ist es. dmch 
einen EU-einheitlichen Ralunen den Kapitalfluss an kleuiere 
mid mittlere Untemelmien bzw'. Sozialmitemelmien zu ver- 
bessern. 

Da die EU-Verordnmigen ebenfalls am 22. Juh 2013 in Kraft 
treten sollen, strebt die Bimdesregiermig mit dem Gesetzent- 
wurf an. die ftir die Anw'endmig dieser Verordnmigen not- 
w'endigen Regehmgen im nationalen Recht zu schaffen. 

OGAW-Richtlinie 

Neben diesen neuen Reguli ermigsmaßnalmien gibt es bereits 
im hivestmentfondsbereich die Richtlinie 2009/65/EG des 
Emopäischen Parlamentes mid des Rates vom 13. Juli 2009 


zm Koordiniermig der Rechts- mid Veiwaltungsvorscliriften 
betreffend bestinmite Orgaiüsinen für geniehisame Anlagen 
in Wertpapieren (OGA'^ (ABI. L 302 vom 17.11.2009, 
S. 1) (OGAW-Richtlinie). Die OGAW-Richtlinie ist in der 
Bundesrepublik Deutscliland im hivestmentgesetz imige- 
setzt. 

Schafifimg eines Kapitalanlagegesetzbuches 

Mit dem Gesetzentwurf strebt die Bimdesregiermig an. ein 
Kapitalanlagegesetzbuch zu schaffen, in dem sämtliche der 
oben genamiten emopäischen Reguhenmgsmaßnalmien auf- 
genonmien w'erden. indem 

— die AIFM-Richtlinie mngesetzt wüd. 

— imter Aufliebmig des hivestmentgesetzes die Regelmig 
der OGAW-Richtlinie integriert w'ird imd 

— die für die Anw'endmig der Emopäischen Verordnung 
über Emopäische Risikokapitalfonds mid der Emopäi- 
schen Verordnmig über Emopäische Fonds für soziales 
Untemelmiertmii erforderhchen Regehmgen aufgenoni- 
nien werden. 

Das Ziel der Bimdesregiermig ist es. mit dem Kapitalanlage- 
gesetzbuch eüi in sich gesclilossenes Regelwerk für Invest- 
nientfonds mid ilire Manager zu schaffen. Dmch dieses 
Regelwerk soll der Aufsichts- mid Regulienmgsralmien fort- 
entwickelt mid an die geänderten emopäischen Vorgaben an- 
gepasst werden. Der Gesetzentwairf strebt danüt einen Bei- 
trag zm Verwuklichimg des emopäischen Biimemuarktes im 
hivestmentfondsbereich an mid soll gleichzeitig dazu die- 
nen. für den Schutz der Anleger einen einheithchen hohen 
Standard zu schaffen. 

Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

1 . Umsetzimg der AIFM-Richtlinie. Aufliebmig des Invest- 
mentgesetzes. Übenialune imd Neustnikturiermig der 
Regelungen des hivestmentgesetzes 

Die AIFM-Richtlinie trifft Regehi für die Verwalter alter- 
nativer hivestmentfonds (AIF), das heißt von Fonds, die 
keine Organismen füi' gemeinsame Anlagen in Wertpa- 
piere (OGAW) im Siime der OGAW-Richtlinie sind. AIF 
sind z. B. hmnobihenfonds. Hedgefonds und Private 
Equity-Fonds. Erfasst werden von der Richtlinie sowohl 
die Manager von offenen als auch von geschlossenen 
Fonds. Zu berücksichtigen ist dabei, dass die AIFM- 
Richtliiüe Verwalterregehi schafft, jedoch gnmdsätzhch 
keine Regehi für die AIF selbst. Von diesem Grmidsatz 
weicht die Richtlüiie in einzelnen Fällen ab. So trifft sie 
z. B. besondere Regelmigen für Fonds, die Kontrolle 
über nicht börsemiotierte Untemelmien mid Emittenten 
erlangen. 

Die OGAW-Richtlinie üifft Regehi sowolil für die Ver- 
walter von OGAW als auch detaillierte Produktregeln 
für die OGAW selbst. Gleiches gilt für die Verordnung 
über Emopäische Risikokapitalfonds mid für die Verord- 
nmig über Emopäische Fonds für soziales Untemelmier- 
tuni. 
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Da das Kapitalaiilagegesetzbiich sämtliche dieser euro- 
päischen Regulienuigsmaßnalmieii umfassen soll, strebt 
die Biuidesregierung an. dass es sowolil die Regulierung 
der Manager von OGAW und der Manager von AIF als 
auch die Regulierung der offenen imd gesclüossenen In- 
vestmentfonds selbst enthält. Es wf irde damit ein in sich 
gesclilossenes Regelwerk im Investmentbereich, das 
heißt sowohl für sämtliche Fonds als auch für ilire Mana- 
ger. bilden. 

Eine Umsetzimg der em-opäischen Vorgaben in verschie- 
denen Gesetzen sah die Bimdesregieixmg liingegen aus 
folgenden Erwägmigen nicht angezeigt: Neben den Be- 
geht zu OGAW und iliren Managern sei ein Großteil der 
AIF imd ilirer Manager bislang bereits im deutschen hi- 
vestmentgesetz geregelt. Ein AuseinandeiTeißen dieser 
Regelungen in getreimte Gesetze hätte erhebliche Um- 
wälzimgen für die Marktteihielmier bedeutet. Zudem sei 
eine Vielzalil der Anforderungen der AIFM-Richtlinie an 
Fondsmanager von AIF an die Vorscliriften ftir Fondsma- 
nager nach der OGAW-Richtlinie angeleluit. Andere Um- 
setzungsalt emativen. wie z. B. ein Gesetz für offene und 
ein Gesetz für gesclilossene Fonds oder ein Gesetz ftir 
OGAW luid em Gesetz für AIF, hätte eine Dopplmig 
zalilreicher Vorscliriften zur Folge gehabt. Ferner spreche 
die Tatsache, dass sich die Investmentbranche für die 
Umsetzmig der AIFM-Richtlime iimerhalb emes Geset- 
zes mit der OGAW-Richtlutie ausgesprochen habe, eben- 
falls für diese Vorgehensweise. 

Die Umsetzimg der AIFM-Richtluiie sowie die Auflie- 
bimg. Übenialmie imd Neustiuktmienmg des Invest- 
mentgesetzes im Kapitalanlagegesetzbuch bedeute im 
Einzehien Folgendes: 

a) Fonds, die an professionelle Anleger veilrieben wer- 
den. und ilire Manager 

Es wird angestrebt, die AIFM-Richtliiüe in Bezug 
auf die Regelimgen betreffend die Verwalter von 
AIF, die an professionelle Anleger vertrieben wer- 
den. als auch in Bezug auf die vereinzelten Fonds- 
regehi der Richtlinie gnmdsätzlich eins zu eins uni- 
zusetzen. 

Eine Ausnalime wird im Hinblick auf die bereits nach 
dem Investmentgesetz bestehende Produktregulie- 
rung für sogenaimte Spezialfonds angestrebt. Diese 
Produktregehi seien in der AIFM-Richtlinie nicht vor- 
gesehen. würden aber demioch weitestgehend m das 
Kapitalanlagegesetzbuch übemonmien. imi dem Be- 
dürfiiis uisbesondere von Sozialkapital wie Versiche- 
nmgen mid Pensionskassen an der Beibehaltung von 
bewälirten Produktregehi imd gesetzlichen Rahmen- 
bedingmigen für die steuerliche imd bilanzielle Ein- 
stufüng Reclmmig zu tragen. Dies stehe mit der 
AIFM-Richtlinie im Einklang, da diese den Mitghed- 
staaten das Recht einräimie. zusätzliche Regelmigen 
ftir Fondsmanager oder Fonds zu freffen bzw^ beizu- 
behalten. Zu berücksichtigen sei dabei, dass diese Re- 
gehmgen nicht die Fmiktionsfaliigkeit des ui der 
Richtlinie vorgesehenen EU-Passes bescliränken 
dürfe. Das heiße, ein EU-Fondsmanager. der diese zu- 
sätzhchen nationalen Regelimgen nicht erfüllt, kaim 
seine Fonds imgeachtet dieser nationalen Regelimgen 
in Deutscliland vertreiben. 


b) Fonds, die an sogenaimte semiprofessionelle Anleger 
vertrieben werden, mid ilire Manager 

Die Regelimgen der AIFM-Richtlinie sind zmiäclist 
ftir die Veiwalter von AIF für professionelle Anleger 
konzipiert. Sie zielen darauf ab, für diese Verwalter 
einen Bimiemiiarkt in der Europäischen Union sowie 
einen hamiomsierten Regulienmgs- mid Kontrollrah- 
nien ftir die Tätigkeit dieser AIFM zu schaffen und 
damit auch die w'ii'ksanie Überwachung imd Vennei- 
dmig von Systemrisiken zu ennöglichen. Die AIFM- 
Richtlinie trägt auch dem Anlegerschutz Reclmmig. 
w^obei dieser auf die in der Richtlinie adressierten AIF 
ftir professionelle Anleger ausgerichtet ist. 

Der GesetzentwTirf strebt an. diese in der AIFM- 
Richtlinie vorgesehenen Regelmigen für Verwalter 
und AIF ftii‘ professionelle Anleger auf Verw'alter und 
AIF ftir sogenaimte semiprofessionelle Anleger aus- 
zuw'eiten. soweit dies nach der AIFM-Richtluiie zu- 
lässig ist. Demi semiprofessionelle Anleger seien sol- 
che Anleger, bei denen es sow'olil im Hinbhck auf die 
Investitionsvoluniina als auch im Hinbhck auf ilire 
Expertise gerechtfertigt ist. sie mit professionellen 
Anlegern gleiclizustellen. 

c) Alternative Publikmnsfonds (Publikunis-AIF) 

Nach der AIFM-Richtlinie steht es den Mitgliedstaa- 
ten fi'ei. AIF für den Vertrieb an Privatanleger zu- 
zulassen. Für diesen Fall setzt die Richtluiie emen 
Mindeststandard; es liegt jedoch im Ermessen der 
Mitgliedstaaten, strengere Regelimgen für die Mana- 
ger von Publikimisfonds mid die Publikumsfonds 
selbst zu treffen, um dem miterscliiedlichen Schutzbe- 
dürfiiis dieser Anlegergnippe Reclmimg zu tragen. 
Solche strengeren Regeln kömien die Funktionsw'eise 
des EU-Passes nicht beemträchtigen. da der in der 
AIFM-Richtlinie vorgesehene EU-Pass nicht auf den 
Vertrieb von Publikmns-AIF anwendbar ist. 

Vor diesem Hiutergrimd strebt der Gesetzentwurf an. 
in das Kapitalanlagegesetzbuch die bereits nach dem 
Investmentgesetz bestehende Regulierung für offene 
alternative Publikimisfonds w'eitestgehend zu über- 
nehmen. Anpassimgen werden dort angestrebt, w'o sie 
aus Anlegerschutzgesichtspmikten auf Grund der 
Erfalirmigen imd Entwicklimgen in diesem Fondsseg- 
ment erforderlich scheinen. Für geschlossene Publi- 
kunisfonds würden entsprechende Regelungen erst- 
malig getroffen. 

d) Übernahme der Vorscliriften zur ümsetzmig der 
OGAW-Richtluiie 

Der Gesetzentwmf strebt an. das Investmentgesetz 
aufzuheben. Die Regelmigen des Investmentgesetzes 
zur ümsetzmig der OGAW-Richtlinie sollen in das 
Kapitalanlagegesetzbuch aufgenoumien w'erden. 

2. Materieller Investmentfondsbegriff 

Das aufzuliebende hivestmentgesetz legte für inländische 
Investmentfonds einen fonnellen Investmentfondsbegriff 
zugnmde. Das heißt. Organismen für gemeinsame Anla- 
gen. die die Anfordenmgen des Investmentgesetz erfüll- 
ten. imterfielen dem Investmentgesetz. Fonds, die den 
Anfordenmgen des Investmentgesetzes nicht entspra- 
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dien, waren dennoch zulässig imd miterfielen teilweise 
Teilausscluiitten anderer Gesetze, z. B. dem Vermögens- 
anlagengesetz oder dem Tatbestand des Finanzkonunis- 
sionsgeschäfts oder der Anlageverwaltmig nach dem 
Kreditw'esengesetz. oder waren mireguliert. 

Im Gegensatz dazu stiebt der Gesetzentwiuf nmi mit dem 
Kapitalalllagegesetzbuch an. emen materiellen Invest- 
inentfondsbegrifF entsprechend den Vorgaben der AIFM- 
Richtlinie zugrundezulegen. Das heißt. Fonds seien ent- 
weder Organismen für gememsame Anlagen in Wertpa- 
piere (OGAW) oder alternative hivestmentfonds (AIF) 
imd müssten dementsprechend entw'eder den Anforde- 
rungen der OGAW-Richtluiie oder der AIFM-Richtlinie 
mid damit den Anfordenmgen dieses Gesetzes entspre- 
chen. Entsprechen sie diesen Anfordenmgen nicht, wären 
sie unzulässig imd es handele sich imi unerlaubtes Invest- 
mentgeschäft. 

3. Verw'altimgsgesellschaften 

a) Kapitalverw'altimgsgesellschaften 

Der aus dem hivestmentgesetz bekamite Begriff der 
Kapitalanlagegesellscliaft soll durch den Begriff der 
Kapitalverw'altmigsgesellschaft abgelöst werden. Der 
Begriff umfasse sowolil Verw'alhmgsgesellschaften 
von OGAW als auch von AIR Sowolil die OGAW- als 
auch die AIFM-Richtlmie lassen es zu. dass euie Ver- 
waltmigsgesellschaft. die ilirem jeweiligen Rege- 
lungsbereich imterfallt. auch Fonds gemäß der jeweils 
anderen Richtlüiie verwalten kami. wemi sie eme ent- 
sprechende Zulassmig hat. Da die Zulassungsvoraus- 
setzimgen in den Rrchtlinien miterscliiedhch geregelt 
suid. strebt die Bmidesregienmg im Kapitalanlagege- 
setzbuch sowolil Vorschriften für' die Erlaubnisertei- 
hmg für OGAW-Kapitalverwaltimgsgesellschaften 
als auch fiir AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaften 
an. Hat euie Kapitalverw^altungsgesellschaft sowold 
die Erlaubnis zur Verwaltimg von OGAW als auch 
von AIF, köime sie dementsprechend sowolil OGAW 
als auch AIF verw'alten. Darüber liinaus umfasse der 
Begriff der Kapitalverw'altimgsgesellschaft sowohl 
interne als auch externe Kapitalverw'altungsgesell- 
schaften. Eine Kapitalverw^altungsgesellschaft ist eine 
interne Kapitalverw'altungsgesellschaft. wenn das hi- 
vestmentvemiögen eme mtenie Verw'altung zulässt, 
das heißt hivestruentaktiengesellschaften und Invest- 
mentkonmianditgesellschaften. mid der Vorstand oder 
die Geschäftsfülinmg kerne externe Kapitalverw’al- 
tmigsgesellschaft bestellen, sondern selbst die Aufga- 
ben der Kapitalverw'altungsgesellschaft wahnielmien. 
Bei eüier mtemen Kapitalverw'altungsgesellschaft 
smd damit Fonds und Fondsmanager identisch. Ein 
Kapitalverwaltmigsgesellschaft ist huigegen eine 
externe Kapitalverw^altungsgesellschaft. werm sie von 
euiein hivestmenn'emiögeii bestellt WTude. z. B. der 
Vorstand emer Investmentaktiengesellschaft ninmit 
nicht selbst die Aufgaben der Kapitalverwaltmigsge- 
sellschaft wahr, sondern bestellt eme externe Kapital- 
verw'altmigsgesellschaft. 

Die allgeniemen Verhaltens- imd Organisationspflich- 
ten sowie die Anzeige- imd Meldepflichten für Kapi- 
talverw'altungsgesellscliaften sollen teilweise aus dem 
hivestmentgesetz übemonuuen werden. Teilweise 


sollen allerdmgs auch Neiienmgen aus der AIFM- 
Richtlinie emgefülirt werden. Euiige dieser Regehm- 
gen sollen auch auf OGAW-Kapitalverw'altmigsge- 
sellscliaften anwendbar sein, da sie konkreter als die 
bisherigen Regelmigen des hivestmentgesetzes seien. 
Bestinmite Meldepflichten oder die Vorsclirift zur 
Vergütmig von AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaf- 
ten sollen dagegen nicht auf OGAW-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaften übertragen werden, um diese un 
europäischen Wettbewerb nicht zu benachteiligen. 

b) Grenzüberschreitender Dienstleistimgsverkelir/Er- 
riclihmg von Zweigniederlassimgen 

Für die grenzübersclueitende Verw'altung von OGAW 
durch grenzübersclireitenden Dienstleistmigsverkelir 
oder die Gründung einer Zweigniederlassimg sollen 
die Vorscliriften des aufzuliebenden Investnientgeset- 
zes nüt redaktionellen Anpassimgen übernommen 
werden. 

Entsprechend den Regehmgen der AIFM-Richtlinie 
soll bei AIF eine greiizübersclireitende Verwaltmig 
mit EU-Pass bei AIF vorgesehen werden, die an pro- 
fessionelle Anleger vertrieben werden. Dabei sei zu 
berücksichtigen, dass die AIFM-Richtlinie danach 
unterscheidet, ob es sich um emen reüien EU-Bezug 
bzw. remen Drittstaatensachverhalt handele oder ob 
ein EU-Sachverhalt mit Drittstaatenbezug vorliege. 

Unter den Sachverhalt .jemer EU-Bezug“ falle die 
Verw'altmig von EU-AIF diucli AIF-Kapitalverwal- 
tmigsgesellschaften imd die Verw^altmig von uiländi- 
schen Spezial-AIF durch EU-AIF -Veiw'altimgsgesell- 
schaften. .Jlemer Drittstaatensachverhalt“ meine die 
Verw'altung von ausländischen AIF, die nicht m der 
EU vertrieben werden dürfen, durch eine AIF-Kapi- 
talverw^altungsgesellschaft. Der Gesetzentwurf strebt 
an. die diesbezüghchen Vorschriften der AIFM-Richt- 
linie umzusetzen. 

Ein EU-Sachverhalt mit Drittstaatenbezug liege vor. 
wemi eme ausländische AIF-Verwaltimgsgesellschaft 
uiländische Spezial-AIF oder EU-AIF verw'altet. Ge- 
mäß den Anfordenmgen der AIFM-Richtlinie strebt 
die Bimdesregienmg an. die Vorschriften der Richtli- 
nie zur Bestunmimg des Refereiizmitgliedstaates. zur 
Erlaubniserteihmg sowie zu den Voraussetzimgen für 
den grenzübersclireitenden Dienstleistungsverkelir 
bzw^ die Errichtimg von Zweigniederlassungen nach 
Erlaubniserteihmg diucli einen Referenzmitghedstaat 
bereits mit diesem Gesetzentwurf zu normieren. 
Diese Vorscliriften sollen aber erst ab dem Zeitpunkt, 
der üi dem von der Europäischen Kommission nach 
Artikel 67 Absatz 6 der AIFM-Richtlinie zu erlassen- 
den delegierten Rechtsakt festgelegt w^ird. gelten. 

Auf Gnmd der Gleichstellmig von seniiprofessionel- 
len Anlegern mit professionellen Anlegern strebt der 
Gesetzentwurf an. die Regelungen zur grenzüber- 
sclueitenden Verw'altmig auf mi Geltmigsbereich die- 
ses Gesetzes verw'altete AIF, die an seniiprofessio- 
nelle Anleger vertrieben werden, auszuweiten. 

4. Verw'ahrstellen 

Anstelle des Begriffs der Depotbank strebt der Gesetzent- 

wTirf die Verw'endimg des aus der europäischen Diktion 
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stammenden Begriffs der Verw'alirstelle an. Die OGAW- 
Richtlinie entliält nur sehr vereinzelt Vorgaben zu Ver- 
walnstellen. Die AIFM-Richtlinie entliält liingegen de- 
taillierte Vorscliriften. Vor diesem Hintergnmd erachtet 
die Bimdesregienmg separate Regelmigen für OGAW- 
imd AIF-Verw'alirstellen ftir notwendig. Aus Anleger- 
schutzgesichtspmikten würden dabei jedoch einzehie 
Regelmigen der AIFM-Richtlinie bereits auf OGAW- 
Verw'alirstellen übeltragen. Dies betreffe z. B. die Regehi 
zur Unterverw'alinmg oder zur Haftiuig der Verw'ahr- 
stelle. In diesem Zusanmienhang sei zu berücksichtigen, 
dass die Europäische Kommission am 3. Juh 2012 einen 
Vorsclilag zur Ändermig der OGAW-Richtlinie im Hin- 
blick auf die Verwalu stellem egelimgen veröffentlicht hat 
(sogenamite OGAW-V-Richtlinie). Die in diesem Vor- 
schlag enthaltenen Regelmigen für' OGAW-Verw'alirstel- 
len entsprechen zmnindest den Regelmigen zu AJF- Ver- 
wahrstellen mid sind im Vorsclilag der Emopäischen 
Kommission vom 3. Juli 2012 teilweise noch strenger 
ausgestaltet. Da derzeit nicht abschätzbar sei. wie diese 
noch strengeren Regelmigen für OGAW-Verw'ahrstellen 
im europäischen Gesetzgebungsverfaliren genau aus- 
gestaltet werden, mid um einen Wettbewerbsnachteil ftir 
deutsche OGAW zu vermeiden, strebt die Bmides- 
regiermig mit dem Gesetzentwm'f nicht an. den etw'aigen 
künftigen, noch über die Veiw'alirstellenregelimgeu der 
AIFM-Richtlinie lünausgehenden Regelmigen der 
OGAW-Richtlinie vorzugreifen. 

Der Gesetzentw'urf strebt entsprechend den Vorscliriften 
der AIFM-Richtlinie an. dass Veiw'alirstellen für ge- 
schlossene Fonds veipflichtend werden. Bei den Ver- 
walirstellenregelmigen für geschlossene AIF soll ferner 
von dem in Artikel 2 1 Absatz 3 Unterabsatz 3 der Richt- 
linie 2011/61/EU eingeräimiten Walilrecht Gebrauch ge- 
macht werden. Das heiße, dass füi‘ bestiumite Arten von 
gescldosseneu AIF die Verw'alirstelle auch eine Stelle 
sein könne, die Aufgaben einer Veiwahrstelle im Ralmien 
ihrer beruflichen oder geschäftlichen Tätigkeit wahr- 
niumit. für die diese Stelle einer gesetzlich anerkamiten 
obligatorischen berufsmäßigen Registrierung oder 
Rechts- und Verwaltmigsvorscliriften oder berufsständi- 
schen Regehi miterhegt. die ausreichend finanzielle imd 
berufliche Garantien bieten kömien. um es ihr zu ermög- 
lichen. die relevanten Aufgaben einer Verw'ahrstelle 
wirksam auszufüliren mid die mit diesen Fmiktionen ein- 
hergehenden Verpflichtmigen zu erfüllen. Die Regeliui- 
gen zu dieser sogenaimten alternativen Verw^ahrstelle 
würden an das Treuliändenuodell nach den §§ 70 ff. des 
Versichermigsaufsichtsgesetzes (VAG) angeleluit. 

5. Fondsveliikel 

a) Fondsvehikel für offene Fonds 

Nach der OGAW-Richtlinie sind zm' Auflegmig von 
OGAW als Fondsvehikel solche des Vertrags- oder 
des Gesellschaftstyps möglich, was bereits im Invest- 
uientgesetz durch Eüifülinmg des Sondeivemiögens 
mid der Investmentaktiengesellschaft umgesetzt 
wurde. Es w'ird angestrebt, diese Fondsveliikel beizu- 
behalten. w'obei die bisher aus dem Investmentgesetz 
bekannte Investmentaktiengesellschaft den Zusatz 
, 4 iiit variablem Kapital“ erhalten soll, um diese von 
den Fonds veliikehi für gescldossene Fonds abzugren- 


zen. Im Übrigen wird angestrebt, diese Rechtsformen 
aus Gründen der Übersichtliclikeit teilw'eise neu zu 
strukturieren. Abweichmigen gegenüber den bisheri- 
gen Regelmigen im Investmentgesetz ergäben sich 
nm. sofern diese auf Grund der Regelmigen der 
AIFM-Richtlinie erforderlich seien. 

Im Bereich der offenen Fonds für professionelle und 
semiprofessionelle Anleger soll als weiteres Fond- 
vehikel die offene Investmentkommanditgesellschaft 
eingefülirt w'erden. insbesondere mn ein steuertrans- 
parentes Veliikel ftu' das sog. Pension Asset Pooling 
in Deutschland zu schaffen. Aus volkswirtschaftlicher 
Sicht sei es simivoll. die Rahmeiibedingmigen dafür 
zu schaffen, dass die Standortw'alü beim Pension As- 
set Pooling zu Gmisten Deutsclilands ausfalle. Ziel 
dabei sei. das Altersvorsorgevennögen von großen 
deutschen Konzeraen im hiland zu halten und gege- 
benenfalls auch entsprechendes Vermögen von deren 
ausländischen Tochtenmtemelmien ins Inland zu ho- 
len. Hierdurch kömie Geschäftsvolimien im Bereich 
der Kapitalverw'altmigsgesellschaften mid für die 
Verw'alirstellen erhalten bzw'. durch die angestrebten 
Venuögenstransfers erhöht w'erden. Bei der offenen 
hivestmentkonmianditgesellschaft handele es sich mn 
eine Kommanditgesellschaft nach dem Handelsge- 
setzbuch. Abweichungen gegenüber den Regelungen 
im Handelsgesetzbuch wvirden nur dort vorgenom- 
nien. wo dies w'egen der organisationsrechtlichen 
Form als hivestmenti'eraiögen erforderlich sei. Die 
Regelmigen seien im Übrigen an diejenigen für In- 
vestnientaktiengesellschaften angeleimt, soweit sich 
keine Abweichmigen aus dem Unterschied zwischen 
Kapitalgesellschaften mid Personengesellschaften er- 
geben. 

b) Fondsveliikel für gescldossene Fonds 

Für gescldossene Fonds strebt der Gesetzentwurf an. 
dass als Fondsvehikel die Investnientaktiengesell- 
schaft ndt fixem Kapital sowie die geschlossene 
Investmentkonmianditgesellschaft zur Verfügmig ste- 
hen. Dies entspreche den bereits gegenw'ärtig von ge- 
scldossenen Fonds gew'ählten Rechtsfomien: Ge- 
scldossene Fonds würden bisher aus steuerlichen 
Gründen ganz überwiegend als Kommanditgesell- 
schaft. in der Regel als GmbH & Co. KG aufgelegt. 
Wemi auch die AIFM-Richtliiue keine Regelmig zu 
AIF und danut zm Hamiotusiermig der Fondsveliikel 
vonümmt. sei es damit auf Grund der bestehenden 
Fondsveliikel in anderen Mitgliedstaaten für dort be- 
reits regulierte geschlossene Fonds erforderlich — aber 
auch ausreichend—, für die geschlossenen Fonds 
diese zwei Fondsveliikel aufzmiehmen. 

6. Regelungen für Publikunisinvestmenti enuögen 

a) Allgemeine Vorscluiften für offene Publikunisinvest- 
mentvemiögen 

Offene Publikumsinvestmentvennögen sind sowold 
OGAW als auch offene Publikimis-AIF. Die Regelmi- 
gen zmii Inhalt mid zm Genelmügiuig der Anlagebe- 
dingmigen für offene Publikimisinvestmentvennögen 
sollen mit redaktionellen Anpassungen aus dem In- 
vestmentgesetz übemonunen werden. Ebenso würden 
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die Vorsclirifteii ziuu Verkaufsprospekt imd den we- 
sentlichen Anlegeiinfonnationen inlialtUch beibe- 
halten. Ergänzungen ergäben sich durch die AIFM- 
Richtlinie. Bei den Vorscliriften für die Bew'ertung 
könne teilweise auf die VorgängeiTegelung im hivest- 
mentgesetz zurückgegrififen werden, die durch die Re- 
gehuigen der AIFM-Richthnie ergänzt wairden. 

Die Regelungen zu Master-Feeder-Struktuien sowie 
die Regelimgen zu Versclmielzungen. welche jeweils 
aus dem OGAW-FV-Umsetzungsgesetz stammen, sol- 
len mit redaktioneUen Anpassimgen übemonmien 
werden. 

aa) OGAW 

Die Vorschriften für richthnienkonfonne Sonder- 
vennögen sollen aus dem hivestmentgesetz über- 
nonunen werden. Sie würden für alle inländi- 
schen OGAW unabhängig von ilirer Reclitsform. 
das heißt unabhängig davon, ob sie als Sonder- 
vermögen oder hivestmentaktiengesellschaft mit 
variablem Kapital ausgestaltet smd. gelten. 

bb) Offene Publikums- AIF 

Folgende Arten von offenen Pubhkmns-AIF sol- 
len aus dem Investmentgesetz überaonunen wer- 
den; die dabei vorgenonmienen Änderungen 
wdirden teilw'eise auf den Anfordenmgen der 
AIFM-Richthnie benüien. teilweise seien sie 
redaktioneller Art: 

— Gemischte hivestmentvemiögen: Die Rege- 
Imigen des hiveshnentgesetzes zu Gemisch- 
ten Sondeivemiögen sollen größtenteils über- 
nommen werden. Anpassmigen seien zum ei- 
nen vor dem Hintergnmd notwendig, dass 
Gemischte hivestmentvemiögen künftig nicht 
melir Anteile an Immobihenfonds erw’erben 
dürfen, demi die Rückgabemöghchkeit bei 
Inmiobilien-Sondeivemiögen nin eiimial im 
Kalendeijalir stehe im Widersprach zur regel- 
mäßigen. kurzfiistigeren Rückgabeniöghch- 
keit imd damit den entsprechenden Liquidi- 
tätserfordeniissen bei Gemischten Invest- 
mentvemiögen. Zum anderen würden Anteile 
an Hedgefonds als zulässige Vemiögensge- 
genstände gestrichen, demi die hivestition von 
Privatanlegem in diese Fonds solle gemäß 
dem Gesetzentwairf nur indirekt über Dach- 
Hedgefonds möglich sein. Durch die besonde- 
ren Vorscliriften zu Dach-Hedgefonds werde 
gewälirleistet. dass Privatanlegem der Risi- 
kogehalt ilirer Anlage bevrasst sei. was bei 
der Investition in Hedgefonds über andere 
Dach-Investmentvemiögen. wie z. B. das Ge- 
mischte hivestmentv'eraiögen. nicht sicherge- 
steUt wäre. 

— Sonstige hiiesüiientveraiögen: Die Regehm- 
gen des hivestmentgesetzes für Sonstige Son- 
den eraiögen mirdeii giüßtenteils übemoni- 
nien. Ändeningen würden wie bei Gemischten 
hivestmentvemiögen erfolgen, indem Anteile 
an hnniobihenfonds sowie Anteile an Hedge- 
fonds als zulässige Vemiögensgegenstände 


gestrichen werden. Darüber liinaus dürften 
Sonstige hivestmenti emiögen auf Grund der 
Illiquidität dieser Anlage nicht melir in Unter- 
nelmiensbeteihgmigen investieren . 

— Dach-Hedgefonds: Die Regelmigen des hi- 
vestnientgesetzes füi' Dach-Sondeivennögen 
mit zusätzlichen Risiken würden mit redak- 
tionellen Ändenmgen übemommen. 

— Immobihenfonds: Die Regelimgen des hivest- 
nientgesetzes für hnniobihen - Sondervemiö- 
gen würden größtenteils übemommen. Ände- 
nmgen erfolgten, imi die Erfalmmgen der 
letzten Jalu e m Bezug auf die Aussetzimg der 
Rückiialune von Anteilen imd die folgenden 
Abwicklmigen von Inmiobilien-Sonderver- 
mögen zu berücksichtigen und deren Liquidi- 
tätsnianagenient zu verbessern. Deshalb strebt 
der Gesetzentwurf an. die Möghclikeit zu 
streichen, dass Anleger Beträge von bis zu 
30 000 Euro pro Kalenderhalbjalu olme Mm- 
destlialte- oder Kündigimgsfiist zurückgeben 
kömien. Da eüi hoher Anteil der Anleger mit 
Simmien imterhalb von 30 000 Euro in den 
für den Vertrieb an Kleinanleger bestunmteii 
Publikimisumnobilienfonds investiert sei. 
ftüire die Möghclikeit der sofortigen mid 
täglichen Rückgabe dieser Anteile dazu, dass 
das Risiko einer Aussetzmig der Rücknalmie 
von Anteilen auch m Zukimft nicht gemindert 
wäiide. Um dem Anleger bewusst zu machen, 
dass er in eine langfiistige Anlage mit illiqui- 
den Vemiögensgegenständen investiert, köim- 
ten Anteile zukünftig nur noch zu einem be- 
stinunteii Zeitpunkt einmal im Jahr zurückge- 
geben werden. Die hikonsistenz zwischen 
kurzfiistiger Rückgabemöghclikeit und lang- 
fiistiger Anlage in illiquide Vermögensgegen- 
stände werde damit beseitigt. Für alle Anteile, 
w'elche vor dem hikrafttreten dieses Gesetzes 
erw'orben wurden, würden aber die bisherigen 
Regelimgen weiter gelten. Außerdem werde 
angestrebt, die Regelimgen fiir die Bewertet 
an die Vorscliriften der AIFM-Richthnie anzu- 
passen. 

Der Gesetzentwurf strebt an. dass der aus dem hi- 
vestmentgesetz bekaimte Infrastnikturfonds we- 
gen der Illiquidität seiner Vemiögensgegenstände 
künftig nicht mehr als offener Fonds, sondern nur 
als gescldossener Fonds aufgelegt werden kami. 
Die bisherigen hifrastniktur-Sondeivermögen 
hätten sich in der Praxis als wenig attraktiv erwie- 
sen. Dies köime im Wesenthchen darauf zurück- 
geftüirt werden, dass die auf die lauge Frist aus- 
gerichtete hivestition in ilhquide Anlageobjekte 
nicht mit der Nato euies offenen Fonds verembar 
sei. Für hifiastiukto'fonds würden daher künftig 
die allgemeinen Vorscliriften für geschlossene 
Publikimis-AIF gelten. Die bisherigen Vorsclirif- 
ten des hivestmentgesetzes zu hifrastniktur-Son- 
dervemiögen. die vorwiegend auf Gnmd der 
Ausgestaltung als offener Fonds erforderhch ge- 
wesen seien (Vorschriften zur Liquiditätssiche- 
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rung. Regelimgeii zur Rückgabemöglichkeit etc.), 
würden dementsprechend aufgehoben. Darüber 
liinaus dürften zukünftig auch Beteiligmigen an 
ÖPP-Projektgesellschaften erworben w'erden. die 
sich noch in der Erwerbs- bzw'. Sanienuigsphase 
befinden. Die derzeit bestehende Erw'erbsbe- 
scliränkiuig würden als ein weiterer Faktor ftir den 
maiigehiden Erfolg dieses Produkts angesehen. 
In diesem Fall müsse ein entsprechender Hinw'eis 
im Veikaufsprospekt aufgenommen werden. 

Folgende im bisherigen Investmentgesetz enthal- 
tene Sonderregelungen zu offenen Publikums- 
sondeivermögen sollen abgeschafift w'erden: 

- Mitarbeiterbeteiligimgs-Sondeivermögen: Die 
Vorschriften des Investmentgesetzes zu Mit- 
arbeiterbeteiligimgs-Sondeivennögen sollen 
ersatzlos aufgehoben w'erden. Mitaibeiterbe- 
teiligimgs-Sondeiv’ennögen hätten nie Praxis- 
relevanz erhalten. Es sei kein derartiges Son- 
dervennögen aufgelegt worden, da Fonds die 
notw-endigen Voraussetziuigen auf Grund ili- 
rer Ausgestaltmig nicht darstellen komiten 
luid ausreichend andere Formen für eine Mit- 
arbeiterbeteiligimg bestehen würden. 

— Altersvorsorge-Sondeivemiögen: Die Vor- 
schriften für die bisherigen Altersvorsorge- 
Sondeivermögen sollen aufgehoben werden. 
Die Praxis liabe kein besonderes Bedürfiiis für 
dieses Produkt gezeigt. Übergangsregehi sä- 
hen jedoch vor, dass nach den Regehi des 
Investmentgesetzes bereits existierende In- 
vestmenU ermögen in ilner bisherigen Form 
erhalten bleiben dürfen. 

Schließlich soUen die Vorsclniften des Invest- 
mentgesetzes zu Hedgefonds dalüngehend geän- 
dert werden, dass Anteile an Single-Hedgefonds 
zukünftig nur noch von professionellen und semi- 
professionellen Aidegem gehalten werden dür- 
fen. Um den Anlegerschutz zu stärken, sollen Pri- 
vatanleger nicht mein dnekt in diese risikoreiche 
Anlageklasse investieren kömien. Auch ftir die- 
sen Bereich würden jedoch Übergangsregeln ge- 
schaffen. Das würden heißen, dass Privatanleger 
ilne Anteile an Hedgefonds, die sie vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes erworben haben, w'ei- 
ter halten dürften. 

b) Gesclilossene Publikmns-AIF 

Die AIFM-Richtlinie erfasst sowolü offene als auch 
gesclilossene Fonds und unterwarft sie grundsätzlich 
einer einheitlichen Regelung. Unterscliiede werden 
nur dort gemacht, wn sich dies aus der Natur des offe- 
nen bzw^ gesclilossenen Fondscharakters ergibt. Ent- 
sprechend vorzugehen strebt auch der Gesetzentwrirf 
an: Im Hinbhck auf den Anlegerschutz sollen ge- 
sclilossene luid offene Publikumsfonds gnmdsätzlich 
einlieithchen Regelmigen miteiworfen werden, wobei 
den Unterscliieden zwischen beiden Fondstypen 
Reclmiuig getragen wird. 

Vor diesem Hintergnuid sollen z. B. entsprechend den 
Regelmigen zu offenen Publikums-AJF auch ftir ge- 


sclilossene Publikumsfonds Regelungen zu Anlage- 
bedingungen, Verkaufsprospekt imd zu den w'esent- 
lichen Anlegerinfonnationen aufgestellt werden. Die 
gesclilossene Fonds betreffenden Regelmigen aus 
dem Veraiögensaiilagengesetz sollen aus diesem her- 
ausgenonmien imd angepasst w'erden. Für im Zeit- 
punkt des Inkiafttretens dieses Gesetzes bereits aufge- 
legte geschlossene Fonds sollen die in der AIFM- 
Richtlinie vorgesehenen Übergangsregehi gelten. 

7. Regelmigen ftir Spezial-AJF 

Im Hinblick auf Fonds, deren Anteile ausscliließlich von 
professionellen mid semiprofessionellen Anlegern ge- 
halten W'erden dürfen, sog. Spezial-AIF, ergeben sich 
durch die AIFM-Richtlinie ebenfalls Ändermigen ge- 
genüber den bisherigen Regehi des Investmentgesetzes. 
So ist anzustreben. die Aiilagebedingimgen gemäß der 
AJFM-Richtluiie der Bmidesanstalt für Finaiizdienst- 
leistmigsaufsicht (BaFin) vorzulegen. Fenier muss die 
BaFin die Befiignis zur Begreiizmig von Leverage oder 
Belastmigen von Vemiögeiisgegenständen erlialten. 
w'emi sie dies zum Schutz der Anleger oder zur Gewälir- 
leistmig der Stabihtät mid Integrität des Finanzsystems 
als nötig erachtet. 

Die Produktregeln sollen mangels Regelungen in der 
AHM-Richthnie bei Spezial-AIF auf den Umstand zu- 
geschnitten werden, dass deren Anteile ausschließlich 
von professionellen Anlegern mid semiprofessionellen 
Anlegern gehalten w'erden. Es soll kein Katalog von 
zulässigen Veraiögensgegenständen aufgestellt werden. 
Investitionen sollen jedoch nur in solche Vemiögensge- 
genstäiide zulässig sein, deren Verkelirsw'ert ermittelt 
W'erden kann. 

Einem Bedürfiiis der Branche nach der Beibehaltmig be- 
w'älirter Produktregehi mid der gesetzlichen Rahnienbe- 
dingimgen für die bilanzielle mid steuerliche Behand- 
Imig folgend wird angestrebt, im Bereich der offenen 
Spezial-AIF neben dem allgemeinen offenen inländi- 
schen Spezial-AIF nach den oben genannten Regehi der 
offene inländische Spezial-AIF mit festen Anlagebedin- 
gmigen zu nomiieren. Dieser soll sich an den Spezial- 
fondsregehi des Investmentgesetzes orientieren. Das 
heiße, dass ftu den offenen inländischen Spezial-AIF 
mit festen Aiilagebedingimgen liinsichthch der Vermö- 
gensgegenstände mid Anlagegrenzen grmidsätzhch die 
Regelungen für offene Publikmiisfonds gelten würden. 
Von diesen Regelmigen sollen die offenen inländischen 
Spezial-AIF mit festen Aiilagebedingimgen abw'eichen 
kömien. solange bestinunte Mindestvorscliriften einge- 
halten W'erden. 

Ferner sollen die Regelmigen des Investmentgesetzes 
für Hedgefonds mit dem bereits erw'älmten Unterscliied 
übemonmien w'erden, dass Anteile an Hedgefonds künf- 
tig ausscliheßlich von professionellen mid semiprofessi- 
onellen Anlegern gehalten werden dürfen. Eine Geneh- 
niigmig der Anlagebedingmigeii soll, w'ie auch bei den 
übrigen Spezial-AIF, nicht melir erforderhch sein. 

Im Bereich der geschlossenen Spezial-AIF sollen in Um- 
setzmig der AIFM-Richtlinie besondere Vorscliriften für 
AIF, die die Kontrolle über ein börsennotiertes Unter- 
nelunen erlangen, eingefülirt w'erden. Erlangen AIF die 
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Kontrolle über nicht börsennotierte Unteraehmen. seien 
besondere Infonnationspflicliten gegenüber diesem Un- 
temeluuen imd dessen Arbeitnelunem sowie Maßnah- 
men vorgesehen, welche sich gegen die Zersclilagmig 
eines Ziehmteraelmiens richten. 

8. Vertrieb 

Für den Vertrieb von OGAW sollen die Vertriebsvor- 
scliriften des aufzuhebenden Investmentgesetzes mit 
redaktionellen Anpassimgen übernommen werden. 

Für den Vertrieb von AIF ergeben sich Ändenmgen auf 
Gnmd der AIFM-Richtlinie. Unterschieden werden soll 
für den Vertrieb von AIF nach einem Vertrieb an Privat- 
anleger einerseits imd dem Vertrieb an professionelle und 
semiprofessionelle Anleger andererseits. 

Dies bedeutet: 

Hinsichthch der hiformationspflichten gegenüber dem 
Anleger wüirden zunächst bei allen drei Anlegergruppen 
die in der AIFM-Richtluiie vorgescluiebenen hiforma- 
tionspflichten gelten. Darüber liinaus wairden beim Ver- 
trieb an Privatanleger die Vorscluiften liinsichtlich der 
Verkaufsunterlagen. Hinweis- und Veröffentlichungs- 
pflichten als auch der Rechte der Privatanleger an die 
Vorscliriften ziun Vertrieb von OGAW angepasst. 

Em wesentlicher Unterscliied zw'ischen den Vertriebsre- 
gehi des Investmentgesetzes zu den Regehi der AIFM- 
Richtlinie besteht darin, dass die Richtlinie zwingend em 
Anzeigeverfahren vor Vertriebsbegüm vorsclireibt. Die 
Anzeigeverfaliren unterscheiden sich danach, ob es sich 
mu den Vertrieb von uiländischen AIF, von EU-AIF oder 
von ausländischen AIF handelt. Für die Anzeigeverfah- 
ren beim Vertrieb von AIF an Privatanleger soll als 
Mindeststandard auf die Vorscluiften der AJFM-Richth- 
nie zurückgegriffen werden. Aus Aidegerschutzgesichts- 
pmikten sollen für den Vertrieb an Privatanleger jedoch 
strengere Regehi aufgestellt werden. 

Wesentliches Element beim Vertrieb von AIF an profes- 
sionelle Anleger ist der in der AIFM-Richtlinie vorgese- 
hene EU-Pass, der in einem Mitgliedstaat zugelassene 
Fondsmanager zum EU-weiten Vertrieb von AIF an pro- 
fessionelle Anleger berechtigt. Fiu den Vertrieb von An- 
teilen an AIF im Geltungsbereich dieses Gesetzes soll 
dieser Pass auf den Vertrieb an semiprofessionelle Anle- 
ger ausgedeluit werden. 

Bei den Passregehi ist zu berücksichtigen, dass die 
AIFM-Richtlinie danach miterscheidet. ob es sich um ei- 
nen reinen EU-Bezug handelt oder ob ein Drittstaatenbe- 
zug vorliegt. 

EU-Pass mit reuieni EU-Bezug bedeutet, dass AIF-Kapi- 
talverwaltungsgesellschaften mid EU-AIF- Verwaltungs- 
gesellschaften. die in einem Mitgliedstaat der Euro- 
päischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum zugelassen 
sind, nach den erforderlichen Anzeigeverfaluen uiländi- 
sche AIF oder EU-AIF EU-weit an professionelle Anle- 
ger vertreiben kömien. Das heißt, die Verwaltungsgesell- 
schaften müssen nicht in jedem Mitgliedstaat erneut zu- 
gelassen werden. Die Vorscluiften zum EU-Pass mit 
reinem EU-Bezug würden mit dem hikrafttreten dieses 
Gesetzes wirksam werden. 


Ein Vertrieb mit Drittstaatenbezug liegt vor. weim ent- 
weder eine AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaft oder 
eine EU-AIF-Verw'altungsgesellschaft von ilu verw'al- 
tete ausländische AIF vertreibt oder wemi eine auslän- 
dische AIF-Verw'altungsgesellschaft von ilu verwaltete 
Ulländische AIF, EU-AIF oder ausländische AIF ver- 
treibt. Die AIFM-Richtluüe sieht auch für diese Kons- 
tellationen einen EU-Pass vor. wobei ausländische AIF- 
Verw^altirngsgesellschaften in einem Referenznütglied- 
staat zugelassen sein müssen, der Mitgliedstaat der Eu- 
ropäischen Union oder ein Vertragsstaat des Abkom- 
mens über den Eiuopäischen Wirtschaftsraum ist. 
Gemäß der AIFM-Richtlinie müssen die Vorscluiften 
zimi EU-Pass mit Drittstaatenbezug bereits jetzt imige- 
setzt werden. Diese Vorscluiften gelten aber erst ab dem 
Zeitpiuikt. der in dem von der Eiuopäischen Kommis- 
sion nach Artikel 67 Absatz 6 der AIFM-Richtlinie zu 
erlassenden delegierten Rechtsakt festgelegt wird. 

Bis zu diesem Zeitpiuikt räimit die AIFM-Richtlinie 
den Mitghedstaaten das Recht ein. den Vertrieb von 
AIF mit Drittstaatenbezug an professionelle Anleger im 
hiland nach nationalen Regehi zuzulassen. Die Richtli- 
nie stellt für diese nationale Regehi Mindeststandards 
auf Strengere Regehi smd zulässig. Der Gesetzentwurf 
strebt an. die Mindeststandards der AIFM-Richtlinie zu 
übemelunen imd im gewissen Umfang strengere Re- 
geln aufzustellen, luii Wettbewerbsverzemuigen gegen- 
über europäischen Fondsmanagem luid Fonds zu ver- 
meiden. 

9. EU-Verordniuig über Europäische Risikokapitalfonds 
und EU-Verordnmig über Europäische Fonds ftir sozia- 
les Untemeluiiertimi 

Der Gesetzentwiuf strebt ferner die Regehmg der für 
die Anwendung der Eiuopäischen Verordnimg über Eu- 
ropäische Risikokapitalfonds luid für die Anwendung 
der Europäischen Verordnimg über Eiuopäische Fonds 
für soziales Untenielunertimi erforderlichen Vorschrif- 
ten an. indem im Wesentlichen für Manager von Fonds, 
die imter die De-minimis-Regel der AIFM-Richtlinie 
fallen imd die gleiclizeitig die Anforderungen ftir Ma- 
nager Europäischer Risikokapitalfonds bzw. Europä- 
ischer Fonds für soziales Untemelmiertiun erfüllen, auf 
diese EU-Verordnimgen verwiesen wird. Die EU-Ver- 
ordnimgen gelten lumiittelbar in den Mitgliedstaaten. 

10. Folgeändenmgen in anderen Gesetzen imd Rechtsver- 
ordnimgen 

Durch die Einfiüinmg einer neuen Terminologie im 
Kapitalanlagegesetzbuch würde eine Vielzahl von re- 
daktionellen Folgeändenmgen in anderen Gesetzen und 
Rechtsverordnimgen erforderhch w'erden. die auf den 
hivestmentbereich Bezug neluneii. Diese Folgeände- 
nmgen w'erden diucli diesen Gesetzentwurf angestrebt. 
Ferner soll das Gesetz über Untemelunensbeteiligimgs- 
gesellschaften an die Anfordenmgen der AIFM-Richt- 
liiiie angepasst werden. 

III. OfTentliche Anhörung 

Der Finanzausschuss hat in seiner 129. Sitzimg am 

13. März 2013 eine öffentliche Anhönmg zu dem Gesetzent- 
wurf diuchgefülut. Folgende Einzelsachverständige. Ver- 
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bäiide mid Institutionen hatten Gelegenlieit zur Stellimg- 
nalmie: 

- BDV Bundesverband Deutscher Vemiögensberater e. V., 

- BUS Bimdesverband der Iimnobilien-hivestnient-Sach- 
verständigen e. V./GmbH. 

- Biuidesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 

- Bimdesverband Alternative Investments e. V., 

- Bimdesverband der Deutschen Industrie e. V., 

- Bimdesverband Deutscher Kapitalbeteiligimgsgesell- 
schaften e. V., 

- Bimdesverband Emeuerbare Energie e. V. (BEE), 

- BVI Bimdesverband hivestment und Asset Manage- 
ment e. V., 

- DekaBank Deutsche Girozentrale. Dr. Mattliias Daime, 

- Deutsche Bimdesbank. 

- Die Deutsche Kreditwirtschaft. 

- Dr. Warth & Partner Untemelmiensberatimgsgesell- 
schaft mbH. 

- DSW - Deutsche Schutz\*eremigung fiii- Wertpapierbe- 
sitz e. V., 

- Gesamti'erband der Deutschen Versichenmgswirt- 
schaft e. V. GDV, 

- Liebelt. Dr. Nicola. Tax Justice Network. 

- Markt Intern Verlag GmbH. 

- Mattil. Peter. Rechtsanwälte Mattil & Kollegen. 

- Reiter. Prof. Dr. Julius. 

Kanzlei Baum ■ Reiter & Collegen. 

- Sebastian. Prof. Dr. Steffen. Universität Regensburg. 

- Servatius. Prof. Dr. Wolfgang. Universität Regensburg. 

- TILP Rechtsanwaltsgesellschaft mbH. 

- Union Investment Real Estate GmbH. Dr. Heiko Beck. 

- Verbraucherzentrale Bimdesverband e. V., 

- VGF Verband Gesclilossene Fonds e. V., 

- Zenke. Dr. Ines. Becker Büttner Held - Rechtsanw'älte - 
Wirtschaftsprüfer - Steuerberater. 

- ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss e. V. 

Das Ergebnis der öffentlichen Anliönmg ist in die Aus- 
schussberatmigen eingegangen. Das Protokoll einschließlich 
der eingereichten scliriftlichen Stellimgnalmien ist der Öf- 
fentlichkeit zugänglich. 

IV. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwoirf in seiner 
128. Sitzmig am 24. April 2013 beraten imd empfielilt mit 
den Stinmien der Fraktionen der CDU/CSU imd FDP gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE LINKE, bei Stiimnentlialhmg 
der Fraktionen SPD imd BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN An- 
nalmie in der Fassung der Ändeiungsanträge der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP. 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz hat den Gesetzentwoirf in seiner 92. Sitzung 


am 24. April 2013 beraten mid empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU imd FDP gegen die Stimmen 
der Fraktion DIE LINKE, bei Stinunenthaltimg der Fraktio- 
nen SPD imd BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Aimalmie mit 
Ändenmgen. 

V Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im feder- 
führenden Ausschuss 

Der Finanzausschuss hat in seiner 125. Sitzmig am 20. Fe- 
bniar2013 vorbehaltlich der Übeiw'eisimg des Gesetzent- 
woirfs dmch das Plenmn des Deutschen Bimdestages zur fe- 
derfülirenden Beraümg im Finanzausschuss beschlossen, 
liierzu am 13. März 2013 eine öffenthche Anhönmg dmch- 
zufUliren (siehe lüerzu Absclmitt IE). Die erste Beraümg des 
Gesetzentwurfs im Finanzausschuss fand in der 126. Sitzung 
des Ausschusses am 27. Febniar 2013 statt. Nach der Anliö- 
nmg hat er die Beraümg des Gesetzentwurfs in seiner 
131. Sitzmig am 20. März 2013 mid in seiner 136. Sitzung 
am 17. April 2013 fortgesetzt. Abgesclilossen wmde die Be- 
ratmig in der 139. Sitzmig des Finanzausschusses am 
24. April 2013. 

Der Finanzausschuss empfiehlt mit den Stinmien der Frak- 
tionen der CDU/CSÜ mid FDP gegen die Stimmen der Frak- 
tion DIE LINKE, bei Stinmienthaltimg der Fraktionen SPD 
mid BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Aimalmie des Gesetzent- 
woirfs einscliließlich der angenommenen Ändenmgsanträge 
(siehe miten). 

Die Koalitiousfraktionen der CDL7CSU und FDP hoben 
die enoime Komplexität des vorliegenden Gesetzgebmigs- 
verfaluens hervor. Mitimter seien die EU-rechtlichen Vorga- 
ben. beispielsweise zm Definition eines Alternativen Invest- 
ment-Fonds (AlF), noch nicht an allen Stellen klar und es 
liege keine Praxiserfahnmg für die Regulienmg von AlF vor. 
auf die sich die Gesetzgebimg stützen köimte. Dies mache 
das Gesetzgebimgsverfahren sehr schwierig. Auch für den 
w'eiteren Verlauf der Umsetzimg des Gesetzes in der Praxis 
sei zu erw'arten. dass weiterliin viele offene Fragen zu klären 
sein würden. Zudem köime davon ausgegangen w'erden. dass 
gesetzgeberischer Nachbessenmgsbedarf entstehen werde, 
sobald praktische Erfalinmgen mit der Reguhenmg alterna- 
tiver Investmentfonds vorlägen. 

Berichtsbitte an die Bmidesregienmg 

Die Koalitionsfiraktionen der CDU/CSU mid FDP betonten. 
Ziel des Gesetzgebimgsverfaluens sei es. alternative Invest- 
ment-Veliikel. insbesondere geschlossene Fonds, aus dem 
grauen Kapitahnarkt herauszuliolen imd zu reguheren. Dies 
dürfe jedoch nicht dazu füluen. dass operativ tätige Unter- 
nelimeu mit zusätzlicher Bürokratie belastet würden. Die 
Koalitionsfi'aktionen der CDU/CSU mid FDP appellierten 
daher an die BaFin. das Gesetz in diesem Simie auszulegen. 

Dem folgend kam der Ausschuss überein, das Bundesminis- 
terimn der Finanzen zu bitten, dem Finanzausschuss des 
Deutschen Bmidestages zu Ende des Jalires 2013 miaufge- 
fordert einen Bericht über Entwicklmigen in der zw'eiten 
Hälfte des Jalires 2013 bezüglich der Umsetzmig des vorhe- 
genden Gesetzes vorzulegen. 

Inlialtlich betonten die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU 
mid FDP, dass mit dem vorliegenden Gesetz gnmdsätzlich 
eine gute mid angemessene Umsetzung einer europäischen 
Richtlinie vorliege. Sicherlich sei die vorliegende Saclilage 
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bei der Definition eines alternativen Investnientfonds noch 
siiboptimal. Der Altemath'\'orsclilag. diese Definition ini 
vorliegenden Gesetz vorzimelmien. wäi'e jedoch europa- 
rechtswidrig. da dies in der Richtlinie klar vorgegeben sei. 
Dem nationalen Gesetzgeber konnne liier kein Gestaltimgs- 
spiehaum zu. Nmi trage die BaFin eine hohe Verantw'ortimg. 
imi zu vermeiden, dass operativ tätige Untemelmien als 
Fonds eingestuft imd mit verscliiedeneii bürokiatischen Be- 
lasUmgen. die dort nicht zielftüu end seien, konfiontiert wer- 
den würden. Von zentraler Bedeutimg sei aber niui. zunächst 
praktische Erfalinmgen zu sanunehi imd diese dami zu eva- 
luieren. statt den Gesetzgebimgsprozess auf einopäischer 
oder nationaler Ebene w'eiter zu verzögern. 

Bezüglich des Anwendimgsbereichs des Kapitalanlagege- 
setzbuclis betonten die Koalitionsffaktionen der CDU/CSU 
imd FDP, zur Vermeidiuig von Umgehimgen habe die AIFM- 
Richtlinie bei der Definition des Fondsbegrififs einen mate- 
riellen Ansatz gewälilt. sodass auch der Aiwendmigsbereich 
des Kapitalanlagegesetzbuchs sein weit gefasst werden 
müsse. Die BaFin werde deshalb in vielen Einzelfallen zu 
entscheiden haben, ob ein Untemelmien ein hivestmentver- 
niögen sei imd deshalb das hivestmentvemiögen sowie seine 
Verw'alter miter die Aufsicht nach dem Kapitalanlagegesetz- 
buch fallen wüirden. Dies werde in der Praxis die zentrale 
Eiitscheidmig darstellen. Bei der Auslegung, ob es sich um 
ein hivestmenh'ennögen oder ein operativ tätiges Untemeh- 
nien außerlialb des Finanzsektors handele, würden jedoch 
die Leitlinien der Europäischen Wertpapier- imd Marktauf- 
sichtsbehörde (ESMA) zu Gnmde gelegt werden, die bisher 
nur im Entwurf vorlägen. Das mache das Gesetzgebimgsver- 
faliren noch komplexer mid habe es extrem erschwert, ofiene 
Fragen zu klären, beispielsweise die Frage nach der operati- 
ven Tätigkeit im Bereich der regenerativen Energien, hi die- 
sem Entwurf heiße es. dass ein „Organismus für gemeinsame 
Anlagen“ imter anderem daim vorläge, wemi 

1 . er kein nomiales Untemelunen sei, 

2 . er von den Anlegern eingesanmieltes Kapital zusammen- 
fasse. um es mit dem Ziel zu investieren, für diese Anle- 
ger einen gemeinsamen Ertrag aus diesem Investment zu 
generieren und 

3. die Anteilsinliaber des Untemelmiens als Gemeinschaft 
keine täghche Entscheidimgsbefugnis imd Kontrolle hät- 
ten. 

Die Koahtionsfraktionen der CDU/CSU und FDP unterstri- 
chen ausdrücklich, sie seien der Ansicht, dass danach Unter- 
nelmien. die z. B. Biogas-, Solar- oder Windkraffanlagen im 
Ralmien eines laufenden Geschäftsbetriebs selbst betreiben 
imd bei denen keine Auslagerung des Kenigeschäfts erfol- 
gen würde, als operativ tätige Untemelunen anzusehen seien. 
Die Vergabe einzehier Dienstleistmigsaufträge im Ralmien 
des laufenden Geschäftsbetriebs müsse imschädlich sein. 

Nach den in § 1 Absatz 1 Satz 1 KAGB genaimten Merkma- 
len sei auch zu prüfen, ob die eingesanmielten Anlegergelder 
nach einer festen Anlagestrategie investiert wüi'den. Bezüg- 
lich der z. B. seitens Kirchen aufgew'orfenen Fragen, inw'ie- 
w'eit sie damit imter den Begriff des hivestitionsvemiögens 
imd den Anwendmigsbereich des KAGB fallen würden, 
machten die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU imd FDP 
deuthch. dass sie die BaFin ausdrücklich auffordem würden, 
das Gesetz in deren Siime auszulegen. 


Zudem sei ein Untemelmien nicht vom Anw^endimgsbereich 
des KAGB erfasst, weim es ganz überwiegend eine Unter- 
nelmiensstrategie verfolge. Hier koiimie der Unterscheidmig 
zwischen Untemelmiensstrategie imd Anlagestrategie Be- 
deutimg zu: Die Auslegimg des Merkmals Anlagestrategie 
habe selbstverständlich entlang der von ESMA zu erstellen- 
den Leitlinien zu erfolgen, hi diesem Ralmien sei aber darauf 
zu achten, dass das Merkmal einerseits nicht zu weit ausge- 
legt werde imd somit Untemelmien erfasse, auf die der An- 
w'endimgsbereich der AIFM-Richtlinie nicht abziele, jedoch 
andererseits nicht so eng ausgelegt w'erde, dass eine Umge- 
hungsstrategie entstehe, indem sogenannte Blind Pools auf 
Grund ilirer w'eiten Besclueibimg der Anlagestrategie vom 
Anwendmigsbereich des Kapitalanlagegesetzbuchs ausge- 
sclilossen würden. 

Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU imd FDP wäirden 
ferner davon ausgehen, dass im Ralmien des derzeit zm Dis- 
kussion gestellten Entwurfs eines BaFin-Sclireibens vom 
12. April 2013 zm Auslegmig des Begriffs .Alternativer 
hivestmentfonds“ fifr miterscliiedhche Untemelmimigen 
Lösmigen gefimden w'erden würden, die auch für bisher 
mellt berücksichtigte Fallkonstellationeii im Ralmien der 
europarechtlichen Vorgaben Rechtssicherheit böten. 

Außerdem erläuterten die Koalitionsfraktionen der CDU/ 
CSU imd FDP zur Frage der Konzemausualuue. der Gesetz- 
entwnrf bestimme in § 2 Absatz 3 KAGB im Einklang mit 
der AIFM-Richtlinie. dass das Kapitalanlagegesetzbuch 
mcht für die Verw^alter von AIF gelte, deren einzige Anleger 
bestinmite Untemelmien aus dem Konzern seien. Diese 
Voraussetzmig sei allerdings daim nicht erfüllt, w'enn die An- 
lagebedingimgen des AIF ausdrücklich besthmuen würden, 
dass Anleger auch konzemfremde Gesellschaften sein köim- 
ten. Daim sei — entsprechend der bisherigen Handhabung 
dieser Frage - der Anwendmigsbereich des KAGB eröfi&iet. 

Zudem imterstrichen die Koahtionsfraktionen der CDU/CSU 
mid FDP zu dem in § 261 Absatz 1 Nimuner 3 KAGB gere- 
gelten Tliemeiikomplex „Vennögensgegenstände geschlosse- 
ner Publikunis-AIF“, dass gesclilossene Pubhkimis-AIF ge- 
mäß dem Gesetzentwmf der Bimdesregienmg imter anderem 
in Anteile oder Aktien an Gesellscliaften investieren köimten. 
die nach dem Gesellschaftsvertrag oder der Satzimg Sach- 
werte erwerben dürfen. Es werde klargestellt, dass nach Siim 
mid Zweck dieser Regelimg von dem Begriff „Gesellschaff“ 
im Hinblick auf ausländische Rechtsfomien auch Treuliand- 
vemiögen. das heißt sogenaimte Trusts, erfasst würden. 

Ferner verw'iesen die Koahtionsfraktionen der CDU/CSU 
mid FDP darauf, der Gesetzentwmf sehe vor, dass in Zukmift 
keine Altersvorsorge-Sonden ennögen mein aufgelegt wm- 
den köimten. da in der Praxis kein besonderes Bedürfriis für 
diese Produkte bestanden habe. Die Übergangsvorschrift des 
§ 347 KAGB sehe jedoch vor. dass bereits existierende Al- 
tersvorsorge-Sondenermögen m iluer bisherigen Fonu 
erhalten bleiben dürften. Die Koahtionsfraktionen machten 
deuthch. dass der Gesetzgeber — falls man diesen Bereich 
der betrieblichen Altersvorsorge noch eiimial angehen 
wolle — emen Weg finden müsse, wie em entsprechendes 
Veliikel geschaffen w'erden köime. das richthnienkonfomi 
gestaltet sei. Die Koahtionsfraktionen wären, w'eim liierfür 
Bedarf entstehe, dazu gnmdsätzhch bereit. 

Huisichtlich der Reguhenmg offener Inmiobilienfonds habe 
die Erfalirmig der Finanzkrise sein deuthch gezeigt, dass die 
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Freibeträge des Aiilegerschutz- imd Fmiktionsverbesse- 
nmgsgesetzes (AiisFuG) so uicht richtig gewesen seien. Da- 
her gehe kein Weg daran vorbei, eme Fristenkonginenz zwi- 
schen der Aktiv- luid Passivseite offener Inunobihenfonds 
herziistellen. Langfristig müsse eine Situation angestrebt 
w'erden. die keuie Mögliclikeit eröffne, im Ralunen eines 
Freibetrag jederzeit olme Mindesthalte- mid Kündigungsfrist 
Anteile an Immobilien-Sondeiveiinögen zurückzugeben mid 
dadurch Geld zu entnelmien. Der Ansatz der Branche, Frei- 
beträge weiterliin vorzusehen, sei verständlich. Letztlich 
müsse sich der Gesetzgeber jedoch zwischen dem Schutz der 
Altanleger oder dem Schutz der alten Fonds entscheiden. 
Hätte man den Schutz der alten Fonds in den Vordergnmd 
gestellt, w'äre eine Regulienmg offener Inunobilienfonds 
Zimt jetzigen Zeitpunkt nicht geglückt. 

Mit der nun gefimdenen Lösung sei jedoch eine gute Regelimg 
gefunden worden. Gegenüber dem ursprünglichen Referenten- 
entwurf des Bundesministeriums der Finanzen sei erreicht 
worden, dass statt der ursprünglich vorgesehenen Abschaffimg 
der offenen Inunobilienfonds in dieser Fonn mm das gute 
Produkt der offenen Inunobilienfonds w'eiter bestehen köiuie 
imd dass man bei den geplanten Einscluänkiuigen bezüglich 
der Rücknalune mid Ausgabe der Fondsanteile der Branche, 
deren Argumente überzeugt hätten, entgegen gekonmien sei. 
Bezüglich der Frage des Bestandsschutzes für Altfonds habe 
das Bimdesmuüsteriiun der Finanzen jedoch selu klar eine 
ableluiende Haltimg vertreten. Dem seien die Koalitions- 
fr'aktionen der CDU/CSU luid FDP letztlich gefolgt. 

Dabei hätten die Koalitionsfr'aktionen aber stets darauf ge- 
dnmgen. dieses Anlagevelükel zu erhalten, frn Referenten- 
entwairf des Bimdesnünisterimns der Füianzen sei es im 
Prinzip nicht melu vorgesehen gewesen. Nun w'erde es aber 
nach wie vor auch ftir Kleinanleger möghch sein, in himio- 
bilienvemiögen zu investieren. Allerdings w'erde das Pro- 
dukt dahingehend wieder sicher gemacht, als es w'ieder nälier 
zurück an die Natur seines Anlagegegenstandes, die Inmio- 
bilie. und w'eiter weg vom Tagesgeldkonto, als das es mitmi- 
ter verkauft w'orden sei. gefülirt wxrde. Hier sei auch der 
Felder zu suchen, der zu den Problemen im Bereich der offe- 
nen hnmobilienfonds gefülirt habe. Diesem Verhalten sei ge- 
schuldet. dass man nmi liier keine w'irkhch gute, sondern le- 
diglich eine suboptimale Lösung habe finden köiuien. In 
diesem Ralunen hätten sich die Koalitions fraktionell mm für 
eine Lösung entschieden, von der sie glauben würde, dass sie 
am wenigsten Probleme verursache. Absclüießend könne 
das aber aus heutiger Sicht nicht beurteilt w'erden. Gegebe- 
nenfalls müsse an dieser Stelle zu euiein späteren Zeitpimkt 
noch eiiunal im Lichte der gew'omienen Erfahnuigen nach- 
gesteuert werden. 

Die Fraktion der SPD betonte, mit dem vorliegenden Ge- 
setz W'erde uisbesondere die Regulieimig des sogenannten 
grauen Kapitahiiaikts einen Scliritt üi die richtige Richtung 
fortentwickelt. allerduigs müsse zm Keiuitnis genonmien 
w'erden. dass die Umsetzmig der emopäischen Vorgaben 
per se emen Scliritt nach vome darstelle. Die Koalitionsfrak- 
tionen der CDU/CSU mid FDP sow'ie die Bimdesregieimig 
seien deutlich lünter den Mögliclikeiten zurückgeblieben, 
die sich geboten hätten, den giauen Kapitalmarkt einer wir- 
kmigsvollen Regulienmg zu miterw'erfen. 

Deuthch werde dies zimi ersten bei den grmidsätzlichen Fra- 
gen des Kapitalanlagegesetzbuchs. Sicherlich greife es nicht 


nm' grmidsätzlich zu kmz. die europäische Ebene füi' die 
fehlende Klarheit verantwortlich zu machen, da das Ver- 
handlmigsergebnis auf europäischer Ebene m der Eigen- 
verantw'ortmig der Bimdesregienmg hege, demi es sei mit 
Billigmig Deutschlands erreicht worden. Vielnielu sei es 
auch nicht liiiueichend. offene Flanken des Gesetzes über die 
BaFin schließen zu lassen. Gelmigen seien ledighch die 
Definitionen zu „operativer Tätigkeit“ mid zur Anw'endung 
des Genossenschaffsrechts. Es sei aber auch erforderlich, die 
daiüber liinaus gellenden Aspekte imierhalb des Gesetzge- 
bmigsverfalirens zu definieren. Mit der an das Bimdesminis- 
terimii der Finanzen fonmilierten Berichtsbitte (siehe oben) 
habe mm zwar das Parlament die Mögliclikeit. sich mit der 
praktischen Anw'endmig dieser Aspekte noch eimnal Ende 
des Jahres 2013 bzw. Anfang des Jahres 2014 zu befassen. 
Zielfülirender w'äre aber gew'esen. diese Fragen bereits vor 
Abscliluss des Gesetzgebimgsverfahrens so w'eit voranzu- 
treiben. dass sie nicht erst im Zeitramn zwischen dem Ab- 
scliluss des Gesetzgebimgsverfalirens imd dem hikrafftreten 
des Gesetzes am 22. Juli 2013 geregelt werden. 

Zimi zw'eiten w'erde im Bereich der für Anleger dmchaus 
hocliriskanten geschlossenen Fonds mid insb. der gesclilos- 
senen Publikmiis-Fonds deutlich, w'ie sehr die Koalitions- 
fraktioneii der CDU/CSU mid FDP sow'ie die Bmidesregie- 
rmig mcht alle Möghclikeiten genutzt hätten, die sich ilir zur 
Regulieimig dieses Bereichs geboten hätten. Die angestreb- 
ten Regelungen w'ürden nicht w'eit genug reichen. Darauf 
W'orden sich verschiedene Ändermigsanträge. die die Frak- 
tion der SPD eingebracht habe (siehe imten) beziehen. Ein 
von der Fraktion der SPD verantw'ortetes Gesetz hätte ui die- 
sem Bereich anders ausgesehen. 

Zum dritten w'erde dies im Bereich der offenen huniobihen- 
fonds deutlich. Der Fraktion der SPD sei seit jeher klar, dass 
einzelne Anleger bei einem Freibetrag von 30 000 Emo imd 
einem dmchsclmittlichen Investitionsbetrag pro Anleger von 
12 000 bis 15 000 Euro ilu' gesamtes Engagement in einem 
offenen hnmobilienfonds spontan abziehen imd damit 
enorme Instabihtäten heivomifen kömiten. Dass dies den 
Koahtionsfraktioneii der CDU/CSU imd FDP eine neue 
Erkenntnis sei. überrasche. Hätten die Koalitionsfraktioiien 
dies klarer dmchschaut. wäre es möglich gew'esen. gemein- 
sam eine tragfaliige Lösimg zu finden. Der Vorschlag der 
Fraktion der SPD, einen Freibetrag von 5 000 Emo pro Halb- 
jahr einzmämnen. wür de hingegen eine in der Sache gut ver- 
tretbare Regelung darstellen. Damit bezöge sich die Fraktion 
der SPD auf einen Vorsclilag der Verbraucherzentrale Bmi- 
desverband. Das Vorgehen der Koahtionsfraktionen mache 
jedoch leider auch liier w'ieder deutlicli. dass die Möglichkei- 
ten zm Stärkmig der Anleger nicht voll ausgenutzt w'ürden. 

Die Fraktion DIE LINKE, betonte, sie begrüße natürhch. 
dass man mit der AIFM-Richtluiie mid ilirer Umsetzung 
— w'enn auch spät — em Element hefere. dem Beschluss der 
G20 aus dem Jahr 2009 naclizukonmien. weder Finanz- 
märkte noch deren Akteure oder histnimente olme Aufsicht 
zu belassen. Einlieitliche Regehmgen für Fonds w'ürden dem 
Bestreben entsprechen, diese aus ilirem Schattendasein her- 
auszulösen. Dies W'erde genauso begrüßt w'ie die Schaffung 
eines in sich gesclilossenes Regelw'erk für hivestmentfonds 
mid ilire Manager. 

Allerdings sei kiitisch zu bewerten, dass durch die Schaffmig 
eines EU-w'eit einlieitlichen Rechtsralunens zw'ar deren Ma- 
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iiager. nicht jedoch die Fonds selbst registriert und beauf- 
sichtigt ^^ürdeii. Viele würden niit einem hohen Anteil an 
Fremdkapital arbeiten, seien m Steueroasen registriert mid 
würden ein hohes Stabihtätsrisiko darstellen, hisofeiii werde 
sow'olil mit der Richtlinie als auch mit dem Umsetzmigsge- 
setz ein inmienser Regulienmgsauri\'and betrieben, obwolil 
viele dieser Foiidkonstruktionen jeglichen volksw'irtschafth- 
chen Nutzens entbeliren würden. Hier stelle sich die Frage 
des politischen Willens des Gesetzgebers. Diese Fonds w'ür- 
den in erster Linie der Erziehmg von Maximalprofiten von 
professionellen Anlegern luid vennögenden Einzelnen, nicht 
aber der Volkswirtschaft an sich dienen, sondern viehnelir 
Instabihtäten erzeitgen. 

Bezüglich der Regehmgen des extrem mnfangreicheri Ge- 
setzentwirrfs im Einzehien w'erde begrüßt, dass kmnerliin 
eine Registrierung von Fondsverwaltem erfolge. Dies sei 
allerdings nicht ausreichend, mn einen w'irksarnen Anleger- 
schutz zu erreichen. Zudem sei im Vergleich zimi Refe- 
rentenentwurf des Bmidesministeriimis der Finanzen im vor- 
liegenden Gesetzentwurf der Bimdesregienmg eine völlig 
lumötige Aufweichmig beim Fremdkapitaleinsatz dmchge- 
setzt wurden. Die mögliche Hebehmg von alternativen 
hivestmentfonds bis zu 100 Mio. Euro sei nim von den 
msprünglich vorgesehenen 30 Prozent auf 60 Prozent des 
Fondvohmiens erhöht wurden. Offensichtlich sei man liier 
doch dem Branchendnick erlegen. Solch hohe Kredithebel 
wdirden Millionen Verbindliclikeiten verursachen mid kömi- 
ten die Finanzmärkte mmötig aufblälien. Dies wurde von der 
Fraktion DIE LEMKE, abgeleimt. 

Außerdem halte die Fraktion DIE LINKE, die De-mininiis- 
Regehmgen in § 2 KAGB, wonach nur gewisse Vorscliriften 
des Gesetzes gelten, wenn die verwalteten Vemiögensgegen- 
stände insgesamt den Wert von 100 Mio. Euro nicht 
übersclireiten. für völhg überflüssig. Zudem müsse aus den 
Erfalmmgen mit den massiven Problemen mit Falschbera- 
timg insbesondere bei gescldossenen Fonds die Lelire gezo- 
gen werden, dass nicht wuitere Anlegerklassen mit semi- 
professionellen Anlegern etc. geschaffen wurden, sondern 
gesclilossene Fonds - wumi sie demi überhaupt zugelassen 
wurden sollen - konsequent professionellen Anlegern Vor- 
behalten bleiben sollten. Die Fraktion DIE LEMKE, sei dalier 
-im Einklang mit Verbraucherschützem — skeptisch, ob 
gesclilossene Fonds überhaupt eine geeignete Anlageform 
für den Privatanleger seien imd ob sie aktiv vertrieben wur- 
den sollten. Hier müsse dringend nachgebessert wurden. Um 
eine w’irklich gute mid imabhängige Fuianzberaüuig zu stär- 
ken. müsse bei der Vemiittlmig von Finanzprodukten ein 
Provisionsverbot eingeftilirt werden. Die Beratimg müsse 
auf Honorarbasis umgestellt wurden. 

hisgesamt wurde das Ziel des Gesetzes, die Regulierung des 
Finanzmarkts voranzutreiben, miterstützt. allerdings wüi'den 
die Regelmigen bei wuiteni nicht wuit genug greifen und 
seien mitmiter zusätzlich im Ralmien der Beratungen weiter 
aufgeweicht worden. Daher wurde der Gesetzentwiirf abge- 
lelmt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begrüßte gnmd- 
sätzlich. dass durch das Kapitalanlagesetzbuch (KAGB), das 
mit dem AJFM-Umsetzimgsgesetz euigefiiilirt wird, ein ein- 
heitlicher Rechtsralmien für hivestmentfonds imd deren Ma- 
nager bzw. Verwalter geschaffen wurde. Dass dies trotz des 
enomien Umfangs im Ralmien dieser Zeitplanimg möglich 


gewusen sei. verdiene Respekt. Deimoch wüirden em paar 
Dinge nicht zufiiedenstellend geregelt. 

hn Einzehien würden die rechtlichen Ralmienbedingmigen 
für hivestitionen in den Eneigiemarkt begrüßt. Ofiene Ini- 
niobilienfonds der Sparkassen hätten em Vohmien von rund 
20 Mrd. Emo. Die hivestitionen in Windenergie würden 
diese Simmie deutlich übersteigen. Das mache die Bedeu- 
tmig der rechtlichen Ralmienbedingmigen für hivestitionen 
in den Energieniai'kt deutlich imd miterstreiche die Notwen- 
digkeit. diese Bedingimgen genau zu diskutieren. Eine wuit- 
reichende Bürgerbeteiligimg sei zm Aufrechterhaltimg die- 
ses hivestitionsniveaus von großer Bedeutimg. hivestitionen 
in den Energieniarkt hätten eine Zwitterstelhmg zwischen 
Anlagefonds imd operativer Tätigkeit, histitutionelle hives- 
toren sälien liier mitmiter eine hivestitionsmögliclikeit als 
reine Anlagestrategie mit gesicherter Rendite. Dies müsse 
folgerichtig dem KAGB unterworfen wurden. Der regionale 
Zusanmienscliluss zu Bürgerenergieprojekten wäirde da- 
dmuli liingegen nur mit Bmokratie mmiöglich gemacht 
wurden. Das dürfe nicht zugelassen wurden. Dalier sei eine 
Unterscheidmig zwischen Konmianditgesellschaften mid 
Genossenschaften in der Debatte selir wichtig. Die Unter- 
scheidmig zw'ischen Genossenschaften imd anderen Rechts- 
fomien sei darüber lünaus sachgerecht, da Genossenschaften 
auf Grmid ilires einzigailigen Aufbaus vielen hiteressenkon- 
flikten Vorbeugen wäirden. Viele Genossenschaften w^den 
zw'ar mitmiter zm Risikodiversifizienmg oder zm Beteili- 
gmig von Stadtwurken auch nicht direkt, sondern über eine 
darüber gelagerte rechtliche Ebene w'ie eine weitere Genos- 
senschaft oder in der Regel eine KonmianditgeseUschaft in- 
vestieren. Dalier habe man den nmi vorhegenden Vorsclilag 
intensiv geprüft, sei aber zu dem Scliluss gekommen, dass 
mit den jetzt geflmdenen Fonnuliermigen diese sogenaimten 
zwuistufigen Konstruktionen auch möglich seien. Die Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stimme daher der für die- 
sen Bereich geflmdenen Regehmg zu. 

Ebenso begrüßt werde die Streichimg des Freibetrags von 
30 000 Emo für offene Inunobilien-Sondenurmögen. Die 
Forderung des Ändenmgsantrags der Fraktion der SPD, ei- 
nen Betrag von 5 000 Emo jederzeit olme Mindesthalte- und 
Kündigmigsfiist entiielunen zu kömien. wurde liingegen ab- 
gelehnt. Durch die Streichimg wurde dem Anleger wieder 
deutlich gemacht, worein er investiere. Die bisher geltenden 
Freibeträge signalisierten eine scheinbar vorhandene Liqui- 
dität. die im Ernstfall aber nicht garantiert wurden kömie. 
Insofern senke eine Süeichimg der Freibeträge die Risiken 
eines Anlegerrmis bei offenen himiobihenfonds. Typischer- 
wuise sei auch bei den Energiegenossenschaften ein wichti- 
ges Thema, wie verfügbar Genossenschaftsanteile seien. 
Auch hier wurde klar gemacht, dass die investierte Summe 
lücht wieder kmzfiistig verfügbar gemacht wurden könne. 
Dort eingezogene Grenzen würden sogar mit mitmiter drei- 
jährigen Fristen oder einer Bemessmig am Eigenkapital oft 
wuit über die nmi für hmnobilien-Sondeivumiögen geftm- 
dene Lösmig einer einjälirigen Kündigmigsfiist lünaus ge- 
hen. Es wurde begrüßt, dass dem Anleger dadurch wieder be- 
waisst gemacht wurde, dass er zwar auch kleine Beträge in 
eine Inunobihe mvestieren. diese aber mcht kmzfiistig wie- 
der zimi Nominalbetrag zmückgeben kömie. 

Kritisiert wurde liingegen die De-nüiümis-Grenze von 
100 Mio. Emo. Erfahrene Rechtsanw'älte im Anlegerschutz 
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sprächen davon, dass rund 90 Prozent der geschlossenen 
Fonds, gegen die sie prozessieren, imter diese Ausnalmie fal- 
len wdirden. Daher bestehe die Grefalu; dass eui relevanter 
Teil der Anbieter auf dem Grauen Kapitalmarkt insbeson- 
dere den Erlaubnis vorsclu'iften entzogen wliide. Es wäre 
aber sehr wichtig, gerade diesen Bereich zu regulieren. Da- 
her w'erde der Ändenmgsantrag der Fraktion der SPD, die 
De-minimis-Regel auf 20 Mio. Euro zu senken, begrüßt. 
Andernfalls würde weiterliin ein selir großer luiregulierter 
Fondsmarkt fortbestehen. 

Ebenso als nicht sachgerecht kritisiert w'erde die Schwelle 
von 20 000 Euro als Erfordernis der Mindestanlage in Fonds 
mit nirr bis zu drei Anlageobjekten. Es sei nicht gewälirleitet. 
dass ein Anleger, der melir als 20 000 Euro in einen solchen 
Fonds investiere, die durch die geringe oder gai' felilende Ri- 
sikodiversifizierung entstehende Gefaln besser abschätzen 
kömie. Vielmelir sei zu befurchten, dass Privatanlegem aus 
nicht risikoadäquaten Gründen zu solchen Fonds geraten 
werden kömie. olme dass dafiir ein entsprechendes Risikobe- 
misstsem vorhanden sei. 

Zusammenfassend kömie festgestellt w'erden. dass das Kapi- 
talanlagegesetzbuch richtig und wichtig sei. Grundsätzlich 
werde es begrüßt. Aber die Regulienuigsdichte im Bereich 
von 20 bis 100 Mio. Euro Fondsvolmnen sei. insbesondere 
was Erlaubnisvorscliriften angehe, nicht groß genug. Dalier 
leime die Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN den Ge- 
setzentttvirf zw'ar nicht ab, kömie ilmi aber auch nicht ilire 
Zustiumimig erteilen. 

Beratiuig einzehier. von den Fraktionen im Füianzausschuss 
vorgelegten Ändenmgsanträge 

Zu ilireni zur De-minimis-Regel vorgelegten Ändenmgs- 
antrag miterstrich die Fraktion der SPD, dass die Grenze von 
100 Mio. Euro, bis zu der lediglich eine Minimahegulierung 
greife, zu hoch sei. Auch ftir eine sachgerechte Lösimg des 
Problems im Energiebereich sei eine so hohe Grenze nicht 
notwendig. Daher beantrage die Fraktion der SPD. diese 
Grenze auf 20 Mio. Euro abzusenken, um den Schutz für die. 
die in gesclilossene Publikimis-AIF mit einem Investitions- 
volmnen zwischen 20 imd 100 Mio. Euro investieren, zu er- 
höhen (vgl. liierzu den im Folgenden imter „Vom Ausschuss 
melirheithch abgelelmte Ändenmgsanträge“ zitierten Ände- 
nmgsantrag der Fraktion der SPD mit der Nunmier 1). 

Zudem verwies die Fraktion der SPD aber auf den Ände- 
nmgsantrag der Koalitionsfraktionen der CDÜ/CSÜ imd 
FDP, der anstrebe, die Schw'elleiwertregehmg der Eü- 
Richtlüiie auf bestinmite geschlossene Publikuuis-AJF zu er- 
strecken. wemi diese bestimmte Voraussetzmigen erfüllen 
würden, die eine Aiwendimg der Schwellenw'ertregelung 
rechtfertigten (siehe unten. Ändenmgsantrag der Koalitions- 
fraktionen der CDÜ/CSÜ mid FDP auf Umdruck Nimi- 
uier 8). Damit würden Bürgerenergieprojekte, die häufig im 
Ralmien von Genossenschaftsregehi betrieben würden, er- 
möglicht. Das sei ein richtiger Weg zur Lösung imd finde die 
Zustinmimig der Fraktion der SPD. 

Zur Bew'ertimg von himiobilien-Sondeiveniiögen mid ge- 
sclilossenen Publikimis-AIF betonte die Fraktion der SPD, 
dass es für sie von entscheidender Bedeutimg sei. w'eiterliin 
eine selir strenge Regehmg zu nomiieren. imi den daraus in 
der Vergangenlieit erw'achsenen Problemen zu begegnen. 
Hierzu sei bereits eine selir ausfülirliche Debatte geftüirt 


wwden. auf die die Koalitionsfraktionen der CDÜ/CSÜ und 
FDP mit ilireni Änderungsantrag zu den Regelmigen zu 
Bew^erteni von Inmiobilieii-Sondeivemiögen imd gesclilos- 
senen Publikunis-AIF reagiert hätten (vgl. hierzu den im Fol- 
genden imter „Vom Ausschuss melirheitlich angenoumiene 
Änderungsanträge“ zitierten Ändenmgsantrag der Koali- 
tionsfraktionen der CDU/CSU imd FDP mit der Nimi- 
nier 18). Die Fraktion der SPD liabe aber den Scliluss gezo- 
gen. dass die bisher im hivestmentgesetz nonnierte Regehmg 
der externen Bewertmig durch Sachverständigenausschüsse 
in das Kapitalanlagegesetzbuch übenionmien werden luid 
für alle Fonds Aiwendimg finden solle. Die Fraktion der 
SPD beantragte daher die Nomiienmg einer entsprechenden 
Regehmg (siehe imten. Ändenmgsantrag der Fraktion der 
SPD mit der Nimmier 2). 

Zu diesem Ändenmgsantrag der Koalitionsfraktionen der 
CDÜ/CSÜ imd FDP bezüglich der Regelungen zu den Be- 
w'ertem von himiobihen-Sondervennögen imd geschlos- 
senen Pubhkmns-AIF (siehe imten. Ändenmgsantrag der 
Koalitionsfraktionen der CDÜ/CSÜ imd FDP mit der Num- 
mer 18) erläuterte die Bimdesregienmg. Ziel der mm gefrm- 
denen Regelmig sei es. einen eiidieitlichen Standard bei der 
Bew’ertimg von Veniiögensgegenständen von offenen Inmio- 
bihenfonds zu schaffen, da die Werteraiitthmg eines Vemiö- 
gensgegenstandes vor Erw^erb für die w'eitere Entwicklung 
des Sonden ermögens mindestens ebenso w'esentlich sei wie 
die Folgebew'ertimgen. Die Wertermittlung euies Vemiö- 
gensgegenstandes vor Erw'erb habe bisher nicht zentral im 
Fokus der gesetzhchen Regehmg gestanden. Dies sei jedoch 
von großer Bedeutimg. imi überteuerte Ankäufe insb. bei den 
bisher nicht regulierten geschlossenen Fonds zu vermeiden. 
Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU imd FDP würden 
iimi anstreben, dass die Bew'ertimg von Venuögensgegen- 
stäuden ab einer Größe von 50 Mio. Euro zur Bew'ertung der 
Angeuiessenlieit des Ankaufspreises von mindestens zwei 
externen Bew'ertem vorzimelunen seien. Geschlossene 
Fonds müssten zudem gemäß der Eü-Richtlinie ein mal pro 
Jalir in Fonn einer Folgebew'ertimg neu bewertet werden, 
w'obei allerdings das Walilrecht zwischen einem internen 
mid externen Bew'erter erhalten bleibe. 

Bei offenen Fonds, insb. offenen hmiiobihenfonds. sei auch 
bisher schon eine Ankaufsbewertimg vorgesehen gewesen, 
allerdings nur durch einen externen Bew'erter. Dies werde 
nmi auf zw’ei externe Bew'erter ausgew'eitet. Außerdem 
koumie hier, anders als bei gesclilossenen Fonds, deren 
Kapitalgeber nicht olme w'eiteres aussteigen köimten. der 
laufenden Bew'ertimg eine selir viel größeres Gewicht zu. da 
Anleger laufend entsprechend der Wertschätzimg der Sach- 
verständigen in den Fonds ein- bzw'. aus dem Fonds ausstei- 
gen würden. 

Gegen einen Sachverständigenausschuss, den die Fraktion 
der SPD mit ilireni Ändenmgsantrag beantrage (siehe imten. 
Ändermigsantrag der Fraktion der SPD mit der Nimmier 2), 
w'ende sich die Bmidesregieimig. da der Sachverständigen- 
ausschuss mit einem Haupt- mid zwei Nebenbew'erteni nicht 
das gehalten habe, was man sich davon erhofft liabe. Große 
Fonds seien heute — anders als in der Vergangenlieit. in der 
die Inmiobilien voniehmlich ui Deutscliland standen — in 
150 oder löOweltw'eit verteilte Inmiobilien investiert. Ein 
Sachverständigenausschuss habe die Bew'ertimg allerdings 
nm mit nationaler Saclikeimtnis vornehmen kömien. Nach- 
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dem mitimter die Beweitmig von Fonds, die mittlerw'eile ab- 
gewickelt seien, in kurzer Zeit mii 40 bis 50 Prozent gesenkt 
worden sei. sei deutlich geworden, dass eine Bewertung von 
zw'ei imabliängigen Bewerten! sachgerechter sei. Der Fonds 
köime daiui — je nach Inunobilie — den besten, mitimter nur 
lokal verfügbaren Sachverstand heranziehen. 

Der Ändenuigsantrag der Fraktion der SPD zur Anteilsrück- 
gabe bei hnmobilien-Sondeivennögen (siehe miten. Ände- 
nmgsantrag der Fraktion der SPD mit der Nimuner 3) be- 
ziehe sich auf einen sehr kurzfristig vorgelegten Ändenmgs- 
antrag der Koalitionsfraktionen der CDU/CSU mid FDP 
(siehe imten. Ändenuigsantrag der Koalitionsfr aktionen der 
CDU/CSU imd FDP mit der Nimuner 19). Die Fraktion der 
SPD sprach sich damit dafür aus. dass die Regehmg des 
AnsFuG zu den Rückgabemögliclikeiten erst eiimial gelten 
solle, bevor sie erneut geändert werde. Zentrales Interesse 
sei die Stabilität der Fonds. Aber das Argimient der Deut- 
schen Bimdesbank und die von anderen Sachverständigen 
vorgetragenen Sorgen müssten erst genonmien werden. Da- 
her sei die Fraktion der SPD zu der Auffassmig gelangt, dass 
die von den Koalitionsfraktionen der CDU/CSU imd FDP 
vorgesehene Regelungen ziu Ausgabe imd Rücknalmie von 
Anteilen an himiobilien-Sonden ermögen zu streng sei. Um 
die Attraktivität offener hrmiobilienfonds fiu die Geldanlage 
von Privatanlegem weiterliin zu erhalten, solle daher die 
Möghclikeit eröfhiet w'erden. emen Betrag von 5 000 Eiuo 
pro Kalenderhalbjalu ohne Mindesthalte- imd Kündigimgs- 
fiist entnelmien zu köimen. Nm' so köimten offene himio- 
bilienfonds auch weiterliin für solche Anleger attraktiv blei- 
ben. die zmiäclist vomelmilich m Geldmarktfonds investie- 
ren mirden. lun ggf. über ilue hivestitionssimune relativ 
kurzfristig verfügen zu können. Dem folgend sei die Rege- 
hmg von Freibeträgen generell richtig. Damit habe sich die 
Fraktion der SPD dem Vorschlag des Bimdesverbandes Ver- 
braucherzeiitralen angeschlossen, der eine deutlich Reduzie- 
nmg der Freibeträge auf 5 000 Euro pro Halbjalu' vorsehe. 
So wlirden FlexibUitätselenient erhalten bleiben, ohne die 
Stabilität der Fonds zu gefaluden. 

Die Bimdesregienmg verwdes zudem zu den Regehmgen ziu 
Ausgabe und Rücknalime von Anteilen an Inmiobilien-Son- 
den emiögeii von den Koalitionsfraktionen der CDU/CSU 
imd FDP vorgelegten Ändenuigsantrag (siehe unten. Ände- 
nuigsantrag der Koalitionsfraktionen der CDU/CSU imd 
FDP mit der Nummer 19) auf die mit dem AnsFuG einge- 
fülirten Freibeträge für die Kapitalentualuiie von bis zu 
30 000 Euro pro Halbjalu. Da bei Inmiobilien-Sonden'emiö- 
gen die Fristeiünkongnienz wegen der Ilhquidität von Im- 
mobilien besonders schw'erwiegend sei. setze die tägliche 
Verfügbarkeit solch hoher Beträge die Vorhaltung großer Li- 
quidität voraus. Dies wuirde aber dem Wesen eines Inuuobi- 
lienfonds widersprechen. Besonders deutlich habe sich dies 
nach der Verabschiedmig des AnsFuG bei den diei gj'oßen 
hrmiobilienfonds gezeigt, denen mi veigangenen Jalu einer 
Wiedereröfi&iung nicht gelmigen sei. Die große Anzahl der 
Anleger, die nach der erneuten Öffiimig der Fonds angestrebt 
hätten, den Fonds zu verlassen, sei auf Grand dessen, dass es 
sich luu Inhaberpapiere handele, bei der Verabschiedmig des 
AnsFuG noch nicht bekamit gewesen. Im Ergebnis sei je- 
doch sehr deutlich geworden, dass die Regelmig des AnsFuG 
nicht dazu gefiüirt hätte, diese Fonds zu stabihsieren. Viel- 
uielu hätten Anleger mitmiter ilue gesamte hivestitions- 


sumnie abgezogen, da Anleger im Sclmitt ledighch 12 000 
bis 14 000 Euro Fondsanteile gehalten hätten. Daher strebe 
man mm. wie bereits im Gesetzentwurf der Bimdesregienmg 
vorgescldagen. mii'erändert an. die Mögliclikeit zu streichen, 
dass Anleger Beträge von bis zu 30 000 Euro pro Kalender- 
halbjalu olme Mindesthalte- oder Kündigmigsfrist zurückge- 
ben köimen. 

Die von der Fraktion der SPD vorgescldagenen Freibeträge 
von 5 000 Emo pro Halbjalu finde nicht die Unterstützmig 
der Bimdesregienmg. da diese Grenze nicht sicherstelle, dass 
Fonds kalkulierbar offen bleiben wäirden. Dem - an sich 
dmchaus verständlichen - Liquiditätsinteresse der Anleger 
stünde die daraus, für die mi Fonds verbleibenden Anleger 
entstehende Last entgegen. Dem Ziel, offene Inmiobihen- 
fonds w'ieder für Kleuianleger attraktiv imd insb. auch sicher 
zu machen, konmie man mit dem liierzu von den Koahtions- 
fraktionen der CDU/CSU imd FDP vorgelegten Ändenmgs- 
antrag deutlich näher. 

Fenier betonte die Fraktion der SPD, dass sie die Verbesse- 
rmig der Risikodiversifikation mindestens auf Fondsebene 
für wichtig halte. Sie legte liierzu einen Ändenuigsantrag vor 
(siehe imten. Ändenuigsantrag der Fraktion der SPD mit der 
Nimmier 4). Die Mögliclikeit. dass Privatanleger mit einem 
Betrag von mindestens 20 000 Eiuo m nicht-risikogemischte 
Fonds investieren können, solle gestrichen werden. 1 -Objekt- 
Fonds köimten w^eiterliin an professionelle imd semiprofes- 
sionelle Anleger vertrieben werden, w'äluend Privatanleger 
nm noch m risikogenüschte Fonds mvestieren köimten. So 
würden Anleger, die weniger als 20 000 Emo mvestieren. 
genauso geschützt wie Anleger, die mindestens diese Simmie 
mvestieren. 

Scliließlich hob die Fraktion der SPD die Notwendigkeit der 
Risikominimienuig uisbesondere auch für Anleger hervor. 
Dazu beantragte sie, den möghchen Leverage nicht auf 
60 Prozent, sondern auf 30 Prozent zu begrenzen. (Verglei- 
che hierzu den imten zitierten Ändenuigsantrag der Fraktion 
der SPD mit der Nimuner 5.) Dies gehe auf emen Vorschlag 
des Bmidesrats zurück imd sei lusprünglich so im Referen- 
tenentwauf des Biuidesministeriums der Finanzen vorgese- 
hen gew'esen. 

Vom Ausschuss mehrheitlich angenommene Ändeiiings- 
anträge 

Die vom Ausschuss angenonmienen Ändenuigen am Gesetz- 
entwurf sind aus der Zusanmienstelhmg in der Bescliluss- 
empfelilmig des Finanzausschusses erkemitlich. Die Begriui- 
dmigen der Ändenuigen finden sich in diesem Bericht miter 
B. Besonderer Teil, hisgesamt brachten die Koalitionsfrak- 
tionen 2 1 Ändermigsanträge ein. 

Voten der Fraktionen zu den meluheitlich angenommenen 
Ändermigsanträgen: 

Ändenuigsantrag 1 der Koalitionsfr aktionen (Redaktionelle 
mid klarstellende Ändenuigen im Kapitalanlagegesetzbuch) 

Zustinuiimig: CDU/CSU, FDP, SPD 

Ablelmimg: kerne 

Stinuuenthaltimg: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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Äiideruiigsaiitrag 2 der Koalitionsfraktioiien (Anpassungen 
iin Kapitalanlagegesetzbuch an die Verordnung über Euro- 
päische Risikokapitalfonds und die Verordnmig über Euro- 
päische Fonds für soziales Untemeluneiliun) 

Zustinunmig: CDU/CSU, FDP, SPD 

Ableluiimg: keine 

Stinunenthaltimg: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändenmgsantrag 3 der Koalitionsfraktionen (Verschiedene 
weitere redaktionelle Ändenmgen m inelueren anderen Ge- 
setzen) 

Zustinuuung: CDÜ/CSÜ, FDP, SPD 

Ablelmimg: kerne 

Stinunenthaltung: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändenmgsantrag 4 der Koalitionsfr’aktionen (Redaktionelle 
Anpassimgen iin Kapitalanlagegesetzbuch auf Gnmd der 
Verscliiebiuig des hikrafttretens des CRD FV-ümsetzungs- 
gesetzes) 

Zustinunimg: CDÜ/CSÜ, FDP, SPD 

Ablelmmig: keine 

Stinmientlialtmig: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Änderungsantrag 5 der Koalitionsffaktionen (Redaktionelle 
gegenseitige Anpassmigen des AIFM-Umsetzimgsgesetzes 
imd des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetz) 

Zustumuung: CDU/CSU, FDP, SPD 

Ableimung: kerne 

Stinmienthaltimg: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändenmgsantrag 6 der Koalitionsfraktionen (Eiweiterung 
der Definition von semiprofessionellen Anlegern im Kapi- 
talanlagegesetzbuch) 

Zustinunmig: CDÜ/CSÜ, FDP, SPD 

Ablehnung: DIE LINKE. 

Stmmienthaltung: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändenmgsantrag 7 der Koalitionsfraktionen (Normienmg 
einer gesetzlichen Frist filr die Genelmiigung von Auslage- 
nmgen im Kapitalanlagegesetzbuch) 

Zustinunmig: CDÜ/CSÜ, FDP, SPD, 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Ablehnmig: kerne 

Stinmienthaltmig: DIE LINKE. 

Ändenmgsantrag 8 der Koalitionsfiaktionen (Sondeirege- 
hmgen für gesclilossene Pubhkmnsfonds miter dem Schwel- 
lenwert sowie Registrieimigsverfaluen im Kapitalanlage- 
gesetzbuch) 

Zustinunmig: CDU/CSU, FDP, SPD, 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Ablelmimg: kerne 

Stinmienthaltmig: DIE LINKE. 


Ändenmgsantrag 9 der Koalitionsfraktionen (Anpassung 
von Aufordermigen an die Recluiimgslegmig im Kapitalan- 
lagegesetzbuch) 

Zustmuiiimg: CDU/CSU, FDP, SPD, DIE LINKE. 

Ablelmimg: kerne 

Stinmienthaltmig: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändenmgsantrag 10 der Koalitionsfiaktionen (Klarstellmig 
von Aufordermigen au die hivestmentaktiengesellschaft mid 
die Investmentkonunanditgesellschaft im Kapitalanlagege- 
setzbuch) 

Zustinunmig: CDÜ/CSÜ, FDP, SPD 

Ablelmmig: keine 

Stinmientlialtmig: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändenmgsantrag II der Koalitionsfraktionen (Klarstelhm- 
gen und Anpassmig der Regelimgen zu geschlossenen Publi- 
kmiis-AIF un Kapitalanlagegesetzbuch) 

Zustinunmig: CDÜ/CSÜ, FDP 

Ablelmmig: kerne 

Stinunenthaltimg: SPD, DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Äudermigsantrag 12 der Koalitionsfraktionen (Grenzüber- 
sclireiteuder Vertrieb durch registrierte EU-AIF-Verwal- 
tmigsgesellschaften an semiprofessionelle imd professio- 
nelle Anleger un hiland im Kapitalanlagegesetzbuch) 

Zustinunmig: CDU/CSU, FDP 

Ablelmimg: SPD 

Stiuuneutlialtiuig: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändenmgsantrag 13 der Koalitionsfraktionen (Anpassung 
mid Schaffrmg von Übergangsvorscliriften in verschiedenen 
Gesetzen) 

Zustimmung: CDÜ/CSÜ, FDP, SPD 

Ablelmimg: keine 

Stinunentlialtimg: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändermigsantrag 14 der Koalitionsfraktionen (Anpassmig 
der Begriffsbestinmimigen mid Bereiclisausnalmien im Kre- 
ditw'esengesetz) 

Zustinunmig: CDÜ/CSÜ, FDP, SPD 

Ablehnung: kerne 

Stinunenthaltung: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändermigsantrag 15 der Koahtionsfraktionen (Definition 
von offenen mid gesclilossenen hivestmenti'emiögen un 
Kapitalanlagegesetzbuch) 

Zustiumiimg: CDU/CSU, FDP, SPD, 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Ablelmimg: kerne 

Stinunenthaltimg: DIE LINKE. 
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Äiidenuigsaiitrag 16 der Koalitionsfraktioiieii (Klarstellung 
des Erfordernisses der Erlaubnis flir Nebendienstleistungen 
imd Dienstleistimgen im Kapitalanlagegesetzbuch) 

Zustiimnmig: CDU/CSU, FDP, SPD, 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Ablelmimg: keine 

Stinmienthaltimg: DIE LINKE. 

Ändenmgsantrag 17 der Koalitionsfraktionen (Anzeige- 
pflichten bei Versicherung gegen Berafshaftimgsrisiken 
sowie im Hiiibhck auf die finanziellen imd beruflichen 
Garantien der alternativen Verw'alirstelle im Kapitalanlage- 
gesetzbiich) 

Zustinuuung: CDU/CSÜ, FDP, DIE LINKE.. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ablelmimg: keine 

Stinmienthaltimg: SPD 

Ändenmgsantrag 18 der Koalitionsfraktionen (Regelmigen 
zu Bewerten! von InmiobUien-Sondeivermögen imd ge- 
sclilossenen Publikums -AIF im Kapitalanlagegesetzbuch) 

Zustimmimg: CDÜ/CSÜ, FDP 

Ablehmmg: SPD 

Stinmientlialtimg: DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ändenmgsantrag 19 der Koalitionsfraktionen (Regelmigen 
zur Ausgabe imd Rücknalmie von Anteilen an Inmiobilien- 
Sondetvemiögen im Kapitalanlagegesetzbuch) 

Zustinmimig: CDU/CSU, FDP, 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Ablelmimg: SPD 

Stinmienthaltmig: DIE LINKE. 

Ändenmgsantrag 20 der Koaütionsfraktionen (Änderungen 
von Vertriebsvorschriften im Kapitalanlagegesetzbuch und 
im Bürgerlichen Gesetzbuch) 

Zustinmimig: CDU/CSÜ, FDP, SPD, DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ablelmimg: keine 

Stinmienthaltmig: keine 

Ändenmgsantrag 21 der Koahtionsfraktionen (Klarstellung 
im Kapitalanlagegesetzbuch, dass es bei der Qualifikation 
des Anlegers als professionell oder semiprofessionell auf 
den Zeitpimkt des Erwerbs des Anteils am Investment\'er- 
niögen ankonmit) 

Zustimmimg: CDU/CSU, FDP, SPD, 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Ablelmmig: keine 

Stinmienthaltmig: DIE LINKE. 

Vom Ausschuss mehrheitlich abgelehute Auderuugs- 
auti'äge 

Die vom Ausschuss abgelelmten Ändeiungen am Gesetzent- 
wurf sind im Folgenden mit der Begründimg. mit der sie ein- 
gebracht wurden, dargestellt. 


Die Fraktion der SPD brachte folgende fünf Ändermigsan- 
träge ein: 

Nimmier 1 der Fraktion der SPD (Senkmig der De-minimis- 
Regel für gesclilossene Piiblikmnsfonds im Kapitalanlage- 
gesetzbuch) 

Ändermig 

Artikel 1 (Kapitalanlagegesetzbuch) wird wie folgt geän- 
dert: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 5 Punkt 9 werden die Wörter „100 Millio- 
nen Euro " durch die Wörter „20 Millionen Euro “ ersetzt. 

Begründung 

§ 2 Absatz 5 des vorliegenden Gesetzesentwuifes ermöglicht 
es, dass Kapitalverwaltungsgesellschaflen mit veiwalteten 
Vennögensgegenständen einschließlich Leverage im Wert 
von unter 100 Millionen Euro einer vereinfachten Regidie- 
ning unterliegen. Diese vereinfachte Reguliening sieht ins- 
besondere statt einer Erlaubnis der BaFin nur eine Regis- 
tiierung vor, damit entfallen einige der bei der Erlaubnis 
eingeforderten Pflichten. Ebenfalls nicht voigesehen sind ein 
Risiko- und Liquiditätsmanagement sowie die Vorschriften 
zum Schutz von Kommanditisten vor Nachschusspflichten. 
Anleger, die in einen Fonds einer Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft investieren, die dieser vereinfachten Regidienmg un- 
terliegt, erhalten daher ein geringeres Anlegerschutznh'eau 
als Anleger einer vollumfänglich regtdierten Gesellschaft. 

Angesichts der Tatsache, dass Kapitalvenvaltungsgesell- 
schaften mit Volumen von über 100 Millionen Eta o immer 
noch ein beträchtliches Fondsvennögen verwalten, ist dies 
nicht nachvollziehbar. Investments in Fonds von Kapital- 
anlagegesellschaften mit einem Volumen von unter 100 Mil- 
lionen Euro sind a priori nicht weniger risikoreich für den 
Anleger als in solche mit einem höheren Volumen. DieAnhö- 
ning im Finanzenausschuss machte außerdem deutlich, dass 
eine nicht unbeträchtliche Anzahl an Kapitalveiwaltungsge- 
sellschaften unter diese Grenze fallen würde. Damit würde 
die eiwünschte vollständige Abdeckung des Marktes durch 
die neue Reguliening nicht eireicht. 

Um dennoch keine zu großen Hürden für den Markteintritt 
neuer Kapitalveiwaltungsgesellschaften zu schaffen und 
kleine Investmentgemeinschaften nicht durch die Komplexi- 
tät und die Kosten einer Erlaubnis bei der BaFin zu übeif or- 
dern, ist ein deutlich geringerer Betrag für eine vereinfachte 
Reguliening sinnvoll. 

Daher soll der Vennögenswert einer Kapitalveiwaltungsge- 
sellschaft, unter dem diese die vereinfachte Regulierung in 
Anspnich nehmen kann, auf 20 Millionen Euro gesenkt wer- 
den. 

Votum der Fraktionen im Finanzausschuss: 

Zustinmimig: SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ablelmmig: CDU/CSU, FDP, DIE LINKE. 

Stinmienthaltimg: keine 

Nimmier 2 der Fraktion der SPD (Nomiienmg einer Ver- 
pflichtimg zm externen Bewertimg dmch einen Sachverstän- 
digenausschuss im Kapitalanlagegesetzbuch) 
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Änderung 

Artikel 1 (Kapitalanlagegesetzbuch) wird wie folgt geän- 
dert: 

§ 216 wird wie folgt gefasst: 

..§216 

Bewertet' 

(1) Die Bewertung der Verrnögensgegenstände ist durch- 
zufiihren durch einen oder mehrere von der Kapitalveiwal- 
tungsgesellschaft zu bildende Sachverständigenausschiisse. 
Der Saclrverständigenausschuss übt seine Tätigkeit unab- 
hängig von der Kapitalveiwaltungsgesellschaft aus, insbe- 
sondere düifen Vertreter der Kapitalveiwaltungsgesellschafl 
nicht an den Sitzungen des Sachverständigenausschusses 
teilnehmen. 

(2) Ein Sachverständigenausschuss besteht aus drei Sach- 
verständigen, die als Hauptgutachter oder Nebengutachter 
an der Be^vertung von Vennögensgegenständen mitwirken. 
Die Zusammensetzung eines Sachverständigenausschusses 
und dessen Tätigkeit sind von der Kapitalveiwaltungsgesell- 
schaft durch eine Geschäftsordnung festzulegen, deren Mus- 
ter mit der Bundesanstalt abzustimmen ist. Die Geschäfts- 
ordnung hat mindestens zu regeln: 

1. die Berufi/ng und Abberufimg von Mitgliedern, 

2. die Anzahl, Zusammensetzung, Aufgaben und Beauftra- 
gung der Ausschüsse, 

3. dass der Wertennittlung ein geeignetes, am jeweiligen 
Anlagemarkt anerkanntes Wertennittlungs^^e^fahren 
oder mehrere dieser Veifahren zugnmde zu legen sind 
und die Wahl des Veifahrens zu begründen ist, 

4. dass dem Sachveiständigenausschuss von der Kapital- 
veiwaltungsgesellschaft alle zur Bewertung eiforder- 
lichen Unterlagen zur Veifügung gestellt werden, 

5. die Teilnahme der Sachverständigen an einer Objektbe- 
sichtigung, sofern eine solche der Natur der Sache nach 
möglich ist, 

6. die Gliedenmg der Bewertungsgutachten und 

7. die Beschlussfassung. 

Nach der Geschäftsordnung muss gewährleistet sein, dass 
kein Ausschussmitglied mehr als zwei Jahre als Hauptgut- 
achter an der Bewertung desselben Vennögensgegenstandes 
mifwirkt. 

(3) Die Mitglieder des Sachverständigenausschusses 
werden von der Kapitalveiwaltungsgesellschafl bestellt. Die 
Bestellung setzt voraus, dass der Sachverständige unabhän- 
gig, unparteilich und zuverlässig ist sowie angemessene 
Fachkenntnisse und ausreichende praktische Eifalmingen 
hinsichtlich der von ihm zu bewertenden Anlageart und 
ex'entueller regionaler Besonderheiten naclrweist. Ein Sach- 
verständiger daif für die Kapitalveiwaltungsgesellschafl zu 
derselben Zeit nur in einem ihrer Sachverständigenaus- 
schüsse und nur bis zum Ablauf des z^veiten aufseine erstma- 
lige Bestellung folgenden Kalenderjahres tätig sein. Dieser 
Zeitraum verlängert sich anschließend bis zu drei Mal um 
jeweils ein weiteres Jahr, wenn 

1. die Einnahmen des Saclwerständigen aus seiner Tätig- 
keit als Mitglied eines Sachverständigenausschusses 
oder aus anderen Tätigkeiten für die Kapitalanlagege- 


sellschaft in dem Jahr, das dem letzten Jahr des jeweils 
gesetzlich erlaubten Tätigkeitszeitiaums vorausgeht, 
30 Prozent seiner Gesamteinnahmen nicht überschiitten 
haben; 

2. der Sachverständige gegenüber der Kapitalveiwaltungs- 
gesellschaft im letzten Jahr des gesetzlich erlaubten Tä- 
tigkeitszeitraums eine entsprechende Erkläi ung im Sinne 
der Nummer 1 abgibt. 

Die Kapitalveiwaltungsgesellschafl daif einen Sachverstän- 
digen erst nach Ablauf von zwei Jahren seit Ende des gesetz- 
lich erlaubten Tätigkeitszeitraums emeut als Mitglied eines 
ihrer Sachverständigenausschüsse bestellen. Als Sachver- 
ständiger kann auch ein Angehöriger eines Zusammen- 
schlusses von Sachverständigen unabhängig von derRechts- 
fonn des Zusammenschlusses bestellt werden, wenn in Bezug 
auf diesen Angehörigen die Voraussetzungen nach Satz 2 er- 
füllt sind; die Sätze 3 bis 5 gelten für diesen Angehörigen 
entsprechend. Die Bestellung eines Angehörigen eines Zu- 
sammenschlusses von Sachverständigen ist nur zulässig, 
wenn im Gesellschaflsvertrag oder in der Satzung des Zu- 
sammenschlusses sowie durch geeignete Oiganisaäonsmaß- 
nahmen die Weisungsfreiheit, die Unabhängigkeit und die 
Unparteilichkeit der Sachverständigen sichelgestellt und In- 
teressenkonflikte auf Gnmd sonsäger Täägkeiten des Zu- 
sammenschlusses ausgeschlossen sind. 

(4) Die AlF-Kapitalveiwaltungsgesellschaft teilt die Be- 
stellung der Sachverständigen der Bundesanstalt mit. Liegen 
die Voraussetzungen von Absatz 2 nicht vor, kann die Bun- 
desanstalt die Bestellung eines anderen Sachverständigen 
verlangen . " 

Begründung 

Neben einem reellen Bewertungsveifahren sind für einen 
hinreichenden Anlegerschutz die Unabhängigkeit und Kom- 
petenz der bewertenden Personen unerlässlich. Lediglich 
die Vorschrift des § 250KAGB, die nur für Immobilien-Son- 
deivennögen als offene inländische Publikums-AIF gilt, 
sieht eine ausschließlich externe Bewertung, voigenommen 
von einem Gutachter, vor. Die allgemeine Regelung in §216 
KAGB für offene ALF und die entsprechende Vorschrift des 
§271 Absatz 4 KAGB für die geschlossenen inländischen 
Publikums-AIF eröffnen jedoch daneben die zweifelhafle 
Möglichkeit, die Bewertung von der AIF-Kapitalveiwal- 
tungsgesellschaft selbst durchführen zu lassen. Es wird le- 
diglich vorausgesetzt, dass die Bewertungsaufgabe von der 
Portfolioveiwaltung und der Veigütungspolitik funktional 
unabhängig ist und die Veigü-tungspolitik und andere Maß- 
nahmen sicherstellen, dass Interessenkonflikte gemindert 
und ein unzulässiger Einfluss auf die Mitarbeiter verhindert 
wird. 

Die voigeschlagene Regelung kann einen hinreichenden An- 
legerschutz nicht gewährleisten. Im Gegenteil: Bislang galt 
nach §77 Absatz la Satz 1 Investmentgesetz bei der Bewer- 
tung der Immobilien offener Fonds das sogenannte Kollegi- 
alprinzip. Dabei kontiollierten immer zwei Nebengutachter 
die Arbeit des Hauptgutachters. Zudem wurden im Invest- 
mentgesetz auch veigleichsweise hohe Anfordenmgen an die 
Qualifikation der Bewerter gestellt. In § 77 Absatz la Satz 4 
und Absatz 2 war eine regelmäßige Rotation der Gutachter 
voigesehen. Sollte das KAGB wie geplant in seiner derzeiti- 
gen Fonn in Kraft treten, so würde das bisher bei offenen Im- 
mobilienfonds eneichte Schutzniveau absinken. 
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Daher sollen die Regelungen des bisherigen §77 Invest- 
inentgesetz übemoinnien werden und auf alle Fondsfpen 
Anwendung finden. 

Votum der Fraktionen im Finanzausschuss: 

Zustumnmig: SPD, DIE LINKE. 

Ablelmimg: CDU/CSU, EDP 

Stinmienthaltimg: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Nmnmer 3 der Fraktion der SPD (Regeliuig zur Anteilsrück- 
gabe bei Immobilien-Sonder\'ermögen im Kapitalanlagege- 
setzbuch) 

Ändenmg 

Artikel 1 (Kapitalanlagegesetzbuch) wird wie folgt geän- 
dert: 

§ 255 wird wie folgt gefasst: 

..§255 

Sonden egeln für die Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

(1) Die AIF-Kapitalveiwaltungsgesellschaft hat die Aus- 
gabe von Anteilen vorübeigehend auszusetzen, wenn eine 
Verletzung der Anlagegrenzen nach den Liquiditätsvorschrtf- 
ten dieses Abschnitts oder der Anlagebedingungen droht. 

(2) In Abweichung von § 98 Absatz 1 Satz 1 können die 
Vertragsbedingimgen von Imniobilien-SondeiTennögen vor- 
sehen, dass die Rücknahme von Anteilen nur zu bestimmten 
Rücknahmetenninen, jedoch mindestens alle zwölf Monate 
eifolgt. Neue Anteile düifen in den Fällen des Satzes 1 nur 
zu den in den Vertragsbedingungen festgelegten Rücknahme- 
tenninen ausgegeben weiden. 

(3) Anteilrückgaben sind, soM'eit sie 5 000 Euro pro 
Kalenderhalbjahr für einen Anleger übersteigen, bei 
Irnmobilien-Sondeivennögen erst nach Ablauf einer Min- 
desthaltefiist von 24 Monaten möglich. Der Anleger hat 
mindestens den seiner Rückgabeerkläning entsprechenden 
Anteilbestand durchgehend für die gesamten 24 Monate 
nachzirweisen, die dem verlangten Rücknahmetennin unmit- 
telbarvorausgehen. Der Nachweis kann durch einen in Text- 
fonn erstellten besonderen Naclrweis der Anteilinhaber- 
schaft durch die depotführende Stelle oder auf andere in den 
Verti agsbedingungen voigesehene Weise geführt wei den. 

(4) Soweit Anteilrückgaben 5 000 Euro pro Kalenderhalb- 
jahr für einen Anleger übersteigen, sind sie unter Einhaltung 
einer Rückgabefrist von zwölf Monaten durch eine unwider- 
n/fiiche Rückgabeerkläning gegenüber der Kapitalanlage- 
gesellschaft zu erkläien. §227 Satz 3 gilt entsprechend; die 
Vertiagsbedingungen können eine andere Fonn für den 
Nachweis vorsehen, dass die Rückgabe in Einklang mit 
Satz 1 eifolgt. " 

Begründung 

Für viele Prh-atanleger sind offene Immobilienfonds die 
einzige Möglichkeit, auch mit kleineren Anlagebeti ägen am 
Immobilienmarkt zu investieren und so auch von den derzeit 
steigenden Immobilienwerten in Deutschland zu profitieren. 
Daher muss es Ziel des Gesetzgebers sein, dass Anlagepro- 
dukt vor allem für Kleinanleger weiterhin atti'aktiv zu halten. 

Gleichzeitig hat der Gesetzgeber mit dem Anlegerschutz- 
und Funktionsverbesseningsgesetz (AnsFiiG) bereits auf die 
Instabilität offener Immobilienfonds in den veigangenen 
Jahren reagiert und Maßnahmen zur Verbessening der Sta- 


bilität der Fonds getroffen. Dazu gehörte eine Einschrän- 
kung der Möglichkeit der Anteilsrückgabe auf 30 000 Euro 
pro Jahr ohne Kündigungsfiist bzw. in unbeschränkter Höhe 
mit 1 2-monatiger Kündigungsfiist. 

Im Rahmen der Anhöning zum vorliegenden Gesetzesent- 
wuif wurde dabei deutlich, dass diese Verbesseningen zwar 
ein Schrttt in die lichtige Richtung sind, aber noch weitere 
Verbesseningen zur Stabilisiening offener Immobilienfonds 
nötig sind. Hierzu gehört in erster Linie eine Verbesserung 
der Fristenkongnienz zwischen den langfiistig ausgeiichte- 
ten Investitionen offener Immobilienfonds und der Möglich- 
keit der Anteilsrückgabe. 

Daher sieht der vorliegende Gesetzesentwinf richtiger Weise 
eine weitere Einschränkung der Anteilsrückgabe ein, um die 
Stabilität offener Immobilienfonds auch in möglichen Krt- 
senzeiten zu erhalten. Er berücksichtigt dabei allerdings 
nicht, dass es gerade für Kleinanleger von gi oßer Wichtig- 
keit ist, trotz der Langfristigkeit des Investments auch klei- 
nere Teilbetiäge flexibel entnehmen zu können. 

Um die Atti'aktivität offener Immobilienfonds für die Geld- 
anlage von Pi ivatanlegem weiterhin zu erhalten, soll daher 
die Möglichkeit eröffnet werden, einen Betiag von 
5 000 Euro jederzeit ohne Mindesthalte- und Kündigungs- 
fiist entnehmen zu können. 

Votum der Fraktionen im Finanzausschuss: 

Zustiuunung: SPD 

Ablelmmig: CDU/CSU, FDP, 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Stiimnentlialtimg: DIE LINKE. 

Nimmier 4 der Eraktion der SPD (Risikomischimg geschlos- 
sener Publikimis-AIF im Kapitalanlagegesetzbuch) 

Änderung 

Artikel 1 (Kapitalanlagegesetzbuch) wird wie folgt geän- 
dert: 

§ 262 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 wird gesti ichen. 

Begründung 

Bei Investitionsentscheidungen von Privatpersonen ist Ri- 
sikomischung eines der wichtigsten Anlagehiteiien. Dies 
gilt auch für Piivatanlegei; die in geschlossene AIF investie- 
ren. Der vorliegende Gesetzesentwinf ennöglicht jedoch, 
dass Anleger mit einer Summe von mindestens 20 000 Euro 
in nicht-iisikogemischte AIF (sogenannte I -Objekt-Fonds) 
investieren können. Damit können Prh-atanleger ab einer 
Mindestanlagesumme die in § 262 Absatz 1 angelegte Rtsi- 
komischung von Fonds in mindestens drei Sachwerte oder 
einer angemessenen Stieuung des Ausfallsrtsikos bei M'irt- 
schaftlicher Beti achtungsweise umgehen. 

Diese Möglichkeit biigt das Risiko, dass Anleger ihr Vennö- 
gen auf ein Anlageobjekt konzentrieren, sodass eine Risiko- 
iiiischung weder auf Anlegerseite, noch auf Fondsseite statt- 
findet Anstatt eine Risikomischung auf mindestens einer 
Ebene zu eireichen, verstäi kt die Regelung das Klumpenri- 
siko: Anleger, die in 1 -Objekt-Fonds investieren wollen, müs- 
sen dies mindestens in einei- nicht unerheblichen Höhe tun. 


Drucksache 17/13395 


-400- 


Deutscher Bundestag - 17. Walüperiode 


Darüber hinaus bii-gt die in § 262 Absatz 2 Nunnner 2 Buch- 
stabe b i. V.in. § 1 Absatz 19 Nummer 33 Buchstabe a Dop- 
pelbuchstaben bb bis ee geforderte Bestätigung des Risiko- 
bewusstseins bei der Im'estition in 1 -Objekt-Fonds die 
Gefahr, dass diese von Vennittlei'n missbraucht werden, um 
sich von der Haftung fl'ei zu zeichnen. Verbraucher könnten 
in Unkenntnis Formalien unterzeichnen, die ihnen Risiko- 
kenntnisse bescheinigen, die sie faktisch nicht haben. In die- 
sen Fällen eine nachträgliche Falschberatung nachzuwei- 
sen, ist kaum möglich, wie auch die Anhörung im 
Finanzausschuss gezeigt hat. 

Mit der voigeschlagenen Änderung wird eine Risikodh'ersi- 
ßkation mindestens auf der Fondsebene sichelgestellt. Die 
Möglichkeit, dass Privatanleger mit einem Betrag von min- 
destens 20 000 Euro in nicht-risikogemischte Fonds inves- 
tieren können, wird gestrichen. 1 -Objekt-Fonds können wei- 
terhin an professionelle und semiprofessionelle Anleger 
verhieben werden, während Privatanleger nur noch in risi- 
kogemischte Fonds investieren können. So werden Anleger, 
die weniger als 20 000 Euro investieren, genauso geschützt 
wie Anleger, die mindestens diese Summe investieren. 

Votum der Fraktionen im Finanzausschuss: 

Zustümuimg: SPD, DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Ablelmimg: CDU/CSÜ, FDP 

Stinmientlialtimg: keine 

Niuimier 5 der Fraktion der SPD (Besclnänkimg von Leve- 
rage bei gesclilossenen Publikimisfonds im Kapitalanlagege- 
setzbuch) 

Ändenmg 

Artikel 1 (Kapitalanlagegesetzbuch) wird wie folgt geän- 
dert: 

§ 263 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 wird die Angabe „60“ durch die Angabe „30" 
ersetzt. 

Begründung 

Privatkunden haben mit geschlossenen Fonds in der Veigan- 
genheit nicht selten erhebliche finanzielle Verluste erlitten. 
In vielen Fällen führt gerade die hohe Kreditaufnahme der 
Fonds zu Verlusten der Anleger: Wenn die Sachwerte des 
Fonds an Wert verlieren, droht dem Fonds bei hoher Kredit- 
finanzierung schneller die Insolvenz als bei einer Finanzie- 
rung aus Anlegerkapital, da Ki editgeber bei Wertverlust der 
Sicherheiten Ihre Kreditfordemng fällig stellen können wäh- 
rend Anleger ihre Anteile nicht direkt entnehmen können. 

Darüber hinaus ist nicht zu erkennen, wanim das von den 
Fonds aufgenommen Kapital nicht zur Finanziening der ge- 
planten Investitionen ausreichen sollte. Im Gegensatz zu Pri- 
vatpersonen, die für den Kauf eines Saclrwerts häufig einen 
Kredit aufnehmen müssen, dienen Invesftnentfonds gerade 
dazu, die Finanzhaft mehrerer Investoren zu bündeln. So 
sollten Inveshnentfonds in der Lage sein, den wesentlichen 
Finanzienmgsanteil Ihrer Anlage selbst zu tätigen. Wie die 
Regelung in § 254 KAGB zeigt, ist selbst bei Immobilienver- 
mögen eine Kieditaifnahme über 30 Prozent des Fonds^verts 
nicht ei forderlich. Bei OGAW ist die Kreditaufnahme zum 
Schutz der Anleger airf 10 Prozent beschränh (§ 199 KAGB). 


Aus Gründen des Anleger- und Verbrauchersclnitzes sind da- 
her die mit dieser Anlagefonn verbundenen Risiken auf ein 
angemessenes Maß zu begrenzen. Entsprechend der Forde- 
nmg des Bundesrates in seiner Stellungnahme zum vorlie- 
genden Gesetzentwuif wird die Kivditaufhahme (Leverage) 
für geschlossene Fonds, die an Privathinden vertrieben wer- 
den düafen (sogenannte Publihtmsfonds) auf 30 Prozent des 
Wertes des geschlossenen Fonds begrenzt. 

Votum der Fraktionen im Finanzausschuss: 

Zustinummg: SPD, DIE LINKE., 

BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

Ablelmimg: CDÜ/CSU, FDP 

Stinunentlialtung: keine. 

B. Besonderer Teil 

Zur Inhaltsübersicht 

Zu deu Angaben zu den Artikeln 2 und 2a - neu - 

Redaktionelle Folgeändenmg diuch Einfügimg einer Ände- 
rmig des hivestmentgesetzes mid der anschließenden Auflie- 
bmig des selben entsprechend dem Gesetzentwurf der Bim- 
desregienmg. 

Zur Angabe zu Artikel 26a — neu — 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Folgeändenmg. 

Zu Artikel 1 (Kapitalanlagegesetzbuch - KAGB) 
Zur Inhaltsübersicht 
Zur Angabe zu § 14 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Ändenmg. da § 14 
nicht ausschließlich Auskünfte imd Ptüftmgen bei bedeutend 
beteihgten hiliabera regelt. 

Zur Angabe zu § 96 

Es handelt sich mn eine redaktionelle Ändenmg. da sich § 96 
auf Sondervennögen bezieht imd daher der Begriff „Teil- 
sondervermögen“ verw'andt werden muss. Der Begriff „Teil- 
investment\'ermögen“ ist dagegen der Oberbegriff für „Teil- 
sondervermögen“ imd „Teilgesellschaftsvennögen“. 

Zur Angabe zur Übersclirift von Kapitel 2 Absclmitt 4 ün- 
terabschnitt 1 - entfällt - (nach § 260) 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Ändenmg. 

Zur Angabe zur Überschrift von Kapitel 4 Abschnitt 1 (nach 
§292) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ändenmg. 

Zur Angabe zur Übersclirift von Kapitel 4 Absclmitt 1 Un- 
terabsclmitt 1 — neu — (vor § 293), Unterabsclmitt 2 (vor 
§ 297) imd Unterabsclmitt 3 (vor § 307) 

Es handelt sich mii redaktionelle Änderungen. 

Zur Angabe zu § 330a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassmig der Inlialts- 
übersicht auf Grnmd der Einfügimg von § 330a. 
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Zu§l 

Zu Absatz 4 Nuuuner 2 

Es handelt sich imi eme redaktionelle Ändenmg. die erfor- 
derlich ist. da luiklar ist. ob die tecluiischen Regulienmgs- 
standards. die die Europäische Konnnission auf Gnmdlage 
von Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU zu erlas- 
sen hat. rechtzeitig vor dem 22. Juli 2013 ui Kraft treten. Die 
niumielir vorgesehene Definition von oflenen imd geschlos- 
senen AIF entspricht dem derzeitigen EntttTirf dieser tecluii- 
schen Regulierungsstandards, der von der Emopäischen 
Wertpapier- imd Marktaufsichtsbehörde erstellt wtude. Die 
Euiordnimg als offener oder gesclilossener AIF wird anhand 
der regelmäßigen Rückgabemögliclikeit vorgenonunen. Da- 
bei bleiben Haltefiisten von Anteilen oder Aktien oder die 
Mögüchkeit der Gesellschaft zur vorübergehenden Ausset- 
ztmg der Anteilsrücknalune unberücksichtigt. Das heißt bei- 
spielsweise. auch weim Haltefiisten von über euiemJalu 
vorgesehen süid. kamt em offener AIF vorhegen, weim nach 
Ablauf der Frist eine mindestens jäluliche Rückgabemög- 
liclikeit besteht. 

Zu Absatz 6 Satz 1 Satzteil vor Nunmier 1 

Die Änderung dient der Klarstelliuig. dass es ftir die Qualifi- 
kation des Anlegers als professionell oder semiprofessionell 
auf den Zeitpimkt des Erw'erbs des Anteils am hivestment- 
vennögen ankonunt. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändeiimgen ui § 91 Absatz 2, m 
§ 1 10 Absatz 3, in § 125 Absatz 2 Satz 2, ui § 127 Absatz 1 
Satz 1, in § 142 Satz 2, in § 150 Absatz 2 Satz 2 imd m § 262 
Absatz 2 Satz 1 Nmnmer 2 in dem Satzteil vor Buchstabe a.) 

Zu Absatz 19 
Zu Nummer 1 Satz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassimg. Dem 
KAGB wurde die Fassung des Kreditw'esengesetzes nach 
dem Gesetzentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Richtlinie 2012/... /EU über den Zugang zur Tätigkeit von 
Kreditinstituten imd die Beaufsichtigmig von Kreditinstitu- 
ten imd die Beaufsichtigung von Kreditmstituten und Wert- 
papierfirmen und zur Anpassimg des Aufsichtsrechts an die 
Verordnung (EU) Nr. .../2012 über die Aufsichtsanforde- 
nmgen an Kreditinstitute und Weitpapierfinnen (CRD-FV- 
Umsetzungsgesetz) (Dnicksache 17/10974) zugnmde ge- 
legt. da das CRD-FV-Umsetzmigsgesetz msprünglich zeit- 
lich vor dem AIFM-Unisetzungsgesetz in Kraft treten sollte. 
Da das CRD-FV-Umsetzungsgesetz nmunelir zeithch nach 
dem AIFM-Umsetzmigsgesetz m Ki'aft treten w^ird. sind die 
Ändenmgen im AEFM-UmsG an die geltende Fassung des 
Kreditwesengesetzes anzupassen. 

(Vergleiche liierzu auch die Ändenmgen in § 1 Absatz 19 
Nimmier 9 und Nunmier 30, § 9 Absatz 5 Satz 2. § 1 1 Ab- 
satz 9 Nmnmer 2 Buchstabe b, § 18 Absatz 6, § 23 Num- 
mer 3, § 24 Absatz 1 Nummer 1 mid 2. § 25 Absatz 2 Num- 
mer 1, §39 Absatz 3 Nimmier4, §51 Absatz 8, §68 
Absatz 2. Absatz 3 Satz 2 mid 3, § 80 Absatz 2 Nimmier 1 
imd 2. Absatz 7 Satz 1 sowie § 198 Niumner 4 Buchstabe b.) 

Zu Nmnmer 9 

Vergleiche hierzu die Begiiindmig zu § 1 Absatz 19 Nmn- 
mer 1 Satz 2. 


Zu Nmnmer 25 Satz 2 

Es handelt sich mn eme redaktionelle Verw'eiskorrektm auf 
die Delegierte Verordnimg der Koimnission zm Ergänzmig 
der Richtlinie 201 1/61/EU des Europäischen Parlaments mid 
des Rates im Hmblick auf Ausnalmien. die Bedmgmigeii ftir 
die Ausübung der Tätigkeit. Veiwalustellen. Hebelfinanzie- 
rmig. Transparenz imd Beaufsichtigmig. 

Zu Nmnmer 30 

Vergleiche liierzu die Begiiindimg 2 ni § 1 Absatz 19 Num- 
mer 1 Satz 2. 

Zu Nmnmer 33 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe cc bis ee 

Häufig erfolgt der Vertrieb von AIF nicht durch die Venval- 
tungsgesellschaft selbst, sondern durch Vertriebsgesellschaften. 
Um diesem Umstand Rechnimg zu tragen, wird die Definition 
von sogenaimten semiprofessionellen Anlegem dalüngehend 
erw'eitert. dass die Prüfmig. ob der Anleger über ausreichend 
Expertise verfügt, auch durch die von der Verwaltmigsge- 
sellschaft beauftragte Vertiiebsgesellschaft erfolgen kamt. 

Zu Buchstabe b 

Die Mitgheder der Geschäftsfülinmg oder des Vorstandes ei- 
ner extern verw'alteten Investmentgesellschaft sind, sofern 
sie in diesen AIF investieren. Geschäftsleitem der AIF-Ver- 
waltungsgesellschaft bei der Definition von semiprofessio- 
nellen Anlegern gleiclizustellen. 

Zu Buchstabe c - neu - 

Im KAGB werden semiprofessioneUe Anleger professionel- 
len Anlegem gleichgestellt. Fonds für professionelle Anle- 
ger werden mangels Schutzbedürfiiisses der Anleger weit 
weniger restriktiven Regehmgen imterworfen als Fonds für 
Kleinanleger. Ein Anleger kaim daher nur dann mit euiem 
professionellen Anleger gleichgestellt werden, weim er Vor- 
aussetzmigen erftUlt. die sem fehlendes Schutzbedürfiiis be- 
grtmden. Dies ist der Fall, wenn ein Anleger eine Mindestin- 
vestitionssunmie von 10 Mio. Emo investiert. 

Zu Nmnmer 37 Buchstabe b 

Es handelt sich imi eme redaktionelle (granmiatikahsche) 
Ändenmg. 

Zu §2 

Zu Absatz 4 Satz 1, Satzteil vor Nimmier 1 

Der Verw'eis auf die Übergangsvorschriften in § 2 Absatz 4 
w'ird gestrichen, da sich aus den Übergangsvorschriften di- 
rekt ergibt, welche Übergangsvorscliriften für registrierte 
Kapitalverw'altmigsgesellschaften gelten. Gleiches gilt füi' 
die straf- und nebenstrafrechtlichen Regelungen, die füi' re- 
gistrierte Kapitalverwaltmigsgesellschaften gelten. 

Bei der Anpassmig des Verw'eises auf die Absätze von § 44 
handelt es sich mn eine redaktionelle Folgeändermig. 

Zu den Absätzen 4a - neu - mid 4b - neu — 

Durch den neuen Absatz 4a wii'd die Schwellenwertregelmig 
in Artikel 3 der Richtlinie 2011/61/EU auf kleme geschlos- 
sene Publikunis-AIF mit euiem stark begrenzten Anleger- 
ki'eis erstreckt. Das heißt, auf eine mteme AIF-Kapitalver- 
waltungsgesellschaft ist Absatz 4a daim anwendbar, weim 


Drucksache 17/13395 


-402- 


Deutscher Bimdestag - 17. Walüperiode 


die Veraiögensgegenstäiide des von der AIF-Kapitalverw'al- 
timgsgesellscliaft verwalteten gesclilossenen Publikuuis- 
fonds einen Wert von fünf Millionen Euro einschließlich 
Leverage nicht überschreiten. Der Anlegerkreis des ge- 
sclilossenen Publikunisfonds ist ferner auf höchstens fünf 
natürliche Personen begrenzt. Bei diesen kleinen Fonds wä- 
ren Kosten und Aufw^and zur Euilialtimg der Anforderungen 
von Absatz 5 iui Verhältnis zur hivestitiorissurnrne relativ 
hoch. Absatz 4a dient dazu, nach dem Gnmdsatz der Verhält- 
riismäßigkeit Privatanlegem auch im Bereich von Kleinstan- 
lagen imd im Bereich relativ klemer Anlagen die Gelegen- 
heit zitr Kapitalanlage in einem von ilmen gew-ählten 
Rahmen zu geben. Bei diesen kleineren Anlagen mit nur fünf 
natürlichen Personen als Anlegern ist davon auszugehen, 
dass sich sowohl die Anleger imtereinander als auch den 
Fondsverwalter kermeu mid gegenseitig emschätzen können, 
■w'elche Strategien mid Risiken mit der beabsichtigten Inves- 
tition verbiuiden mid gewollt sind. Die Anleger sind in der 
Lage, sich entsprechend zu mfomiieren mid eme qualifi- 
zierte Aiüegerentscheidmig zu treffen. Besondere anleger- 
schützende Vorscliriften. msbesondere hifonnationspflich- 
ten. müssen dalier mcht gesondert geregelt w’erden. Ab- 
satz 4a übeminmit damit den bereits in § 2 Nmnmer 3 Buch- 
stabe a des Vermögensanlagengesetzes geregelten Gnuidge- 
danken. 

Der neue Absatz 4b erstreckt zmn Teil die Schw'elleiwert- 
regelmig ui Artikel 3 der Richtluiie 2011/61/EU auf bestim- 
mte gesclilossene Piiblikums-AJF, wemi diese bestuimite 
Voraussetzimgen erfüllen, die eme Anwendmig der Schwel- 
lenw'ertregelmig rechtfertigen: Zmiächst muss es sich imi m- 
tem verw'altete Fonds liandeln. das heißt bei denen der Fonds 
zugleich die Kapitalverw-altmigsgesellschaff ist. Die verw'al- 
teten Vemiögensgegenstäude der Kapitalverw'altungsgesell- 
schaft dürfen 100 Mio. Emo euiscliließlich Leverage nicht 
überschreiten. Ferner muss der Fonds in der Rechtsfomi der 
Genossenschaft aufgelegt sein, die verpflichtend nach dem 
Genossenschaffsgesetz einem Pitifmigsverband angeschlos- 
sen ist imd den im Genossenschaffsgesetz vorgesehenen 
Pflichtprüfmigen miterhegt. Ferner muss die Nachschuss- 
pflicht in der Satzmig ausgesclilossen sein. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen. dass die Regelmig in Nmnmer 1 keine Aus- 
sage daliingehend trifft, dass Genossenschaften stets 
hivestmenti'ermögen im Simie dieses Gesetzes sind. Denn 
dies hängt allein davon ab, ob eine Genossenschaft im Ein- 
zelfall so ausgestaltet ist. dass sie die m § 1 Absatz 1 genaim- 
ten Merkmale erfüllen. Erfüllt eine Genossenschaft nicht 
diese Merkmale, ist diese Gesetz nicht auf sie anw'endbar. 
Als weitere Voraussetzmig für die Anwendbarkeit von Ab- 
satz 4b muss sichergestellt sein, dass auf Grund gesetzlicher 
Regelmigen wie dem Emeuerbare-Energien-Gesetz ein Mui- 
destertrag aus der Nutzmig des Saclwerts. in den der Fonds 
direkt oder indirekt investiert ist. langfristig sichergestellt ist. 
Damit w'erden gemäß Absatz 4b solche AIF-Kapitalverw'al- 
tmigsgesellschaffen von der Anwendmig der im Übrigen m 
Absatz 5 genamiten Vorscliriften ausgenonmien. bei denen 
auf Gnmd des kumulativen Vorliegens der ui Nmimier 1 
bis 4 genamiten Voraussetzmigen einem liuireichenden An- 
legerschutz Reclmmig getragen wird. 

Damit w'ird sogenannten Bürgerbeteiligmigen. die sich an 
Energieprojekten beteiligen mid bei denen eme räumliche 
Nähe der Anleger zmn Anlageobjekt besteht, emiöghcht. die 
Schwellenw'ertregelmig der Richtluiie 2011/61/EU za nutzen. 


Zu Absatz 5 
Zu Satz 1 
Zu Nmimier 3 

Es handelt sich mii eme redaktionelle Folgeändermig. 

Zu Nmimier 5 

Es handelt sich um eure Folgeändermig zm Ändenmg in § 2 
Absatz 5 Satz 1 Satzteil nach Nimuner 7. 

Zu Nmimier 6 

Es handelt sich imi eine Folgeändenmg zur Streichmig von 
§ 2 Absatz 5 Satz 1 Nimmier 7. 

Zu Nmnmer 7 - entfällt - 

Der Verw^eis auf die Übergangsvorschriffen w'ird gestrichen, 
da sich die Anwendbarkeit der Übergangsvorschriffen. die 
sich auf registrierte Kapitalverw'altmigsgesellschaffen bezie- 
hen. direkt aus diesen Übergangsvorscliriffen ergibt. Glei- 
ches güt für die straf- mid nebenstrafrechtlichen Regelmigen 
für registrierte Kapitalverw'altmigsgesellschaffen. 

Zu Satzteil nach Nimmier 7 

Das Wort „entsprechend" wird am Ende der Nmnmeni 1 
bis 7 gestrichen mid in § 2 Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 kon- 
kret auf § 169 bezogen. 

Zu Satz 2 — neu — (ehemaliger Satz 1 Nimuuem 8 bis 10) 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Ändenmg. Fenier er- 
folgt in Nimmier 1 eine redaktionelle Klarstellung, wodurch 
der Anw'endmigsbereich von § 2 Absatz 5 vom Anwen- 
dmigsbereich von § 2 Absatz 4 abgrenzt w'ird. 

Zu Satz 3 — neu — (ehemaliger Satz 2) 

Es handelt sich imi eme redaktionelle Folgeändenmg. 

Zu Absatz 6 Satz 1 Nimmier 2 mid Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 

Die Ändenmgen dienen der Anpassmig an die Verordnung 
über Emopäische Risikokapitalfonds imd die Verordnung 
über Emopäische Fonds für soziales Untemehmertum. Für 
diese EU-Verordnmigen wairde mi Laufe des emopäischen 
Gesetzgebungsverfahrens die Nimunerienmg geändert. Das 
KAGB W'ird nmmielu' an diese neue Nimmierienmg an- 
gepasst. Außerdem smd m den Verordnmigen nm noch die 
jew'eiligen englischen Abkürzmigen enthalten, so dass die 
anderen Bezeiclmmigen gestrichen w'erden. 

(Vergleiche hier auch die Ändenmgen in § 337 Absatz 2 
sow'ie in § 338 Absatz 2.) 

Zu §3 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Es handelt sich um eme redaktionelle Ändenmg. 

Zu § 5 Absatz 5 Nummer 1 und Absatz 8 Nummer 1 

Die Ändenmgen ui § 5 smd erforderlich, imi dem neu einge- 
fügten § 330a Reclmmig zu tragen. 

Zu § 7 Absatz 1 

Ebenso wie bei § 39 konmit Rechtsmittehi gegen Maßnah- 
men. die die BaFin auf § 44 Absatz 5 stützt, keine aufscliie- 
bende Wirkimg zu. 
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Zu §9 

Zu Absatz 5 Satz 2 

Vergleiche hierzu die Begilindung zu § 1 Absatz 19 Num- 
mer 1 Satz 2. 

Zu Absatz 11 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw^iskoiTektur. 

Zu §11 
Zu Absatz 3 

Es handelt sich imi granmiatikalische KoiTekturen. 

Zu Absatz 9 
Satzteil vor Nummer 1 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw'eiskoiTektur. 
Nmnmer 2 Buchstabe b 

Vergleiche liierzu die Begründung zu § 1 Absatz 19 Nmn- 
mer 1 Satz 2. 

Zu § 12 Absatz 6 Satz 1 Nummer 13 und 15 
Es handelt sich um redaktionelle Ändenmgen. 

Zu § 14 Überschrift 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ändermig. da § 14 
nicht ausscliheßhch Auskünfte luid Prüftuigen bei bedeutend 
beteiligten Inliabem regelt. 

Zu § 15 Absatz 1 

Die Ändenmg dient der Klarstelhuig. Die in § 20 Absatz 2 
oder 3 aufgeführten Dienstleistimgen oder Nebendienstleis- 
tiuigen dürfen neben der kollektiven Vemiögensverw'altmig 
nur mit Erlaubnis erbracht werden. Mit einer Registrierung 
nach § 44 ist die Erbringung der Dienst- imd Nebendienst- 
leistungen nicht zulässig. Regisüierte Kapitalveiwaltmigs- 
gesellschaften müsste liierzu von der Opt-in-Möglichkeit 
Gebrauch machen imd eine Erlaubnis beantragen. 

Zudem wurde ein redaktionelles Versehen beseitigt, indem 
im zw'eiten Satzteil die Richtlinie 2009/65/EG zitiert wird. 

Zu § 18 Absatz 6 

Vergleiche liierzu die Begründmig zu § 1 Absatz 19 Nimi- 
uier 1 Satz 2. 

Zu § 22 Absatz 1 Nummer 12 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ändermig. 

Zu § 23 Nummer 3 

Vergleiche hierzu die Begründung zu § 1 Absatz 19 Num- 
mer 1 Satz 2. 

Zu § 24 Absatz 1 Nummer 1 und 2 

Vergleiche hierzu die Begründmig zu § 1 Absatz 19 Nmn- 
mer 1 Satz 2. 

Zu §25 

Zu Absatz 2 Nummer 1 

Vergleiche hierzu die Begiündmig zu § 1 Absatz 19 Nmn- 
mer 1 Satz 2. 


Zu Absatz 6 Satz 2 — neu — 

Eine Anzeigepflicht der Versichenmgsgesellschaft gegen- 
über der BaFin ist im Fall der Versichenmg gegen Berufshaf- 
tmigsrisiken erforderlich, mn miter Berücksichtigung daten- 
schutzrechtlicher Belange der Gesellschaften eine wirksame 
laufende Aufsicht über den fortbestehenden ausreichenden 
Versichermigsschiitz zu gewälirleisten. 

Zu § 36 Absatz 1 Satz 2 bis 4 - neu — 

Die Ändenmg ftilirt eine gesetzliche Frist für die Genelmii- 
gmig von Äuslagermigen der Poitfolioverwaltmig oder des 
Risikomanagemeiits auf Äiislagenmgsimtemehmen ein. die 
nicht die Bedingmig nach § 36 Äbsatz 1 Nmimier 3 erfüllen. 
Die Frist dient der Vemiindenmg von Planimgsimsicherheit 
für AIF-Kapitalverwaltmigsgesellschaften. Die Genelinii- 
gmigsfiist wird für die BaFin iiiÄnleluimig an Genehmigmi- 
gen von Anlagebedingmigen gemäß § 163 Absatz 2 auf 
vier Wochen begrenzt. Sofern die BaFin wälirend ihrer Prü- 
fung feststellt, dass weitere Unterlagen zin Prüftmg benötigt 
werden, kamt sie diese nachfordem. In diesem Fall ist es für 
eine umfassende Prüfimg wichtig, dass die Prüfmigsfiist ent- 
sprechend neu zu laufen begimit. 

Zu § 39 Absatz 3 
Zu Satzteil vor Nunmier 1 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Anpassmig zm Vereui- 
heitlichmig des Wortlauts bei der Aufliebmig der Erlaubms 
mid der Registiiermig. Entsprechende Ändenmgen folgen in 
§ 44 Absatz 5 imd § 1 1 3 Absatz 2. 

Zu Nmimier 4 

Vergleiche liierzu die Begiündimg zu § 1 Absatz 19 Num- 
mer 1 Satz 2. 

Zu §44 

Zu Absatz 1 

AIF, die von AIF-Kapitalverw'altmigsgesellschaften verwal- 
tet werden, die die Voraussetzimgen von § 2 Absatz 4, 
4a oder 5 erfüllen, imterliegen nicht den Rechtsformanforde- 
nmgen der §§91 ff. Um jedoch auch für diese AIF auszu- 
scliließen. dass Anleger imbegrenzt persöiüich haften, wird 
in der neuen Nununer 7 die Anfordenmg aufgestellt, dass die 
AIF die Rechtsfomi der juristischen Person oder einer Perso- 
nenliandelsgeseUschaft. bei der persönlich haftender Gesell- 
schafter eine GmbH ist. haben müssen. Die Rechtsform einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist damit ausgeschlossen. 
Ferner wird gefordert, dass auch die Nachschusspflicht des 
Anlegers ausgesclilossen sein muss. Danach ist z. B. die 
Rechtsfonn der Genossenschaft nur zulässig, wenn in der 
Satzung der Genossenschaft eine Nachschusspflicht ausge- 
sclilossen wmde. 

Zu den Absätzen 2 bis 5 — neu — 

Der neue Absatz 2 ist eine Folgeändermig zm Einfügung von 
§ 2 Absatz 4b. 

Der neue Absatz 3 fülirt die Prüfimg der Geschäftsleitereig- 
nmig bei Registriermig von AIF-Kapitalverwaltimgsgesell- 
schaften ein. die die Bedingimgen nach § 2 Absatz 4b oder 
Absatz 5 erftillen. Aus Anlegerschutzgesichtspunkten ist es 
erforderlich, dass bereits bei Registrienmg zmnindest die 
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Zuverlässigkeit und Eignung des oder der Geschäftsleiter 
vorliegt imd durch die BaFin überprüft wird. 

Der neue Absatz 4 regelt das Registrieinngsverfahren. 

Gemäß § 2 Absatz 4, 4a. 4b oder Absatz 5 luiterliegen regis- 
trierte AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaften den in § 2 Ab- 
satz 4, 4a. 4b oder Absatz 5 genaimten Vorscluiften dieses 
Gesetzes. Sofern die BaFin im Ralunen iluer Aufsicht fest- 
stellt. dass gegen diese Bestinunmigen verstoßen wird, ist 
eine entsprechende spezielle Emgriffsbefiignis erforderlich. 
Der neue Absatz 5 emiöghcht daher der BaFin. neben der 
generellen Anordnungsbefugnis gemäß § 5 bei naclihaltigen 
Verstößen explizit die Registrierung einer AJF-Kapitalver- 
walhmgsgesellscliaft aufridieben. Auch ermöglicht die neue 
emgefügte Regelung, dass Geschäftsleiter der AIF-Kapital- 
verwaltimgsgesellschaften abberafen werden körnten und ili- 
nen eine weitere Tätigkeit imtersagt w'erden kaiui. Letzteres 
ist nach dem Gnuidsatz der Verliälhiismäßigkeit mid vor 
dem Hmtergrund der Gefalirenabwelir gerechtfertigt. Die 
emgefUgten Regelmigen dienen zudem der Umsetzimg von 
Artikels Absatz 2 der Richthnie 201 1/6 1/EU, wonach der 
gesamte Maßnalmienkatalog von Artikel 46 der Richth- 
nie 2011/61/EU anwendbar sein muss. 

Zu Absatz 6 
Zu Satz 1 

Es handelt sich um eme redaktionelle Folgeändenuig. 

Zu Satz 2 - neu — 

Es handelt sich um eme Folgeänderung, wobei AIF-Kapital- 
verw'altmigsgesellschaffen. die nicht melir die Anfordenm- 
gen gemäß § 2 Absatz 4a erfüllen, zusätzüch die Möglich- 
keit haben, eine Registrieiimg nach den Voraussetziuigen der 
§ § 44 Absatz 1 Nmnnier 1 , Absatz 2 bis 4 zu erlangen, wenn 
sie die Voraussetzungen von § 2 Absatz 4b oder Absatz 5 er- 
füllen. Andernfalls müssen auch sie eine Erlaubnis beantra- 
gen. 

Bisheriger Absatz 3 - entfällt - 

Der bisherige § 44 Absatz 3 verwdes allein aus Klarstel- 
limgsgründen auf die von der Europäischen Konmüssion zu 
erlassende Durclifülirungs-Verordnimg gemäß Artikel 3 Ab- 
satz 5 der Richtlinie 2011/61/EU. Da diese EU-Verordnimg 
bisher nicht in Kraft getreten ist imd auch nicht absehbar ist. 
ob sie vor dem hikrafttreten dieses Gesetzes m Kraft tritt, 
wird Absatz 3 gestrichen. Die EU-Verordnung gilt nach ili- 
rem Inkrafttreten unmittelbar. 

Absatz 7 

Es handelt sich um eme redaktionelle Folgeändenuig. 

Zu § 51 Absatz 8 

Vergleiche hierzu die Begründung zu § 1 Absatz 19 Num- 
mer 1 Satz 2. 

Zu § 56 Absatz 2 Satz 3 - gestrichen — 

Der bisherige § 56 Absatz 2 Satz 3 verwies allein aus Klar- 
stellmigsgründen auf die von der Europäischen Kommission 
zu erlassende Diuchfülmmgs-Verordnmig gemäß Artikel 37 
Absatz 14 der Richtlinie 2011/61/EU. Da diese EU-Verord- 
nmig bisher nicht ui Kraft getreten ist mid auch nicht abseh- 
bar ist. ob sie vor dem hikrafttreten dieses Gesetzes in Kraft 


tritt, w'ird Absatz 2 Satz 3 gestrichen. Die EU-Verordnung 
gilt nach ilneiii Inkrafttreten mmiittelbai". 

Zu § 67 Absatz 5 

Es handelt sich luii Anpassmigen an die Anfordenuigen ui 
Artikel 22 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Riclitluüe 2011/61/ 
EU. 

Zu § 68 Absatz 2 und 3 

Vergleiche liierzu die Begründimg zu § 1 Absatz 19 Nmn- 
mer 1 Satz 2. 

Zu § 74 Absatz 2 

Es handelt sich imi eme redaktionelle Folgeändenuig auf 
Grund der Ändenuig m § 36 Absatz 1 Satz 2 bis 4 - neu -. 

Zu § 77 Absatz 5 Nummer 5 Buchstabe a 

Es handelt sich luii eme redaktionelle klarstellende Ände- 
nuig. 

Zu §80 

Zu Absatz 2 Nunuiier 1 luid 2 

Vergleiche liierzu die Begründung zu § 1 Absatz 19 Nmn- 
nier 1 Satz 2. 

Zu Absatz 3 
Zu Satz 1 Niuiuiier 2 

Es handelt sich luii die Konektiu euies Redaktionsverse- 
hens. das durch die Untergliedenuig in Niunmer 2 entstan- 
den ist. § 80 Absatz 3 Nimimer 2 wird niumielir korrekt an 
den Wortlaut der Richtlinie 2011/61/EU angepasst. 

Zu den Sätzen 3 bis 5 — neu — 

Detailregelmigen zu den Anfordenuigen an den Treuliänder 
werden im Wege der Verw'altimgsauslegimg durch die BaFin 
konkretisiert. Durch die Einfügiuig wird jedoch eine Anzei- 
gepflicht bei Ändenuig der finanziellen luid beniflichen Ga- 
rantien sichergestellt. 

Sofern der Treuliänder zum Zwecke der finanziellen Garan- 
tie eine Versichenuig abscliließt. trifft den Versicherer eben- 
falls eine Anzeigepflicht. Hierdmch soll sichergestellt wer- 
den. dass Versichenuigsiuitemelmien beispielsweise eme 
Nichterfülliuig der Prämienzaliliuig. die dazu füliren kaiui. 
dass der Versichenuigsschutz entfallt, an die BaFin melden. 
Die Regehuig betrifft sowolil inländische als auch ausländi- 
sche Versicherer. 

Zu Absatz 7 
Zu Satz 1 

Vergleiche liierzu die Begiündiuig zu § 1 Absatz 19 Num- 
mer 1 Satz 2. 

Zu Satz 2 

Es handelt sich mn eine redaktionelle Klarstellmig. Der 
Wortlaut wird an die Definition in § 1 Absatz la Satz 2 
Nimmier 12 des Kreditw'esengesetzes angepasst. 

Zu § 82 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe e 
Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw'eiskorrektur. 
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Zu § 88 Absatz 5 Nummer 5 Buchstabe a 

Es bandelt sich um eme redaktionell klarstellende Ändenmg. 

Zu § 91 Absatz 2 

Die Änderung dient der Klarstellung, dass es für die Qualifi- 
kation des Anlegers als professionell oder semiprofessionell 
auf den Zeitpimkt des Erw'erbs des AnteUs am Investment- 
venuögen ankonunt. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändenuigen in § 1 Absatz 6 
Satz 1 in dem Satzteil vor Nimuner 1, in § 110 Absatz 3, in 
§ 125 Absatz 2 Satz 2, in § 127 Absatz 1 Satz 1, in § 142 
Satz 2. in § 150 Absatz 2 Satz 2 mid in § 262 Absatz 2 Satz 1 
Nmnmer 2 in dem Satzteil vor Buchstabe a.) 

Zu § 94 Absatz 3 Satz 1 und 2 

Es handelt sich um redaktionelle Verw^eiskorrekturen. 

Zu §96 

Zur Übersclirifl sowie zu den Absätzen 2 bis 4 

Es handelt sich tun eine redaktionelle Ändenmg. da sich § 96 
auf Sondervermögen bezieht mid daher der Begriff „Teilson- 
dervermögen“ verwandt werden muss. Der Begriff „Teilin- 
vestmentvermögen“ ist dagegen der Oberbegriff für „Teil- 
sondervermögen“ mid „TeilgeseUschaftsveraiögen“. 

Zu § 102 Satz 4 und 5 

Es handelt sich lun die Koirektur eines diu'cli Satzmnstellmi- 
gen entstandenen Redaktionsversehens. Ebenso wie nach 
der Regelmig im bisherigen § 44 Absatz 5 Investmentgesetz 
sind etw'aige Feststelhmgen des Abschlussprüfers zu Verstö- 
ßen der Kapitalverw'altmigsgesellschaft gegen aufsichts- 
rechtliche Vorscliriffen im Prüfimgsbericht. nicht aber im 
Jaliresbericht enthalten. Demi der Priifimgsbericht ist nur für 
die BaFin bestimmt imd dient der Infoiiiiation darüber, ob 
die aufsichtsrechtlichen Pflichten eingehalten wanden. 

Zu § 104 Absatz 1 und § 105 Absatz 1 und 2 

Die Änderung stellt sicher, dass die BaFin nicht nur bei Pu- 
blikuuissonden emiögen. sondern auch bei Spezialsonder- 
vennögen auch in den Jaliren. in denen das Recht zur Ver- 
w'altiuig von Sondeivemiögen übertragen w'ird. in denen 
Versclmielzungen stattfinden oder das Sondeivemiögen ab- 
gew'ickelt w'ird. ein vollständiges Bild des Sondeivemiögens 
erhält. Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung ge- 
mäß § 95 in Verbindmig mit § 44 Äbsatz 3 bis 4a des Invest- 
nientgesetzes. 

Zu § 110 Absatz 3 

Die Änderung dient der Klarstellmig. dass es für die Qualifi- 
kation des Anlegers als professionell oder semiprofessionell 
auf den Zeitpimkt des Erw'erbs des Anteüs am Investment- 
vennögen ankonunt. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändenuigen in § 1 Absatz 6 
Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1, in § 91 Absatz 2. in 
§ 125 Absatz 2 Satz 2, in § 127 Absatz 1 Satz 1, in § 142 
Satz 2. in § 150 Absatz 2 Satz 2 mid in § 262 Absatz 2 Satz 1 
Nimmier 2 in dem Satzteil vor Buchstabe a.) 

Zu § 113 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Anpassmig zur Verein- 
heitlichung des Wortlauts bei der Aufliebimg der Erlaubnis 


mid der Registrierung. Entsprechende Änderungen erfolgen 
in § 39 Absatz 3 mid § 44 Absatz 5. 

Zu § 117 Absatz 9 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Ändenmg. da sich 
§ 1 1 7 auf Investmentgesellschaften bezieht mid dalier der 
Begriff „Teilgesellschaffsvemiögen“ verw'andt werden 
muss. Der Begriff „Teilinvestmentvermögen“ ist dagegen 
der Oberbegriff für „Teilsondervemiögen“ mid „Teilgesell- 
schaftsvemiögen“. 

Zu § 125 

Zu Äbsatz 2 Satz 2 

Die Ändenmg dient der Klarstellmig. dass es für die Qualifi- 
kation des Anlegers als professionell oder semiprofessionell 
auf den Zeitpunkt des Erwerbs des Anteils am Investment- 
vemiögen ankonmit. 

(Vergleiche liierzu auch die Ändenmgen in § 1 Absatz 6 
Satz 1 in dem Satzteil vor Nunmier 1, in § 91 Absatz 2. in 
§ 110 Absatz 3, in § 127 Absatz 1 Satz 1, in § 142 Satz 2. in 
§ 150 Absatz 2 Satz 2 mid in § 262 Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 2 in dem Satzteil vor Buclistabe a.) 

Zu Absatz 3 
Zu Nmnmer 1 

Im Hinblick auf die Entwicklimg der möglichen Komnimii- 
kationsw'ege w'ird auch eine Übemiitthmg von Ladungen zu 
Gesellschaftsversaninilimgen in Textfonu als ausreichend 
erachtet. Dies genügt den mit dieser Vorsclirift bezw'eckten 
Transparenzanfordenmgen . 

(Vergleiche liierzu auch die Ändenmg in § 150 Absatz 3 
Nimmier 1.) 

Zu Nmnmer 2 

Es W'ird klargestellt, dass den Anlegern eine Kopie des 
Protokolls übennittelt w'erden muss. Dies muss nicht zwin- 
gend in Papierfomi erfolgen, sondern kaim auch per E-Mail 
erfolgen. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändenmg in § 150 Absatz 3 
Nunmier 2.) 

Zu § 127 Absatz 1 Satz 1 

Die Änderung dient der Klarstellmig. dass es für die Quahfi- 
kation des Anlegers als professionell oder semiprofessionell 
auf den Zeitpmikt des Erwerbs des Anteils am Investment- 
vermögen ankonmit. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändenmgen in § 1 Absatz 6 
Satz 1 in dem Satzteil vor Nimuner 1, in § 91 Absatz 2, in 
§ 1 10 Absatz 3, in § 125 Absatz 2 Satz 2, in § 142 Satz 2, in 
§ 1 50 Absatz 2 Satz 2 und in § 262 Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 2 in dem Satzteil vor Buclistabe a.) 

Zu § 131 Absatz 1 Satz 2 

Die Ändenmgen dienen der Klarstellung, dass für den Er- 
w'erb von Betriebsi'ennögen auch Darlehen aufgenonunen 
W'erden köimen. Bei gesclilossenen Publikmnsfonds (§ 156) 
ist dies jedoch niu im Ralmien der Regelmig zu § 263 mög- 
lich. Die Regehmg. dass für den Erw'erb von Betriebsvermö- 
gen keine Aidegergelder veiwendet w'erden dürfen, ergibt 
sich bereits aus Satz 3. 
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Zu § 132 Absatz 8 Satz 1 

Es handelt sich uni eine redaktionelle Änderung, da sich 
§132 auf Investuientgesellschaften bezieht imd daher der 
Begriff „Teilgesellschaftsveraiögen“ verw'andt werden 
muss. Der Begriff „Teilinvestmentvennögeii“ ist dagegen 
der Oberbegriff für „Teilsondei'vermögen“ imd „Teilgesell- 
schaftsvemiögen“. 

Zu § 142 Satz 2 

Die Änderung dient der Klarstellung, dass es für die Qualifi- 
kation des Änlegers als professionell oder semiprofessionell 
auf den Zeitpimkt des Erwerbs des Änteils am Investment- 
vennögen ankommt. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändenmgen in § 1 Äbsatz 6 
Satz 1 in dem Satzteil vor Nunmier 1, in § 91 Äbsatz 2. in 
§ 110 Absatz 3, in § 125 Äbsatz 2 Satz 2. in § 127 Absatz 1 
Satz 1, in § 150 Absatz 2 Satz 2 imd in § 262 Absatz 2 Satz 1 
Nmimier 2 in dem Satzteil vor Buchstabe a.) 

Zu § 150 

Zu Absatz 2 Satz 2 

Die Änderung dient der Klarstelliuig. dass es für die Qualifi- 
kation des Anlegers als professionell oder semiprofessionell 
auf den Zeitpmikt des Erw'erbs des Anteils am Investment- 
veraiögen ankommt. 

(Vergleiche hierzu auch die Änderungen in § 1 Absatz 6 
Satz 1 in dem Satzteil vor Nmmner 1, in § 91 Absatz 2. in 
§110 Absatz 3, in § 125 Absatz 2 Satz 2. in § 127 Absatz 1 
Satz 1, in § 142 Satz 2 mid in § 262 Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 2 in dem Satzteil vor Buclistabe a.) 

Zu Absatz 3 
Zu Nmnmer 1 

Im Hinblick auf die Entwicklung der möglichen Konmimii- 
kationsw'ege wird auch eine Übemuttlmig von Ladungen zu 
Gesellschaftsversammlungen in Textfonn als ausreichend 
erachtet. Dies genügt den mit dieser Vorschrift bezweckten 
Transparenzanfordenmgen. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändermig in § 125 Absatz 3 
Nmnmer 1.) 

Zu Nummer 2 

Es w'ird klargestellt, dass den Anlegern eine Kopie des Pro- 
tokolls übermittelt w'erden muss. Dies muss nicht zwingend 
in Papierform erfolgen, sondern kaim auch per E-Mail erfol- 
gen. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändenmg m § 125 Absatz 3 
Nmnmer 2.) 

Zu § 153 Absatz 3 Satz 3 

Es handelt sich um die Konektm eines Redaktionsver- 
sehens. da § 153 Vorscluiften zm hivestinentkommandit- 
gesellschaft trifft, muss es anstelle von Aktionären Anleger 
heißen. 

Zu § 156 Absatz 1 Satz 2 

Die Ändenmgen dienen der Klarstelliuig. dass für den Er- 
w'erb von Betriebsvermögen auch Darlehen aufgenonmien 
W'erden kömien. Bei geschlossenen Publikmnsfonds (§ 156) 


ist dies jedoch nm im Ralmien der Regelung zu § 263 mög- 
lich. Die Regelmig. dass für den Erw'erb von Betriebsvermö- 
gen keine Anlegergelder veiwendet werden dürfen, ergibt 
sich bereits aus Satz 3. 

Zu § 162 Absatz 2 Nummer 8 

Es handelt sich mii redaktionelle Verw'eiskorreküuen. 

Zu § 164 Absatz 4 - entfällt - 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Ändenmg. Der Rege- 
Imigsgehalt des zu streichenden Äbsatzes 4 ist bereits in Äb- 
satz 3 enthalten. 

Zu § 165 Absatz 2 Nummer 36 

Es handelt sich mn eine redaktionelle Verw'eiskorrektur. 

Zu § 166 Absatz 7 Satz 5 Nummer 3 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw'eiskorrektm. 

Zu § 178 Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Ändenmg. 

Zu § 198 Nummer 4 Buchstabe b 

Vergleiche lüerzu die Begründmig zu § 1 Absatz 19 Nmn- 
nier 1 Satz 2. 

Zu § 200 Absatz 2 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Ändenmg. 

Zu § 222 Absatz 1 Satz 3 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Ändenmg. 

Zu § 231 Absatz 2 
Zu Satz 1 
Zu Nmuuier 1 

In der neu gefassten Nummer 1 wird zw'ingend vorgesclirie- 
ben. dass die Bew'ertmig von Vemiögensgegenständen ab ei- 
ner Größe von mehr als 50 Mio. Emo von mindestens zwei 
externen Bew'ertem vorzimelunen ist. Die Bew'erter müssen 
voneinander miabhängig sein. Die Regelung soll eine grö- 
ßere Bew'ertmigssicherheit emiöglichen mid damit den Änle- 
gerschutz erhöhen. Deshalb hat jeder externe Bew'erter eine 
eigene Bew'ertmig vorzmielmien. Damit w'ird die Position 
des externen Bew'erters gestärkt. 

Zu Nmnmer 2 - neu - 

Nunmier 2 regelt, dass auch die Ankaufsbew'erter Objektbe- 
sichtigungen vorzimehmen haben. 

Zu Nmnmer 3 

Es handelt sich mn eine redaktionelle Folgeändermig zm 
Ändermig in Nmnmer 1 . Die Ankaufsbew'erter dürfen nicht 
mit den Regelbew'ertem identisch sein. 

Zu Satz 2 — neu — 

Mit dem Verw'eis auf den neuen § 250 Absatz 2 wird klar- 
gestellt. dass auch für die Ankaufsbew’erter die Grundsätze 
der Rotation imd der Unabhängigkeit der externen Bewerter 
gelten sollen. Damit w'ird eui einheitlicher Standard bei der 
Bewertmig von Vennögensgegenständen von offenen Inmio- 
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bilieiifonds geschaffen, da die Werteraiittlung eines Vemiö- 
gensgegenstandes vor Erw^erb für die weitere Entwicklung 
des Sondeivemiögens mindestens ebenso wesentlich ist wie 
die Folgebewertmigen. 

Zu dem neuen Satz 3 

Es handelt sich imi die Koirektur eines Redaktionsverse- 
hens. 

Zu § 232 Absatz 2 und 3 

Die Ändenuigen sind Folgeändenmgen zur Ändenmg in 
§ 231 Absatz 2. 

Zu § 235 Absatz 2 
Zu Satz 1 
Zu Nmnmer 1 

Die Ändenmg ist eine Folgeändenmg zur Ändenmg in § 23 1 
Absatz 2. 

Zu Nmnmer 2 

Es handelt sich mn die Korrektm eines Redaktionsverse- 
hens. 

Zu Satz 2 

Die Änderung stellt klar, dass die Anfordeimigen an die ex- 
ternen Bewerte!' direkt gehaltener Inmiobilien auch für die 
Bewerter neu zu erwerbender indirekt gehaltener lumiobi- 
lien gelten. 

Zu § 236 Absatz 3 

Dmch die Änderung von § 236 Absatz 3 wird liinsichtlich 
der Maßgabe, dass die Be'wei'timg durch den oder die exter- 
nen Bewerter vom Absclilusspriifer zu übemelmien sind, die 
Regehmg des aufzuliebenden § 68 Absatz 2 Satz 3 Invest- 
mentgesetz übemommen. Ansonsten werden die Anforde- 
nmgen. die in § 23 1 Absatz 2 beim Ewerb an die Bewertung 
einer direkt gehaltenen Inmiobilie gestellt werden, auch an 
die Bewertimg einer indirekt gehaltenen Inmiobilie gestellt, 
wemi eine Immobilien-Gesellschaft «"worben wird. 

Zu § 248 Absatz 4 Satz 2 - neu — 

Durch den neuen Satz 2 wird die Regehmg des aufzuheben- 
den § 70 Absatz 2 Satz 1 zweiter Halbsatz hivestmentgesetz 
übemommen mit der Maßgabe, dass die Bewertimg durch 
zw'ei externe Bewerter zu erfolgen hat. 

Zu § 249 Absatz 1 

Der neu gefasste § 249 Absatz 1 Nununer 1 verlangt, dass 
die regelmäßige Bewertimg der Vennögensgegenstände ei- 
nes Immobilien-Sonden’emiögens durch zw'ei externe, von- 
einander unabhängige Bewerter zu erfolgen hat. Die exter- 
nen Bewerter haben jeder eine eigene Bew'ertung 
vorzmieluuen. Damit wird die Position des externen Bewer- 
ters gestärkt. Nununer 2 entspricht inlialtlich der Regelmig 
im bisherigen § 249 Absatz 1 mit Anpassmigen an die Ände- 
nmgen in § 231 Absatz 2. 

Zu § 250 
Zu Absatz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändenmg zur 
Ändenmg in § 249 Absatz 1 . 


Zu Absatz 2 

Der neue § 250 Absatz 2 legt zusätzhche Anfordermigen füi" 
externe Bewerter von IrmnobUien-Sondeivennögen fest, 
welche größtenteils aus § 77 des aufzuliebenden hivestnient- 
gesetzes übemonuiien winden. Satz 1 sieht eine Rotation des 
externen Bewerters nach drei Jalnen Tätigkeit für eine AIF- 
Kapitalverwaltimgsgesellschaft vor. Satz 2 verlangt eine 
wirtschaftliche Unabhängigkeit des Bewerters von der AIF- 
Kapitalverwaltimgsgesellschaft. Dies kaim gemäß Satz 3 von 
der BaFin überprüft werden. Satz 4 verlangt eine zw’eijälirige 
Kaienzzeit des externen Beweitei's. bevor er wieder für die- 
selbe AIF-Kapitalverw'altimgsgesellschaff tätig sein darf. 

Zu § 251 
Zu Absatz 1 
Zu Satz 1 

Es handelt sich imi eine Folgeändenmg zin Ändermig in 
§ 255 Absatz 2. 

Zu Satz 2 - neu - 

Die Regehmg übeminmit inlialtlich weitestgehend die Rege- 
lmig des aufzuliebenden § 79 Absatz 1 Satz 10 des hivest- 
nientgesetzes imd ist eine Folge der Ändenmg von § 255 Ab- 
satz 2. In dem Fall, dass eine Rücknaluue der Anteile 
seltener als alle drei Monate erfolgt, muss die Bewertimg in- 
nerhalb von drei Monaten vor dem Rücknalmieteniiin erfol- 
gen. Dadmch wird sichergestellt, dass die Bewertimg mög- 
lichst zeitnali zmii Rücknalmietemrin vorgenonmien wird. 

Zum neuen Satz 3 

Es handelt sich imi eine Folgeändenmg zm Eiiifiigmig von 
Satz 2. 

Zu Absatz 2 

Die Ändenmg ist eine Folgeändenmg zu den Änderungen in 
§ 248 Absatz 4 imd§ 250. 

Zu § 253 Absatz 1 Satz 2 

Die Ändenmg entspricht der Vorgabe im aufzuliebenden 
§ 80 Absatz 1 Satz 2 des Investmentgesetzes. 

Zu § 255 Absatz 2 

Der neue Absatz 2 entspricht dem aufzuliebenden § 80c Ab- 
satz 2 des Investmentgesetzes. 

Zu § 257 Absatz 4 Satz 2 

Es handelt sich imi eine Folgeändenmg zur Ändermig in 
§ 255 Absatz 2 imd entspricht der Regehmg des aufaüieben- 
den § 81 Absatz 4 Satz 2 des hivestmentgesetzes. 

Zu § 260 

Die Änderungen sind Folgeändenmgen zu den Änderungen 
in § 248 Absatz 4 mid § 250. 

Zur llberschrift von Kapitel 2 Abschnitt 4 Unterab- 
schnitt 1 - entfällt — (nach § 260) 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Ändermig. 

§261 

Zu Absatz 5 

Mit der Ändenmg von § 261 Absatz 5 wird für gescldossene 
Publikimis-AEF, welche Sachwerte erwerben, aus Gründen 
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des Alllegerschutzes beim Erw'erb eines Vennögensgegeii- 
staiids ein Gleicliklang zu den Anforderungen an offene Im- 
mobilien-Sondercemiögen hergestellt. Vor Erw'erb von Ver- 
niögensgegenständen nach Absatz 1 Nimuner 1 mit eüiein 
Wert bis zu 50 Mio. Euro ist der Vennögensgegenstand von 
einem externen Bewerter zu bewerten. Vor dem Erwerb von 
Vennögensgegenständen mit einem Wert über 50 Mio. Euro 
ist der Wert der zu erw'erbenden Vennögensgegenstände von 
zw'ei externen, voneinander imabhängigen Bewerten! zu 
ennittehi. Jeder externe Bewerter hat ein eigenes Gutachten 
zu erstellen. Mit dem Verw'eis auf § 250 Absatz 2 werden 
für die Ankaufsbewerter von Vermögensgegenständen ge- 
schlossener Publikimis-AJF das Rotationsprinzip, das Er- 
fordernis der wirtschaftlichen Unabhängigkeit sowie die 
Karenzzeit eingefiüirt. 

Zu Absatz 6 

Die Neufassimg von § 261 Absatz 6 regelt, dass auch für die 
Ankaufsbewertung von anderen Vermögensgegenständen 
als Sachwerten dieselben Anfordenuigen an die Bewerter 
wie bei der Ankaufsbewertmig von Sachwerten gelten. 

Zu Absatz 8 - neu - 

Mit der Ändenuig wird klaigestellt. dass gesclilossene Pub- 
likums-AIF nicht Feeder-AIF in einer Master-Feeder-Kon- 
stniktion sein düifen. Dies ergibt sich fth den Bereich der 
gesclilossenen EU-AIF mid ausländischen AIF, die an Pri- 
vatanleger vertrieben werden sollen, bereits aus § 3 1 7 Ab- 
satz 1 Niunmer 7 Buchstabe j. 

Zu § 262 

Zu Absatz 1 Satz 3 und 4 - neu — 

Die Ändenuig dient der KlarsteUimg. dass der Fonds für seine 
Anlaufpliase. spätestens jedoch 18 Monate nach Begimi des 
Vertriebs, die Möghchkeit hat. die Risikomischiuig zu erftü- 
len. Die Anleger sind im Verkaufsprospekt mid in den we- 
senthchen Anlegerinfoniiationen auf die gegebenenfalls feh- 
lende Risikomischung in der Anlau^hase liinzuweisen. 

Zu Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 in dem Satzteil vor Buch- 
stabe a 

Die Änderung dient der Klarstellmig. dass es für die Qualifi- 
kation des Anlegers im Simie des § 262 Absatz 2 Satz 1 auf 
den Zeitpimkt des Erwerbs des Anteils am Investmentver- 
niögen ankonmit. 

(Vergleiche hierzu auch die Ändenuigen in § 1 Absatz 6 
Satz 1 in dem Satzteil vor Nunmier 1, in § 91 Absatz 2, in 
§ 110 Absatz 3, in § 125 Absatz 2 Satz 2. in § 127 Absatz 1 
Satz 1, in § 142 Satz 2 luid in § 150 Absatz 2 Satz 2.) 

Zu § 263 
Zu Absatz 4 

Die Änderung dient der Anpassung der möglichen Belastung 
bei gesclilossenen Publikunisfonds an die Regelmigen zur 
Belastmig bei offeueii Ininiobilienfonds in § 260 Absatz 3 
Nmimier 3. 

Zu Absatz 5 - neu — 

Absatz 5 Satz 1 dient der Klarstellmig. dass wälirend der An- 
laufphase eines gesclilossenen inländischen Publikimis-AIF 
die Begrenzimg des Leverage mid der Belastmig nicht gilt. 
Satz 1 konmit damit einem Bedtufkiis der Praxis nach, da 


während der Platzienmgsphase häufig eine Vorfinanzierung 
des Eigenkapitals erfolgt. Dies gescliieht vor dem Hinter- 
gnuid. dass ein Vennögensgegenstand üblicherweise bereits 
vor der Platziermig des Fonds erworben wird. Um eine dau- 
erhafte Umgehmig der Begienzmigsvorscliriften zu verliin- 
dem. wird die Anlaufphase auf 18 Monate begrenzt. Satz 2 
regelt, dass der Verkaufsprospekt mid die wesentlichen An- 
legerinfomiationen einen Wanihinweis enthalten müssen, 
dass die Kreditaufiialune- mid die Belastimgsgrenze wäli- 
rend der Platzienmgsphase nicht gelten. 

Zu § 266 Absatz 2 Satz 2 

Die Ändenuig dient der redaktionellen Klarstellmig. dass 
von Vermögensgegenständen auch die Anteile oder Aktien 
an geschlossenen hivestmentvemiögen erfasst werden. Dies 
ergibt sich auch bereits aus § 261 Absatz 1 Nimnner 5 imd 6. 

Zu § 267 

Zu Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Verweiskonektur. da 
auch die Anlagebedingmigen der vertriebsberechtigten ge- 
sclilossenen Fonds auf der hitemetseite der AIF-Kapitalver- 
waltungsgesellschaft dem Publikimi zugänglich sein sollen. 

Zu Absatz 3 
Zu Satz 1 

Um eine Ändeiung der Anlagebedingungen, die mit den bis- 
herigen Anlagegnmdsätzen des gesclilossenen Publikunis- 
AIF nicht vereinbar ist oder zu einer Ändenuig der Kosten 
oder der wesentlichen Anlegerrechte fülirt. ui der Praxis zu 
emiöglichen. wird das Erfordenüs. dass dies nm mit der Zu- 
stinmimig einer qualifizierten Melirheit von 75 Prozent des 
Zeicluimigskapitals geschehen kann, daliingehend abge- 
senkt. dass eine Meluheit von zw'ei Dritteln des Zeicluimigs- 
kapitals ausreichend ist. 

Zu Satz 7 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ändenuig. 

Zur Überschrift von Kapitel 4 Abschnitt 1 (nach § 292) 
Es handelt sich imi eine redaktionelle Ändenuig. 

Zur Überschrift von Unterabschnitt 1 — neu — (vor § 293) 
Es handelt sich imi eine redaktionelle Ändenuig. 

Zu § 293 Absatz 1 Satz 1 

Der Begriff des Anbietens in § 293 Absatz 1 Satz 1 umfasst 
nicht nm Angebote im Sinne des BGB, sondern auch Ange- 
bote im weiteren Sinne, wie etwa die invitatio ad offeren- 
dum. Der Begriff der Werbimg ist daher un Wesentlichen re- 
dmidant und kann gestrichen werden. 

Zu § 295 

Zu den Absätzen 2 mid 3 

Die Ändenuigen in § 295 Absatz 2 mid 3 sind erforderlich, 
mii dem neu euigefügten § 330a Reclmmig zu tragen. 

Zu Absatz 6 Satz 2 Nuumier 2 mid Satz 3 — neu — 

Es handelt sich mii eine redaktionelle Ändenmg. wobei auch 
der Verw'eis auf den für Privatanleger geltenden § 300 Ab- 
satz 4 dmch den Veiweis auf die speziell für professionelle 
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Anleger geltende Vorscluift des § 308 Absatz 4 Satz 1 er- 
setzt w'urde. 

Zu § 296 Absatz 4 Satz 2 und 3 

Es handelt sich imi redaktionelle Verw'eiskorrekturen. 

Zur Übersrhiift von Kapitel 4 Abschnitt 1 Unterab- 
schnitt 2 (vor § 297) 

Es handelt sich uni eine redaktionelle Ändenmg. 

Zu § 297 Absatz 5 Satz 1 und Absatz 8 Satz 1 und 2 
Es handelt sich uni redaktionelle Verw'eiskorrekturen. 

Zu § 299 Absatz 1 
Zu Satz 3 

Es handelt sich uni eine redaktionelle Verw'eiskoiTektur. 

Zu Satz 4 - neu - 

Es handelt sich uni eine Anpassung an Artikel 22 Absatz 1 
Unterabsatz 1 Satz 2 der Richtlinie 2011/61/EU. 

Zu § 302 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 1 
Es handelt sich uni redaktionelle Verw'eiskorrekturen. 

Zu § 305 Absatz 1 Satz 1 sosiie den Absätzen 7 und 8 
— neu — 

Die Änderungen bescliränken das Widennfsrecht nach § 305 
Absatz 1 bis 5 auf Anteile und Aktien von offenen Invest- 
nienti'emiögen. In Bezug auf Anteile oder Aktien an ge- 
sclilossenen Investnientvemiögen wird durch die Einfügung 
des neuen Absatzes 7 klargestellt, dass sich für diese das Wi- 
derrufsrecht nach dem bürgerlichen Recht richtet luid § 305 
als Speziahegelimg für offene Investmenti'ennögen einem 
Rückgriff auf das allgemeine zivihechtliche WideiTufsrecht 
in Bezug auf gesclüossene Investmeiin-ennögen nicht entge- 
genstehen soll. Dies entspricht der bisherigen Rechtslage 
nach dem Vermögensanlagengesetz. Für offene Investment- 
venuögen bleibt es bei dem Widemifsrecht nach § 305 Ab- 
satz 1 bis 5, damit bei diesen Kursverluste wäluend der Wi- 
derrufsfrist nicht zu Lasten des Fondsvemiögens imd damit 
der übrigen Anleger gehen. Der neue Absatz 8 enthält zudem 
ein Widerrufsrecht in Bezug auf Prospektnachträge, das im 
Wesentlichen dem Widemifsrecht nach § 1 1 Absatz 2 Ver- 
niögensanlagengesetz entspricht. 

Zu § 306 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 5 - neu - 
sowie Absatz 6 

Die Änderungen in § 306 Absatz 1 Satz 1 erw'eitem in An- 
lelmiuig an § 20 Absatz 1 Satz 1 des Vemiögensanlagenge- 
setzes den Kreis derjenigen Personen, die fiu' die Haftung 
eines fehlerhaften Verkaufsprospektes in Anspruch genom- 
men w'erden köimen. Die Ändenmg in § 306 Absatz 3 Satz 1 
stellt eine Folgeänderung dar; die dem erw'eiterten Kreis von 
haftbaren Personen Rechmmg trägt. Der neue Absatz 5 ent- 
hält in Anlelmimg an § 2 1 Absatz 1 Satz 1 , Absatz 2 Satz 1 
luid Absatz 4 des Vemiögensanlagengesetzes eine Hafhuig 
bei felilendem Verkaufsprospekt. 

Zur Überschrift von Kapitel 4 Abschnitt 1 Unterab- 
schnitt 3 (vor § 307) 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Änderung. 


Zu § 307 
Zu Absatz 1 
Zu Satz 1 

Die Ändenmg passt den Verw^eis an Artikel 23 Absatz 1 
Buchstabe k der Richtlinie 2011/61/EU einschließlich dem 
darin enthaltenen Verw'eis auf den gesamten Artikel 22 der 
Richtlinie 201 1/61/EU an. 

Zu Satz 2 
Zu Nmimier 9 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw'eiskorrektur. 

Zu Nmnnier 19 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Konektur des Verwei- 
ses. wobei der Verweis auf den für Privatanleger geltenden 
§ 300 Absatz 4 durch den Verweis auf die speziell für profes- 
sionelle Anleger geltende Vorscliriff des § 308 Absatz 4 
Satz 1 ersetzt wairde. 

Zu Absatz 3 

Es handelt sich tun eine redaktionelle Folgeändenmg. 

Zu § 308 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 uud Satz 2 
Es handelt sich imi redaktionelle Verw'eiskorrektureri. 

Zu § 314 Absatz 1 Nummer 3 

Es handelt sich lun eine Folgeändenmg zm Einfügung von 
§ 330a. 

Zu §316 

Zu Absatz 1 Satz 2 
Zu Nmnnier 3 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw'eiskorrektur. 

Zu Nimmier 5 - entfällt — 

Die Aufliebimg von Nimmier 5 trägt dem Umstand Rech- 
nmig. dass die dort geforderten „weiteren ftir den Anleger 
verfügbaren Informationen“ in der Praxis leerlaufen werden, 
da die Jahres- imd Halbjahresberichte imabhängig vom An- 
zeigeverfahren der BaFin euizureichen sind imd die für den 
Anleger verfügbaren Informationen im Verkaufsprospekt 
enthalten sein sollten. 

Zu Absatz 3 Satz 2 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Anpassung an den 
Wortlaut von Artikel 31 Absatz 3 der Richtlinie 2011/61/EU 
mid § 321 Absatz 3. 

Zu Absatz 4 Satz 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Veiw^eiskorrektur. 

Zu Absatz 5 — neu — 

Der neue § 3 16 Absatz 5 ist eine Folgeändenmg zu der Ein- 
fügimg des Widenufsrechts bei einem Nachtrag zum Ver- 
kaufsprospekt in § 305 Absatz 7 imd ist w'eitestgehend an 
§ 1 1 Absatz 1 Satz 1 mid 4 mid § 9 Absatz 2 Satz 1 des Ver- 
niögensanlagengesetzes angeleimt. 

Zu § 317 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe aa 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw'eiskorrektur. 
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Zu § 318 Absatz 2 Satz 2, Absatz 4 Nummer 1 und 2 so- 
wie Absatz 5 Satz 3 

Es handelt sich um redaktionelle Verw'eiskorrekturen. 

Zu § 320 

Zu Absatz 1 Satz 2 Niuiuner 4 mid 7 Buclistabe a sowie Ab- 
satz 3 Satz 2 

Es handelt sich imi redaktionelle Verweiskorrekturen. 

Zu Absatz 4 

Zu den Sätzen 1 imd 2 

Es handelt sich imi redaktionelle Verw^eiskorrektiuen. 

Zu Satz 3 - neu - 

Der neue Verw'eis auf § 316 Absatz 5 in § 320 Absatz 4 ist 
eine Folgeändenmg zu der Einfugimg des WideiTufsrechts 
bei einem Nachtrag zimi Verkaufsprospekt in § 305 Absatz 8. 

Zu § 329 Absatz 4 

Die Änderung des Verweises ist im Wesentlichen redaktio- 
neller Natur luid trägt dem Umstand Reclmiuig. dass es - an- 
ders als in § 316 - im Bereich des § 329 keine zu genelmii- 
genden Anlagebedingungen gibt. 

Zu § 330 Absatz 5 

Es handelt sich um redaktionelle Verweiskorrekturen. 

Zu § 330a - neu — 

§ 330a wird eingefugt, um einen grenzübersclireitenden Ver- 
trieb von EU-AIF imd ausländischen AIF durch EU-AIF- 
Verwaltungsgesellscliaften. die die Bedingungen nach Arti- 
kel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2011/61/EU erfüllen, an pro- 
fessionelle imd semiprofessionelle Anleger im Inland bei 
Einlialtung der genannten Anfordenmgen zu eraiögUchen. 

Zu § 331 Absatz 4 Satz 3 und Absatz 7 Satz 3 
Es handelt sich imi redaktionelle Verw^eiskorrekturen. 

Zu § 335 Absatz 2 - neu - 

Die Ermächtigungsgnmdlage ennöglicht es der BaFin. ent- 
sprechende Bescheinigmigen auszustellen. 

Zu § 337 

Zu Absatz 1 Nummer 1 

Es handelt sich um die redaktionelle Korrektur von Verw’ei- 
sen. die durch die Einfugmig der neuen Absätze in § 44 er- 
forderlich werden. 

Zu Absatz 2 

Die Änderungen dienen der Anpassung an die Verordnung 
über Europäische Risikokapitalfonds. Für diese EU-Verord- 
niuig wurde im Laufe des europäischen Gesetzgebmigsver- 
faluens die Nuuuuerienmg geändert. Das KAGB wird niui- 
melu an diese neue Niunmerienmg angepasst. Außerdem 
sind in der Verordnung nur noch die jeweiligen englischen 
Abkürziuigen enthalten, so dass die anderen Bezeiclmmigen 
gestrichen werden. 

(Vergleiche hier auch die Ändenmgen in § 2 Absatz 6 Satz 1 
Nmnmer 2 imd Absatz 7 Satz 1 Nmnmer 2 sowie in § 338 
Absatz 2.) 


Zu § 338 

Zu Absatz 1 Nuuuner 1 

Es handelt sich mn die redaktionelle Korrektur von Verw'ei- 
sen. die durch die Einfugimg der neuen Absätze in § 44 er- 
forderhch werden. 

Zu Absatz 2 

Die Ändenmgen dienen der Anpassimg an die Verordnung 
über Europäische Fonds für soziales Untemelmiertimi. Für 
diese EU-Verordnung wnude im Laufe des europäischen Ge- 
setzgebungsverfaluens die Nimmierienmg geändert. Das 
KAGB wird nmmielir an diese neue Nimmierienmg ange- 
passt. Außerdem sind in der Verordnimg niu noch die jewei- 
ligen englischen Äbkürzimgen enthalten, so dass die anderen 
Bezeichnimgen gestrichen werden. 

(Vergleiche liier auch die Ändenmgen in § 2 Absatz 6 Satz 1 
Nimmier 2 imd Absatz 7 Satz 1 Nimuner 2 sowie in § 337 
Absatz 2.) 

Zu § 339 Absatz 1 Nummer 3 

Es handelt sich imi die redaktionelle Korrektur eines Verwei- 
ses. die durch die Einfügung der neuen Absätze in § 44 erfor- 
derhch wird. 

Zu § 340 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 12 
Buchstabe d 

Es handelt sich imi redaktionelle Veiw'eiskorrekturen. 

Zu § 343 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 Satz 1 

Es handelt sich imi redaktionelle Folgeändenmgen auf 
Grund der Einfügimg von § 2 Absatz 4a imd 4b. 

Zu § 345 

Zu Absatz 6 Satz 2 Nimmier 3 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw^eiskorrektur. 

Zu den Absätzen 8 imd 9 

Es handelt sich mn Folgeändenmgen zur Einfügung von 
§ 330a. 

Zu § 346 
Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 bestinunt. dass die Regelimgen zur Min- 
desthaltedauer imd zur Kündigimgsfrist ab dem 22. Juli 
2013 mmiittelbar gelten imd nicht erst mit Anpassmig der 
Anlagebedingmigen. die gemäß § 345 erforderlich ist. Nur 
so karm verhindert werden, dass ein falscher Anreiz für die 
AIF-Kapitalverwfaltimgsgesellschaffen gesetzt wird, die 
Anlagebedingmigen erst zum letztmöglichen Zeitpunkt an- 
zupassen und bis dalüii weitere Anleger einzuwerben, für 
die die Freibetragsgrenze von 30 000 Euro weiter gelten 
würde. Dadmch würde das gesetzgeberische Ziel, die offe- 
nen Inmiobilienfonds kiisensicherer zu machen, w'esentlich 
erschw'ert. Bereits investierte Anleger sind von der Rege- 
Imig nicht betroffen, da für sie auf Gnmd der Übergangsre- 
gel in Absatz 1 ein Bestandsschutz lünsichtlich der Freibe- 
tragsgrenze gilt. Neue Anleger w'erden auf Gnmd des 
Wamhinw'eises. der in Satz 2 vorgesclirieben w'ird. darauf 
liingewdesen. dass für sie keine tägliche Rückgabe von An- 
teilen mein möglich ist. 
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Zu Absatz 4 - entfallt - 

Es handelt sich uni eine Folgeändeiimg zui' Ändenmg in 
§ 253 Absatz 1 Satz 2 und § 255 Absatz 2. 

Zu Absatz 6 — entfallt - 

Es handelt sich lun eine Folgeändeiimg zin Ändenmg m 
§ 255 Absatz 2 imd § 257 Absatz 4 Satz 2. 

Zu § 348 Satz 1 Satzteil nach Nummer 4 

Es handelt sich imi eine redaktionelle Verw-eiskoixektur. 

Zu § 351 Absatz 5 

Es handelt sich mn Folgeändenmgen zur Einfügimg von 
§ 330a. 

Zu § 352 Satz 2 - neu - 

Durch den zusätzlichen Satz wird klargestellt, dass § 127 hi- 
vestmentgesetz auf die nach Investmentgesetz ziu Verfti- 
gimg gestellten Verkaufsprospekte luid wesentlichen Anle- 
gerinfonuationen weiter anwendbar ist. 

Zu § 353 
Zu Absatz 1 

Die Änderung dient der Klarstellmig. indem § 353 Absatz 1 
an den Wortlaut von Artikel 61 Absatz 3 der RichtUnie 2011/ 
61 /EU angepasst wird. Danach benötigen AIF-Kapitalver- 
waltimgsgesellschaffen keine Erlaubnis oder Registrierung 
nach diesem Gesetz, soweit sie nur geschlossene Fonds ver- 
walten. die nach dem 21. Juli 2013 keine zusätzlichen Anla- 
gen tätigen (sogenamite Altfonds). Dies heißt, dass die AIF- 
Kapitalveiw'altungsgesellschaff daim eine Erlaubnis oder 
Registrienmg benötigt, sobald sie neben diesen sogenaim- 
ten Altfonds entw'eder offene Fonds oder geschlossene 
Fonds veiw'altet. die keine Altfonds sind. 

Zu Absatz 4 
Zum ersten Satzteü 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeändenmgen auf 
Gnmd der Einfügung von § 2 Absatz 4a imd 4b. 

Zum zweiten Satzteil 

Für AIF-Kapitalveiw'altimgsgesellschaffen imd von ihnen 
verwaltete AIF, welche die Voraussetzimgen von § 353 Ab- 
satz 4 erfüllen, gelten weiterliin die Rechnungslegimgsvor- 
scliriften nach dem Vemiögensanlagengesetz. Zusätzliche 
Anfordenmgen werden auf Gnmd der Anfordenmgen von 
Artikel 22 der Richthnie 2011/61/EU aufgestellt. 

Zu Absatz 8 

Es handelt sich um eine klarstellende Anpassimg an Arti- 
kel 61 Absatz 2 der Richtlinie 2011/61/EU. Dieser bezieht 
sich ausschheßhch auf Prospekte nach der Richtlinie 2003/ 
71 /EG. Die Verwendmig eines Prospektes nach dem Vermö- 
gensanlagengesetz wird von dieser Regelimg nicht erfasst. 

Zu den Artikeln 2 und 2a 

(Ändenmg des Investmentgesetzes imd Aufliebimg 
des Investmentgesetzes) 

Mit der Ändenmg in Artikel 2 wird ein redaktioneller Felder 
im Ausfiiluimgsgesetz zur Verordmmg (EU) Nr. 648/2012 
über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien imd Transak- 


tionsregister (EMIR-Ausfülinmgsgesetz) beseitigt. Die Än- 
denmg des hivestmentgesetzes tritt gemäß der Änderung 
von Artikel 28 am Tag nach der Verkündimg dieses Gesetzes 
in Kraft. Die Ändenmg wird daher in das bestehende Invest- 
mentgesetz aufgenonmien. Das hivestmentgesetz wird daim 
am 22. Juli 2013 durch Artikel 2a imd 28 Absatz 2 dieses 
Gesetzes aufgehoben. Das Investmentgesetz in seiner bis 
zum 21. Juh 2013 geltenden Fassimg. auf das in den Über- 
gangsvorscliriften des KAGB verwiesen wird, enthält damit 
die in Artikel 2 vorgenonunenen Ändenmgen des Invest- 
mentgesetzes. 

Zu Artikel 4 (Ändenmg des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs) 

Zu den Nummern 1 und 2 

(§ § 3 1 2a imd 3 1 2d Absatz 4 Nimmier 6) 

Es handelt sich mn eine Folgeändenmgen zur Einfügung von 
§ 305 Absatz 7. 

Zu Artikel 6 (Ändenmg des Handelsgesetzbuchs) 

Zu den Nummern 2 und 4 

(§ 285 Nimuner 26 mid § 314 Absatz 1 Niunmer 18) 

Es handelt sich imi redaktionelle Ändenmgen. in denen klar- 
gestellt W'ird. dass bei den Verw'eisen auf das Investmentge- 
setz jew'eüs der Verw'eis auf das Investmentgesetz in seiner 
bis zum 21. Juh 2013 geltenden Fassimg gemeint ist. 

(Vergleiche lüerzu auch die Ändenmgen in Artikel 8 Num- 
mer 8 Buclistabe c Doppelbuchstabe aa (§31 Absatz 3a 
Satz 3 Nimmier 5 imd 6 Wertpapierhandelsgesetz).) 

Zu Artikel 8 (Ändenmg des Wertpapierhandels- 
gesetzes) 

Zu Nummer 8 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa 
(§31 Absatz 3a Satz 3 Nimuner 5 imd 6) 

Es handelt sich imi redaktionelle Ändenmgen. in denen klar- 
gestellt w'ird. dass bei den Verweisen auf das Investmentge- 
setz jeweüs der Verw'eis auf das Investmentgesetz in seiner 
bis zum 21. Juh 2013 geltenden Fassmig gemeint ist. 

(Vergleiche lüerzu auch die Ändenmgen in Artikel 6 Num- 
mer 2 und 4 (§ 285 Nummer 26 imd § 314 Absatz 1 Num- 
mer 18 Handelsgesetzbuch).) 

Zu Artikel 11 (Ändenmg des Vemiögensanlagenge- 
setzes) 

Zu Nummer 2 (§ 32) 

Zu Absatz 7 Satz 2 

Für AIF-Kapitalverw'altungsgesellschaften imd von ihnen 
verw'altete AIF, w'elche die Voraussetzimgen von § 353 Ab- 
satz 4 erftillen. gelten weiterliin die Reclmmigslegmigsvor- 
scliriften nach dem Vennögensanlagengesetz. Zusätzliche 
Anfordenmgen werden auf Gnmd der Anfordenmgen von 
Artikel 22 der Richtlmie 2011/61/EU aufgestellt. 

Zu Absatz 8 Satz 1 

Die Ändenmg dient der Konektur des Zeitpimktes. bis zu 
dem das Vennögensanlagengesetz w'eiter anzuw^enden ist. 
§ 353 Äbsatz 6 in Verbindimg mit § 351 Äbsatz 3 imd 4 mid 
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§ 345 Absatz 6 uiid 7 oder § 351 Absatz 6 und § 345 Ab- 
satz 8 des Kapitalanlagegesetzbuclis regebi den Zeitraum, 
für den das bereits zum 21. Juli 2013 bestehende Veitiiebs- 
recht nach den Vorschriften des Vemiögensanlagengesetzes 
weiter besteht. Für diesen Zeitraimi ist demzufolge auch das 
Vermögensanlagengesetz w'eiter anzuw'enden. Mit Ende die- 
ses Vertriebsrechts zu dem in § 345 Absatz 6 genaimten Zeit- 
pimkt ist ein Vertrieb nur noch nach den Vorschriften des 
KAGB zulässig. Zu diesem Zeitpunkt endet auch die An- 
wendbarkeit des Vermögensanlagengesetzes. 

Zu Artikel 18 (Ändenmg des Kreditwesengesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Zu Buchstabe a (Absatz la Satz 2) 

Zu Doppelbuclistabe aa - neu - (Nununer 10) 

Diuch die Änderung w'iid klargestellt, dass das Finanzie- 
nmgsleasing nur dami eine Finanzdienstleistimg darstellt, 
wemi es nicht im Ralmien der kollektiven Vetmögensver- 
waltiuig nach dem Kapitalanlagegesetzbuch erfolgt, hi 
Zukunft kömien auch kollektive Anlagen, die Finanzie- 
nmgsleasing erbringen, in den Anwendungsbereich des 
Kapitalanlagegesetzbuclis fallen. Die Euifügung stellt klar, 
dass in diesen Fällen keine Doppelaufsicht, sow'ohl nach 
Kapitalanlagegesetzbuch als auch nach Kreditwesengesetz 
erfolgt. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Nummer 12) 

Mit den Änderungen wird ein redaktionelles Versehen besei- 
tigt. 

Zu Buchstabe c — entfällt - (Absatz 3a Satz 3) 

Die Änderungen in Niunmer 1 Buchstabe c (§ 1 Ansatz 3a 
Satz 3). Nimimer 3 (§ 8b Absatz 1 Satz 2) mid Nmnnier 5 
(§ 10b Absatz 3 Satz 5) betreffen Vorscliriften über Fuianz- 
konglomerate. Diese sollen im neuen Finanzkonglomerate- 
Aufsichtsgesetz (FKAG, Dracksache 17/12602) zusammen- 
gefasst werden. Die Regehmgen fallen mit Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Umsetzmig der Richtlinie 201 1/89/EU des Eu- 
ropäischen Parlaments mid des Rates vom 16. Novem- 
ber 2011 zur Änderung der Richtlinien 98/78/EG, 2002/87/ 
EG, 2006/48/EG mid 2009/ 13 8/EG liinsichthch der zusätzh- 
chen Beaufsichtigmig der Finanzimtemelmien eines Finanz- 
konglomerats w'eg. Aus diesem Gnuid sind die genaimten 
Ändenmgsbefelile ersatzlos zu streichen. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc und dd 
sowie Buchstabe b Doppelbuchstabe dd neu — 

(§ 2 Absatz 1 Niunmer 10 mid 11 sowie Absatz 6 Satz 1 
Nmumer 19 und 20) 

Dmch die Anpassung der Bereichsausnalmien wird gewähr- 
leistet. dass die Verengung des Begriffs der Vemiögensanla- 
gen im Vermögensanlagengesetz mid die Einfülumig des Ka- 
pitalanlagegesetzbuches nicht dazu fiiliren. dass z. B. 
Treuliänder eine Erlaubnis nach dem Kieditwesengesetz be- 
nötigen. Durch die Ändenmgen bleiben die Bereichsausnah- 
nien inlialtlich miverändert. 

Zu Nummer 3 - entfällt - (§ 8b Absatz 1 Satz 2) 

Vergleiche liierzu die Begründmig zu Nununer 1 Buch- 
stabe c (§ 1 Ansatz 3a Satz 3). 


Zu Nummer 5 — entfällt — (§ 10b Absatz 3 Satz 5) 

Vergleiche liierzu die Begründmig zu Nimimer 1 Buch- 
stabe c (§ 1 Ansatz 3a Satz 3). 

Zur neuen Nummer 5 (§ 29 Absatz 2 Satz 2) 

Redaktionelle Koirektur eines Verw'eisfelilers. 

Zu Nummer 9 — neu - (§ 64o) 

Durch Absatz 1 wird sichergestellt, dass für Institute, die auf 
Gtmid der Übergangsvorscluiften in § 353 Absatz 1 bis 3 
nicht miter das Kapitalanlagegesetzbuch fallen, die Vor- 
scliriften des Kreditwesengesetzes weiterliin Anwendung 
finden. 

Absatz 2 stellt sicher, dass für Institute, die bisher als Finanz- 
dienstleistmigsiiistitut nach diesem Gesetz reguliert waren, 
dmch das AJFM-Unisetzungsgesetz aber nach dem 
21. Juli 2013 nicht mein dem Kreditw'esengesetz. sondern 
dem Kapitalanlagegesetzbuch miterfallen. bis zur Stellung 
des Erlaubnisantrages gemäß § 22 des Kapitalanlagegesetz- 
buclis oder der Registrienuig die Vorschriften des Kredit- 
wesengesetzes weiter Anwendmig finden. Damit soll eine 
Regelmigslücke fiir den in § 343 Absatz 1 des Kapitalanla- 
gegesetzbuchs vorgesehenen Übergangszeitraum vermieden 
werden. 

Zu Artikel 19 (Ändenmg des Eiiilagensichenmgs- 
iiiid Aiilegerentschädigimgsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§1 Absatz 1 Nimuner 4) 

Die Ändermigen dienen der Anpassmig an die Ändermigen 
des EAEG, die durch das Gesetz zm Änderung des Gesetzes 
über die Kreditanstalt für Wiederaufbau mid weiterer Ge- 
setze vorgenommen werden, da dieses zeitlich vor dem 
AIFM-UmsG in Kraft tritt. 

Zu Artikel 20 (Ändenmg des Finanzdienstleistimgs- 
aufsichtsgesetzes) 

Zu Nummer 3 (§15 Absatz 1 Nimuner 7 Buchstabe a) 

Es handelt sich imi die redaktionelle Korrektm eines Ver- 
weisfehlers. 

Zu Nummer 5 Buchstabe b (§ 16e Absatz 3) 

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb 
(Nunuiiera 1 mid 2) 

Es handelt sich mn eine redaktionelle Anpassung an die Än- 
dermigen von § 2 Absatz 1 mid 6 KWG (Artikel 18 Num- 
mer 2 Buchstabe a und b). 

Zu Doppelbuchstabe dd (Nmnnier 4 — neu — ) 

Es handelt sich um redaktionelle Ändermigen zm Anpas- 
smig an die Ändermigen in § 44 KAGB. 

Zu Nummer 6 (§ 16f Absatz 1 Nimuner 2) 

Es handelt sich mn eine redaktionelle Berichtigung. Nicht 
§ 120 Absatz 3 KAGB, sondern § 120 Absatz 2 KAGB 
nimmt Bezug auf §101 Absatz 1 Satz 3 Nimmier 1, in 
dessen Satz 6 die für die Bemessmig der Unilagebeträge 
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entscheidende Angabe des Wertes des Sondercemiögens 
geregelt ist. 

Zu Artikel 25 (Ändenmg des Versichenuigsauf- 
sichtsgesetzes) 

Zu Nummer 3 - entfällt - 

Die Regelimgen über Finanzkonglomerate sollen im neuen 
Finanzkonglomerate- Aufsichtsgesetz (FKAG, Drucksa- 
che 17/12602) zusammengefasst werden. Die Vorschrift des 
§ 104k VAG wird in § 2 FKAG abgebildet imd fallt mit hi- 
krafttreten des Gesetzes zur Umsetzimg der Richtlinie 2011/ 
89/EU des Eiuopäischen Parlaments imd des Rates vom 
16. November 2011 zur Änderung der Richtlinien 98/78/EG, 
2002/87/EG, 2006/48/EG imd 2009/138/EG lünsichtlich der 
zusätzlichen Beaufsichtigung der Fmanzimtemelunen euies 
Finanzkonglomerats weg. Aus diesem Grund ist der Ände- 
nmgsbefelil m Artikel 25 Nimuner 3 ersatzlos zu streichen. 

Zu Artikel 26a - neu - 

(Ändenmg des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes) 

hn Hüibhck auf die Verw'alter von Organismen fiu gemeui- 
same Anlagen m Wertpapiere (OGAW) handelt es sich um 
euie redaktionelle Anpassung des Fuianzkonglomerate-Auf- 
sichtsgesetzes an Begjiffliclikeiten des Kapitalanlagegesetz- 
buclis. Im Hüiblick auf die Veiw'alter alternativer hivest- 
mentfonds (AIF) dienen die Ändeiungen der Umsetzmig von 
Artikel 1, Artikel 2 Nmiuner4, 5a mid 16, Artikel 3 Ab- 
satz 2 Unterabsatz 4 imd Artikel 30a der Richthnie 2002/87/ 
EG m Verbindimg mit Artikel 6 Absatz 3 der Richt- 
luiie 2011/89/EU. 

Zu Artikel 27 (Folgeändenuigeii in Rechtsverord- 
nimgen) 

Zu Absatz 4 (Änderung der Wertpapierdienstleistmigs- 
Prüfimgsverordnimg) 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassimgen an die Dritte 
Verordnung zur Ändenmg der Wertpapierdienstleistungs- 
Prüfimgsverordnimg. da diese Verordnimg zeithch vor die- 
sem Gesetz m Kraft tritt. 

Zu Absatz 5a - neu — 
(WpFlG-Mitarbeiteranzeigeverordnimg) 

Es handelt sich um euie redaktionelle Anpassimg der 
WpHG-Mitarbeiteranzeigeverordnung an das KAGB. 
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Ralph Brinkhaus Dr. Carsteu Sieliug 

Berichterstatter Berichterstatter 


Zu Absatz 7 (Ändeiung der Zahlimgsinstituts-Rech- 

nungslegmigsverordnimg) 

Zu Nmimier 2 (§ 33 Absatz 7) 

Es handelt sich mn eme redaktionelle Ändenmg. da m Ab- 
satz 7 Nmimier 1 § 13 imd nicht § 15 geändert wird. 

Zu Absatz 9 (Ändenmg der Versichenmgsimtemeh- 

mens-Reclmimgslegimgsverordnimg) 

Zu Nmnmer 3 (§ 64 Absatz 14 - neu -) 

Es handelt sich imi die Koixektur einer infolge der Verkün- 
dmig des Kleuistkapitalgesellschaften-Bilanzrechtsände- 
rungsgesetzes am 27. Dezember 2012 venirsachten redak- 
tionellen Unrichtigkeit. 

Zu Absatz 21 (Ändenmg der Anlage zur Verordnmig 
über die Satzimg der Bimdesanstalt für Fi- 
nanzdienstleistungsaufsicht) 

Die Ändenmg ist redaktioneller Natur. Auf Gnmd der am 
5. März 2013 ui Kraft getretenen Dritten Verordnung zur 
Ändenmg der Verordnung über die Satzung der Bimdesan- 
stalt für Fmanzdienstleistimgsaufsicht bedarf es der bisher 
vorgesehenen Anpassmig von § 3 Absatz 6 Satz 1 Num- 
mer 3 der Satzmig der Bimdesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsicht nicht melir. 

Zu Artikel 28 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Mit der Ändenmg in Aitikel 2 (Ändenmg des hivestmentge- 
setzes) wird em redaktioneller Felder im Ausftilinmgsgesetz 
zur Verordnmig (EU) Nr. 648/2012 über OTC-Derivate. 
zentrale Gegenparteien mid Transaktionsregister (EMIR- 
Ausfülinmgsgesetz) beseitigt. Die Ändenmg des Invest- 
meutgesetzes durch Artikel 2 tritt gemäß der Ändenmg von 
Artikel 28 Absatz 1 am Tag nach der Verkündung dieses Ge- 
setzes in Kraft. Es wird erwartet, dass der Tag nach der Ver- 
kündmig dieses Gesetzes vor dem 22. Juli 2013 hegt. Die 
Ändenmg ui Artikel 2 wird daher zu diesem Zeitpunkt in das 
bestehende hivestmentgesetz aufgenonmien. Das Invest- 
mentgesetz wird daim am 22. Juli 2013 durch Artikel 2a mid 
Artikel 28 Absatz 2 dieses Gesetzes aufgehoben. Das Invest- 
mentgesetz in seuier bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fas- 
sung. auf das m den Übergangsvorscliriften des KAGB ver- 
wiesen wird, enthält damit die m Artikel 2 vorgenonmienen 
Ändermigen des hivestmentgesetzes. 


Björn Sänger Dr. Thomas Gambke 

Berichterstatter Berichterstatter 
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